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I, U, II, IV, V, VI = erfter bi8 jechster Eiviljenat bes Reichsgerichts. 
4.8.6. = Allgemeines Berggejeb. 
AR. = Preufifches Allgemeines Landredit. 
A. G. = Anfechtungsgeleß. 
%. G.09..= Breußifhe Allgemeine Gerichtdordnung. 
%.S.B.B. = Allgemeine Seeverfiherungsbedingungen. 
B. = Baden. 
B.L.R. = Badijches Landredit. 
E.P.09. = Eivilprozeßordnung. 
E. = Entiheidungen. _ 
E. St. = Entfheidung in Strafjadhen. 
E. ©. = Einführungsgefeß. 
E.€E. 6. = Preufifches Geje fiber den Eigenthumserwerb vom 
5. Mai 1872. 
Er. = Elfaß-Lothringen. 
5. = Nheinisch-Franzöfifches Recht. 
$.3.9. = Grumdbudordnung. 
©. O9. = Gewerbeordnung oder Gebührenordnung. 
6.R. = Gemeines Redt. 
®.©. = Gefeßjanmlung. 
9.6.8. = Handelsgefekbud). 
K.D. = Konkursordnnung. 
D.9.6. = Offene Handelsgejellichaft. 
D.%. = Berliner Obertribunal. 
Pl. = BPlenarentiheidung. 
Br. = Breufen. 
R.G. = Neichsgeridt. 


Erfite Abtheilung. 
Nehtöguellen, örtliches und zeitliches Necht. 


1. Nad) Art. 12 de3 Reichsgefekes vom 22. Mai 1893 wird 
den im Kommunaldienit angeftellten Militäranwärtern nad) Maß- 
gabe der SS. AS ff. des Reichsbeamtengejeges vom 31. Mai 1873 
die Militärdienftzeit bei Ermittelung der Penfion als penfions- 
fähige Dienstzeit in Anrechnung gebradjt, wern und joweit nad) 
Landesrecht eine Anrechnung der Zeit jtattfindet, welche im Eivil- 
dienjt vor Erlangung einer feiten mit Anjprud) oder Ausficht auf 
Penfion verbundenen Anftellung verbracht wurde. Gegen die Maß- 
geblichkeit diefer Beitimmung konnte die verklagte Stadt nicht ein- 
wenden, daB die Penfionirung der Kommunalbeamten nad) der 
Reichsverfaflung nicht der NReichSgefetgebung unterliege. Denn die 
Berjorgung der Militäranmwärter nad) ihrem Ausfcheiden aus dem 
Deilitärdienit unterliegt der Neichsgefetgebung, wie das ganze 
Militärweien — Art. 4, Nr. 14 der Reichsverfaffung —. Die 
Vorjchriften des Landesrechts müffen aber, auch wenn fie einem 
Gebiet angehören, welches an fi) der Gejeßgebung des Reichs 
nicht unterworfen ift, der Gejeßgebung des Reichs weichen, jobald 
fie fi al nicht vereinbar mit diefer innerhalb der verfafjungs- 
mäßigen Grenzen ausgeübten Gejeßgebung erweifen. — Bgl. 
Zaband, 3. Aufl., Bd. 2, ©. 716, Anm. 3. IV, 302/95 vom 
27. Febr. 96. Bol. 16, 653. 

2, gl. Bd. XI, Nr. 1, 8, 463 (R. ©. €, Bd. 28, ©. 300). 
Zu der Zeit, al die Generalorder vom 6. Suni 1742 und das 
die Errichtung einer bejonderen Weuerfozietät für Breslau be- 
treffende Magiftratspublifandum vom 3. Nov. 1749 ergingen, 
war Breslau eine Feltung. Damald wurden die außerhalb der 

Praxis des Neichögerichtd. XXII. 1 


GSefeis. 


Städtifdje 
Statuten. 


2 Rechtsquellen. 


on Seltungswerfe Liegenden Borjtädte von Breslau zur Sozietät der 
aten.  niederfchlefiichen Städte gefchlagen. Im 3. 1807 wurde die Ent- 
feftigung von Breslau ausgejprodhen und einige Iahre jpäter das 
Veitungsterrain durch Königliche Schenfung der Stadt überwiefen. 
Die Grundftüde der Klägerin bilden einen Theil des früheren 
Vejtungsterrains, insbejondere des auf dem rechten Doderufer be- 
legenen Dderfronenwerfs. Daß diefe Grundjtüce nicht zu dem 
damaligen Gebiet der Stadt Breslau, für welches die Yeuer- 
jozietät gegründet wurde, gehört hätten, und daß deshalb Klägerin 
al3 deren Eigentümerin nicht Mitglied der Teuerverficherungs- 
Sozietät Breslau wäre, läßt fi nidht darauf gründen, daß das 
Teftungsterrain in den Jahren 1742 und 1749 nicht der Yuris- 
diktion der jtädtiichen Behörden Breslaus unterworfen gewejen 
wäre. Da das Magiftratspublifandum in Ausführung des König- 
lichen Befehls ergangen ift, bedarf e8 einer Unterfuchung, welchen 
räumlichen Bezirk nad) dein Willen des Königs die für die Stadt 
Breslau gejondert im Gegenjat zu den übrigen Niederichleftichen 
Städten zu errichtende Feuerfozietät umfaffen follte. Es ijt davon 
auszugehen, daß nad) der Abficht des Königs alle ftädtifch De- 
bauten Grundftüce Niederichlefiens zur Verficherung herangezogen 
werden follten, und ziwar entweder in der Sozietät für die Nieder- 
Schlefiichen Städte oder in der Sozietät für die Stadt Breslau. 
Der Raum, welder feiner Zeit von den Fejtungswerfen ein- 
genommen war, war dadurch damals der Bebauung entzogen. Zu 
enticheiden bleibt, ob die ftädtifchen Gebäude, welche nach der Ent- 
feftung auf diefem Naume zwijchen der inneren Stadt und den 
Borftädten ausgeführt find, nad) der Abficht des Gejetgebers der 
Fenerfozietät Breslau oder der der Niederjchlefiichen Städte an- 
gehören: ob in Ermangelung gegentheiliger Momente die Fetungs- 
werke, obgleich unter der unmittelbaren Meilitärhoheit des Staates 
ftehend, damals zum Gebiet der Stadt Breslau gehörten. Dieje 
legtere Frage wird wefentlich nad) gefchichtlichen Gefichtspunften 
zu beantworten fein, vielleicht für die einzelnen Tejtungswerfe je 
nach deren Lage und Entftehung verjchieden. I, 344/95 vom 

22. Bebr. 96. | | 
Gerohnheits- 3. Kläger hat behauptet und unter Beweis gejtellt, daß den 
anuum Drtsangejeffenen von Schöneberg, welche der evangelijchen Kirchen- 
zum: gemeinde dafelbit das Grundftüd zur Anlegung des Gottesaders 
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gejchenft haben, eine bejtimmte Stelle al® Beerdigungsplag für Gewognbeits- 
fie und ihre Familienangehörigen refervirt fei, und daß fie jeit en 
vielen Yahrzehnten für diefen Begräbnißplag, auf welchem id) 
auch das Erbbegräbniß des Klägers von 3 Duadratruthen befinde, 

an die Beflagte nicht gezahlt hätten. Darin kann die Grundlage 

für eine Obfervanz gefunden werden, daß jenen Ortsangefeffenen 

die refervirte Stelle al8 freier Begräbnißplat zu belaffen jei. Die 

dur) Forderung einer Zahlung veranlaßte Feititellungsflage war 

vom Kammergericht abgewiejen; aufgehoben, zurücverwiejen. IV, 

200/95 vom 16. Ian. 96. 

4. Durd die Hamburger Hafenordnung von 1866, $.7, war 
wegen der damaligen Enge des Hafens polizeilich verboten, daß 
die Schiffe nicht (über Nacht) abgebäumt liegen blieben. Nad)- 
dem der Hafen erweitert ift, ift jene Vorjchrift jeit 1888 nicht 
mehr angewendet worden, und, wie das Berufungsgericht annimmt, 
die desuetudo befeitigt, weil fie nad) der in dem bethetligten Per- 
jonenfreife der Führer der Schiffe und der Behörden als nicht 
mehr gültig angejehen wurde. Das ift nicht rechtsirrthümlid). 
Unerheblich, was fich die Ewer- und Schutenführer dabei dachten. 

I, 42/96 vom 16. Mat. 

5. Im Fall 423. Im Hindlid auf Art. 15 der Militär Hertliches 
fonvention zwischen Baden und Preußen vom 25. Nov. 1870 und Redt. 
den Umftand, daß der heffiiche Staatsangehörige %. unmittelbar 
vor feiner Ernennung zum Ober» und Kriegsauditeur bei dem 
14. Armeeforps feinen Wohnfig in Darmftadt hatte, find für die 
erbrechtlichen Verhältniffe der Kinder das in Darmjtadt geltende 
gemeine und Kagenelnbogenjche Recht maßgebend und zwar jo- 
wohl dahin, daß, wie das Oberlandesgericht Karlsruhe irrevifibel 
angenommen hat, infolge des Verzicht8 der minderjährigen Kinder 
auch die volljährigen troß ihrer Einmifchung in die Erbichaft 
nachträglich auf diefelbe verzichten durften, als für die vom Ober- 
landesgericht bejahte Frage, ob Rechtshandlungen, welche ein Erbe 
vor feinem Verzicht auf die Erbichaft bezüglich der zum Nachlaß 
gehörigen Bermögensftüde vorgenommen hat, auch noch nachher 
troß des DVerzichts ihre rechtliche Wirkfamkeit behalten. Demnad) 
ift der Anspruch der Kinder aus dem Kauf infolge deren Ber- 
zichts auf den Nachlaß mit diefem auf die Konfursmalje über- 
gegangen. II, 275/95 vom 7. Ian. 96. Vgl. 563. 

1* 
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6. Im Fall 351 hat das Berufungsgericht event. Allg. Yand- 
vecht angewendet. Es ijt aber nicht abzufehen, weshalb das Necht 
des Wohnfites des einen Kontrahenten angewendet werden joll. E8 
ift beim Mangel einer gefeglichen Bejtimmung zu unterfuchen, 
weldem Recht Parteien fie) bei Abjchluß des Auseinanderjegungs- 
vechts unterwerfen wollten, wobei zu berücfichtigen, daß der Kläger 
in Trier wohnte, dort das Hauptgeichäft war, und dort der DVer- 
trag gejchlojjen ift. Il, 320/95 vom 4. Febr. 96. 

7. Die Hauptichuldnerin, eine Aftiengefellichaft, welche nad) 
den Behauptungen der Beklagten ihren Sig in England hat, 
hatte eine Handelsniederlaffung und ihre chemische Fabrif in Mül- 
heim a./Ruhr und nahm den Kredit eines Kölner Bankthaufes in 
Anspruch, der ihr zum Betriebe der Fabrik durh Bezahlung von 
ZTratten, zum Theil in Baarem gewährt ift. Die Beflagten hatten 
auch einen Vertreter an Ort und Stelle, welcher die Geldbeträge 
in Empfang nahın, auf deffen Anweifung diejelben an die dor- 
tigen Berfonen und Geschäfte gezahlt wurden. Das Berufungs- 
gericht nimmt an, daß nad) den Grundfäten von Treu und Glau- 
ben im Verkehr die Hauptfchuldnerin nur den Willen gehabt 
haben fann, fich bei diefem Kreditverhältnig dem inländifchen Recht 
zu unterwerfen, und daß dies bezüglich der beklagten in England 
wohnenden Bürgen, welche für den nämlichen Gejchäftsbetrieb die 
zur Erlangung weiteren Rredits nöthige Sicherheit durch ihre in 
Köln ausgeftellte Urkunde gewähren, gleichfall® anzunehmen jet. 
Die Beklagten find deshalb unter Ablehnung der Anwendung 
englifchen Rechts nad) dem 9. ©. B. und dem Code zur Zah: 
lung verurtheilt. Nevifion zurüdgewiefen. Il, 328/95 vom 
11. Gebr. 96. 

8 Das Prozeßgericht Hat nad) dem Recht feines Landes zu 
entfcheiden, nach welchem Landesrecht ein Nechtsverhältnig zu De= 
urtheilen fei. Nach dem in Württemberg geltenden Gem. R. ifi 
für die Beerbung das Recht des Tetten Wohnfiges des Erblafjers, 
ohne Rüdficht auf die Staatsangehörigfeit, maßgebend. Hier war 
ein badifcher Stantsangehöriger geftorben. Das badifche eheliche 
Güterreht beherrfcht nicht die im Falle ded Todes eintretenden 
Folgen in dem Maße, daß nicht für die Vererbung des Nachlafjes 
jene Regel maßgebend wäre. Denn nad) dem Ableben wird das 
gütergemeinschaftliche Vermögen fo getheilt, daß die eine Hälfte 
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den Nachlaß des Verjtorbenen bildet und fich dann nad den all- 
gemeinen Grundfägen vererbt. III, 356/95 vom 3. März 96. 

9. Im Fall 593/94 Hatte fi) Kläger darauf berufen, daß 
die Mißhandlungen nach) dem gothatichen Ehegejeß durch Fort- 
fegung der Ehe als verziehen gelten. Allein hier handelt es fid) 
nicht um eherechtliche, jondern um erbredhtliche Fragen; und die 
MWiderrufbarkeit des Tejtaments wird nach Franzöfiichem Recht 
durch Gefeß des legten Domizild der Erblafjerin, aljo nad) Fran- 
zöfiihen echt beurtheilt. IL, 12/96 vom 27. März. 

10. Im Fall 250 und 555 bejtimmte fich die Frage, ob 
nah dem Univerjalfucceffionsreht die Witwe ftatt des W. die 
Geifion. mit ihrem Namen ausfüllen dürfte, nach) Bremifchem Redt. 
Denn W. war dort geftorben, und die Witwe W. lebt noch in Bre- 
men. V, 371/95 vom 28. März 96. 

11. Im Fall 466 Hatte fi) Beflagte gegenüber der Klage 
des Barijer Kommiffionärs darauf berufen, daß zwijchen Parteien 
reine Differenzgefchäfte geichloffen wären. Das Berufungsgericht 
hatte dieje Einrede auf Grund des Franzöfiichen Rechts verworfen, 
dn8 NReichsgericht hat aufgehoben, zurücverwiejen. Im Gebiet des 
Pr. AR. darf, da Spielfchulden aus Gründen der guten Sitten 
und des öffentlichen Rechts für unflagbar erklärt find, nicht auf 
Zahlung einer Spielfchuld erfannt werden, aud) wenn diejelbe da, 
wo fie Fontrahirt ift, Hagbar war — R.D.9.©. €, Bb. 14, 
©. 277; DBolze, Praris, Bd. II, Nr. 30 —. 1, 437/95 vom 
1. April 96. 

12. Der Kläger ift preußifcher Staatsangehöriger; er hat im 
November 1894 von Frettftädt im Herzogtum Braunfjchweig, wo 
er damals in Arbeit ftand, feinem Bruder zu Wroblewo drei 
weimarijche und drei anhaltifche Xotterieloofe mit der Beftimmung 
überjandt, davon ein Baar für fich auszuwählen und al8 Geburts- 
tagsgabe für jeine Ehefrau zu behalten. Der Bruder und jeine 
Ehefrau haben das Gefchenf unter Auswahl angenommen. Nad)- 
dent auf da8 ausgewählte anhaltijche Xoo8 ein Gewinn von 
4500 Mark entfallen war, hat der Kläger in der am 22. Ian. 
1596 erhobenen Klage die Schenfung auf Grund $8.10W AU.R. 
I, 11 widerrufen. Die Belflagten find zur Herausgabe des Ge- 
winnes in der geflagten Höhe von 2000 Darf verurtheilt; Nevi- 
fion zurüdgewiejen. Denn im Hinblid auf 8.111 MUR LT 5 
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war die Anwendung des AL. R. Hinfichtich der Form und des 
Widerrufs der Schenkung nicht zu beanftanden. Die nad) Preußen 
gefandte Schenfungserklärung ijt dort angenommen. IV, 423/95 
vom 21. April 96. Bol. 312. 

13. Im Fall 469 wollen die unter der Herrichaft theils des 
Semeinen, theild des Pr. Ü.!. R., theild des Bad. L. R. ihre 
Sabrifen betreibenden Beklagten das Gem. R. von Münden an- 
gewendet wiffen, wo der in Freiburg i. B. wohnende Kläger M. 
jeine Sabrif hat, in der die Beklagten angelernt find. E8 ift aber 
gegen den einzelnen Beklagten ohne Rechtsverftoß das (feines?) 
Erfüllungsorts bezw. da8 Gem. R., Ü.U.R, Bd. UR. an- 
gewendet. III, 12/96 vom 24. April/12. Mat. 

14. Für die Ehefrau W. hatte die Germania Life Insu- 
rance Company in New-Norf jog. Wife-polices ausgefteltt, 
durch weldye das LXeben des Ehemanns verfihert war for the sole 
use of his wife Eleonora W. über 1000 Doll. und 4000 Doll. 
Durch Erfenntnig des Hamburger Niedergerichts vom 8. Sept. 
1876 war die Frau W. verurtheilt, diefe Policen auf den ts 
zwiichen von feiner Ehefrau beerbten 9. in Hamburg zu über- 
tragen. Die Ehefrau W. und die Witwe H., welche fih im 
Befiß der Police befindet, Haben ji) im 3. 1392 dahin ver- 
glihen, daß jene diefer ihre Rechte aus der Verficherung abge- 
treten hat. Die Lebensverficherungsgefellichaft Hat weder jenem 
Urtheil, noch diejer Abtretung Folge gegeben. Die Klage der 
Frau H. wider die Lebensverficherungsgejellihaft auf Zahlung 
von auf die Policen entfallenen Dividenden tft von den Haıt- 
burger Gerichten abgewiejen, Revifion zurücdgewiejen. Denn, wie 
das Berufungsgericht ausfpricht, enthielt das im 3. 1877 gel- 
tende Necht des Staates Nerw-Nork neben der pofitiven Vorjchrift, 
daß die Ceffion der Rechte aus den Wife-polices in beftimniter 
Form erklärt werden müffe, den Grundfaß, daß eine gerichtsfeitig 
bewirkte oder ergänzte Eeijion die Abtretungserflärung der Che- 
frau nicht zu erjegen vermöge. Dieje zur Sicherung der Ehefrau 
gegen deren und ihres Chemanns Gläubigern bejtimmte Befchrän- 
fung der Uebertragbarfeit ift, weil dem materiellen Recht angehörig, 
ebenfo wie die Vorschrift, welche die Geffion nur zuließ, wenn die 
Ehefrau feine Defcendenten hatte, maßgebend; denn fie gehört dem 
örtlichen Net an, welches für die Beurtheilung de8 Anspruchs 
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an die Lebensverficherungsgefellichaft jelbft maßgebend ift. “Da 
nach war e3 gerechtfertigt, daß die Beklagte dem Erfenntniß des 
Niedergerichts Feine Folge gegeben hat. I, 29/96 vom 9. Mai. 

15. Durd Urtheil der Supreme Court County New-York 
vom 1. April 1879 war ausgeiprocdyen, daß der Kaufmann M. 
zu New-Hork beredtigt fei, alle auf Grund jener Policen (14) 
zu leiftenden Zahlungen an Dividenden u. f. w. entgegenzunehmen, 
bis feine Forderung an W. & Co. von 8327 Doll. gededt jet. 
Durch Urtheil vom 25. April 1879 erging der Beicheid, daß 
die Lebensverficherungsgefellfchaft, welche auf die an fie ergangene 
Ladung nicht erichienen war, an diefes Urtheil gebunden jei. Wenn 
nun auch die im I. 1392 gethätigte Eeffion an Frau H. wegen der 
inzwifchen geänderten Gejeßgebung von New-Norf gültig ift, jo ift 
doc die Kebensverjicherungsgefellichaft an die Enticheidung des zu- 
jtändigen New-Norfer Gerichts gebunden und die Beklagte Tann 
fich wegen der an M. geleifteten und noch zu leiftenden Zahlungen 
auf jenes Urtheil auch) der Ceifionarin gegenüber zu ihrer Be- 
freiung berufen. I, 29/96 vom 9. Mai. 

16. Im Tall 1 und 653. Der Kläger ift am 3. Mai 1873 
im Dienft der beflagten Stadt als Polizeifergeant angejtellt und 
am 1. Mai 1893 penfionirt. Bis 1. April 1893 galt der Grund» 
jaß, daß die von dem Gemeindebeamten vor dem Eintritt in den 
Gemeindedienft geleiftete Militärdienst bei der Berechnung der 
Penfion nicht in Anrechnung zu bringen jei, jofern folches nicht 
verabredet war — Striethorft, Bd. 99, ©. 86 —. Das ift durd) 
Reichsgefeg vom 22. Mai 1895 geändert. Denn diefes ift nad 
Art. 27 mit dem 1. April 1893 in Kraft getreten. Nad) Art. 23 
findet aber Art. 12 (8. 107 des Gefetes vom 27. Suni 1871) 
auf die nach dem Inkrafttreten des Gejetes aus dem Civildienft 
Ausfcheidenden, aljo aud) auf den Kläger Anwendung. IV, 302/95 
vom 27. Sebr. 96. 
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17. Köln. Das eritinjtanzliche Urtheil hatte die Klage gegen 
die Straßenbahngejellichaft abgewiejen, weil den verlegten Knaben 
von 7 Iahr 7 Monaten ein eigenes Verfchulden treffe, und nur 
bei Kindern unter fieben Jahren ein fchuldbares Handeln nicht mög- 
fi) fei. Das Oberlandesgeriht hat die Berufung ohne nähere 
Begründung zurücgewiejen. Das Neichdgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiefen. Das FTranzöfiiche Necht Fennt den Lnterjchied 
zwifchen infantia und impubertas überhaupt nit. 8 war zu 
prüfen und zu entjcheiden, ob namentlich mit Nücficht auf die In- 
dividualität des Knaben demfelben troß feines jugendlichen Alters 
das Bewußtfein und die erforderliche Einficht von der Gefährlich- 
feit feiner Handlungen bei dem in Frage Itehenden Vorfall bei- 
gewohnt Hat. Sonft wäre eigened Berjchulden ausgefchlofien. 
Il, 345/95 vom 25. Febr. 96. 

18. Gem. R. Ein neunjähriger Knabe war von dem Wagen 
einer Straßenbahn überfahren und hat in Folge dejien einen Arnı 
verloren. Die Klage aus dem Haftpflichtgefeß ift wegen eigenes 
Berjchuldens des Knaben abgewielen, Revifion zurücgewiefen. 
Denn nad) der herrichenden Anficht ift al8 pubertati proximus 
derjenige anzufehen, weldhem in concreto Zurechnungsfähigfeit 
beigemefjen werden fann; und das ijt einerfeitS nad) der Indivi- 
dualität des Knaben, andererjeits nad) der objektiven Sachlage 
vom Berufungsgericht angenommen und begründet. Die Zured)- 
nungsfähigfeit für die civilvechtliche Verantwortlichfeit bei einem 
Delikt beftimmt fic) aber nicht nach der jtrafrechtlichen Zured)- 
nungsfähigfeit. Und bei der Trage, ob Zuredjnungsfähigfeit für 
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eigene Berjchulden anzunehmen jet, um den Anfprud auf Sandlungs- 
Schadenserfag aus dem Haftpflichtgefets auszufchließen, ift nad;  Mbiakeit. 
demjelben Grundfaß zu beurtheilen, wie bei der Haftung auf 
Schadenserjat aus einem Delift. VI, 179/95 vom 16. März 96. 

19. Der Beklagte ift durdy Beichluß des Amtsgerichts vom 

19. San. 1892 wegen Berjchwendung und Gemüthsichwäche ver- 
beiftandet — Bad. X. R., Art. 499 u. 513 —, am 21. Oft. 1892 
vollitändig entmündigt. Am 21. Nov. 1891 hat er das Haus des 
Klägers gekauft. Er wurde zur Zahlung des Kaufpreifes ver- 
urtheilt; Revifion zurücgewiefen. Denn eine Rundbarkeit der 
Geiftesftörung des Beklagten war zur Zeit des Geichäftsabfchluffes 
nicht vorhanden. Nach dem Gutachten des Sachverftändigen, wel- 
dem das Berufungsgericht folgt, war aber aud) am 21. Nov. 
1891 und am 30. Nov., als die Parteien die Eintragung in das 
Grundbud) beantragten, eine Geiftesftörung bei dem an chronischen 
Affoholismus leidenden Beklagten in fo hohem Grade, daß fie die 
Willensfähigkeit deffelben nicht bloß beeinträchtigte, fondern gänz- 
ih aufhob, nicht vorhanden. Danad) Fonnte auch Bad. 2. R., 
Art. 1108 nicht angewendet werden, daß der Vertrag mangels 
Willensübereinftimmung ungültig gewejen wäre. II, 5/96 vom 
17. Mär;. 

20. Im Fall Bd. 18, Nr. 15, 16 hat das Kammergericht Deffentliche 
num angenommen, daß den Beklagten das Recht, Spreefchiffe an Faden. 
ihrem Ufer (gegen Gebühr) laden und löfchen zu laffen, als pri- 
dates Sonderrecht zuftehe, und daß fie in der Ausübung diejes 
Rechte durd die Schwimm- und Badeanftalt der Stadt Berlin 
geftört werde. Demgemäß ift die Klage der Stadt abgemwiefen 
und diefe durch die Widerflage verurtheilt. Cine gejegliche Ver- 
muthung für die gefchehene Einräumung des Yaderedhts als jeiner 
Servitut am Fluffe folge gemäß $. 15 WMUUR. I, 22 aus dem 
Beitehen des Krahns als einer zur Ausübung des Rechts be- 
ftimmten neuen Anlage; die Verleihung des Rechts jei aber erfolgt 
durch die Allerhöchjite Kabinetsordre vom 15. Aug. 1824, durd) 
welche die Stadt Berlin unter Dispenfation von den in der 
Ctädteordnung vorgejchriebenen Formalitäten ermächtigt wurde, 
das Infelgebäude der Raufmannfchaft zur Errichtung einer Krahn- 
wage und eine® Waarenmagazind zu verkaufen. Diefe Aus- 
fegung entiprad) auch) der damaligen Auffafjung der Staats- 
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effentfiche behörden. Revifion zurücgemwiejen. II, 254/95 vom 8. Febr. 96. 
Sadıen.  Bgf, 63. 

21. Aus der bisherigen Praxis des Neichsgerichts Läßt fich 
der Grundfaß entnehmen, daß das fervitutarifche Recht des Haus- 
befiger8 an der an feinem Grundftüd vorbeiführenden Straße be- 
grenzt und bedingt ift durch die Jwecbeftimmung der Straße 
jelbit, dergeftalt, daß der Hausbefiter fich alle Veränderungen ge- 
fallen laffen muß, welche dazu dienen, die Straße in dem Zu- 
tande zu erhalten, oder auch in den Zuftand zu fegen, in bem 
fie ihrer Beftimmung am vollfommenjten genügen Tann, fofern 
nur die Straße al Kommunifationsmittel erhalten bleibt. Die 
Arnjtädter Straße zu Erfurt ift zum Zwed ihrer Unterführung 
unter der die Straße bis dahin in gleichem Niveau Treuzenden 
Eifenbahn tiefer gelegt, jodaß dadurd eine direfte, durd) den 
Eijenbahnverfehr nicht gejtörte Verbindung mit der Löberjtraße 
und dadurd) mit der inneren Stadt hergeftellt wird. Diefe Tiefer- 
legung Fann al® ein die Stadt zur Entihädigung gemäß $. 75 
Einleitung U. R. verpflicdhtender Eingriff in das Eigenthum der 
anliegenden Häufer nicht angejehen werden. Der Entjchädigungs- 
anfpruch, welcher darauf gegründet war, daß in Tolge ber er- 
ichwerten Kommunifation der Nutungswerth des im Haufe be- 
findlichen Verfaufsladens geringer geworden fei, wurde abgewiejen. 

-V, 308/95 vom 28. März 96. Bol. 53. 

22. Kläger beanfprucht von dem Eifenbahufisfus eine Ent- 
Ihädigung für die Wirthichaftserjchwerniffe und die Entwerthung, 
die das ihm gehörige Grundftüc dadurch erlitten haben foll, daß 
der an demfelben vorübergehende Weg in feinem nördlichen Xheile 
von dem Beklagten Eaffirt und zum Bahnplanun der Station 
Wildpark gezogen ift. Der Erfatweg foll um 100 Meter länger 
und in feinen Steigungsverhältniffen dem früheren Wege nidjt 
gleichwerthig fein. Auf ein fervitutarifches Recht, wie e8 den At= 
(iegern für bebaute Grundftüde an der ftädtifchen und an der 
zum Anbau beftimmten Dorfitraße zufteht, Tann der Anjprud 
nicht gegründet werden. Denn der Weg dient außerhalb einer 
Stadt- und Dorflage nur dazu, die Verbindung zwijlchen der Vif- 
toriajtraße und dem Werderichen Kommunifationswege herzuftellen. 
Wenn aud) Kläger an dem Wege die Handeldgärtnevei betreibt, 
dort aud) Wohngebäude errichtet hat, und die anliegenden Grund» 
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ftüde zur Gemeinde Potsdanı gehören, fo tft doch der Weg nicht 
in die zufammenhängende jtädtifche Bebauung einbezogen oder ihr 
angefchloffen. V, 330/95 vom 22. April 96. Bgl. 61. 

23. V, 352/95 vom 6. Mai 96 wie vorftehend 21 wegen 
Neuregulirung und theilweifer Erhöhung der von den drei Häufern 
der Kläger, in denen eine Wollwaarenfabrif betrieben wird, weiter 
führenden Strafe, womit der Zwed verfolgt wurde, die Straße 
zu verbeifern und eine in ihrem Zuge befindliche Brüde zu er- 
bauen. Geringfügige Erichwerniffe der Kommunikation begründen 
einen Antheil auf Entihädigung nicht. 

24. Auf Antrag des Hypothefgläubigers W. war die Zivangs- 
verfteigerung eines Grundftücdes verfügt, auf weldhem fich eine 
Fabrif von Schwemmiteinen befand. Später hat ein Gläubiger 
1400000 Schwenmfteine pfänden laffen, welde in der Fabrif 
aus Bimsftein, welder vom Grundftüd gewonnen war, und 
anderen von dritter Hand bezogenen Materialien, die zufammen 
untrennbar verbunden find, hergeftellt waren. Die Schwenmiteine 
jind von dem Gerichtspollzieher verfauft und dem Erfteher über- 
geben. Diefer hat dem Gläubiger zur theilweifen Tilgung des 
Preifes einen Wechfel acceptirt. Zu deifen Zahlung ijt er ver- 
urtheilt, ohne mit dem Einwand gehört zu werden, daß er nicht 
Eigenthümer der Steine geworden fei. Denn die Steine find ein 
Produkt des Fabrifbetriebs und fünnen als Früchte des Grund- 
jtücs, alfo als organifcdhe Erzeugniffe oder als ein regelmäßiger 
Ertrag beifelben nicht aufgefaßt werden. Sie find alfo aud) von 
der Beichlagnahme des Grumdftücs nicht getroffen. III, 326/95 
vom 7. Febr. 96. 

25. ÜL.R. Im Fall Bd. XX, Nr.21 hat das Berufungs- 
gericht ebenjo erfannt. Nun ift die Revifion zurücgewielen. Denn 
da8 Berufungsgericht hat jett thatjächlich feftgeftellt, daß Kläger 
die Apothefeneinrichtung mit feinem Grundjtüd in dauernde Ber- 
bindung gejett und durch fein ganzes Verhalten, in&bejondere 
durch die gegenüber einer großen Zahl von Gläubigern abgegebene 
Erklärung, daß er ihnen fein Apothefengrundftüd, fein Orund- 
jtüd mit der Apothelenkonzeffion und Apothefeneinrichtung ver- 
pfände, daß er nicht bloß den Bellagten, jondern der All- 
gemeinheit gegenüber die Apothefeneinrichtung feinem Grundftüd 
zufchlage. Sind die Apothefengeräthichaften und Materialien gewill- 
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fürte Pertinenzen des Grundftüdd geworden, fo find fie aud) in 
das Eigenthum des Erjtehers des Grundftüds übergegangen. V, 
48/96 vom 18. März. 

26. Der Gemeinjchuldner hatte ein Grundftüd mit der Ab- 
rede gekauft, daß die Auflafjung erit nach vollitändiger Zahlung 
des Raufpreijes erfolgen follte; bei nicht pünftliher Zahlung follte 
Berfäufer berechtigt jein, vom VBertrage zurüdzugehen. Dann follte 
das Eigenthbum an dem vom Käufer auf dem Grundftüc anzu- 
fegenden Anjchlußgleife und an Allem, was mit dem Grundftüd 
in feite Verbindung gebracht fein werde, auf den Verkäufer über- 
gehen. Käufer zahlte nicht und verfiel in Konkurs; Verkäufer 
trat vom Bertrage zurüd. Die Auflaffung war nod) nicht erfolgt, 
aber die Konkursmaffe befand fi) im Befite des Grundftüds mit 
dem darauf angelegten Anfchlußgleife, der in Verbindung damit 
errichteten Yadebühne, Waggonwage und eines Steinbredhers. BVBer- 
fäufer hat das Grundftük mit den Einrichtungen anderweit ver: 
fauft. Der neue Käufer Flagt gegen den Konfursverwalter auf 
Anerkennung feines Eigenthums an den Einriditungen, und faufte 
fie für den Fall feines Unterliegens. Der Konkursverwalter Hlagte 
auf den Kaufpreis. Dazu war der neue Käufer unter Abweifung 
feiner eigenen Klage verurtheilt. Das Berufungsgericht nahm an, 
dem Verkäufer ftehe auf die Sachen nur ein perfünlicher Aniprud) 
zu. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurücdverwieien. Der Be- 
rufungsrichter hat angenommen, die Einrichtungen feien nicht Sub- 
Itanztheile des Grundjtüds geworden, weil das Grundftüd feinen 
Charakter nicht verändert habe, und die Sachen, welche ihre felbit- 
ftändige Eriftenz nicht eingebüßt haben, an jedem anderen Orte 
wieder aufgeftellt werden Fünnen. "Zubehör jeien fie nicht geworden, 
weil fie der erite Käufer im feinem eigenen Interefje angejchafft 
habe, nicht um den Eigenthümer des Grundftüds zum Eigen- 
thümer zu mahen — 8.108 AU... R.I,2 —. Mlein, daß die 
Saden mit dem Grundftüd in fortwährende Verbindung gebradjt 
find, ift nicht ftreitig — 8. 42 — und von 8. 108 ift dann eine 
Ausnahme zu machen, wenn der Eigenthümer der Nebenjache bei 
ihrer Verbindung mit der Hauptjadjde einen dem S$. 108 entgegen- 
gefetten Willen gehabt hat. Daß er foldhen gehabt hat, ergibt 
fih aus den von ihm abgejchloffenen Kaufvertrage. Er würde 
nad) dem Inhalt diefes Vertrags unredlich gehandelt haben, wenn 
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er die Sadjen nidt in das Verhältnig von Pertinenzen zum 
Grundftücd gebracht Hätte. Im Fall Bd. XVII, ©. 20 (R. ©. €, 
Bd. 33, Nr. 64) Sollte der Käufer Eigenthümer des Grundftüde 
werden und bleiben. V, 312/95 vom 1. April 96. 

27. Gem. R. Die ganze Eifenbahn hat jeit Errichtung der 
Yabrif im I. 1885 dauernd beitimmten Zweden des Betriebs ge- 
dient. Auf ihr ift das Material aus der Kiesgrube zur Arbeits- 
jtätte und das fertige Broduft von diefer zum Lagerplat befördert. 
Sener Theil war feft mit dem Grund und Boden verbunden, 
diefer Theil wurde je nach dem Wechjel des Lagerplates verlegt 
und im Herbjt regelmäßig aufgenommen. Er war aud) zur Zeit 
der Pfändung aufgefchichtet. Es ift nicht vechtsirrthümlich, daß 
das Berufungsgeriht annimmt, die ganze Bahn, aud der 
transportable Theil fei Zubehör der Fabrik, zu welcher fie in ein 
derartiges dauerndes Berhältniß gebracht war, daß fie nicht Tedig- 
ih dem DBedürfniffe des jeweiligen Befiters, jondern dem 
bleibenden Zwed des Immobile zu dienen beftimmt erichien. Des- 
halb war auch der transportable Theil der Mobiliarpfändung 
entzogen und ift nicht durch den im Laufe der Zwangsvollftredung 
erfolgten Ankauf und durch die gegen Zahlung des Kaufpreijes 
erfolgten Meberweifung feitens des GerichtSvollzichers in das Eigen- 
thum des Klägers übergegangen. III, 33/96 vom 12./19. Mai. 

28. Für die Verwaltung und die Vermittelung eines Verkaufs 
der dem Auftraggeber antheilig zugehörigen Yabrif jollte dem Be- 
Hagten die Hälfte des Reinerlöfes zufallen. Das bedeutet nach der 
Auslegung ded Berufungsgericht etwas anderes al8 NReingewinn, 
nämlid) das, was übrig bleibt, wenn die Schulden von dem Kauf- 
preife abgezogen werden, ohne daß dabei Rüdficdht genommen wird 
auf das, was die Eigenthümer in die Yabrik hineingeftedt haben. 
Revifion zurücgewiefen. I, 402/95 vom 11. März 96. 

29. Im Fall 202 Hatten allerdings die Eigenthümer der 
Herrichaft Hermsdorf und die Niedermühle ftetS das Necht aus- 
geübt, bei vorfommenden Reparaturen das Waffer abzujperren. 
Das erfolgte wiederholt tagelang, wochenlang, einmal monate- 
lang. &8& wurde vorher gewöhnlich den unterhalb Liegenden an- 
gekündigt. Allein das Berufungsgericht findet darin eine Be- 
jeitigung des Nechtsbefiges des Beklagten für die Zeit außerhalb 
und nad) der Abjperrung nicht. Die Beftsitörung des Bellagten 
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it aber darin gefunden, daß die Abjperrung die Nacht hindurch) 
fortgefeßt ift, ohne daß dies durd) den Zwed der Reparatur be- 
dinge war. Das ijt nicht vechtsirrthümlih. Der Befit des 
negativen Rechts ($.SELA.L.R.I, 7) fand feine Schranke an dem 
Recht und der Pflicht der oberhalb Tiegenden Eigenthümer, den 
über ihr Grundjtücd gehenden Mühlgraben zu unterhalten. Die 
Abiperrung des Waflers außerhalb jener Schranken, aljo foweit 
fie durch die Reparatur nicht geboten war, nahn den Charakter 
einer Befikftörung an, ohne daß der Beklagte den Befit eines 
bejonderen Unterfagungsrehts — 8.SHA.U.R.L 7 — erworben 
zu haben brauchte. VI, 412/95 vom 13. April 96. 

30. In Erwartung, e8 werde ein Kauf über die von einem 
Slößer nad) Afen gefahrenen Hölzer zu Stande kommen, hatte der 
Tlößer des Klägers die Hölzer auf die Holzitrede des Beklagten 
ausgeladen. Nach dem Scheitern ber Kaufverhandlungen erklärte 
der Kläger dem Beklagten, er werde die Hölzer wieder einbinden 
und weiter flößen laffen; damit war der Beflagte einverjtanden. 
Er Hat fo die Obhut über die Hölzer aufgegeben, und der Klüger 
hat fie wieder übernommen. Damit hatte der Beflagte der ihm 
nad) 8.139 A. 2. R. I, 7 obliegenden Pflicht, die Sadje dem 
rechtmäßigen Befiger zurüdzuftellen, genügt. Der Kläger fonnte 
den Zagerplat des Beklagten frei betreten, und jeden Augenblid 
über die wieder in feine Obhut genommenen Hölzer thatjächlic) 
und vechtlich frei verfügen. Aus $. 137 ift ein Anjprud) des 
Klägers wegen der abhanden gekommenen Hölzer nicht abzuleiten. 
II, 41/96 vom 21. April. 

31. Im Fall 150 wurde mit Recht angenommen, daß aud) 
die lage nicht durdy eine Erfitung ausgefchloffen tft. Diefe ift 
Schon wegen der Verbindlichkeit derjelben gegenüber der Legatarin 
nit anzunehmen. II, 271/95 vom 3. Yan. 96. 

32. Frankfurt a.M. Die R’ichen Eheleute haben nad) dem 
Ichriftlichen Vertrage vom 1. Nov. 1892 ihre wirthichaftliche Ein- 
richtung, darunter Bettitellen, Betten, Betttücher, Herrenanzüge 
und Hemden für 2200 Darf an den Kläger zum unbefchränften 
Eigenthum verfauft. Der Kaufpreis wird durd) Aufrechnung einer 
dem Kläger zuftehenden Darlehnsforderung von 2200 Darf be- 
glihen. Die verkauften Gegenjtände werden den Verkäufern für 
eine jährlihe Miethe von 200 Mark vermiethet, die Gefahr des 
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Untergangs und der Verfchledhterung bleibt bei den VBerfäufern. 
Diefe fünnen die Sadhen bis 1. Nov. 1893 für 2200 Marf 
zurücfaufen. Nad Eröffnung des Konkurjes hat Kläger die Sadjen 
 dindizirt. Damit ift er vom Berufungsrichter abgewielen. Da 
fi) die R’ichen Eheleute nicht nur ihres gefammten Mobiliars, 
fondern auch folcher Sachen entäußert haben, die zum perjönlichen 
Gebrauch beitimmt und daher nicht geeignet find, zum Gegenftand 
eines ernftlichen Kaufgefchäfts gemacht zu werden, für alle Gegen- 
ftände ein Paufchalpreis feitgeftellt ift, Verkäufer die Gefahr des 
Untergangs und der PVerjchlechterung übernommen habe, R. im 
November 1893 und im Mai 1894 fi) verpflichtet hat, neben 
einem Miethszins von 200 Mark Zinfen zu 6 Proz. von 2200 
Mark zu zahlen, hat da8 Berufungsgericht angenommen, daß Par- 
teien das befundete Geichäft nicht ernftlich gewollt haben, daß das 
Darlehn von 2200 Mark hat fortbeftehen jollen, ein Kauf zur 
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Sicherheit überhaupt nicht abgefchloffen ift, vielmehr ein Pfand- 


vertrag gewollt war, fodak Eigenthum von dem Kläger nicht er- 
worben ijt. III, 375/95 vom 7. Sur. 96. 

33 D., der Erblafjer der Bellagten, hat die Grundftüce, 
welche Kläger vindiziren, am 24. Juli 1844 von der Witwe Hinde 
E. in einem notariellen Vertrage gefauft und übergeben erhalten. 
Berfäuferin, welche mit ihrem Ehemann in gütergemeinschaftlicher 
Che gelebt hatte, hat in dem Kaufvertrage verfichert, daß fie 
alleinige Eigenthümerin der Grundftüdle geworden fei. E8 ift nicht 
erfichtlih, daß W. die etwaige Unrichtigkeit der Verficherung ge- 
fannt habe. Da er aber feit der Zeit die Grundftüce länger als 
zehn Jahre bejeflen Hat, it er nad) SS. 579 ud LOÜLE.NR. 
I, 9 Eigenthümer geworden. Die Klage ift abgewiejen, Nevifion 
zurücgewiejen. Allerdings hat in den vierziger Jahren der Kura- 
tor des verjchollenen Arno E. und fpäter der den unbefannten 
Erben vom Recdhtsvorgänger des Ehemanns der Hinde E. beitelite 
Kurator gegen W. auf Herausgabe der Grundftüce geklagt; aber 
beide Kläger find wegen mangelnder Legitimation der Kura- 
toren vechtsfräftig abgewiefen. 8. 607 AÜ.X.R. I, 9 bezieht fid) 
aber auf die Klage des Kigenthümers oder deflen legitimirter 
Bertreter. Die Klagen von nicht legitimirten Perfonen waren 
aber nicht geeignet, den W. in böfen Glauben zu verjegen, 
da die Fiktion der Unredlichkeit in Folge Mittheilung der Klage 
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nur zu Gunften des Klägers gelten fann. V, 235/95 vom 
25. San. 96. 

34. Kläger hat am 1. Dft. 1893 mit 8. einen als Kauf- 
und Miethvertag bezeichneten Vertrag gefchloffen, nad) welchem ihm 
2, eine Anzahl Wagen und drei Pferde für 2500 Mark verkauft 
hat. %. Hat die Gegenftände für einen jährlichen Zins von 
125 Mark gemiethet. Rüdfauf ift für 2. bis 1. April 1894 
vorbehalten. Nachdem 2. in Konkurs verfallen, ift der vom Kläger 
erhobene Ausjonderungsanfpruc abgewiejen. Denn der Berufungs- 
richter hat angenommen, der Kauf fei fimulirt; in Wahrheit habe 
Kläger dem 2. ein Darlehn von 2500 Mearf gegeben, für das er 


fichergeftellt werden jollte.e Die Verpfändung war nad) SS. 104, 


15 ÜLR. I, 20 ungültig; Eigenthum fei vom Kläger nicht 
erworben. Revifion zurücigewiejen. E8 fann nicht für ftatthaft 
erachtet werden, den materiellen Inhalt eines Pfandvertrags „in 
die Form eines Kaufs zu gießen”. 2. hatte bereits mit 8. unter 
denfelben Bedingungen wie Später mit dem Kläger am 21. Yuli 
1893 einen Vertrag zur Dedung eines von R. erhaltenen Dar- 
lehns von 3000 Mark gejchloffen. Aus der Höhe der für die 
einzelnen Sachen angefetten, dem Werthe nicht entiprechenden 
Preije, aus der Art der Preisbeftimmung und der Auswahl der 
zu verfaufenden Sachen folgert der Berufungsrichter, daß %. nicht 
die Abficht Hatte, die Sachen zu veräußern, KR. nicht die, fie zu 
erwerben. Das von dem Kläger hergegebene Geld diente aber zur 
Abfindung des 8. Der Berufungsrichter nimmt deshalb hier den- 
jelben Sachverhalt an. Damit ift die Annahme eines Sefuritäts- 
verfaufs ausgejchlojfen. V, 250/95 vom 5. Febr. 96. 

35. Das Berufungsgericht geht von der richtigen, in vielen 
Urtheilen des Reichsgerichts ausgeiprochenen Anficht aus, daß die 
Sicherung einer Yorderung unter anderem auch durch Weber- 
tragung von Sachjeigenthum erfolgen könne. Auch war eine Side- 
rung des Verpächters für das Darlehn von 12000 Mark, welches 
er feinem Pächter, dem Gemeinjchuldner, gezahlt hat, mit dem 
Bertrage beabfichtigt, in welchem diefer feine Pferde und jein Rind- 
vieh dem DVerpächter ‚verkauft‘ hat. Allein, wenn auch in der 
gemeinrechtlichen Theorie und Praris die Annahme eines ab- 
ftraften dinglichen Vertrags Anklang — vgl. R.G. €, Bd. 13, 
©. 200 ff. gegen Bd. 2, ©. 173 ff. — und in dem Entwurf des 
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Bürgerl. ©. B. Aufnahme gefunden Hat, jo ift mit dem ÜLE.R. 
ein folder Vertrag unvereinbar — 88.1,2UUNR. 110; 82, 
I, 9; $$. 132, 133, I, 2; vgl. aud) Derndburg, 1, $. 186 —. 
AS Titel hat hier Kläger einen Kauf angegeben. Aus der Ur- 
funde geht aber hervor, daß ein folder nur zum Schein ge- 
ichloffen ift, während thatfächlic; die Darlehnsforderung fort: 
 beftand und durd; Amortifation getilgt werden follte. Verpächter 
hat alfo Eigenthum nicht erworben; fein Ausfonderungsaniprud) 
wurde ebenjo abgewiefen, wie fein Abfonderungsanfpruch, da eine 
Pfandbeftellung nicht gewollt war, auch nicht erreicht ift, weil die 
Sadhen im Gewahrfam des Pächters blieben. V, 343/95 vom 
26. Vebr. 96. 

36. Das Berufungsurtheil wurde aufgehoben, weil der Be- 
rufungsrichter angenommen hatte, die Hingabe zur Sicherung des 
Släubigers enthalte feinen Kauf; folcher fei nur zum Schein ab- 
geichloffen. Das Neichsgericht hat ftetS angenommen, daß ein 
Kaufvertrag auch zum Zwed der Sicherftellung des Käufers wegen 
einer Forderung an den Verkäufer ernftlic und vechtswirkfam ge- 
ichloffen werden fann. Die Abrede, durch welche der Käufer ver- 
pflichtet wird, dem Verkäufer die gefaufte Sache zum feftgejetten 
Kaufpreife unter bejtimmten Bedingungen zurüdzuverlaufen, hin- 
dert den Eigenthumsübergang nit. Nur ift als Vorbedingung 
der Gültigfeit eine® Kauf in securitatem die fid) aus dem ge- 
jeglichen Begriffe de8 Kauf —- WER. LI, 11, S1 — von 
jelbft ergebende Abjicht der Kontrahenten gefordert, daß der 
Käufer, wenn auch nicht bleibend, wirklicher Eigenthümer der ge- 
fauften Sadhe mit allen Rechten eines folchen werden follte. V, 
354/95 vom 11. März 96. 

37. Im Fall 104/5 tft das für den Preußilchen Zistus 
begründet gemwejene Eigenthumsreht an den zu Platrecht ver- 
liehenen Grundftüden EFraft NReichsgejees vom 25. Mai 1873 ohne 
Weiteres auf den Reichsmilitärfisfus übergegangen. V, 292/95 
vom 14. März 96. 

38. Erfeffen ift das Eigentum an diefen Grundftüden von 
den Superfiziaren nit. Wenn die Orundjtüde auch, da fie zu 
Platrecht verliehen, aljo dem Verkehr nicht ganz entzogen waren 
— 8.581 A..R.1 9 — erfitungsfähig find, und wenn aud 
die Superfiziare in gutem Glauben waren, jo fehlt e8 ihnen dod) 

Praris des Reichögerihte. XXII. 5) 


Eigenthums- 
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Eigentfums- an der durd) ihren unentjchuldbaren Rechtsivrthum über ihren an- 
werd. gepfichen Eigenthumserwerb ausgefchloffenen Nedlichfeit des Be- 
figers. Ebenfo ihren Nacdhfolgern, foweit diejelben aus dem HhYpo- 
thenbuche erjehen konnten, daß ihnen nur ein Platrecht verliehen 
war. Das ijt bei den meilten Grundftüden der Fall, nämlid) 
überall da, wo auf den Zitelblättern zwar die Gebäude angegeben, 
die Befiter nad) dem damaligen Gebraud) in Abtheilungen ein- 
getragen find, in Abth. 2 aber neben dem Grundzind die Ver- 
pflichtung eingetragen war, den Plat ohne Entjchädigung zu 
räumen, wenn Fisfus den Grund und Boden zu fortififatorifchen 
Zweden gebrauchen würde. Daß neben den Gebäuden ein Feiner 
Hofraum aufgeführt ift, war unerheblich, da diefer nur als notl- 
wendiges Zubehör des Platrechts mit verliehen war. Dieje Be- 
Hagten find verurtheilt, das Eigentum des Reichsmilitärfisfus 
an den Grundflächen anzuerkennen und darein zu willigen, daß für 
diefe Grundbuchblätter auf den Namen des Klägers als Eigen- 
thümers angelegt werden. V, 292/95 vom 14. März 96. Bgl. 47. 
39. Db der Ehemann die der Ehefrau verkauften und in 
der Chewohnung verbliebenen Sachen wirflicd) übergeben, jodaR 
diefe Eigenthum erworben hat, ift im Wefentlichen konkrete Trage 
— vgl. Bolze, Praris, Bd. VI, 47T —. Der Berufungsrichter 
verjtößt nicht gegen Rechtsnormen, wenn er im vorliegenden Sale, 
wo Hinfichtlid) der Beliübertragung von feiner Seite bejondere 
Erflärungen abgegeben find und Förperlid) über die Sachen nicht 
verfügt ift, die Uebergabe ald nicht gefchehen anfieht. V, 108/95 
vom 11. April 96. 

40. Am 1. März war die Bachtzeit beendigt. Pächter hatte 
das Inventar nach Zare zurüdzugeben; das Berufungsgericht hat 
angenommen, daß dies am 1. März erfolgt, und Verpächter Eigen- 
thümer durch Mebergabe geworden ift, obwohl die Tare erjt am 
2. und 4. März erfolgt, und danad) die Neftforderung des Ver: 
pächters an den Pächter feitgeftellt if. Denn die Tare follte 
jpäter erfolgen, nachdem feitftand, daß der Kaufpreis durd Tara- 
tion beftimmt werden follte.e Der VBerpäcdhter wohnte aber auf 
dem Pachtgut; Pächter hatte am 1. März dem Verpächter erklärt, 
er betrachte jich von nun lediglih als Gaft defjelben auf dem 
Gute, hatte ihm das Gut nebft dem gefammten Inventar über- 
laffen, Verpäcdter war in der Lage, über Gut umd Inventar zu 
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verfügen, und Hatte nicht allein den Willen fundgegeben, ben Be- Eigenthums- 
fit des Guts und des Inventard zu ergreifen, fondern diefen eb. 
Willen aud im Einverftändniß mit dem Pächter daburd) bethätigt, 

daß er auf Aufforderung des Pächter die Hausthür des Wohn- 

haufes am Abend des 1. März verichloffen hatte. Endlich Hatten 

Beide die Uebergabe als vollzogen angejehen. Es ift nicht rechts- 
irrthümlich, wenn danad) das Berufungsgericht angenommen hat, 

daß die Uebergabe des Inventar am 1. März vollzogen war. 

V, 77/96 vom 25. April. 

41. UÜV.R. Sofort nad) Empfang des Konnoffements 
und nocd) vor Ankunft des Mehls Hat der Käufer dem Verkäufer 
erklärt, daß er daflelbe nicht annehme, weil er den Kauf nicht ab- 
gefchloffen Habe. Er werde dafjelbe für Rechnung des Verfäufers 
lagern. Danad) ift, obgleich demnädjit in dem Prozeß wider den 
Konfursverwalter über den Nachlaß des Käufers der Abichluß des 
Kauf erwiefen wurde, das Cigentfum auf den Käufer nicht 
übergegangen, da auch dejjen jpätere Handlungen nicht den Willen 
dofumentivt haben, in Anerkennung des Kaufvertrages das Eigen- 
thum zu erwerben. Der Ausfonderungsanipruch ift aljo begründet. 

III, 44/96 vom 28. April. Bgl. 97. 

42. Neben dem Franfreid) und die auf dem rechten Nhein- Beiondere Er: 
ufer gelegenen beutjchen Gebiete fcheidenden „Thalweg  beftand a 
jeit dem Weftphäliichen Frieden eine damit nicht übereinftimmende thums,. 
Srenzlinie, weldje die Gemeindebezirfe der durd) den NRhein 
von einander getrennten Gemeinden von einander jchied (die limi- 
tes des proprietes ou des bans des communes). ‘Dieje ver- 
fief nur ftredenweis im Flußbette des Aheins, z0g fich fonft bald 
auf dem rechten, bald auf dem linken Rheinufer hin. Diefe 
Eigenthumsgrenze ift durch eine von badifchen und franzöfiichen 
Beamten gebildete Kommilfion im Einzelnen zwifchen Baden und 
Tranfreich feitgeftellt. E8 find Orenzteine und Grenzpfähle ‚ge- 
fett; Gehölze aufgehauen und die Grenze durch Pappelbäume 
marfirt, Zransverjallinien von den Grenziteinen nad) je zwei 
Kirhthürmen der benachbarten Gemeinden gezogen und dieje, fo- 
weit fie durch einen Wald zogen, mittelft Weidenbäumen einge- 
fäumt, überdied8 durch befondere Markjteine (Rüdmarken) markirt. 

Die (4 Meter breiten) Nichtitätten (tranchees), welche die feit- 
gefette Grenze bezeichnen, wurden in einem badijch-franzöftichen 
2* 
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Staatövertrage dom 5. April 1840 für gemeinfchaftliches Eigen- 
thum der beiden Staaten, die (4 Meter breiten) Richtitätten, 
welche die Zransverjalen bezeichnen und die Rüdmarfen enthalten, 
für Eigenthum des Staates erflärt, zu dem die Gemeinden ge- 
hören, auf deren Gebiet die Grenzzeichen fich befinden. Die DBe- 
fiter der betreffenden Flächen follten erforderlichen Fall von den 
Regierungen entichädigt werden. Der XLandesfisfus von Eljaf- 
Yothringen hat anläßlich der Anlegung von Grundbücjhern wider 
die Perfonen in der Gemeinde Daubenfand, welche im Katajter ale 
Eigenthümer der Grunditücde eingetragen find, die von den Richt- 
ftätten durchichnitten werden, mit dem Antrage geklagt, feitzu- 
stellen, daß die eine Landesgrenzrichtftätte im ungetheilten Mit- 
eigenthum des eljaß-Lothringifchen und badilchen Landesfisfus, 
die al8 Zransverjale dienende Nichtjtätte im Kigenthum des 
elfaß-lothringifchen Fiskus ftehe. Die Klage ift abgewiefen, weil 
nad) den zur Zeit der Enteignung geltenden gejeßlichen Bor- 
ichriften eine Enteignung der ftreitigen Grundflädhen nur auf 
Grund der Enteignungsgejeße nad) vorangegangener Entihädigung 
möglich) war — Code 545; Art. 9 der franz. Berfafjung von 
1830; da8 Gejek vom 8. März 1810, betreffend die Formen der 
Zwangsenteignung —. Nad) Art. 13 der franz. Berfaffung von 
1830 ftand aber die Befugnig zum Abjchluß von Staatsverträgen 
dem Staatsoberhaupt nur mit der Beichränfung zu, daß dadurd) 
an den beitehenden Gefegen nicht geändert wurde. In Ermange- 
lung der Genehmigung der übrigen Gejeßgebungsfaktoren ift jener 
Staatsvertrag wirkungslos, joweit er wohlerworbene Privatrechte 
aufhebt. Revifion zurüdgewieien, weil die betreffenden Beftim- 
mungen nicht revifibel find. IL, 341/95 vom 21. Febr. 96. 

43. Im Fall 55 ift die Anwendung des 8.332 A.L.R.1L,9 
dadurd) ausgeichloffen, daß hier SS. 340 ff. al® die Spezialbeftim- 
mung anzuwenden find. V, 317/95 vom 11. April 96. 

44. Die Klägerin 3. P. hatte von ihrem erjten Ehemann X. 
ichs Zehntel Antheil an dem Bauergut Altendorf und den zu- 
gehörigen Grundjtücen theil® durch den Ehevertrag vom 17. Suli 
1856, theil® durch Kaufvertrag vom 24. April 1871 erworben. 
Diefer Erwerb erjtredte fi aud) auf den entjprechenden Antheil 
der Aderlehne 1, an deren Stelle durd) Realtheilung mit den Mit- 
eigenthümern ein Nderftüd 10 von 5 Morgen 123'/. Duadrat- 
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ruthen getreten war. Das Bauergut Altendorf und dieje Parzellen 
hatten früher den Siara’fchen Eheleuten gehört, die e8 am 30. Jan. 
1846 an R. und deifen erfte Ehefrau, ihre Tochter, veräußert 
hatten. Die Aderlehne 1 ftand im 3. 1859 im Grundbuche noch 
auf den Namen der früheren Miteigenthümer, der Siara’fchen 
Eheleute und B.’fchen Eheleute. Die erfteren waren damals be- 
veit8 gejtorben, ebenfo ihre Tochter, die erfte Ehefrau des R. Auf 


Grund einer gerichtlichen Verhandlung zwifchen den B.’fchen Ehe- 


leuten und den Erben der Siara’jchen Eheleute ift für die 5 Mor- 
gen, 1231/, Quadratruthen ein befonderes Blatt angelegt, auf 
welches die Erben der Siara’fchen Eheleute R. (kraft Beerbung 
feiner erjten Ehefrau) und deffen Kinder, Yohann, Franz, 
Dearianme und Iojeph R., al8 Erben eingetragen find. Nacd) dem 
Tode von R. haben defjen eben genannte Söhne Iohann und Franz 
R. am 20. Aug. und am 1. Sept. 1887 je ihr ein Fünftel Antheil 


an dem Grundftüd 10 von 5 Morgen 123), Duadratruthen, 


jowie die ihnen von ihrem Vater und ihrem aud) verftorbenen 
Bruder Yofeph R. zugefallenen Erbichaften, beftehend in Mit- 
eigenthumsantheilen an jenem Grundftüd und in ausftehenden 
Forderungen an die Frau ©. verkauft, und ihr nah Mafgabe 
diefer Verträge am 4. Febr. 1888 Auflaffung ertheilt. Am 7. Febr. 
1838 ift da8 Miteigenthum des R. auf deflen vier Kinder erfter 
Ehe, die zweite Ehefrau und auf die vier Kinder zweiter Ehe; 
dag Miteigenthum von Zojeph R. auf deifen vollbürtige Gefchwijter 
ungefchrieben, und dann das Miteigentum von Johann und 
Franz R. auf Grund der Auflafjung vom 4. Tebr. 1883 auf 
die ©. Gegen diefe hat die zweite Ehefrau des R., jett verehe- 
fihte P., auf Anerkennung ihres MiteigentHums zu jech8 Zehnteln 
an dem Grundjtüd 10 geklagt. Darauf ijt erkannt, Nevifion zu- 
vüdgewiefen. Denn auf Grund der Auflaffung vom 4. Febr. 1888 
hat die Beklagte das Miteigenthum zu zwei Fünfteln nicht erworben, 
da der Eingetragene nur das mit Rechtswirkung auflaffen fann, 
was als fein Eigenthum eingetragen ift. Wenn die Auflaffung 
jih auf einen Gegenftand erftredit, als deffen Eigenthümer der auf- 
lafjende Beräußerer nicht eingetragen ijt, fo hat fie injoweit feine 
Rechtswirkung. Die Brüder Johann und Franz R. waren aber 
nicht al8 Miteigenthümer, fondern ald Miterben der Eheleute 
Siara eingetragen. Und da der Befittitel des Grundftüds 10 für 


Srumdbud. 
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die Stiara’ihen Erben pro indiviso berichtigt war, jo erhelite 
aus dem Grundbudh nur, daß das Grunditüd noch zur ungetheilten 
Erbichaft der S.’Ichen Eheleute gehörte, ohne daß aus dem Grund- 
buche zu erjehen war, ob bei der Auseinanderjegung den genannten 
Brüdern das ganze Grunditüic oder ein veeller oder ideeller An- 
theil zufallen würde. Da eine bedingte Auflaffung (für den Fall, 
daß das Grundftüd bei der Erbtheilung dem Auflaffenden zufällt) 
nicht zuläffig ijt und dem Miterben eine Duote am Grundftücd 
nicht zufteht, jo find nad der Praris Anträge von Miterben, 
während bejtehender Erbengemeinichaft einen Antheil am Nadjlaß- 
grundftüc veräußern zu wollen, zurüdzuweifen. Die Bellagte ©. 
hat alfo durd) den Eintrag im Grundbuch nichts erworben, da 
e8 an einer vechtswirffamen Auflaffung fehlt. V, 474/94 vom 
17. San. 96. 

45. Soweit die Beklagte durd) die Verträge von 20. Aug. 
und 9. Sept. 1887 Miterbrechte gekauft hat, hat fie durch die 
Auflaffung nichts Hinzuerworben; fie ift vielmehr lediglih an 
Stelle der Brüder Iohann und Franz N. getreten. Da der De- 
flagten in Folge ihrer Eintragung im Grundbucd) ein prävalirendes 
Eigenthumsrecht nicht zur Seite fteht, und fie fi) nur auf Ueber- 
tragungsafte berufen fanıt, die außerhalb des Grundbuchs liegen, 
jo greift 8.101, Ein... ÜXNR. Plab, wonad) Niemand dem 
Andern mehr Rechte übertragen fann, als er jelbit hat. Hatten 
aber die Siara’fchen Eheleute bereits ihre Nedte am Grund- 
jtüd 10 auf R. und deifen erfte Ehefrau übertragen, jo Fonnte 
auch auf die Inteftaterben der Siara’fchen Eheleute Nichts über- 
gehen. Es bleiben alfo für die Beklagten nur die Rechte auf das 
Grundjtüd 10 übrig, die aus dent Nachlaß der eriten Ehefrau 
des R. dur) Vermittelung von deren Erben Franz und Iohann R. 
und aus dem Nachlaß von Bofeph R. durd) Bermittelung jener 
Erben auf fie übergegangen find. ‘Durd) diefe Rechte wird aber 
das Antheilrecht der Klägerin zu jech® Zehnteln nicht berührt, da 
fich diejes von dem Miteigenthum des R. zu fünf Zehnteln und von 
deffen Erbrecht zu einem Zehntel aus dem Nachlaß feiner erften Che- 
frau ableitet. V, 474/94 vom 17. Yan. 96. 

46. Zu dem grundbucdmäßigen Beitande des Grundftüde 14 
gehört eine Parzelle, von welcher ein Theil als Gaffe benußt wird, 
Der Beklagte hat das Jecht, dieje Gaffe zum Gehen und Fahren, 
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jowie zum Auf- und Abladen zu benuten. D. hat das Grund- 
jtüd 14 gefauft, und im guten Glauben, daß auch die Parzelle 
dazu gehört, von dem eingetragenen Eigenthünter aufgelafjen er- 
halten. Dadurd) ift er Eigentümer aud) der Parzelle geworden; 
wären der Beklagte und defjen Vorbefiger Eigentümer der Par: 
zelle gewejen, jo wäre diejes Eigenthum untergegangen. Bellagter 
wurde alfo in dem von D. erhobenen Prozejfe mit der Behaup- 
tung, er habe im 3. 1869 gegen den Vorbefiter des D. ein ob- 
fiegliches Urtheil bezüglich der Parzelle erftritten, und er habe die 
Parzelle durdy) Titel und MWebergabe, jowie durch titulirte Er- 
figung erworben, das Streitftüd fei in Folge einer Fälfchung des 
Ratajterbeamten dem Grundftücd 14 zugefchrieben worden, nicht ge- 
hört, vielmehr verurtheilt, fich jeder anderen Benutung der Gaffe 
al8 zum Gehen, Fahren, Auf- und Abladen zu enthalten. Revi- 
fion zurücigewiejen. V, 258/95 vom 12. Sebr. 96. 

47. Bei einem der Örundftüde im Fall 38 war die im 
Grundbuch eingetragene Abbruchs- und NRäumungspflicht wieder 
gelöfcht und nur nod) die Zinspflicht ftehen geblieben; |päter aber 
dem gutgläubigen jegigen Befiger aufgelaffen, und diejer ale 
Eigenthümer eingetragen. Gegen ihn wurde die Eigenthumsflage 
de8 Neichsfisfus abgewiejen. V, 292/95 vom 14. März 96. 

48. DBgl. 88. II, 115. Die Klägerin war Miteigenthümerin 
eines Grundftüds, von welden: der andere Miteigenthümer, ihr 
Ehemann, einen Theil an die Gemeinde zur Anlegung eines Weges 
nad) den Begräbnißplage ohne Auflafjung unentgeltlich abgetreten 
und übergeben hat. Die Klägerin fordert Rückgabe oder Zahlung 
des Werthd. Das Reichögericht hat die Verurtheilung aufgehoben, 
zurücdverwiejen. Denn, da die Ehefrau vorbehaltloje Erbin ihres 
Ehemanns geworden ijt, hat die Gemeinde befondere Klage auf Auf- 
laflung erhoben. Auf Antrag der Gemeinde nıußte der Berufungs- 
richter die Entfcheidung über die Klage der Ehefrau ausjegen, um 
zunächit über die Klage aus 8.7, Abi. 2 €. E. ©. zu entjcheiden, 
oder cr mußte die Verhandlung über beide Klagen mit einander 
verbinden, um gleichzeitig über diefelben zu entfcheiden. Denn die 
Entjieidung über die Klage auf Auflaffung gegen den eingetrage- 
nen Eigenthümer ift nicht blos der Vindifation. eben diefes Eigen- 
thiimers gegenüber präjudiziell, jodaß e8 im Ermeljen des Richters 
jtände, ob ev ausjegen will ($.139 E. PB. O.), fondern es handelt 
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fi) in beiden Prozeffen um einen und denfelben Anfprud, da der 
Anspruch der Gemeinde materiell die Bedeutung einer perjönlichen 
Einrede hat. V, 49/96 vom 18. März. 

49 Zunädjft ift nicht abzufehen, aus welchem Grunde 
Semand, der bei dem ganzen Erbfalle nicht weiter betheiligt ift, 
ald8 daß er. gegen das Zeftament die Auszahlung feines Pflicht- 
theils in Geld fordert, dem Univerfalerben zur Mitwirkung bei 
der Umfchreibung eines Grundftüds verpflichtet fein jollte.e Das 
in diefer Beziehung verurtheilende Berufungsurtheil wurde wegen 
Deangel an Gründen aufgehoben, zurücdverwielen. VI, 396/95 
vom 27. April/8. Suni 96. 

50. Der Hypothefgläubiger hat die Hypothek mit den Zinjen 
jeit 25. März 1891 cedirt; der Grundeigenthümer hat eine Par- 
zelle veräußert, und der Srundbuchrichter hat diefelbe Hypothefen- 
frei abgefchrieben, weil fie von der fpäteren Cefjionarin wegen 
Kapital und der Zinjen aus der Hhpothel entlaffen war. Das 
war fein Verjehen des Grundbuchrichters, denn diefer fonnte nicht 
willen, daß ältere Zinjfen rüdjtändig waren, Auf den Erwerber 
it aljo die Parzelle nad) 8.33 €. €. ©. pfandfrei übergegangen, 
ohne daß die Anwendung des $. 33 hier durd) $. 526 U.X.R. I, 20 
ausgefchlofien wird, jofern derjelbe bei dem Erwerb nicht wußte, 
daß von dem Kapitale noch ältere, nicht cedirte Zinjen vüdjtändig 
waren, auf welche fich die Hhpothef erftredkte. Andererjeits jtand 
ihm fein böjer Glaube entgegen — 8.10 A... R. 1, 10, 88. 4ff., 
1,19; 8%. ©. &, 88.15, ©.267 —. Der Glaube an das Grund- 
buch Fommt nicht in Trage, da aus demfelben nicht zu erjehen ift, 
ob Zinjen vüdjtändig find. Allein die einjeitige Mittheilung dee 
Beklagten, weldem der Zinsrüditand von einem Zwijchencejfionar 
abgetreten war, an den Parzellenerwerber, die allerdings vor der 
Auflaffung gejchehen war, daß Bellagter die Hhpothef wegen 
2026 Mark Zinjen beanfpruche, genügte noch nicht, um den Er- 
werber in böjen Glauben zu verjeten; wohl aber hatte er zu ge- 
eigneter Nachforichung um jo mehr Veranlaffung, als es fidh nicht 
um den Grund des vom Beklagten erhobenen Anipruche, fondern 
nur um defjen etwaige Zilgung und allenfalls um die Yegitimae- 
tion des Beklagten handeln Fonnte. Unterließ er die Nachforichung, 
obwohl ihm die Meittel zu Gebote jtanden, jo it er demjenigen 
gleich zu ftellen, der das feinen Erwerb hindernde Recht thatjäcd)- 
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lid) gefannt hat. Da e8 an Feltitellung hierüber fehlt, zurüdver- 
wiefen. V, 364/95 vom 13. Mai. Dgl. 91. - 

51. Nad 8.187 A.UR. I, 8 muß der Nachbar einen 
Wal von drei Fuß Breite ftehen laffen, wenn er feinen Grund 
und Boden erniedrigt; nach $. 34 der Bauordnung für die Stadt 
Pojen muß er in diefem alle fogar 2,5 Meter von der Grenze 
entfernt bleiben. Der Beklagte Hat ein Spiritusbaffin von 
6—7 Meter auf feinem Grundftüd hart an der Wand des Fläge- 
riihen Haujes errichtet und nur eine lothredite Mauer von 
0,60—0,80 Meter Stärke aufgeführt, welche in diefer Stärke 
dem fogenannten aktiven Erddrud nicht widerftehen fonnte. Als 
fi) beim Hochwaffer des Frühjahre 1888 die unter den Funda- 
menten des Haujes der Klägerin Tiegenden Erdfchichten mit Wafler 
gefüllt Hatten, ftürzte in Folge jenes mangelhaften und bem Ge- 
jetz widerfprechenden Baues die Mauer des Flägerifchen Haufes 
und die des Balfins der Beklagten ein. Der Kläger fordert 
Schadenserfat. VI, 267/95 vom 2. Ian. 96. Bgl. 70. 

52. Aus dem Recht oder der öffentlichen Pflicht, den Miühr- 
graben zu reinigen — $. 10 des Gefeges vom 15. Nov. 1811 — 
folgt nah UL. R. nicht das Nedht, den Sand auf die benad)- 
barten Ufer, welche einem Dritten gehören, zu werfen. Dem 
räumungsberechtigten Müller bleibt nur überlaffen, fich eine 
nothwendige Servitut im Sinne UL. R. IL, 22, 8.3 einräumen 
zu laffen. V, 346/95 vom 29. Febr. 96. 

53. Im Fall 21. Dagegen fteht den Klägern ein Ent- 
Ihädigungsanipruh aus $.18T U.L.NR.I 8 zu. Im Folge der 
Tieferlegung der Straße ift die Befeftigung des Kägerifchen Grund- 
jtüds längs des Bürgerfteigs durch eine Futtermauer und die 
Anbringung zweier Zreppenaufgänge innerhalb der Tekteren cr- 
forderlih und durdy die Beklagte bewirkt. Hütte die Stadt dem 
S. 187 gemäß einen Wall von mindeftens 3 Fuß Breite zwijchen 
den Kägerifchen Grundjtüd und ber tiefer gelegenen Straße ftehen 
lafien, jo würden zwar auch eine FZuttermauer und Treppen cer- 
forderlicd) gewefen fein. Aber die Unterhaltung der Anlage wiirde 
der Stadt obgelegen haben. Sekt ift die Erniebrigung der Straße 
bi8 Hart an den Vorgarten des Flägerifchen Grundftüds erfolgt. 
Die Entjehädigung ift deshalb zugefprochen, foweit fie fi) auf den 
den Klägerinnen obliegenden Aufwand für die Erhaltungsfoften 


Grundbud). 


Kachbarredit, 


Nahbarredit. 
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der Futtermauer und der Treppen, und die erhöhten Reinigungs- 
fojten erjtredt. Daß die Klägerinnen die Futtermauer und die 
Treppen acceptirt haben, fann fie nicht hindern, weiter gehende 
Entjhädigungsaniprüce geltend zu maden. V, 308/95 vom 
28. März 96. 

54. 2gl. 38. XVII, 41 (E., Bd. 32, ©.283). Die Schäden 
an den Aedern, Wiefen und Wegen des Klägers rühren von 
Hochwaffer des Sahres 1891 her und haben ihre Urfadhe darin, 
daß das vom Eijenbahndamm der Pofen-ftreuzburger Bahn auf- 
geftaute Wafjer fich durd, die beiden zur Abführung des Wafjers 
dienenden Deffnungen — die Warthebrüde und eine Fluthhrüde — 
mit verheerender Gewalt auf die unterhalb liegenden Grundftüce 
ergoß. Der Eifenbahnfisfus ift für verpflichtet erachtet, dem 
Kläger den ihm dadurch entjtandenen Schaden zu erjtatten. Denn 
die Unzulänglichkeit der Durchläffe hatte fi) in den Iahren 1888 
und 1889 herausgeftellt, das Hochwaffer von 1891 war nicht 
größer al8 das frühere; aus $. 14 des Pr. Eijenbahngefetes vom 
3. Nov. 1838 folgt die Berpflichtung weiterer Schugmaßregeln 
über die Anordnung der Regierung hinaus, wenn fich die Unzu- 
länglichfeit der angeordneten Maßregeln ergibt. Die inzwifchen 
vorgenommene Erweiterung der Durdläffe von 10 Meter auf 
28 Meter war aber ungenügend. Und dies hätte der Fiskus, 
dem Sachpverjtändige zur Verfügung ftehen, bei gehöriger Auf- 
merkjantfeit vorherjehen müffen. Daß die Anbringung weiter 
gehender Schußvorrichtungen aus technifchen oder andern Gründen 
nicht möglicd) war, ijt nicht behauptet. Revifion zuvücgewiejen. 
VI, 401/95 vom 1. April 96. 

55. Fisfus hat einen Neubau in Magdeburg aufgeführt, 
der theilweis auf dem freien Plate zwifchen den Gebäuden der 
Regierung und des Konfiltoriums jteht. Auf die Klage der Stadt 
al8 Eigenthümerin des öffentlichen Plates ift Fisfus verurteilt, 
den Plat von den darauf befindlichen Gebäudetheilen zu räumen; 
Revifion zurücdgewiefen. Auf SS. 3I0—342A.L.R. I, 9 konnte 
iih Beflagter nicht berufen. Denn darin, daß Bellagter um die 
polizeiliche Bauerlaubnig nachgejucht hat, Liegt Teine Anzeige im 
Sinne des $. 340. Dagegen find diefe Vorichriften richtig gegen 
den Bellagten angewendet. $. 340 fett nicht voraus, daß die 
Grenze wiffentlich überfchritten ift. Der bloße Glaube des Bauenden, 
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er baue auf feinem Eigenthum, fann, wenn er thatjächlich die Nachbarregıt. 


Sigenthumsgrenze überjchreitet, den Nachbarn jeines Eigenthums 
nicht berauben. — D.T. E., Bd. 71, ©. 20. — V, 317/95 vom 
11. April 96. 

56. Hamburg. Klägerin hatte beantragt, daß der Beklagte 
verurtheilt werde, Vorkehrungen zu treffen, daß feinerlei Geftanf 
von den auf den in der Klage bezeichneten Immobilien lagernden 
Sälalien auf das der Klägerin gehörige Immobile 32, 33 und 
fein das erträglide Maß überfteigender Geftanf auf die der 
Klägerin gehörigen Immobilien 31, 12, 13 gelangen fFünne, 
eventuell, falls folche Vorkehrungen nicht zu treffen, daß der Be- 
agte verurtheilt werde, Feinerlei Tälalien auf den bezeichneten 
Immobilien zu lagern. Das Reichögericht hat auf die Revifion 
des Bellagten aufgehoben und zurücverwiefen, ‘Daß an id) der 
Klägerin Ansprüche zujtehen, ift nicht zu bezweifeln — vgl. Bolze, 
Praris, Bd. XX, 62 —. Das Berufungsgericht ift aber in nicht 
zuläffiger Weife dur) Anordnung beftimmter Maßnahmen, welche 
Beklagter zu treffen habe, über den Klageantrag hinausgegangen. 
Sodann ift die VBerurtheilung des Beklagten zu einem beftimmten 
Berhalten in Anjehung der Grundftüce, welche er felbft inne hat, 
überhaupt unftatthaft. Die Klägerin hat al8 Eigenthümerin ihres 
Srundjtüds nur ein Recht darauf, daß der Beklagte die unerträg- 


lihe Einwirfung auf diejes unterlaffe. Wie der Beklagte e8 an- 


fangen möchte, die Bewirfung von unerträglichem Geftanf auf 
dem Grundftüc der Klägerin zu unterlaffen, ift zunächft ihm zu 
überlaffen. Daher ift auch das eventuelle Klagbegehren formell 
nicht zu vechtfertigen. VI, 418/95 vom 16. April 96. 

56b. ad) der irrevifibelen Annahme des Berufungsrichters 
hat die Polizeiverordnung für Horft vom 1. Aug. 1893 $$. 139, 
10 U NR. LI, 8 für den Gemeindebezirk unbejchadet bereits 
erworbener Privatrechte außer Anwendung gejett. Der Kläger 
hatte jein Haus 1Y, Fuß von der Grenze errichtet. Der DBe- 


flagte hat jest hart an der Grenze gebaut. Die Klage ijt ab- - 


gewiefen, weil durch $. 139, 140 für den Kläger wohlerworbene 
Rechte nicht begründet feien. Revifion zurücgewiefen. V, 151/96 
vom 30. Mai. 

57, Die Witwe St. hatte nad) dem Zode ihres gütergemein- 
Ichaftlichen Chenanns den gefanımten Nachlaß eigenthümlich über- 


Bindifation. 
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Dindifation. nommen, objihon fie fchon damals geijtesfrant und nicht im 
Stande war, die Folgen ihrer Handlungen zu überlegen. Das 
Nadjlakgrundftüc ift auf fie überfchrieben; fie hat dann in ihrer dem 
Bruder und defjen gütergemeinjchaftlicher Ehefrau, der Beklagten, 
befannten Geiftesfranfheit jenem das Grundftüd verkauft und 
aufgelafjen. Nach feinem ZTode hat die Witwe das Grundftüd 
im Erbvergleich übernommen und ift als Eigenthümerin eingetragen. 
Sie hat fid) wieder mit T. gütergemeinschaftlich verheirathet. Die 
K. ijt entmündigt; ihrem VBormund und ihren Kindern find die 
Ziehen Eheleute zur Rüdauflaffung verurtheilt. Revifion zurüd- 
gewiefen. Denn die fämmtlichen feit dem Tode des K. erfolgten 
Eigenthunseintragungen waren wegen der Handlungsunfähigkeit 
der Witwe R. nidtig. Die Ehefrau ZT. hat aud als fchlecht- 
gläubige Befiterin gegenüber der Klage auf Rüdauflaffung gemäß 
AL NR. I, 20, $. 538 fein Zurücdbehaltungsrecht wegen Ver- 
wendungen. Und ebenfo wenig fann ein folches von T. troß 
feiner Gutgläubigfeit und I, 7, S. 24 geltend gemadjt werden. 
Denn das Subjekt des gütergemeinichaftlichen Vermögens ift, wie 
diejes felbit, ein einheitliches, jodaß der Bellagte für feine Berfon 
nicht einen ideellen Antheil hat. Mit feiner Verheirathung ift er 
ohne weiteres in den bis dahin von feiner Ehefrau allein aus- 
geübten Befiß eingetreten. Da diefer ein unredlicher war, fo 
hat er die vermögensrechtlichen Nachtheile, welche fi) daraus für 
den Befiger ergeben, mit überflommen. V, 340/95 vom 18. März/ 
6. Mai 96. 

Nedlicher 58. Der Klägerin find am 9. Ian. 1892 während ihres 
Swerd.  gufenthalts in einem Hamburger Hotel 150000 Francs Stalie- 
nifhe Rente, welche fie von Bantiers gekauft hatte, geitohlen 
worden. Die Nummern diefer Stüde find bald darauf durd 
Börjenanicdjlag und durch polizeiliche Zuftellung von Laufzetteln 
an jämmtliche Hamburger und Berliner Bankhäufer, insbefondere 
auch an die beklagte Hamburger Banficrfirma als gejtohlen be- 
fannt gemadt. Diefe hat eines der gejtohlenen Stüde über 
20000 Francd von einem Hamburger Bankthaufe am 28. Dec. 
1394 gelegentlich einer Ultimoregulirung angenommen; während 
dieje e8 von einem dritten Hamburger Bankier, der leßtere c8 
von einem großen Berliner Banfhaufe, letteres c8 von einen 
andern Berliner Bankier, und diejer e8 von einem Barijer Banf- 
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haufe erworben hatte. Die Klägerin fordert die Herausgabe des 
Papiers von der Beklagten, und falls fie daffelbe weiter veräußert 
haben follte, den Werth. Die Klage ift von dem Hanfeatischen 
Dberlandesgericht abgewiejen, da8 Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurücdverwiefen. Die Rüdfiht auf die Sicherheit des Verkehrs 
und Zreu und Glauben legen jedem Bankier, dem von dem Dieb- 
ftahl beitimmter Papiere amtlid) Anzeige gemadjt ift, die Pflicht 
auf, auch feinerfeit8 zur Erreichung diejes Zwedes dev Anzeige 
mitzuwirken, und fi) nicht bei dem Gedanken zu beruhigen, daß 
feine Vorbefiger das Papier rvedlich erworben hätten. Die bloße 
Thatjache, daß ein dem Verkehr mit Werthpapieren gewerbsmäßig 
betreibender Kaufmann beim Erwerb von Inhaberpapieren, zumal 
von jo bedeutendem Werthe, die Lifte über die durch polizeiliche 
Anzeige gemeldeten geftohlenen Papiere nicht einfieht, genügt zur 
Begründung eines groben Berfchuldens, und fchließt die Berufung 
auf 9... Art. 306 und 307 aus. Daß feit dem Diebftahl 
und feit der polizeilichen Anzeige 2'/, Iahre verfloffen waren, 
fann für fich allein nicht al8 ein den Bankier von jener DVer- 
pflichtung befreiender Umstand angejehen werden. — Vgl. Bd. VIII, 
Kr. 60. — Die Beklagte würde nicht haften, wenn fie beweift, 
daß einer ihrer Vorgänger bereitS da8 Kigenthbum an den ge- 
jtohlenen Papieren erworben hatte, 3. DB. der Barifer Bankier 
wegen nicht erfolgter Oppofition auf Grund des Gefekes vom 
15. Sunt 1872 oder einer der deutjchen Bankier wegen eines in 
feiner Berfon anzunehmenden redlihen Erwerbs. — Vgl. Bolze, 
Praris, Bd. XI, 38. — 1, 324/95 vom 25. San./19. Febr. 96. 

59. Die Klägerin hatte dem Gemeinfchuldner ein Gejchäfts- 
(ofal vermiethet, und aus diefem DVertrage eine Miethsforderung. 
Der Oemeinjchuldner hat das Geihäft an Sc. verfauft und das 
in dem Gejchäftslofal vorhandene Gejchäftsinventar dem Sc. über- 
geben. Demnädjft hat ein dritter Gläubiger das Inventar pfänden 
laffen. Der Gerichtsvollzieher Hat es in die Pfandfammer ge- 
Ihafft. Sc. Hat es, nachdem e8 ihm auf Grund einer Duittung 
de8 befriedigten Gläubigers ausgehändigt war, in ein anderes 
Lokal bringen laffen. Nach ausgebrochenem Konkurfe wurde dem 
Konfursverwalter der Schlüffel zu diefem Lokal von dem Gericht 
übergeben. Der Konkursverwalter hat nun ein Abkommen mit 
Sd. getroffen, nach weldhem ihm diefer die Sachen gegen die 
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Verpflichtung überließ, den Sch. von der wegen der Sadıen ein- 
gegangenen Miethsverbindlichkeit zu befreien. Die Klägerin madt 
gegen den Konfursverwalter ein Abjonderungsrecht wegen ihrer 
Miethöforderung geltend. Daffelbe ift ihr zugefprochen, wenn 
der Konfursverwalter jchwört, daß ihm,- ald er die Sachen von 
©&d. erwarb, nichts davon befannt gewejen, daß ich diefelben in 
den von der Klägerin gemietheten Räumlichkeiten befunden hätten 
und von einem Gerichtsvollzieher nach der Pfandfammer geichafft 
waren; Revifion beider Theile zurücdgewiejen. Das Pfandredt 
der Klägerin war dur die Fortichaffung der Sadjen in Folge 
der Pfändung nicht bejeitigt. Dem Sc. war das Tfandrecht bei 
Befriedigung des Pfändungspfandgläubigers befannt. Er hätte fie 
zurüdichaffen müffen. Da der Konfursverwalter die Sachen nidt 
vom Gemeinjchuldner überfommen, fondern von Sc). erworben 
hat, wobei er die Perfon des Gemeinfchuldners nicht vertrat, jo war 
er ein Dritter im Sinne 8. 11IA.L.R. 1, 20; er war alfo gegen 
das Pfandrecht der Bermietherin gededt, wenn er daffelbe bei feinem 
Erwerb nicht fannıte. Andererjeits wußte der Konfursverwalter, daß 
die Vermietherin wegen ihrer Anfprüde aus dem Miethsvertrage 
nicht befriedigt war. Läßt er den ihm zugejchobenen Eid unaus- 
geichworen, jo reichen die danad) fejtitehenden Thatfachen hin, um 
feinen böfen Glauben zu begründen. VI, 213/95 vom 16. April 96. 

60. Der beflagte Fisfus ift mit feinem Forfte von anderen 
Grundftücen umfchloffen, und hat deshalb Anfpruch auf einen 
Nothiweg zur Verbindung mit der öffentlichen Straße, B.LU.R. 682; 
auch wird die rechtliche Zuläffigfeit der Erwerbung eines Rechte 
auf die Richtung des bejtehenden Weges ald Nothweg durd Er- 
fitung mit Erlöfchung der Entidjädigungsverbindlichkeit anerkannt 
— Eüte 685, 708 —. Dazu ift aber die Unzweibdentigfeit der 
Befißhandlungen erforderlich, für welche eine Vermuthung aus 
Sat 2230 nicht abzuleiten ift. Die Behörden des Domänenärars 
haben aber öfter bei dem Kläger um die Erlaubniß nachgejudht, 
den über deifen Grundftüc führenden und in jeinem Eigentum 
ftehenden Weg zur Abfuhr benugen zu dürfen. Aucd hat der 
langjährige Verwalter des Klägers darauf gehalten, daß um Er- 
laubniß angefragt wurde. Danach) wurde ausgefproden, daß den 
Beklagten ein Durchfahrtsrecht nicht zuftehe; Revifion zurild- 
gewiefen. IL, 366/95 vom 17. März 96. 
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61. Im Fall 22 Hat aber Kläger unter Beweis geftellt, Erfigung umd 
daß er und feine Vorbefiter fowie die übrigen Anlieger den Weg ee 
feit unvordenflicher Zeit und folange er bejteht frei und offen Rede. 
benußt haben, daß dies in der Meinung gefchehen fei, hiermit 
nicht bloß ein jedermann an dem Wege zuftehendes Recht, jondern 
eine Befugnif auszuüben, die ihnen al8 Anliegern an dem Wege 
zuftehe; daß fie bereits bei den Enteignungsverhandlungen anläß- 
lich der Berlin-Potsdamer Eifenbahn von der Eifenbahnverwaltung 
als diejenigen anerkannt feien, denen ein Benukungsredit an dem 
Wege zuftehe; und daß die Eifenbahnverwaltung aud) jpäter bis 
zur Zeit der Sperrung im 9. 1891 ftetd die Einwilligung der 
Anlieger eingeholt habe, wenn der Weg einer Reparatur wegen 
am Bahnübergang gejperrt werden follte; daß die Anlieger von 
dritten Perjonen, wenn fie den Weg befahren wollten, um die 
Erlaubniß angegangen feien; daß fie jeit länger als einem SJahr- 
zehnt den Weg für fremdes Fuhrwerf auf Grund einer ihnen 
vom BPolizeipräfidium im 9. 1880 ertheilten Crlaubniß durch 
eine Barriere gefperrt hielten; und daß ihnen im S. 1889 vom 
Bürgermeifter in Potsdam die Entichädigungsaniprüde vor- 
behalten jeien, die ihnen aus der Verlegung des Weges er- 
wachfen würden. Das Flagabweifende Berufungsurtheil ift auf- 
gehoben, um zu prüfen, ob nidt auf Grund diefer That- 
laden, wenn fie bewiejen werden, anzunehmen ift, daß Kläger 
und feine Befißvorgänger an dem Wege ein bejonderes, von 
dem Gemeingebraud) verjchiedened® Benugungsreht ausgeübt 
und folches durd) Erfitung erworben haben. ‘Derjelben würde 
nicht entgegenftehen, daß die Anlieger im Zweifel gewejen, ob 
ihnen nicht der Weg eigenthümlich gehöre. V, 330/95 von 
22. April 96. 

62. Mit dem unterliegenden Grundftücdseigenthümer ift der _ Grumd- 
dauernde Beftand eines Abzugsgrabens in beftimmter Breite und ienfbarkeit. 
Tiefe vereinbart. Das ift feine bloße Legaljervitut, dem ob- 
liegenden Grundftücseigenthümer das abfließende Wafler abzı- 
nehmen. Der Oberliegende hat dabei die Verpflichtung über- 
nommen, den Graben zu erhalten. Daraus folgt aber nod) nicht, 
daß der Eigenthümer des dienenden Grundftücdes die Ablagerung 
des Auswurfs auf beiden Seiten des Grabens dulden müßte. 

Dies Nedht ijt aber durd) ferpitutifche Belaftung des dienenden 
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Srundftüdes dem Eigenthümer des herrjchenden Grundftüdes ein- 
geräumt. III, 409/95 vom 31. San. 96. 

63. Im Fall 20. Die Auslegung der Kabinetsordre dahin, 
daß dem Fünftigen Erwerber des Infelgrundftüdes die Auflage 
gemacht ift, daffelbe zur Errichtung einer Krahnwage und eines 
Waarenmagazind zu benugen, und daß daraus zugleich der Wille 
erfennbar wurde, diefem Erwerber dasjenige Recht am Strome 
zu verleihen, ohne welches verftändiger Weife die Errichtung jener 
Anlagen nicht übernommen werden konnte, überjchreitet nicht die 
Grenzen der zuläffigen Erforfchung des gefammten, durch Die 
Kabinetsordre zum Ausdrud gelangenden Willens; und das ge- 
nügt, um das NReht am Strome als fchriftlic) begründet er- 
Icheinen zu laffen. V, 254/95 vom 8. Febr. 96. 

64. Das Oberlandesfulturgericht hat den Antrag auf Ab- 
löfung der in Anfpruch genommenen Weide in dem fisfalifchen 
Sorjt abgewiejen, weil die Eriftenz des Rechts nicht erwiejen jei. 
Dabei ift nicht genügend berüdfichtigt, daß auf Grund einer Be- 
Icheinigung der Regierung vom 13. April 1809 die Servitut im 
Hypothefenbud) eingetragen ift. Wurde auch dadurch eine Servitut 
nicht begründet, fo ift doch die Eintragung und ihre Unterlage 
ein wejentliches Hülfsmittel für die Begründung der richterlichen 
Ueberzeugung, daß die Servitut bejteht. Der Grundeigenthümer, 
welcher folche eintragen läßt, gibt die Eintragsbewilligung info- 
fern aud) dem Servitutsberechtigten gegenüber ab, al® er weiß 
oder wiffen muß, daß die Eintragung nicht ohne Zuftimmung 
de8 Berechtigten wieder geldjcht werden Tann; aud bindet er 
feine Rechtsnachfolger injoweit, «!S jte fih nicht mehr auf Un- 
fenntniß berufen fünnen. Eins wie da8 andere fann er ver- 
jtändigerweife nur thun, wenn er felbjt von dem rechtlichen Be- 
itande der Servitut überzeugt ift. Die Eintragsbewilligung einer 
öffentlichen Behörde fest voraus, daß die Behörde durch eigene 
Prüfung zu der Ueberzeugung gelangt ift, daß die Servitut be- 
jtehe. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurücverwiejen. V, 
273/95 vom 29. Febr. 96. 

65. It anzunehmen, daß die Servitut, deren Verleihung 
nicht nachweisbar tft, durch Erfigung entjtanden ift, jo ergibt fich 
aud) aus dem Hhpothefenbud, für die Annahme folcher, daß ein 
MWeidegeld bezahlt if. Daß das Weidegeld im Laufe der Zeit 


Dingliche Rechte und verwandte Rechtsverhäftnifie. 33 
erhöht it, jteht der Annahme einer Erfigung unter anderem um 
deswillen nicht entgegen, weil das Weidegeld eine ähnliche Natur 
haben fann wie die vielfach von den Brenn- und Bauholzberedhtig- 
ten zu zahlenden Anweijegebühren und Hauerlöhne. V, 278/95 
vom 29. Tebr. 96. 

66. Im 3. 1822 Haben die damaligen Eigenthümer der 
Nittergüter I. und D. einen Bertrag geichloffen, nach dem dem 
jeweiligen Eigenthümer des Gutes D. die Berechtigung eingeräumt 
ift, den zum Betrieb der Ziegelei des Gutes D. erforderlichen 
Thon von den Ländereien des Gutes T. zu entnehmen. Durcd 
ein unter Mitwirfung der Gencralfommiffion feitgeftelltes Negula- 
tiv von 1880 ift die Berechtigung dahin eingefchränft, daß die 
Benugung der Flächen von . zunäcdft auf fartirte 1 Heltar 
68 Ar 80 Duadratmeter angewiejen ift, folange dadurd) das 
Bedürfnig für den Betrieb der Ziegelei gededit wird. Kann dies 
DBedürfniß aus diefer Fläche nicht mehr befriedigt werden, jo fteht 
dem Beredhtigten da8 Recht zu, eine anderweite Negelung feiner 
Beredtigung und die Ausmweifung einer anderen feinen Rechten 
entjprechenden Fläche aus den thonhaltigen Xändereien des Nitter- 
gutes Z. zu fordern. E8 Liegt eine Grundgerechtigfeit im Sinne 
8.12 ÜULUR. I, 22 und S. 12 &. €. ©. vor, welche, obichon 
nicht eingetragen, fi) au) auf jpäter vom Nittergut &. abver- 
äußerte 132 Heftar 87 Ar 40 Quadratmeter erftredte. Der der- 
zeitige Eigenthümer von D. hat den Eintrag einer Vormerkung 
zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung der ZThongräberei- 
gerechtigfeit bezüglich des abveräußerten Grundftüdes erlangt. Die 
Klage der Eigenthümerin von T. auf Lölchung der Vormerfung 
ift abgewiejen, NRevifion zurücdgewiefen. Unerheblid, ob das 
Stammgut ein jo umfangreiches Thonlager enthält, daß für die 
Ziegelei ein Bedürfniß zur Ausbeutung des Thonlagers in dem 
abveräußerten Areal in abfehbarer Zeit nicht eintreten wird. 
V, 287/95 vom 11. März 96. 

67. Der Borbefiter des Klägers hatte dem Vorbefiter des 
Beklagten erlaubt, daß in der fünlichen Mauer von deffen Grund 
ftüd in 12 Fuß Höhe von dem Boden aus Lichtfenfter angebradjt 
werden fünnen; GC. bat fich verpflichtet, dieje Weniter nicht zu 
blenden. In den vier oberen Stodwerfen des Haufes find je 
drei Benjter angelegt; dem Kläger ift das Recht zugefprocen, bie 
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zu 12 Fuß Höhe unmittelbar an die Grenze, von da ab mit dem 
bon ihm projeftirten Bau bis auf eine Entfernung von 3 Fuß 
heranzubauen. Denn nah Bremiidiem Gewohnheitsrecht fei dies 
bei Lichtfenftergerechtigfeiten die innezuhaltende Entfernung; und 
eine weiter gehende DBelaftung jei dem Grundftüd des E. nid 
auferlegt. Revifion zurücigewiefen. VI, 408/95 vom 16. März 96. 
68. Der Erblafjfer lebte mit feiner Ehefrau in weftphälifcher 
Gütergemeinfhaft und in Finderlofer Ehe. Er Hat mit Ueber- 
gehung feiner Ehefrau feine Mutter al8 Erbin eingejett. Gegen 
diefe ift aber rechtskräftig ausgeiprochen, daß der Witwe am Nachlaß 
ihres Ehemanns der Pflichttheil zufteht, beftehend aus einem Sedjstel 
der Subftanz und dem Nießbraud) an den übrigen fünf Sechsteln. 
Zu dem Nachlaffe gehört eine Darlehnsforderung von 14565 Mart 
an die Mutter und deren Ehemann. Der Lebtere ift durd) Theil- 
urtheil zur NRüczahlung eines ZTheils der Schuld verurtheilt. 
Revifion zurüdgewiefen. Denn 8. 101 A. R. LI, 21 enthäft 
nur eine allgemeine Anordnung, welche nicht ausschließt, dag für 
bejondere Arten des Nießbraudyd Ausnahmebeftimmungen beftehen 
fönnen. Solche Beftimmung ift in SS. 645 ff., II, 1 getroffen, 
und in diefem Sinne ift auch $. 7 des Gefekes vom 16. April 
1860 zu verjtehen. Die Witwe hat in Folge ihres, jelbft durch) 
legtwillige Verfügungen ihres verftorbenen Chemanns nicht ver- 
fürzbaren Individualrechts ausschließlich Anfpruch auf Befig und 
Berwaltung des Nachlaffes, und darf deshalb, wenn ihr auch der 
Niekbraud, als Pflichttheil zuftceht, Nadylaßforderungen ohne Zus 
ftimmung der Miterben und wenn diefe Schuldner find, von 
ihnen einziehen. — Vgl. R. ©. E. vom 21. Dec. 1882 bei Grucdhot, 
Bd. 28, ©. 938, und das Urtheil des Obertribunals vom 28. Mai 
1869 bei Striethorft, Bd. 75. — IV, 270/95 vom 10. Febr. 96. 
. 69. Im Fall 648. Allerdings fann jemand den Nießbraud) 
und doch nicht die einem ZTejtamentsvollitreder überlafjene VBer- 
waltung haben. Das gilt aber nur, wenn ein eigentlicyer Nieß- 
brauch hinterlaffen if. Allein ein Duafinießbraud) beftcht nur, 
wenn dem Inhaber der Gegenftand zum vollen eigenen Nedht 
gegen Beitellung der cautio ex SCto übertragen wird. Wäre 
ein folder Nießbraudh) an einem Kapital hinterlaffen, jo wirde 
angefichts jener Entziehung der Verwaltung ein NRentenvermädt- 
niß vorliegen. Beim VBermäcdtnig des Nießbraudh® an einer 
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Duote des ganzen Vermögens ijt e8 dem Belieben des Erben, Niekbraud). 
hier des Teftamentsvolfftreders, überlaffen, ob er an den einzelnen 
Nachlapgegenftänden Nießbrauch bezw. Duafinießbraudy pro parte 

gewähren oder nur an einer der Duote ded Werthes des Nad)- 

lafjes entiprechenden Geldjumme Duafinießbraudh einräumen 

will. — L. 32, 8.8 D. de usu et usufr. 33, 2. — Die Kläger 

haben aber nicht behauptet, daß ihnen al8 Gegenftand des Nief- 

brauchs eine Werthquote dargeboten fe. VI, 416/95 vom 

13. April 96. 

70. Im Fall 51 würde die Scyadenserfakflage begründet Negatoria und 
fein, wenn den Beklagten ein Verjchulden trifft. Ohne Ver: SOLNOrIR: 
ichulden weder aus dem Gefichtspunft des S. 267? St.©.2., 
nod) aus dem einer Uebertretung des 8.187 AU.U.R.I, 8 Da 
der Berufungsrichter ein Verfchulden nicht feitgejtellt Hat, auf- 
gehoben, zurücdverwiefen. VI, 267/95 vom 2. Ian. 96. 
| 71. Erjtinftanzlih war der Beklagte verurtheilt, folcdhe Ein- 
rihtungen zu treffen, daß die mit dem Betriebe feiner Kreis- 
und Hobelmajchine, Kreis- und Bandjäge verbundene Erichütterung 
des Flägerifhen Haujes auf ein erträgliches Maß zurüdgeführt 
werde, aud) dem Kläger allen durch die übermäßige Erichütterung 
des Hägerifchen Haufes entitandenen und entjtehenden Schaden zu 
 eritatten. Die Klage durfte in der Berufung nicht abgemiejen 
werden, weil Beflagter im Laufe des Prozefies entiprechende Ein- 
richtungen getroffen habe. Vielmehr wurde die Verurtheilung 
vom NReichsgericht wieder hergeftellt, damit dein Kläger der fort- 
beftehenden Anlage gegenüber, auf deren Befeitigung er nad) $. 26 
G. DO. nicht Elagen kann, der richterlihe Schuß dauernd dahin 
gewährt werde, daß er auf Grund des Urtheild im Zwangsvoll- 
jtredungsverfahren vorgehen Tann, wenn die getroffenen Ein- 
richtungen befeitigt werden oder fi) in der Folge als unzureichend 
erweijen. Auch bleibt der Schadensansprud) des Klägers für die 
Zeit begründet, während welcher der Zuftand auf ein erträgliches 
Maß nicht zurüdgeführt war. III, 106/95 vom 28. Febr. 96. 

72. Daß die jtädtifche Behörde die polizeiliche Genehmigung 
zu dem Bau ertheilt Hat, jchließt im Tall 55 ihre Klage nicht 
aus. Denn jene Genehmigung ftellt nur feit, daß dem beabfid)- 
tigten Bau Hinderniffe im Deffentlichen Recht nicht entgegen- 
ftehen. V, 317/95 vom 11. April 96. 

3% 
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73. Gegenüber einer Tonzeffionirten Anlage, wie im Fall 56 
der zur Zeit nicht betriebenen Poudrettefabrif des Beklagten, fann 
der negatoriich Beklagte die Einrede vorichügen, es feien Feine 
Einrichtungen thunlicd) und mit einem gewöhnlichen Betriebe feines 
Gewerbes vereinbar, welche die gerügte Einwirkung auf das 
Grundftüd der Klägerin verhindern würden, und es bleibe jomit 
unter Ausschluß der negatorischen Klage nur ein Anfprucd auf 
Schadenserfaß übrig. — Bolze, Praxis, Bd. XL, Nr. 63; Bd. XIL, 
Nr. 46; Entjcheidungen des Oberften Landesgerichts für Bayern, 
B.9, ©. 187 ff. — Dem allgemein gefaßten Antrage der Klägerin 
hätte da8 Berufungsgericht deshalb auch nur durch cine allgemein 
gefaßte Verurteilung entiprechen dürfen. VI, 418/95 vom 
16. April 96. 

74. Die Intereffenfchaft der Gemeinde Callenjtedt Flagt 
gegen den dortigen Nittergutsbefiger auf Duldung der „Benugung 
der Lehmfuhle am Xindenberge”. Das Necht ift erjeflen; aber 
die Derurtheilung mit diefer Bezeichnung tft unklar. E8 handelt 
fi) um die Frage, ob der Beklagte nur die Benukung der jelt 
im Gebraud) befindlichen Lehmfuhle zu geftatten hat, oder ob er 
gefchehen Laffen muß, daß Klägerin nad) Erfchöpfung der gegen: 
wärtigen Grube Lehm, joweit er auf dem faft 36 Morgen großen 
Zindenberge fteht, vodet, aljo den ganzen Lindenberg zur Xehm- 
vodung benutt. Deshalb aufgehoben, zurüdverwiejen. III, 4/96 
vom 21. April. .— 

75. Die Klage gegen den früheren Eigenthiümer auf den 
Ausfall aus dem perjönlichen Schuldverhältnig tft abgewiefen. 
Denn 8. 41 €. €. ©. bezicht fi au auf Taufchverträge, in 
denen der Erwerber ald Theil feiner Gegenleiftung die auf dem 
Grundftüc haftende Hypothek übernimmt. Auch braucht die Meber- 
nahme nicht mit ausdrüdlichen Worten erklärt zu jein; es genügt, 
daß fie aus dem Inhalt des Veräußerungsgejhäfts, insbejondere 
aus der Belegung des Kauf: oder Zaufchpreifes fich ergibt. Daß 
die Kündigungsfrift für die Klägerin nicht durd die ganze ein- 
jährige Frift des $. 41, Abf. 2 lief, weil fie mit dem neuen Er- 
werber einen nenen Amortijationsvertrag gefchlofien, Hat fie füh 
jelbft zuzufchreiben. V, 206/95 vom 4. San. 96. 

76. Der Beklagte Hatte feiner Vermietherin ein Darlehn 
gegeben und mit ihr verabredet, e3 jolle diefe Darlehnsforderung 


Dingliche Rechte und verwandte Rechtsverhältniffe. 37 
mit den fpäter fällig werdenden Miethögeldern fompenfirt werden. 
Das fällt au) unter $. 31 €. € ©. Und da bie eingeleitete 
Zwangsverwaltung des Grundftüces wie eine Beichlagnahme zu 
Gunjten aller Hypothefgläubiger wirft, wurde der Beklagte, ohne 
daß er mit feiner Kompenfationseinrede gehört wurde, dem Flagen- 
den Hppothefgläubiger, welchem im Zwangsvollftrefungsverfahren 
die Miethsforderung zur Einziehung überwiefen war, zur Zahlung 
der Miethe verurtheilt. VI, 328/95 vom 9. Ian. 96. 

77. Frankfurt aM. St. hatte mit dem Bauunternehmer 
8. einen Baugeldervertrag gefchloffen. Auf die Hhpothef von 
20000 Mark waren 7979 Mark noch nicht gezahlt. NK. cedirte 
feinen Anspruch auf diefe 7979 Marf an 3. am 15. Ian. 1892 
und liberirte den St. am 1. Oft. von feiner Verbindlichkeit. Am 
3. Oft. Hat St. dem F. mit Bewilligung des K. die Theilhhjpo- 
thef von 7979 Mark cedirt; al8 Valuta find zwilchen %. und 8. 
die von jenem an diefen geleifteten Zahlungen gleicher Höhe ver- 
rechnet. Die Gültigkeit der Hhpothef Fonnte von dem nad) 
folgenden Hypothefar nicht betritten werden. Die Cejlion vom 
15. Yan. 1892 ift rüdgängig gemacht; im Uebrigen lag ein ein- 
heitlicher Vertrag vor, wovon bie Xiberirung vom 1. Dft. 1892 
der erite Akt war. Unerheblich, daß die von 3. an KR. gezahlten 
Gelder nit fämmtlih zum Bau verwendet find. III, 376/95 
vom 10./21. Ian. 96. 

78. Im Fall 299 Hatte R. dem Beklagten fchriftlich be- 
willigt, daß diefer für fih eine Darlehnshypothef von 25000 
Mark ftatt für 20000 Marf eintragen laffe. Der Beklagte 
haftet dann für den Ausfall dev R’ichen Hypothek, joweit der- 
jelbe durch den Mehreintrag von 5000 Marf verurjadit ift, went 
er dolos verfchwieg, daß das Grundjtüd, auf welchem die Kauf- 
gelder des Beklagten unter Zugrundelegung einer Summe von 
100000 Mark bei Annahme eines geringeren Flächeninhalts mit 
Bewilligung des R. eingetragen werden follten, thatfählid 13 Ar 
60 Duadratruthen mefje. Im Folge deifen waren bereits 123000 
Mark Kaufgelder voreingetragen. Diefe Mittheilung mußte dev 
Beklagte dem R. auch dann madjen, wenn er den größeren Fläcjen- 
inhalt nod) nicht Fannte, al8 R. den Eintrag von 25000 Mart 
bewilligte, denfelben aber nachträglich und bis zur Auflafjung er- 
fuhr. Denn die Bewilligung war dahin ertheilt, daß die 25000 
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Marf bei der Auflaffung eingetragen werden jollten. Be- 
flagter verlette durch Verjchweigen der erlangten Kenntniß aller- 
dings die Grundfäte eines redlichen Verhaltens. IV, 266/95 
von 13. Ian. 96. 

79. Der Bellagtee W. Hatte ein Grundftüd von We, im 
April 1891 gefauft und aufgelaffen erhalten, aud) die auf dem> 
jelben haftende Hypothek des B. von 45000 Mark auf den Kauf- 
preis übernommen. Bor der Auflafiung hatte auf Betreiben des 
Re. der Hypothefgläubiger B. dem Käufer W. die Unfündbarfeit 
der Hhpothef bis 1. April 1896 zugefihert. Nach der Auflaffung 
iit DB. von dem Verkauf und der Schuldübernahme dur We, in 
gehöriger Weife benachrichtigt. W. hat die Hypothek unter Aus- 
ihluß feiner perjönlichen Haftung für die Schuld an ©. cedtrt, 
nachdem er das Grundftük veräußert und die Hypothef von DB. 
erworben Hatte. Bei der Subhajtation fiel die Hhpothef auß. 
S. hat die Ausfallforderung den Kläger cedirt, zugleicd) mit der- 
jefben den ihm von We. cedirten Anjprud) auf Befreiung von 
der ihn obliegenden Haft für die damals von W. übernommene 
Schuld, diefe in Höhe von 3000 Marf. Die wider W. erhobene 
Klage ijt abgewiefen. Denn aus der Schuld haftete er nicht 
mehr, nachdem er die Hypothek ohne perjünliche Haftung an ©. 
cedirt hatte. Und We. hatte feinen Aniprud) auf Befreiung von 
einer Schuld, für die er nicht mehr Haftete, weil B. nad) der 
ihn: gewordenen Mittheilung die Hypothek nicht gefündigt hatte, 
aud nad) der dem W. ertheilten Zuficherung nicht Fündigen Tonnte 
(vgl. 75) und bis April 1892 nicht eingeflagt hat. Unerheblich, 
dag W. bei der Eeffion an ©. anerkannt hat, daß jeine erlojchene 
perföntiche Haftung nod) fortbejtehe. V, 231/95 vom 22. San. 96. 

80. Da die Korrealhypothef der Beklagten nad) dem 1. Suli 
1869 eingetragen ijt, findet Art. V des Pr. Gefeßes vom 12. März 
1869 (vgl. 8. 204 des Gefekes vom 13. Juli 1883) hier feine 
Anwendung. Nah S. 42 E €. ©. fann fi) der Gläubiger wegen 
jeiner ganzen Forderung an jedes Orundftücd halten. Dazu Tann 
er fih noch im Kaufgelderbelegungstermin entfchließen, auch wenn 
der Subhaftationsantrag gleichzeitig gegen mehrere oder alle ver- 
hafteten Grundftücde durchgeführt wird. Darin, daß Bellagte 
jelbft die gleichzeitige Subhaftation aller Grundftüde ihres Schuld- 
ner8 betrieben, das gemeinschaftliche Ausgebot zweier ihr haftenden 
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Srundftücde beantragt Hat, ift ein Verzicht nicht zu erbliden, 
welcher die Befugniß ausfchlöffe, erit nach der jo ausgeführten 
Berfteigerung, und obgleich) ihre Korrealhypothefen auch bei einer 
antheiligen Verwendung des auseinander gerechneten Erlöfes voll 
befriedigt worden wären, fi allein an den auf das eine Grund- 
ftüd entfallenden Antheil an den Erjtehungsgeldern zu halten. 
Ebenjo wenig liegt darin eine Arglift gegenüber einem nad) 
folgenden Hhüpothefgläubiger, der in Folge diejes Verfahrens 
einen erheblichen Ausfall an jeiner Hypothek erleidet, während er 
bet einer vatirlichen Vertheilung der Erftehungsgelder aus beiden 
Srundftüden auf die vorhergehende Korvealhypothef befriedigt 
worden wäre. Gbenjo wenig läßt fi) ein Vorwurf der Chifane 
begründen — $.3T A.L.R. I, 6 — Denn was der Flagende 
nacdhftehende HYypothefgläubiger bei einer anderen DVertheilung ge- 
wönne, würde der Konfursmaffe des Schuldners, welche jettt den 
Meberfhuß aus dem dem Kläger nicht verpfändeten Grundftüce 
erhält, verloren gehen. V, 219/95 vom 22. Ian. 96. Vgl. 311. 

81. Naumburg für Anhalt. Kläger hat den Beflagten eines 
jeiner Grundftücde aufgelaffen. Sie haben eine aufhaftende Hypo- 
thef in Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen. Die An- 
nahme de3 Berufungsgericht, daß, fofern die Kontrahenten nichte 
anderes beftimmt haben, nach Gem. R. der Erwerber bei folcher 
Uebernahme nicht zu fofortiger Baarzahlung, jondern nur ver- 
pflichtet fei, dem Veräußerer, falls diefer vom Gläubiger wegen 
Zahlung der Hypothek in Anfpruch genommen wird, ihn zu ver- 
treten und eventuell jchadlo8 zu Halten, ift nicht rechtsirrthümlich. 
Allein der Kläger hat behauptet, es fei zwilchen ihm und den 
Bellagten vor dem Abihluß des Kaufvertrags beiprochen, daß er 
von dem größten Xheil der ihn drüdenden Schulden, bejonders 
von der an R., durch den Kauf befreit werden wollte. Sit dies 
richtig und weiter, daß für die R.’iche Vorderung noc weitere 
SGrundftüde des Klägers verpfändet waren, jo wird die mit dem 
Wortlaut des BVertragsd vereinbare Annahme nahe gelegt, daß 
danad) eine alsbaldige Liation des Verkäufers von der R’fchen 
Forderung eintreten follte. Das die Klage des VBerfäufers ab- 
weijende Berufungsurtheil aufgehoben, zurücdtverwiefen. III, 323/95 
vom 4. ebr. 96. Dal. 344. 

82. Pol. 775. Kläger Hatte dem Beklagten zur Anlegung 
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einer Cichoriendarre ein Darlchn von 42000 Mark verjprochen, 
welches Kläger auf dem Grundftüde hHypothefarifch eintragen lafjen 
jollte, nad) Angabe des Klägers zu erfter Stelle, nach der des 
Beklagten Hinter den Kauf- und Baugeldern. 31000 Mark find 
gezahlt, ohne daß DBeflagter die Hhypothef hat eintragen Lafjen. 
Dagegen hat er für fi) eine Grundfchuld eintragen laffen, die 
er im Laufe des Prozeijes mit 20500 Marf begeben hat. Außer: 
dem hat er eine Kautionshypothet von 25000 Marf eintragen 
laffen. : Dem Bellagten ift ein Schiedseid darüber auferlegt, daß 
er nicht veriprodjyen hat, die Hypothek an erfter Stelle oder nicht 
ohne Bezeichnung der Stelle eintragen zu laffen. Für den Nidht- 
Ihwörungsfall ift Beklagter verurtheilt, für die 31000 Mark die 
Hnpothef an erfter Stelle, für den Schwörungsfall hinter 13500 
Mark eintragen zu laffen, oder die 31000 Mark zurüczuzahlen. 
Mit der Einrede, Kläger habe den Vertrag nicht erfüllt, folange 
er nicht 42000 Darf gezahlt habe, wurde Beflagter nicht gehört. 
Denn das Darlehn follte in Raten gezahlt werden, Beflagter hat 
die theilweife Erfüllung angenommen. Daß der Kläger eine 
Sicherheit überhaupt nur beanfprucen dürfe, wenn er die vollen 
42000 Mark zahle, war nicht verabredet. Bellagter bedarf die 
11000 Mark zum Aufbau der Darre nicht mehr, da dieje längft 
fertig ift, und Kläger wird fie nicht zahlen fünnen, da er im 
Armenreht Hagt. Wenn aucd Släger nur auf den Eintrag an 
erster Stelle und Rüdzahlbarfeit nad */,jähriger Kündigung ge- 
flagt hat, jo durfte doch für den Schwörungsfall unter Zugrunde- 
legung der Behauptung des Beklagten auf den Eintrag nad) Vor- 
gang von 13500 Mark und NRüdzahlbarkeit fünf Sahre nad) den 
Empfang als das Geringere erfannt werden. Die Kautions- 
hypothef von 25000 Mark wurde nicht in Betracht gezogen, weil 
Beklagter nicht hatte beweijen künnen, daß diefer Gläubiger Geld 
zum Bau hergegeben hat; Revifion zurüdgewiefen. V, 259/95 
vom 12. Febr. 96. 

83. Im Fall 297. ©. hat das Reftgrunditücd erworben 
und die Hhpothef des W. in Anrechnung auf den Kaufpreis 
übernommen. Er hat dann die Hypothek gegen Geffion an W. 
bezahlt. ©. wußte fomohl beim Erwerb des Rejtgrundftücdes ale 
beim Erwerb der Hhpothef, daß KR. dem Kläger die Parzelle 
pfandfrei verkauft und daß W. verfprochen hat, die Parzelle aus 
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der Hhpothef zu entlaflen. Dem Kläger ftehen alfo die Einreden 
aus dem perjönlichen Schuldverhältniß gegen ©. jo zu, wie fie 
ihm gegen W. zuftehen. &. ift aud als Nechtenachfolger des 
7, nicht berechtigt, von dem erfüllten Ablommen zurüdzutreten. 
Das Recht, welches der Kläger einvedeweife gegen die Klage des 
G. geltend machen fann, begründet aber zugleich den Anfpruc 
auf Befeitigung der nicht übernommenen Hhpothef. V, 265/95 
vom 15. Yebr./14. März 96. Vgl. 266. 

84. M. Hatte eine Hhypothel über 50000 Marf. Davon 
hatte er an B. 12000 Mark unter Uebergabe des HHpothefen- 
dofuments zur Abjchreibung und Bildung eines Zweigdofuments 
abgetreten. Bon feiner Nejtforderung trat er am 13. Dec. 
18000 Marf an H. ab unter Bewilligung der Umfchreibung und 
Ausfolgung eines Zweigdofumentd. Er erjchien am 14. Dec. mit 
H. und dem den Hypothefenbrief befigenden DB. vor dem Grund- 
buchamt, konnte aber die Umfchreibung nicht erreichen, weil e8 zu 
fpät war. R. hat einen Arreitbefehl auf die Hhpothet wegen 
5500 Mark wider M. erlangt, der nicht vor dem 14. Dec. zu- 
geftellt if. DB. Hat auf Erjuchen des R. diefem am 23. Febr. 
1894 das Hypothefendofument übergeben, R. hat e8 dann dem 
Grundbuchamt übergeben und der Arreft ift eingetragen. Ein An- 
trag de8 H. auf Umfjchreibung feiner Ceffion tft abgelehnt, weil 
das Dofument von R. eingereicht fei. Am 6. Mai hat Mt. 5300 
Mark cedirt; für diefe Eeifion ift ein Zweigdofument gebildet, 
nachdem B. in die Denugung des Stammdolumentd zu diefem 
Zwede gewilligt hatte. Auf die Klage des 9. tft R. verurtheitt, 
das Vorreht des Klägers anzuerkennen und darein zu willigen, 
daß die Geffion an Kläger im Grundbud) und auf dem Stamm- 
dofument vermerkt und dem Kläger ein Zweigdofument ertheilt 
werde. Zwar gebe der Befit des Hhpothefenbriefd dem jüngeren 
Cejfionar einen Vorzug vor dem älteren — 8.BUUR ]L, 
10 —, aber wenn fie ihr Recht von demjelben Cedenten ableiten, 
nur unter der hier nicht zutreffenden Vorausfegung, daß dem 
jüngeren Cejfionar der Befit von dem Cedenten oder auf deifen 
Geheiß verichafft fei; Revifion zurückgewiefen. V, 272/95 vom 
22. Sebr. 96. 

85. Ob bereits die Pfändung einer Hhpothef einen Zwangs- 
volfitredungstitel gegen den gepfändeten Hhpothefgläubiger auf 
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Herausgabe des Hhppothefenbriefs gebe — vgl. Turnau, G.B.O., 
5. Aufl., ©. 473, 474 —, braucht nicht entfchieden zu werden, 
weil R. den Hhpothefenbrief nicht von M., jondern von B. gegen 
jenes Wifjen und Willen erhalten hat. Die Pfändung des R. 
fonnte nur den Theil der Hhpothef erreichen, welcher dem M. 
no zuftand, nicht den dem 9. cedirten Theil. M. war aljo 
nicht verpflichtet, den Beklagten in den Stand zu fegen, durd) 
Eintrag feiner Arreftpfändung ohne Einfchränfung auf den ge- 
pfändeten Theil der Hhpothet den Vorrang vor der dem Kläger 
ertheilten Eeifton zu überwinden; deshalb Fan nicht angenommen 
werden, daß er mit dem Verfahren de DB. einverftanden war. 
Da der Reit der Hhpothef groß genug blieb, um dem R. 5300 
Mark abzutreten, kann aus diefer Ceffion nicht auf Aenderung 
der Abficht gefchloffen werden. Auch befaß R. nicht einen gegen 
3, wirfjamen Zwangsvollftredungstitel auf Herausgabe der Ur- 
funde, der wirkfam für Erwerbung feines VBorrechts gewefen 
wäre, wenn er die Ceifion an H. nicht Fanııte. Ohne foldhen 
Titel, ohne Ueberweifung des M’fchen Anipruhs an B. auf 
Herausgabe des Dokuments, die er in Folge der Arreftpfändung 
nicht erlangen konnte, war die B.’fche Herausgabe des Dofu- 
ments die freiwillige Herausgabe des Dritten, welche die An- 
wendung des 8.23 WAL. NR. I, 10 nicht gejtattet. Für eine ana- 
loge Anwendung von 8. 713 E&. P. ©. fehlt es an der OSleid)- 
artigfeit de8 Thatbeftandes. V, 272/95 vom 22. Febr. 96. 

56. Colmar. Bgl. 608. Die Ehefrau F. hatte im I. 1875 
ihrem Ehemann durh Schenkung unter Lebenden den lebensläng- 
lichen Niefbraud) an ihrem Vermögen zugewendet unter Befreiung 
von einer Sicherheitsleiftung und der Verpflichtung zur Wieder- 
anlage. Mit den Erben jeiner finderlos verjtorbenen Ehefrau 
hat %. bezüglich der Auseinanderjegung über ihren Nachlaß und 
die Gütergemeinfchaft einen Vergleich gefchloffen, in weldhem ihm 
diefe die ganze Maffe, einschließlich eines Haufes und Gartens, 
zum GCigenthum überließen, er ihnen aber eine Forderung von 
3764 Mark 85 Pf. einräumte, deren Fälligkeit nad) dem ode 
des 3. eintreten jollte. %. hat den Garten an die ©. veräußert. 
Ein Miterbe hat feine Vorderung dem Beklagten cedirt; diejer 
hat wegen der soulte nad) Code 2103? das Privileg für die 
Forderung auf Haus und Garten einjchreiben lajfen. Die Klage 
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des %. und der ©. auf Köichung ift abgewiefen, Revifion zurüd- 
gewiefen. Das Brivileg ift auch durd) das Niekbrauchsrecht des 
5. nicht ausgejchlojfen. Denn diefer ift mit Erwerbung des 
Eigenthums an den Grundftüden untergegangen, und ein Nieß- 
draud) an der zum Nacdlaf nicht gehörigen Forderung der Erben 
aus der Erbtheilung ift für den %. nicht entftanden. II, 356/95 
vom 6. März 96. 

87. Berlin. Der Verkäufer eines Grundftüds hat 49750 
Mark auf Hypothek ftehen laffen. „Der Käufer D. beabfichtigt 
die Grundftüde zum Zwede der Bebauung zu parzelliren. “Der 
Berfäufer verpflichtet fich für diefen Fall, in eine Vertheilung des 
Neitfaufgeldes auf die zu bildenden Grundjtüdsfolien nach Ber: 
bältniß des Flächeninhalts der Parzellen zu willigen. DO. hat 
da8 ganze Grundjtüd an R. verkauft; diefer hat zum Zwed der 
Bebauung parzellirt, Kläger hat eine Parzelle bebaut und Flagt 
nun gegen die Ehefrau des Verkäufers, welcher die Hhpothel ab- 
getreten ift, unter der Behauptung, daß O. feine Rechte an F., 
diejer fie dem Kläger cedirt habe, daß die Ehefrau bis auf den auf 
jeine Parzelle nad) VBerhältniß ihres Flächeninhalts entfallenden Be- 
trag von 6646 Mark die Hypothek Löfchen laffe. Das Berufungs- 
gericht hat abgewiejen, das Keichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Denn daß im erjten Kaufvertrage nichts über die Eefi- 
bilität des Anipruchs des D. gejagt ift, Schließt nicht die gegentheilige 
Abficht der Kontrahenten aus. Kannte aber die Beklagte die in das 
Grundbuch nicht aufgenommenen Beitimmungen über die VBerpflich- 
tung, die bebauten Parzellen aus der Hypothek zu entlaffen, oder mußte 
fie fie kennen, was anzunehmen ift, wenn ihr der mit der Schuld- 
urkunde verbundene Hhpothefenbrief ausgehändigt ift, jo jteht auch) 
der Anspruch auf Lölchung gegen fie zu. V, 73/96 vom 28. Mär;. 

88. Nah dem zwiihen dem beflagten Verkäufer und 
Baugeldgeber Sch. und dem Grundftücseigenthümer 2. getroffenen 
Abfommen follte dem 2. der Betrag, um welchen die von ihm 
bewilligten beiden Hhypothefen von 260000 für eine Bank und 
von 70000 Marf für Sc. den von 2. an Sch. zu zahlenden 
Kaufpreis des Grundftüds und die Hypotheken überjteigen würden, 
zu gleihem Nedht mit dem Ueberreft von den 70000 Mark 
cedirt oder baar gezahlt werden. E8 hat fid) ein Ueberjchußgut- 
haben ergeben, und 2. hat dafjelbe an den Kläger cedirt. Kläger 
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hat auf Zahlung oder Ceflion geklagt. Damit ift er abgewiefen, 
Revifion zurüdgewiefen. Nach dem erftinftanzlichen Endurtheile 
ift das Grundftücd im Ziwangsverfteigerungsverfahren für 330000 
Mark zugefprodhen. Beflagter hat den Hhpothefen von 20000 Mart 
(einem ihm cedirten Theilbetrag von 260000) und von 70000 Marf 
die Priorität vor den Zinfen und Koften eingeräumt, fodaß diefe 
Zinfen ausgefallen find. Auf die Hypothek von 70000 Marf find 
64270 Mark 99 Pf. zur Hebung gelangt. Der Bellagte Hat die 
ganzen 70000 Mark liquidirt, da8 Liquidat ift unangefochten ge- 
blieben. Der Berufungsrichter vertheilt rechnerisch den Ausfall von 
70000 Marf auf den Xheil, für welden Sch. Baluta gezahlt 
hatte, und den nicht valutirten Theil, deifen Abtretung Kläger 
gefordert hat. ‘Danad) würden von dem zur Hebung gefommenen 
Antheil 5341 Mark auf den Kläger entfallen. Aber der Beklagte 
fompenfirt mit den auf feinen Antheil zu vechnenden Ausfall von 
4800 Mark und ausgefallenen Zinfen von 1172 Mark, für welche 
ja 2. perfönlich haftete. Danad) ift die Klage, welche, nachdem 
dad Grundftüd jubhaftirt war, nur nod) aufrecht erhalten wird, 
foweit fie auf Zahlung gerichtet war, abgewiejen. Natürlic) hatte 
Beflagter damit, daß er wegen der Zinjen zurüdgetreten war, 
nicht auf diejelben, und den ihm zuftehenden perjönlichen Anfprud) 
verzichtet. V, 314/95 vom 1. April 96. Val. 337. 

89. Im Fall 182 Hatte die Gläubigerin, welcher der 
Schuldner das Pfandgrundftüd in Antichrefe gegeben hatte, auf 
Rückzahlung des Kapitals geklagt, weil das Kapital ohne Kün- 
digung fällig wird, wenn die Zinfen nicht innerhalb der erften 
acht Tage jeden Duartal® gezahlt werden. Das war nicht ge- 
ihehen, und die feit 1. April 1893 vüdjtändigen Zinien feten 
au durch die Erträgniffe des Pfandgrundftüds nicht gededt. 
Das Kammergericht hat die Klage abgewiejen, weil die Klägerin 
nicht Rechnung gelegt hat. Das Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiefen, weil Klägerin im Laufe des Prozefies Rechnung 
gelegt hat, was genügt. MWebrigens ftanden die Rechnungslegung 
und die durd) den antichretiichen Vertrag nicht neu begründete 
Verpflichtung, das Kapital bei Verzug der Zinszahlung zurüd- 
zuzahlen, nicht im PVerhältniß von Leiftung und Gegenleiftung. 
Da in diefer Beziehung nad) S. 3 des antichretiichen Bertrags 
eine Aenderung nicht eintreten follte, genügte eine Rechnungs: 
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legung, aus weldjer der Schuldner erjehen konnte, daß durd) die 
in einem Verwaltungsjahre der Gläubigerin zugefloffenen Erträg- 
niffe nicht ausreichten, um die Zinfen ihrer Forderung für diefen 
Zeitraum voll zu deden. V, 402/95 vom 11. April 96. 

90. KR. Hatte an die beklagte W. fein Grundftüd am 9. Der. 
1892 vertaufht. Diefelbe übernahm die auf dem Grundftüce 
eingetragenen Hhpothefen „als Selbitichuldnerin”. Zu diefen 
Hhpothefen gehörten zwei für Darlehne von 14000 Mark ein- 
getragene, welde auf RK. laut Ceffion am 17. Febr. 1891 ume- 
-gefchrieben, von diefem aber einer Bank zweds Pfandbejtellung 
cedirt und am 27. Mat 1891 für dieje umgejchrieben waren. Auf 
Anmetijung der Beklagten hat 8. das Grundftüd am 20. März 
1893 an R. aufgelaffen, welchem die Beklagte ihre Rechte aus 
dem Zaufchvertrage abgetreten Hatte. Das Grundftücd ift der 
Klägerin, welche ihren inzwijchen verftorbenen Ehemann KR. beerbt 
hatte, am 6. Iunt 1894 zugeidjlagen. Die 14000 Mark wurden 
der Klägerin am 20. Juni 1894 cedirt. Im Kaufgeldertermine 
find fie ganz ausgefallen. Die aus der perjönlichen Schuld wider 
die W. erhobene Klage ift vom Neichsgericht abgewiejen. Nad) 
der Annahme des Berufungsgerichts Hatte KR. durd) die pfandmeife 
Ceifion der 14000 Marf das Eigenthum an der Hhpothef nicht 
verloren; er haftet aljo perjönlich für die Schuld nicht; folge- 
weis wurde aud) durd) Uebernahme der Hhpothek jeitend der W. 
für diefe Feine perfönlicdhe Schuld durd) E. E. ©. S. A1 begründet. 
(Bol. Bd. VI, 104; Bd. VII, 1231; Bd. XX, 87.) Der An- 
nahme, daß die W. dem K. durd) den Taufchvertrag für 14000 Mart 
perfönlicd, verpflichtet worden wäre, jteht entgegen, da8 K. nad) 
Inhalt des DVertrags bei demjelben ald Hnpothefgläubiger nicht 
bervorgetreten ift; auch liegt nichts dafür vor, daß die Witwe bei 
Abjchlup des Vertrags wußte, daß nicht die Bank, fondern Kt. 
Gläubiger war. Die Vebernahme „als Selbitihuldnerin‘ brachte 
feine über die einfache Uebernahme hinausgehende Wirkung her- 
vor. — Bol. Grudjot, Bd. 27, ©. 472 fg. — Sonft aber ent- 
ftand für die W. durch den Zaufchvertrag, da K. nicht perjönlich 
für die 14000 Mark haftete, alfo auch, eine Xiberationsverbind- 
lichkeit für fie nicht begründet wurde, nur die Verpflichtung, die 
Befriedigung des Hypothefgläubigers aus dem Grundftüd zu 
dulden, ohne daß ihr ein NRücdgriff gegen den Veräußerer zuftand. 
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Die Fälle, in denen eine Verpflichtung des Käufers zur Zahlung 
der entfprechenden Summe als Theil des Raufpreifes angenommen 
wurde, weil eine perjönliche Verpflichtung aus der Webernahme 
einer Hhpothet nicht begründet wurde, haben andere Voraus- 
fegungen. — Bgl. Turnau, ©. 3B.0., 5. Aufl., I, S. 808. — 
V, 45/96 vom 29. April. 

91. Im Fall 50 Hatte der jeßige Beklagte den Hypothefarijchen 
Anjprud) wegen der Zinsforderung gegen den Grundeigenthümer 
Hagend verfolgt; die Parzelle war exit im Laufe des Prozefies 
abgetreten. Nachdem ihm der Zinsrüditand vechtsfräftig zu- 
geiprochen ift, hat er fich volljtrefbare Ausfertigung des Urtheils 
gegen den Parzellenerwerber ald Nechtnachfolger des Grund: 
eigenthümers erwirkt, und auf Grund derfelben die Zwangshhpothef 
auf die Parzelle eintragen laffen. Der Barzellenerwerber hat auf 
Löihung geklagt; damit it er abgewiefen. Das NReichsgericht 
hat aufgehoben, zurücverwiefen. Denn $. 236, Abf.3E.B.0D. 
fommt fo weit nicht zur Anwendung, als der Kläger auf Grund 
des Grundbuchs Hhpothefenfrei erworben hat. Im Uebrigen vgl. 50. 
V, 364/95 vom 13. Mai 96. 

92. Die beklagte Wechslerbant ift im Befit von Werth- 
papieren ohne Zalons und Coupons, welche der Klägerin gehören. 
Sie wurde mit der Behauptung eines Pfandrecdhts, das fie durch 
Beitellung eines demnädjit in Konkurs verfallenen Banliers Th. 
erworben haben wollte, nicht gehört. Denn es tft eine verbreitete 
und befannte Geiwohnheit, wie e8 aud) hier gefchehen war, Inhaber: 
papiere ohne die dazu gehörigen Coupons und Talons bei Banfiers 
in Verwahrung zu geben. E8 wäre deshalb Pflicht der Beklagten 
geweien, mit dev Möglichkeit zu rechnen, daß, wie e8 hier der 
Tall, e8 fih um foldhe nur in Verwahrung gegebene Papiere 
handelte. Indem die Beklagte die ihr ohne Coupons und Talons 
gelieferten Bapiere unbedingt annahm und nur im eigenen Snterefe 
von dem Th. die Vervollitändigung der Pfandficherheit durch Nad)- 
fieferung der Coupons und Zalons verlangte, ftatt den Pfand- 
erwerb bis dahin aufzufchieben, daß diefe nachgeliefert würden, 
handelte fie grobfahrläffig; haftet aljo der Vindifatin. I, 336/95 
vom 6. Tebr. 96. 

93. Durd) Beichluß des Vollftredungsgericdhtd wurde dem 
Kläger wegen feiner ausgeflagten Forderung an B. von 1692 Mark 
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nebit Zinjen derjenige Anfprud zur Einziehung überwiefen, welcher 
dem DB. gegen feine Miterben dahin zuftand, die Erbjonderung 
der zum Nadjlaß gehörigen Grundftüde zu bewirken. Neben dem 
B. war aud) die Bellagte Miterbin. Im dem hierauf von dem 
Kläger bezüglicd) der Nadjlaßgrundftücde beantragten Erbtheilungs- 
verfahren machte die Beklagte eine eigene Yudifatforderung von 
6023 Mark an 3. geltend, und beanfprudhte für diefe auf Grund 
älteren Pfandrechts vorzugsweife Befriedigung aus dem Antheil des 
B. Die Beklagte wurde vechtsfräftig verurtheilt, zu dulden, daß 
Kläger wegen feiner Fudifatforderung von 1692 Mark nebit Zinfen 
und den Fünftel-Antheil des Erlöjes des B. vor der Beklagten be- 
friedigt werde. Während der Prozeß in der Berufungsinitanz 
ichwebte, ijt infolge Antrags der Beklagten die Eintragung der 
Erben als Eigenthümer der ererbten Grundftüde und zugleich die 
Eintragung der Forderung der Beklagten von 6023 Mark auf 
den ideellen Antheil des B. im Grundbud) erfolgt. Die Hypo- 
thef hat die Beklagte cedirt. Nun ift die Bellagte auf neue 
Klage verurtheilt, dem Kläger in Höhe von 1692 Mark fammt 
Zinfen das Vorreht vor den eingetragenen 6023 Mark zu be- 
Ihaffen, und falls fie das nicht beichafft, an den Kläger den auf 
die Hhpothef von 6023 Mark fallenden Erlös für den Grund- 
ftücksantheil des B. bis zur Höhe von 1692 Marf nebit Zinjen 
zu zahlen; Revifion der Beklagten zurücdgewiefen. Denn dem 
Sudilat des Vorprozefjes gegenüber Tann die Beklagte auf die 
bereitö vor dem Urtheil des Vorprozeffes erwachjene Einrede, daß 
fie eine Hhpothef an dem Grundftüdsantheil erworben habe, jid) 
nicht ftüten. Durch die nach dem DBerufungsurtheil im Bor- 
prozefje bewirkte Geffion der Hypothek Hat fie aber dem Kläger 


die Möglichkeit entzogen, aus dem Erlöje für den Antheil des B. 


Befriedigung vorweg zu entnehmen. Der Kläger faun nun wegen 
der PVereitelung des Vollftredend des Iudikfats fein Intereffe jo 
fordern, wie e8 jett ausgefprochen ift. V, 355/95 vom 12. Febr. 96. 

94. Dem Kläger ift für Forderungen, die er an den Be- 
Hagten B. Hatte, deifen Lebensverficherungspolice verpfändet mit 
dem Recht, nad dem Tode des B. auf Grund der Police die 
verficherte Summe zu erheben und fid) wegen aller feiner Yorde- 
rungen, welche er dann an den DB. haben wird, aus derjelben zu 
befriedigen, auch joll ex berechtigt jein, fchon vor dem XZode des 
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DB. die Police an die Berfiherungsgeichiichaft zurüdzuverkaufen 
und den Betrag zu erheben, wenn die Berhältniffe des B. ihm 
nicht mehr geftatten, Zahlung aus eigenen Mitteln zu leiten. 
Die Quittungen über gezahlte Prämien hat B. verfprocdhen binnen 
at Zagen dem Kläger zuitellen zu laffen. Kläger hat jeit 1878 
bi8 1893 die Prämien gezahlt, und fordert deren Erftattung. 
Damit ift er vom Berufungsgericht zur Zeit abgewiefen; NRevifion 
zurüdgewiejen. Denn nah den Berficherungsbedingungen befteht 
ein Elagbarer Anfprud) des BVBerficherers auf die Prämienzahlung 
nicht; nur verfällt bei Nichtzahlung die Police Darin aber, daf 
B. die Prämie nicht weiter bezahlt Hat, ift eine dem BVBerpfänder 
unterfagte Verfügung über die Bfandfadhe im Sinne .24AU.LUR. 
I, 20 nicht zu finden. Und ein ausdrüclicher Verzicht des DB. 
auf die Police liegt nicht vor. Zu pofitiven Handlungen, um 
die Pfandjache zu erhalten, ift aber der Pfandgeber gejetlich nicht 
verpflichtet. Und ein DVerfprechen ded Beklagten, die Prämien zu 
zahlen, hat der Berufungsrichter nicht in dem Verjprechen, dic 
Duittungen vorzulegen, gefunden. Krfolgte die Vorlegung nicht, 
jo blieb dem Kläger eine ausreichende Frift, die Police zurüd- 
zuverfaufen. IV, 278/95 vom 17. Febr. 96. 

95. Aus der Verpfändungspolice entnimmt der Berufungs- 
richter, daß dem Kläger nicht der Auftrag zur Bezahlung der 
Prämie ertheilt war. Gefetlich it der Pfandfchuldner zwar 
verpflichtet, dem Pfandgläubiger die zur Erhaltung des Pfandes 
nothwendig oder nüßlicd) verwendeten Auslagen zu erjegen; abge- 
jehen indeffen davon, daß fi) zur Zeit die Nothwendigfeit oder 
Nüslichfeit der Auslegung nicht feitjtellen läßt, Fan ein folder 
Anfpricch erft bei der von dem Kläger zur Zeit nocd) verweigerten 
NRüdgabe des Pfandes geltend gemacht werden. IV, 278/95 von 
17. Febr. 96. Vgl. 164. 

96. TH. Hatte zwei Hinter einander liegende zu verjchiedenen 
Häufern gehörige Keller gemiethet, in denen er Wein lagerte. 
Der hintere Keller war von dem vorderen durch eine Thür abge- 
ichloffen; der Zugang vom zweiten Haufe war abgejperrt. TH. 
hat dem H., Eigenthümer des eriten Haufes, Weine, die im zweiten 
Keller Tagerten, nad) einem Verzeichnis jchriftlic) verpfändet und 
dem H. einen Schlüffel zur Verbindungsthür eingehändigt. Wenn, 
worüber auf einen Eid erfannt ift, Th. zur Zeit der VBerpfändung 
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noch einen zweiten Schlüffel zu der Verbindungsthür hatte, jo hat 
H. ein Pfandreht an den im zweiten Keller gelagerten Weinen 
nicht erworben. Denn die Borausfekung eines jolhen Pfand- 
rechts, dak Kläger oder ein Dritter für ihn die thatjächliche Herr- 
Ihaft über den Wein mit Ausschliefung einer Berfügungsmög- 
lichfeit des Th. erlangte — E.P.D. 8. 709, Abi. 2; E. ©. zur 
R.D. 8.14, Uf. 2 —, war nicht erfüllt. Auch Hat der Gerichts- 
volßzieher für andere Gläubiger, denen im Scwörungsfall die 
Priorität zugeiprocdhen wurde, vor einem fpäteren Pfandredjt des 
H., die Weine gepfändet. Unerheblich, ob dem H. unbefannt ge- 
blieben ift, daß Th. einen zweiten Schlüffel hatte. Anders würde 
die Sache liegen, wenn Th. nachträglich einen zweiten Schlüffel 
hätte anfertigen lafjen. VI, 383/95 vom 19. März 96. 

97. Im Fall 41 Hatte die Mitbeflagte 3. ein Pfandredjt 
an dem Mehl beansprucht, das ihr von dem Käufer ©. beftellt fein 
fol — 9.6. 8.306 —. Sie ift damit nicht gehört, denn der 
von ©. ausgejtellte Lagerfchein ergibt, daß ihr der Befig nicht 
übertragen ift. Und in $.ZHHIA.LENR. I, 20 ift nur von dem 
Lagerjchein öffentlicher Lagerhäufer die Rede. Daß die Witwe 
©. nad) deifen Zod ihr die Schlüffel zu dem Lagerraum ausge- 
"händigt Hat, ift unerheblich, da fie die Erbichaft ausgeichlagen hat. 
Und aus dem Pfandvertrage ergibt fich nicht, daß die %. bered)- 
tigt gewejen wäre, fic) einfeitig in den Befit des Mehls zu fegen. 
III, 44/96 vom 28. April. 

938 UUR. LT 11, 8.308 ift gegen Grudot, Bd. 10, 
©. 601, und gegen Zreitichfe, Rauffontraft, ©. 115, dahin zu ver- 
jtehen, daß die im Bertrage gejete Frift eines vorbehaltenen Wieder- 
faufs gewahrt ift, wenn von Seiten des Wiederfäufers alles 
innerhalb der Frift gethan ift, was von feiner Seite zur Aus- 
übung feined® Nechts gefchehen Tonnte. Dazu gehört aber nicht, 
daß die Zahlung der Wiederfaufsfumme und die Erfüllung der 
lonftigen Bedingungen des Wiederfaufs jcdhon mit der Erflärung 
des Berechtigten, von dem Recht Gebrauch machen zu wollen, 
verbunden fein muß; vielmehr joll der Wiederfauf felbjt nur Zug 
um Zug gegen Gewährung der vollen Gegenleiftung verlangt 
werden fönnen. — Vgl. Striethorit, Bd. 90, ©. 188 und 190; 
Code 1673, und dazu Bolze, Praxis, Bd. III, Nr. 166; 3b. VIL, 
Nr. 107, 893; Seuffert, Ardiv, Bd. 7, Nr. 36; nt des 
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3. ©., 8. 492. — R. ©. E., Bd. 5, Nr. 55, und Bolze, Praxis, 
Dd. XVII, Nr. 81, ftehen hiermit nicht im Widerfprud. IL, 17/96 
vom 2. Mai. DBgl. 303. 

99. Der Verkäufer hat fi am letten Tage der Frilt zivei- 
mal nad) der Wohnung des Käufers begeben, um feine Erklärung 
abzugeben. Er hat diefen aber nicht getroffen, der Ehefrau im 
allgemeinen den Zwed feines Bejuch® angegeben, ohne daß fie ihn 
gefagt Hätte, zu welcher Zeit an diefen Zage er ihren Ehemann 
treffen fünnte. Bei diefer Sadjlage und da der Verfänfer am fol: 
genden Tage wiederfam, und jett dem Käufer feine Erklärung 
abgab, durfte fich diejer feiner vertragsmäßigen Verpflichtung nicht 
entziehen. I, 17/96 vom 2. Mai. 

100. Kaffel. Dem Kläger, weldyer ein Grundftüd von der 
Beklagten gepachtet Hatte, war da8 DVorlaufsredht eingeräumt, 
wenn PVerpächterin während der Badhtzeit einen Käufer finde. 
Das ift ohne Rechtsirrthfunm dahin ausgelegt, daß Kläger das 
Recht haben folite, in den von der Beklagten geichloffenen Kauf- 
vertrag einzutreten, wenn dieje einen wirklichen Käufer, nicht blos 
einen Kaufluftigen finde. Al Beklagte dem Kläger Mittheilung 
machte, hat fie einen fejten Kaufvertrag nod) nicht abgefchloffen, 
fie wollte nur den Kläger dur den Hinmwei® auf vorhandene - 
Rauffluftige zum Abjchluß eines Kaufs für 2600 Marf bewegen. 
Der Kläger Hat fein Recht nicht dadurd) verloren, daß er hierauf 
nicht einging. I, 9/96 vom 5. Mai. 

101. Im $. 1686 hat der damalige Befiger von Boronow 
(Schlefien) unter Zuziehung von zwei Zeugen eine Urkunde aus- 
geftellt, in welcher er befennt, daß ihm 3200 Marf von feiner 
Mutter und einem vd. DB. übergeben feien zu einer Yundation in 
die Kapelle nah Boronow, damit für die Zinfen die Kapelläne 
verpflichtet feien, jede Woche zwei Meffen für die Scele der Ver- 
ftorbenen zu lejen... Zur Sicherftellung verpfündet er das Gut 
Boronow. .. Darin wurde die Beltellung einer Reallaft, Zahlung 
von vierteljährlich 48 Mark für die Fatholifche Kirche zu Boronow 
gefunden, die Abgabe ift auch 200 Jahre lang von der Kirche ein- 
gefordert und von dem jeweiligen Befiter widerfpruc)8(os gezahlt. 
Der beklagte Befiter der fpäter zum Fideiflommiß erhobenen 
Herrichaft hat die Fideifommißnacdjfolge im April 1873 mit Kennt- 
niß von der Reallaft angetreten. Er wurde verurtheilt, die ver- 
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fallenen und die jpäter fällig werdenden Zinjen zu zahlen und die 
Neallaft im Grundbud eintragen zu laffen. Revifion zurüd- 
gewiejen. Für die Annahme einer Neallaft ift die der Stiftung 
beigefügte Auflage unerheblid. IV, 385/95 vom 24. April 96. 

102. Nad) dem Erbpadtvertrage vom 21. März 1760 it 
die Stadt Hamburg bereditigt, „gegen Zahlung des Larwerthes der 
nunmehr abgebrochenen Windmühle und von 9000 Mark für die 
auf dem Plate errichtet gewejenen Wohnhäufer die Rückgabe dee 
Grundftüds zu fordern, wenn e8 die Nothdurft erfordert, daß die 
Stadt des Plates, worauf die Mühle ftehet, über Furz oder lang 
jelditen gebrauchen müßte”. Ohne Verlegung vevifibler Nechts- 
normen legt die das Berufungsgericht dahin aus, daR das DBe- 
dürfniß des Staates nicht nad) den bejonderen Vorjtellungen der 
Kontrahenten von 1760, fjondern nad) den jedesmaligen Zeit- 
anihauungen zu beurtheilen fei. Nach den heutigen Anjfchauungen 
jei aber der Fall einer „Nothöurft” gegeben, wenn eine von den 
gefetlich berufenen Faktoren im öffentlichen Intereffe beichloffene 
Berfhönerung öffentlicher VBerlcehrsmege bezw. der anjtoßenden 
Grundftücde durchzuführen fei. Nachdem aljo Senat und Bürger- 
Ihaft anläßlich der beabfichtigten Neuregulirung diejes Theil® des 
Walles aus Schönheitsrüdjichten beichloffen haben, die Mühle 
aus der nächften Nachbarichaft zu entfernen und den Mühlenplat 
anders zu reguliven, war der vorbehaltene Fall des Erbpachtver- 
trags gegeben. Das Neichsgeriht hat deshalb die Klage des 
Müllers, nad) Maßgabe des Erpropriationsgejetes volle Ent- 
Ihädigung zu gewähren, abgewiejfen. Denn es ift nicht abzufehen, 
weshalb der Staat, wenn der Tall des NRüdforderungsredts ge- 
geben war, exit hätte, wie da8 Berufungsgericht annimmt, den 
Berfuh machen follen, fi auf der Bafis mit dem Müller zu 
einigen, daß diejfer die Mühle gegen Zahlung des Tarpreijes ab- 
riß, aber den Plaß behielt, während ja dem Müller nichts anderes 
als die Mühle mit Zubehör in Erbpacht gegeben war. I, 290/95 
von 23. Ian. 96. 

103. Mittel Briefs vom I. 1805 hatte Fisfus von der 
Domäne Giebichenftein einen wülten Pla in Erbpadht gegeben, 
mit dem Vorbehalt eines inzwischen abgelöften Erbpacdhtfanons und 
den weiteren im Grundbuch eingetragenen Beichränfungen: 1) Das 
Grunditüd darf nur zum Braunkohlenformen gebraucht werden; 
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2) Erbpäcter muß fich gefallen laffen, daß der Schutt aus dem 
Mühlgraben bei vorfallenden Räumungen ohne Entfchädigung auf 
da8 Grundftüd gebraht wird; 3) ein Wegereht nach der zur 
Domäne gehörigen Kleinen Wiefe. Im 3. 1873 Hat Fisfus der 
Stadt Halle a./S. als Eigenthümerin der früher zur Domäne 
gehörigen Kleinen Wiefe jene Berechtigungen abgetreten, und diefe 
Adtretung ift im Grundbuch vermerkt. Die Berechtigungen 2 und 
3 find durch die Ablöfung des Kanone nicht berührt, zweifelhaft, 
ob nicht das Unterfagungsrecht, da8 Grundftüd zu andern Zweden 
zu gebrauchen, nadydem fich die Benukung zu dem gejtatteten 
Zwed al8 unventabel erwiejen hat. — 8. 5 des Pr. Gejeßes vom 
2. März 1850. — Steht, wie das Berufungsgericht angenommen 
hat, das Unterfagungsrecht im Zufammenhang mit dem Rechte 2, 
jo fann dem Unterfagungsrecht Fein jelbjtändiger Werth, jedenfalls 
fein höherer wirthichaftlicher Werth beigelegt werden, als das 
Recht 2 für das herrichende Grundftüd, die Fleine Wiefe, Hatte. 
V, 401/95 vom 1. April 96. Bal. 622. 

104. Den Redtsvorfahren der Bellagten wurde gegen die 
Berpflichtung, einen Zins zu zahlen, vom Preußischen Militärfisfus 
die Erlaubniß ertheilt, auf vom Fiskus anzumeijenden Pläten in dem 
Terrain der Felte Courbiere (Graudenz) Gebäude aufzuführen und 
zu benugen, mit dem Borbehalt, die angewiejenen Pläbe an den 
Sisfus zurücdzugewähren, jobald er fie zu fortififatoriichen oder 
andern milttärifchen Zweden braudden würde. Damit war ein 
Plabrecht begründet. V, 292/95 vom 14. März 96. 

105. Das Platredt ift fein Fall des getheilten Eigenthums. 
Durd) das Preußische Ablöfungsgejeg vom 2. März 1850 find die 
Superfiziare nicht Cigenthümer geworden; ebenfowenig dur In- 
ädififation. V, 292/95 vom 14. März 96. Dal. 38. 

106. Durch den Grubenbau ift die Wegeunterführung einer 
Eifenbahn fo beichädigt, daß fie ganz erneuert werden mußte. 
Der frühere Zuftand ift nicht wieder hergeftellt, fondern auf An- 
ordnung der Bezirksregierung ein breiterer VBerbindungsweg an- 
gelegt, der einen Erweiterungsbau erforderlih machte. Die 
Sewerfichaft ift zur Zahlung nur desjenigen geringeren Betrages 
verurtheilt, welcher bei Wiederherjtellung des früheren Zuftandes 
aufzumwenden gewejen wäre; Nevifion des Eijenbahnfisfus zurüd- 
gewiefen. Die Sache würde anders liegen, wenn die Regierung 
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nach der beftehenden Gejeßgebung die polizeiliche Genehmigung 
für die Wiederherjtellung des früheren Zuftandes hätte verjagen 
müffen oder jene aus anderen Gründen unnöthig gewejen wäre, 
E8 waren aber nur Gründe auf die Verfehrsverhältniffe zweier 
Gemeinden, wegen deren der Ermweiterungsbau von der Regierung 
vorgefchrieben wurde. V, 285/95 vom 7. März 96. 

107. Die beflagte Gewerkichaft hat von der Eagenden Ge- 
werkichaft ein Grubenfeld für 600000 Mark gekauft und fi im 
Bertrage unter anderm verpflichtet, der Klägerin ein Achtel des- 
jenigen NReingewinns zu zahlen, welchen fie für die aus dem eriwor- 
benen Feldestheile abgebauten Kohlen erzielen und vertheilen wird. 
Die Klägerin will unter Reingewinn die Reineinnahme aus Kohlen 
verjtehen, die aus dem verfauften Grubenfelde gewonnen werden, 
und zwar ohne NRüdficht auf den Zufammenhang mit dem übrigen 
Betriebe der Beklagten. Die Bellagte will die Zinfen von der 
Anleihe, die fie zur Tilgung des Kaufpreijes aufgenommen Hat, 
und die zur Amortifation erforderlichen Raten auf die Sahres- 
ausbeute abrechnen, jodaß erit nach Zilgung der Anleihe von einem 
Reingewinn die Nede fein Fünne. Das Berufungsgericht ift der 
Anficht der Klägerin beigetreten; da8 Reichsgericht hat aufgehoben, 
zurücverwiejen. Nad) der Behauptung der Beklagten war urjprüng- 
tih ein Löfungsvertrag in Ausficht genommen; ein Bachtvertrag 
nad) Art der colonia partiaria. Bei folhem Bertrage würde 
aber Beflagte, falls fie dem Verlangen der Klägerin jtattgegeben 
hätte, ihr fogleich 600000 Mark zu zahlen, berechtigt gewefen fein, 
diefen Borfhuß in Rechnung zu jtellen, und die Klägerin würde 
erit nad) deijen Dedung den bedungenen Theil der Ausbeute haben 
beantpruchen dürfen. Wäre aber die Form des Kaufs nur zu 
dem Zwede gewählt, der Bellagten die Möglichkeit zu gewähren, 
durch Berpfändung des zu löfenden neben der des eigenen Teldes 
jene 600000 Mark anzufchaffen, während im Uebrigen Hinfichtlich 
der wirthichaftlichen Zwecke, die mit dem Löfungsvertrage verfolgt 
wurden, nichts geändert werden follte: fo würde darin ein erheb- 
lihes Moment für die Auslegung der Beklagten zu finden fein, 
zumal, wenn noch weiter verabredet wäre, daß die zur Tilgung 
des Raufgeldes aufgenommene Anleihe al8 gemeinfchaftliche Schuld 
gelten jollte.e Daß es fih um einen Vertrag von Gewerkichaften 
handelte, Tann an der Sache nichts ändern. Die Erklärungen, 
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welche deren Vertreter bei den Vorverhandlungen abgegeben haben, 
haben für die Auslegung des Vertrags diejelbe Bedeutung wie bei 
Verträgen unter phyfilchen Perjonen die von diefen abgegebenen 
Erffärungen. Daß der Repräfentant und der Grubenvorftand zu 
einem derartigen Gejchäft eines befondern Auftrags der Gewerfen- 
verfammlung bedürfen — U. 3. ©. 88. 114, 120 —, bewirkt nicht, 
daß lettere dadurd) an ihre Stelle gejeßt werden. V, 286/95 
vom 11. März 96. 

108. Die Stadt Kreuznach hat theils auf fremdem Grunde 
fraft des ihr ertheilten Enteignungsredhts, theils® auf dem von 
ihr ermworbenem eigenen Grunde die unterivdiichen Wafjeradern 
dur) Anlegung von Siderjträngen und Röhren in einer Ziefe 
von mehreren Metern unter der Oberfläche aufgefangen, gejammelt 
und zu ihrem Nuten verwendet. Dazu war fie nad) Code 552 
berechtigt. Die Elagenden Müller fonnten dagegen feinen Anprud) 
erheben. Code 641 und 642 haben eine auf einem Grundftüd 
herportretende Duelle und deren Ableitung durch befondere Anlagen, 
aber nicht die die Quelle fpeifenden unterivdiihen Wafferadern 
zum Gegenftande. Cbenjowenig find die unterivdiichen Wafler- 
adern al Theile des von der Duelle ausgehenden Privatfluffes 
anzufehen, alfo das Pr. Gejek von 28. Febr. 1843 nicht anwend- 
bar. IL, 47/96 vom 8. Mai. 

109. Der Eigenthümerin der am 15. Yult 1885 vom Kreis- 
ausichuß Xömwenberg genehmigten Sulfitcellulofe - Fabrik ift durch 
Derfügung des Amtsvorftchers im I. 1892 auf Grund $. 3 des 
Pr. Gefete® vom 28. Febr. 1843 wegen Beeinträchtigung des 
Bedarfs der Umgegend nach reinem Waffer und wegen erheblicher 
Beläftigung des Bublitums gänzlich unterjagt, ihre Abwäfler in 
den Dueis, einen Privatfluß, abzuleiten. Klägerin behauptet, daf 
fie infolgedejjen die Fabrik habe jchließen müffen. Denn die bisher 
bekannten beiden Mittel zur Unfhädlihmadung der Abwäffer: 
500fache Verdünnung oder Verdampfung, Fönne fie nicht anwenden, 
die leßtere wegen der Koften, die erftere Mangels des erforder- 
lichen Waffers. Sie fordert vom Kreife 8000 Markt Schadens- 
erjat. Die Klage ift abgewiefen, und auf die Widerflage aus- 
gefprochen, daß der Klägerin aus der polizeilichen Verfügung 
überhaupt ein Schadenserfaganfprud) nicht zuftche; Revifion zurüd- 
gewiefen. Denn da8 Recht zur Benutung des Privatfluffes unter- 
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Tiegt der Schranfe des $. 3 des Gefeked. Die Klägerin ift aljo Getwäffer. 
nicht gezwungen, ein befonderes Recht zum Wohle des Ganzen 
aufzuopfern. — 8. 75 Einl. .z.WUR — V, 368/95 vom 

20. Mai 96. Bol. 111. 

110. Der Feldweg ijt bei der Separation ald Privativeg Br 
für die Adjacenten ausgewiejen. Er ift dadurd) nicht zum öffent- 
lichen Wege geworden, daß er jeit Menfchengedenfen von Seder- 
mann frei, offen und ungeftört benugt worden ift. Dazu würde es 
de8 Nachweifes einer mit, wenn aud) ftillichweigend ertheilter behörd- 
licher Genehmigung erfolgten Widmung zur Gemeingebung bedurft 
haben. Unerheblih, daß der Weg im Flurbucd als öffentlid) 
geführt wird, und daß der Negierungspräfident die Genehmigung 
zur Anlegung der Yeldbahn ertheilt hat. Die Zucerfabrif, welche 
fie gelegt Hatte, tft zu deren Wegnahme verurtheilt. NRevifion 
zurücigewiefen. Daß einzelne Kläger ihre Genehmigung ertheilt 
hatten, Tchließt ihre Klage nicht aus, da die übrigen Adjacenten 
die Genehmigung verweigerten. — SS. 10,11 ÜU.UR. LT 17T. — 

V, 375/95 vom 20. Mai 96. 

111. Im Fall 109 fteht der Klägerin ein Schadenserfag: Gewverbe- 
anipruh aus S.51 ©. DO. nit zu. Denn dem Kläger ift nicht bERRIE. 
der Betrieb der Fabrik unterfagt; fie ift nur wegen des Koften- 
punkts nicht in der Lage, die Abwäller zu reinigen; aud) ijt Fein 
Verbot von der höheren Verwaltungsbehörde, das ijt dem Bezirks- 
ausichuß erlafien. V, 368/95 vom 20. Mai 96. 

112. Daß der Klägerin am 15. Juli 1885 vom Kreidaus- 

Ihuß Konzeifion zur Anlegung der Fabrit und zur Benutung 
des Privatfluffes für Kabrikzwede ertheilt ift, hatte nicht die Wir- 
fung, daß feine Verfchärfung der polizeilichen Anforderungen geftelit 
werden dürfe, folange nicht eine Aenderung in der Lage oder 
Beichaffenheit der Betriebsftätte vorgenommen würde. — G. DO. 
$. 25. — Denn zur Zeit jener polizeilichen Genehmigung gehörten 
Gellulofefabrifen nody nicht zu den in &. D. SS. 16, 24 auf- 
geführten Anlagen. Das ilt erit durh Befanntmachung des 
Neichsfanzlers vom 15. Febr. 1886 vorgefchrieben. Sie gehörten 
auch nicht zu den nad SS. 27 ff. der Pr. ©. DO. vom 17. Yan. 
1845 fonzeffionspflichtigen Anlagen. V, 368/95 vom 20. Mai 96. 

113. Das Gejeh vom 11. Iuni 1870, 8.33 — vgl. 8. 16 Urheberredit. 

de8 Gejetes vom 9. Ian. 1376 — beftimmt als Beginn der 
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Verjährung den Zag, an dem die Verbreitung der unbefugten 
Nacbildungen zuerft jtattgefunden Hat. Das ift um das Yahr 
1886 gefchehen. Die Verjährung ift alfo eingetreten, wenn auc) 
der Hagende Bildhauer davon erft im 3. 1893 erfahren hat. Durd) 
8. 38 des erjtgedadjten Gefees werden die landesrechtlicdhen Vor- 
Schriften nur Hinfichtlich der Unterbrechung der Verjährung aufredht 
erhalten. B.I, 6/96 vom 25. Yan. 

114. KRihard Wagner hat in den Iahren 1852, 1853 und 
1854 dem Großherzoglichen Hoftheater in Schwerin das Auf: 
führungsrecht der Opern Zannhäufer, Fliegender Holländer und 
Lohengrin und im I. 1868 das Aufführungsrecht der Oper Rienzi 
abgetreten. Wenn aud) der Schuß des Urheberredhts in Medlen- 
burg nad) dem Bundesbeihluß von 22. April 1841, und da der 
Bundesbeihluß vom 12. März 1857 in Medlenburg nie publizirt 
ift, nur zehn Sahre betrug, und bei dem VBertragsichluß für den 
Tannhäufer nur noch drei Sabre, für den Lohengrin nur nod) 
jeh8 Iahre lief, während Nienzi und Fliegender Holländer über- 
haupt nicht mehr gejchütt waren, jo hat dod) das Berufungs- 
gericht ohne Gejeßesverlekung die Verträge dahin ausgelegt, daß 
Richard Wagner dem Hoftheater das Aufführungsrecht für alle 
Zeiten und unbeichränft mit der Wirfung übertragen hat, daß die 
aus der ertheilten Erlaubniß hervorgehende Befugniß zur öffent- 
lihen Aufführung ein eigenes jelbftändiges Recht der Bühne ge- 
worden ift. Die Klage der Wagner’ichen Erben auf Unterlafjung 
fernerer Aufführung bis 1. San. 1894 und Entihädigung nad) 
Maßgabe der SS. 54 ff. des Gefetes vom 11. Sunt 1870 ift des- 
halb mit echt abgewiefen. I, 413/95 vom 18. März 96. 

115. In der Patentichrift 48268 des Ingenieur Dervaur 
zu Brüffel ift laut Anfprudis AP bei einem Sättigungsbehälter, 
der für die Reinigung von Waffer die ununterbrochene und felbit- 
thätige Herftellung von Kalkwafjer oder der Löjung aller andern 
Reinigungsreagentien ermöglicht, „die Anordnung von Abjatjcheide- 
wänden irgend welcher Art‘ unter Schuß geftellt, ‚„‚melche das ge- 
fättigte Waffer von dem fuspendirten Neagens trennen, wobei der 
Sättigungsbehälter verjchiedene Geftalt haben kann”. Der Ans 
Ipruch ift vernichtet, weil Löfungsapparate, in deren unteren Theil 
das fließende Wafler eingelafjen wird, um bei feiner Aufwärts- 
bewegung durd) die im Apparat niedergelegte, zu löjende Maffe 
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hindurchzugehen und fich mit diejer zu jättigen, ebenfo bekannt 
war, wie es von jeher bei Klärungsapparaten üblich war, die 
trübenden Beftandtheile durd) auf dem Wege des Waflerd ange- 
brachte Hinderniffe zu entfernen. Das Wejentliche der Einvich- 
tung des Batentanfprudy® AP war infonderheit fhon in Figur 3 
der englifchen Patentichrift 2766 von Boone und Nory aus dent 
Sahre 1887 veröffentliht. I, 374/95 vom 2. Ian. 96. 

116. Dagegen wurde der Patentanfpruch 4° aufrecht er- 
halten. Die Zeichnung nimmt einen umgefehrt fonifchen Körper 
in Bezug, welcher fehr jpit ausläuft. Und die Darlegungen des 
Profeffors Violette in feinem Gutachten von 1892 maden glaub- 
haft, daß gerade diefe Form die Urfadje ift, daß das aufjteigende 
Waffer den Kalk fchnell und Kontinuirlich Löft, während diefes 
Rejultat bei der Konftruftion von Gaillet und Huet in Figur 1 
der engliihen Patentjchrift 972 mit einem im Verhältniß zu 
dem langen, oberen Cylinder, furzen unteren Zrichter nicht erreicht 
wird. I, 374/95 vom 2. Ian. 96. 

117. Das Zufagpatent von 70476 von Guillaume und 
Soldftein auf Konfervenbüchjenverihluß (vom 26. Ian. 1893 ab) 
ift vernichtet. Die beiden Unterjchiede zwilchen den längit be- 
fannten Berjchlüffen und denen der Beklagten bejtehen nur darin, 
daß der Dedel der erjteren im Duerfchnitt eine abgerundete Form 
zeigt, dev Dedel der letteren zwei durd) eine jchiefe Ebene Fantig 
verbundene Theile aufweilt; und fodann darin, daß beim Patent 
70476 der Rand abfichtlich genau fo lang Tonftruirt ift, daß er 
auf das Gefäß aufjtößt und dadurd) einen Abichluf bildet. Wenn 
nun aud) die fantige Form fich befjer in den Gummiring einpreßt 
wie die abgerumdete, jo wird durd) diejes befannte Mittel Fein 
neuer Zwed erreicht, jondern nur der VBerjchluß etwas befjer be- 
wirft. Sodann kann durd) ftärferen Drud auch, bei den befannten 
Verichlüffen die Ueberdedung des Gummirings durch den Dedel 
herbeigeführt werden. I, 370/95 vom 2. Ian. 96. 

118. Die Klage auf Zurüdnahme des Patents 53416 der 
Actiengefellichaft Helios, auf die Anmeldung des Zipermowsty 
und Deri vom 25. Aug. 1883 auf eine Bertheilungs-Anordnung 
für eleftrifche Wechfelftröme ertheilt, ift abgewiefen, Denn die 
Ausführung der patentirten Erfindung fett eine größere eleftrifche 
Anlage voraus; die Abneigung, welche bis vor wenigen Jahren 
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gegen den Wedjjelitrom herrichte, und die Gegnerfchaft, welche die 
Bellagte bei den hauptjädhlichiten elektrischen Firmen des Inlandes 
fand, haben die Ausführung fehr erjchwert. Eine Schädigung der 
inländischen Intereffen durch Ausführung der Erfindung im Aus- 
ande liegt aud) nicht vor. Dagegen hat die Beflagte durch VBor- 
legung eines von ihr in neuefter Zeit mit der Eleftricitätsgefellfchaft 
Union gejchloffenen Licenzvertragd nachgewiefen, daß fie der ihr 
entgegenftehenden Hinderniffe ungeachtet bemüht bleibt, die Aus- 
führung der Erfindung herbeizuführen. I, 371/95 vom 2. Ian. 96. 

119. Die Patente 60100 (vom 14. Febr. 1891 ab), 66947 
(vom 3. Ian. 1892 ab) de8 George Hahlo und 76176 (vom 
21. Mai 1893 ab) des William Crippin auf Apparate zum 
Waichen, Entfetten und Bleidhen von Zertilftoffen find vernichtet, 
weil fie gegenüber den Vorveröffentlichungen in den auf die Firma 
NRosbad) zu Barmen übergegangenen Patenten 44231, 48051 
nicht al8 neue patentfähige Erfindungen gelten Fünnen. Daß die 
in den angegriffenen Patenten dargeftellten Einrichtungen nicht 
fontinuirlich wirken, ftellt eine patentfähige Erfindung nidjt dar. 
Das Wefentliche bejteht bei ihnen in der durch die Zeichnung zu 
44251 und durch A8051 bereits bekannten Vorbehandlung; die 
Abweichungen find Fonftruftiver Natur. Bei den angegriffenen 
Patenten finden fi) wie bei den vorveröffentlichten Garnhüljen, 
auf welchen das Garn aufgejpult wird; ein Zräger, auf dejjen 
Bohrungen die Hülfen aufgeftecdt werden; ein gejchloffener Raum 
unter diefem Zräger; Saug- oder Drudvorridhtung. Zwet Sauge- 
fammern, eine für die Vorbehandlung und eine für die Färbung, 
finden fi) [chen in dem Patent 40051. I, 148/95 vom 4. Ian. 96. 

120. Die Nichtigfeitsflage wider das Patent Inte 65401 
(vom 29. Aug. 1891 ab) auf Vertifalführung für Gasbehälter- 
glocden wurde zurücgewiejen. Die patentirte Einrichtung foll eine 
Bertifalführung der Glode ermöglichen, welche einem nad) be- 
liebiger Seite gerichteten Winddrud Widerjtand leiftet. Um die 
Slode herum find eine größere Anzahl gleichmäßig vertheilter 
Seile (oder Ketten)paare angeordnet. Zwei nebeneinander liegende 
Seile führen vom Oberrande der Glode über je zwei auf dem 
Baffinrande befeftigte Rollen nad) dem Unterrande der Glode, 
das eine nad) links, das andere nad) redjts. Das Hat die Folge, 
daß je nad) der Richtung des Winddruds die eine oder die andere 
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Hälfte der Seile in Wirkfamfeit tritt. In Verbindung mit diefen Patentredht 
äußeren Seilen ftehen im Inneren der Glode an den Angriffs- re 
jtellen der Seile angebradjte, diagonal verfteifte Mantelpfojten. 
So wird die Spannung der Seile und die dasjelbe entgegen- 

wirkende innere Verfteifung des Glodenmantels in der Glode felbft 
ausgeglichen und auf das Bajfin übertragen, aljo eine Steigung 

des Gafometers vermieden. Das Patent 49803 hat die Erfin- 

dung des Beklagten nicht vorweggenommen. Denn die Verwens- 

dung von Seilen überhaupt zu dem Zwede einer vertifalen Füh- 


- rung von Gafometergloden mit Hülfe einer am Baffinrande an- 


gebradhten Rolle ift nicht Gegenftand jenes Patents. Das war 
durch das amerikanische Patent 400671 befannt geworden. Die 
befondere Einrichtung jenes Patents ift die Verbindung der einzel- 
nen Seilpaare durch ein vund um den Behälter führendes Kuppe- 
(ungsfeil, oder die Verbindung jedes Seiles mit dem gegenüber- 
fiegenden durch eine Führung über oder unter dem Gasbehälter, 
fodaß die Verlängerung oder Verkürzung unmittelbar auf da8 
entgegengejettte Seil wirkt. Diefe Einrichtung findet fich bei dem 
Patent des Beklagten nicht. Dagegen findet fich bei 49803 nicht 
die Einrichtung des Bellagten, daß je ein nad links und ein nad) 
rechts über die Rollen am Baffinrande geführtes Seil mit ein- 
ander abwechjeln. Diefes Syitem ift wegen obiger Wirkung als 
Erfindung anzufpredien. I, 293/95 vom 20. Ian. 96. 

121. Dem Kläger fteht gegenüber dem Patent 73374 auf 
Berfahren und franzöfiihen Rundwirkftuhl zur Herftellung unter- 
legtev Farbenmufter mit eingebundenen Fadenhenfeln ein Recht, 
den $. 5 de8 Patentgefeges für fih zu beanjpruchen, nicht zu. 
Denn er hatte die Erfindung zur Zeit der BPatentanmeldung, 
welche er 5 Jahre vorher gemacht haben wollte, nicht in Benutung 
genommen. Er will nur Fleine Mufter hergeitellt haben, er habe 
aber die Sache auf fich beruhen lafjen, weil zu jener Zeit die 
ZTrifotfabrifation nicht in Mode war. Er hat ebenjowenig jolcdhe 
Vorbereitungen getroffen, welche die Erfindung im Wejentlichen 
auszuführen beftimmt waren, no den ernftlichen Willen Fund- 
gegeben, die Erfindung fofort auszuführen. I, 356/95 vom 
20. Ian. 96. 

122. Dem Swoboda ilt das Patent 69847 vom 5. April 
1892 ab ertheilt auf ein Verfahren und Mafchine zur Herftellung 
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Patentreht von Perlenband und Perlenfchnur, dadurd) gekennzeichnet, daß ein 
ten mit aufgereihten Berlen verfehener Verlenfaden derart jpiralfürmig 
um eine Unterlage gewunden wird, daß die Perlen alle auf eine 
Seite derjelben zu liegen fommen, und feine Befeftigung durd; einen 
in entgegengejeßter Richtung fpiralfürmig um die Unterlagen ge- 
wundenen Yaden erfolgt, welcher eventuell auch felbjt mit Perlen 
ausgeftattet fein fan. Da der jo formulirte Patentanfprud nur 
die Aufgabe und nicht die in der Patentbefchreibung dargeftelite 
Löfung wiedergibt, wurden die Worte „und Mafchine — Perlen- 
Ichnur“ erjeßt dur die Worte „mit der in ber Patentichrift be- 
ichriebenen Mafchine Perlenband und Perlenichnur herzuftellen”, 
die Nichtigkeitsflage aber abgewiefen. Denn, wenn aud) die einzel- 
nen Merkmale des patentirten Verfahrens befannt waren, jo war 
die Verbindung desfelben zu einem einheitlichen Verfahren bei 

der Anwendung noch neu. I, 376/95 vom 25. Yan. 96. 

123. Bei dem Kühl-, Filter- und Abziehapparat des Neich$- 
patents 44040 hatte e8 das Neichsgericht als einen glücklichen 
Gedanken angejehen, daß die innere Filtrirfammer in Verbindung 
mit dem hochgeführten Abfüllrohr und die Erweiterung L’ 
auf der Filtratfammer ald8 Abziehapparat derart Fonftruirt tft, 
daß das Abziehen aus der Filtratfammer unter Kontrole und 
Regulirung von Drud und Gegendrud unten erfolgt. Das Ab- 
füllrohr vereinige in fi) die Eigenjchaft und. die Tunktion des 
Abfüllrohrs des Abziehapparates und des Ableitungsrohrs zwiichen 
Biltrirapparat und Abziehapparat bei den getrennt Tonftruirten 
Biltriv- und Abziehapparaten. Eine Nichtigfeitsflage war deshalb 
abgewiefen. Nun wurde die Patentverlegungstlage abgewiejen. 
Denn im „Zriumph‘‘ des Bellagten ift das Zuleitungs- und Ab- 
leitungsrohr anders gelagert wie im patentirten Apparat; dns 
Ableitungsrohr ift auch amders gejtaltet; das geht nicht vom 
Sammelbaffin der filtrirten Ylüffigkeit aus, ift unten nicht trid- 
terförmig und erhebt fih nur bis zum Drebzapfen der Trommel. 
Mit dem Triumph ift ein jelbftändiger Abziehapparat ver: 
bunden, der an das Abfüllrohr in der Höhe des Drehzapfens 
durd) Verichraubung angebradjt werden oder durd) einen Gummi- 
Ihlaud) in Berbindung gebradjt werden fan; das Rohr des 
Abziehapparates ift gedroffelt und mit Abziehhahn verjehen. Diefe 
Abweichungen find jo geringfügig, daß eine ofjenbare Patentver- 
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legung anzunehmen fein würde, wenn der Kläger überhaupt einen Batentrecht 
Küpl-, Filter- und Abziehapparat erfunden; aber fie enthalten da$- a 
jenige nicht, was im Nichtigleitsverfahren als die Erfindung des 

Klägers an dem befannten Apparat angejehen if. Das Be: 
rufungsgericht hat angenommen, daß eine wiljentliche oder grob- 

fahrläfjige Patentverlegung nicht vorliege. Das Reichsgericht hat 

die Revifion zurücigewiefen. I, 326/95 vom 29. Yan. 96. 

124. Im Oftober 1892 hatte der Beklagte B. dem Kläger 
&. „fein geiftiges Eigenthum” an der von ihm erfundenen Kon- 
itruftion eines Apparates zum Pichen und Entpichen von Fäffern 
übertragen. ©. hat das Recht, dieje Konftruftion in Ländern, wo 
e8 ihm beliebt, auf jeinen Namen anzumelden und Patente darauf 
zu erwirfen. Nacd der Behauptung des Klägers hat Beflagter 
diefelben Rechte im Sanuar 1893 für da8 Deutihe NReih an T., 
und die ihm für die Schweiz und andere Länder ertheilten Patente 
im März 1893 an E. gegen eine Abfindungsfumme und die 
Verpflichtung, eine Abgabe zu zahlen, abgetreten. Kläger darf den 
Abjchluß diefer Verträge wie eine Beforgung feiner Gefchäfte 
anjehen und Abtretung des dem B. aus den Verträgen mit €. 
und 2. erworbenen Rechte fordern. Daneben darf G. Abtretung 
ded Deutfchen Neichspatents fordern, welches dem B. auf diefe 
Erfindung feit Erhebung der Klage ertheilt fein fol, wodurd) ex 
feinerfeits in die Lage gefett wird, die von B. dem T. gegenüber 
übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen. Nur fann dann 9. fordern, 
daß ©. ihn von der in diefer Beziehung dem T. gegenüber über- 
nommenen Verpflichtung befreit, oder daß er ihm dafür Sicherheit 
leiftet. Und felbftverjtändlich bleibt &. verpflichtet, die in dem 
Bertrage, den er mit B. geichlojfen Hat, übernommene Gegen- 
leiftung zu gewähren. I, 380/95 vom 19. Febr. 96. 

125. Der Antrag auf Zurüdnahme des der National 
Typographie Company zu Washington ertheilten Patents 57318 
vom 16. Sept. 1890 auf eine Mafchine zur Heritellung von 
Typenftäben, welche je einer einzelnen Zeile eines Drudjages ent- 
iprechen, ift abgewiefen. Die Erfindung betrifft eine hochbedeut- 
fame Mafchine. Diejelbe ift aber vorzugsweife zur Herftellung 
umfangreicher Zeitungen geeignet; ihr wejentlicher Vortheil bejteht 
in Beihleunigung des Drudes und Erfparung von Arbeitskräften. 
Große Zeitungen mit ftarfen Auflagen beftehen aber in Deutid)- 
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land weniger als in England und in Nordamerifa. Deshalb ift 
hier nur ein geringes Bedürfnig nad) folcher Mafchine, die Leicht 
einen großen Seßerftrife hervorrufen würde. Auc) find aus diefem 
Grunde die nachgewiejenen Betrebungen des Beflagten, die Lino- 
tpypmajchine, welche in Antwerpen zur SKenntnißnahme großer 
deutfcher Firmen ausgejtellt gewejen ift, und von der in Berlin 
ein Eremplar aufgeftellt ift, in Deutjchland einzuführen, erfolglos 
gewejen. Der deutjchen Indujtrie ift hierbei durch die unter- 
lafjene Ausführung ein Nacdhtheil nicht erwachlen. Dagegen 
wurden jech8 andere Patente des Beklagten (32346, 32586, 
34575, 34961, 40857 und 42171), welche Vorftufen der Lino- 
typmajchine darjtellen, zurücdigenommen. 1,333/95 vom 27. Febr. 96. 
126. Der Aftiengefellichaft Farbwerfe, vormald Meifter 
Lucius & Brüning zu Hödft a./M., find mehrere Patente ertheilt. 
Sie erblickt in dem von Leopold Cafjella & Co. zu Frankfurt a./M., 
der Klägerin, angewendeten Berfahren zur Herftellung von Neu- 
Methylenblau eine Verlegung jener Patente. Die Klägerin ftellt 
zunädft aus dem Nitrofamin des Monomethylorthotoluidin durd) 
Behandlung mit wäfjeriger Salzfäure eine Nitrojeverbindung dar. 
Damit verlett fie das Patent 40739 des Beklagten, welches den 
Aniprucd) hat „Verfahren zur Darftellung der Nitrojoderivate der 
jefundären aromatischen Amine durd) Einwirkung von Falter, al- 
foholifcher Salzfäure auf die betreffenden Nitrofamine oder von 
falpetriger Säure auf die in alfoholifcher Salzfäure gelöften 
jefundären Amine”. Der Grundftoff, von dem das Verfahren der 
Klägerin ausgeht, gehört aud) zu den fefundären aromatischen 
Aminen, auf welche ji) das Patent bezieht. Zur Zeit der PBatent- 
anmeldung war e8 nicht allgemein befannt, daß die jefundären 
aromatischen Amine durch Behandlung mit Säure in ihre Ni- 
trofoderivate übergeführt werden fünnten. Deshalb ift aud) bei 
der Nadhfucdhung des Patents der Nahdrud nicht auf die Ans 
wendung des Altohols als Xöjungsmittel gelegt, jondern das 
angemeldete Verfahren in feiner Gefammtheit als neun beanfprucht 
worden. Da innerhalb diejes Verfahrens dem Alkohol nur die 
Bedeutung eines Löfungsmittels zufommt, jo madt die Sub- 
ftitution des Waffers als Löfungsmittel das Verfahren der Klägerin 
nicht zu einem neuen. Dasjelbe enthält nur eine Berbeiferung. 
1, 394/95 vom 29. Febr. 96. 
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127. Dagegen enthält das weitere Verfahren der Klägerin Patentrecht 
eine Verlegung der Patente 46805 und 47345 des Beklagten Granger, 
nicht. Zwar Iautet die Meberjchrift des Patents 46805 ganz all- 
gemein: Neuerungen in dem Verfahren zur Herftellung von 
Schwefelderivaten der Paradiamine und zur Umwandlung derjelben 
in fchwefelhaltige Farbftoffe. Allein Aniprud und Beichreibung 
betreffen ausschließlih das Berfahren zur Darftellung eines 
jchwefelhaltigen Derivat® des Diamethylphenylengrün und die 
Darftelung des Methylenblau aus jenem Zwifchenproduft. Das 
Zujaßpatent 47345 dehnt da8 in 46805 bejchriebene Verfahren 
ans auf beftimmte andere Stoffe, bei deren Verwendung ebenfalls 
Thioninfarbitoffe gewonnen werden. E83 muß aber für rechts- 
irrthümlich angejehen werden, wenn das Berufungsgericht, geftützt 
auf ein Gutachten des Batentamts, annimmt, daß der Schuß der 
Patente fi) nicht auf die Veberführung der in denfelben genannten 
Paradiamine in Thioninfarbftoffe befchränfe. Wenn es audy nad 
der Ko’schen Mittheilung von der Herftellbarfeit eines Monoal- 
fyl-Zoluylendiamin nad) der Lauth’ichen Methode einerjeits und 
aus dem Befanntwerden des in den Patentichriften 46805 und 
47345 bejchriebenen Berfahrens zur Herjtellung von Thioninfarb- 
ftoffen aus bejtimmten PBaradiaminen andererjeitö feines Cr- 
findungsgedanfens mehr bedurfte, um den mit Erfolg gefrönten 
Berfuh anzuftellen, nad) dem legten Verfahren aus dem Mono: 
alfyl-Toluylendiamin einen Tarbftoff zu gewinnen: fo tft damit 
die Trage nad) dem Umfang der Patente nicht beantwortet. Bei 
der Beihränfung, in weldder Batentjucherin ihren Patentanfprud) 
und die Beichreibung gefaßt Hat, tft anzunehmen, daß fie die 
weitere Bedeutung des angemeldeten Verfahrens entweder nicht 
erfannt hat oder daß fie, wenn fie diejelbe erkannt hatte, dies 
nicht befannt geben wollte Die nachfolgende Anmeldung des 
Zujaßpatents deutet darauf hin, daß die Beklagte erft |päter die 
Gewinnung weiterer Barbftoffe auf dem in 46805 befchriebenen 
Wege fennen gelernt hat. Und aud) das Zufaßpatent beichränft 
das Verfahren auf die bejonders bezeichneten Ausgangsjtoffe und 
Produkte. Die bloße Möglichkeit eines gleichartigen Verhaltens 
des Monoalkyl-Zoluylendiamins genügt aber nicht zu der An- 
nahme, daß es damals für den Sadverftändigen ohne Weiteres 
erkennbar war, daß fich diefer Stoff gleihjam wie ein Aequi- 
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valent der in den Patenten genannten Stoffe in Bezug auf das 
fundgegebene Verfahren und das Refultat verhalten werde, Viel: 
mehr bedurfte es, namentlidy) gegenüber dem abweichenden DBer- 
halten des nahe verwandten Monoaltyl-Phenylendiamins exit nod) 
der experimentellen Feitjtellung. I, 394/95 vom 29. ebr. 96. 

128. Die wider das Patent 34617 der Aftiengejellichaft 
der Mannesman’schen-Röhrenwerke (vom 26. Ian.1885 ab) erhobene 
Nichtigkeitsflage wurde abgewiefen. Nach der Einjchränfung des 
Patentamts find nur nod gefhütt 1) das Verfahren, durd 
Schrägwalzen eine jeilartige Fajerverbindung zu erzeugen, wenn 
damit zugleich entweder a) NRühren oder andere Hohlkürper aus 
einem maffiven Stüd entftehen, oder b) das Werfftüd mit einem 
einzigen Durchgange auf einen beliebig geringen Duerjchnitt ge- 
bradht wird, oder ‘c) maffives oder hohles Profileifen durd Walz- 
nafen oder Dorne erzielt wird; 2) an einem Walzwerf zur Aus- 
führung des Verfahrens zu 1 a) die Anbringung von Staud)- 
oder Stredwuliten behufs Verlangfamung oder Beichleunigung des 
Werkftücls quer zur Bewegungsrichtung der Walzen, b) die An- 
ordnung von mit dem Werfftücd rotirenden Drud- oder Zieheijen, 
c) die Anordnung von mit dem Werfftüct rotirenden Ergänzungs- 
ftüdlen (Walznafen.. Alles dies ift durch da8 angezogene deutfche 
Patent 8244, die englifhen Patente 2856 von 1870, 3928 von 
1878, 4201 von 1878 nicht vorweggenommen. Die Ausführung 
der Erfindung ijt durch die Wahrnehmungen einer Kommijfion 
des Patentamts feftgeftellt. Und die gewerbliche Verwerthbarkeit 
ift nicht zu bezweifeln. I, 416/95 vom 21. März 96. 

129. Dem Baumeifter Kleine zu Erbad ift das Patent 
71102 auf ein Verfahren zur Herftellung von feuerficheren Eijen- 
balfendeden ertheilt, das darin beiteht, daß die Balfenfache mit 
Platten aus Steinhichten ausgefüllt werden, in deren Fugen 
und Bindemittel hodhfantig geftellte Eifenftäbe eingebettet werden. 
Dem inzwifchen verjtorbenen Regierungsbaumeijter Süimmermann 
zu Münfter ift das Patent 80653 auf einen Gewölbeträger er- 
theilt, der zur Herftellung horizontaler Deden in einfadjiter und 
bilfigfter Weife dienen fol, aus Metallblechichienen beiteht und 
beiderfeitig mit fchrägen Flächen und Vertiefungen verjehen ift, 
die cinerjeits al8 Widerlager dienen, andererfeits den Eintritt des 
Mörtels geftatten. Bei der Konftruftion des ©. tritt eine ge- 
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wölbeartige Wirkung ein, bei R. beruht die Zragfähigfeit der 
Dede auf der Adhäfion der verwendeten Materialien. Auf An- 
trag der Witwe ©. wurde gegen K. wegen Inferate, welche einen 
Eingriff in fein Patent durch die Dedenfonftruftion des ©. be- 
haupteten, einjtweilige Verfügung erlaffen und Widerjpruchs un- 
geachtet aufrecht erhalten, weil folcher Eingriff nicht vorlag; 
Revifion zurüdigewiefen. I, 25/26 vom 21. März. 

130. Die Beklagte Schulge & Meyer ift Inhaberin des 
dem Wilhelm Demmann zu Halle vom 8. Mai 1889 ab ertheilten 
Patents 52129 auf ein Verfahren, um Iheeröle vollitändig in 
wäfjerige Köfung zu bringen. Dasfelbe joll dur) Verfeifung, fei 
8 daß fertige Seife oder deren Komponenten (Fett und Alkali) 
beigemifcht werden, erreicht werden. Das Patentamt hat den 
Patentanfpruc 1 dahin eingefchränft, daß die in Natronlauge lös- 
tichen Phenole (Krefole) von dem patentirten Verfahren ausge- 
Ichlofjen find; Berufung zurücgewiefen. Denn erft in der Be- 
\chwerdeinftang hat der Anmelder am 14. Oct. 1889 das Ver- 
fahren fo bejchrieben, daß das Patent ertheilt werden konnte. 
Damals war aber eine Publikation Schneider’& in der „PBharma- 
centifchen Centralhalle” vom 22. Aug. 1889 erfolgt: Werde ge- 
wöhnliche Kali -Schmier)-Seife, die als pafjendes Löfungsmittel 
für die wafferlöslichen Homologe der Karboljäure Tängft befannt, 
im Dampfbade gefhmolzen, das gleiche Gewicht 100 Proz. roher 
Rarbolfäure zugegeben, da® Ganze durd) Umrühren gemifcht, fo 
erhalte man eine dicflüffige, braungelbe, durchlichtige, flave Mifchung, 
die fich mit Waffer in jedem Verhältniß zu einer Haren Flüffigfeit 
auflöfe, ohne daß mildige Ausjcheidungen eintreten. Derartige 
Mifchungen waren unter dem Namen Sapofarbol behufs Konjer- 
virens und Desinfizirung jchon vorher in den Handel gebradit. 
Yene Publikation vechtfertige die Einfchränfung des Patents. Daß 
die Behandlung der Theeröle mit den Komponenten der Seife 
eine Erfindung enthalte, hat das KReichögericht nicht angenommen. 
I, 45/96 vom 22. April. 

131. Art. 5 des zwifchen dem Deutichen Neich und der 
Schweiz gefchloffenen Uebereinfommens vom 13. April 1892 hat 
ganz abgejehen von dem Zujag vom 16. SYunt 1893 den Sinn: 
Die Rechtsnachtheile, welche nad) den Gejegen der vertrag- 
Ichließenden Theile eintreten, wenn eine Erfindung nicht innerhalb 
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einer bejtimmten Frift ausgeführt wird, follen für eine in 
beiden Gebieten patentirte Erfindung dadurd) für beide Gebiete 
ausgeichloffen werden, daß die Ausführung nur in dem einen 
Gebiete erfolgt. Die Aluminium -Induftrie-Aftiengejellichaft in 
Neuhaufen ift Inhaberin des auf Gefud vom 7. Dez. 1887 er- 
teilten Deutjchen NeichSpatente 47165 auf einen Apparat zur 
fontinuirlichen Erzeugung von Legirungen des Aluminiums und 
ähnlicher Metalle auf eleftrolptiihen Wege. Sie Hat ein 
Schweizer Patent nicht erlangt, aber die Erfindung nur in der 
Schweiz ausgeübt. Das Uebereinfommen würde fie nicht gegen 
die Zurücdnahme des Deutichen NReichspatents auf Grund $. 11, 
Per. 1 de8 Patentgefetes Ihüten. Das NReichsgericht hat indefjen 
zur” Zeit davon abgejehen, der Klage auf Zurüctnahme des Patents 
zu entiprechen, theil® weil die Beklagte eine Zeit lang durd) die 
herrichende Unflarheit in dem Sinn des Art. 5 entjchuldigt und 
theil® weil die Beklagte ernftliche Bemühungen aufgewendet hat, 
um die ihr für das Deutjche Reich patentirte Erfindung in Ahein- 
felden zur Ausführung zu bringen, die Ausführung in nußbrin- 
gender Weife nur unter Benußung einer großen Wafjerfraft er- 
folgen fann, welche nur an wenigen Stellen zur Verfügung fteht, 
und aud) dann noch jehr bedeutende Koften verurjacht, endlich 
erwartet wird, daß die Beklagte energifche und erfolgreiche Maß- 
nahmen zur Ausführung ihres Rheinfelder Planes trifft. I, 66/96 
vom 22. April. 

132. Die wider das Patent 73582 ©. A. Grufchwig zu 
Dibersdorf auf Rauhmafhine mit jchräg zur Trommelacdhje ge- 
(agerten Rauhwalzen erhobene Nichtigkeitsflage ift abgewiejen, weil 
in 16700 von Geßner zu Aue nicht bejchrieben. Nacd dem Gut- 
achten de8 Sacdverftändigen ift die Erfindung aud) gewerblich 
verwerthbar. I, 164/95 vom 9. Mai 96, 

133. Klägerin hat in die Gebrauchsmufterrolfe eine Schug- 
borrichtung eintragen laffen, wefentlich beftehend aus einem ein- 
geroliten, in den ChHlinder eingejchobenen, den Glühförper um- 
gebenden Slimmerblatte. Der Beklagte hat fpäter für fich ein- 
tragen laffen Gasglühlampe mit Glimmerjchug innerhalb des 
Cylindere. Sein Mufter unterfcheidet fih von dem des Klägers 
nur dadurd, daß er das Glimmerblatt zufammennietet, daß es 
einen fertigen Cylinder bildet. Das ift nichts Neues, aud) wenn 
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e8 beijer wirft; deshalb Beklagte zur wöidung verurtheilt. 
I, 382/95 vom 22. Febr. 96. 

134. Die Anmeldung zur Patentirung enthält nicht zu- 
gleich die Anmeldung ald Gebraudhsmufter. Hier war die An- 
meldung des Gebrauchsmufters jpäter erfolgt; der Erfinder Hatte 
inzwifchen den Gegenftand in den Handel gebranht und als Neu- 
heit angepriefen (pneumatifche Reifen). Da die Sadjverftändigen, 
wenn fie den Reifen auffchnitten, das Neue fehen konnten, fo lag 
offenfundige Vorbenukung vor, das Gebraudsmufter wurde ge 
töjht. I, 95/96 vom 11. April. 

134b. Der Kläger hat feit 9 Iahren ein Mittel gegen 
Zahnihmerz unter dem Namen Dentila vertrieben. R., welcher 
al8 Agent des Klägers das Mittel verkaufte, hat mit 3. eine 
0. 9. ©. unter der Firma R. & Co. begründet. Auf Anmeldung 
der 0.9. ©. ijt für diefe ein Komet mit dem Worte Dentila am 
26. Aug. 1894 in da8 Zeichenvegifter des Amtsgerichts, auf An- 
meldung vom 1. Dft. 1894 das Wort Dentila in die Zeichenvolle 
des Patentamts eingetragen. Auf Grund S. 9, Abi. 2 des Ge- 
fees vom 12. Mai 1894 ijt die Beklagte zur Löjchung des Zeichens 
verurtheilt, welches innerhalb der betheiligten Verfehröfreife als 
Zeichen des Elägerifchen Gejchäftsfreifes gegolten hat. Die Wider- 
lage, daß dem Kläger der Gebraud) des Wortes für feine Zahn- 
tinftur verboten werde, ift abgewiefen. -I, 51/96 vom 23. Mat. 

135. Solange die 0.9. ©., für welche das Waarenzeichen 
eingetragen ift, befteht, Tann fie Eingriffe in dies Necht verfolgen, 
jelbft wenn fie zeitweilig Fabrifation und Betrieb, die fie jederzeit 
wieder aufnehmen um; ngENEN! Bauen une I, 135/96 vom 
23. Mai. 

136. Der Kläger hat die Firma R. Selig & Hille in 
Dresden rechtsgültig erworben. Die Bellagten, der Raufmann 
DW. R. Seelig zu Dresden und der Kaufmann I. W. ©. Hille zu 
Berlin, haben zujammen nrit einem Reftaurateur H. zu Halle a/S. 
in das Dresdener Handelsregifter eine 0.9. ©. unter der Firma 
Seelig Hille & E&o. eintragen laffen; 9. hat dann feinen Aus- 
tritt wieder erklärt, und die beiden Beklagten haben fid) im Ge- 
ihäftsverfehr der eingetragenen Firma bedient. Das Berufungs- 
gericht Hat aber feitgeftellt, daß in Wirklichkeit zwilchen den drei 
Perfonen oder auch nur zwifchen zweien derfelben ein Gefelfichafts- 
5* 
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verhältniß nicht bejtanden habe; und das betreffende Handels- 
geichäft immer nur von WR. Seelig betrieben fei. Auf Grund 
9.6.8. 27 find die beiden Beflagten verurtheilt, die Firma 
löfchen zu laflen; Revifion zurücdgewiejen. Mag man aud) bie 
Annahme einer Simulation ablehnen, weil die Haftung des Hille 
für die unter dem Gebraud) der Firma Ffontrahirten Schulden 
durch obigen Sadjverhalt nicht vermieden wird, jo liegt doc eine 
Umgehung de8 Gejetes vor, welches den Gebraud) anderer als 
der von ihm zugelaffenen Firmen verbietet. Solche Umgehung fteht 
aber im Sädjf. 9. ©. DB. 8. 80 einem offenen Zuwiderhandeln 
gleid. VI, 57/96 vom 18./22. April. 

137. Bol. Bd. XX, 129, 130 (R. ©. E., Bd. 35, ©. 220). 
Ir der Literatur und in der Nechtiprehung ift mehrfad) die Anficht 
hervorgetreten, daß unter der die Rüdforderung ausjchliegenden 
moralifchen Verbindlichkeit de8 S. 17 A. R. I, 16 nur die 
zu verjtehen fei, welche aus einem bejonderen Nechtsverhält- 
niffe entiprang und an fid) gültig fein fünnte, aber der Klagbarfeit 
zufolge pofitiver Gejegesvorjchrift entbehrt. — D.T, €, Bd. 30, 
©. 76, 83; Bd. 42, ©. 104; Bd. TI, ©. 239. — Bon anderer 
Seite wird fie da angenommen, wo die Nücforderung gegen die 
guten Sitten verftößt. — Striethorft, Bd.77, ©. 368/70; R. ©. €., 
Bd. 6, ©. 229. — Einer Entjcheidung bedarf e& nicht; denn hier 
ift nur fraglich), ob die Stadt dem Fiskus gegenüber zur Nüd- 
forderung der zu Xehrerbefoldung nach aufgehobener ftaatlicher 
Sewerbejchule gezahlten, für die Anftalt vertraggmäßig übernom- 
menen Beiträge auf Grund der über die Koften der Unterhaltung 
und der Auflöfung der Schule gepflogenen Verhandlungen be- 
vechtigt war. Dabei fan von einer dem Gebiet der Ethif an- 
gehörenden fittlichen Pflicht der Stadt Feine Rede fein. Und auf 
Berhältniffe, bei welchen nur eine gewiffe Billigfeit für die An- 
erfennung einer Zahlungsverpflichtung |pricht oder wo nur der 
äußere Anftand die Rücforderung verbieten Fünnte, darf der Be- 
griff nicht ausgedehnt werden. IV, 378/95 vom 27. April 96. 

138. Im Fall Bd. XIX, Nr. 157/59 ift nun fejtgeftellt, 
daß Parteien nad) der Klagerhebung vereinbart haben, das vor 
dem Prozeß angebotene und abgelehnte Holz follte meiftbietend 
verfauft werden, ‚jo daß der Beflagte eventuell die Differenz 
zwifchen dem wahren Werth des demmächft ald zu liefern aner- 


Allgemeines. 69 


fannten Holzes und dem erzielten Erlöfe zahlt vefp. die Inter- Gegenftand 
effenten, falls fie den Prozeß verlieren, fid) mit diefem Exlöfe be- dee Anfpruge. 
gnügen müflen“. Dann tft das Holz verkauft. Da der Beklagte 

für verpflichtet erachtet wurde, das Holz zu liefern, welches die 

Kläger gefordert, nicht das, was er angeboten Hatte, jo ijt er mit 

Necht diefem Abkommen entiprecdend zum Werthe des zu Tiefern- 

den Holzes verurtheilt; was auf daffelbe hinausläuft, wie wenn 

dem Kläger der hinterlegte Betrag zugefproden und Beklagter 

zur Nachzahlung der Differenz verurtheilt wäre. III, 24/96 vom 

5. Mat. 

139. Im Fall 202/3 Tag eine eigene Verfchuldung des Verichuldung. 
Beklagten nit vor, denn er Fonnte nicht erwarten, daß eine 
mißbräuchliche Abjperrung des Wafjers eintreten werde, und hatte 
deshalb Feinen Anlaß, vorbeugende Maßregeln, etwa dur An- 
legung von Sammelteichen für den Tall einer bei Reparaturen 
vorkommenden Wafferabjperrung, zu treffen. VI, 412/95 vom 
13. April 96. | 

140. Im Fall 167 ift der Raufalzufammenhang nit da- Kaufatität. 
durd) unterbrochen, daß die Grundftüde in Hamburg infolge der 
Choleraepidemie von 1892 in unvorhergejehener Weije im Werthe 
herabgedrüdt feien. Denn Regel ift, daß nur durch eine einem 
Menschen zurechenbare Handlung der Kaufalzufanmenhang unter- 
brochen werden fann. Selbft wenn auc, einer ganz abnormen 
Begebenheit die gleiche Wirkung zuerfannt werden wollte, jo würde 
doch der Ausbruc, einer ungewöhnlich [chlimmen Epidemie in einer 
großen Stadt nicht unter diefen Gefichtspunft zu bringen fein. 

VI, 314/95 vom 6. Febr. 96. 

141. Kläger hatte fic) verpflichtet, dem Beklagten Eifenwerfe 
bi8 29. Oft. zu liefern, weldje eine Brammklohlengrube bei dem 
Beklagten beftellt hatte. Der Kläger hat erft am 25. Nov. ge- 

Tiefert, und Beklagte macht ihn für den Schaden verantwortlich, 
det er der Gewerkichaft hat vergüten miülfen, weil dieje den Be- 
trieb erjt viel jpäter habe eröffnen fünnen. Das Berufungsgericht 
hat diefe Erjaßforderung abgewiejen, weil am 29. Dft. außer den 
zur Betriebseröffnung erforderlichen Arbeiten des Klägers aud) 
Elo. und R. mit ihren Arbeiten noch nicht fertig waren. Auf: 
gehoben, zurücdverwiefen. Denn die Säumigfeit des Klägers hört 
nicht dadurch) auf, Urfache der verjpäteten Betriebseröffnung zu 
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Kaufalität. fein, daß nod zweien anderen Firmen ebenfalls jchuldhafte Säumig- 
. feit zur Laft fiel. I, 337/95 vom 7. Febr. 96. 

142. Im Fall 288. Ein vernunftwidriges Handeln würde 
auf die Einwirkung des Betrug ald Urjache nicht zurückgeführt 
werden dürfen, wernnjchon e8 ohne den Betrug nicht vorgenommen 
wäre. Hier würde nur die Willfürlichkeit der Handlungsweife 
des Pächter die Schuld an dem Schaden tragen, den fich der 
Handelnde jelbft zugefügt hat. Solches Handeln ift aber nicht 
feftgeftellt. Zur Annahme des Kaufalzufammenhangs genügt e8, 
daß der Beklagte nach feinem Ermeffen die ihm dienlich erjcheinen- 
den Aufwendungen zum Zwed der befjeren Ausnugung des Mieths- 
objefts duch Anftreihen von Zifchen, Aufftelung und Inftand- 
haltung von Defen, Umarbeitung und Herrichtung eines Pavillons 
zu einem Orcefterzimmer, Abbruch veralteter Volieren und 
Zwinger, Neuanfchaffungen zum Zwed der Ausrüftung der Wirth- 
haft, zur Ausfhmüdung und Beleuchtung gemadht habe. Daß 
er hierbei vernünftig zu Werfe gegangen, ift fo lange nicht zu 
bezweifeln, als ihm nicht da8 Gegentheil nacdjhgewiefen ijt. VI,319/95 
vom 20. Febr. 96. Vgl. 168/169. | 

143. Dagegen kann der Beklagte nicht das erjeist verlangen, 
was ihm dadurd) an Gewinn entgangen ift, daß er feine bis- 
herige Wirthichaft, die er von der Stadt Eöln unter dem Ber- 
bot der Verafterpadhtung erpachtet habe, ftatt jelbjt zu bewirth- 
haften, verafterpacdhtet hat. Wenn er beide Wirthichaften nicht 
nebeneinander führen fonnte oder wollte, jo hätte er die Huberts- 
burg nicht miethen jollen. VI, 319/95 vom 20. Tebr. 96. 

Unmöglicjfeit 144. Der Pächter Hatte die Verpflichtung übernommen, 
der Erfüllung. eigen Weg binnen drei Jahren (bis 1891) fo aufzufüllen, daß er 
die Höhe der benachbarten Brüdenübergänge erhalte und möglichit 
frei von Hochwalfer werde. Er foll fid) exit nad) Ablauf der 
Pachtzeit (1894) angejhidt haben, den Weg zu erhöhen. Die 
Hortjegung der Arbeit wurde ihm mit ARückficht auf die Beltim- 
mungen des Deichgejees unterfagt. Werpächter wurde zur Riüd- 
zahlung der inmebehaltenen Pachtlaution verurtheilt. Daß der 
Pächter nicht früher mit der Arbeit angefangen, unerheblich, weil 
dann dasjelbe Berbot erlajien wäre. ‘Die deichpolizeiliche Ge- 
nehmigung zu erwirfen, welche unter der Bedingung der Anlegung 
ausreichender Durdhläfje wohl ertheilt fein würde, war Sache des 
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Beklagten; und er hätte dazu noch im Laufe des Prozefjes frei naligaren 
ten fönnen. VI, 321/95 vom 13. Febr. 96. Erfüllung. 

145. Im Fall 230 war Licitationsbedingung aud): Jeder 
Käufer ift verpflichtet, einen Theil vom eingetragenen Altentheil 
zu zahlen. Die Berechnung des Altentheild gejchieht nad der 
Grundjteuer. Wäre mit dem Beklagten anzunehmen, die von ihm 
gefauften Parzellen follten num antheilsweis für die Altentheile- 
präftationen haften, fo würde daraus nicht folgen, daß die Er- 
füllung von dem Berfäufer nicht geleiftet werden fann, und daß 
deshalb der Käufer berechtigt wäre, den notariellen Abfchluß zu 
weigern. Wenn auch zur Zeit vielleicht der Altfiker mit der 
Bertheilung nicht einverftanden ift, fo ift nicht ausgejchloffen, 
daß er bis zum Zeitpunkt der Erfüllung andern Sinnes wird. 

Es ift au möglich, daß die Altentheilsverpflichtung bis dahin 
durch den Tod des Altfikers erledigt wird. V, 276/95 vom 
26. Gebr. 96. 

146. 2gl. 160. ©. hat fi) bei einer Abmahung zwijchen Erfüllung. 
dem Schuldner und der Öläubigerin, wonad) diefe den Subhaftations- | 
antrag gegen Empfang einer bejtimmten Zahlung zurüdnehmen 
jolite, nicht betheiligt. ©. Hat au 1900 Mark an die Gläubigerin 
nicht al8 Stellvertreter des Schuldners, fondern in eigenem Namen 
und nur für deifen. Rechnung behufs Tilgung der Zinjenjchuld 
geleitet. Für die nähere Beftimmung feiner Zahlungen und ihrer 
Bedingungen war alfo fein Wille maßgebend, wie er ihn der 
Säubigerin ohne deren Widerfprudy zum Ausdrud gebradjt hatte. 
©&,, welcher, weil er die Ernte gefauft Hatte, ein Intereffe daran 
hatte, daß die Subhaftation nicht vor fih ging, hat aber die 
Zahlung unter der Bedingung geleiftet, daß die Gläubigerin 
den Subhaftationsantrag zurüdnehme. Das ift nicht gejchehen, 
deshalb find dem ©. die 1900 Mark zurüdzugeben. IIL, 335/95 
vom 14. Yebr. 96. 

147. Im Tal 287. Der Umftand, daß A. am 6. Oft. Novation. 
1888 no nicht über die im 3. 1886 beim Kläger vorhandene 
betrügerifche Abficht aufgeklärt war, hätte auf der vom Berufungs- 
gericht angenommenen Grundlage einer von A. perjönlich erflärten 
Novation nur etwa zu der Prüfung veranlafjfen fönnen, ob A. 
die Novation, zu der er fich in Unfenntniß des Umftandes ent- 
ichlofien Hatte, daß die alte Schuld wegen Betrugs unverbindlic) 


- Novation. 


Kompenfation. 


Anfpruch8> 
verjährung. 
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fei, gemäß 88. 468, 178 A. %. R. I, 16 zu widerrufen befugt 
war. II, 344/95 vom 25. Febr. /3. März 96. 

148. Der Bellagte in Hamburg hat von der Klägerin in 
Glasgow Ammontaf gekauft unter der für ihre Gejchäftsverbin- 
dung vereinbarten Bedingung cash against documents, nur mit 
der Modififation, daß die Dofumiente dem Beklagten und nicht 
dem Banfier der Klägerin zugejendet werden follten. Die Ber: 
abredung ift dahin veritanden, daß unter Ausichluß der Kompen- 
fation Baarzahlung erfolgen follte. Revifion zurücigewiefen. I, 
307/95 vom 17. Ian. 96. | 
| 149. Im Fall 353. Seitens des Beffagten ift- N daß 
unter Zugrundelegung des M.’ichen Gutachtens, welches den Wein- 
derwerth der Brauerei auf 10000 bis 15000 Mark ichätte, nichts 
übrig bleibe. Da die Kaufpreisveitforderung von 28500 Marl 
feftfteht, jo ift damit der Wille, dieje zu fompenfiren, Mar erklärt. 
V, 307/95 vom 28. März 96. 

150. Am 8. Oft. 1847 verftarb zu Weier. auf'm Land ©. 
mit Hinterlaffung einer im I. 1883 verftorbenen Witwe, die von 
ihren beiden Kindern eriter Ehe, den Beflagten, beerbt if. Im 
3.1894 wurde nad einer Mobiliarverfteigerung der Witwe in 
deren altem Sekretär das eigenhändige Teftament de8 &. aufge: 
funden, wodurdy die Gemeinde W. erfuhr, daß der Erblaffer zwar 
jeine Ehefrau als Erbin de8 gejammten Nacdjlaffes eingefett, aber 
der Gemeinde fein Haus und jeinen Garten fowie 600 France 
Rente, alles zum Nuten der armen Proteftanten der Gemeinde, 
vermacht habe. Die Beklagten hatten das Haus und den Garten 
verfauft; fie find der Gemeinde zur Zahlung des erlöften Kauf- 
preife® und zur Gewährung der Rente fammt Zinjen fett der 


Klagerhebung verurtheilt; Aevifion zurücdgewiefen. Denn die 


legtwillige Verfügung enthielt die Beitimmung: L’institution ne 
pourra se constituter qu’apres l’usufruit viager de ma femme 
auquel il ne peut &tre porte atteinte. Diejer Nießbraud, war 
bereits im Chevertrage ausgejegt. Danad) Tief die 30jährige 
Verjährung gemäß Code 2257 erft feit dem Tode der Witwe. 
1I, 271/95 vom 3. Ian. 96. Bgl. 31. 

151. Der Släger ift bet der Ausladung eines Schiffes in 
Stralfund befhädigt am 19. Juni 1889. Die Korrejpondent- 
vhederei Hat ihm in der Zeit vom 1. Sept. 1889 bi8 1. Sept. 
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1890 monatliche Unterftügungen gezahlt. Am 19. Nov. 1890 hat 
er wider den Schiffsfapitän aus Art. 478, 479, 481 und der Lex 
Aquilia Klage erhoben, weil der Schaden ihm infolge mangelhafter 
Beichaffenheit der Schiffswinde zugefügt fe. Das Berufungs- 
gericht hat die Klage ald verjährt auf Grund H. ©. 3. 906, 907 
abgemwiefen, weil die Klage gegen die Nhederei verjährt fei. ‘Das 
Reichsgericht Hat aufgehoben, zurüclverwiefen. Denn Art. 907 hat 
nicht allgemein eine neue Verjährungsfrift für die dort bezeichne- 
ten perfönlichen Anfprüche eingeführt, vielmehr foll in jedem Falle 
der Verjährung eines dinglichen Anfpruchs eine Begleitwirkung 
desfelben die Verjährung aud) des etwa beitehenden perjönlichen 
Anfprucdhs fein. Solange aljo der dinglide Anfjpruch nicht ver- 
jährt ift, ift e8 auch der perfönliche nicht, wern die Verjährung 
nicht etwa nad) bürgerlichem Recht eingetreten ift. ALS die Klage 
wider den Schiffsfapitän erhoben wurde, war die dingliche Klage 
nod nicht verjährt, weil die Verjährung durch Zahlung unter- 
brochen war. Nachdem die Klage erhoben, und der Prozeß nicht 
betrieben ift, fan der rehtshängige perjönliche Anfprud) von 
der inzwijchen eingetretenen Verjährung des dinglichen Anfpruche 
nicht mehr ergriffen werden. I, 316/95 vom 22. San. 96. 

152. Da nad) L. 8, 8.4, C. de praescript. 30 ann. (7, 39) 
die in Zahlung der Zinfen liegende Anerkennung der Hauptjchuld 
deren Verjährung unterbricht, jo muß von der verabredeten Kom- 
penfation von Zinfen dasjelbe gelten. VI, 310/95 vom 3. Febr. 96. 

153. Der Pfarre zu Echte ftehen drei, der Schule zwei Xoo8- 
theile am Buchenbrennholz zu. Sie erheben Entjchädigungsanfprüche 
wegen der durd Umwandlung von Buchenwald in Nadelwald er- 
fittenen Beeinträchtigung. Die Anfjprüdhe find auf die in den 
legten 30 Sahren vor der Klagerhebung eingetretenen Ummwand- 
ungen eingefchränft. Die Anfprühe aus den früheren Iahren 
find mit Recht als verjährt erachtet. Wenn aud) die Minderung 
des Ertrage® an Buchenbrennholz für die Kläger fich exft zu der 
Zeit fühlbar macht, wo andernfalls neu angepflanzte Buchen Brenn- 
holz geliefert haben würden, fo trat doch die mit der actio Con- 
fessoria zu verfolgende Störung des Nechts fchon mit der Vor- 
nahme der Umwandlung ein, fodaß der Lauf der Verjährung fo- 
fort begann. III, 408/95 vom 20./27. März 96. | 

154. Im Fall 54 war eine Verjährung nah) 8.FLA.L.R. 1, 6 


Anfpruche- 
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(D.%. €, Bd. 13, ©. 19) nod) nicht eingetreten. Der Eifenbahn- 
fisfus war zu einer Aenderung des beftehenden Zuftandes, welcher 
ih im 3. 1888 und 1889 als unzureichend erwiejen hatte, ver: 
pflichtet. Kläger durfte erwarten, daß diefe Aenderung erfolgen, 
und jomit ein Schaden nicht eintreten werde, wenn wieder Hod)- 
waffer fam. Bon einem einheitlichen Schaden Tann nicht die Nede 
jein, wenn die Fortdauer eines gejegwidrigen Zuftandes, den zu 
befeitigen die Verpflichtete unterläßt, von neuem jchädigend wirkt. 
E8 liegt dann ein neuer Schaden vor, und die Verjährung des 
Erjataniprudhs kann nicht vor deffen Eintritt beginnen. VI, 401/95 
vom 1. April 96. 

155. Der Kläger war Ziegelmeifter bei dem Beflagten D.; 
er felber mußte auf deffen Anweifung -mit den Arbeitern bei der 
Ernte Hülfe leiften; bat die Steine auf deffen Anordnung aufge- 
jtellt; war nad) dem DVertrage verpflichtet, in allen Stüden das 
Wohl feines Arbeitgebers im Auge zu behalten; ftetS jachgemäß 
und als tüchtiger Meifter der Ziegelei vorzuftehen. Dem D. ftand 
das Recht zu, ald Brotherr dem Kläger mit zweiwödiger Trift 
zu kündigen, wenn von ihm der Kontrakt nicht gehalten würde. 
Kläger erhielt neben dem Arbeitslohn, welcher wöchentlich nad) Er- 
meijen de8 D. auszuzahlen war, freie Wohnung, Land, freies 
Brennholz und Weide für zwei Kühe. Ein folder Ziegelmeifter 
it im Sinne de8 $S. 1, Nr. 5 des Br. Gefeßes vom 31. März 
1838 Vabrifarbeiter, das heißt gewerblicher Arbeiter, deifen 
Tohnforderung in zwei Sahren verjährt. VI 421/95 vom 
18./27. April 96. 

156. Im Fall Bd. XX, 676 Hat das Berufungsgericht von 
neuem abgewiefen, jest wegen angenommener Verjährung. Das 


‚Reichdgericht hat aufgehoben, zurücdveriwiefen. Das Berufungs- 


gericht nimmt an, daß die in den Iahren 1890 und 1891 einge- 
tretenen Schäden als eine Folge der früheren Strombauten anzu= 
lehen jeien, deren Ichädigende Wirkungen durch ihn benachtheiligende 
Ufereinriffe und Verfandungen Kläger jchon länger als drei Iahre 
vor Erhebung der Klage erfannt habe — 8.AAU.UNR L, 6; 
Deklaration vom 31. März 1838 —. Die vorgenommenen Ber: 
änderungen an den Strombauten hätten nur den Schaden, der fonft 
eingetreten wäre, verringert und der Schaden fei dadurd Fein 
anderer geworden, daß er an anderer Stelle hervorgetreten ei. 


Allgemeines. (6) 


]-— 


Allein es ift zu fragen, ob fid) nicht der Kläger dadurch vor weis Aniprudje- 
terem Schaden gefichert glaubte, daß die Veränderungen vorge- esährung. 
nommen waren, und zwar gerade zu dem Zwed, um weiteren 

Schaden zu verhindern. D.T. €, Bd. 13, ©. 19 jcheidet bei der 

jonft wegen fid) erneuernden Schadens angenommenen Verjährung 

gerade die Fälle aus, wenn außer den anfänglichen, nachtheiligen 

Solgen der beichädigenden Handlung erft jpäter noch andere Nad)- 

theile eintreten, deren KRaufalzufammenhang mit der fraglichen 
Handlung fi) gar nicht vorausjehen oder doch nur vielleicht be- 

fürdten ließ. VI, 433/95 vom 30. April 96. 

157. Im Fall Bd. XIX, 188/89 Hat das Berufungsgericht Rüdforderung 

anderweit die Klage bedingt abgewiefen; nun ift die Nevifion a 
zurüdgewiefen. Denn die XZhatjadje der Weberzahlung für ji 
allein begründet die Nüdforderung des über den Kaufpreis Ge- 
leisteten nit. Einen Irrtfum Hat der Kläger nicht behauptet, 
und die causa für den dem Beklagten erwaclenen Vermögens- 
vortheil ift das Abkommen vom 16. Dft., welches den Kaufvertrag 
vom 16. Yuli wefentlicd) modifizirte. Nach dem letteren follten 
34500 Mark baar bezahlt und 24000 Mark Hhpothefen über- 
nommen werden. Darauf hat Kläger 7500 Marf baar gezahlt 
und Werthpapiere zum Nominalbetrage von 7500 Mark gewährt, 
im Dftober 42292 Mark Forderung an die Parzellenfäufer über- 
wiefen und 2286 Mark baar gezahlt. E8 liegen auch feine fon- 
Hudenten Umftände für eine ftillfcehweigende Willenseinigung vor, 
daß der Meberichuß hätte zurücdgezahlt werden follen. III, 298/95 
vom 21. Ian. 96. 

158. Bevor das Patent 50100 an Droft & Schulz 
— Bd. XVI, 109 — ertheilt war, haben dieje mit dem B., dem 
technischen Leiter einer Zuderfabrif in Schlefien, Verhandlungen 
über die verjudhsweife Einführung ihres Verfahrens in der Zuder- 
fabrif der Beklagten gepflogen. Nach Behauptung der Kläger 
haben fie dem B., welcher als Gejchäftsführer der Zuderfabrif 
mit ihnen verhandelte, Mittheilung über das Wefen der Erfindung 
als einer geheim zu haltenden gemacht, welche die Kläger dem- 
nädjft zur Patentirung anmelden wollten. DB. habe Schweigen 
zu beobadjten und e8 nur mit Genehmigung der Kläger ans 
zuwenden, dagegen c8 Intereffenten vorzuzeigen verjprochen, welche 
ihm D. & Sch. zujenden würden. Kurze Zeit darauf habe B. 
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las, gefchrieben, fein Chef, der vertretungsberechtigte Mitinhaber der 


wegen grund» 


fojen Habens. 


Zuderfabrif, habe ihm verboten, auf das Projekt einzugehen. Gtleich- 
wohl bat B. das Verfahren in der Fabrif der beflagten offenen 


 Handelsgefellihaft, in deren Dienft er ftand, in zwei Kampagnen 


Rüdforderung 


gezahlter 
Nichtichuld. 


angewendet, bevor es zur Patentirung angemeldet war, und die 
Serellihaft Hat dadurd einen bedeutenden Nuten erzielt. Sie 
haftet, wenn jene Behauptungen wahr find, der Klägerin D. & Sc). 
auf Herausgabe der Bereicherung. Denn B. durfte die ihm zu 
einem beftimmten JZwede anvertraute und geheim zu haltende 
Erfindung nicht zu einem anderen Zwed benuten. Cr handelte 
widerrechtlicd) und würde, wenn er zu eigenem Vortheil gehandelt 
hätte, auf Herausgabe der Bereicherung haften — vgl. 8$. 200, 
208 U.UR. 1 16 —. Die Bellagte haftet auf Herausgabe 
des durch die widerrechtliche Benutung ded Verfahrens gezogenen 
Bortheils, weil D.& ©. dem B. als ihrem Gefhäftsführer 
da8 Berfahren zu einer bejtimmten Benukung an- 
vertraut haben, und diefer als folcher das Berfahren für die 
Beflagten zu einem andern Zwed ausgenutt hat. I, 446/95 
vom 11. April 96. 

158b. Der beflagte Ausjteller hatte den von dem Bezogenen 
nicht angenommenen und demnädjjt nicht eingelöften Wechfel der 
Mühlheimer Bank zur Einziehung, und diefe denfelben dem Dort- 
munder Banfverein zur Verfügung und Einziehung indoffirt. Der 
Wechjel ift proteftirt; gleichwohl hat der Kaffirer des Bankvereins 
in dem irrthümlichen Glauben, der Wechfel fei bezahlt, den Wechjel- 
betrag an die Mühlheimer Bank, und diefe hat ihn dem DBe- 
flagten überfendet. Shatfächlic war die Bank Infaffomandatarin 
des Beklagten, und fie hat nur als Vertreterin des Beklagten die 
Zahlung von diefem angenommen und an den Beklagten abgeführt. 
Deshalb durfte der Bankverein den irrthümlid) gezahlten Betrag 
von dem Beklagten zurüdfordern. IV, 229/95 vom 9. Ian. 96. 

159. Zwifchen einem Schuldner H. und feinen Gläubigern 
fam im $. 1877 vor dem Amtsgericht Dberftein ein Vertrag zu 
Stande, laut deffen D. zum Verwalter des fchuldnerifchen Ber- 
mögens bejtellt wurde und H. zu Sunften feiner Gläubiger und 
des D. auf die Verfügung über fein Vermögen verzichtete. C8 
wurde in der Gläubigerverfammlung die Einleitung eines Auf- 
gebotsverfahrens bejchloffen und beftimmt, die Befriedigung der 
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einzelnen Gläubiger follte nad) Maßgabe der gejeglihen Nang- Rüdforderung 


ordnung erfolgen; e8 jollten nur die Gläubiger ausbezahlt werden, 
bezüglich deren feftitehe, daß fie unzweifelhaft zum Zuge fommen 
würden. Nachdem abweichend von diefem Beichluffe D. bereits 
einen nicht privilegirten Gläubiger P. und die Staatsfaffe be: 
friedigt hatte, hat D., ftatt dem dem E. vorgehenden Gläubiger 
H. den verfügbaren Beitand zu bezahlen, der zur Tilgung von 
dejfen ganzer Hhypothefarifcher Forderung nicht ausgereicht Haben 
würde, dem C. gezahlt, bezüglich deffen Feinesiwegs feftitand, daf 
er zum Zuge kommen würde. Auf die Klage eines fpäter be- 
jtellten Berwalters find die Erben des E. und deflen Witwe ver- 
urtheilt, von dem, was diefer erhalten, jo viel mit Zinjfen an 
den Verwalter oder an H. zurüdzuzahlen, wie zur Befriedigung 
der Reftforderung des H. erforderlich ift, auf Grund Code 1376, 
1578 und 1846. Revifion zurücdgewiefen. Es war feftgefteltt, 
daß E. von der ganzen Sadjlage, insbefondere davon Kenntnif 
hatte, daß der ihm vorhergehende H. noch nicht befriedigt war 
und auf Befriedigung drängte, fodaß die Zahlung an CE. und 
deren Empfang bewußt vertrags- und vedtswidrig war. Uns 
erheblih, ob D., wenn er dem E. nicht gezahlt hätte, an 9. ge- 
zahlt haben würde. Denn für die Rüdforderung des mit Un- 
redht an E. Gezahlten ift ein urfädhlicher Zufammenhang zwifchen 
diejer Zahlung und der Schädigung des H. nicht erforderlich. 
II, 13/96 vom 28. April/5. Mai. 

160. Im Fall 257 hatte das Berufungsgericht angenommen, 
Klägerin habe die Bedingung in dem vom Neichsgericht angenom- 
menen Sinne, Bellagte buchftäblich verftanden. Deshalb fei ein 
rechtsverbindlicher Bertrag, deifen Erfüllung Klägerin fordern 
fann, nicht zu Stande gefommen. Wenn aber der Bürgichafts- 
vertrag nichtig war, würde ja Klägerin berechtigt fein, die der 
Beflagten gezahlten 30000 Mark aus diefem Grunde zurüdzu- 
fordern. Denn war die Hingabe der 30000 Mark eine der Be- 
dingungen für die Wirkfamfeit der Bürgfchaft, jo erfolgte um- 
gekehrt die Zahlung der 30000 Marf, um die Haftung der 
Beklagten aus der Bürgichaft herbeizuführen. Diefer Erfolg war 
aber nicht herbeizuführen, wenn das NRechtsgejchäft, welches die 
Berpflichtung der Beklagten begründen follte, von vorn herein 
ungültig war, — L. 2, D. de cond. c.d. c. non secuta (12, 4); 


gezahlter 
Nichtfchuld. 


Nüdforderung 
wegen nicht 
eingetretenen 

Erfolges. 
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Nüdjorderung L. 53; L. 65, D. de cond. indebiti (12, 6); L. 26, D. de in off. 


wegen nicht 
eingetretenen 
Erfolges. 


Nüctforderung 
in Folge Bor- 


behalts, 


Rüdforderung 
aus unerlaub- 


tem Gejchäft 


(5,2); Windfcheid, VBorausjegung, S. 30; UL. R. I, 16, $. 200. 
Unerheblich, daß durd) die Zahlung der 30000 Marf an die Be- 
Hagte eine Forderung getilgt wurde, welche diefe an Th. Hatte, 
denn Klägerin hat nicht fchlechthin für Rechnung der Th. an Be- 
Hagte gezahlt, jondern zugleic) zu dem zwilchen ihr und der DBe- 
Hagten beredeten Zwede, ein Rechtöverhältniß zwifchen ihr und 
dev Beklagten zu begründen. I, 386/95 vom 27. Febr. 96. 
Bol. 146. 

161. Beflagter Hatte dem Kläger mündlich veriprochen, er 
werde die für ihn auf Ienes Grundftüd eingetragene Hhpothef 
von 12000 Mark ftreichen laffen, wenn Kläger die ©. heirathe. 
Kläger hat die ©. geheirathet. Bellagter hat aber nur 3000 Marf 
Löschen Taffen und den Reit von 9000 Mark gefordert. Bellagter 
hat dem zur Empfangnahme der Hhpothefreitforderung bevoll- 
mächtigten Sc. die I000 Mark unter mündlihem Vorbehalt der 
Rücforderung gezahlt. Beklagter ijt zur Rüdzahlung verurtheilt. 
Denn Bellagter hatte nah 8. 1043 A. EUR. I, 11, S. 165 
I, 5 feinen Anfprud) auf die 9000 Mark mehr. Da aber Kläger 
zur Zeit des Vorbehalts Kaufmann und der Vorbehalt ein prä- 
jumtives Handelögefchäft war, bedurfte e8 zu deffen Gültigkeit 
nicht der durch 8. 161 A. % 8.1, 16 vorgefchriebenen Schrift. 
IV, 234/95 vom 13. San. 96. 

162. Der Gemeinjchuldner hatte die Zuftimmung jämmtlicjer 
Gläubiger zu einem Akkorde erwirkt. Der Vertreter der Gläubiger 


und berwerf- weigerte aber die Herausgabe der darüber aufgenommenen Ur- 
Gem Grunde yunpe, folange nicht der Gemeinfchuldner im Intereffe der Kläger 


MWechjel acceptivt hatte, welche diefen Zahlung über die Affordquote 
hinaus ficherte. Unter dem Drud des phyfiichen Zwangs will 
der Gemeinjchuldner die Wechfel, welche anzunehmen ex nicht 
jchuldig gewejen fei, acceptirt haben, um die Urkunde zu erlangen, 
deren er zur Verhinderung weiterer Pfändung und der Konkurs- 
eröffnung bedurfte. Die bei foldher Sachlage begründete condictio 
ob injustam causam wirde dur Einlöfung der Wechfel nicht 
Ichlechthin ausgeichloffen fein (vgl. L.7; L.8, D. 12, 5), «8 fei 
denn, daß der Gemeinjchuldner, als er zahlte, fich bewußt war, 
daß er troß der Acceptation der Wechjel zur Zahlung nicht ver- 
pflichtet war und mit diefer auf die Anfechtung verzichten wollte. 
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— 


Anders ftellt fih die Sadje, wenn der Gemeinfchuldner rechts- Rüdforderung 
aus unerlaub- 
: Ba De “ tem Gejchäft 
macht er mit der condictio ob inj. eine früher verfäumte Einrede nnd verwerf- 


geltend — 8. 686 €. B.O. —. II, 297/95 vom 17. Ian. 96. HHem Grunde, 


fräftig zur Zahlung aus den Wechjeln verurtheilt war. Denn dann 


163. Der Kläger befand fid) in Zahlungsfchwierigfeiten; er 
hatte feine bereiten Mittel, um feine Gläubiger zu befriedigen. 
Einem Gläubigerausfchuß hatte er zwei Hhpothefen von 32000 
Mark cedirt; diefe fanden ‘aber feinen Käufer, der fie jelbft unter 
ihrem Nominalbetrage abgenommen hätte. Der Bellagte fand 
fi) bereit, 20000 Mark für die beiden Hhypothelen behufs Ab- 
findung der Gläubiger mit 50 bis 60 Proz. zu zahlen. Kläger 
fordert von dem Beklagten, die Hypotheken gegen Erjtattung von 
20000 Mark nad) Abzug der von ihm geleifteten Verzinjung von 
12000 Mark, im Ganzen 17963 Mark 50 Pf. zurüd. Damit 
ift er abgewiefen. Denn, wenn auch eine Nothlage des Klägers 
vorlag, jo hat er doc) durch die Intervention des Beklagten nichts 
verloren. Er ift vielmehr von feinen Gläubigern befreit; hätten 
ihn diefelben erequirt, fo würde er noch mehr verloren haben. 
Und wäre mehr für die Hypotheken zu erlangen gewefen, jo wäre 
das den Gläubigern allein zu gute gekommen. Kläger Hat fein 
Recht, von dem Beflagten etwas zurüdzufordern, weder aus dem 
Gefichtspunft des Wuchers, noc aus einem anderen Grunde. Die 
Zinfen mußte er voll zahlen, weil er dem Beklagten die Hypothefen 
voll verjchuldete. I, 328/95 vom 29. Ian. 96. 

164. Im Fall 94/95 Läßt fie ext beim Zode des Be- 
agten und nicht zur Zeit feftftellen, ob und in wie weit durd) die 
Zahlung des Klägers ein Schaden von dem Beklagten abge- 
wendet oder defjen Vortheil gefördert ift. Denn der Antrag aus 
der Berficherung ift dur) Fortzahlung der Prämie bedingt und 
durch den Eintritt des Todes des Beklagten betagt. Schon jetzt 
überfteigen die gezahlten Prämien einfchließlich der Tandesüblichen 
Zinjen die Verfiherungsfumme. Sofern der Bellagte ein Hohes 
Alter erreichen jollte, wäre e8 vortheilhaft geweien, wenn Kläger 
bereitS im 3. 1878 die Police zurücverfauft hätte. Der gegen- 
wärtige VBortheil, daß der derzeitige Rücfaufspreis den von 1878 
überfteigt, Tann fid) der Beklagte nicht aneignen, folange Kläger 
als Pfandgläubiger die Police behält und fo deren Veräußerung 
hindert. IV, 278/95 vom 17. Tebr. 96. 


Nübliche 
Gefchäfts- 
führung. 
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Nütliche Ber- 
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165. Eine Hhpothef, welche auf dem ganzen Grundftüd 
haftete, ijt bei der zwangsweien Subhaftation der ideellen Hälfte 
befriedigt. Die Erben der Miteigenthümerin Eonnten gegen den 
durch diefe Zahlung von einer Lajt — SS. 4,5AU.URILT — 
befreiten Miteigenthümer der andern Hälfte, zu welcher aud, die 
Hhpothef gehört, Erjat der Hälfte beanfpruchen. V, 216/95 vom 
4. San. 96. | 

166. David Marcus 2. zu Thorn hat an die Eifenbahn- 
direftion zu Breslau zur Erfüllung eines in eigenem Namen ab- 
geichloffenen Kaufvertrages Hölzer geliefert. Der Kaufpreis im 
Betrage von 3IT1 Mark 6 Bf. ift von der Eifenbahndireftion 
niht an David Marcus %., fondern an D. M. 8%. zu Thorn 
adreijirt worden. Inhaberin des unter diefer Firma beftehenden 
Holzgefchäfts ift eine Aktiengefellichaft; diefe hat auch den Geld- 
betrag erhoben, nachdem derjelbe einige Zeit hinterlegt war. Der 
Kläger D., ein Bauunternehmer zu Berlin, behauptet, daß er mit 
David Marcus einen Gefellfchaftsvertrag gefchloffen habe, nad) 
welchem Hölzer im Namen und für Redinung des Klägers ei- 
gefauft, aber von David Marcus L. im eigenen Namen mit der 
Verpflichtung verkauft werden jollten, die Rechte aus den Verkäufen 
an den Kläger oder ein von diejem bezeichnetes Bankhaus abzu- 
treten. Gewinn und Berluft follten getheilt werden. Das Gefchäft, 
welches David Marcus 2. mit der Eifenbahndirektion gejchloffen 
hatte, jei in Ausführung des Sozietätsvertrags gejchloffen, die ge- 
lieferten Hölzer feien im Namen und Rechnung des Klägers ge- 
fauft und mit deffen Gelde bezahlt gewejen. Sit das richtig, fo 
fteht dem Kläger gegen die Aftiengejellchaft ein Anfpruch aus der 
nüßlichen Verwendung nah $. 22 UÜUNR. I, 13 zu. Denn, 
wenn auch die Yorderung an die Eijenbahndirektion nominell zum 
Bermögen des David Marcus %. gehört, fo hat doc) die Beklagte 
ohne Rechtsgrund über einen dem Kläger zuftehenden Vermögens 
werth zu ihrem Nuten verfügt. Beklagte haftet dem Kläger und 
fann Gegenanfprüde, welche ihr gegen David Marcus 2. zu- 
ftanden, nicht geltend maden. I, 436/95 vom 1. April 96. 

167. Die beklagten Makler haben mindeitens fahrläffig dem 
Erwerber einer Hypothek falfche Auskunft über den Miethsertrag 
des verpfändeten Haujes gegeben. Ste find deshalb verurtheilt, 
dem Erwerber als feinen Schaden den Ausfall zu erftatten, welchen 
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er in der Subhaftation des Grundftüds erlitten hat. Wollten Intereffe und 
die Beklagten behaupten, daß der Kläger die Hypothek auch bei 
Kenntniß der Miethsverhältniffe, wenn fchon zu einem geringeren 
Preife, erworben haben würde, und daß fein Schaden nur in der 

Differenz deffen, was er wirklich gegeben hat und was er gegeben 

haben würde, befteht, jo hätten fie das beweifen müffen. Daß 

der Kläger den Nominalbetrag bezahlt hat, ift von vornherein an- 

zunehmen. VI, 314/95 vom 6. Febr. Dal. 140. 

168. Im Fall 142, 288 jcheint das Berufungsgericht felbft 
nicht zu verfennen, daß die Werthverminderung der (vom Pächter) 
in Gebrauch genommenen Saden erfahrungsmäßig außer Verhäft- 
niß zu dem Grade der Abnugung fteht und daß die Sade fchon 
bei geringer Abnukung fid) nur erheblich unter dem Ankaufspreis 
verwerthen zu laffen pflegt. Geht der Beklagte, weldyer von feinen 
Ausgaben den Werth, den jene Sachen bei feinem Abzuge von 
dem Reftaurationslofale nad) feiner Annahme gehabt haben, und, 
joweit er fie verkauft hat, den erhaltenen Preis in Abzug gebracht 
hat, in feinen Erjaganfprücen zu weit, jo waren diejelben nicht 
gänzlid) abzumeifen, jondern es war unter Anwendung des Trage- 
recht8 der wirkliche Schaden nad) $. 260 E. PD. frei zu jchägen. 
VL, 319/95 vom 20. Febr. 96. 

169. Der Schadensanfpruh fan aud) nicht deshalb ganz 
verworfen werden, weil der Beklagte in dem halbjährlichen Wirth- 
ichaftsbetriebe und durch fein Wohnen im Lofale Bortheile ge- 
zogen hat. Denn daß der Beklagte über den vereinbarten und 
von ihm thatfächlid) gezahlten Miethspreis von 1162 Mark 27 Pf. 
und die Betriebsausgaben hinaus einen Wortheil gehabt habe, 
fan nicht ohne Weitered angenommen werden, wenn der wirkliche 
Bierfonjum hinter dem erwarteten fo fehr zurüdigeblieben ift. Daß 
der Beklagte aber Rechnung über Einnahmen und Ausgaben zu 
legen habe, ift Angejichts $. 260 &. P.O. nicht zu billigen. VI, 
319/95 vom 20. Febr. 96. 

170. Dgl. 209. Das Berufungsgeridyt hat die von dem 
Fisfus wider den Telegraphenbeamten ©. erhobene Schadens- 
erfaßflage abgewiefen, weil dem Fiskus ein Schaden nit ent- 
ftanden jei. Das Reichsgericht hat aufgehoben, verurtheilt. Die 
Regierungshauptfaffe hat an die Kaffe der a EN zu 
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Interefie Browberg 27 Mark gezahlt, weil das Pferd des Gensdarmen RL. 
und a Hon Zohannisburg nad; Ortelsburg transportirt if. Wenn nun 
auch duch diefe Zahlung des Fisfus an den Fiskus das Geld 
ans einer Zafche in die andere gelangt ift, fo ift doc) zufolge dev 
groben Fahrläffigfeit des Beklagten jener Transport nothwendig 
geworden. Fisfus würde aber an der ihm zuftehenden Gebühr 
einen Ausfall erleiden, wenn Beflagter für den Transport nicht 
auffommt. IV, 306/95 vom 5./12. März 96. 

171. gl. 284. Der Beklagte fchreibt fich eine Forderung 
von 23000 Mark zu, mit welcher er gegen die Klagforderung 
fompenfiren will. ‘Damit ift er abgewiejen, Revifion zurücfgewiefen. 
Die Klägerin habe ihm zur Erfüllung des Kaufpreifes eine Hypo- 
the von 23000 Mark cedirt, ohne ihm mitzutheilen, daß das 
Grundftüd, auf welchem die Hypothek eingetragen war, zur Sub- 
haftation ftehe. Bei diefer fei die Hhpothef wenige Tage nad) 
der Gelfton ausgefallen. Allein, daß ein Grundftäd, auf welchem 
eine Hhpothef eingetragen ift, zur Subhaftation fteht, ift für fi) 
allein noch fein Mangel der Hypothek. Ift die Hypothek mur 
fiher, jo erlangt der Ceffionar um fo früher fein Geld, wenn, 
wie hier zu unterftellen, die Subhaftatton mit der Maßgabe er- 
folgt, daß die Hhpothek, jofern fie Heransgeboten wird, aus dem 
Gritehungspreife zu zahlen ift. Daß aber die Hhpothef in Folge 
davon ausgefallen fei, daß der Beklagte den Subhajtationstermin 
nicht abgewartet habe, jowie daß ein anderer Erfolg eingetreten 
fein würde, wenn er die bevorjtehende Subhajtation gefannt hätte, 
hat er gar nicht behauptet. Wenn er aber behauptet, er würde, 
wenn ihm die bevorftehende Subhaftation mitgetheilt wäre, die 
Annahme der Ohpothef abgelehnt haben: fo fehlt e8 an der Dar- 
fegung, daß die Klägerin bereit gewefen fein würde, das Haus 
and) dann und zu dem vereinbarten Breife zu kaufen, wenn Be- 
lagter die Hhypothet von 23000 Mark nicht auf denfelben an- 
genommen hätte. Nah ÜL.R. I, 11, $8. 425, 421 hat der Cedent 
jelbft im Talle des Betrugs nicht mehr zu gewähren, al® was 
Ceffionar für die cedirte Forderung gegeben hat. Wie viel aber 
der Deflagte gegeben Hat, hat er felbft nicht dargelegt. ‘Denn e8 
verfteht fich eben nicht von felbit, daß der Kaufpreis des Haufes 
unabhängig von dem Gejfchäft über die Ceffion der Hypothek ver- 
einbart, und daß die Hhpothef dabei zu ihrem vollen Nennwerth 
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veranichlagt ift. Vgl. Bolze, Praris, Bd. XIX, 344; Bd. XV, Sutereffe 
275. I, 410/95 vom 14. März 96. a 

172, Im Fall Bd. XX, 176 hat der Berufungsrihter nun 
zur Zahlung von 10600 Mark vernrtheilt, indem er abweichend 
von den eigenen Angaben des Klägers in dem früheren Verfahren 
gemäß des Gutachtens eines Sachverftändigen einen höheren Werth 
des eingetaufchten Grundjtüde annimmt (103000 Mark ftatt 92400 
Mark) und dem jett an eriter Stelle von der Klägerin gejtellten 
Antrag entipredend auf Erfatz des durch den Verluft des Grund- 
jtüds entftandenen Schadens erkennt. NRevifion zurüdgewiefen. 
Denn die frühere niedrigere Werthangabe des Klägers ftand im 
Zufammenhang mit feiner Erklärung über den Werth des eigenen 
Grundftüds. Sie fan ihm weder als Geftändnif, nod) als Verzicht 
entgegengehalten werden. V, 351/95 vom 25. März 96. 

173. Die Klägerin, eine Brauereigefellichaft, hatte fih für 
den Kaufpreis verbürgt, welchen 8. für eine Wirthichaft zu zahlen 
hatte. Dagegen Hatte fich K. verpflichtet, während der Bürgfchafts- 
dauer, mindeftens aber für die Dauer von zehn Iahren (jeit April 
1890), da8 Bier nur von der Klägerin zu beziehen. Im November 
1891 wurde R. durch den beflagten Brauereidireftor ©. beredet, 
feine Wirthichaft an B. zu verpachten, damit diefer das Bier aus 
der bon &. vertretenen Brauerei beziehe; er übernahm die Haf- 
tung für das Rififo, welches K. wegen feines Vertragsbruchs lief. 
Bom 1. Dec. 1891 Hat der Ausschanf von Bier der Klägerin bei R. 
aufgehört. KR. ift verurtheilt, den Vertrag mit der Klägerin zu halten 
oder Entihädigung zu leiten. Auf feine Klage wider ©. ift diefer 
aus der Garantie zum Erjat alles Schadens verurtheilt, welcher 
für 8. aus der Verlegung feines Vertrags mit der Klägerin ent- 
ftehe. Diefen Entfhädigungsanipruh hat KR. der Klägerin cedirt. 
Den Padıtvertrag Hatte KR. mit DB. für die Zeit bis 1. Dec. 1894 
abgejchloffen, er hat bereits im November 1893 fein Ende erreicht. 
Nun hat KR. das gefaufte Haus vertaufcht, auf feine Konzeffion 
verzichtet und unterlaffen, feinem Nachfolger die Verpflichtung 
aufzuerlegen, da8 Bier von der Klägerin zu beziehen. Klägerin 
fordert Erfatß dafür, daß in der Zeit vom 23. Yuni 1894 bis 
24. Ian. 1896 von ihr fein Bier für die K.’iche Wirthfchaft be- 
zogen fei. Damit ift fie abgewiejen, Nevifion zurücgewiejen. 
Denn e8 wurde angenommen, Bellagter habe fich durch feine 
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Sarantieübernahme nur zum Erjaße desjenigen Schadens ver- 
pflichtet, welcher durd) den von ihm veranlaften, in feinem Inter- 
eife geichehenen DVertragsbrud) dur Verpachtung der KR.’Ichen 
Wirtbihaft an einen zum Bezug von Bier aus der vom DBe- 
Eagten vertretenen Brauerei verpflichteten Pächter mit NRückficht 
auf feine Vertragspflichten gegen die Klägerin erwachfen würden. 
Da nad) Entlaffung des Pächters nichts entgegenftand, daß K. das 
Bier wieder von der Klägerin bezog, wozu er verurtheilt war, 
und feinem Nachfolger eine ent|prechende Verpflichtung auferlegte, 
jo blieb der Beflagte außer Verantwortlidjfeit für diefe Unter- 
laffungen des 8. II, 78/96 vom 12. Mai. 

174. Im Fall 368 waren die veriprochenen Zinfen für die 
Zeit vor dem 1. Ian. 1890 verjährt; Verzugszinfen konnten die 
Gläubiger aus jener Zeit nicht fordern, da das Kapital jo wenig 
durch die nicht auf ihren Antrag erfolgte Subhajtation fällig ge- 
worden war, wie durch eine im Borprozeß erhobene, aber ab= 
gewiejene Klage. IV, 282/95 vom 20. Febr. 96. 

175. Sofern Schuldnerin mit Abführung der vierteljährlich 
zu zahlenden 4 Proz. Zinfen vier Wochen nad) dem BVerfalltage 
im Rüdftande fein jollte, ift die verfallene Zinsrate nad dem 
Hprozentigen Zinsfuße zu entrichten. Diefe YBeltimmung in der 
Schuldverfchreibung über ein Hypothefarifch verjichertes Darlehn 
ift nicht ungültig. Denn das überfchießende 1 Proz. ftellt nicht 
Zins von Zinfen dar. Die früher entgegengejette Anfidht — vgl. 
Bd. I, 496, 497 — ift aufgegeben. V, 319/95 vom 15. April 96. 

176. Das Berufungsgericht verlegt die Teuerverficherungs- 
gefellichaft, joweit e8 der Klägerin Zinjen feit Erhebung der Klage 
zufpridgt. Denn damald war die Bellagte noch behindert, Zah- 
fung zu leiften, weil die Öhpothefgläubigerin ihre Ohpothef an- 
gemeldet hatte. Der Verzug und damit die Zinspflicht traten erit 
ein, als ihr deren Erklärung zugeftellt wurde, daß fie in Aus- 
zahlung der Verficherungsfumme willigte. IL, 90/96 vom 19. Mai. 

177. Der Beklagte hat feine Verpflichtung nicht erfüllt, die 
Kläger als feine Bevollmächtigten zur richtigen Deklaration in 
den Stand zu fegen, und hat durch diefe Nichterfüllung ihnen den 
Schaden zugefügt, daß den Klägern ihre Konzeifion entzogen 
wurde; der Schaden tft bis zum Schäßungseid auf 30000 Mart 
arbitrirt. Auf diefen Fall ift 8.66 WER. I, 16 nicht anzumenden. 
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D.T. €, Bd. 53, ©. 99; Striethorft, Bd. 7, ©. 244. Da aber 
der Schaden im Laufe der Jahre nad) der Konzeffionsentziehung 
entitanden ift, fehlt e8 an einem Grunde, auf Zinjen feit der 
Klagerhebung bis zum erften Urtheil zu erkennen. I, 53/96 vom 
30. Mai. 

178. Die Kläger find aus Anlaß eines von der Bellagten 
nad 9. ©. 3. 610 geftellten Antrags von der Hamburger 
Handeldfammer al8 Sachverftändige mit dem Auftrage ernannt, 
gemeinfam die Befichtigung der 11776 Ballen Suteladung eines 
havarirt eingelaufenen Seglers vorzunehmen und ein fchriftliches 
Sutachten zu erjtatten. In Ermangelung einer BVerftändigung 
folfen die von der Handelsfammer in einer früheren Belannt- 
madjung feitgeftellten Gebührenfäge zur Anwendung fommen. Die 
Kläger haben die Ladung befichtigt, den Werth der gefunden, der 
fee- und jchweißbefchädigten und die Entwerthung der Tebteren 
feftgeftellt, bei einem Xheile derjelben duch Auktion. Sie Hagen 
auf 6423 Mark 48 Pf. Gebühr. Das Oberlandesgericht hat nur 
3270 Mark 48 Pf. zugeiprocdhen. Revifion der Beflagten zurüc- 
gewiefen. Neben der Gebühr für Taxe der ganzen Ladung in ge- 
fundem Zuftande nad) Konnofjementen und Marken künnen Kläger 
nicht noch eine bejondere Gebühr für die Abfchägung des Gejund- 
werth8 der einzelnen KRonnoffementsparthien, die Cintheilung der 
beichädigten Ballen in jech8 Klaffen und Anfertigung einer Spezial- 
aufftellung über Seebejchädigung und Schweißbefchädigung fordern. 
Denn ein befonderer Auftrag nach erjterer Richtung ift nicht be- 
hauptet; an fich diente aber die Befichtigung der Ladung gerade 
zu dem Zwed, den Zuftand der Ladung daraufhin feitzuftellen, 
wie weit fie bejchädigt fei. Die in der Befanntmahung der 
Handelskammer aufgeftellten Gebührenfäge beziehen fi) alfo auch 
auf diefe Abjchägung. Zu der Specialaufitellung haben Kläger 
zwar nocd einen Auftrag, indeffen ohne Zuficherung befonderer 
Gebühr erhalten. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß 
die den Klägern zugeiprochenen 3270 Marf 48 Pf. ein durchaus 
angemeffenes Aequivalent für ihre Mühewaltung bilden. I, 318/95 
vom 22. Ian. 96. 

179. Im Fall 558 waren ftandesgemäße Alimente zu zahlen. 
Dabei ift auch auf den Stand der Eltern der beiden Parteien Rücd- 
fit genommen, welche wohlhabende Grundbefiger find, der DBe- 
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flagte ift der einzige Sohn, der als Einjähriger gedient bat, nad)- 
bem er das Gymnafium bis Dberjefunda befucht hat. Die Klägerin 
hat die höhere Zöchterfchule bejudht und fich jpäter in einem 
Mädchenpenfionat aufgehalten. Die Alimente waren jo zu be- 
mefjen, daß die Klägerin ihrem Kinde eine beffere Erziehung ge- 
währen Tann, als Kinder aus dem gewöhnlichen Bauernitande 
erhalten. Unerhebli, ob die Alimente in diefer Höhe zur Zeit 
beigetrieben werden künnen. Revifion zurüdgewielen. IV, 333/95 
vom 23. März 96. 

180. Der Unterhalt, welchen dev Beklagte im Fall 215 zu 
gewähren Hat, erftredt fi) auf die Zeit, während welder die 
Tamilie folche Verpflegung und Unterftügung von dem Getödteten, 
wenn er noch am Leben wäre, fordern künnte — S.10LA.L.NR. 
I, 6 —. Da der Bellagte ohne andere Beichränfung der Zeit- 
dauer als bis zur Wiederverheirathung dev Witwe, und bis zum 
vollendeten 16. Yebensjahre jedes Kindes die Nente zu zahlen ver- 
urtheilt wurde, ohne Feftitellung, wie lange jonft vorausfichtlid 
der Getödtete gelebt haben würde, ift das Berufungsurtheil auf- 
gehoben, zurücverwiejen. II, 19/96 vom 16. Mai. 

181. Bol. Bd. XVI, 156. Wie beichaffen die Rechnung 
fein muß, richtet fi) nad) dem einzelnen Tal. Wenn gewilje 
Gejchäfte durch den Gejchäftsführer erft abgejchloffen, fortgeführt 
und abgewicdelt wurden, jo kann der Rehnungspflicht nicht jchon 
dadurd) genügt werden, daß der Gejhhäftsführer lediglich die von 
ihm thatfächlich verausgabten und vereinnahmten Geldbeträge zu- 
jammenjtellt, vielmehr find von ihm in joldhem Falle die von ihm 
abgeichloffenen Gefchäfte und die dadurd) begründeten Nechtöver- 
hältniffe darzulegen; denn erit hierdurch wird eine Prüfung mög- 
lich, ob und wie weit die von ihm in Rechnung geftellten Einnahmen 
und Ausgaben der Solleinnahme und der Sollausgabe entjprechen. 
Danad) bemißt fid) die Verpflichtung des gefchäftsführenden Ge- 
fellfehafters. Hieran wird aud) dadurd) nichts geändert, daß ich 
der Eagende Gefellfchafter durd Einfiht der Verträge und durd) 
fortlaufende Kontrole der Gefchäftsführung des Beklagten in- 


- formirt haben mag. Wenn er danad) im Stande fein follte, die 


Mängel der von dem jegt zur vollftändigen Rechnungslegung ver- 
urtheilten Beklagten früher gelegten Rechnung zu befeitigen und 
jelbft eine vollftändige Rechnung zu legen, fo ift ev dod nicht 
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verpflichtet, fich diejer Aufftelfung zu unterziehen. V, 244/95 vom 
1. Febr. 96. 

182. Bei der Verfcjiedenheit des Ausdruds für die Ver- 
pflichtung zur Rechnungslegung im VBollmadtsvertrag in IL, 13, 
8. 71, beim Berwaltungsvertrag in I, 14, 8. 139, beim anti- 
hretiichen Vertrage in I, 20, $. 143 ift nicht anzunehmen, daß 
durch das Wort „einreichen” in $S. 139 eine für alle diefe Fälle 
geltende Abweichung von der allgemeinen Regel des 8. 250, I, 5 
hat angeordnet werden follen, nach welcher für vertragsmäßig 
gefchuldete Handlungen der Wohnort ded Verpflichteten ale Er- 
füllungsort zu gelten bat. Bejondere Gründe dafür, daß hier 
eine Rechnungslegung des antichretiichen Pfandgläubigers in der 
Wohnung des Schuldners gewollt fei, find nicht erfichtlic. Des- 
halb genügt es, daß die Elagende Släubigerin die Rechnung beim 
Prozeßgericht im Laufe des Verfahrens gelegt hat. Ebenjo genügt 
e8, daß fie (eine Aftiengefellichaft) ich erboten Hat, die Belege an 
ihrer Gergärtsfteile vorzulegen. Llebrigend hraudht hie Slägexiu 
nad) $. 139 eit. nur die erforderlichen Belege beizufügen, das 
heißt diejenigen, deren der Nechnungsnehmer zur Prüfung der 
Rechnung bedarf. Der Mangel der Belege macht nad) Eonftanter 
Praris die Rechnung nidt abnahmeunfähig, jondern verpflichtet 
nur den Rechnungsleger, die wegen mangelnder Belege vom Prin- 
zipal beanjtandeten einzelnen Boften anderweitig zu beweijen. V, 
402/95 vom 11. April 96. Bel. 89. 

183. Nah dem Tode ihres Ehemannes hat die Klägerin 
dem Bellagten General- und Spezialvollmacht ertheilt; er bat 
nad) Ausfage von Zeugen alles angeordnet, was zur Beftellung 
des Landes erforderlich war, die Knechte und Inftleute felbjtändig 
angenommen, denfelben Lohn und Deputat gegeben, Inventarien- 
jtücde gefauft und verfauft und alles gethan, was zu einer vegel- 
rechten Wirthichaftsführung bez. der drei Güter gehört, ohne daß 
fich die Klägerin darum gefümmert hat. Er hat die Erträge der 
Wirtdichaftsführung, jowie die aus dem Verkauf von Inventarien- 
jtüden und Getreide erzielten Erlöfe jelbftändig vereinnahmt und 
die Ausgaben für die angejchafften Gegenftände geleijtet, hat die 
vereinnahmten Gelder in die Wirthichaftsfaffe gelegt oder an fich 
genommen, aud Geld aus der Wirthichaftsfaffe herausgenommen, 
ohne daß Klägerin bei diefen Handlungen des Beklagten zugegen 
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gewefen wäre. Bei folder Sachlage würde anzunehmen fein, daß 
dem Beflagten die Verwaltung der Güter übertragen war, und 
Beflagter würde deshalb für feine bald dreijährige Verwaltung 
rechnungspflichtig fein, aucd) wenn Klägerin die innere Wirthichaft 
führte, die Stubenmädchen bezahlte, im Befit der Kaffe war, und 
wenn DBellagter nicht felbjt auf dem Gute wohnte, fondern von 
feinem benachbarten Gute täglich herüberfam. IV, 396/95 vom 
4. Mai 96. 

184. 68 bleibt aber zu erörtern, ob nicht Klägerin, wie 
Beflagter behauptet, Tonfludent die Nedinungslegung erlaffen oder 
auf folche verzichtet hat. Weil die mit unmündigen Kindern nad 
dem Zode ihre8 Chemannes zurücgebliebene Klägerin nichts von 
der Landwirthfchaft verftand, habe er, ihr Schwager, der zugleich 
die Bormundfchaft übernommen hatte, Lediglich im Interefle der 
Klägerin die Wirthichaftsführung übernommen, ohne daß fie ihm 
die Pflicht zur Rechnungslegung auflegen oder er folche über- 
nehmen wollte. Als er Einnahme: und Ausgabebüder führen 
wollte, habe ihm Klägerin erklärt, das fei nicht nöthig, fie ver- 
jtände davon doc) nichts. Deshalb habe er die Führung von 
Büchern unterlaffen. 8.381 AL. R. IL 16 würde der Annahme 
eines Crlafjes oder Verzichts nicht entgegenftehen. IV, 396/95 
vom 4. Mai 96. 

185. Ein Gläubiger, in deffen Auftrag der Gerichtsvoll- 
zieher Sachen pfändet und demnächit verfteigert, welche nicht ge- 
pfändet werden durften, weil fie für den Schuldner zur Ausübung 
feines Berufs erforderlih waren — ©. BP. DO. 8. 715, Nr.6 —, 
fann fich dadurd, daß er auf Mittheilung und Aufforderung des 
Schuldners die Sachen nicht freigibt, eines zum Wiedererfat ver- 
pflichtenden Verjehens jchuldig machen. Er darf fich nicht fchlecht- 
hin auf den Gerichtsvollzieher verlajien, der nach volljtrecdter 
Pfändung die Sachen ohne Zuftimmung des Gläubigers nicht 
wieder freigeben darf, wenn er fich jett erft von der Unzuläffigfeit 
der Pfändung überzeugt. Der Berufungsrichter hat deshalb die 
gegen den Gerichtövollzicher erhobene Klage zur Zeit abgewiejen, 
weil die VBorausjegung des $. ILA.L.R. II, 10, daß der Kläger 
auf feinem andern gejegmäßigen Wege zur Erftattung feines 
Schadens gelangen Fünne, nicht dargethan fei und in diefem Pro- 
zejfe die Schadenserjatverbindfichkeit des Gläubigers mit vechts- 


Die einzelnen Obligationen und Anfprüde. 89 


— 


verbindlicher Kraft für diefen nicht fejtgeftellt werden Tann. NRe- 
pifion zurücgewielen. IV, 393/95 vom 30. April 96. 

186. Kläger hatten mit der Hamburg-Amerifaniichen Padet- 
fahrt-Gefellichaft einen Vertrag über Verichiffung eines Ouantums 
Tlafjchen nad) New-Morf gefchloffen. Die vereinbarte Fracht betrug 
137,62 Doll. Die Gefellfchaft diente dem Kläger ein vom 
Beflagten, mit dem fie in einem Vertragsverhältniß ftand, ange- 
legtes Dampfihiff an. Kläger fchickte die Flafchen an Bord. 
Dem Beflagten wurde ein Konnoffement zugeftellt, da8 den Kläger 
als Ablader, R. in New-Nork ald Empfänger bezeichnete und die 
Sradıt auf 137,62 Doll. angab. Der Bellagte durchjtricy diefe 
Summe, und ftellte al8 Fracdhtbetrag 1052,51 Doll. ein, um fo 
eine ihm angeblich gegen die Padetfahrt-Gefellichaft zuftehende 
Torderung von 914,89 Doll. zu realifiren. Aufforderung un- 
geachtet, verweigerte er die Ausftellung eines andern Konnofjements 
und die Annahme der Zahlung von 914,89 Doll. dburd) den Kläger. 
N. in New-Mork hat dann die Fracht mit 137,62 Doll. bezahlt, 
fih aber geweigert, das Fradhtgurt gegen Zahlung weiterer 914,89 
Doll. abzunehmen. Die Padetfahrt-Gefellfchaft hat diefen Betrag 
für Rechnung des Klägers an R. gezahlt, und mit diefem Betrage 
hat R. die Tlajchen ausgelöft. Der Beklagte ift dem Kläger zur 
Eritattung der 914,89 Doll. verurtheilt, weil er denjelben durd) 
jein Vorgehen arglijtig geichädigt hat, indem er gefucht hat, an 
fremdem Gut fi) ein Retentionsrecht für eine ihm gegen defjen 
Eigenthum nicht zuftehende Forderung zu verjchaffen, und fo Hödhjit 
frivol in die Rechte Dritter eingegriffen hat. Der Kläger it aber 
in Höhe der 914,89 Doll. gefchädigt, die er durch den R. hat an den 
Beklagten zahlen müffen, wenn fie ihm auch von der Pacdetfahrt- 
GSejeltichaft vorgefchoffen find. I, 447/95 vom 18. April 96. 

187. Dol. Bd. XXL, Nr. 247. Ein Dritter hatte der Ge- 
meinjhuldnerin einen Kurichein im Werthe von ca. 70000 Mart 
mit der Ermächtigung geliehen, denfelben für Schulden ber Gemein- 
ichuldnerin zu verpfänden. Die Gemeinfchuldnerin hat einer ihrer 
Släubigerinnen den Kurjchein am 7. Sept. für deren Forderung 
von 12377 Mark mit der Erklärung verpfändet, daß der Kurjchein 
fremdes Eigentum, aber von dem Eigenthümer der Gemein 
Ihuldnerin zur Verfügung geftelit fe. Der Konkursverwalter 
fit auf Grund 8.23 8.D. die Verpfändung mit dem Antrage 
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an, jene Gläubigerin zur Zurücdgewährung des Kurfcheins an die 
Konfursmaffe zu verurtheilen. Dieje Klage ift von dem Neichs- 
gericht abgewiefen. Denn aus dem Vermögen der Gemeinjchuld- 
nerin it nichts veräußert, weggegeben oder aufgegeben worden, 
was nun an die Konfursmaffe zurückzugewähren wäre — 8. Od. 
8.30 —. Eine Anfechtungsflage dahin, dag die Gläubiger benach- 
theiligt feien, weil num der Cigenthümer des Kurjcheind einen 
Anspruch al8 Konkursgläubiger geltend machen Fan, weil ihm 


der Kurjchein nicht unbelaftet zurücgewährt wird, und in olge 


deifen die übrigen Gläubiger etwa eine geringere Dividende er- 
halten, ift nicht erhoben. VI, 278/95 vom 13. Ian. /6. Yebr. 96. 

188. Dem Kläger ift durd) rechtskräftig gewordenes Urtheil 
vom 18. April 1894 eine Forderung gegen W. zugefprocdjen, die 
er nach fruchtlos vollftresiier Pfändung auf deifen Grundftüd 
eintragen ließ. Da aber auf Grumd ver Schuld- und Pfand- 
verichreibung vom 23. Dec. 1892 für den Bruder des W. vie 
am felben Tage verfügte, aber erit am 7. Ian. 1893 bewirkte 
Eintragung einer Hhpothef von 10000 Mark vorlag, ift zwar 
diefer Bruder bei Subhaftation des Grundftüds zur Hebung ge- 
fommen, der Kläger aber ausgefallen. Seine Anfechtungstlage 
wurde vom Berufungsgericht für begründet erflärt nah $. 3, 
Ziff. 1 und 2 des Anfechtungsgefeges. Das Reichsgericht hat auf- 
gehoben, zurücdverwiefen. Allerdings hatte der Kläger innerhalb 
eines Jahres nach dem maßgebenden Zeitpunkt der Eintragung, 
nämlid) am 5. Ian. 1894, den Beflagten von feiner Abficht, die 
Handlung anzufechten, in Kenntniß gefeßt — $. 4 des Anfechtungs- 
gejeges —. Aber der Kläger hat nicht bewiejen daß, wie die 
„Zahlungsunfähigkeit” im $. 4 zu verftehen ift, er feine Befrie- 
digung nicht erlangt haben würde, wenn er am 5. Ian. 1894 die 
Srefution hätte volljtreden laffen können. — Vgl. Bolze, Praris, 
Bd. IV, 377. — Ueberdies war in der Darlehnsobligation des 
W, eine wirkfiame Verpflichtung deffelben gegenüber jeinem Bruder 
vorhanden. Wenn nun auch das Recht des Beklagten nicht auf 
Sicerftellung, fondern auf Zahlung ging, jo vyoürde doch eine 
frauduloje Abficht des Schuldners und eine Kenntniß des DBe- 
Hagten al8 folcher nicht anzunehmen fein, wenn der auf Zahlung 
dringende Gläubiger fih) Mangels derjelben mit der Sichertellung 
begnügte, die Sicherftellung fi) aljo als ein Surrogat der Zahlung- 
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darftellte. — Bd. VII, 298 (E., Bd. 23, ©. 16). — VI, 279/95 Anfechtung. 
pom 20. San. 96. = 

189. Der Anfehtungsfläger behauptet, die Chefrau, zu 
deren Sicherung der Ehemann hat 2175 Mark Eingebradhtes ein- 
tragen laffen, habe nur 900 Mark eingebradit. Die Verfügung - 
de8 Chemanns ftellt ji als eine Verfügung zu Guniten der Ebe- 
frau dar, die infoweit, als die Eintragung über den wirklichen 
Betrag des Eingebradhten hinaus ging, unentgeltlid) war. In Wirk- 
lichfeit genügt diefer Nachweis, weil aledann die Anfechtung nad) 
8.3, Ziff.3, 4 des Anfechtungsgefeßes durchgreift. Daß die Voraus- 
jeßung ded $. 3, Nr. 1 bezüglich des wirkflid,) Eingebracdhten nicht 
vorlag, war von dem Berufungsgericht angenommen und aus- 
reichend begründet. Will der Kläger behaupten, es jei gar nicht 
beabfichtigt gewejen, den Mehrbetrag der Ehefrau zuzumenden, viel- 
mehr jet die Ehefrau nur vorgefchoben, um den Meberfchuß dem Che- 
mann zu retten, jo müßte ev da8 beweijen; e8 würde dazu nicht 
einmal der Nadweis genügen, daß die Ehefrau nicht mehr als 
900 Mark eingebracht hat. VI, 297/95 vom 25. Ian. 96. 

190. Die Tochter Hat gegen ihre Mutter eine ausgeflagte 
Vorderung, wegen deren die Erefution fruchtlos vollftredt ift. 
Die Mutter hat einem Sohn ihren Ader verkauft und den Kauf- 
preis gejchentt. Auf die Klage der Tochter wider den Bruder 
it die Schenkung bis auf den Betrag der Forderung der Klägerin 
an ihre Mutter für unwirffam erklärt, und der Bellagte verurtheift, 
den gefchenften Betrag zum Zwed der Zmangsvollftredung zurüd- 
zugeben. Revifion zurücgewiejen. Unerheblich, daß der Beklagte 
durch die Zuwendung vor feinen Gejchwijtern, weldye aud) von 
der Mutter beichenkt find, nicht begünftigt fei. Denn e8 Handelt 
jih nicht um erbrechtliche Verhältniffe, Jondern um das Redt der 
Klägerin als Gläubigerin ihrer Mutter. Bei der Anfechtung einer 
umentgeltlichen Verfügung nad) 8. 3, Ab. 1, Ziff. 3 des Anfech- 
tungsgejeßes fommt c8 aber nicht auf eine Benadhtheiligung der 
Eägerifchen Ehefrau oder ihres Ehemannes an, ebenjowenig darauf, 
ob die Schenfgeberin die Abficht hatte, ihre Gläubiger zu benad)- 
theiligen oder den Beklagten erbrechtlich vor deffen Gejchwijtern 
zu begünjtigen. II, 336/95 vom 18. ebr. 96. 

191. Die auf Rüdgewähr von Kundenwechjeln, welche der Ge- 
meinfchuldner dem Beklagten nad) der Zahlungseinjtellung gegeben 
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hatte, und auf die von dem Beklagten auf diefe Wechfel eingezogenen 
Beträge vom Konfursverwalter erhobene Anfehtungstlage ift Feine 
Veitftellungsflage. Die Abweijung des vom Beklagten erhobenen 
Anipruhs auf Erftattung von Koften rechtfertigt fi) aber damit, 
daß aus dem Vorbringen des Beklagten nicht zu entnehmen ift, 
daß die Einflagung der ftreitigen Wechjel nothwendig oder nützlich 
gewejen, und ebenjfowenig, daß die Erftattung nicht von den 
Wechjelichuldnern zu erlangen gewejen jei. Demnad liegen die 
Borausjeßungen für einen Anfprud) aus grundlofer Bereicherung 
der Maffe jo wenig vor, wie für ein Zurücbehaltungsredht wegen 
nüßlicher Verwendung — $8. 230, 241, 251, 262 ff., 268 ff. A. R. 
R. 1,13 —. VI, 430/95 vom 12. März 96. 

192. Die Anficht Cofad’s, Anfechtungsredht, ©. 260, 266, 
daß bei einer durch den Anfechtungsgegner bewirften Werths- 
erhöhung nicht mehr NRüdgewähr der Sadje, fondern, wenn fid 
die DBerbefferung nicht wegnehmen laffe, nur deren Werth im 
nichtverbefjferten Zuftande, foweit e8 zur Befriedigung erforderlich, 
verlangt werden Fünne, ift nicht für richtig anzuerfennen. Ob 
dem Anfechtungsbeklagten das Recht zufteht, Vorwegbefriedigung 
feiner Aufwendungen zu verlangen, war hier nicht zu entjcheiden. 
VI, 436/95 vom 22. April 96. 

193. Im Fall 267 Hatte 2. felbjt den Anfpruch aus ber 
Lebensverfiherungspolice am 18. Mai 1892 in Höhe der reitlichen 
3000 Mark an Lau. abgetreten. Dieje Ceifion ift von der Be- 
Hagten auf Grund 8. 3, Nr. 1 des Anfechtungsgefeges angefochten. 
Der Anfehtung jteht nicht die Einrede der Arglift entgegen. Denn 
durch die Kenntniß von der fchlechten VBermögenslage ihres Schuld- 
ners war Beklagte nicht gehindert, eine Pfändung gegen denfelben 
zu veranlaffen, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen; Konkurs 
war über den Schuldner nicht eröffnet. War aber aud) die Cefjion 
an Lau. ernftlich gemeint, fo ift dadurch die fpätere Pfändung nicht 
ausgejchloffen, wenn fich jene Eeifion als anfechtbar erweift. Die 
erfolgreiche Anfechtung bewirkt nad) 8. 7, Abf. 1 des Anfechtunge- 
gejeßes, daß im BVerhältniß zwilchen den Parteien die gepfändete 
Forderung ald nicht aus dem Vermögen des Cedenten ausgejchieden 
angefehen wird und der Anfechtungsbeklagte die Pfändung, welche 
urjprünglich gegenftandslos war, als vollwirffam anerkennen muß. 
Das Berufungsurtheil wurde aber aufgehoben, weil zur Anfechtung 
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nicht genügte, daß Lau. wußte, dag mit der Ceffion das lebte in Anfechtung. 
der Hand feines Schuldners befindliche Befriedigungsobjeft weg- 
genommen wurde und auf diefe Weile andere Gläubiger benad)- 

theiligt werden mußten. 8 wäre zur wirffamen Anfechtung 
erforderlihd gewejen, daß die Ceifion in der Abficht gejchah, 

mittel8 Befriedigung des Cejfionars die andern Gläubiger zu 
benachtheiligen, und daß Lau. diefe Abficht Fannıte. VI, 1/96 vom 

27. April/8. Iumi. 

194. Der Schuldner verkaufte fein Grundftüd an feinen 
Sohn ©. 3. um 9000 Mearf, welche getilgt werden follten durd) 
Uebernahme von 7950 Mark Hhpothefen. 1050 Mark wurden 
freditirt. Diefe Forderung hat der Schuldner der Ehefrau ©. 2. 
cedirt. Außerdem wurde ein Altentheil der die Eltern vorbehalten. 
Demnädjit hat die Ehefrau in Vollmacht ihres Sohnes das Haus 
an ©. für 11100 Mark verkauft. ©. hat die Hhpothefen und 
rüdjtändigen Zinjen übernommen und 3000 Marf dur Spar- 
faffenbücher beglichen. Der Auszug wurde gelöicht. Gläubiger 
haben wider ©. B. aus Anfechtungsgejeß $. 3, Nr. 2, 1 geflagt, 
daß fie fic) die Zwangspollftredung in die ihr cedirte Kaufgeld- 
forderung von 1050 Mark gefallen laffe; wenn diefe getilgt feien, 
1050 Mark zahle; wider ©. B., daß er infoweit, als fie nicht 
für ihre Forderungen aus den cedirten 1050 Mark befriedigt 
würden, bis zur Höhe von 2100 Mark Zahlung leifte. Die Ku- 
mulirung diejer Anfechtungsflage war zuläffig. VI, 6/96 vom 
1. Mai. 

195. Die Verurtheilung wurde vom Neichögericht aufge- 
hoben, zurücdverwiefen. Denn die beiden Bellagten hatten be- 
hauptet, daß der erfte Kaufvertrag dem Erfolge nad vor der 
Erhebung der Anfechtungsflagen wieder befeitigt und die Werthe, 
weldhe für ©. 3. und ©. 3. beftimmt waren, in das Vermögen 
des Schuldners zurücgebradt jeien. E8 habe nur, ftatt daß ©. 
3. feinem Vater aufgelaffen, und diefer an ©. veräußert habe, 
zur Vermeidung größerer Koften ©. B, fogleih an ©. verkauft 
und aufgelaffen, mit allfeitiger Bewilligung jeien alfo die 3000 
Mark dem Vater und Ehemann gewährt. Das ijt erheblich. 
VI, 6/96 vom 7. Mai. 

196. Zur Zeit der Klagerhebung war Kläger nicht mehr Lex Aquilia. 
Eigenthümer; die Negatoria war deshalb nicht begründet, er Fonnte 
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Lex Aquilia. aber mit der actio legis Aquiliae Erfat des Schadens begehren. 
‚Diefelbe ijt auch begründet, wenn ein den Eifenbahnfisfus im 
Willen vertretender Beamter Handlungen auf dem Eifenbahngrund- 
ftüde vornahm, weldye eine unmittelbare Einwirfung auf das da- 
mals dem Kläger gehörige Nahbargrundftüt durch Immiffionen 
hatte, und wie fic) der Beamte bei Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt jagen mußte, Haben fonnte. Es lag Moorboden vor, 
durch die bedeutenden Auffchüttungen während einer nicht Furzen 
Zeit wurde nicht nur das Grumdwafjer, fondern aud) das Ober- 
wafjfer nach dem Flägerifchen Grundftüd gedrängt. Und der be- 
treffende Beamte war zuvor von dem Kläger gewarnt. Die Klage: 
abweifung aufgehoben, zurüdverwiejen. III, 306/95 vom 24. Ian. 96. 
197. Der Kläger hat eine Körperverlegung durd eine Ga$- 
erplofion erlitten. Die Stadtgemeinde wurde zur Zahlung einer 
Rente verurtheilt. Kläger beanipruchte eine Sapitalabfindung; 
allein ein Nechtsjat des Inhalts, daR der Schaden grundjäglid) 
oder in der Regel in Kapital ftatt in Rente zu bemeifen fei, ift 
in Code 1382 ff. nicht beftimmt. Vielmehr hängt die Beltim- 
mung darüber dem Ermeljen des Richters ab. III, 333/95 vom 
28. Ian. 96. 

198. Hamm. Der beflagte „Vorfteher” Tieß im Auftrage 
des „Amtmanns’’ ein der Schweiter des Klägers gehöriges Haus 
abbredien. Da der Kläger fih in einer die Abbruchsarbeiten 
ftörenden Weife verhielt und fich in einer ihn Gefahr drohenden 
Nähe aufhielt, auch der Aufforderung, fich zu entfernen, nicht 
Tolge leiftete, fchritt Beklagter zu deifen gewaltiamer Entfernung. 
Kläger Eammerte fi) an einen Baum an und ftürzte, als ihn 
Beklagter losriß, in eine Grube, wobei er eine Verlegung erlitt. 
Die Entihädigungsflage ift abgewiefen, Revifion zurückgewiefen. 
Denn Bellagter hat das zur Bejeitigung des Widerjtandes erforder- 
lihe Maß der Gewalt nicht überfchritten, Kläger hat feine Ver- 
legung durch eigene grobe Berjchuldung verurfadt. Der an fi) 
nicht8 Gefeßwidriges enthaltende Befehl des Vorgejekten decfte die 
fich innerhalb des Auftrags Haltende Amtshandlung des Beklagten. 
Auch hat Kläger gar nicht geltend gemacht, daß er für die angeb- 
lichen Rechte jeiner Schwefter eintreten, und etwa die Unrechtmäßig- 
feit des Abbruch geltend machen wollte. Die Anwendung der 
Zwangsmittel ift aber das nothwendige Attribut des Anordnungs- 
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rechtes. — SS. 6, 20 des Pr. Gejetes über die Polizeiverwaltung Lex Aquilia. 
vom 11. März 1850. — VI, 302/95 vom 30. Ian. 96. 

199. Da das Pferd, mit welchem der beflagte Viehhändler 
den Elagenden Schneider fahren ließ, ein Schläger war, oder doch 
eine bejondere Neigung zum Schlagen hatte, und der Beklagte 
die8 wußte, fo ift der Anfprucd auf Erjat des Schadens, welchen 
Kläger durdy einen Schlag des Pferdes erlitten hat, nad) dem 
Aquilifchen Gejeß begründet. Mit feiner Einrede, er habe den 
Kläger gewarnt, wurde der Bellagte vom Neichgericht nicht ge- 
hört. Auf der Hinfahrt hatte der Kläger feinen Grund zu der 
Beforgniß, der Beklagte werde bei einer gemeinjchaftlichen Zahrt 
für fich ein ficheres Gefährt wählen und dem Kläger ein gefähr- 
liches Pferd zutheilen. Aus diefem zu unterftellenden Verhalten 
des Beklagten durfte aber der Kläger jchließen, daß die auf der 
Rüdfahrt ausgefprochene Warnung des Beklagten vor dem Schlagen 
nur eine allgemeine Mahnung zur Vorficht fei. Daß das Pferd 
ein Schläger fei, hat der Beklagte dem Kläger nicht gejagt. LIT, 
358/95 vom 3. März 96. 

200. Der Kläger fordert Schadenserjaß, weil fih in Folge 
Abbruchs eines von der Mitbeflagten 1 erworbenen Nadhbarhaufes 
durch den Mitbeflagten 2 NRiffe an feinem Haufe gezeigt haben, 
und diefes auch fonft beichädigt ift. Das Berufungsgeridt hat 
die Klage abgewiefen, weil ein Verjchulden nicht nachgewiejen jet. 
Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurücverwiejen. Das DBe- 
rufungsgericht hat die feftgeftellte Thatjache nicht berüdjichtigt, 
daß nad) einem nicht genehmigten, nod) zur Prüfung vorgelegenen 
Plane gebaut ift. Kläger hat aber unter Beweis geftellt, daß die 
Baupolizei in Fällen, in welchen, wie hier, die Fundamente eines 
Neubaues erheblich tiefer ald die des Nachbarhaujes gelegt werden, 
und der Baugrund nur aus Sand beiteht, die Unterfahrung des 
Nachbarhaufes verlangt werde, welche hier nicht vorgenommen: ift. 
In einem ähnlichen Falle hat das Polizeipräfidium, mit der Bau- 
genehmigung die Anordnung der für die Sicherung vorhandener 
Gebäude erforderlichen Mafßregeln — 8. 32 der Berliner Bau- 
polizeiorönung vom 15. Ian. 1887 — verbunden. War aud) 
hinfichtlich der Sicherung des Nachbarhaufes erjt die Anordnung 
des Polizeipräfidiums anuzuwarten — vgl. SS. 26, 27, 29, 32, 
36 der Baupolizeiordnung — oder wurden getroffene Anordnungen 
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Lex Aquilia. nicht beachtet, fo würde auc) eine Webertretung des 8. 3671? ©t. 
G. 3. vorliegen. Die pofitive Zumwiderhandlung gegen ein auf 
Schadensverhütung abzielendes Polizeigejeg müßte aber die DBe- 
urtheilung der Sachlage und die Beurtheilung der Beweislaft 
beeinfluffen. VI, 373/95 vom 9. März 96. 

201. Der Paftor R. ift dem in der Pfarrwohnung förper- 
lich verlegten Kläger zum Schadenserjag verurtheilt. Aufgehoben, 
zurüdverwiejen. Kläger ift in den Keller hinabgeftürzt, weil c8 
auf dem Hausflur dunkel war und die Kellerthür offen jtand, auf 
Grund $. 376177 &.©.3;8.HA.U.R.1L 6. Es ift aber nicht 
erfichtlich, daß der Beklagte al8 Nutnießer verpflichtet war, bau- 
liche Aenderungen an der Thür und den Treppenanlagen borzu- 
nehmen. — $. 7TAA.UR. vreip. II, 11. — VI, 393/95 vom 
26. März 96. 

202. Der Beklagte hat in feinen Zeichen in Hermsdorf 
unterm Kynaft Forellen gezogen. Der Elagende Maurermeifter 
begann am 16. Aug. mit Ausführung einer ihm von der Guts- 
herrichaft in Hermsdorf aufgetragenen Reparatur des Mühlgrabens 
und leitete zu dem Behuf das Waffer des Grabens durch einen 
Seitengraben in den Dorfbad) zurüd, unterließ es auch am Abend 
des 16. Aug. nad) Aufhören der Arbeit das Waffer wieder in den 
Mühlgraben zurüczuleiten. Die Teiche des Beklagten erhalten 
das für die Forellen erforderliche friiche Waffer aus dem Mühl- 
graben. In Zolge defjen, daß den Zeichen das zufließende frifche 
Waffer in der Nacht entzogen geblieben ift, find eine große Zahl 
von Forellen abgejtorben. Kläger und Widerbeflagter ift dem 
Beklagten zu 2200 Marf Schadenserjaß verurtheilt, Revifion zu- 
rüdgewiefen. Der Beklagte befand fich im redlichen Befite des 
Rechtes, das Waffer aus dem Mühlgraben mitteljt der vorhandenen 
Ableitung zu entnehmen. Nun erjcheint e8 zwar in hohem Maße 
zweifelhaft, ob aus dem vedlihen Befit eines Rechtes eine 
(petitorifche) Schadenserjatflage gegen den begründet werden fann, 
welcher an Stelle des Eigenthümers eines oberhalb Tiegenden 
Srundftüces Verfügungen über da8 Waffer trifft. Und bloß 
aus dem Beftik (ohne Verwerthung der vermutheten NRedlichkeit) 
gibt e8 nach preugifcher Praris eine Schadenserfaßflage gegen den 
Befigftörer nah Maßgabe feines Verfchuldens nicht. Allein hier 
handelt e8 fih um eine Schädigung des Beklagten an feinem 
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übrigen Vermögen; die Forellen gehörten aber zu . feinem Lex Aquilia. 
Dermögen. Und daß die Befigftörung vom Gefeße als eine rechts- 

widrige Handlung angejehen wird, ergibt fi) aus SS. 146 ff. 

AUNR.L 7. — VI, 412/95 vom 13. April 96. . Vgl. 29. 

203. Der Kläger war im DVerjchulden, denn er Fannte die 
Vorellenzucht des Beflagten, wußte, daß die Teiche nur aus dem 
Mühlgraben frifches Waffer erhalten, und wußte al8 Gebirgsbewoh- 
ner, daß Forellen ohne regelmäßigen Zufluß frifchen Waffers nicht 
leben können. Webrigens war er von dem Baumeifter B. bei Beginn 
der Reparatur auf den. möglidhen Schaden für die unterhalb 
liegenden Befiter aufmerffam gemacht und aufgefordert, das Waifer 
am Abend wieder zuzulaffen. ZTechnijch ließ fich aber nach der 
Veititellung des YBrufungsgerichts die Arbeit jo einrichten, daß das 
Waffer die Nadıt tpieber floß. VI, 412 u vom: 13. April 96. 
Bol. 139. 

204. Der Kläger Fee cc. den Beflogten nit an feine 
Auftraggeber verweifen. Der Plenarbefhluß de8 DO. T. vom 
2. April 1849 (D.T. €, Bd. 18, ©. 11) bezieht fich auf, Befit: 
Hagen, nicht auf Schadensklagen und auf einen Yall, wo. gerade 
die befitjtörende Handlung aufgetragen it. Hier war dem Kläger 
ein nicht unerlaubter. Auftrag ertheilt, bei deifen Ausführung er 
den DBellagten beichädigt hat. — 8 50 AUÜER. I, 6. — VI, 
412/95 vom 13. April 96. | 

205.. Naumburg. Der. as der Klägerin war in Yanıfler 
Naht von dem ih im Bogen um ein Aderftüd der Gemeinde 
herumziehenden Wege. abgefommten. und hatte feinen Tod dich 
Abfturz in eine fi) auf demjelben: findende Sandgrube gefunden: 
Die Klage der Witwe auf eine Rente für fi und ihre Kinder 
war abgewiejen. Aufgehoben, zurüdverwiejen. Zwar liegt nad 
den thatfächlichen Verhältniffen eine Verlegung des $. 367, Nr. 12 
St. ©. 2. in Verbindung mit 8.26, 1,6 UL R. nit vor. Das 
gegen fommt in Trage, ob nicht die. Regierungspolizeiverordnnung 
vom 21. Sant. 1884 al8 Polizeigejeg im Sinne jenes $. 26 auf- 
zufaffen it. Diefelbe..legt dem, ‚welcher einen Bruch oder eine 
Grube neu anlegt oder betreibt, die Pflicht auf, hiervon der Orts- 
polizeibehörde Anzeige zu erjtatten, und fchreibt vor (8. 11), daß 
ein gewilfer Böichungswinfel der Grubenwände innegehalten wird. . 
Dann würde die bloße Möglichkeit, daß der. Schaden S Erftattung 

Prazis des Neichsgerichtd. XXII. 
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Lex Aquilia. der vorgefchriebenen Anzeige hätte vermieden werden Fünnen, zur 
Begründung des Anspruchs auf Schadenserfat gegen den, welder 
die Anzeige jehuldhaft unterlaffen hat, genügen. Auch handelt es 
jich bei dem S. 11, welcher $. 120 ©. DO. anzieht, nad) dem Sinne 
des leßteren nicht bloß um einen Schuß der Arbeiter, jondern auch 
des Publifums. Andererjeits bleibt zu erwägen, daß die Sand- 
grube ausgewiefen war für die 151 Separationsintereffenten, 
deren einer die Gemeinde war. Rum ift zwar, wenn die Grube 
von den fämmtlichen Separationsintereifenten betrieben wirrde, 
der Einzelne von der durd) die Bolizeiverordnung angeordneten An- 
zeigepflicht nicht befreit; und das Berufungsgericht ift davon aus- 
gegangen, daß, wenn eine Haftung begründet wäre, die Gemeinde 
vovbehältlich ihres Regrefjes gegen die übrigen Intereffenten auf 
das Ganze verpflichtet fein. Wäre c8 aber richtig, daß “Deputirte 
zur Vertretung der Separationdintereffenten in den gemeinfchaft- 
tichen Angelegenheiten beftellt waren, welchen aljo aud) die Beob- 
ahtung der Polizeiverordnung oblag, und durfte die Gemeinde 
bei Anwendung der gebotenen Aufmerkfamfeit vorausfegen, daR 
die Deputirten die Anzeigepflicht, fowie die fonftigen aus der Polizei- 
verordnung folgenden Verpflichtungen erfüllen würden und erfüllt 
hätten, jo würde man der Gemeinde als einem der Intereffenten 
eine Bernacdhläffigung der Polizeiverordnung nicht wohl vorwerfen 
fönnen. VI, 390/95 vom 27. April 96. 

206. Nah der Behauptung ded Beklagten ift er zunädhjit 
vom Sohne des Klägers mit einem Meefter. in den Diund geftochen 
und er habe dann erit, als jett aud. der Kläger auf ihn einge- 
drungen, zur Abjchredung der Angreifer zweimal, ohne zu treffen, 
gefchoflen. Daun fei er vom Kläger und deffen Sohn zu Boden 
gerifien, von vorn und hinten gepadt und erft in diefem Hand- 
gemenge fei der den Kläger an der Stirn verlegende Schuß ge- 
fallen. Bei folder Sachlage würde in dem Gebrauch der Schuf- 
waffe nicht jchon ohne Weiteres eine zum Schadenserjat verpflichtende 
Ueberfchreitung der Grenzen der Nothwehr gefunden werden können, 
zumal Beflagter nicht eingeräumt hat, daß er bie. Schüffe in der 
Abficht, den Kläger zu treffen, abgegeben habe. IIL, 30/96 vom 
8 Mai. 

Berlegung der 207. Stuttgart. Der Schultheif hatte. dem Kläger die Ber 

Amtepficht. eeinigung über die Erfolglofigfeit des nad 8. 420 St. B.O. er- 
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forderlichen Sühneverfuches ausgefteift, ohne daß der durd) den Verlegung det 
Bolizeidiener geladene und ansgebliebene Beleidiger davon etwas Armtspflidht, 
erfahren hatte, daß er zu einem Sühneverjud) vor der Vergleichs» 

behörde ericheinen follte. Der Schultheiß durfte die Beicheinigung 

nicht ausftellen, ohne den Polizeidiener darüber befragt zu haben, 

ob er den Beleidiger unter Mittheilung des Zweds der Ladung 

vor. das Schultheißenamt beftellt hatte. Darin, daß er dies unter- 

laffen hat, Tiegt die den Scultheißen zum Erjag an den zurüd- 
gewiefenen Privatanfläger verpflichtende Thatjache, wenn fchon nur 

culpa levis vorliegt. — DBgl. Windfcheid, DD. 2, Anm. 3 zu $. wo. 

— II, 283/95 vont 10. Yan. 96. 

208. Der Kläger hat die Erftehungsgefder von 8323 Marf 
88 Pf. bei Gericht eingezahlt; davon follen nur 7876 Mark 
883 Pf. zur Vertheilung gebracht, die übrigen 447 Mark an den 
Kläger nicht zurückgelangt fein. ‘Der beflagte Amtsrichter joll dem 
mitbeflagten Sefretär den Auftrag ertheilt haben, das Erftehungs- 
geld in Empfang zu nehmen und auszuzahlen, diefer habe die 
447. Mark in feinem Nuten verwendet. Darüber war diefem 
ein Reinigungseid auferlegt, die Klage ‚gegen den Amtsrichter zur 
Zeit abgewiefen, weil noch nicht feitftehe, daß von dem Sefretär 
nichts zu erlangen ei, und jener nur fubfidiär hafte. Das Neiche- 
gericht hat aufgehoben, zurücdverwiefen. Denn die Zahlung der 
Erftehungsgelder hat nach S. 102 des Pr. Gefeßes vom 13. Suli 
1883 an den Richter zu erfolgen, der fich nur bei der Aufftellung 
des Theilungsplanes der Hülfe eines Necdhnungsverftändigen be- 
dienen fann — 8. 104 —. Hat der Amtsrichter öffentliche Amts- 
gefhäfte einem dazu an fich nicht qualifizirten Andern aufgegeben, 
jo find die Handlungen des Subftituten nichtig — SS. 41, 43 
AUR.T, 4 — und diefer wie der Machtgeber haften jolidarifcdh 
wegen alles daraus entitandenen Schadens. Danad) würde die 
Klage gegen Beide begründet fein, wenn dieje nicht den Verbleib 
dev 447 Mark nachweilen. Der Beweis, daß der Selretär fich 
den Betrag angeeignet habe, ift dem Kläger nicht anzufinnen. IV, 
272/95 vom 10. Febr. 96. 

209. Der Beflagte, Telegraphenbeamter, hat den Zert der 
Depefche, welche dem Gensdarmen L. aufgab nad Ortelsburg zu 
jenden, grob verfehentlich durch Subjtitution des Wortes Iohannis- 
burg geändert. Der Gensbarm ift hierhingeritten. In Folge deffen 
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Berlegung der hat das. Pferd von Iohannisburg nad Drtelsburg auf der Eijen- 
Amtepfügt. pahn transportirt werden müffen. Zur Bezahlung der dadurd) 
entjtandenen Transportkoften ift Beklagter verurtheilt — AL. R. 

11, 10,8. 91 —. IV, 306/95 vom 5./12. März 96. ni 

210. Der Gerichtsvollzieher hat irrthümlich ftatt bei dem 
ihm aufgegebenen Schuldner, bei einem Andern 6 Säde Birnen, 
welche diejer auf dem Marftplage zu Elberfeld feil hielt, pfänden 
und troß des Widerjpruchs der Ehefrau diejes Andern von dem 
Stande weg nad) der Straße bringen laffen. Er hat dann zwar 
die Pfändung wieder aufgehoben, aber weder die Birnen zurüd- 
bringen laffen noch den Eigenthümer von Aufhebung der Pfändung 
benachrichtigt. Deshalb ift er dem Eigenthümer, welcher den Ge- 
vichtsvollzieher vergebens aufjuchte, und fich dann nicht weiter um 
die Birnen befümmert hat, zum Schadenserfag verurtheilt, nad)- 
dem die Birnen von der Polizei fchlieglich alS verdorben ame 
waren. II, 42/96 vom 21. April. 

211. Das Landgericht in Tilfit Fe das Amtsgericht 
zu Dortmund, einen in „Wefterhüfen a./d. Dofje“ wohnenden PB. 
al8 Zeugen zu vernehmen. Einen foldden Ort gibt es nicht, wohl 
aber Wufterhaufen a./d. Doffe. Dorthin Tieß die Poft. die 
Ladung zuftellen. Der Zeuge erjchien, wurde vernommen und 
erhielt 4O Mark 50 Pf. Koften der Reife, des Aufenthalts und 
Kachtquartiers ausgezahlt. Nachdem die Koften in der betreffen- 
den Straffacdhe der Staatsfafle auferlegt waren, wurde der 
Richter, welcher die für den Zeugen beftimmte Ladung fchulöhafter 
Weife unterzeichnet hatte, auf Klage des Yuftizfisfus zum Crjat 
verurtheilt, weil Wufterhaufen nicht zum Bezirk des Amtsgerichte 
Dortmund gehört. Er hätte das vorher prüfen und die Requifition 
zurücigeben jollen. Mit der Entjchuldigung gefundheitsfchädlicher 
Ueberlaftung wurde Bellagter nicht gehört, Revifion zurücgewiefen. 
IV, 386/95 vom 27. April 96. 

212. Die Klage wider einen Steuererheber auf Erftattung 
von 1 Mark 8O Pf. zu Unrecht erhobener Kriegsichuldenfteuer ift ab- 
gewiejen, weil der Beamte nur jubfidiär haftet, was vom Richter 
von Amts wegen zu berüdjichtigen, weil die Klage entfprechend zu 
jubjtantiiren ift. Der Kläger hätte zunächft die Verwaltungsbehörde 
bi8 zu den oberiten Inftanzen wegen Rüdzahlung angehen müfjen. 
8.ILMLER. I, 10 ift aud) dann anzuwenden, wenn dbem zunächft 
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Verpflichteten wieder Negreß gegen ben Beamten zufteht. W, Berlegung der 
405/95 vom 11. Mai 96. Ferraat 
213. Der Uoyd in: M.-Gladbad) nimmt den beklagten 
Rechtsanwalt in Anfpruch, weil er die ihm übertragene Verfolgung 

eines Schadenserfaganipruches aus einer Sciffstollifion wider die 

Hanfa zu Bremen nicht vor Ablauf der zweijährigen Verjährung 

— 9. ©. B. Art. 906 durd) Klagerhebung eingeleitet habe. Die 

Klage ift abgewiefen. ‚Denn der Kläger Hat fid) mit der Hania 
verglichen, ohne Befragung des Beflagten, und fordert jeßt das, 

was er in der PVergleichung nicht erlangt Hat. ‘Danad) hätte er 

beweifen müjjen, daß der Verfiherung des Beklagten zumider die 

Hana, wenn fie in Bremen verklagt wäre, die Verjährungsein- 

rede: vorgejchütt haben würde. Von Amts wegen ift aber nad) dem 

Bremer Gefeß vom 6. Dec. 1868 die Verjährung nicht zu berid- 

fichtigen. Uebrigen® hat .da8 Dberlandesgericht thatjächlich feit- 

geftellt, daß folche Einrede auch ‚nicht vorgeihüst fein mwürbe. 

seen zurücigewiefen. VI, 11/96 vom 11. Mai. 

214. Der Ehemann der. Klägerin ift mit einem Wagen von Paftung für 
der Kreisftraße abgeftürzt. Ohne. Rechtsirrtpum hat das Be- nen 
rufungsgericht angenommen, daß der Zod durch ein Verfchulden 
des Wegemeifters G. verurfacht ift, welcher eine heil angeftrichene 
und mit hellen Steinen befchwerte Straßenwalze an einer nad) 
der andern Seite teil abfallenden Stelle der Kreisftraße ohne 
zwingenden Grund hat ftehen laffen, obwohl er Hätte vorausfehen 
fönnen, daß dadurch Pferde zum Scheuen und der Wagen zum 
Abfturz gebracht werden Fünnte. So ift e8 hier gefommen. Aber 
die Verantwortlichkeit des Bezirks LXothringen al commettant 
des Wegemeifters entbehrt einer ausreichenden Begründung. Denn 
die Kreisftraße bildet ein gemeinfames Unternehmen der betheilig- 
ten Gemeinden, und der Wegemeifter ift Landesbeamter. 

E83 ericheint zweifelhaft, ob nicht eine Verwechjelung des Bezirts 
als eines DVerwaltungsbezirks und des Bezirks als Korporation 
vorliegt, wenn jene Annahme damit ınotivirt ift, daß der Wege- 
meifter den Weifungen des Bezirkspräfidenten unterfteht. Yeden- 
fall fehlt. e8 für die Annahme, daß die Kreisitraßen, obwohl ein 
gemeinjames Unternehmen beftinmter Gemeinden und obwohl der 
Auffiht von Landesbeamten unterftelt, doch zugleich ein Linter- 
nehmen der Bezirfsforporation bilden, und daß die an ihnen 
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Haftung für. thätigen Wegemeifter von den Weifungen diejer Korporation ab- 


Beriegulden 
Anderer. 


Haftpflicht- 


gejeß. 


hängig jeien, an jeder Begründung. II, 274/95 von 3. Ian. 96. 
215. Der zwölfjährige Sohn des Bellagten hat mitteljt 
eines Tejchings aus Fahrläffigkeit einen Mienichen erichoffen. Der 
Bellagte ift verurtheilt, der Witwe für fi und ihre Kinder eine 
Rente zu zahlen. Imfoweit ift die Revifion nicht begründet. ‘Denn 
dem Belflagten war die Neigung feines Sohnes und deffen Ver- 
gnügen am Schießen befannt; er hat gemeinfam mit ihm aus 
dem Zeiching gejchoffen. Er hat das Zeiching in feiner Wohnung 
unverjchloffen aufbewahrt und jo dem Knaben die. Möglichkeit 
gegeben, fich deffelben zu bedienen. Darin liegt feine grobe Yahr- 
läffigfeit. Daß fich fein Sohn ohne Schwierigkeit Patronen werde 
verichaffen Fünnen, mußte fich der Bellagte, der überdies feine 
eigenen Patronen nicht immer verfchloffen hielt, jagen. AN. N. 
II, 8.142. VI, 19/96 vom 16. Mai. Dgl. 180. | | 

216. Allerdings hat die Verunglüdte beim Ueberichreiten 
des nicht abgefperrten Bahndammes fich nicht umgefehen; fie Hat 
aud) das Läutefignal außer Acht gelaffen. Aber fie ift nicht durch 
einen fahrplanmäßigen Zug überrafcht, jondern von einer mit 
30 Kilometer die Stunde fahrenden Extralofomotive an einer eine 
Kurve bildenden Bahnjtrede, bei welcher ein nahejtehender Baum 
die weitere Ausficht hinderte, erfaßt. Da das ummohnende Publi- 
fum bei feinem täglichen Verfehr und zur Benugung des an der 
Bahn ftehenden Yacofend auf die Veberjchreitung des Bahn- 
dammes angewiejen war, hätten jeitens der Bahnverwaltung be- 
fondere Vorfichtsmaßregeln veranlaßt werden müfjen; namentlich 
hätte an ber Stelle ftetS nur mit 15 Kilometer Gejchwindigfeit 
die Stunde gefahren werden follen, fodaß fofort gebremft werden 
fonnte. Die Eifenbahngefellichaft ift dem Ehemann der Ver- 
unglücten verurtheilt. III, 439/95 vom 13. März 96. 

:. 217. Wiederverheirathung fchließt den Anjpruch der Witwe 
des Verunglüdten auf eine Nente jo weit nicht aus, als der 
zweite Ehemann nicht fähig it, feine Ehefrau zu u 
III, 404/95 vom 24. März 96. 

218. Ein Aniprudh aus $. 1 des Haftpflichtgefees ann 
gegen den. Eifenbahnunternehmer begründet fein, wenn ein auf 
einer öffentlichen Straße geführtes Pferd durch eine mit jtarkem 
Geräufh) vorüberfahrende Lokomotive jo zum Scheuen gebrant 
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wird, daß e8 den neben ihm gehenden Sührer beipäbigt. an, 
6/96 vom 21. April. 

219. Ein Maurerlehrling Z. von 15", Jahren re 
an der Halteftelle der elektrifchen Straßenbahn auf den in fchneller 
Tahrıt befindlichen Wagen zu fpringen, ftürzte ab, wurde über- 
fahren und erlitt einen Bruch des linfen Oberfchenfele. Die 
Straßenbahngejellichaft ift auf Erjat des Schadens verurtheilt, 
Revifion zurücdigewiefen. Der Zug hatte die Beitimmung, Ar: 
beiter von Horn und den folgenden Stationen nad) Bremen zu 
befördern, damit ‚fie ihre Arbeitsstellen zur rechten Zeit erreichten. 
T. hatte ein dringendes Intereffe, den Zug zu befteigen, ba er 
erit am vorhergehenden Tage in die Lehre getreten war. Der 
Zug hielt vorschriftswidrig nicht an der Halteftelle. Das Ber 
rufungsgericht nimmt an, %. habe, al8 er, an der Halteftelle 
ftehend,, den Zug heranfommen jah, nachdem er dem Führer zu- 
gewinkt, angenommen, der. Zug werde an der Haltejtelle anhalten 
oder doch feine Fahrt wejentlich verlangfamen. Unter dem Im 
pulfe des Entfchluffes, bei folcher Sachlage einzufteigen, habe T 
e8 unternommen aufzujpringen. Durch das Intereffe, zur rechten 
Zeit an der Arbeitsjtelle zu erfcheinen, fei jener Impuls verftärkt 
worden. T. hätte eine bejondere Geijtesgegenwart haben müffen, 
um fi im gegebenen Moment die plößlich anders al8 voraus- 
gejettt eingetretenen Umstände zum Bewußtjein zu bringen und 
danach) jenen Impuls abzujtellen. Auch einem verjtändigen er- 
wachjenen Manne würde der Mangel folcher Geiftesgegenwart 
nicht zum VBerfchulden angerechnet werden Fünnen; um jo weniger 
dem %. Auch bei Unterftellung eines Verjchuldens jei das des 
Wührere des Zuges, der injtruftionswidrig den Zug nicht halten 
ließ, noch) den T. dur) Zuruf oder Geberben verftändigte, der 
Zug werde fogleich halten, das Ubeemiegende und für den Unfall 
faufal. VI, 2/96 vom. 30. April. 

220. Die Kaijerliche Verordnung vom 1. Jan. 1880, Art. 13, 
ift nicht dahin zu verftehen,. daß die Yahrt bei jedem NRegen- 
wetter gemäßigt werden. muß; das foll nur bei dielem Wetter 
geichehen, d. 5. wenn der Regen fo did herabftrömt, daß ex in 
ähnlichen Maße wie Nebel und Schneefall auf die Sictigfeit 
der Luft einwirft. 1, 300/95 vom 11. Ian. 96. 

221. Der Dampfer „lbenburg” hat das Segelichiff „San 
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Gaetan’ auf dem Meere angerannt. Die Beweislaft ift in dem 
die Klage mangel® Nachweies eines Verfchuldens abweijenden 
Berufungsurtheil, da® übrigens die ermittelten Umftände ein- 
gehend auf dieje Trage prüft, nicht verfannt. Der Zujammenjtoß 
erfolgte Nachts. Der Beklagte hat als Urjadhe der Kollifion 
geltend gemacht, daß die Laternen des Segelfchiffes nur eine ganz 
geringe, der gejetlichen Vorfchrift nicht entiprechende Leuchtkraft 
gehabt hätten, wodurd) der Dampfer bei feinem Ausweiche-Manöver 
bezüglich der Entfernung, in welcher fich die beiden Schiffe be> 
fanden, getäufcht fe. Da Hiernach ein wejentlicher Faktor für 
die gejegliche Ausweichepflicht des Dampfers und für die Frage 
jeines BVerfchuldens ungewiß ericheint, kann die Klägerin fich auf 
eine Präfumtion, welche den Beflagten nöthigte, fich zu erulien, 
nicht berufen. I, 300/95 vom 11. Ian. 96. 

222. Daraus, daß der Schlepper das dem gejchleppten 
dienende Schiff ift, ergibt fi, daß für Verfchulden der Mann: 
Ichaft des gejchleppten Schiffes der Aheder des Schleppers nicht 
haftet. I, 435/95 vom 1. April 96. 

223. Die Kuh des Bellagten, welche fi in der Hut 
von deffen Sohn befand, hat den Streit mit der Kuh des 
Klägers begonnen und dadurch die Frau des Klägers zu Boden 
geworfen; in Folge davon foll die Kuh des Beklagten und die 
an fi) nicht bösartige Kuh des Klägers auf der am Boden 
liegenden Frau herumgetreten haben. Die Frau hat eine Ver- 
legung am Knie davongetragen; es ijt bazillenhaltige Erde in 
die Wunde gedrungen und die Frau geftorben. Der Zod hatte 
aljo feine wirkende Urjache in einer Handlungsweie der Kuh 
des DBellagten. Diefer ift deshalb mit Necht zur Eritattung 
des Schadens nad) Code 1385 verurtheilt. II, 8/96 vom 
29. Mai. 

224. Der Vertrag ift duch telephonifchen Verkehr zwilchen 
D. al8 dem Vertreter der Klägerin mit dem Buchhalter der Be- 
Hagten 3. und mit M., dem Deitinhaber der beflagten Firma, 
geichloffen. Nachdem D. dem %. die Annahme der Offerte der 
Beklagten mitgetheilt bat, hat M. auf demfelben Wege das Ge- 
fhäft für perfekt erklärt und um gelegentliche WUeberjendung des 
Schlußideind gebeten. Mit der Behauptung, daß nad einem 
Handelsgewohnheitsrecht der telephonifch beredete Vertragsichluß 


Allgemeine. 105 


der jchriftlichen Beftätigung bedürfe, wurde die eehngkt nicht 
gehört. III, 280/95 vom 7. Ian. 96. | 

225. Wenn die Einzelnheiten und zwar aud) die wejent- 
fihen einzelnen Bedingungen eines abzujchließenden Vertrags in 
längeren VBorverhandlungen erit nach und nach vereinbart werden, 
fo Ffann eine Partei, die überhaupt bei dem Vertrage ftehen bleiben 
will, dies nicht anders, als daß fie die fäümmtlichen einzelnen 
Vereinbarungen gelten läßt. Hier waren überdies die Parteien 
über alle Efjentalien des Kaufvertrags über ein Grundftüd von 
400 Morgen einig geworden, Verkäufer hatten aud) zugejtimmt, 
daß Käuferin außer den aus publiziftiihen Verhältniffen ent- 
Ipringenden, an Staat und Gemeinde zu entrichtenden öffentlichen 
gemeinen Laften und Abgaben Feine Verpflichtungen mit zu über- 
nehmen Habe. Das ift jchriftlich beurfundet und das Protokoll 
von beiden Theilen vollzogen. Wenn über die Zeit der Ueber- 
nahme des Grundftüces, der Zahlung des Preijes, Kündigung 
des Neftpreijes, Eritattung von Abgaben Feine Beftimmung ge- 
troffen war, jo waren das Nebendinge, und die Verbindlichkeit 
des Geihäfts wurde dadurd) nicht beeinträchtigt. — UL. NR. I, 
11, 8.12; I, 5, SS. 120, 129. — V, 239/95 vom 29. Ian. 96. 
Bol. 425. 

226. Der Kaufvertrag über eine Dampferladung Zaganrog- 
Roggen war nicht zu Stande gefommen, weil der Verkäufer cif 
Rotterdam. bedungen, der Verkäufer cif Kontinent gefordert hatte, 
ohne daß diefe Differenz ausgeglichen war. Im letteren Fall 
hätte Käufer einen Hafen von Davre bi8 Hamburg als Abliefe- 
rungsort wählen fünnen. II, 343/95 vom 25. Febr. 96. 

227. Nah Empfang der T’ichen Preislifte offerirte der 
Beklagte dem T. mittelft Telegramme vom 13. Juli 3000 Marf 
für eine am Sonnabend zu verladende Xofomobile mit Neupatent- 
drufh. Am jelben Tage Rücddrahtantwort, T. acceptire, verlade 
Montag. Darauf Depeiche des Beklagten vom 13. Iuli: „„Acceptire 
Montag Berladung Dampfdreicher, fofern mit. gejetlich ge- 
nügendem Funfenfänger und Unfallverjicherungen verfehen, Baar: 
zahlung fofort nad gutem Probedrufh, andernfalls Foftenfreie 
Zurücdjendung.” Hierauf zuftimmende Erklärung von %. am 
16. Iuli, nahdem Bellagter am 15. depefchtrt Hatte: ‚„„Abfendung 
Dampfdreicher unterlaffen, weil unficher.” Die Klage auf Zah> 


Bertrag. 


Bertrag. 
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lung des Preifes für die am 18. abgefandte Dampfdrefchmaijcine 
wurde abgewiefen, weil ein Vertrag nicht zu Stande gefommten. 
Denn die lebte Depeiche des Beklagten vom 13. Yuli enthielt 
wegen des Zujages eine Ablehnung unter neuer Offerte. Und 
diefe nahm ZT. erit an, nachdem fie zurücigezogen war. Aller- 
dings hatte Beklagter am 13. Iuli gefchrieben: „Diefe (vorjtehend 
wiedergegebenen) Telegramme dürften wohl jedes unliebjame Miß- 
verjtändniß für beide Theile ausjchließen.... Ich warte mit 
Sehnfuht auf den Empfang Ihres Drefchapparats.” Das ift 
aber ohne Gefeßesverlegung von dem Berufungsgericht jo ver- 
itanden, daß der Bellagte auf eine Annahme feines zweiten An- 
trags "hoffte und in diefer Hoffnung mit Sehnfucht den Empfang 
de8 Dreichapparats erwartete. VI, 368/95 vom 9. März 96. 
228 Im Fall 665. Auf Anregung der Königlichen Re- 
gterung hat der Stadtrat der Gemeinde St. Iohann-Saar- 
brüden in den Sahren 1818 und 1822 beichloffen, auf unbegrenzte 
Zeit dem Gymnafium zu Saarbrüden einen jährlichen Zufchuß 
von 1150 ZThalern zu zahlen. Das Berufungsgericht hat an- 
genommen, daß diefe Verpflichtung hat dem Gymnafium gegen- 
über übernommen werden wollen. Die Annahme des VBerjprechens 
ist ftillfchweigend erfolgt, da das Gymmafium die Zufchüffe während 
eines halben Sahrhunderts bezogen hat. So ijt ein Vertrag zu 
Stande gefommen, der auch nicht dadurd hinfällig geworden: ift, 
daß das Gymmafium unter Beibehaltung der Korporationsrechte 
verftaatlicht if. II, 20/96 vom 31. März/14. April. 

229. Im Fall 469. Daraus, daß der Kläger nad theil- 
weifer Vernichtung feines Patents der Meitverflagten 3 gegenüber 
fich erboten hat, von dem ganzen DVertrage zurüdzutreten, und 
daß dieje hierauf nicht eingegangen ift, jondern nun erft ihre 
Fabrik erbaut Hat, folgt nicht, daR fie fi) damit einveritanden 
erklärt habe, die volle Gegenleiftung für die übrig gebliebenen 
Leiftungen des Klägers zu gewähren. Vielmehr ift der urjprüng- 


liche Vertrag für die Rechte und Pflichten der Kontrahenten maß- 


gebend geblieben. III, 12/96 vom 24. April/12. Mai. 

230. Der Kläger hat einen Separationsplan unter Auf- 
ftellung fchriftlicher Bedingungen in Parzellen öffentlich zum 
Berfauf ausgeboten am 15. Sept. DBellagter Hatte ein Gebot 
von. 300 Darf per 25 Ar auf die Parzellen 1—3 abgegeben; 
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am 7. Dit. hat Kläger den Zufchlag ertheilt. Bedingungen waren 
unter anderem: 1) Ieder Bieter ift an jein Gebot gebunden; 
2) der Verkäufer behält fich die Ertheilung des Zujchlagd vor; 
3) die Koften und Stempel des demnädjit nach ber Beftimmung 
des Verkäufers notariell abzufchließenden Kaufvertrages übernimmt 
der Erwerber. Bellagter ift zum notariellen Abichluß der Kauf- 
verträge verurtheilt, Revifion zurücdgewiefen. Denn nad) der zu- 
treffenden Auslegung de8 Berufungsrichterse waren die gejeß- 
Iihen Annahmefriften ausgefchloffen; dem Kläger war Zeit zur 
Ueberlegung gelaffen, ob er den Zufchlag ertheilen wolle. 
Da die Länge ber Zeit nicht beftimmt war, jo lag ein Fall 
v8 8MPL MU. NR LI 5 vor. Da der Beklagte dem Kläger 
feine Frift zur Annahmeerflärung geftellt hatte, jo war die Er- 
Härung vom 7. Dit. eine rechtzeitige. V, 276/95 vom 26. Febr. 96. 
Bol. 145. 

231. Der Kläger hatte Bauten an ber Hamburger ©a$- 
anftalt auszuführen. „SZür den Fall etwaiger Mehr- oder Minder- 
arbeiten werden folgende Einzelpreije feftgejett..... Ein Baffin- 
mauerwert it auf Wunfc der Behörde ausgefallen. In Folge 
deflen hat die Finanzdeputation die für Miinderarbeiten normirten 
Preife abgejett. Das will fi) Kläger nicht gefallen laffen, weil 
dieje Bertragsbeitimmung fich nur auf den Wegfall jolcher Ar- 
beiten bezöge, die, wie fich bei ber Ausführung herausftellt, zur 
Bollendung des Werkes nicht erforderlich feien. Er will fi nur 
eine angemejjene Kürzung gefallen laffen. Damit ift Kläger nicht 
gehört. Denn darauf, daß das Baffinmauerwerf nicht aufgeführt 
werde, ift er eingegangen. Er hat aud) feine Abrechnung ein- 
gereicht, ohne zu verlangen, daß er das fraglicdhe Mauerwerk nocd 
ausführe., Die Beamten find aber davon ausgegangen, daß der 
dem Kläger für die Unterlaffung der Ausführung des Baffin- 
mauerwerfö zu kürzende Betrag nach ben im Vertrage für Minder- 
arbeiten feitgejetten Preifen berechnet werde, und daß Kläger dieje 
Auffaffung der Beamten gefannt habe oder habe fennen müffen. 
Unter folhen Umftänden waren die Vertreter des Staats berechtigt, 
das Einverftändniß des Klägers anzımehmen, wenn er feine ab- 
weichende Auffaffung nicht zu erkennen gab. Möglicherweije hätten 
jonjt die Vertreter des Staats ihren EntiataB ändern fünnen. 
VI, 298/95 vom 25. San. 96. 
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232. UL NR. Der Kläger hatte gewifje Utenfilien eines 
faufmännifchen Gefchäfts, welche er den A’ichen Eheleuten gelichen 
hatte, B., dem Vater der Frau A, für 722 Mark 4 Bf. mit der 
Mafgabe verkauft, daß der Kaufpreis bis zu einem beftimmten 
Termine bezahlt und die Sachen dem Käufer nad) Zahlung des 
Raufpreijes übergeben werden jollten. Auf den Kaufpreis find 
nur 250 Mark bezahlt. Zuvor Hatten die A’fchen Eheleute fchon 
die Utenfilien in dem Glauben, B. jei Eigenthümer geworden, 
einem gutgläubigen Dritten für 2000 Marf verkauft und über- 
geben. Der Kläger fordert die 2000 Mark von B. mit der Be- 
hauptung, diejer jei dem Verfaufe der A’Ichen Eheleute beigetreten. 
Die Klage ift abgewiefen. Denn der Kläger hat jene Veräuße- 
rung damit genehmigt, daß er nicht bloß nach derjelben und nad) 
Ablauf des für die Zahlung des ganzen Preijes gejtellten ZTer- 
mins die 250 Mark angenommen, fondern auch in Kenntniß von 
der Weiterveräußerung den B. brieflich aufgefordert hat, den NReit- 
faufpreis für die Utenfilien, über welhe DB. „irthümlich disponirt 
habe”, zu zahlen. Er bat fi) nur ein ihm angeblich) wegen aller 
feiner Forderungen zujtehendes Pfandrecdht, deffen Erijtenz übrigens 
nicht nachgewiefen ift, vorbehalten, ohne dagegen zu protejtiven, 
daß die Utenfilien mit der Veräußerung in andere Hände über: 
gegangen waren. Hat er aber dieje nicht für feine Rechnung, 
jondern für Necdhnung von DB. oder für eigene Rechnung der 
A’ichen Eheleute bewirkte Weiterveräußerung genehmigt, jo Tann 
er nicht ftatt. des in diefem Brozeffe nicht beanjpruchten Reitlauf- 
preifes den Betrag fordern, welchen die A’jchen Eheleute durch 
die Weiterveräußerung erlangt haben. I, 31/96 vom 11. März. 

233. Hätte Beklagter, von welchem eine Rüdbürgjchaft ge- 
fordert wurde, dem Boten DB. der Kläger gegenüber nur münd- 
fih die Erklärung abgegeben, er unterjchreibe nur, wenn auch 
A. M. unterzeichne, und er wolle fich höchftens zur Zahlung von 
2000 Marf verpflichten, jo würde er nicht weiter haften. War 
aber der Bote zu einer Verfügung über den DVertragsinhalt nicht 
berechtigt, jo fommt den Klägern gegenüber nur feine Unterfchrift 
in Betradjt. Die Kläger fonnten fie nur als eine vorbehaltslofe 
anjehen. Bellagter fann fih nicht auf einen abweichenden Willen 
berufen, den er ihnen gegenüber nicht erklärt hat. Daß B. Pro- 
furift einer Mitklägerin gewejen, ift zwar im erftinftanzlichen 
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Thatbeitand gelegentlich angeführt. E8 ift aber nicht zu erjehen, Erklärung. 
daß darüber verhandelt if. Aufgehoben, zurücdverwiejen. II; 
417/95 vom 31. März 96. | 

234. Im Fall 469 hat der Mitverflagte Sp. bei dem Kläger 
angefragt, wie lange von jest ab das Patent noch laufe. “Diefe 
Trage bezog fi nur auf die gejegliche Dauer des Patents; und 
wenn der. Kläger darauf antwortete: ,,e8 ift bei Abjchluß der 
Berträge nicht auf die Dauer des Patents Rüdficht genommen, 
e8 wird bei etwaigem Ablauf defjelben und bei etwaigem Sinfen 
der Preife die mir zu zahlende Abgabe verringert”, jo tritt eine 
Adficht des Klägers, diefe Antwort aud) auf den Fall einer Ver- 
nichtung des Patents zu beziehen, nicht jo deutlich hervor, daß 
aus dem Schweigen des Bellagten auf eine Zuftimmung zu der 
Erflärung des Klägers gefchloffen werden durfte. II, 12/ % vom 
24. April/12. Mai. _ 

235... Die Bellagten haben dem Kläger vor jeiner Ber- Perfonen der 
heirathung mit ihrer Tochter veriprochen, fie würden ihm und Kontrahenten. 
ihrer Zochter,. falls er fie heirathe, ihr Grundftüc gegen Ge- 
währung freier. Wohnung und Koft auflafjen. Der Kläger Hat 
die Tochter geheirathet. Seine Klage auf Auflaffung an ihn 
und feine Ehefrau ift begründet, da die Tochter nicht mit Tontra- 
hirt bat, alfo auch nicht mit Klagen Ffann. IV, ne vom 
6. debr. 96. Dgl. 265. | | 

236. Die Kinder find auf Grund des Teftaments ihres 
Vaters, des Kaufmanns H., defjen. Erben geworden. Der Witwe 
war die Verwaltung und Benusung des Nadjlafjes mit der Er- 
mächtigung zugewendet, das Gejchäft in bisheriger Weife fortzu- 
fegen. Das Berufungsgericht hat danad) ohne Gejetesverlegung 
angenommen, daß der Sache nach das Handelsgewerbe für Red)- 
nung der Kinder betrieben wurde, wenn aud) die Witwe 9. im 
Handelsregifter als Inhaberin der Firma eingetragen war. Dem 
fteht auch nicht entgegen, daß durch Vertrag vom 9. Sunt 1880 
das Gejchäftspermögen auf die Witwe übertragen wurde, weil 
diefe al8 eingetragene Inhaberin das Gefchäft fortführen follte, 
während e8 fachlich für Rechnung der Kinder betrieben wurde, 
denen daher die. Aktiven zu gute kommen, aber auc) die ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten zur Laft fallen follten. In dem Ver- 
trage vom 27. Aug. 1892 ift zwar nur das Waarenlager auf die 
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Kinder zurüdübertragen. Da aber die Witwe auf alle ihre Ver- 
waltungs- und Nutungsrechte verzichtete, jo ift die Auslegung 
nicht rehtsirrthümlich, daß das gejammte Gefchäftsvermögen, das 
die Witwe unter der Firma H. hatte, alfo alle Aktiven und Baffiven, 
mit der Firma auf die Kinder übergehen follten. Haben num aud 
die Kinder das Gejchäft nach der Nüdübertragung ohne jede Aende- 
xumg in der bisherigen Weife durch die Witwe fortgeführt, felbft 
ohne die Eintragung im Handelsregifter ändern zu laffen: fo 
fonnten die Gläubiger unbedenklih der Witwe Treditiren, gegen 
fie die Verurtheilung erwirken und das zum Gefchäftsvermögen 
gehörige Waarenlager pfänden lafjfen. Die Kinder verlegen aber 
Treu und Glauben, wenn fie die gepfündeten Waaren dem Gläu- 
biger gegenüber als ihr Eigenthum in Anipruch nehmen, während 
fie die Gläubiger durd) Zulaffung des Gefchäftsbetriebs der Witwe 
täufchten und mindeftens dev Witwe gegenüber die Schulden zu 
tilgen verpflichtet waren. Ihre Intervention ift zurücgewiefen. 
II, 382/95 vom 6./13. März 96. 

237. Der Erblaffer des Beklagten Hatte fein Dorfmühlen- 
grundftüd feinem Schwiegerfohne zur Verwaltung übergeben. 
Kläger hat diefem Letteren Mehl und Kleie geliefert. Er kann 
aus dem abgeichlojfenen Bertrage an den Bellagten Teine An- 
prüche erheben, da der Schwiegerjohn im eigenen Namen fontra- 
hiet hat und nichts dafür vorliegt, daß Kläger, welcher Feine 
Kenntniß von dem Vermwaltungsvertrage hatte, hätte mit dem Erb- 
laffer des Beklagten Fontrahiren wollen. ‘Deshalb Tann aud) eine 
Genehmigung des Erblaffers nicht in Frage fommen. Zu erörtern 
bleibt nur ein etwaiger Anjprud) aus der Verwendung. IV, 
398/95 vom 4. Mai 96. 

238. Der Bellagte R. war von ber jüdischen Gemeinde 
in Zabifchin ald Kantor und Lehrer angeftellt bis 15. Oft. 1893. 
Gemäß dem Pr. Gejet vom 23. Juli 1847, S. 52 wurde der 
Vertrag dem Negierungspräfidenten eingereicht, welcher gegen die 
Anftellung des R. nichts zu erinnern fand. Die Gemeinde Bat 
behufs Ausfchliegung ftillfchweigender Verlängerung den Vertrag 
im April 1893 gekündigt, und im Oftober auf Räumung der 
Wohnung geklagt. Das Neichsgericht hat die Klage abgewiefen, 
und auf die Widerflage ausgefprodhen, daß der im I. 1891 für 
die Zeit bi8 15. Oft. 1900 abgejchloffene Verlängerungsvertrag 
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rechtsgültig ift. Denn dem Bellagten ift der inhaltlich und for- 
mell allen Erfordernifien eines Vertrags entiprechende Prolon- 
gationskontraft zugeftellt , an deifen Schluß fich der Vermerk be- 
findet: „Daß diefe Abjchrift mit dem Beichluß im Protofollbud) 
übereinftimmt, bejcheinigt Labiihin 29. März 1891 der Korpo- 
rationsvorfteher ©. 4X.” Damit ift ein gültiger Vertrag zwijchen 
dem Beklagten und der Elagenden Gemeinde zu Stande gefommen. 
Denn nad dem Statut der jüdischen Gemeinde erfolgen die Aus- 
fertigungen unter der Unterjchrift des VBorfikenden des VBorftandes 
und Beidrüdung des Siegels. Db der Inhalt des Vertrags auf 
den Bejchluffe einer Repräfentantenverfammlung beruht, welche 
der gejeßlichen und ftatutarifchen Anordnung genügte, insbejondere 
nad) ordnungsmäßiger Einberufung der beichließenden Verfammlung 
gefaßt ift, und ob in der betreffenden Verfammlung alle drei oder 
nur zwei Vorftandsmitglieder erichienen find, berührt den Be- 
Hlagten nicht, da das interne Verhältniffe find. IV, 348/95 vom 
6. Febr. 96. 

239. 9. hat Regulirungsarbeiten an einem Graben aus- 
geführt. Außer dem Forftfisfus waren mehrere Gemeinden und 
Gutsbezirfe betheilig. Sie haben bei der Bevollmädhtigung des 
Zandraths bejtimmte Zufchüffe zu den Regulirungskoften zugejagt 
unter dev Bedingung, daB von dem Mintjter für Landwirthichaft 
2500 Mark Zufhuß gewährt werden. Diefer Zufchuß ift nicht 
gewährt; gleichwohl hat der Landrath dem H. Auftrag zur Aus- 
führung der Arbeiten ertheilt. Wegen Weberjchreitung. der VBoll- 
macht durch den Landrath find deffen Erben den Erben des 9. 
zur Bezahlung von durch die Zufchüffe nicht gededten Meehrkojten 
nah AL. R. I, 13, SS. 49, 90, 96. verurtheilt; Revifion zurüd- 
gewiefen. VI, 392/95 vom 26. März 96. . 

240. Der DOekonomieratb Sch. hat dem H. den Auftrag 
zur Ausführung der im Anfchlage nicht vorgejehenen weiteren 
Erdarbeiten ertheil. Da Sch. Hierzu von feiner Seite bevoll- 
mächtigt war, tft er den H.’fchen Erben auf Grund WUR. 1,13, 
88. 228, 229 zur Zahlung für diefe Mehrarbeiten verurtheift. 
Denn Sch. wurde von feiner Verantwortlichleit nicht dadurch be- 
freit, daß er den Auftrag ertheilt hat, nachdem H. Einjtellung der 
Arbeiten angedroht hatte. Wenn daraus auch zu folgern wäre, 
daß Sch. die weiteren Arbeiten zur Abwendung eines Schadens 
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ausführen ließ, fo durften die Kläger nicht an die Interefjenten 
veriwiefen werden, da aus ben Ausführungen des Klägers nicht 
zu entnehmen ijt, ob und in welchem Umfange die einzelnen In- 
tereffenten, welche die Zujchüffe nicht unter folidarifcher Haftung 
übernommen hatten, durch die weiteren Erdarbeiten vor einem 
Schaden bewahrt find. VI, 392/95 vom 26. März 96. | 

241. Im Fall 360 war der Vorbehalt des Oberfteigers ©. 
wirkungslos, weil er nur zur Eörperlicden Bejitergreifung des 
Kefiels, als Lediglich technischer Leiter der Grube aber nicht zur 
Annahme deffelben al8 Gegenftandes gejchuldeter Vertragserfüllung 
ermächtigt war, noch dazu Vollmadıt erhalten Hatte. ‘Der Um- 
ftand, daß der bei der Erflärung des Oberfteigerd anwejende Pro- 
Eurift der Klägerin nicht ausdrüdlich gegen die fich auf die Kon- 
ventionalftrafe beziehende Aeußerung des ©. unter Hervorhebung 
de8 VBollmachtspunftes proteftirte, fan für die Klägerin nicht die 
Verpflichtung begründen, eine nad) Ablauf der Frift erklärte, und 
jomit wirfungslofe Natihabition der Erklärung des ©. durch die 
Beflagte mit der Wirkung gegen fich gelten zu laffen, als habe 
ein legitimirter Vertreter rechtzeitig den Vorbehalt erklärt. II, 
57/96 vom 1. Mai. 

242. Als der beklagte Kaufmann B., Inhaber eines Ziegelei- 
geichäfts, fi) in Marienbad aufhielt, fchrieb fein in feinem Ge- 
ihäft bejchäftigter Nejfe unter dem Namen ded Bellagten an die 
flagende Zöpfereigefellihaft: Ihrem Wunjche gemäß erkläre ich 
mich bereit, für gelieferte Töpferarbeiten zum Bau des K. nad) 
Sertigftellung und nach anerkannter Rechnung von Seiten des Rt. 
den etwaigen Betrag an Sie einzuhändigen. Das Berufungs- 
gericht Hat die Klage abgewiefen, das Neichsgeriht hat auf- 
gehoben, zurüdverwiejen. Hat der Bellagte im Betriebe jeines 
Handeldgewerbes die Baugelder oder einen Theil derjelben für 
den Bau dcs KR. hergegeben, jo bradite da® auch die Weber: 
nahme einer Bürgjchaft für den Lieferanten von zum Hausbau 
nöthigen Zöpferwaaren im Sinne 9. ©. B. 47 mit fih: was 
nad) dem Fonfreten, vom Prinzipal unternommenen Gejchäft zu 
beurtheilen if. — R.D.9.6©., Bd. 6, Nr. 30, ©, 154. — 
War alfo der Neffe Handelsbevollmächtigter, jo würde er mit 
der Verbürgung die Vollmacht nicht a haben. I, 20/96 
vom 2. Mat. | 
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243. Uebrigens würde Beflagter au) dann auf Erfüllung 
haften, wenn ev nad) feiner Nüdfehr und während die Lieferung 
der Klägerin noch im Gange war, von dem Briefe des Neffen 
Kenntniß erhielt und e8 unterließ, der Klägerin zu erklären, daß 
der Neffe zur Erklärung folcher Bürgfchaft in feinem Namen nicht 
legitimirt gewejen fei. Bellagter durfte, felbjt wenn er annahm, 
der Neffe habe den Brief mit einem auf ein Vertretungsverhält- 
niß hinweifenden Zufat unterzeichnet, nicht davon ausgehen, daf 
Klägerin die Umverbindlichfeit des Briefes gefannt habe. Denn 
diefer Fann die Kenntniß von der Stellung, welche der Neffe im 
Geichäfte des Beklagten einnahın, nicht zugemuthet werden. 
I, 20/96 vom 2. Mai. 

244. Die WVirkfamkfeit der Ratihabition ift allerdings nicht 
von einer neuen Erflärung des Meachtgebers gegenüber dem Gegen- 
fontrahenten abhängig, vielmehr wirft eine gegenüber dem DVer- 
treter abgegebene Erflärung auch dem Dritten gegenüber —- 
R.&. €, Bd. 10, ©. 259 —. Allein eine nothwendige Voraus- 
fegung der Ratihabition it die Kenntniß des. Machtgebere von 
der jeitens des Vertreters abgegebenen Erklärung. Die beflagte 
Aftiengejellichaft wird nur durd die Erklärungen von zwei Ver- 
tretern gebunden. Das Berufungsgericht trifft Feine Feltftellung, 
daß bei der ald Ratihabition der mündlichen Erklärung des einen 
Direktors H. angejehenen fehriftlichen Erklärung des H. und eines 
Profuriften Tetterer die frühere mündliche Erklärung des H. ge- 
fannt habe. IV, 427/95 vom 25. Mai 96. 

245. Im Fall 382 war zwar der Vertrag zwifchen den 
Beklagten und dem Kläger ein Handelsgefchäft, da Kläger Kauf- 
mann ift. Und der Entwurf des notariellen Vertrags ift zwifchen 
dem beflagten Ehemanne und dem Kläger im Einzelnen berebet, 
und dann niedergefchrieben. Das Abfommen, daß ein Theil der 
Kaufgelder von 9000 Marf an A. cedirt werden follte, bedurfte 
alfo nicht der jchriftlichen Form. Aber hier haben die Parteien 
die fchriftlihe Yorm nicht bloß des Beweijes wegen gewählt, wie 
daraus hervorgeht, daß die Abrede gerade auf das ging, was ge- 
Schrieben werden jollte. VI, 334/95 vom 13. Ian. 96. 

246. Der Borfchrift des 8.116, A. R, LT 5, ift au 
dann genügt, wenn die Unterfchrift auf einem Bflanfett erfolgt, 
mit der in der Aushändigung deffelben Tiegenden N 

Praris des Reichdgerichtd. XXII. 


Stell- 
vertretung. 


Horm. 


Form. 


114 Rechtsverhältnifie aus Verträgen. 


den Tert der Abrede gemäß auszufüllen. Daß die Ausführung 
der Abrede nicht entjprodhen habe, Hatte die Ausstellerin des Blan- 
fettS zu beweijen, da die Aechtheit ihrer Unterfchrift feftftand. Daß 
als Blankett ein für diefen Fall nicht genau paffendes Formular 
verwendet war, und daß der Vorjchußverein die gedrudten Worte 
der Sachlage entiprechend geändert Hatte, unerheblid. Das 
Formular für die Verpfändung einer Hypothefenforderung war 
dem Fall angepaßt, daß der Aussteller mit dem Vorjchußverein in 
Gefchäftsverbindung fteht, und die Hypothek für ein ihm gegebenes 
Darlehn verpfändet. Hier ftand der Ehemann der Ausftellerin, 
nicht diefe, mit dem Vorjchußverein in Verbindung, und er, nicht 
fie hatte ein Darlehn erhalten, für welches die Chefrau ihre 
Hypothek verpfändet hatte. Diejer Sadjlage entjprechend hatte 
der Vorfchußverein unter Aenderung des Formulars das Ylanfett 
ausgefüllt. Das Neichögeriht hat die Ehefrau verurtheilt, die 
Nechtswirffamkfeit der von ihr unter Genehmigung ihres Che- 
mannes unterfchriebenen Pfandurkfunde anzuerkennen. V, 257/95 
vom 15. Vebr. 96. 

247. Der Kaufvertrag war von der Beklagten mit drei 
Kreuzen unterzeichnet. Ein von dem Notar von Anfang an, 
jedoch ohne Angabe des Grundes, zugezogener Schreibzenge hat 
da8 Handzeichen der Bellagten al8® von diefer herrührend be- 
icheinigt. Das Sclußatteft des Notars Lautet: Hierdurch wird 
befcheinigt, daß vorftehende Verhandlung, jo wie fie niederge- 
Ichrieben ijt, jtattgefunden hat, daß jtie in Gegenwart des Notars 
und des Schreibzeugen den Betheiligten vorgelefen, von ihnen 
genehmigt und, wie vorjtehend, eigenhändig unterzeichnet ift. Das 
Berufungsgericht hat den Notariatsakt wegen Verftoßes gegen $. 14, 
Nr. 3 des Notariatsgejeges vom 11. Yuli 1845 für nichtig er- 
achtet und auf Unverbindfichkeit des Vertrags erkannt. NRevifion 
zurüdgewiefen. Denn wenn ein Analphabet einen Vertrag fchließt, 
welcher der Schriftlichfeit bedarf, jo muß derfelbe vor Gericht oder 
Notar aufgenommen werden — $. 12 ÜU.E.RL5—, ge 
richtliche oder notarielle Refognition der Unterfchrift genügt nicht. 
—dD.7T €, 3b. 75, ©. 257; Striethorft, Bd. 94, ©. 70. — 
Auch die Beglaubigung des Handzeichens reicht nicht aus. Daran 
ift durch die Grundbuchordnung $. 34, das Gejek vom 8. März 
1880, $. 5, und das Gefe von 15. Juli 1890 nichts geändert. 
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Nur foweit letteres abweichende Beftimmungen enthält, find die 
Pr. Notariatsordnung vom 11. Yult 1845, die Hannoverfche vom 
18. Sept. 1853 und die Rheinische vom 25. April 1822 außer 
Kraft getreten. Nad) wie vor muß deshalb die wejentlidhe 
($. 41 der Pr. N. DO.) Förmlichfeit des S. 14, Nr. 3 erfüllt 
werden, daß die Notariatsverhandlung angibt, daß und weshalb 
ein Betheiligter jtatt feiner Namensunterfchrift ein Handzeichen 
geführt hat. It das ftatt im Schlußatteit an einer anderen Stelle 
geichehen, jo braucht der Hergang nur im Schlußatteft mit den 
Worten ‚wie vorjtehend unterzeichnet” in Befik genommen zu 
werden. Die Thatfache allein, daß ein Schreibzeuge zugezogen 
ift, kann die gefetlich vorgefchriebene Angabe des Grundes, von 
dem bier in der ganzen Urkunde nichts zu lefen war, nicht er- 
jeßen. : V, 400/95 vom 29. Febr. 96. 

248. Ueber einen Vertrag waren zwei Urkunden auöge- 
fertigt; die eine in der Hand des Klägers ijt nur vom Bellagten 
unterjchrieben; S. 9: ‚Der Unternehmer verpflichtet fich, einen 
Meter tief Waffer aus dem Bruch zu fchaffen“, ift mit Bleiftift 
durchftrichen.. In da8 andere von beiden Theilen unterjchriebene 
Eremplar, welches Beflagter hat, ift verfehentlic S. 9 ausgelaffen. 
Demnadh lag, da Parteien den $. 9 verabredet hatten, nur ein 
mündlicher Vertrag vor. VI, 364/95 vom 2. März 96. 

249. Beftätigungsfchreiben werden im Handelsverfehr vom 
Empfänger zur Peftftelung der Webereinftimmung Hinfichtlich 
aller wejentlihen Bedingungen des Nechtsgejchäfts abgegeben, 
damit die Kontrahenten „in Ordnung gehen”. Sie haben eine 
befondere Bedeutung beim telephonifchen Berfehr, in dem Weangel 
an Uebung, Undentlichfeit des Sprecdhens, Mangel an Yeinheit 
des Gehörs oder an Rafchheit und Sicherheit der Auffaffung die 
Möglichkeit von Mißverftändniffen nahe legen. Die Korrefponden;z 
nach telephonischem Abjchluß enthielt nichts davon, daß die Pflaumen 
nad Mufter gefauft jeien. Das Berufungsgericht findet darin, daß 
Käufer das Beftätigungschreiben des Verkäufers nicht monirt 
bat, ein die für den Beklagten jonft jprechenden Vermuthungen 
entfräftendes Beweismoment, und bat dem auf die Differenz 
wegen der nicht abgenommenen Pflaumen Elagenden Berfäufer einen 
Eid auferlegt, daß nicht nach Probe verkauft jei; Nevifion zu- 
rücgewiefen. VI, 377/95 vom 16. März 96. 
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250. ÜLENR. Auf Seiten des Cedenten ift die Schrift- 
form erfüllt, wenn er dem Geffionar auf Grund einer auf Ueber- 
tragung gerichteten Vereinbarung das Dokument mit feiner darunter 
gefeßten Namensunterfchrift oder mit einer bis auf den Namen 
des Geffionars vollftändigen Ceffion übergibt. ‚ft dies gejchehen, 
dann Fann der Cedent den Mangel der Schriftform nicht mehr 
rügen, wenn aud) der Webergang der Forderung fich erft mit der 
abredemäßigen Ausführung der Cefjion erfüllen mag und fid) die 
Gutgläubigfeit de8 Ceffionars nach diefem Zeitpunkt richtet. V, 
371/95 vom 28. März 96. Vgl. 555, 819. Entiprechend V, 
54/96 vom 30. Mat. 

251. Der Kaufvertrag über einen Zuchthengft war jchrift- 
ih geichloffen; e8 joll aber mündlich eine Bedingung vereinbart 
jein, daß der Yandwirthichaftsminifter die übliche Staatsjubvention 
gewähre. War der Vertrag danad) als ein mündlicher anzujehen, 
jo hatten dennod) die Beklagten den Kaufpreis zu zahlen. Denn 
fie hatten den Hengft vielfach) zum Deden benutt, jodaß fie ihn 
in dem Zuftande nicht zurüdgeben Eonnten, in welchem er fid) zur 
Zeit der Mebergabe befunden hat. Der mündlich) verabredete 
Werth des S. 159, .UR. L, 5 ift aber der mündlich verab- 
redete Kaufpreis. VI, 406/95 vom 1. April 96. 

252. Im Fall 469. Allerdings ift der jchriftliche Vertrag an 
fich der erjchöpfende Ausdrud des beiderjeitigen Vertragswillens; 
frühere Vereinbarungen, welche in der Vertragsurfunde geändert 
werden, Eönnen alfo nicht in Betracht fommen. Aber Verab- 
redungen, welche neben dem Inhalt der Urkunde beitehen fünnen, 
behalten Geltung, wenn ausdrüdlich oder ftillfchweigend verab- 
redet ijt, daß fie neben der Urkunde gelten jollen. Haben fich die 
Parteien in den Borverhandlungen darüber geeinigt, wie fich die 
vertragsmäßigen Berpflichtungen ftellen, wenn das Patent ver- 
nichtet wird, jo bleibt diefe Vereinbarung bejtehen, auch wenn fie 
in die Urkunde nicht aufgenommen ift. III, 12/96 vom 24. April/ 
12. Mai. 

253. Kläger betrieb, als er das Darlehn auszahlte, für 
welches der Beklagte mündlih Bürgichaft geleiftet hat, das 
Tleifchereigewerbe und den Fleifhhandel. Das Berufungsgericht 
hat ausgeführt, daß auch) eine Anlage von Geld, welches jehr wohl 
aus Beftänden des Fleifchhandels als zeitweilig entbehrlich ent- 
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nommen werden fönne, um fpäter al8 Betriebsmittel darin wieder 
Berwendung zu finden, ald zum Betriebe des Handelögewerbes 
gehörig gelten müffe — 9. ©. 3. 274 — und daß dem Be- 
Hagten der von ihm nicht geführte Beweis obliege, daß jene 
NRechtsgeichäfte mit dem Tleifchhandel des Klägers nicht im Zu- 
jammenhang gejtanden haben. Danach ift der Bellagte verur- 
theilt; feine Nevifion it zurücgewiefen. IV, 250/95 vom 
28. Ian. 96. 

254. Im Fall Bd. XIX, 496 Hat. das Berufungsgericht 
wiederum die Klage abgewiejen; wiederholt aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Wenn der cedirende Zimmermeifter Kaufmann, fo 
würde die Gejfion feiner Anfprüce aus dem, dann auch von dem 
Geffionar erfüllten Werfverdingungsvertrage als Handelsgeichäft 
gültig fein, auch wenn fie mündlich erflärt war. Denn, wenn 
Ihon der Vertrag über Herftellung der Zimmerarbeiten zum Daus- 
bau jelbjt, weil über eine unbemwegliche Sadje abgefchloffen, Fein 
Handelsgeihäft war, fo Tiegt die Sache anders bezüglich der 
Gelfion der Rechte aus diefem Vertrage, da Rechte als bewegliche 
Sachen behandelt werden — ÜLE.R.L 2, 8.7 —, wenn nit 
die Vorausjegungen ber SS. 8, 9 vorliegen. IV, 280/95 vom 
17. ehr. 96. 

255. Der im I. 1876 verjtorhene Stifter hatte 30000 Thaler 
zur Errichtung eines feinen Namen tragenden Waijenpaufes in 
HDammerftein ausgefett. Das Kapital joll an feine gejeßlichen 
Erben fallen, wenn die Stadt Hammerftein die in der Stiftung 
aufgeftellten Bedingungen nicht unbedingt erfüllen würde. Daß 
dies nicht der Fall jet, behaupten jeßt die Erben; fie haben des- 
halb gegen die Stadt und die errichtete und beftätigte Stiftung 
auf Rüdzahlung des Kapital geklagt. Damit find fie abgewiejen. 
Der Stifter hatte angenommen, daß der Bau des Waijenhaufes 
auf einem von der Stadt herzugebenden Grundftüd binnen 17 Iah- 
ren vollendet jein werde. Die Stadt hat ein Grundjtüd nod 
nicht hergegeben, weil ein folches von ihr nod) nicht verlangt ift. 
Sie hat aber ein Grundftüc erworben, was zu dem Bau beftimmt 
ift. Der Stifter hatte nad) dem damaligen Zinsfuße angenommen, 
das Kapital mit den Zinjen werde binnen 15 Sahren 63948 Thaler 
betragen. Der Bau follte dann binnen zwei Sahren vollendet 
fein. Infolge des gejunfenen Zinsfußes betrug das Kapital am 
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8. Yumi 1894 erft 168150 Marf. Die Beklagten trifft aljo 
wegen des nod) nicht ausgeführten YBaues kein Verjchulden. Ne- 
vifion zurüdgewiejen. IV, 286/94 vom 17. Sebr. 96. 

256. Der Bellagte hat der Klägerin zur Abfindung ihrer 
Aniprühe an den zahlungsunfähigen DB. drei Wechfel über je 
1000 Mart mit der Verabredung gegeben, die Wechjel follten ihm 
zurücgegeben werden, falls der Konkurs eröffnet würde. ‘Diefer 
Tall ift nicht eingetreten. Daß B. hat den Offenbarungseid leilten 
müffen, fteht dem nicht gleich. DBellagter ift zur Zahlung ver- 
urtheilt. I, 381/95 vom 22. Sebr. 96. 

257. Im Fall Bd. XVII, 262 Hat das Berufungsgericht 
wieder wie früher erfannt; das Reichsgericht Hat aufgehoben und 
die beflagte Bürgin zur Zahlung nad) Abrechnung deffen ver- 
urtheilt, was die Klägerin gehabt hätte, wenn ihr die nicht ge- 
währten Wechjel u. |. w. gegeben und mit ihrem Nominalbetrage 
eingegangen wären. Die Bedingungen, weldye die Beklagte für den 
Eintritt ihrer Bürgfchaftsverpflichtung gefeßt hatte, waren diejelben, 
welhe die Klägerin in ihren Verhandlungen mit Th. für ihre 
Kreditbewilligung gejett hatte. Die Klägerin Hatte von Th. die 
MWechfel von 105901 Mark 64 Pf. und 11 Sat Mafdhinen als 
Sicherheit gefordert. Diefe Sicherheiten genügten ihr, um Xh. 
durh Zahlung an eine Gläubigerin von 90000 Mark und Zah- 
lung an Th. von 15000 Mark einen Kredit zu gewähren; genüg- 
ten aber nicht, um einen um 30000 Mark höhern Kredit did) 
Auszahlung diefer Summe an eine zweite Gläubigerin, die Be- 
flagte, zu gewähren. ‘Die Klägerin machte alfo die höhere Kredit- 
bewilligung von einer Ausfallbürgfchaft der Beflagten abhängig; 
oder, was dasfelbe ift, davon, daß die Beklagte fid) dazu verpflid)- 
tete, die ihr für Rechnung von Th. zu zahlenden 30000 Marf 
der Klägerin zurüdzuzahlen, wenn und foweit Klägerin, obwol ihr 
die in Ausfiht genommenen Sicherheiten von Th. beftellt wurben, 
aus denfelben und aus den von Th. zu erwartenden Rüdzahlungen 
nicht außer obigen 105000 Mark aud) nod) für die der Beklagten 
zu zahlenden 30000 Darf gededt werde. Die Erklärung der 
Beklagten it dahin zu verftehen, daß fie fich bereit erklärte, diefe 
bedingte Verpflihtung einzugehen. Nur forderte fie, daß das 
Kaufgefchäft auf der Bafis zur Ausführung gebracht werde, welche 
von der Klägerin in ihrem eigenen Intereffe für ihre Kreditirung 
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in Ausficht genommen war. Sie wollte nicht eine andere und 
höhere Gefahr mit ihrer Bürgfchaft übernehmen als diejenige, 
welche jich bei vedlicher Ausführung jener Kreditbedingungen für 
die Klägerin ergab. Bei einer derartigen Lage des beiderfeitigen 
geichäftlichen Intereifes ift von verjtändigen Kaufleuten nicht zu 
erwarten, daß fie ihren Stipulationen einen Sinn beilegen, der 
fi) nur bei willfürlicher und launenhafter Formulirung der DVer- 
tragsbedingungen unterftellen ließ, daß nämlich die ausgefprochene 
Bedingung in der Tragweite ihres buchftäblichen Sinnes voll und 
ganz bi8 auf das lette Körnchen zu erfüllen oder al& ausgefallen 
zu betradhten fei. Daß die Klägerin die Bedingung nicht jo ver- 
ftanden hat, nimmt dev Berufungsrichter felbft an. Die Beklagte 
mußte fi) aber, als fie fontrahirte, aucd) jagen, daß die Klägerin 
auf ein Gefchäft, wenn es in feinem buchftäblichen Sinne ver- 
jtanden werden wollte, ohne daß die Beklagte irgend ein Intereffe 
an der buchitäblichen Erfüllung hatte, nicht eingehen und Die 
30000 Mark an die Beklagte nicht zahlen würde. Darum Fan 
fie nad) Treu und Glauben felbft die Bedingung in jenem bud)- 
ftäblihen Sinne nicht verjtanden haben. In der Hauptjache waren 
der Klägerin die Sicherheiten gewährt; fie rechnet fich jelbft den 
nicht ehr erheblichen Betrag an, welcher ihr nicht gewährt ift. 
Dafür, daß die Situation eine andere geworden wäre, wenn die 
Klägerin aud) noch die Wechjel von 5930 Mark 89 Bf. erlangt 
oder die Lolomotive und zwei Dreichkaften als Sicherheit behalten 
hätte, daß Th. dann etwa nicht in Konkurs gefallen oder die 
Klägerin ihre ganze Forderung realifirt hätte, Liegt nicht das Ge- 
ringfte vor. I, 386/95 vom 27. Febr. 96. 

258. 3. hatte im Aug. 1892 gegen den Acceptanten B. und 
den Imdoffanten A. ein Wechjelerfenntniß auf Zahlung von 
3000 Mark erlangt. Um eine Stundung zu erreichen, girirte 
A. einen von ihm am 20. Oft. 1892 auf den Kläger gezogenen, von 
diejem angenommenen, am 20. Oft. 1893 zahlbaren Wechfel dem I. 
Dabei fol, wie Kläger behauptet, zwifchen ihm und A. einerjeits 
und dem 3. andererjeitS verabredet fein, daß I. jo lange feine 
Rechte aus dem Wechjel geltend machen dürfe, al® nicht die von 
A. gegen DB. behufs Einziehung der 3000 Dark, über welde 
DB. dem N. eine vollitredbare Urkunde ausgeftellt hatte, ein- 
geleitete Zwangsverwaltung und Zwangsverjteigerung beendigt jet. 
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$., der bis dahin Zahlung nicht erlangt hatte, hat am 21. Tebr. 
1894 das Accept des Klägers an R. girirt, und diefer hat Wechlel- 
lage wider den Kläger erhoben, deffen Verurtheilung erlangt und 
den Wechfelbetrag durd Erefution eingezogen. Noch bevor das 
Wechjelurtheil exequirt war, tft die Klage wider 3. auf Liberirung 
von der Schuld aus dem Sudilat, und, wenn der Wechfel einge: 
zogen fein follte, auf Rüdzahlung des Betrages erhoben. Die 
Klage ift abgewiefen. Allerdings war bereits im December 1893 im 
Bertheilungsverfahren wider 9. für A. ein Betrag von 667 Marl 
80 Pf. für U. verfügbar geworden, im April und Mai 1894 
weitere Hebungen im Subhaftationsverfahren über B. von 1464 
Mark 16 Pf. und 1243 Mark 98 Pf.; und diefe find an A. nur 
deshalb nicht ausgezahlt, weil diefer das im Befit. von 3. befind- 
liche Accept des 2. nicht beigebracht hat. Allein Kläger hat, dar- 
über befragt, nicht behauptet, daß er oder U. den 3. aufgefordert 
hat, den Wechfel herauszugeben und fo feine Befriedigung durd) 
A. zu erlangen. A. und Kläger tragen alfo felbjt die Schuld 
daran, daß damit nicht zugleicd) das Accept des Klägers zur Er- 
ledigung gefommen ift. Und da die Bedingung, an weldje die 
Geltendmachung des Accepts wider den Kläger geknüpft war, durch 
die Beendigung der Zwangsverwerthung und Zwangsverjteigerung 
wider B. im Laufe des gegenwärtigen Prozefies eingetreten ift, 
jo ftellte fich die erhobene Klage wider 9. num als unbegründet 
heraus. Cs FTönnte fih nur noch um Entfchädigungsanfprüde 
handeln, wenn I. das Accept des Klägers verfrüht girirt und jo 
defjen Einziehung veranlaßt hat. I, 393/95 vom 29. Vebr./ 
28. März 96. | 

259. Der Beklagte Hatte verfprodhen, dem Kläger, einem 
Gärtner, bis zu 10 Eimer Waffer täglich abzugeben, wenn er 
welches befomme. Die Klage auf Abgabe von Waffer und Scha- 
denserjaß ift abgewieien, weil jenes Berfpredjen. dahin ausgelegt 
ift, Bellagter habe da8 Waffer verfprochen, wenn er in die Lage 
füme, folches abzugeben; Beflagter fei aber nicht in die Lage ge- 
fommen, weil mehrere Mühlenbefiger, denen ein prävalirendes 
Recht zuftand, ihre Zuftimmung zur Abgabe von Wafler an den 
Kläger verfagt haben. Daraus, daß Beklagter nicht wiederholt 
verjucht hat, die Zuftimmung der Mühlenbefiger zu erlangen und 
dur) Aufwendung von Zahlung zu gewinnen, war ihm fein Vor- 
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wurf zu machen. Denn nad) einmaliger Ablehnung war er zu 
weiteren Maßnahmen im Intereffe des Klägers nicht verpflichtet. 
III, 435/95 vom 14. April 96. M 

260. Der Beklagte hat im 93. 1874 dem Berfäufer zur 
Dedung eines Kaufpreisreftes 8 GCertifilate der Norddeutjchen 
Lebensverfiherungsbanf über je 200 Thaler in Zahlung gegeben 
und für den Eingang des Kapitald und der Zinjen gebürgt. Nad) 
der Auskunft des Polizeipräftdiums tit die Bank vollftändig zu 
Grunde gegangen, wenngleich eine vechtögültige Auflöfung nicht 
jtattgefunden hat. Seit 1881 hat eine ftatutenmäßige Ver: 
tretung nicht ftattgefunden, die Bücher und Alten find dem 
Polizeipräftvium überwiefen; von einer Liquidation ift Mangels 
eines Baarbeitandes Abjtand genommen. 8 ift nicht anzu- 
nehmen, daß die Bank je wieder ins Leben tritt. Da nad) dem 
Statut die Rüdzahlung der auszuleihenden Anlehnsbeträge von 
200000 Thaler und deren Rüdzahlung nur unter Vorausjegung 
eines Gejchäftsbetriebes der Bank befriftet gewejen ift, fo ift die 
Sorderung des Certififatbefigers fällig geworden, aljo aud) die 
Bürgihaft. Der Beklagte ift zur Zahlung fammt Zinfen jeit 
1. San. 1888 verurtheilt; NRevifion zurückgewiefen. IV, 230/95 
vom 9. San. 96. Bgl. 356. 

261. Wenn dem Bellagten wegen Zahlung des Wedjjels 
über den Tag des PVerfalls hinaus Befriftung ertheilt war, und 
er in Kenntniß der ihm zuftehenden Einrede auf die Präjentation 
des Wechjels das Verjprechen abgab, binnen zwei Stunden Zah: 
lung zu leiften, jo fonnte darin die Willenserklärung gefunden 
werden, daß er von der Einrede Feinen Gebraud) machen wolle. 
III, 320/95 vom 31. San. 96. 

262. Zur Zeit der Klage war die Hypothek fällig. Wenn 
Klägerin fich gegen Schluß des Nechtsjtreits damit einverftanden 
erklärt hat, daß Beklagter erit am 2. Oft. 1896 zahle, aber die 
Klage nicht zurückgenommen, fondern fie nur diefer Sacdjlage ent- 
Iprechend formulirt hat, jo ift Beflagter durch die Verurtheilung, 
am 2. Dft. 1896 zu zahlen, nicht beichwert. Damit rechtfertigt 
fih auch feine Verurtheilung zu den Koften. V, 283/95 vom 
7. März 96. 

263. Der Kreisausfchuß hatte einem NRittergutöbefiger, wie 
diefem von dem BVorjigenden eröffnet wurde, eine Beihülfe von 
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1638 Mark aus dem Gemeindewegebaufonds zur Herjtellung 
eines für einen Öffentlichen zu erflärenden Weges unter der Be- 
dingung bewilligt, daß die Feftlegung des Weges in zwei Iahren 
beendigt werde. Der NRittergutsbefiger hat den Weg in einem 
Sahre hergeftellt. Damit war die Verbindlichkeit de Klägers fo- 
fort fällig geworden für die ganze Beihülfe. 8.241 AU.U:R.L5 
iteht nicht entgegen, denn nach der getroffenen Vereinbarung durfte 
der Kläger innerhalb des feitgefegten Zeitraums erfüllen. Un- 
erheblich), dak im Kreije mit einem Wegebauetat gearbeitet wird. 
Denn der Etat fonnte fo eingerichtet werden, daß er die Mittel 
jofort zur Berfügung ftellte, wenn auc diejelben möglicherweife 
erjt in einem fpäteren Sahre zu verwenden waren. IV, 335/95 
vom 26. März 96. Pol. 308. 

264. Die Beklagte Hatte bei der Klägerin eine Generalpolice 
für ihre Verfendungen genommen. Nach der Police foll fie für die 
Dauer von einem Jahre vom 8. Auguft 1890 bis zum 8. Auguft 
1891 Mittags 12 Uhr geichloffen fein, und erneuert fi ftill- 
Ichweigend jedesmal auf ein Iahr, wenn fie nicht fpäteftens jeche 
Monat vor Ablauf de Jahres gekündigt it. Der Vertrag it 
itilffchweigend bis Februar 1893 fortgejegt. Weil die Kündigung 
der Bellagten erit am 11. Febr. 1893 erfolgt jei, beanjprucht 
Klägerin die Fortfegung des Vertragsverhältnifies bis 8. Aug. 
1894. Das Reichsgericht hat das dur) einen Eid der Beklagten 
bedingte Berufungsurtheil jo weit aufrecht gehalten, als für den 
Schwörungsfall angenommen ift, daß der Vertrag nicht vor 3. Aug. 
1893 abläuft. Denn der Agent der Klägerin hatte dem General- 
agenten im Auftrage der Beklagten bereitd am 30. Yan. 1893 
gefchrieben: wenn der Beklagten nicht befjere DVerficherungsbe- 
dingungen geboten würden, trete fie von dem DBertrage zurüd; 
eine Kündigung jei wohl nicht nöthig.‘ Damit war deutlich zum 
Ausdrud gebradt, daR die Beklagte das Verhältnig nicht fortjegen 
wolle, wenn, was erfolgte, die Klägerin den Wunjch der Beklagten 
nicht erfüllte. Solche Erklärung muß aber als Kündigung, und 
da der Agent im Auftrage der Beklagten jchrieb, als fchriftliche 
Kündigung, wie fie die Bedingungen der Klägerin erfordern, gelten, 
jodaß c8 auf die fpätere Kündigung am 11. Febr. nicht anfommt. 
I, 210/96 vom 20. Mai. 
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265. Im Fall 235 haben die Beflagten eingewendet, daß 
c8 der fi) von jelbft verftehende Zwed des Uebereinfommend ge- 
wejen fei, in Ruhe und Frieden mit ihrer eigenen Tochter und 
deren Ehemann den Reft ihrer Tage zu verleben; diejer Zwed 
jei von dem Kläger und defjen Ehefrau vereitelt, indem dieje fie 
mißhandelt hätten. Allein das Berufungsgericht Hat feitgeftellt, 
daß der einzige Zwed des Webereinfommens der gewejen jei, ihrer 
Tochter die Heirat mit dem Kläger zu ermöglichen und beiden 
eine Häustichleit zu gründen. Danad) ijt jene Abficht der Be- 
Hagten nur Vorausfegung gemwefen, von welder fie ausgegangen 
jein mögen, nicht aber Theil des Vertragswillens der Parteien ge- 
worden. Die Beklagten können aljo nicht auf Grund $. 380 fg. 
ALNR. LT, 5 zurüdtreten, aud wenn die Vorausfegung weg- 
gefallen ift. IV, 255/95 vom 6. Febr. 96. 

266. Im Fall 83. ©. Hat die Hhpothek dem Beklagten 
zum Schein cedirt, um den Kläger wegen der Hhpothef in Ans 
Ipruh zu nehmen und ihm die Einreden zu entziehen, welche ihm 
gegen ©. zujtehen. Der Belflagte ift verurtheilt, die Xöfchung der 
auf dem Grundjtüd des Klägers eingetragenen Hypothek zu be- 
willigen; Revijion zurüdgewiejen. Aus der Simulation der Ceffion 
fann ein Bedenken gegen die Paifivlegitimation des Beklagten 
nicht abgeleitet werden. Denn er ift formell in der Yage, die 
Hppothef geltend zu machen und diejelbe weiter zu cediren, be- 
jtreitet aber auch feine Paffivlegitimation nit. Die Simulation 
bewirkt nur, daß die Klage gegen ihn begründet ift, da er die 
Einreden gegen fich gelten Laffen muß, welche gegen den Cedenten 
begründet waren. V, 265/95 vom 15. Tebr./14. März 96. 

267. Der Berficherungsnehmer 2. hat am 18. Mat 1892 
feine Rechte aus der Lebensverficherungspolice in Höhe von 
10000 Mark an die 3. cedirt. Die Beklagte hat wegen einer 
ihr gegen 8. zuftehenden Forderung von 30000 Mark am 1./8. Suli 
Pfändung und Ueberweifung des Anspruchs des 2. aus der Police 
in Höhe von 15000 Mark erwirtt. Am 22. Dec. 1892 hat die 
3. an den Kläger Lau. weiter cedirt. %. hatte für die Weiter- 
ceiffion an Lau. feine Baluta erhalten; diejelbe ift vielmehr von 
Lau, direft an X. dur) Gutfchrift auf feine Forderungen an den- 
jelben gewährt. Danad) Hat das Neichsgericht angenommen, e8 
follte offenfichtlicd) das Gläubigerrecht auf die 3. nicht übergehen, 
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fie nicht befugt fein, den Anfprud) gegen die Thuringia geltend 
zu machen oder Fraft eigenen Rechts auf einen Andern, hier den 
Kläger, zu übertragen. Vielmehr ift die Abtretung nur jcheinbar, 
wenn auch vielleicht jchriftlich bewirkt. Die einzige wirkliche Ab- 
madhung zwifchen Beiden ging dahin, daß die Forderung in keiner 
Weile auf die $. übergehen, vielmehr nad) wie vor bei 2. ver- 
bleiben, der auch als Gläubiger nad) feinem Belieben über die- 
jelbe verfügen jollte. Die Form der Abtretung wurde gewählt, 
um die Forderung dem Zugriff der Gläubiger zu entziehen, welde 
Abficht das Berufungsgericht feftgeftellt hat. Die Annahme des 
Berufungsgerichts, die 3. jet fiduziarifche Gläubigerin und dem 
2. obligatorifch verpflichtet gemwefen, nach deifen Weifungen über 
den Anfpruc) zu verfügen, wideripricht feinen übrigen Feititellungen. 
Verblieb aber die Forderung dem 2, fo Hat die Pfändung vom 
8. Suli diefelbe vollwirkfam getroffen; und die Gejfion vom 
22. Dec., welde die 3. nur al8 DBevollmächtigte des X. vor- 
genommen haben fann, fonnte die Forderung den Rechten, welche die 
Beklagte erworben hatte, nicht entziehen. Danad) wurde die Revifion 
gegen das Berufungsurtheil jo weit zurückgewiejen, als daffelbe 
unter Abweifung der Klage des Lau. betreffs der 10000 Marf 
ihn verurtheilt hatte, darin zu willigen, daß diefe Summe von 
der Zhuringia an die Belflagte gezahlt werde. VI, 1/96 vom 
27. April/8. Suni. Dgl. 193. 

268. Im Fall 468 wären die Beklagten berechtigt gewefen, 
den Bertrag wegen wejentlichen Irrthbums anzufechten, wenn das 
2oo8 43985 bereits zur Zeit der DVerloofung gezogen geweien 
wäre. Das haben die Beflagten behauptet, aber die Beweis- 
antretung abgelehnt. Sie find deshalb mit Recht verurtheilt. 
I, 304/95 vom 15. Ian. 96. 

269. Kläger hatte zwei Wechfel acceptirt, den einen über 
3000 Mark, den andern über 1150 Mark, aus deffen erfterem 
gegen ihn Erefution vollftredt war. In der Meinung, daß er 
nod) 2000 Marf verichulde, verglich er fi) mit dem beklagten 
Wechjelgläubiger dahin, daß feine Frau vier von dem Kläger 
ausgejtellte Wechjel über je 500 Mark acceptirte. Gegen deren 
Hingabe gab der Beklagte die gepfändeten Miethsforderungen frei. 
Die Annahme beider Parteien über die Höhe der Neftichuld war 
irrtümlich; denn DBeflagter hatte bereits den Nejt des Wechjels 


Allgemeines. 125 


-_— 


über 3000 Mark vom Ausfteller gezahlt erhalten, diefem den 
Wechjel zurücdgegeben und den Kläger aus feiner Verbindlichkeit 
entlaffen. Aus dem andern Wechjel jchuldete der Kläger nur noch 
800 Mark. Das Kammergericht hat den Beklagten zur Zahlung 
von 1500 Mark fammt Zinfen und dem Beklagten durd) die 
Wechjeleinziehung erwacjenen Koften und Rüdgabe des vierten 
Wechfel8 über 500 Mark, eventuell Zahlung weiterer 500 Mark 
gegen Rüdgabe des dem Kläger ausgehändigten Wechjeld über 
1150 Mark verurtheilt. Daß der Beklagte überhaupt verurtheilt 
ift, entjpricht dem 8.416 U... R. L, 16, da ein beiderfeitiger 
Srrthum im Gegenftande des DVergleichd vorlag. Auch wurde in 
Solge diefes Irrthums der ganze Vergleich, der einheitlich abge- 
ihlofjen war, hinfällig; ev blieb nicht zu Recht beftehen bezüglich 
der Forderung von 800 Marf. — Striethorft, Bd. 79, ©. 267; Reh- 
bein, &, 88.3, ©. 202. — ÜUR. L 16, $. 191 trifft nicht zu, 
weil von feiner Seite behauptet ift, daß die Hingabe der Wechfel 
auf Grund ded Vergleiche an Zahlungsftatt gefchehen fei. IV, 
232/95 vom 20. Ian. 96. 

270. Aud) der Angriff ift nicht begründet, daß fich Kläger 
bilfigerweife den noch beftehenden Walutabetrag von 800 Mark 
in Abzug bringen laffen müffe, weil er fich mindeftens bei An- 
ftellung der Klage zur Herausgabe des nun Tängft verjährten 
Wechjels über 1150 Marf hätte erbieten follen. Denn e8 wäre 
Sadje ded Beklagten gewejen, von dem Kläger, der fich im red- 
lichen und rechtmäßigen Befie des Wechjels befand, die Heraus- 
gabe defjelben gegen die feinerfeitS bethätigte Bereitwilligfeit zur 
NRüdgabe der empfangenen Wechfel zu verlangen. IV, 232/95 
dom 20. Ian. 96. | 

271. Dagegen entbehrt die Verurtheilung Hinfichtlich ihres 
Umfangs der erforderlichen Begründung. Drei Wechfel waren 
vom DBeflagten begeben und find von demfelben eingezogen. Be- 
Klagter war aljo nicht mehr in der Lage, die Wechfel felbft zurüc- 
zugeben, auf deren Nüdgabe er mitteld condictio indebiti haftete 
— 8EI1ISEÜUUR. I, 16 — Da er im guten Glauben bei 
Abjchluß des Vergleichs und, wie anzunehmen, bei Begebung der 
Wechfel war, haftet er nur auf die Bereicherung — 88. 190, 195 
AU.R. 1, 16, 8.264; I, 13. — Ebenfo würde fi) feine Haftung 
beftimmen, wenn er den vierten Wechfel nicht zurücdgeben Fann. 
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Deshalb wurde das Berufungsurtheil aufgehoben, zurücdvermieien. 
IV, 232/95 vom 20. San. 96. 

272. Gem. R. Im Fall 434 betrifft der Irrthum des 
Käufers, daR das in Liffabon für gut und gefund anerfannte Mehl 
aud) für den Seetransport geeignet fei, nicht den Vertragsgegen- 
ftand, fondern nur eine Vorausfegung. Die erklärten und ge- 
wollten Eigenfchaften waren nur die, daß das Mehl in Lifjabon 
gut und gefumd jei. Daß dabei vorausgefegt tft, die am Ablade- 
ort gute und gejunde Waare werde auch den Seetransport aus- 
halten, berührt den Vertragsmwillen, wie folcher bezüglich der ver- 
einbarten Beichaffenheit des Vertragsgegenftandes feititeht, nicht. 
Der Bertrag bleibt troß des Irrthums gültig. 1, 320/95 vom 
25. San. 96. 

273. Gem. R. Die vom PVerfäufer gemachte Angabe über 
die Verficherungsiumme des verkauften Haufe darf als eine 
grundlegende VBorausjekung für das Zuftandefommen des Kauf- 
geichäfts und die damit im Zufammenhang ftehende Bürgjchaft 
des Beklagten für die an leßter Stelle einzutragenden 10000 Marf 
vom Kaufpreis betrachtet werden, jodaß eine wejentlidye Unrichtig- 
feit jener Angabe die Anfechtung dev Gejchäfte begründet, jelbit 
ohne Rücficht darauf, ob fie wider bejjeres Wiffen gemadt ift. 
Das Haus ift für 23050 Mark verfihert, Wenn der beklagte 
Bürge beichwört, daß Verkäufer bei den Verhandlungen über den 
Berfauf des Grundftüds ihm und dem Käufer verfichert habe, 
das Haus ftehe mit 33000 Mark in der Brandkaffe, ift die Klage 
des Ceffionars auf notarielle Vollziehung der Bürgfchaftsver- 
pflichtung abgewiejen. Nevifion zurücdgewielen. I, 365/95 vom 
15. Febr. 96. 

274. Der Nittergutsbefiger NR. Hatte den A. als Gute- 
adminiftrator für die Zeit von 1890 — 1902 mit der Abrede en- 
gagirt, daß, wenn da8 Gut vor der Zeit verfauft werden follte, 
A. ein Abjtandsgeld von 3000 Mark erhalten follte Weil R. 
einen andern DBerwalter engagiren und das Gut an feinen Sohn 
ER. verkaufen wollte, einigten fih A. mit ER. im Juli 1895 
dahin, daß A. die Stellung fofort aufgab, E. R. einen Revers 
ausftellte, er wolle an A. 2500 Mark zahlen, während 4. einen 
Nevers ausjtellte, in welchem er auf feine Rechte aus dem En- 
gagement und auf alle fonjtigen Nechte verzichtete. Die Klage 
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auf 2500 Mark it abgewiefen. Denn Rt. und deijen Sohn haben 
erst nachträglich erfahren, daß A. in feiner Verwaltung 150 Marf 
Angeld für verkaufte Steine vereinnahmt und nicht abgeliefert, 
auch, wie er angibt, „aus Vergeplichkeit‘ nicht gebucht hat. Aud) 
hat er zugegeben, daß feine Buchführung überhaupt im allgemeinen 
nicht forgfältig gemwefen fei; aus diefem Grunde fan er den 
Verbleib von 27 Mark nicht genauer angeben; er hatte in 
einem andern alle 307 Mark für Steine vereinnahmt, aber 
nur 280 Marf gebucht. Er habe feine Privatfafle und die Guts- 
faffe nit ftreng gejfondert gehalten. U. Hatte fich danad) 
grober Pflihtwidrigkeiten jchuldig gemacht, namentlicdy durch Ver- 
ftoß gegen U. RL 14. NR. wäre, wenn ihm diefe That- 
fachen befannt gemweien, zur jofortigen Entlafjung des A. beredh- 
tigt gemefen. Das Ablommen vom Suli 1893, welches Fein 
Vergleich über jtreitige Nechte war, beruhte danach auf wejent- 
lihem Irrtfum — 8.7 BUUR LI 4—. NRevifion zurüd- 
gewiejen. Ein Fall wie bei Bolze, Praris, Bd. XVII, 324 und 269, 
liegt nit vor. Ein Redtsirrtfum liegt nicht vor, würde aber 
auch die Anwendung des $. 75 nicht ausschließen. IV, 334/95 
vom 23. März 96. 

275. Der von dem beflagten Gläubiger behauptete Irrthum 
über eine günftigere Vermögenslage feines Schuldners ift als 
Irrtfum im Beweggrunde aud) dann ohne Einfluß auf die 
Gültigkeit des abgejchloffenen Nadjlaßvertrags, wenn er ohne den- 
jelben den Vertrag nit abgefchloffen haben würde. II, 367/95 
vom 24. März 96. 

276. Die Gemeinde Greven hat mit dem Kreisfommunal- 
verbande des Landfreiies Münjter einen Vertrag gejchlojfen, in 
welchem fich jene verpflichtete, an diefen 10225 Mark zu zahlen, 
4500 Mark für die Gemeinde und 5725 Mark für die privaten 
Anlieger des vom Fiskus zu erbauenden Kanals Dortmund-Ems- 
häfen im Gemeindebezirk, leßtere Summe vorbehaltlich der Wieder- 
einziehung von den Anliegern. Dagegen übernahm der Kreis 
die Verpflichtung, die Beiträge der Gemeinde, der anderen Freis- 
angehörigen Gemeinden und feine eigenen, in einer Gejammt- 
jumme von 70000 Mark für die Kanalzwede an die Regierungs- 
hauptfafje einzuzahlen. Die Gemeinde hat den Einwand erhoben, 
der gebaute Kanal fei ein wejentlich anderer ald der, welcher von 
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den Kontrahenten beim Bertragsichluffe vorausgejegt fei. Die 
damals vom Landrat und dem Regierungsbaumeifter gemachten 
Zufiherungen feien in wejentlihen Bunkten, nämlich in Anfehung 
der Länge und der Richtung des Kanals innerhalb des Gemeinde- 
gebiets, der in Ausficht genommenen, zu beiden Seiten des Kanals 
anzulegenden Wege, der Einlade- und Ausladeftellen nicht ver- 
wirfliht. Allein der Vertrag war ein wechjeljeitig verpflichtender 
und entiprach dem beiderjeitigen wirthichaftlichen Interefje des 
Kreifes und dev Gemeinde. Der Bau felbit lag außerhalb der 
vertraglichen Verpflichtungen der Kontrahenten, und der Kreis hat 
feine Garantie für die Ausführung eines beftimmten Projekts 
übernommen. Wenn die Gemeinde ihre Verpflichtung nur unter 
der Vorausjegung ausgeiprochen habe, daß der Kanal nad) dem 
ursprünglichen Projekte gebaut werden würde, jo lag nur ein 
Beweggrund vor. Und da der Irrthum in demfelben nicht von 
dem Kreife vorfäßlich veranlaßt war, jo war er unerheblich. 
Daß dem Bertrage vereinbarungsgemäß die Bedingung beigefügt 
fei, daß Beflagte den Beitrag nur zu zahlen brauchte, wenn das 
urjprüngliche Projeft ausgeführt werde, hat fie nicht behauptet. 
— UU.R. 1,4, 88. 147, 149. -- IV, 361/95 vom 30. März 96. 
— Bol. 29. 

277. Die Gemeinde Greven hatte nad) dem urfprünglich 
aufgeftellten Projekte von den fich danad) ergebenden Anliegern 
Beiträge zeichnen laffen. Die Gefammtjumme diefer Beiträge 
ergab die Summe von 5725 Marf. Allein die Kanalrichtung 
war zur Zeit des Vertragsichluffes noch nicht genau beftimmt. 
Die Gemeinde mußte alfo mit der Möglichkeit rechnen, daß in 
Folge der Aenderung der Ranalrichtung einzelne Zeichnungen in 
Wegfall fommen würden. Wenn fie troßdem bei dem VBerfprechen, 
aud) die 5725 Mark zu zahlen, vorausjeßte, daß die jämmt- 
lihen Einzelzeichnungen eingehen würden, fo handelte e8 jih auch 
um einen irrigen Beweggrund. IV, 361/95 vom 30. März 96. 

278. Wenn im Fall 137 beide Theile eine Yortdauer der 
Beitragspfliht der Stadt wegen der dem Staate obliegenden 
Pflicht, das Gehalt der von ihm angejtellten Lehrer auch nad) 
Aufhebung der Schule weiter zu zahlen, irrthümlid) annahmen 
und auf diefer Grundlage über die Zahlungsmodalitäten Yeft- 
jegungen trafen, fo würde ein folcher Vertrag von der Stadt auf 
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Srumd AÜ.U.R. IL 4 8.75 wegen wejentlichen Irrthums ange- 
fochten werden können. IV, 378/95 vom 27. April 96. 

279. Im Ball 650 Hatte die Stadt Pr. Holland mit dem 
Preußiichen Fiskus einen Vertrag geichloffen, durd) welchen fie 
einen von ihr zu zahlenden Zins von jährlich 1079 Mark 46 Pf. 
dur) Zahlung des 15fachen Betrages ablöfte.e Damals Herrjchte 
unter den DBertragfchließenden die Anficht, daß der Zins zu Red 
beftehe. Der Zins feßt fich zufammen aus einer Anzahl von 
Pofitionen. Im diefem Prozeffe ift fejtgeitellt, daß die im Fall 650 
genannten einen grundfteuerartigen Charakter hatten, und deshalb 
vor Abichluß des Ablöjungsvertrags in Wegfall gefommen waren. 
E8 lag alfo ein wefentliher Irrtum vor, welder den Haupt- 
gegenftand des Vertrags betraf, und denfelben jelbit dann an- 
fehtbar madt, wenn der Vertrag al8 Vergleih oder Ablöjungs- 
rezeß aufzufaflen wäre — 8. ULER LA; 8.417, 116 — 
und aud, objchon es fih um einen NRechtsirrthHum handelt. Auch 
ift der ganze Vertrag als einheitlicher abgefchloffen ; der ganze Zins, 
nicht etwa die einzelnen Leiftungen, aus denen er fich zufammen- 
jeßte, follte abgelöjt werden. In Folge jenes Irrthums ift alfo 
der ganze Vertrag ungültig. Fiskus wurde deshalb zur NRüd- 
zahlung der Ablöfungsfumme mit 5 Proz. Zinjen jeit dem Tage, 
an weldhem er zur Rüdzahlung aufgefordert war, verurtheilt, 
Revifion zurücgewiefen. IV, 383/95 vom 7. Mai/4. Iuni 96. 

280. Der Kläger hat dem Bellagten feine Patente für 
Deutichland und fieben andere Länder auf ein Shitem mufilalifcher 
Tahygraphie, Verfahren zur Herftellung von Notenplatten, ab- 
getreten, die dann mitteljt Buchdruds verwendet werden, um einen 
Preis von 60000 Mark. Der Bellagte fechtet den Vertrag unter 
anderm wegen Irrthums an. Er war zur Zahlung der fälligen 
Raufpreisrate von 10000 Mark verurtheilt, feine auf Schadens- 
erfag gerichtete Widerflage war abgewiefen. Das Neichögericht 
hat feine Revifion zurücgewiefen. ‘Der Irrthum follte fi) darauf 
eritreden, daß das Verfahren nicht nußbringend jei. Nach) den 
Erflärungen de8 Kläger wäre eine Platte für einen Preis von 
60 Pf. herzuftellen gewejen, während thatfächlich der Preis fich 
auf 3—A Mark ftellte, jodaß das neue Verfahren mit dem be- 
kannten Notenftichverfahren nicht konkurricen fünne. Das Be- 
‚rufungsgericht hatte feftgeftellt, daß der Beklagte durd) Proben, 
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die er mit den von dem Kläger gelieferten Majchinen vor Ab- 
\chluß des Vertrages veranitaltet hatte, über das techniiche Ver- 
fahren orientirt war. Auch war dafjelbe ausführbar, jodaß eine 
fertige Erfindung vorlag. — Vgl. Bolze, Praxis, Bd. XV, 226. — 
Das Neichsgericht nimmt an, daß ein Irrtum in ausdrüdlicd 
vorausgejegten Eigenfchaften (AUL.R. I, 4, 8. TU), welcher die 
Anfechtung begründet, nicht vorlag. Biychologisch ift das Der- 
hältniß der Vorausfegung, die zu Faufende Sadıe habe eine ge- 
wiffe Eigenjchaft, zu dem Entfchluß, diefe Sache, hier da8 paten- 
tirte Verfahren zu faufen, daffelbe, wie die Vorausfegung einer 
gewiffen Begebenheit oder ZThatfache, die entweder gefchehen ift 
oder nod) gefchehen joll, zu dem dadurch hervorgerufenen Ent- 
fchluffe, die Sadhe zu kaufen WU. R. IL 4, $8.145 fg.) Sie 
ift dort wie bier dev Beweggrund, welcher auch dem Verkäufer 
hier wie dort erklärt werden fanı. — Vgl. Bd. VI, 368 (E., 
Br. 21, ©. 312.) — Aber juriftiic ift das Verhältniß ein an- 
deres. Die vorausgejegten Thatfachen und Begebenheiten ftehen 
durd) Beziehungen und DVerhältniffe, welche in der Perjon des 
Käufers Liegen, mit der Thatjache in Verbindung, daß der Kauf- 
vertrag, mit deflen Inhalt fie nichts zu thun haben, abgefchloffen 
ift. Nur dadurd, daß der Käufer den Eintritt folcher zufünftiger 
Thatjachen unter Zuftimmung des Verkäufers zur Yedingung des 
Kaufe macht, gewinnen fie für den Inhalt des Kaufvertrags eine 
Bedeutung. Aber die Eigenjchaften haften den Sachen dauernd 
an, die in bejtimmter Weife qualifizirten Sachen find es, welche 
die wirthichaftlichen Bedürfniffe der Meenichen befriedigen oder 
aus anderen Gründen ihnen begehrenswerth find. Deshalb zieht 
das Xandrecht das Begehren der Eigenfchaft bei den gewöhnlich) 
vorausgejegten Eigenjchaften (I, A, $S. 81) in den Vertragswillen 
hinein, jodaß die Sache ohne diefe Eigenschaft nicht mehr den 
Gegenftand bildet, über welchen Fontrahirt ift. Und daffelbe fann 
für eine Eigenjhaft dadurd) erreicht werden, daß fie ausdrücdlic) 
borausgejeßt wird, fei e8, daß die Gewährung der Eigenichaft 
vereinbart — Glüd, Pandektenfommentar, Bd. 4, 8. 297 —, oder 
daß fie vom Berfäufer unter jtillfehweigender Zuftimmung des 
dadurch zum Kauf beftimmten Käufers zugefagt — Krit, Redhts- 
fälle, Bd. 4, ©. 352; Bolze, Praxis, Bd. XVL, 264 —, oder daß 
fie vom Käufer ohne Widerfpruc des Verkäufers begehrt wird 
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— Bornemann, Pr. Eivilredt, Bd. 1, ©. 143; Förfter-Eccius, 
Bd. 1, 8.78, ©. 451 —. Zur Annahme eines Irrthums in aus- 
drücklich vorausgefetten Eigenfchaften ift e8 nicht einmal noth- 
wendig, daß thatjächlich beide. Kontrahenten auf Gewährung der 
vorausgefegten Eigenjchaft einig geworden find. L. 58, D. de 
contr. emt. (18, 1) si contemplatione illarum arborum fundus 
comparabatur sive sciente ... venditore (sc. arbores dejectas 
vel absumptas). Der Irrthum des Käufers Fann fid) aud) darauf 
erftreden, daß er glaubt, der Verfäufer wolle die von ihm voraus- 
gefegte Eigenichaft gewähren. — Bolze, Praris, Bd. XX, 296. — 
Weiß aber der Käufer oder muß er willen, daß der Verkäufer die 
von jenem bezeichnete Eigenjchaft nach der Sachlage nicht zu ge- 
währen hat, fo fann die bloße Erklärung des Käufers, daß er 
der Sache die und die Eigenjchaft beilege, aucd, wenn der DVer- 
fäufer diefen Glauben theilt, und wenn er erfennt, daß der Käufer 
ohne diejfe Annahme den Kaufvertrag nicht abjchließen würde, 
jene Eigenjhaft nicht zu einer ausdrüdlicd) vorausgefekten Eigen- 
Ihaft im Sinne des $. 77 maden. Denn zu einem Kaufvertrag 
gehört der übereinftimmende Wille beider Kontrahenten bezüglich) 
aller zum Thatbeftande des Kaufs erforderlichen Momente. Dem 
Käufer darf alfo, wenn er einen Irrthum im BVertragsmwillen 
geltend machen will, nicht entgegenftehen, daß, wie er weiß, der 
Berfäufer diefen Vertragsmwillen bezüglid) des Moments, auf 
welchen fi) der Irrthfum des Käufers bezieht, nicht zu haben 
braucht. Wenn man nun aud die Rentabilität eines gewerblich 
zu verwerthenden Verfahrens als eine Eigenfchaft defjelben be- 
zeichnen will, fo hängt dafjelbe bei einem neuen Unternehmen, 
das eine neue Erfindung oder einen andern neuen Gegenftand des 
geiftigen Eigenthums ausbeuten will, von mannichfacdhen Umjtänden 
ab. Daher verjteht es fich von jelbjt, daß der Käufer, wenn ihm 
die technifche Seite des Verfahrens u. |. w. befannt ift, die Ge- 
fahr der Prosperität zu tragen bat. Hat der Berfäufer nicht 
einen beftimmten Ertrag garantirt, jo fann der Käufer von ihm 
feine Gewährleiftung fordern, wenn das Unternehmen zu Boden 
fällt, Verlufte ftatt Gewinn bringt. DBolze, Praxis, Bd. II, 
220. Der Käufer fann alfo auch durch feine einfeitige Erklärung 
einer Borausjegung joldher Eigenicdhaft diejen feinen Bemeggrund 
zum Abjchluß des Vertrags nicht in die Sphäre des für den Irr- 
9* 
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thum relevanten Bertragswillens hineinrüden. Vgl. Bolze, Praris, 
9b. III, 589, 488. Die Revifion des Beflagten wurde urüd- 
gewiefen. I, 41/96 vom 16. Mai. 

281. Kläger, der damals als Schuiter in Ottersleben: bei 
Magdeburg wohnte, faufte von der Beklagten am 3. Nov. 1893 
ein Quedlinburger Haus und erhielt am 21. März 1894 die Auf- 
laffung. Zwilcdhen Verlauf und Auflafjung fand eine polizeiliche 
Belihtigung des Haufes ftatt, durd) welche Tonftatirt wurde, daß 
zwei Dachwohnungen des nad) dem Inkrafttreten der Duedlin- 
burger Baupolizeiordnung erbauten Haujes nicht die in ihr vor- 
geichriebene Höhe von 3 Metern habe. Dem Kläger ift der Um- 
bau polizeilicd) aufgegeben, widrigenfall8 die Räume nicht bemohnt 
werden dürfen. Die Klagabweifung ift vom Neichdgericht auf- 
gehoben, zurüdverwielen. Irrthum in ausdrücdlicd, vorausgejegten 
Gigenfchaften — WU.L.R. 1, 4, 8. 77 — foll nicht vorliegen, weil 
weder dargethan jei, daß Beklagte die Bewohnbarkeit zugelagt, 
no daß Kläger hiervon den Vertragsichluß abhängig gemacht 
habe. Allein aud ohne wörtliche Abmachung fann eine Eigen- 
\haft vorbedungen werden, wenn die Umfjtände des Falles zeigen, 
daß beide Kontrahenten über diejen Punkt einverftanden gewefen 
find. Die Dadräume waren aber vermiethet, al8 Kläger Taufte, 
find ihm als vermiethet vorgezeigt und die Miethszinjen vom 
1. April 1894 ab überwiefen; und über das Intereffe des Klägers 
an der Vermiethbarkeit kann bei der Beflagten fein Zweifel be- 
itanden Haben, Es bleibt zu prüfen, ob nicht genügend zum 
Ausdrud gebracht ift, daR Parteien über die Lieferung vermieth- 
barer Dadräume einverftanden waren. V, 372/95 vom 13. Mai 96. 

282. Daß ein Irrthum über gewöhnlich vorausgejeßte Eigen- 
Ichaften vorgelegen habe, nimmt der Berufungsridter an. Aber 
er hält diefen Irrthum nicht für geeignet, die Klage zu begründen, 
weil Kläger den Irrthum durd) grobes oder mäßiges DVerfehen 
hervorgerufen habe. Das grobe Verichulden wird, was nicht zu 
beanjtanden, in der Unkenntniß von der Duedlinburger Baupolizei- 
ordnung gefunden — 8. 12 Einl. um UL. R. —. Diejes Ver- 
Ichulden mußte aber ohne Folgen bleiben, wenn er die polizei- 
widrige Niedrigkeit der Dachmwohnungen nicht erkannt hat. Er 
durfte davon ausgehen, daß das Haus im Neubau anjtandeloe 
polizeilic) abgenommen war; aud) fand er die Räume vermiethet 
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vor, Exit dann, wenn ihm al8 Laien die bloße Befichtigung 
Zweifel an der vorichriftsmäßigen Höhe erregen mußte, Hatte er 
einen Anlaß, fich näher zu erkundigen. V, 372/95 vom 13. Mai 
96. . Bol. 291. 

::283. Der Ehemann der Beklagten hat alS deren General- 
bevoffmächtigter dem Kläger ein Haus verkauft und am 1. Sept. 
1891 aufgelaffen. Berkäufer Tieß fih an Zahlungsitatt unter 
anderem eine Dhpothef von 40000 Mark cediren, welche der 
Käuferin an einem Grundftüd Hinter 330000 Mark zuftand. 
Diefelbe ift bei der Subhaftatton ausgefallen. Für den Fall, daß 
Kläger beichwört, der Ehemann habe ihm vor Abjchluß des Kauf- 
vertrags verfichert, die Hypothek jet voll und ganz gut, ift bie 
Ehefrau verurtheilt, dem Kläger al8 Schadenserfag 40000 Mart 
fammt Zinjen jeit 1. Oft. 1891 zu zahlen. NRevifion zurüd- 
gewiejen., Denn die Hhypothef war von der Ehefrau am 1. April 
1891 für 22000 Mark erworben. Wenn fid) aud) der Ehemann 
vorgenommen hatte, die Hypothek bei der Subhaftation eventuell 
herauszubieten, und fie deshalb fo weit für gut hielt, fo wußte er 
doch, daß fie objektiv und für den Kläger nicht fiher war. Er 
hat den DVertragsichluß durch einen in dem Kläger vorjäglich er- 


regten Srrthum herbeigeführt. Der Kläger hat fi) zwar jelbit 


nad) dem verpfändeten Grundftüc begeben und fich nad deffen 
Berhältniffen erkundigt. Er hat aber troß der eigenen Prüfung 
der Berhältniffe die Unrichtigfeit der Verficherung des Ehemanns 
der Beklagten nicht erkannt. Unerheblih), daß der Kläger nad 
dem DVertragsabichluß, aber vor der Auflaffung erfuhr, daß der 
Ehemann die Zuficherung beftritt und eine Gewährleiftung ab- 
lehnte. Indem er gleichwohl die Auflaffung ablehnte und bei 
dem Dertrage ftehen blieb, verwirkte er den Anjpruc auf Erjaß 
des Schadens nidht. V, 215/95 vom 8. San. 96. 

284. Dgl. 171. Kläger hat fein Haus für 42000 Marf 
jo verkauft, daß Bellagter 32000 Mark Hhpothefen übernahm, 
4000 Darf baar zahlte und dem Kläger eine Forderung von 
6000 Mark cedirte, die auf feinem Grundftük nad) 57000 Mark 
eingetragen war. Kläger fordert wegen Betrugs des Beklagten 
6000 Mark Baarzahlung ftatt der Hypothef. Die Vorinftanzen 
haben abgewiefen; das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdver- 
wiefen. Die Annahme, e8 liege bloße Anpreifung vor, beruht 
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auf Rechtsirrtfum. Bellagter fol gejagt haben, er habe jein 
Haus für 70000 Mark verkauft, fein Käufer habe 7000 Mart 
angezahlt, er habe 15000—20000 Marf ausjtehende Hhypothelen, 
die aber erjt nach zwei Jahren ausgezahlt würden, deshalb müßten 
die eingetragenen 6000 Mark bis 1. Febr. 1896 unfündbar fein. 
Gegenüber dem dolus des Beflagten würde e8 auch der den Ver- 
trag beherrichenden Billigkeit nicht entiprechen, den Kläger zu- 
nächft auf den Verjuch zwangsweijer Einziehung der Forderung 
zu verweilen, um erft, foweit diefer nicht zur Befriedigung führt, 
einen Schaden anzunehmen. Dem Richter ift bezüglich deffen Feit- 
jtellung freie8 Ermeffen gewährt. Es wird zu erwägen fein, ob 
nicht der Kläger, wenn er dur) falfche Vorfpiegelungen zur Ans 
nahme de8 baar zu zahlenden Kaufpreifes bewogen würde, be= 
fugt ift, die Baarzahlung zu fordern. III, 343/95 vom 
21. Febr. 96. 

285. In der angeblichen Erklärung des Verkäufers: Be: 
flagter folle Alles zu den Preifen befommen, die es ihm felbft 
gefoftet habe, und in den daran gefnüpften Preisangaben in runs 


den Summen wurde nur eine im Gejchäftsverfehr übliche An- 


preifung gefunden, zumal Käufer die Angabe der Selbitkoftenpreife 
nicht gefordert hatte, die Einrede des Betrug wegen unrichtiger 
Angaben des Anfchaffungspreifes des Grundftüds und dev Her- 
jtellungspreife dev Scheune war alfo nicht begründet; Nevifion 
zurücigewiefen. V, 230/95 vom 15. San. 96. Ä 
286. Kläger PB. und dev Mitbeflagte ©. hatten zufammen 
ein Rittergut mit einer Braunftohlengerechtigkeit erworben, auf 
denen eine Hhpothef für den Mitbeflagten %. eingetragen war. 
Sie hatten fi) durch einen Sozietätsvertrag zum gemeinjchaft- 
fihen Betrieb verbunden, und in diefen Vertrage verabredet, daß 
bei einer Auseinanderfegung das Rittergut mit einem Werth von 
600000 Mark anzufesen fei, von weldhem Betrage jeder nad 
Abzug der Hypotheken die Hälfte zu erhalten habe. %., für welchen 
110000 Mark Hhpothefen eingetragen waren, betrieb die Sub- 
hajtation. PB. und S. boten dem X. ein jeder in gefondertem Brief 
den Erwerb des Ritterguts mit der Maßgabe an, daß %. 462500 
Mark Hhpotheien, eine auf dem Antheil des P. eingetragene 
Grundjhuld von 80000 Mark, Wirthfchaftsichulden von 10000 
Mark übernehmen und an P. 9000 Mark zahlen folle. So tit 
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das Geichäft zu Stande gefommen. 2. hat dann feine Rechte an 
die Mutter des ©., die Mitbeflagte Frau ©., unter denjelben 
Bedingungen abgetreten. Der Frau ©. haben dann PB. und ©. 
das Grundftüc aufgelaffen. Kläger behauptet, daR er durch ge- 
meinfchaftlichen Betrug der Beklagten zu dem Vertrage bejtimmt 
fei, und fordert Schadenserfag. Das Berufungsgericht hat den 
Anspruch) dem Grunde nad) für gerechtfertigt erklärt; das Neiche- 
gericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. Der Betrug joll dadurd) 
bewirkt fein, daß die drei Beklagten verjchwiegen haben, daß bie 
Frau ©. die Mebernahme der 2.’ichen Hypotheken und den Erwerb 
des Nitterguts unter ihr zufagenden Bedingungen in Ausficht ge- 
nommen hatte, jowie daß die Zwangsvollftredungsabfichten des %. 
möglicherweife ihre Erledigung finden Fönnten.. Allein inwiefern 
dDiejes Verfchweigen als ein betrügliches anzujehen wäre und auf 
die Entichließungen des Klägers hätte einen Einfluß ausüben 
fönnen, inwiefern andererjeits für die Beklagten eine Verpflichtung 
beftanden haben follte, dem Kläger Mittheilung von den zwifchen 
ihnen ergangenen Verhandlungen zu machen, tft aus dem DBe- 
rufungsurtheil nicht zu erfehen. Das Urtheil beruht auf der An- 
nahme, daß e8 zur Zwangsverfteigerung aud) dann nicht gefommen 
jein würde, wenn der Kläger feinen Antheil am Gute für fi) 
behalten und dem 2. nicht überlaffen hätte, daß in diefem Falle 
©. von feinem Rechte, die Auflöfung der Sozietät herbeizuführen, 
Gebraud) gemacht hätte und alsdann dem Kläger die Abfindung 
unter Zugrundelegung eines Werth8 von 600000 Mark gewährt 
haben würde. Beitimmte Thatfachen, auf welche diefe Annahme 
gejtütt werden Fonnte, find aber nicht angegeben. Andererfeits ift 
fejtgeftellt, daß Kläger und feine Hintermänner nicht in der Lage 
waren, die Zmwangsverfteigerung zu verhindern, und daß bie 
drau ©. erklärt hatte, fie würde, folange das unerträglich ge- 
wordene Sozietätsverhältniß zwifchen ©. und B. beftehe, Fein Geld 
für da8 Gut geben. VI, 282/95 vom 16. Ian. 96. 

287. Der Beklagte A. war am 25. Sept. 1886 ald Ge- 
jellichafter in ein Gefchäft eingetreten, bei welhem der Kläger 
als jtiller Gejellfchafter betheiligt war. Kläger fordert von dem 
Beklagten und von der 0.9.©. fein Guthaben von 34974 Marf 
13 BPf., welches die 0.9. ©. unter ihrer Firma in einem von 
dem Beklagten unterfchriebenen Briefe vom 6. Oft. 1888 zu zahlen 
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veriprochen bat. A. will durd) Betrug zum Eintritt in die Ge- 
jellichaft beftimmt fein. Er wäre dur) Zäufhung in den irrigen 
Glauben verjett, daß 65000 Mark Gefellichaftsvermögen vor- 
handen, und daß das Geichäft bisher rentabel gewejen jei; e8 fei 
ihm auch argliftig verfchwiegen, daß 10000 Mark von jeiner Ein- 
lage von 30000 Mark zur Abfindung eines ausgefchiedenen Gejell- 
Ichafters PB. beftimmt feien. Allein das Oberlandesgericht läßt 
aushrüdlich zu, daß A. bereits vor dem 6. Oft. 1888 die frühere 
Unrentabilität des Gefchäfts erkannt und die Auszahlung der 
10000 Darf erfahren habe; aud) ift Beweis erboten, daß A. vor 
jenem Zage durd) die Gefchäftsbücher Einficht in die finanzielle 
Lage der Gefellichaft erhalten hatte, alfo damals nicht mehr an 
da8 PVorhandenfein des Gefchäftsvermögens von 65000 Marf, 
welches aus den Einlagen feines Meitgefellichafterse und des A. 
berrühren follte, glauben fonnte. Daß die Erklärung vom Oft. 
1888 durdy Betrug veranlaßt fei, durfte alfo nicht mit der Yort- 
dauer des Irrthums begründet werden, welchen der Kläger zur 
Herbeiführung des Gefellichaftsvertrags benukt haben fol. II, 
344/95 vom 25. Febr./3. März 96. Vgl. 147 und 505. 

288. Dgl. Bd. XIV, 290; Bd. XV, 231; Bd. XVIL, 273; 
3b. XVII, 280, 286. Bellagter hat von der Klägerin ein 
Reitaurationslofal vom 1. Mai 1887 auf vier Iahre erpachtet, aber 
den Wirthichaftsbetrieb im Dftober 1887 eingeftellt, und ift dazır 
befugt erachtet, weil ihn die Verpächterin durch wiffentlich faljche 
Angaben über den Bierkonfum zum Abjchluß des Pachtvertrags 
veranlaßt hat. Der Beklagte fordert unter anderem den Der- 
dienft, welchen er gemacht haben würde, wenn die Angaben der 
Klägerin über die Höhe des Umfates richtig geweien wären, ale 
feinen Schadenserfaß. Damit ift er zurücdgewiefen. Seinen An- 
gaben nach würde der Beflagte den Badhtvertrag nicht gejchloffen 
haben, wenn er über den Bierkfonfum nicht getäufcht wäre. Nad) 
8.TIAUUNR. 1 6 fann er aber nur das als feinen Schaden 
fordern, was er ohne den Betrug gehabt haben würde. Auch) aus 
SS. 285, 350, 351 I, 5 kann nicht gefolgert werden, daß der 
Betrogene, wenn er den Vertrag wegen des Betrugs aufhebt, 
gleichwohl das ganze Vertragsintereffe verlangen Fünnte. 8. 285 
jegt einen gültigen Vertrag voraus und regelt die Rechtsfolgen 
aus einem fchuldhaften Verhalten eines Kontrahenten beim Ab- 
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Ichluffe folcher Verträge — vg. R.G.€, DB. 8, ©. 253 —. 
Geht aber der Beklagte vom BVertrage wieder ab, jo tritt er mit fid 
jelbft in Widerfpruch, wenn er das ganze Intereffe wie aus einem 
gültigen und vom Gegner nicht erfüllten Vertrage verlangt. Zur 
Erftattung der Vortheile, die der Betrogene von dem VBertrage 
ungeachtet des Betrugs möglicherweije hätte ziehen Fünnen, tft der 
erfüllungsbereite Gegner nicht verpflichtet. Aber auch der Genuß 
der Bortheile, die der Beflagte aus dem Bertrage in Folge der 
falfhen Vorjpiegelungen erwarten durfte und nicht ziehen Fonnte, 
ift von ihm durch den Rücktritt vom BVertrage aufgegeben. Der 
von ihm zu beanfpruchende Schaden Tann fich nur auf die Auf- 
wendungen beziehen, die er aus Anlaß des Vertrag, zu dem er 
betrüglich verleitet ift, gemacht hat, fowie auf die Vortheile, die 
er anderweit hätte ziehen Tönnen und um des Vertrags willen auf- 
gegeben hat. VI, 319/95 vom 20. Febr. 96. Dgl. 142. 

289. Die Kläger hatten ein Taufmännifches Geichäft er- 
padıtet. Wie feftgeftellt, waren fie durch falfche Vorfpiegelung des 
Derpäcters über die Höhe des Neinertrags zum Abichluß be- 
jtimmt, während der wirkliche Reinertrag des Verpächters wejent- 


lich niedriger war. Das Berufungsurtheil hat die Kläger von 


dem Badhtvertrage entbunden, den Beklagten verurtheilt, das 
Waarenlager zum Fakturapreife zu übernehmen und den Klägern 
den duch Abichluß des Vertrags erwachjenen Schaden zu er- 
jegen. Das entfpridt AL. R. I, 5, SS. 349, 352; I, 6, $. 10. 
Deshalb Revifion des Beklagten zurücigewiefen. I, 112/96 vom 
6. Suni. 

290. Im Fall 469 ift nicht zuzugeben, daß der Kläger auch 
Ichon dann dolos bei Abichluß der Verträge gehandelt habe, wenn 
er wußte, daf das Patent gefährdet und die Neuheit zweifelhaft 
war, e8 aber gleichwohl unterlieh, feinem Gegenfontrahenten diefe 
Sadjlage mitzutheilen. Dolus wäre nur anzunehmen, wenn Kläger 
Kenntniß davon hatte, daß die Erfindung nicht neu war und das 
Patent im Tall der Anfechtung vernichtet werden würde. Eine 
culpa dolo proxima fommt aber nicht in Betracht, weil deren 
Sleichitelung mit dem dolus fi nicht auf die Eingehung von 
Verträgen erjtredt. III, 12/96 vom 24. April/12. Mai. 

291. Im Fall 281/82. Wufte die Beklagte, wenn aud) 
nicht zur Zeit des Verkaufs, doc zur Zeit der Auflaffung, daf 
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das Dachgefhoß den polizeilichen Anforderungen nicht entipreche 
und umgebaut werden müffe, und ließ fie unter Verjchweigung 
diefer Sadjlage das Haus auf, jo ift darin ein Betrug zu finden, 
der die dadurch Herbeigeführte Willenserklärung — die Entgegen- 
nahme der Auflaffung — für den Betrogenen unverbindlicd; macht — 
8.BAU.UR IL 4 — und ihn zu einer Schadenserfagforderung 
berechtigt — 8. 86 —. V, 372/95 vom 13. Mai 96. Vgl. 333. 

292. Durch gerichtliche Verhandlung vom 15. Aug. 1876 
vor der Eheichliefung war das Vermögen der Ehefrau für Vor- 
behaltenes erklärt; durch gerichtliche Verhandlung vom 10. März 
1880 ift feftgefett, daß das Vermögen fortan die Natur des Ein- 
gebrachten haben und dem Nießbrauch des Klägers unterliegen foll. 
Am 9. März war die Ehefrau von dem Ehemann bei Entwendung 
von 4410 Mark von feinem Geldvorrath überrafcht. Um der in 
Ausficht geftellten Anzeige beim Staatsanwalt zu entgehen, hat die 
Ehefrau die Aufhebung der Verhandlung vom 15. Aug. 1876 ver- 
iprodhen. Sie hat aud) die Erflärung vom 10. März 1880 vor 
Gericht abgegeben, nachdem der Ehemann ihr erklärt hat, daß er, 
wenn fie das DVerfprechen nicht halte, zum Staatsanwalt fahren 
und fie ins Zrodene bringen werde. Die Anwendung des $. 35 
AL.R. L 4 ift unbedenflih. — IV, 239/95 vom 23. Ian. 96. 
Bol. St. ©. B. 8. 247. 

293. Der Bellagte ift befugt, feine Bürgichaft aus dem 


Gefichtspunft der condictio ob turpem causam oder ex injusta 


causa anzufechten, wenn er dazu durch. die Drohung des Klägers 
veranlaßt ift, die Schwägerin desjelben R. H., welche früher ein 
Liebesverhältnig mit dem Sohne de8 Beklagten hatte, und fid) 
jet in Amerifa aufhielt, würde fi) bei des Leßteren Zrauıng 
dazwijchen werfen. Wenn aud) eine exceptio quod metus causa 
wegen L. 9, pr. L.2, D.h.t. (4, 2) nicht begründet fein würde, 
fo verftieß doch die Bedrohung mit einem Skandal, um eine Bürg- 
haft zu erwirfen, auf welche der Kläger feinen Anfpruch hatte, 
gegen die guten Sitten. III, 313/95 vom 28. San. 96. 

294. Im Fall 276/77 ftand aud) der Gemeinde ein Rüd- 
tritt wegen veränderter Umftände — AU. R. 1,5, 8. 377 ff. — 
nicht zu. Eine Unmöglichkeit der VBertragserfüllung — 3. 364 — 
liegt nicht vor, da e8 fich auf beiden Seiten nur um Geldleiftungen 
handelt; der Endzwed beider Theile ift Feinesfalls unmöglich 
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gemaht — 8. 378 —. Cbenfo wenig war al& dargethan ange- 
jehen, daß durch die thatfächlic) eingetretenen Abweichungen von dem 
geplanten Bau der Endzwed, den die Beklagte bei dem DVertrage 
gehabt hat, ganz vereitelt jet — $. 380 —. Da der Eintritt 
der fpäteren Abweichung in ihren Einzelnheiten beim Vertragsichluß 
nicht vorausgefehen werden fonnte, jo war nicht feftzuftellen, daß 
die Gemeinde den Vertrag nicht geichloffen haben würde, wenn 
der Ranal nicht fo, wie projeftivt war, gebaut würde. ALS der 
fih von jelbft ergebende Endzwed konnte aber nur angenommen 
werden, daß der Kanal eine möglidhit lange Strede in. einer 
der rentablen Mitbenugung der neuen DBerfehrsftraße geftattenden 
Meile durch das Gemeindegebiet Hindurd geführt werde. Diefer 
Endzwed ift erreicht. Denn der Kanal ift zwar nicht, wie urjprüng- 
(ih geplant, 11, aber 9 Kilometer lang durd) da8 Gemeindegebiet 
geführt; eine merfliche Schädigung der Gemeinde ift weder ein- 
getreten, noch) zu ewarten. Die vorübergehenden erjten Anlage- 
foften find nicht ausfchlaggebend gegenüber der bleibenden DBe- 
deutung des Kanals für die Zukunft. Der induftriereihe Ort 
Greven wird aus der neuen billigen Vefehrsftrage direfte und 
indirekte Vortheile haben. NRevifion zurücgewiejen. IV, 361/95 
vom 30. März 96. — 

295. Die Saalbefiter Berlins und der Umgegend hatten am 
5. Suni 1894 fich gegenfeitig bei einer Konventionaljtrafe von 
500 Mark für jeden einzelnen Fall verpflichtet, ihren Saal zu 
feiner fozialiftiichen und anarciftifchen Berfammlung herzugeben, 
falls der Boykott gegen die Brauereien und Gaftwirthe bi8 zum 
15. Suni 1894 nicht aufgehoben ift oder fic) wiederholt. „Wir 
genehmigen, daß Dr. M. beredtigt ift, das Inkaffo für jeden 
Kontraventiongfall zur Einklagung vorzunehmen.” M. Hat auf 
Zahlung einer Konventionalftrafe gegen einen Gajtwirth wegen 
Kontravention gegen den Befchluß geklagt. Damit ift er abgewiejen. 
Eine erlaubte Privatgefellihaft ift nicht gebildet; das Forderungs- 
recht auf die Strafe fteht aber nur der Gefammtheit der Eontrahiren- 
den Saalbefiger zu. In erjter Inftanz hatte M. inTigenem Namen 
geklagt, hatte alfo eine Forderung erhoben, die ihm nicht zujtand. 
Wenn er fich in zweiter Inftanz al8 Beauftragter der Saalbefiter 
bezeichnet, welche die Refolution gefaßt Hatten, jo war das eine un- 
zuläjfige Klagänderung. IV, 377/95 vom 21. April 96. 
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296. Im Fall 495 beichwerte die Hinzufügung der zweiten 
Alternative den Beklagten nicht, da fie ihm nur ein Recht geben 
follte, nad) feiner Wahl auf diefe Weife die Liberation der Klägerin 
zu bewirfen. V, 305/95 vom 25. März 96. 

297. Der Hhpothefgläubiger W. Hatte dem Cigenthümer 
de8 Stammgutes, feinem Schuldner K8., zugefagt, daß er gegen 
Empfang des Kaufgeldes für die von KR. abzuverfaufenden Par- 
zellen die leßteren aus der Hypothek entlaffen werde. K. Hat fid 
dem Kläger gegenüber, welcher von ihm eine Parzelle Faufte, ver- 
pflichtet, dieje von jener nicht übernommenen Poft zu befreien. 
Kläger hat aud) das Kaufgeld feiner Parzelle an W. bezahlt, 
und diefer hat die Hhpothel in Höhe des gezahlten Kaufpreijes 
töichen Laffen, die Parzelle aber aus der Hhpothef nicht entlaffen. 
Durd) die Zahlung ift aber Kläger dem, was zwilchen W. und 
R. verabredet ift, beigetreten; und die Einwilligung der Haupt- 
parteien in diejen Beitritt ift in der Ausführung des Gejchäfts 
und jpeziell auf Seiten de8W. in der Annahme der vom Kläger 
geleijteten Zahlung zu finden — 88. 74,5 ÜUUER.LS5— 
W. würde nicht berechtigt fein, die Hhypothefentlaffung zu ver- 
weigern, ohne das in Erfüllung des getroffenen Abkommens Em- 
pfangene zurüdzugewähren. V, 265/95 vom 15. Tebr./14. März 96. 

298. Im Fall 429 würden bei Anwendung von Code 1121 
die Gejchwifter die Kaufpreisforderung nur geltend madjen Fönnen, 
wenn fie diejelben angenommen hatten. Die Annahme hätte 
aber vor der Ertheilung der Vollftredungsklaufel erklärt fein 
müffen, da ohne die Annahme die Kinder al8 Dritte nicht Gläubiger 
gewejen wären. Ob aber der Antrag des St. ald VBormund feiner 
Kinder und alS Vertreter feiner Ehefrau an den Vater, welder 
die Urkunde den Bellagten für deren Erbbetheiligung an dem 
Nadhlaf ihrer Mutter bezw. Großmutter ertheilt hat, auf Ertheilung 
der Bollitredungsflaufel, als einer Geltendmachung jener Zuwen- 
dungen aufgefaßt ift, Läßt fih aus dem Berufungsurtheil nicht 
entnehmen. II, 349/95 vom 28. Febr. 96. Vgl. 556. 

299. Der Gemeinfchuldner R. hatte mit dem Bellagten 
einen Vertrag über Erbauung eines Haufes auf dem Grundftüd 
gefchloffen, welches Beflagter an 2. verkauft Hatte. Er hat in 
diejem Bertrage die Verpflichtung übernommen, dafür zu forgen, 
daß für den Zimmermeifter D. nicht mehr als 15000 Marf ein- 
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getragen würden, während für den Gemeinfchuldner 25000 Dart ein- at über 
getragen werden follten. Bei Auflaffung des Grundftüds an 2. hat Papaiıngen 
‚aber diefer für D. 25000 Mark eintragen Laffen. In Folge deifen 
hat der Gemeinjchuldner bei der demnädjft erfolgten Subhajtation 
einen Ausfall erlitten. Auf Klage des Konfursverwalters ijt der 
Beklagte für diefen Ausfall für verhaftet erklärt. Nevifion zu- 
rüdgewiefen. Denn ber Berufungsrichter hat jene Verpflichtung 
dahin veritanden, daß der Bellagte dafür einftehen wollte, daß 
für D. nicht mehr als die bezeichnete Summe eingetragen würde 
— AN.UR L6, 8 45 — Audh war die von R. begehrte 
Sicherftellung die wejentliche Veranlaffung zum Abjichluß des Bau- 
vertrags. Auf welche Weile der Beklagte die Erfüllung feiner 
Berpflichtung herbeizuführen hatte, war lediglich feine Sache. ‘Der 
Berufungsridhter nimmt an, Bellagter hätte dem X. die Auf- 
lafiung verweigern jollen, wenn diefer die Hhpothef für D. nicht 
auf die Summe von 15000 Marf beichräntte.e Daß Bellagter 
zu Auflafjung an X. verpflichtet war, entband ihn nicht von feiner 
gegen R. übernommenen Verpflichtung. Auch Hat er gar nicht 
behauptet, daß 2. nur gegen Eintragung von 25000 Marf für D. 
die Auflaffung hätte entgegennehmen wollen oder daß aus einem 
anderen Grunde nur bei jolcher Eintragung die Auflaffung möglich 
gewejen wäre. Unerheblich, daß dem D. nah $. IT2AU.UR. 
I, 11 für feine Forderung von 25000 Mark ein Hhpothefentitel 
zugeftanden habe. Denn diefer war nur nah €. €. ©. $$. 19, 
22, 710; 88. 685, 757, 814 ff. €. BP. D.;$. 18 Pr. Ausführungs- 
geieg zur ©. PB. D. und SS. 6 ff. des Pr. Gefetes vom 
13. Suli 1883 zu verwirklichen. An allen diefen Borausjegungen 
fehlt e& hier. IV, 226/95 vom 13. Ian. 96. Vgl. 78. 

300. Die Beklagte hat ihre Pferdehandlung zu Weißen- Erfüllungsort. 
feld a./S. Sie Taufte auf dem Pferdemarkt zu Trier von dem dort 
anwejenden Kläger aus Wamwern (Kreis Saarburg) Pferde und 
bezahlte jofort den Kaufpreis bis auf einen Reft von 335 Mark. 
Die bei dem Landgericht Köln erhobene Klage auf diefen Reft 
wurde wegen Unzuftändigfeit abgewiejen. Denn da verabredet 
worden, der Kaufpreis folle nicht bei der Uebergabe der Waare, 
fondern fpäter gezahlt werden, fo fam Art. 325 9. ©. 2. und 
324, Abi. 2 9. ©. 2. zur Anwendung. Und das wurde aud) 
dadurch nicht ausgefchloffen, daß der Bellagte veriprochen hatte, 
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Erfüllungsort. den Kaufpreis nah) Wawern zu. bringen, da er zur Einjendung 
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nad Wawern auch verpflichtet blieb, wenn der Ort feiner Hans 
delsniederlafinng Erfüllungsort war. Il, 293/95 vom 21. Ian. 96. 

301. Der Bellagte in Charlottenburg hat dem Kläger in 
Berlin einen Schein ausgeftellt, in dem er ihm, wenn Kläger 
zwifchen dem Beklagten und einem Dritten einen Vergleich zu 
Stande bringe, 1500 Mark Provifion von der. Einigungsfumme, 
zahlbar bei Empfang der Einigungsfumme, veriproden 
hat. Das Kammergeriht Hat angenommen, daß nad) diefer 
Yaflung die Provifion da zu zahlen fei, wo die Einigungsfumme 
zu zahlen war — 8. 47 U.U:R LS — Dafür, daß das 
Berlin gewejen fei, lag nichts vor. Beim Mangel bejonderer 
Beredung wäre die Zahlung in Charlottenburg, dem Wohnort 
des Gläubigers, zu zahlen gewejen — 8. 248 —. Revifion zurüd- 
gewiefen. VI, 307/95 vom 3. Febr. 96. 

302. Für die Verpflichtung des beklagten Kaufmanns, dem 
Hagenden Agenten die Provifion zu zahlen, ift, da eine andere 
Bertragsabrede nicht getroffen ift, der Ort der Handelöniederlaffung 
des Beklagten Erfüllungsort. Unerheblich, daß Kläger an feinem 
Wohnort Sachen des Beklagten innehat, an denen er wegen der 
Provifion ein Zurücdbehaltungsreht ausübt. I, 35/96 vom 
T. März. | vn 

303. Im Fall 98/99 war der lebte Tag der Frift ein 
Sonntag. Der Entgegennahme der Erklärung des Verkäufers, 
daß diefer fein Wiederfaufsrecht ausüben wolle, durfte fi) Käufer 
au an einem Sonntage nicht entziehen. Cine Zahlung von 
3000 Marf hätte ev nach dem auch auf den Fall der Ausübung 
eines Rechts anzumwendenden AL. R., 1,3, 8-48; 9. ©. B. 332 
nicht anzunehmen brauden. Das Angebot der Zahlung, wenn 
dafjelbe hätte innerhalb der Frift erfolgen müfjen, an einem Sonn- 
tage wäre nicht opportuno tempore erfolgt. I, 17/96 vom 
2. Mai. 

304. Karlsruhe. Der Kläger hatte eine Bierwirthichaft 
von der Beklagten gepadhtet. Er beaniprucht deshalb Schabens- 
erfag, weil er zu Unreht am 3. Oft. 1893, aljfo vor Ablauf 
feines bi8 10. April 1894 Laufenden Pachtes, ermittirt fei. Das 
Berufungsgericht hat |verurtheilt, das Neichögericht aufgehoben, 
zurücverwieien. Die Beklagte war zur Auflöfung des Vertrags 
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berechtigt, wenn Pächter feinen Zahlungsverpflichtungen nicht ae 
pünktlich nadfommen follte. Der Kläger war aber feit Mitte vertrag. 
Auguft 1893 mit 928 und 249 Mark für geliefertes Bier im 
Rücdftande, und ift am 13. Dft. 1893 zur Zahlung verurtheilt. 
Bellagter hielt fid) zur Netention befugt. Allein ein Zurüdbe- 
haltungsrecht könnte nur unter dem Gefichtspunft der Einrede des 

nicht erfüllten Vertrags oder der einer Wettichlagung in Betracht 
fommen. Die erftere war nicht begründet. Denn durdh eine 

zu Unrecht erfolgte Kündigung feit 1. Sept. 1893 ift dem Kläger 

nicht das Recht erwachlen, vertragsmäßige Leiftwungen zurüdzu- 

halten, welche fi) auf die Vergangenheit bezogen und durch die 

von der Bellagten vollzogene Vertragserfüllung fällig geworden 

waren. 8 ftand ihm aber auch aus der wegen feiner Zahlungs- 
fäumniß erfolgten zweiten Kündigung vom 11. Sept. feine zur 
Wettichlagung geeignete Schadenserfaßforderung zu. Cr befand 

fih nod im Miethsgenuß und verfolgte feine auf Verurtheilung 

der Beklagten zur Fortjegung des Vertrags gerichtete Klage, von 

weicher er erit im Berhandlungstermin am 10. Febr. 1894 zur 
Entichädigungsflage wegen Nichterfüllung überging. II, 276/95 

vom 7. Ian. 96. 

305. Berfäufer hatte dem Beflagten einen Waggon Weizen- 
mehl und zwei Waggons Roggenmehl mit der vom Beklagten be- 
haupteten Abrede verkauft, das Meehl müfje prompt geliefert 
werden, wenn e8 verlangt würde, Beflagter hat vor dem 11. Sult 
die Abfendung eines Waggons verlangt, Verkäufer Hat die Ab- 
jendung am 11. Suli verweigert, weil Beflagter zunäcjit fein am 
20. Suli fällig werdendes Accept über eine Schuld für früher ge- 
fauftes Mehl einlöfen müffe. Zu folder Zurüdhaltung war 
DBerkäufer nicht berechtigt. Er. ift deshalb in Verzug gekommen. 
I, 298/95 vom 11. Ian. 96. Ä 

306. Der Bergfisfus Hatte dem D. die Abnahme, Ent- 
rindung, Abfuhr, Verladung und Spedition der gekauften Gruben- 
hölzer übertragen. Weil D. feit 12. Suli 1891, bis wohin er 
im Stande gewefen, feine BVBerpflichtungen zu erfüllen, im Ver- 
zuge gewejen, fordert Bergfisfus eine Konventionalitrafe (1 Pf. 
pro Stüd für jede Woche) und Erfaß der höheren Koften, welche 
ihm dadurch erwachlen find, daß er nad) dem Rücktritt die Expe- 
dition einem Dritten übertragen hat. Das Reichsgericht hat auf- 
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enfeitiger gehoben, zurüctverwiejen. Denn die Einrede des D. war nicht 


ertrag. 


gewürdigt, daß ihm Bergfisfus nicht die vertragsmäßige Ab- 
ichlagszahlung geleijtet und damit außer Stand gejeßt habe, die 
Erpedition unter Verwendung durd) Geldmittel von größerem Um- 
fange zu bewirken. Die Abfchlagszahlung war zu Teiften, be- 
vor D. den Bertrag vollitändig erfüllt Hatte. Aus S. 271 
AUR. 1 5 ift nicht abzuleiten, daß Fisfus von diefer Verbindlic)- 
feit dadurch frei wurde, daß D. in Berzug fam. Die Einrede 
ift erheblih, wenn D. bei Leiftung der Abichlagszahlung Expe- 
ditionen in emem größeren Umfange hätte bewirken können, jodaß 
nit fo Hohe KRonventionalitrafen erwacdhlen wären. Und fie tft 
erheblich für die Trage, ob Fiskus wegen Rücktritt des D. Scha- 
denserjat fordern fünne. VI, 288/95 vom 13./20. Ian. 96. 

307. Auf einem Bergleich, in welchem gegenjeitige Ver- 
pflichtungen übernommen find, ijft Code 1184 anzuwenden. 
Code 2052 fteht dem nicht entgegen. II, 360/95 vom 
10. März 96. 

308. Im Fall 263 konnte der Kreis die bewilligte Beihülfe 
nicht aus dem Grunde zurüdhalten, weil der Weg auf einer 
längeren Strede nur 6,2 Meter jtatt 7 Meter breit hergeftellt, das 
Pflafter tiefe Wagengleife aufmweife. Denn nachdem der Weg, 
wenn aud) sicht übergeben, doch in öffentliche Benugung genommen 
war, hätte der Kreis, wie bei der Werfverdingung SS. 932, 951 
ALENR., I, 11, wegen einzelner Mängel nur die Beiträge ein- 
behalten Tünnen, welche zur Hebung der gerügten Mängel er- 
forderlich waren. IV, 335/95 vom 26. März 96. 

309. Die Beflagten lehnen im Fall 469 ihre Verpflichtung 
auch aus dem Grunde ab, weil nad) dem Willen der Kontrahen- 
ten eine Einheit Gegenjtand des Vertrags gewefen fei; daher beim 
Wegfall einer der beiden als Einheit gedachten Leiftungen der Bere 
trag überhaupt unerfüllt bleibe, dann aber auch die Gegenleiftung 
nicht gejchuldet werde. Allein jelbjt wenn Anleitung und Patent- 
licenz in dem Sinne untrennbar wären, daß der eine Vertrags 
gegenftand nur mit dem andern gewollt wäre, fo fann diefer Ge- 
fihtspunft nicht zur Abweifung der Klage führen, weil die Be- 
Kagten nach) Vernichtung des Anspruchs 1 noch den zur Gewinnung 
des Kalfes ertheilten Patentanfpruch 2 weiter zu ihrem Vortheil 
verwerthet haben. III, 12/96 vom 24. April/12. Mai. 
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310. Der Kläger ftand vor dem Konfurfe; er fand in dem 
Beklagten einen Freund, der ihm 20500 Mark zur Abfindung 
der Gläubiger vorftredte. Dafür bedang fi) der Freund 4500 
Marf aus. Die 20500 Mark find aus den täglichen Gefchäfts- 
einnahmen unter KRontrole des Beklagten in fünf Monaten, die 
4500 Darf in weiteren fech8 Monaten zurücgezahlt.e Der 
Kläger fordert die A500 Marf als wucherlicd) zurüd; damit ift 
er abgewieien, Revifion zurücgewiejen. Allerdings war ber 
Kläger in einer Nothlage. Die großen Vortheile, welche dem 
Kläger dur) das Arrangement erwuchien, und das nicht un- 
bedeutende Rififo, welches der Beklagte lief, rechtfertigen die An- 
nahme, daß zwifchen XLeiftung und Gegenleiftung bei der Tonfreten 
Sadjlage fein auffälliges Mifverhältniß beftand. I, 285/95 vom 
4. Ian. 96. 

31l. Im Fall 8O war der nachjtehende Hhypothefgläubiger 
berechtigt, gegen den vorgehenden Korrealgläubiger den von ihm 
behaupteten Wucher Hlagend zu verfolgen. Die Klage war aud) 
ausreichend mit der Behauptung jubjtantiirt, die Beklagten haben 
dem Schuldner das von diefem nachgefuchte Darlehn von 150000 
Mark, deffen der in großen Grundftücsipefulationen engagirte 
Mann dringend bedurfte und troß vielfacdher Bemühungen auf 
reellem Wege nicht erlangen fonnte, nur unter der Bedingung 
gewährt, daß der Schuldner den nur wenig mehr ald 80000 Marf 
werthen Zrianonparf den Bellagten für 380000 Mark ablaufte 
und die fo auf 530000 Mark berechnete Schuld mit 200000 Mart 
auf den Trianonparf, mit 330000 Marf auf feine anderen Grund- 
jtücfe zur Gefammthaft hypothefarifch eintragen ließ. Der Schuld- 
ner habe fich zwar heftig gefträubt, das Gejchäft einzugehen, habe 
fih aber fügen müffen, um der ihn bedrängenden Noth zu ent- 
gehen, nachdem die Beklagten ihm erklärt hätten, er habe ja feine 
Wahl. Da nad) dem Gefe vom 24. Mai 1880 die wucherlichen 
Derträge ungültig find, kann die Nichtigkeit des der Hhpothef- 
bewilligung zu Grunde liegenden verbotenen Gejchäfts auch von 
dem Nachhypothefar geltend gemacht werden, auc wenn daffelbe 
von dem Schuldner und dem HYpothelgläubiger nicht angefochten 
it. Nicht enticheidend, daß der Schuldner damals noch jo viel 
unbejchwerten Srundbefiß gehabt Hat, daß er für die Bellagten 
330000 Mark eintragen laffen konnte und daß die Subhaftation 
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einen Meberichuß ergeben hat. Denn eine Nothlage ift auch dann 
anzunehmen, wenn Untenntniß oder Verkennung der Sadjlage den 
Schuldner in die Zwangslage verjeßten, da8 wucherifche Darlehn 
anzunehmen (RR. ©. €. in St., Bd. 12, ©. 30). Aud) der Leicht- 
finn des Schuldners, der gehofft Habe, fich durch wilde Spelula- 
tionen herauszureißen, und das Mißverhältniß zwifchen Werth 
und Preis des Grundftüds ift genügend behauptet. V, 219/95 
vom 22. San. 96. 

312. Im Fall 12 wurden die Bellagten mit dem Einwande, 
daß, weil fie von dem Kläger zu einem Spiel in einer in Preußen 
verbotenen Lotterie angeftiftet feien, gemäß 8.36UÜ.UR. I, 3 
diefem nicht verpflichtet feten, nicht gehört — vgl. D.T. E., DD. 15, 
©. 498; Striethorft, Bd. 85, ©. 293; Bolze, Praris, Bd. IV, 
296 (RR. ©. &, Bb. 17, 299) —. Br. II, 731 (R. ©. €, 
Bd. 18, ©. 243) ift nah Gem. R. ergangen. IV, 423/95 vom 
21. April 96. 

313. Der Berufungsrichter hat den Beklagten zur Zahlung 
von 8848 Mark 50 Pf. verurtheilt, weil der Revers fi als ein 
Vergleich darjtelle.e Daß in demfelben angegeben fei, Bellagter 
zahle damit neben feiner eigenen Schuld die feines Vaters, und 
daß nad) der Behauptung des Beklagten fein Vater dem Kläger 
gar nichts Schuldig geweien, jet unerheblih. Denn die eigene 
Schuld des Beklagten beziffere fich auf jenen Betrag. Das Neichs- 
gericht hat aufgehoben, zurüdverwielen. Denn der Beklagte hatte 
behauptet, worüber bisher Beweis nicht erhoben ift, die einzige 
berechtigte Forderung des Klägers jei ein Darlehn von 9000 Marf 
und eine Forderung für gelieferte Kleidungsjtüde in Höhe von 
200— 300 Marf gewejen. Gezahlt Habe er aber dem Kläger vor 
Ausftellung des Neverjes 12000 Mark. Dem Andringen des 
Klägers nachgebend, habe er nod) in einer Nothlage 9000 Marf 
al8 Belohnung für die Gewährung des Darlehns und dafür 
veriprochen, daß fich Kläger dadurd) habe bewegen laffen, der Ver- 
heirathung des Beklagten mit feiner jeßigen Ehefrau nicht entgegen- 
treten zu wollen. Bei folder Sadjlage würde e8 der Annahme 
eines DVergleih8 an der erforderlichen Begründung fehlen. Biel- 
mehr hat der Beklagte die 9000 Mark ald auf unfittliher Grund- 
lage beruhend dargeftellt und darauf hingewiejen, daß aus der 
ganzen Saffung des Reverfes die Abficht hervorgehe, die eigent- 
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tiche Grundlage defjelben, ein mwucherifches Geichäft, zu verdeden. 
IV, 388/95 vom 27. April 96. 

314. Gem. R. Kläger hatte unzüchtige Angriffe auf die 
Ehefrau des Beklagten gemacht, deren fie fich erwehrt hat. Troß 
feiner Bitten beftand fie darauf, ihn anzuzeigen. Als ihr der 
Kläger zufagte, er wolle feine Forderung an ihren Ehemann von 
4000 Mark erlaffen, gelobte fie Stillichweigen. Der Erlaf ift 
ald gegen die guten Sitten veritoßend ungültig. III, 438/95 
vom 28. April 96. 

315. Gem. R. Beide Theile waren Reifende bei Ham- 
burger Firmen, weldje Gefchäfte mit Xreibriemen und Gummi- 
waaren vornehmlich auch nad) Skandinavien betreiben, das von 
beiden heilen bereift wurde. Beflagter wollte fid) im Juni 1891 
etabliren; DO. ftellte ihm dazu 7000 Mark zur Verfügung und 
jolite mit einem Viertel am Neingewinn betheiligt fein, nach) Auf- 
löfung feines Engagements bei H. & Co. aber ald Theilhaber in 
das Gefchäft des Beklagten eintreten. Das Gefchäft Hatte dies 
jelben Artikel zum Gegenftande wie die Gejchäfte ihrer Prinzipale. 
Beide Theile wollten in dem zu begründenden Konkurrenzgefchäfte 
die in den Gejdhäften ihrer Prinzipale erlangten Kenntniffe und 
Belanntichaften mit dem Kundenfreife verwerthen. DO. hatte feinen 
Dienftvertrag bis 1. Yan. 1894 gejchlofien und fi) verbindlich 
gemadjt, unter feinen Umftänden ohne fchriftlihe Genehmigung 
feines PBrinzipals die gleichen oder Ähnliche Artikel für fich oder 
andere Auftraggeber zu führen oder irgend welche andere gejchäft- 
fiche Aufträge zu übernehmen. Diejen Verpflichtungen handelte 
D. duch Abichluß des Vertrags mit dem Beklagten zuwider. 
DBeklagter fannte die Verbindlichkeit des D. Indem er fi) die 
Gejchäftsbetheiligung des D. verfprechen ließ, handelte er gegen 
die guten Sitten. DO. ift vom Vertrage mit Beflagtem aus Ge- 
wiljensbedenfen zurücgetreten ; dem Beklagten ftehen deshalb Feine 
Schadensanfprüce zu. Revifion zurüdgewiefen. I, 63/96 vom 
20. Mai. 

316. Der Vertreter der Klägerin Hat dem R., Mitinhaber 
der beklagten Korffabrif, den von diefem mit der Firma der Bes 
Hagten als Ausftellerin gezeichneten und unter diejer Firma der 
Klägerin girirten lagwechjel in Kenntniß der Thatfache, daß R. 
zum Nachtheil des andern Mitinhabers der Fabrit und fomit 
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zum Schaden ded Bellagten deren Firma bei Ausftellung des 
Wechjeld zu feinen Privatzweden mißbraucdte, abgefordert und in 
Empfang genommen, mithin bei der argliftigen Handlung des R. 
gegen die Beklagte bewußt mitgewirkt. Deshalb ift mit Nedjt bie 
Mechjelklage wider die Ausjtellerin auf Grund der exceptio doli 
abgewielen. I, 311/95 vom 17. Ian. 96. 

317. Wenn der Beklagte die Präfentation des Wechjeld vor 
9 Uhr Morgens nicht ablehnte, fondern auf deffen Vorlegung bie 
zur notariellen Protefturfunde feitgeitellte Erklärung abgab, fo 
lag hierin die Einwilligung zur Vornahme der Präfentation zu 
diefer Tageszeit. III, 320/95 vom 31. Ian. 96. 

318. 4. & BB. hatten einen Wedhjjel auf St. & Co. an die 
Drdre von A. DB. gezogen. Die Ausfteller find dem Aemittenten, 
welcher den Wechjel eingelöft und fein und ein ihm nadjfolgendes 
DBlankoindoffement der Ausfteller, welde vor ihm den Wechjel 
nicht eingelöft Hatten, durchgeftrichen hat, zur Zahlung verurtheilt; 
Revifion zurücdgewiefen. Dem Nemittenten foll bei Indoffirung 
des Wechjeld befannt gewejen fein, daß Acceptant fih in einem 
mit der Ausjtellerin gefchlofjenen Vergleiche verpflichtet Hatte, diefer 
über einen Theil ihrer Schuld Wechfelaccepte zu geben und diefe 
mit den Unterjchriften des A. DB. und anderer Perfonen verjehen 
zu lafien. Wurde dies in der Form ausgeführt, dap A. & 2. 
auf den Acceptanten an die Drdre de8 A. B. zogen und diefe 
und jene anderen Perfonen die Wechfel mit ihrem Giro verjahen, 
jo Tonnte Kläger daraus nichts weiter entnehmen, als daß er 
dritten Berjonen, an welche demnächit der Wechjel gelangte, nicht 
aber daß er der Ausftellerin haften follte, welche fi) durd) die 
Wahl diefer Form als feine Schulönerin fonjtituirte. Und daf 
der Kläger, abgejehen von dem Wechjel, eine Bürgfchaft gegen- 
über der Beklagten für den Acceptanten eingegangen wäre, tft 
gar nicht behauptet. I, 366/95 vom 15. Febr. 96. 

319. H. Hat ein von ©. als Ausfteller unterzeichnetes und 
mit einem Blanfoindoffement verfehenes Wechielblanfett mit feinem 
Accept verjehen und dann dem ©. zu Prolongationszweden ohne 
Beihränkung der Ausfüllungsbefugniß übergeben. Darin, daß 
der Indoffatar den Wechfel auf Sicht geftellt Hat, während in 
einigen vorhergehenden Fällen die Wechfel auf drei Monate auß- 
geftellt waren, liegt Feine Weberjchreitung der dem Elagenden Iu- 
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doffatar eingeräumten Befugniß, das Wechlelformular auszufüllen. 
III, 364/95 vom 18. Tebr. 96. 

320. 3. D. Art. 79 ift dahin zu verftehen: Gegen den 
Sndoffanten läuft die Frift, wenn er, ehe eine Wechjelflage gegen 
ihn angejtellt worden, aber zu einer Zeit, wo folche noch mit 
Erfolg gegen ihn angejtellt werden fonnte, gezahlt hat, vom Tage 
der Zahlung, in allen übrigen Fällen vom Zage der ihm. ge- 
fchehenen Behändigung der gegen ihn noch nicht verjährten Klage. 
Ein Iudoffant, welcher den Wechjel von feinem Nachmann ein- 
gelöft Hat, nachdem er durch Verjährung befreit war, hat feinen 
Negreß gegen feine VBormänner. — D.%. €, Bd. 40, Nr. 36; 
Striethorft, Bd. 31, Nr. 32. — L, 368/95 vom 19. Febr. 96. 

321. Haben die jeßigen Kläger den Wechjel von ihrem 
Nahımann E. eingelöit, als deffen Wechfelvegreßflage ihnen gegen- 
über verjährt war, jo ift es unerheblich, daß E. rechtzeitig den 
Aussteller 2. verklagt Hatte und daß %. dem E. verurtheilt war. 
Denn die Kläger machen nicht die Rechte des E. gegen 2. geltend, 
die durch ihre Zahlung erlojchen find, jondern ihre eigenen Rechte, 
die fie nicht mehr haben. I, 368/95 vom 19. Febr. 96. 

322. Mebrigens war die Verjährung des Regreßanfpruchs 
von E. wider die Kläger unterbrochen, als diefe den Wechjel von 
diefem einlöften. Allerdings war die Klage des E. der Mutter 
der minderjährigen Kläger zugeftellt, und die Mutter war nicht 
bertretungsberechtigt.. Aber der vertretungsberechtigte Vormund 
3. it, während noch die Verjährung lief, in den Prozeß ein- 
getreten, ohne den Mangel der Zuftellung zu moniren. 8 be- 
durfte feiner erneuten Zuftellung an 3., um die Unterbrechung 
ber Verjährung eintreten zu laffen, die vom Tage feines Eintritts 
datirt. Im Fall I, 303/84 vom 12. Nov. (Bd. I, 428; R.©. €, 
Bb. 14, ©. 95) handelte es fih um eine Erfaßzuftellung, welche 
den gejeglichen Borjchriften nicht eutiprad. Es wurde auß- 
gefprocdhen, daß die einmal eingetretene Verjährung durch ein pro- 
zeffuales Verhalten der Beklagten, welche fi unter Vorjhükung 
der Berjährungseinrede eingelaffen hatte, nicht wieder rücdgängig 
gemacht fein fünne. I, 368/95 vom 19. $ebr. 96. 

323. War die Verjährung unterbrochen, jo mußten die jegigen 
Kläger, welche zufammen mit 2., dem Ausfteller des Wechjels, 
verffagt waren, dem %. den Streit verfündigen, um ihm gegen- 
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über die Verjährung für fie zu unterbredden. Die Wirkung der 
Streitverfündigung, welche Art. SO W. OD. ausfpricht, ift ganz 
unabhängig davon, ob und welche prozefiuale Bedeutung diefelbe 
für den wider den Streitverfünder anhängigen Prozeß hat; des- 
halb auch dem Streitgenoffen gegenüber erforderlih, wenn fie 
diefem gegenüber, was übrigens nicht der Fall, prozeffualiich ohne 
Bedeutung wäre. I, 368/95 vom 19. Febr. 96. 

324. War in Folge davon, daß die Kläger die Streitver- 
fündigung an 2. unterlaffen haben, ihr Negreßanfpruch verjährt, 
jo fonnte derjelbe nicht dadurch wieder aufleben, daß E., nachdem 
Kläger den Wechjel bei ihm ausgelöjt haben, die Klage wider fie 
zurüdgenommen hat. Zwar wird nad) V, 330/93 vom 4. April 
94 (R. ©. €, Bd. 33, ©. 105) mit der Zurüdnahme der Klage 
auch die Unterbrechung der Anfpruchsverjährung wieder befeitigt, 
welche durch die Rechtshängigfeit begründet wurde. ‘Daraus er- 
gibt fich aber nicht, dag im vorliegenden Falle der Yauf der Ver- 
jährung wider 2%. vücwärts wieder befeitigt würde, fodaß er nun 
bon Zeit der Einlöfung des Wechjeld ab zu berechnen wäre. I, 
368/95 vom 19. Febr. 96. 

325. Der Ausfteller ift dem Indoffatar mit Recht zur 
Zahlung des Wechjels in der geflagten Höhe verurtheilt. Die 
unter Eid gejtellte Behauptung, daß bei Errichtung des von dem 
Kläger an die Gewerbebant indoffirten und demnäcdjt im Negreß- 
wege von diefer an den Kläger zurüdgefommenen Wechjels zwifchen 
einem Dritten und dem Kläger abgejprochen fei, daß diefer, der 
beklagte Ausfteller und der Acceptant der Gewerbebanf gegenüber 
mit dem Wechfel die Bürgichaft für den Dritten übernehmen 
jollten, weshalb Kläger gegen den Beklagten höchjitens die Rechte 
eines Mitbürgen habe — B.U.NR. 2033 —, war unbeadtlid. 
Denn eine Bürgschaft hätte nur entftehen fönnen durch eine Bürg- 
Ihaftserflärung gegenüber der Gläubigerin, aber nicht durch eine 
Verabredung mit dem Schuldner. IL, 66/96 vom 19. Mat. 

326.  Ebenfo unerheblich ift die weitere Behauptung, daf 
fraft Vereinbarung des Dritten und des Klägers mit der Gewerbe- 
bank die Wechfelforn nur die äußere Form für die gemeinfchaft- 
liche Verbürgung des Klägers, des Ausftellers und des Acceptanten 
für den Dritten bilden follte.e Denn hier wird höchftens eine 
nad) 325 nicht entftandene gemeinfame Bürgjchaft vorausgefekt, 


Die einzelnen Verträge, Nechtsgefchäfte und Bertragsklaufen. 151 


nicht aber ein felbftändiger Vorgang behauptet, durch welchen der 
Kläger der Gewerbebanf gegenüber eine ciwilrechtlihe Bürgichaft 
übernommen habe. - Cbenfo wenig ijt hier ein jelbjtändiger Vor- 
gang behauptet, daß auch der Ausfteller und der Acceptant eine 
civilrechtliche Bürgichaft gegenüber der Gewerbebanft übernommen 
hätten. II, 66/96 vom 19. Mai. 

327. Auch eine von dem Dritten an die Gewerbebanf ge- 
leiftete Zahlung und die Verwerthung der diefer von dem Dritten 
befteliten Sicherheiten für fih ohne Bezugnahme auf die nad) 
325/26 ohne Rechtsirrtfum verneinte Bürgfchaft gab dem Be- 
lagten gegen den Kläger Feine Einrede nah W.O. 82. I, 66/96 
vom 19. Mai. | 

328. Das auf den Grundjtüd ftehende Waffer ift an und 
für fih gut; e8 wird aber durch längeres Stehen in dem eifernen 
Brunnenrohr des Abefiynifchen Brunnens ftarf eijenhaltig und 
dann zum Zrinfen und zur Verwendung in der Wirthichaft un- 
tauglich. Dem Mebeljtand ift durch ftarfe Benugung des Brunnens 
und Auspumpen abzuhelfen. Der Mangel einer gewöhnlich vor- 
ausgejegten Eigenjchaft des verkauften Grundftücdes Tiegt nicht 
vor, zumal Käufer das VBorhandenfein des Abefjynifchen Brunnens 
fannte. V, 230/95 vom 15. Ian. 96. 

329. Bei den Verhandlungen über einen Taufchvertrag vom 
3.1884 joll der Beklagte erklärt haben: „die (auf dem abgetretenen 
Gut haftende) Ohpothef fei ein gutes Papier; fie amortifire fih”. 
Darin wurde nur eine allgemein gefaßte Aeußerung über die 
Amortifationsfähigfeit der Hhpothef gefunden, nicht aber eine 
bindende Erklärung über Beginn der Amortifationsperiode oder 
über die Art der Amortifation, auf welche die Gewährleiftungs- 
Elage, weil nad) dem Eintrag die Annuität von 10545 Marf bis 
ult. December 1895 al8 Zinfen zu gewähren, vom 1. Ian. 1896 
erft der Betrag von 1110 Mark (!/, Proz.) zur Amortifation zu 
verwenden fei, geftügt werden fZünnte. Revifion zurüdgewiefen. 
V, 264/95 vom 15. Tebr. 96. 

330. Der Kläger hatte ein Grundftück gefauft, von welchem 
ein eingetragener Altentheil von jährlich 300 Mark an die D. zu 
zahlen war. Zur Sicherheit des Käufers wegen diejes von ihm 
nicht übernommenen Altentheil® Tieß Verkäufer 6000 Marf von 
dem Kaufpreife auf dem Grundftid mit der Maßgabe ftehen, daß 
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die 5 Proz. Zinjen an die D. zu zahlen feien. Demmächit wurde 
das Haus wegen anderer Schulden des Käufers mit der Bedingung 
jubhaftirt, daß der Erfteher den Altentheil ohne Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernehmen follte. Der Erjteher übernahm den 
Altentheil; außerdem wurden aber aus der Erjtehungsjumme die 
6000 Mark gezahlt. Käufer fordert jet Erjat von dem Verkäufer, 
weil, wenn das Haus ohne den Auszug ausgeboten wäre, daffelbe 
6000 Mark theurer verkauft jein würde. Die Vorinftanzen haben 
die Klage abgewiefen; das Neichögericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiejen. Das Berufungsgericht nimmt zutreffend an, daß der 
Berfäufer die Gewährleiftung für den Auszug vertraglich über- 
nommen hat. Daß das Grundftüd wegen Schulden des Käufers 
jubhajtirt ift, befreit den Verkäufer nicht von feiner Gewährleiftungs- 
pflicht, da darin nicht eine VBerfchuldung des Käufers gegen- 
über dem Verkäufer Fiegt. Auch hat der Käufer einen Schaden 
erlitten. Denn e8 find ihm bei der Zwangeöverjteigerung beide 
Poften zugleich zur Xaft gefallen: der Altentheil dadurch, daß das 
Grundftüc mit diefer Laft verfteigert ift, und die aus dem Erlöfe 
gezahlten 6000 Mark. Neben der jett vom Erfteher zu zahlenden 
Auszugsrente, was (joweit dadurd) der Preis gedrüdt ift) auf 
Koften des Klägers gefchieht, genießt dev Verkäufer die Zinfen 
der ihm gezahlten 6000 Mark, die fonjt für den Auszug zu ver- 
wenden waren. In Bolge der Subhaftation ift nur die vor- 
beitimmte Erfüllungsart unmöglich geworden, jodaß die Art der 
Erfüllung zu ändern ift, fodaß fein Theil mit dem Schaden des 
Andern einen Bortheil erlangt (8. 3 AU.LUR LT, 5) Die 
Wahl, in welcher Weife dies zu gefchehen Hat, würde, da die Un- 
möglichfeit durd) einen im der Perjon des Klägers eingetretenen 
Zufall herbeigeführt ift (8. 376), dem Beklagten zugeftanden haben. 
Parteien haben aber bei der Zwangeverfteigerung feine Schritte 
gethan, um den Kläger vor den Folgen des Tortbeftehens ber 
dinglichen Belaftung des Grundjtüds freizuhalten. In Folge defjen 
ift an die Stelle des Gewährleiftungsanfpruchs der Intereffeanipruch 
getreten. V, 16/96 vom 19. Febr. 

331. Bei Beurtheilung deffen, was al gewöhnlich voraus- 
gefette Eigenfchaft anzufehen ift, dürfen aud bei einem Grund- 
ftüd die konkreten Verbältniffe nicht außer Betradht bleiben. Ein 
altes Gebäude, das nur noch ganz bejtimmten, befchränften Zweden 
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dient und das der Käufer unter Kenntniß diefer Verhältniffe als 
ein altes Banwerf nur zu foldden Zweden benuten will, darf 
nicht einem Gebäude gleich beurtheilt werden, welches den wirth- 
fchaftlichen Zweden nicht mehr vollitändig entjpricht, denen es 
uriprünglih diente. Der Beklagte Taufte ein in Magdeburg- 
Wilhelmftadt belegenes altes, von einer großen Anzahl Eleiner 
Leute berwohntes Gebäude, das bisher wegen feiner Lage in der 
Nähe der Grufon’schen Werke zum Betriebe der Gaftwirthichaft 
benugt war, in der Abficht, e8 im bisheriger Weife weiter zu ver- 
wenden, nachden er e8 eingehend befichtigt hat. Wenn aud) das 
alte Haus, bei welchem ftatt gebrannter Ziegelfteine Lehmfteine 
zu den Mauern und ftatt Kalf Lehmmörtel verwendet find, bei 
dem ein Sundament nicht aufzufinden ift, nicht den Anforderungen 
entfpricht, welche in neuerer Zeit an ein ftädtifches Haus gejtellt 
werden, jo haften folche Mängel älteren, in Vorftädten belegenen 
Häufern nicht felten an. Daß der Wandpuk nicht feftfikt und 
nur durd) die Tapeten vor dem Herabfallen gefchügt wird u. |. w., 
find im Wefentlichen Mängel, die Folge des Alters und der 
leichten Bauart find. Die feitgejtellten Umftände Tießen auf die 
Verwendung mangelhaften Materials fchließen und Fonnten den 
Käufer zu näheren Nadhjforfchungen veranlaffen. ine eigentliche 
DBaufälligfeit, welche den baldigen Einfturz befürchten ließ, ift 
nicht feitgeftellt. Das Berufungsgericht hat einen Minderwerth 
von 13586 Mark angenommen. Das NReichsgericht hat auf- 
gehoben, zurücdverwielen. V, 18/96 vom 2. Mai. 

332. Selbft wenn der Käufer zu einer Breisminderung be- 
fugt wäre, fo würde diejelbe auf den ganzen Kaufpreis anzurechnen 
fein, auf die fällig gewordenen Raten nur verhältnißmäßig. V, 
18/96 vom 2. Mai. 

333. Eine gemeine Laft im Sinne 8.15 WA.U.R IT, 11 
war die baupolizeilich geforderte Höhe der Dachräume im Fall 
281/82 nicht, jodaß die Verjährung aus 8. AAKAU.U. NR. IT, 5 
nit in Trage fam. V, 372/95 vom 13. März 96. 

334. Die Witwe 9. hatte dem W. ein Sparfaffenbuc 
ale Kaution für ihren Sohn übergeben. Unter der falfchen 
Borjpiegelung, daß der Betrag des Sparfaffenbuh8 eingezogen 
und bei einer Banf gegen 31, Proz. Zinfen hinterlegt werben 
jolle, verleitete W. in Gegenwart von P. und ©. die H., ihm 
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da8 Sparfafjenbucd) abzutreten. WW. hat die Forderung an die 
Sparkfaffe dann an P., diefer fie an ©. abgetreten. Xetterer wurde, 
weil er den Betrug begünftigt hatte und wegen Unvedlichkeit feines 
Befikes, dem Sohne H. zur Herausgabe des Sparkafjenbud8 ver- 
urtheilt. ©. hat nun wider B. aus der verjprochenen Gewährs- 
leiftung auf Erftattung geflagt. Damit ift er abgewiejen, weil 
er fic) durcd) fein eigenes betrügliches Handeln die Einziehung des 
Sparkaffenbuchs unmöglid gemacht hat. Wenn anzunehmen, daß 
B. TIheilnehmer der Begünftigung gewefen, jo ergibt fich der Weg- 
fall des Regreffes aus 8EHAU.UNR. I, 3. IV, 264/95 vom 
3. Vebr. 96. 

335. Dem Kläger war eine Hypothefarifche Forderung in 
securitatem cedirt; eine Verpflichtung, den Cedenten von der 
durch die Beitreibung veranlaßten Subhaftation des Grundftüds 
zu benachrichtigen, beftand nicht. Ceffionar fannı aljo auch auf die 
Unterlaffung feinen Schadenserfaganiprucdy gründen. III, 364/95 
bom 18. Yebr. 96. 

336. Die Mutter der Beklagten wollte diejer zwei Ham- 
burger Hhpothefenpoften damit übertragen, daß fie diefelben ihr 
Ihenkte. Dazu Hätte e8 nach Hamburger Necht der Umschreibung 
der Bojten bedurft. Das Berufungsgericht nimmt aber an, daß 
das perjönliche Forderungsrecht, welches gegen den Grundeigen- 
thümer durch den Eintrag begründet wird, und nad) dem Aus- 
fall der Hhpothef bei der Subhaftation ein fubfidiärer zu fein 
aufhört, für den Fall des Ausfall nad) dem Willen der Kontra- 
hbenten jofort cedirt fein follte Der Ausfall ift eingetreten, die 
Erben der Eigenthümerin find der Ceffionarin bedingt verurtheilt. 
VI, 381/95 vom 12. März 96. 

337. Im Fall 88 wurde dem Beklagten die Kompenfation 
mit der nach Befanntmachung der Ceffion fällig gewordenen Zins- 
forderung geftattet. Allerdings war dem Kläger ein beftimmter 
Detrag abgetreten, aber als das Ergebniß einer von 2. einfeitig 
getroffenen Berechnung. Dabei war von dem Nominalbetrag 
der von 2. bejtellten Hypotheken der Betrag der gezahlten Valuta 
gegenübergejtellt, die Differenz cedirt. ‘Diefer Weberfchuß wird 
aber dur) den Zufag näher bezeichnet, ‚und zwar nad) Tilgung 
jämmtliher dem Sch. aus dem Kauf- und Baugeldervertrage 
zuftehenden Rechte”. Damit ift zum Ausdrud gebradt,. daß 
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Kläger wie fein Cedent verpflichtet jei, die bereits durch den Bau- 
geldervertrag begründeten Forderungen de8 Beklagten gegen fich 
gelten zu laffen, welche bis dahin, daß das zwilchen dem Beklagten 
und 2. beftehende Geichäftsverhältniß durd) Abrechnung und Zeit 
ftellung des für 2. verbleibenden Hypothenantheil® zum Abjchluß 
gebracht fein werde, fällig werden. Kin Abfchluß mit gleicher 
Wirkung ift aber durch die Kaufgeldervertheilung im Zwangever- 
jteigerungspverfahren erfolgt. V, 314/95 vom 1. April 96. 
338. Der Gemeinjchuldner hatte zum Zwed der Tilgung 
einer Raufpreisichuld einen von einem Dritten acceptirten Wechjel 
dem Kläger übergeben, ohne denjelben zu indojfiren. E8 wurde 
ohne Rechtsirrtfum angenommen, daß die Intention beider Theile 
auf Ceffion des Wechjels gerichtet gewejen fei; und nachdem über 
das Bermögen des Ledenten Konkurs ausgebrochen war, der 
Konkursperwalter verurtheilt, anzuerkennen, daß die Rechte au 
dem Accept dem Kläger zuftehen. III, 429/95 vom 10. April 96. 
339. ÜER ®. ift im 3. 1894 rechtskräftig verurtheilt, 
jeiner Schwägerin M. W. 12000 Marf, welche er ihr aus einem 
Gefellfchaftsvertrage jchuldete, zurücdzuzahlen. Er hat die Aufhebung 
des Urtheils mitteljt Reftitutionsflage begehrt, weil, wie er erit 
aus dem DBerufungsurtheil erfahren habe, die M. W. jchon im 
3. 1888 jene Forderung ihrem Schwiegervater, dem Vater des W., 
in einem notariellen DBertrage gegen defifen Verpflichtung cedirt 
hatte, die Baluta der M.W. aus feinem Nachlaffe und zwar von 
dem Erbtheile ded W. zu gewähren. Die Rejtitutionsklage ift 
zurüdgewiejen. Denn bi8 zu der Bekanntmachung der Eeifion ift 
der Schuldner befugt, den Cedenten al8 feinen Gläubiger anzu- 
jehen, als folchen zu behandeln und felbft im Prozeß über die 
Vorderung mit ihm zu verhandeln. — Striethorft, Bd. 83, ©.281; 
R.D.9. 8. €, Bd. 24, ©.104, 105. — Der Bellagte ®. 
hatte aber biß zur Verkündigung des demnächft rechtskräftig ge- 
wordenen DBerufungsurtheils Keine Kenntniß von der Ceffion, und 
follte nach der zwijchen Cedentin und Ceffionar getroffenen Be- 
vedung feine Kenntniß von der Ceffion erhalten. Und der 
Ceifionar mußte, daß Kedentin Klage wider den Schuldner 
erhoben Hatte, ohne daß von ihm Widerfpruch erhoben it. Läßt 
aber der Ceifionar den Cedenten die Forderung einklagen, jo ift 
der Schuldner verpflichtet, fi) mit dem edenten einzulaffen. 
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Schuldner ift alfo durd) feine Verurtheilung nicht lädirt. I, 123/96 
vom 11. April. 

340. Der Kläger fchuldete dem D. 3043 Mart 45 Pf. nebft 
Zinfen und Koften, zu deren Zahlung er rechtsfräftig verurtheilt 
ift. 8. Hatte dem Kläger Baugelder zu einen Neubau zugejagt. 
Bon diefen Baugeldern hat Kläger dem D. einen Betrag von 
3200 Mark abgetreten. D. Hat dann mit R. eine Abmachung 
getroffen, nach welcher er feinen Aniprucd aus jener „Eejfion‘ 
des Kläger auf 3200 Mark fallen ließ, wenn R. ihm dagegen 
1750 Marf zahlte. Diefe find gezahlt. Mit der Klage gegen 
D. ift der Anfpruch erhoben, diefen zu dem Anerfenntniß zu ver- 
urtheilen, daß er wegen jeiner Iudilatforderung befriedigt ei. 
Das Berufungsurtheil hat diefem Antrag entiproden. Das 
Neichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. Eine Ceifion der 
Sorderung auf Hergabe des Darlehne liegt überhaupt nicht vor. 
Denn 8. follte nit dem D. ftatt des Klägers ein Darlehn in 
Höhe von 3200 Mark geben. Bielmehr war der Vertrag dahin 
zu verftehen, daß FR. an D. ftatt an den Kläger 3200 Mart 
zahlen, und da® Gezahlte auf die dem Kläger zu zahlende “Dar- 
lehnsfumme anvechnen folltee Damit ift die Unterftellung aus- 
geichloffen, daß fchon durd) die Eeifion oder Anweifung die Ber 
friedigung des D. wegen feiner Forderung an den Kläger erfolgt 
jet, weil, folange e8 nicht feitftand, daß der Kläger den Bau in 
der dem DBaugeldervertrage entiprechenden Weife fördern werde, 
e8 ungewiß blieb, ob die Verpflichtung des R. zur Auszahlung der 
abgetretenen Rate je eintreten werde. V, 321/95 vom 15. April 96. 
Bol. 374. 

341. Aus der Urkunde geht hervor, daß der Beklagten die 
in der Urkunde genannten Forderungen und Hhpothefen für die 
der Belflagten gegen den Gedenten zuftehenden und nocd erwacd- 
fenden Anjprücde, alfo zur Sicherheit, cedirt find. Das ift aber 
weder eine unter der Bedingung, daß der Schuldner nicht zahlt, 
erfolgte Cefjion, noch eine Verpfändung. Der Gültigkeit fteht aljo 
ein Oldenburger Gejeß, nad) welchem bei Verpfändungen ber Be- 
trag der zufichernden Forderung angegeben ijt, nicht entgegen. 
Das DBDerufungsgeriht hat richtig angenommen, daß eine un- 
bedingte Gejfion vorliegt. I, 451/95 vom 15. April 96. 

342. Hamburg. Der Klägerin waren ald Sicherheit von 
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ihrem Schuldner vier Hypothefenpoften von insgefammt 38000 
Deark von zweifelhafter Sicherheit übertragen. Nach eingetretener 
Zahlungsunfähigkeit ihres Schuldners hat fie die Hypotheken für 
31000 Mark an R. begeben und diefe dem Schuldner gutgebradt. 
Wegen ihrer Rejtforderung nimmt fie den Bürgen in Anfprucd. 
Das Landgericht hat denjelben verurtheilt, das Dberlandesgericht 
bat die Klage in Höhe von 3500 Mark abgewiejen. Das Neichs- 
gericht hat aufgehoben und das erjtinftanzliche Urtheil wieder her- 
geftellt. Allerdings hat Klägerin von K. noch weitere 3500 Mart, 
aber nur als ihren vorläufigen Antheil an dem Gewinn erhalten, 
welcher gemacht werden würde, wenn die Hhpothefen zu ihrem 
vollen Betrage zur Zahlung gelangen würden. ‘Diefer Gewinn 
foffte nad) dem von der Klägerin und R. getroffenen Abfammen 
zwifchen ihnen getheilt werden. Der Fall ift aber nicht ein- 
getreten, vielmehr KR. bei der Subhajtation des von ihm erjtandenen 
Grunditüds nur mit 29929 Mark 53 Pf. herausgefommen, fo- 
daß die Klägerin dem KR. aus der zwifchen ihnen gefchloffenen 
Sozietät auf Rüdzahlung der 3500 Mark haftet. Dem Beklagten 
gegenüber jteht diefe Minderung ihres Vermögens — L. 39, 8. 1 
D. de v.L. 50, 16 — dem nicht eingetretenen Gewinn gleid). 
Auch darf fich Klägerin auf diefen formellen Ausfall berufen, da die 
Pojten als jolche injoweit verloren find. Cs hätte nur etwa als 
. Einrede geltend gemacht werden fünnen, daß KR. durch billigen 
Ankauf des Grundftüds, was übrigens gar nicht behauptet ift, 
einen Gewinn erzielt habe. VI, 427/95 vom 27. April 96. 

343. Mebrigens haben der Schuldner und der Bürge gar 
feinen Anfprud) auf den Gewinn, welcher durd) Realifirung der 
unficheren Hhpothefen erzielt werden fünnte. Denn fie haften 
auch umgekehrt nicht für den Verluft. Wenn KR. die Hhpothefen 
nur für 31000 Mark übernehmen wollte, fofern er einen Ge- 
jellichafter für den möglichen Verluft oder Gewinn findet, fo 
fonnte dies Geichäft die Klägerin wie jeder Dritte machen. Sie 
hatte dann eben nur den feiten Preis von 31000 Marf ihrem 
Schuldner gutzubringen. Die Sache wäre nur anders zu be- 
artheilen, wenn die Klägerin argliftig oder fahrläffig in ihrem 
Verhältnig zu ihrem Schuldner oder dem DBürgen gehandelt 
und daraus einen Gewinn erzielt hätte. VI, 427/95 vom 
27. April 96. 
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343b. Eine Hypothek ift cedirt unter Uebernahme der Haf- 
tung für den richtigen und pünftlichen Eingang des cedirten Kapi- 
tal8 und der Zinfen; das ift eine das Makf der WU RL 
11, 88. 432 ff. geregelten Gewährleiftung überfteigende Ber- 
pflichtung, da fich die Haftung nur auf die Zeit nach der Eeifion 
und jelbft nad) Fälligkeit der Forderung erjtredt. Zur Befreiung 
von feiner Verpflichtung fanın fic deshalb Cedent nicht auf $. 434 
berufen. Beflagter muß beweifen, daß der Ausfall nur dur 
Verzögerung der Verfolgung und Zwangsperjteigerung herbeigeführt 
jei. Dem Eeifionar fteht der Gegenbeweis offen, daß er den Aus- 
falf auch bei fofortiger Verfolgung und Betreibung der Zwang$- 
vollitredung erlitten Haben würde, weil die Hhypothef überhaupt 
unfiher war. I, 49/96 vom 23. Mat. 

344. Bol. 81. Vor Abichluß des gerichtlichen Kaufvertrage 
hatte fich der Käufer mündlich verpflichtet, die perfönlichen Schulden 
und VBerbindlichfeiten des Verkäufers, fowte deffen Hypothefjchulden 
zu übernehmen. Der Mangel der Form ift durch die Auflaffung ge- 
heilt. Käufer ijt verurtheilt, dem Verkäufer 433 Mark 10 Pf. zu 
erftatten, welche derjelbe zur Zilgung von Schulden aufgewendet 
hatte, um Pfändungen zu befeitigen. Der Verkäufer Hatte fich bei 
Aufnahme eines Darlehns den ©.’fchen Cheleuten verpflichtet, Hypo- 
thefen, welche für die W. eingetragen waren, zur Xöichung zu bringen. 
Er fei deshalb von den G.’fchen Eheleuten in Anfprud) genommen, 
und daraus jeien ihm Nachtheile in Höhe von 1666 Marf 35 Pf. 
erwachlen. Auf diefe Verbindlichkeit ift jenes Berfprechen des 
Käufers nicht bezogen, der Verfäufer mit feinem desfallfigen Er- 
ftattungsanfpruch abgewiejen. Denn das Berjprechen fönne in 
feiner Unbeftimmtheit nicht dahin ausgedehnt werden, daß Käufer 
aud) an Zahlung foldher Hhpothefforderungen hätte hevangehen 
follen, welche noch) gar nicht fällig feien, oder daß er hätte be- 
hufs fpäterer Löichung baares Geld zum Zwede von Löfchungs- 
bewilligungen hinterlegen follen. Revifion zurüdgewieien. Die 
Annahme, der Käufer habe alle fälligen Geldfchulden des PVer- 
fäufers übernehmen follen, um ihn von den bedrängenden Gläu- 
bigern zu befreien, entjpricht der Sachlage. Aus den Zeugen- 
ausfagen ift eine weiter gehende Verpflichtung nicht zu entnehmen. 
Daß die Parteien von der Aufjtellung eines Verzeichniffes ab- 
gejehen haben, erflärt fich daraus, daß die Schuldbeträge bei Neuten 
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vom Stande des Beklagten nicht erheblich zu fein pflegen. V, 
255/96 vom 8. Febr. 

345. Im Fall 469. Die Beklagte 7 Hat die Fabrif von 
Sp., dem Beflagten 8, erworben. Dem Direktor der Beflagten 7 
it ein Eid auferlegt unter der Begründung, daß wenn die De- 
Hagte 7 von Sp. zu Fulda die Fabrik mit dem Verfprechen er- 
worben habe, die von diefem gegenüber dem Kläger übernommenen 
Berpflichtungen zu erfüllen, darin ein zu Gunften des Klägers 
geichlofjener Bertrag zu erbliden fei, welchem diejer durd Er- 
hebung der Klage beigetreten if. Der Revifionsfläger begehrt 
die unbedingte und folidarifche Verurtheilung der Beklagten 7, 
weil fie nicht nur die Verpflichtung des Beklagten Sp. gekannt, 
jondern auch in Kenntnig derjelben das durch Patentaniprud 2 
geihügte Verfahren fortgejegt angewendet habe. Allein diefe That- 
lachen begründen das Begehren nicht. Kläger künnte daraus nur 
wegen Patentverleßung Elagen. IIL, 12/96 vom 24. April/12. Meat. 

346. PBgl. Bd. XXI, 66. Der in der Gründungsurfunde 
von 1419 ausgefprochene Verzicht auf Erhebung von Marftabgaben 
in der damals gegründeten, erft im I. 1583 mit dem Marktrecht 
ausgejtatteten Mediatjtadt Neuftadt bei Pirna fteht der Tpäteren 
Erwerbung diejes Rechts durch Erfigung der Grundherren nicht 
entgegen. V, 345/95 vom 29. April 96. 

347. Es ift nicht richtig, daß der Verzicht auf eine ge- 
pfändete und überwiejene Forderung nad) 8. 742 E&,.B.O. nur 
durch ein dem Schuldner zuzuftellendes Schriftftüc erfolgen künne. 
8. 742 läßt die materiell rechtlichen Bejtimmungen in Bezug auf 
vertragsmäßige Aufhebung der duch Pfändung und Neberweilung 
begründeten Nechte unberührt. VI, 5/96 vom 4. Mai. 

348. Gem. R. Der Schuldner Sch. hatte in einem Cirkular 
jeinen Gläubigern den Vorschlag gemacht, daß ex unter Bürgichaft 
60 Proz. zahle, die Gläubiger auf AO Proz. verzichten. Kläger, 
au) ein Gläubiger, hat den Vorfchlag empfehlend mit unterfchrieben. 
Damit hat der Kläger felbft dem Afkord zugeftinmt, und es be- 
durfte einer befonderen Erklärung nicht, nachdem die übrigen 
Gläubiger das Angebot angenommen hatten. Weberdies hat Kläger 
bei Empfang der eriten Rate ausdrüclich als „über die erfte Afford- 
rate” quittivt und auch die zweite und auf die dritte Zahlung 
angenommen. Sc. hat in feinen Büchern 40 Proz. abgefchrieben. 


Sduld- 
übernahme. 


Berzicht. 


Erlaßvertrag. 


160 Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäfte und Vertragsklaujeln. 


Erfaßvertrag. Nachdem der Konkurs ausgebrochen, hat Kläger die weiteren 
40 Proz. als feine Forderung angemeldet; damit ift er abgewiefen. 
I, 384/95 vom 22. Sebr. 96. 
Vertrag auf 349. Nad) Auflöfung ihrer 0. H. ©. haben die Gefell- 
den elPend) fhafter den ©. beauftragt, ihre gegenfeitige Abrechnung vorzu- 
toren und ähn- nehmen. Zwei Gejellichafter wurden dem dritten verurtheilt, 
liche Derträge. merts Seftftellung der den Parteien aus ihrer Theilgaberfchaft 
an der o. H. ©. zufommenden Rechte und Verbindlichkeiten dem 
©. die Gefhäftsbüder der vo. H. ©., der Aftiengejellichaft (welche 
das Geichäft übernommen Hat) und die Gefellichaftsverträge vor- 
zulegen, mit dem Kläger vor dem ©. zu obigem Zwed zu er- 
Icheinen und dem ©. alle die Aufflärungen zu geben, welche zur 
Teitftellung nothwendig find. Das Berufungsgericht hob auf und 
wies die Klage „wegen Unzuläffigfeit des Rechtswegs‘ ab. Das 
Reichsgeriht Hob auf und verwies zurüd. Liegt kein Schiede- 
vertrag vor, fo fan die von einem Sachverjtändigen vorzus- 
nehmende Auseinanderjegung troß des Umftandes, daß fich die 
Parteien den Rechtsweg gegen da8 Ergebniß der jachverjtändigen 
Prüfung und Abfchätung vorbehalten haben, eine Verpflichtung 
der Kontrahenten abgeleitet werden, eine gewiffe, die Aufgabe des 
Sadjpverftändigen ermöglichende Handlung vorzunehmen — Code 
1135 —; die Verbindlichkeit zur Vornahme folder Handlungen 
fann fich als NRechtsaniprud) im Sinne $. 230 ©. P. OD. dar- 
jtelfen und die hierauf gerichtete richterliche Entfcheidung kann die 
Rechtskraft erlangen. II, 339/95 vom 21. Bebr. 96. Nad) Zurüd- 
verweilung der Sache hat das Berufungsgericht wiederum die 
Klage abgewiefen, weil nun angenommen wurde, e8 fei ein Schied®- 
vertrag abgejchloffen. Bei diefem fei aber für eine folche auf 
Beitimmung des Verfahrens bezügliche gerichtliche Anordnung fein 
Raum gegeben, vielmehr Habe der Schiedsrichter beim Mangel 
vertraglicher Beitimmungen nach freiem Ermefjen über das Ver- 
fahren zu bejtimmen. Nun ift die Nepifion des Klägers zurüd- 
gewiefen. Der Tal, daß die Beklagten verweigert haben, einen 
Schiedsiprud) zu ermöglichen, oder dak der Schiedsrichter die von 
dem Kläger begehrten Handlungen der Beklagten angeordnet habe, 
liegt nicht vor. II, 269/96 vom 22. Dec. 
Bergleid). 350. Gem. R. Die X’fchen Eheleute hatten fi in ihrem 
gemeinschaftlihen Zeitamente gegenfeitig zu Erben eingefeßt, ohne 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgefchäifte und Vertragsklaufeln. 161 


Beitimmung über das in der Hand des Xebtlebenden vereinigte 
Vermögen zu treffen. Die Witwe hat das Teftament nicht er- 
öffnen Taffen. Nac) ihrem Tode haben die zwei gejeglichen Erben 
des Ehemanns mit zwei gejeglichen Erben der Witwe und dem 
Ehemann einer dritten Erbin al® deren Vertreter einen Vergleich 
dahin geichloffen, daß der ganze Nadhlaf der L’ichen Eheleute, 
welchen Inhalt auch das ZTeitament haben möge, eine einheitliche 
Bermögensmaffe bildet und nach Bezahlung der Erbichaftsichulden 
unter die Kontrahenten fo vertheilt wird, daß jede Perfon ein 
Sehstel zu Eigentbum erhält, auch wenn der abwejende vierte 
gejeglihe Erbe der Witwe dem Vergleich micht Beitritt. Er tft 
nicht beigetreten, aber auch die dritte Erbin der Witwe hat den 
Vergleich nicht genehmigt. Deren beide anderen Erben, welche nrit 
den fonfurrirenden Miterben der Witwe den gefammten Nachlaß der 
2’ichen Eheleute an fi) genommen und die Grundftüde auf fich 
haben überfchreiben Taffen, find zur Herausgabe je eines Sechstels 
des auf fie vererbten je eines Viertheils des Nachlaffes der L.’chen 
Eheleute, Auflaffung der Grundftüde, verurtheilt. Ihre Revifion 
ift zurücgewiefen, weil der Vergleich von dem Berufungsgericht 
dahin ausgelegt ift, daß jeder Kontrahent für ficd) Verpflichtungen 
übernommen hat, welche auch gültig bleiben follten, wenn einer 
der Mitkontrahenten an den Vergleich nicht gebunden war. IE, 
288/95 vom 14. Ian. 96. 

351. Die 0.9. ©. der Parteien betrieb in Trier ein Herren» 
fonfektionsgeichäft mit Filiale in Bielefeld. Bei der Auflöfung 
der 0. 9. ©. übernahm Beflagter da8 Gefchäft in Bielefeld, Kläger 


da8 in Trier. Bei der Auseinanderjegung ift der PVermödgend-. 


beftand des Bielefelder Gefchäfts auf 5665 Mark 20 Bf., der des 
Hauptgefchäftse anf 15962 Mark bevejnet. Dabei ift das Biele- 
felder Gefchäft nad Abzug eines Guthabens von 5193 Mark 89 Pf. 
des Trierer Gefchäfts für von demjelben bezogene Waaren ein- 
geftellt, ohne daß bei dem Zrierer Gefchäft ein entiprechender 
Aktivpoften eingeftellt ift. ‘Die falfche Berechnung hat dem Kläger, 
welcher 6500 Mark einfchliehli einer Abfindung von 1351 Mart 
26 Pf. an Beklagten gezahlt hat, einen Nacıtheil von 2596 Mark 
95 Pf. zugefügt, die er smter Abzug einer Gegenforderung von 
dem Bellagten zurüdfordert. Die Verurtheilung tft vom Neichs- 
gericht aufgehoben, weil H. ©. 294 nicht auf Fehler bei einer 


Praris des NReichägerihtd. XXII. 11 


Vergleich. 


Bergleid. 


Anerkennung. 
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Auseinanderfegung fchlechthin anzuwenden ift, indem man da& 
Reiultet nah) Mafgabe des Rechnungsirrtfums Forrigirt. Der 
Auseinanderfegungsvertrag fann nur als ein Ganzes der Be- 
urtheilung unterzogen werden, da nicht feftiteht, ob die Abfindung 
für die Gejchäftsentfchädigung nicht höher beftimmt worden wäre, 
wenn ber Irrthum über den Aftivbeftand nicht ftattgefunden hätte, 
II, 320/95 vom 4. Febr. 96. Bol. 6. 

352. Der Ehemann der Klägerin hatte bei der Beklagten 
jein Leben für 20000 Marf verfichert. In Geiftesumnadhtung 
bat. derjelbe fich fein Leben genommen; die Beklagte hat der Ches 
frau ihren älteren Statuten entiprechend die Prämienrejerve von 
10604 Marf zur Verfügung geftellt. Das wurde von der Klägerin 
abgelehnt. Darauf Hat die Bellagte der Klägerin anftatt der 
Prämienreferve die auf die Police eingezahlten Prämien abzüglich 
der der Beklagten durch die Verficherung erwachienen Verläge, 
d. h. 15141 Marf 10 Pf., gegen Rücfgabe der Police und einer 
Prämienrehnung angeboten. Hat die Klägerin diefe Offerte zu- 
rüdgewiejen, jo ift der angebotene Vergleich nicht zu Stande ge- 
fommen. In dem Angebot kann aber nicht das Anerfenntniß 
gefunden werden, daß die Beklagte jenen Betrag zu zahlen habe. 
II, 9/96 vom 10. März. 

353. Der Gemeinfcufdner war durch Betrug feines DVer- 
fünfers zum Abjchluß des Kaufvertrags über eine Brauerei be- 
ftimmt. Der Berfäufer hatte die Kaufpreisreftforderung zum 
Konfurje angemeldet; der Konkursverwalter hat fie anerfannt und 
fie ift in die Konfurstabelle eingetragen. Diefe Anerkennung ent- 
hält das Anerfenntniß des Vertrags jelbft und hat deshalb den 
Berluft fowoHl des auf Betrug gegründeten Einwandes gegen die 
Gültigkeit des Geichäfts wie aller übrigen Einwendungen gegen 
dafjelbe zur Folge. Der Konkfursverwalter kann deshalb auch 
nicht das negative Vertragsinterefie, alfo Rüdgewähr der An- 
zahlung und Verzicht auf die Reftforderung, beanjpruchen. Da- 
gegen war dem Konfursverwalter als pofitiver Schaden der Erjak 
de8 dom Berufungsgericht angenommenen Minderwerths zu- 
geiproden; die Gewährleiftungsflage war verjährt. Das Urtheil 
wurde auf die Berufung des beklagten Verkäufers nur um des- 
willen aufgehoben, weil deffen Kompenfation abgejchnitten war. 
V, 307/95 vom 28. März 96. u 149. 
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354. Beflagter hat von dem Kläger deffen Färberei gekauft. Anerkennung. 

Nah dem Vertrage erwarb der Beklagte aud) die vorräthigen 
Waaren und Farbenvorräthe zu dem noch zu ermittelnden Selbit- 
foftenpreife, bezüglich deffen eine Berechnung noch aufgeftellt werden 
wird. Bei der Webergabe hat jede Partei die übergebenen Stücde 
einzeln in einem Notizbuch verzeichnet. Beide Parteien haben 
ihre Notizbücher vorgelegt; diefelben ftimmen nicht überein. Der 
Kläger Hat aber dem Bellagten nach der Webergabe im %. 1888 
eine Ddiefem Später abhanden gefommene Berechnung übergeben, 
welche nach feiner von dem Beklagten beftrittenen Angabe mit 
einer Summe von 15337 Marf 66 Pf. abichloß. Wenn Kläger 
diefe Thatjache beichwört, ift Beflagter zur Zahlung verurtheilt. 
Revifion zurücgewiefen. Denn der Bellagte hat, ohne der Be- 
rechnung zu widerjprechen, Yahre lang die bedungenen Naten- 
zahlungen geleiftet und die VBorräthe in feinem Gejchäfte verwendet. 
Damit hat er den Kläger in den Glauben verjeßt, daß er die 
Berechnung genehmige und fie al8 Grundlage des beiderfeitigen 
Rechtsverhältnifjes betrachte. Er handelt wider Treu und Glauben, 
wenn er jeßt deren Nichtigkeit bejtreitet und den Kläger nöthigen 
will, unter den durd) Zeitablauf und Konjumtion der Waaren 
erjchwerten Verhältniffen den Beweis der Nichtigkeit zu führen. 
I, 26/96 vom 6. Mai. 

355, Der Beklagte hat für den vergangenen December auf Erfüllungs- 
Geltendmachung der erhobenen Einwendungen gegen die Ge, veripreden. 
ihäftsführung feines Neifenden verzichtet und Zahlung des rüd- 
 ftändigen Gehalts verjprochen. Kine Anerfenntnißurfunde im 
Sinne Code 1337/38 fteht nicht in Frage; das Verjprechen tt 
aber Hagbar, aud) wenn ein Vergleich nicht vorliegt. IL, 72/96 
vom 12. Mai. 

356. Im Fall 260 lauteten die Certififate auf den Namen Schutigein. 
des Beklagten; eine Umfchreibung auf den Namen des Klägers 
hatte nicht ftattgefunden. Für den Fall, daß Kläger die Eertififate 
nicht bereitS zurücdgegeben hat, worüber auf feinen Eid erfannt 
ift, wurde Bellagter zur Zahlung gegen NRücgabe der Eertififate 
oder eines Mortififationsfcheins auf Grund A.L.R. I, 16, SS. 126 
—129 verurtheilt. Kines öffentlichen Aufgebots bedarf es bei 
Berluft der Certififate un Nevifion zurücgewiefen. IV, 230/95 
vom 9. Yan. 96. | 

11* 
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357. Die Klage ift, joweit fie auf ein von dem Beflagten 
abgegebenes Saldvanerfenntniß gegründet ift, widerlegt. Sie war 
aber auch gegründet auf die aus dem Nerhnungsauszuge erjicht- 
Tichen Rechtögejchäfte. Der vernommene Sacjverjtändige Hat 
begutachtet, daß die Bücher des Beklagten von dem Recdhnungs- 
auszuge des Klägers nur darin abweichen, daß der Kläger mit 
5780 Marf 48 Pf. mehr belajtet fei. Damit ift wenigjtens in- 
direft ausgefprocdhen, daR das Soll des Beflagten in den Büchern 
der Parteien übereinjtimmt. Dann wäre es aber Sade des Be- 
Elagten gewejen, fein höheres Haben zu beweifen. Das Reidje- 
gericht hat da8 abweifende Berufungsurtheil aufgehoben, weil nicht 
da8 Fragerecht ausgeübt ift, um, joweit erforderlich, eine beffere 
Begründung der einzelnen Poften der Rlagerechnung herbeizuführen 
und den Beklagten zu veranlaffen, die von dem Kläger beftrittenen 
Gegenpoften zu beweijen. IL, 21/96 vom 14. April. 

358. War die Konventionaljtrafe von 1 Mark 50 Pf. für 
den Centner dann verfallen, wenn der Aktionär die Lieferung der 
Ueberrüben an die Elagende Zuderfabrik- Aftiengejellfchaft dadurch 
verhinderte, daß er fie, ohne fie bei diefer anzumelden, an Andere 
verfaufte und überlieferte, jo fann die Strafe für das ganze Er- 
zeugniß von 17 Morgen nicht dadurd) als verwirkt angefchen 
werden, daß der Bellagte zwar daffelbe an eine andere Zucker: 
fabrif verlauft, aber doch nur das Erzeugniß von 2 Mprgen an 
dieje geliefert, während er fich bezüglich dev Rüben von den anderen 
15 Morgen bei diefer freigemadht und fie der Klägerin angeboten 
hat. Die Strafe wurde nur wegen der Rüben von 2 Morgen 
verwirft. IIL, 391/95 vom 10./17. März 96. 

359. Bellagter hatte von dem Kläger die Möbel für fein 
Hotel gekauft. „Für den Tall der nicht vechtzeitigen Beendigung 
der Lieferungen und Einrichtungen‘ follten für jeden Tag Ver- 
jpätung 1000 Mark Konventionalftrafe gezahlt werden. Das ift 
dahin ausgelegt, daß e8 genügt, wenn die Lieferung im Großen 
und Ganzen beendigt war, jodaß die Eröffnung des Hotels nicht 
geftört würde. Der Strafantrag war nicht fchon deshalb be- 
gründet, weil einzelne Einrichtungsgegenftände noch fehlten. Nevi- 
fion zurüdgewiefen. VI, 382/95 vom- 19. März 96. 

360. Allerdings Hatte die Klägerin den Kefjel neun Qiage 
zu fpät auf der Grube der Beklagten auf Lager gebracht, und fie 
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würde deshalb eine Konventionaljtrafe von IX300 Marf verwirft Konventionat- 
haben. Aber die Beflagte konnte die Strafe nicht fordern, weil Iivafe. 
fie die Erfüllung ohne Vorbehalt angenommen hatte — $. 307 
A.U.R L5 —. Der Oberfteiger ©. hatte an dem Tage, an 
welchem der Keffel herangeichafft war, den Vorbehalt der Strafe 

erflärt. War auch in dem Augenblid der Erklärung die Frift zur 
Aufftelung noch nicht abgelaufen, fo war doch bereitS mit Heran- 
fchaffung defjelben begonnen und deutlich erfennbar, daß die erit 

neun Tage fpäter vollendete Aufftellung in den wenigen Tagen nicht 

mehr vollendet werden Tonnte. Der Vorbehalt der Strafe war 

alfo nicht verfrüht. IL, 57/96 vom 1. Mai. Vgl. 241. 

361. 2gl. Bd. XVI, 323. Der Bellagte behauptet, für 
Beripätung der Ausführung von Bauten im 3. 1889 einen An- 
Ipruch auf 4650 Mark Konventionalftrafe zu haben, die er gegen 
die Forderung von Bauten, die Kläger im I. 1890 ausgeführt 
hat, fompenfiren will. Das Berufungsgericht hat die Einrede in 
Höhe von 3277 Mark 62 Pf. abgewiejen und den Beflagten ent- 
fprechend verurtheilt. Das Neichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Kläger hatte aus dem Iahre 1889 eine den Betrag 
von 4650 Marf überfteigende Forderung. Der Beklagte Hat nicht 
bloß den Meberihuß an den Kläger bezahlt, fjondern audh nod 
weitere 3277 Mark 62 Pf. Daraus ergibt jich aber nicht, daß 
er auf die Konventionalftrafe in diefer Höhe verzichtet habe. Das 
ft nah AL. R. um fo weniger anzunehmen, als dies Ausdrüd- 
lichkeit und Schriftlichfeit fordert — 8.134, 1,5; $. 381, 1, 16—. 
Um die Zurüdforderung ejner geleisteten Zahlung handelt es fich 
nicht, Todaß die Einrede wegen Mangels eines fchriftlichen Vor- 
behalts nad) $. 161, I, 16 zu verwerfen war. Diejes PVor- 
behalts bedarf e& nur zur Erhaltung von Einwendungen gegen 
die Zahlungsverbindlichkeit, nicht zur Erhaltung einer Gegenforde- 
rung. VI, 15/96 vom 18./21. Mai. 

362. Wenn der Anfprucd auf die Konventionaljtrafe auch 
Ihon dur einen vor Annahme der verjchuldeten Leiftung erflärten 
Vorbehalt erhalten werden fann — vgl. Bd. XVI, 333 —, fo ift 
da8 doch, wenn der Vorbehalt bei der Annahme nicht erflärt ift, 
nicht zu vermuthen, und ift dann von dem die Strafe Fordernden 
zu beweifen. Daß bei der Annahme ein Vorbehalt nicht erflärt 
war, hielt der Berufungsrichter jo weit für bewiejen, daß er darüber, 
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Konventional- joweit er die Forderung nicht al8 aufgegeben anjah, dem Kläger 


ftrage. 


©icherheits- 


leiftung. 


einen Eid auferlegt. Daß der Beklagte die Konventionalitrafe 


auch vorher nicht vorbehalten hatte, darüber durfte er nun auf 
den von dem Beklagten dem Kläger zugefchobenen Eid erkennen, 
der dahin zu normiren war, daß weder bei der Abnahme der 
Bauten, noch in der Zeit zwifchen dem Endtermin und der Ab- 
nahme, aber vor derjelben, der Vorbehalt erklärt fei. VI, 15/96 
vom 18./21. Mai. 

363. In dem Bertrage ift erklärt: „abgejehen von der Bon- 

ventionaljtrafe wird nur bei abnormen VBerhältniffen”. Damit 
ift nichts Anderes gejagt, al8 was fchon nad) dem Gefek anzu- 
nehmen, daß die Strafe nur durch DVerfchulden verwirft twir. 
VI, 15/96 vom 18./21. Mai. 
364. Bellagter hatte fich bei Konventionaljtrafe verpflichtet, 
den einzelnen Rux nicht unter 500 Mark zu verfaufen. Er ift 
zur Strafe verurtheilt, weil er zwar zu 500 Marf, aber unter 
Bewilligung einer ,„BProvifion” von 150 Marf verkauft Hat. 
Denn der Käufer folite zwar ben Preis erft zahlen, wenn .er 
weiter verfauft habe, aber er hatte im eigenen Namen gekauft. Und 
er war num in der Lage, an Dritte unter 500 Mark weiter zu 
verfaufen, wodurd) der Zwed der Vertragsflaufel vereitelt wäre. 
II, 42/96 vom 19. Mai. 

365. Die Strafe ift gegen den Beklagten verwirkt, weil 
derjelbe nach jeinem Austritt aus dem Gefchäft des Klägers defien 


Kunden durch feinen Reifenden hat befuchen laffen, während der 


DBertrag mit dem Kläger darauf ging, daß er bei Strafe die 
Kunden nicht befuchen wollte. Die Strafe gilt au) nicht deshalb 
als erlaffen, weil Kläger dem Beklagten, nadjydem er davon Kennt- 
niß erhalten hat, Waaren zum Betriebe feines Gejchäfts geliefert 


hat. III, 49/96 vom 22. Mai. 


366. Ein Mühlenbefiger und eine Gewerficdhaft haben fid) 
über deren Zuleitung der Grubenwäffer in den Bad) und die Ent- 
nahme von Wafjer aus demfelben verglichen. „Diejer Vergleich 
jol für die Rechtönachfolger der Parteien im Grundbefi verbind- 
lich fein und durd) Eintrag im Grundbuch der Grundftücde beider 
Parteien mit dinglicher Wirkung verjehen werden. Sollte die 


Sewerkenverfammlung die Eintragung ablehnen, jo verpflichtet 


fich die Gewerkichaft bei einer Konventionalftrafe von 6000 Ntarf, 
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die Hebertragung der Verpflichtung auf ihre etwaige NRechtsnad)- 
folgerin im Grundbefige ficherzuftellen.‘” Das hat der Berufungs- 
vichter dahin verjtanden, daß die Verpflichtung zur Sicherheits- 
feiftung nicht exft eintritt, wenn die Gewerfichaft das Bergmerf 
veräußert, fondern jchon, wenn die Gewerfenverfammlung die Ein- 
tragung im Grundbuch ablehnt. Die Konventionaljtrafe werde 
fällig, wenn die Sicherheitsleiftung nicht erfolge. Weber Höhe 
und Art der Kaution foll nad dem vermuthharen Willen der 
Kontrahenten gelten, was im A.L.R. I, 14, SS. 178 ff. bezüglid) 
der gefeßlichen Kaution beftimmt tft. Die Höhe der Kaution be- 
ftimmt der Richter danad) übereinstimmend mit der Höhe der Kon- 
ventionalftrafe, durc welche das Intereffe firirt ift. Hiernad) tft 
die beffagte Gewerkichaft verurtheilt, entweder die Eintragung der 
im Bergleich getroffenen Feftjegungen im Grundbud) ihres Grund» 
befiges zu bewirfen oder durd) Stellung einer Kaution von 6000 
Mark Sicherheit dafür zu leiften, daß die von ihr übernommenen 
Verpflichtungen auf ihre etwaigen Nechtsnachfolger übergehen. 
Revifion zurüdgemwiefen. V, 223/95 vom 15. Ian. 96. 

367. Zwilchen dem Kläger und dem Bellagten war ver- 
abredet, daß jener für die Zeit vom 1. Mai 1894 bis 1. Mai 
1897 in den vom Beklagten gefchloffenen Holländereifontraft ein- 
treten follte. Kläger hat dem Beklagten zu dem Behuf ein Konto- 
buch und eine Police al Sicherheit gegeben. Zur Ausführung des 
Abkommens ift es nicht gefommen, weil Kläger dem VBerpächter die 
Padtkaution nicht jtellen konnte. ES wird auch jett, nachdem der 
größere Theil der Pachtzeit abgelaufen und Bellagter Pächter ge- 
blieben ift, nicht dazu fommen. Wollte aber Bellagter die Aus- 
führung des mit dem Kläger verabredeten Vertrags nicht erfüllen, 
wie er dann aud) feine Widerflage erhoben Hat, fo entiprad) es 
der bona fides nicht, daß er das noch nicht erlofchene Bertrags- 
vet nur zu dem SJwec benußte, um fich im Befit der Sicer- 
heit zu erhalten, vielmehr mußte er zurücgeben, joweit er nicht 
Anfprudh auf Schadenserfag wegen Nichterfüllung erheben- wollte. 
III, 413/95 vom 27. März 96. 

368. 9. ftellte, al8 er fein Grunditüd Kuehaen laffen 
wollte, für feinen Bevollmächtigten M. eine Schuld» und Pfand- 
veriehreibung über 5000 Thaler Darlehn fammt Zinjen zu 5 Proz. 
aus, ohne daß ein Darlehn gezahlt war. H. jchuldete dem E. für 


Sicherheits” 
leiftung. 


Darlehn. 


Darlebn. 
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zum Bau gelieferte Bretter und Bohlen etwas mehr ald 900 Thaler; 
zu deren Dedung trat M. an die DB. eine Theilhppothef von 
1000 Thalern jammt Zinjen ab, und diefe zahlte die Balıta an €. 
Bei der Subhaftation des Grundjtüds fiel die Dhpothef zum 
größten Theil ans. Der B. wurden für die verbleibende perfön- 
liche Forderung, welche als Darlehnsforderung durch die Zahlung 
der Daluta an E. zur Tilgung von deifen Borderung an 9. kon- 
valeszirt war — dgl. Bd. I, 207—209; V, 129; R.©. €., 
Bd. 27, ©. 172 —, fammt den Zinfen jeit 1. San. 1890 die 
Hichen Erben verurtheilt. Da 9H., der Ausiteller der Schuld- 
und Pfandverfchreibung, zugleid) infomeit Cedent war, ale M. 
die auf deflen Namen ftehende Forderung in feinem Namen cedirte, 
hatte H. der Ceifionarin in Höhe der für feine Recinung gezahlten 
Balıta gemäß SS. 420 und 425 A.L..R. L 11 für die Richtig- 
feit der cedirten Darlehnsforderung Gewähr zu leiften. Dem Ein- 
wande der nicht gezahlten Darlehnsvaluta ftand aljo aud) die 
Neplif des dolus entgegen. IV, 282/95 vom 20. Fehr. 96. 
Bol. 174. | 

369. 8%. hatte dem I. 6000 Marf mit dem Auftrage an- 
vertraut, fie jeinem in fchlehten Bermögensverhältnifien befind- 
lichen Verwandten 9. auszuzahlen. I. hat das Geld im Namen 
des 2, gezahlt, 3COO Mark al8 Darlehn, die anderen 3000 Mart 
gejchenft. Dazu war er nicht befugt, wenn 2. ihm die Inftruftion 
ertheilt Hatte, die 6000 Mearf als Darlehn zu zahlen. Denn 
daraus, daß %. dem 9. die 60009 Marf anvertraut Hatte, folgt 
nicht, daß 3. befugt gewejen wäre, irgend einen beliebigen Ver- 
trag mit 9. zu jchließen. Hat aber H. 3000 Mark als Scen- 
fung angenommen, jo fann die Erbin des 2. fie nicht ald Darlehn 
zurüdfordern, weil ein Darlehnsvertrag nicht abgefchloffen ift. ‘Die 
Klagabweifung wurde vom Reichsgericht aus diefem Grunde auf- 
recht erhalten. Aus der Bereicherung — U.L.R. 1,13, SS. 262 ff: — 
war nicht geklagt. I, 408/95 vom 21. März 96. 

370. Der Erblaffer der Beklagten hatte fich dem Kläger, 
einem Schauspieler, welcher zeitweife Schaufpielunternehmungen 
in Eeineren Städten veranftaltet hatte, urkundlich verpflichtet, das 
zur Begründung eines etwaigen größeren Theaterunternehmens, 
wie bisher, noch fehlende Kapital auf fein Verlangen jederzeit 
herzugeben. Der Bezirksausihuß zu Berlin hat eine Verfügung 
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des Bolizeipräfidiumgs, durch welche dem Kläger die Konzeffion zu 
einem Schanfpielunternehmen verweigert wurde, aufgehoben, nad- 
dem der Erblaffer der Bellagten ald Zeuge eidlicd) ausgejagt hatte, 
daß er dem Kläger zunäct 20000 Mark in Ausficht geftellt habe; 
er würde ihm aber auch, wenn e8 fein müßte und der Kläger es 
gebraucht, 100000 Marf auf lange Zeit zinsfrei geben. Die 
Klage ift auf zinsfreie Hergabe eines Darlehns von 20000 Mart 
zur Begründung eines Theaterunternehmens, eventuell unter richter- 
liher Feftjegung der Bedingungen gerichtet. ‘Das Keichsgericht 
hat die Klagabweifung aufgehoben, zurüdverwiejen, da die gejeb- 
lich erforderliche Schrift ausreiht, um die Klage zu begründen. 
Aus der Urkunde geht Far hervor, daß der Erblaffer eine bin- 
dende Verpflichtung ausgeiprodhen hat, dem Kläger ein Darlehn 
zu geben; unerheblich ift der Beweggrund für die Ausftellung der 
Urfimde für das Berwaltungsftreitverfahren. Die Urkunde gibt 
ferner einen zuverläffigen Mafftab, um den Betrag der Summe 
zu bejtimmen, nämlich fo Hoch, wie fie der Kläger für ein größeres 
Zheaterunternehmen gebrauchen würde. Den vor und nach Aus- 
jtelung der Urkunde vom Kläger abgegebenen Erflärungen gemäß 
war fie dahin auszulegen — 8.130 AU.U.R. IL 5 —, daf es fi 
um eine Summe von mindeftens 20000 Mark handelte. Das 
nad) bedarf e8 nur noch des DBeweijes, daß der Kläger, wie er 
behanptet hat, in der Lage ift, da8 Nationaltheater zu übernehmen, 
daß alfo der Uebernahme fein anderes Hindernig entgegenfteht. 
IV, 372/95 vom 16. April 96. 

371. Eine Aftiengefellichaft Hatte bei ihrer Gründung eine 
Prioritätsanleihe von 400000 Mark aufzunehmen bejchloffen und 
zu diefem Zwed verzinsfiche, Seitens der Inhaber unkündbare 
Schuldverichreibungen auf den Inhaber ausgegeben. Zur Sicher- 
heit find den Obligationären die der Aktiengefellichaft zuftehenden 
Rechte an den ihr verpachteten Plägen, nebft den darauf errichteten 
Gebäuden, Majchinen u. . w. verpfändet, und einem Notar X. 
als Zrenhänder in der Torm des Berfaufs übertragen. Die 
Altiengejellichaft ift in Konfurs verfallen, als erit ein geringer 
Theil der Obligationen begeben war. Run hat A. die verpfün- 
deten Gegenftände verkauft. ‘Die Parteien find darin einverftanden, 
daR aus dem Erlöfe die Obligationäre vor den übrigen Gläubigern 
befriedigt werden. Der Konfursverwalter und der Gläubigeraus- 
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Ihuß beanfpruchen aber, daß dabei die Obligationen, welche fich 
in der Hand der Aftiengejfellichaft befinden, mit fonkurriren. Dem 
wurde nicht Tolge gegeben. Denn die nicht ausgegebene Obligation 
hat in dem Falle der Konkurseröffnung ihre Eriftenzberechtigung 
verloren. I, 23/96 vom 6. Mai. 

372. Kläger ©. in Norditemmen hatte die Firma H. & Co. 
in Hamburg beauftragt, zur Dedung feines Accepts dem Naum- 
burger Bankverein 5000 Marf zu übermitteln. 9. & Eo. be- 
auftragten unter gleichzeitiger Benachrichtigung des Naumburger 
Bankvereins die Filiale dev Deutjhen Bank in Hamburg, bei 
welcher fie Girofonto hatten, auf ihre Rechnung die Summe für 
den Kläger an den Naumburger Banfverein dur) die Neiche- 
banfnebenftelle in Naumburg zu überweifen. Die Filiale hat unter 
Benachrichtigung des Naumburger Banfkvereins durch rothen Che 
die -Reichsbanfhauptftelle in Hamburg angewiejen, dem Girofonto 
des Naumburger Bankfvereins 5000 Mark gutzufchreiben und da- 
für ihr Konto in gleicher Höhe zu belaften. Die Reichsbanf- 
hauptitelle überwies 5000 Mark der Reichsbantftelle in Halle a./S., 
welche fie am 11. Febr. 1892 dem Naumburger Banfkverein auf 
Girokonto gutichrieb. Als an diefem Tage nad) der Behauptung 
des Klägers der Banfverein bei der Reichsbanfnebenjtelle in Naum- 
burg die 5000 Marf erheben wollte, wurde ihm die Auszahlung 
verweigert, weil der Neichsbanf aus anderen Rechtsverhältnifien 
Gegenaniprühe an den Beklagten zuftänden. Der Bankverein 
erklärte deshalb telegraphifch und am 12. Behr. brieflih, daß er 
die Girvanweifung nicht annehme Ein Erjuchen der Filiale der 
Deutichen Bank, die Ueberweifung der 5000 Marf auf das Konto 
des Naumburger YBanfvereins rückgängig zu madjen, wurde durd) 
Schreiben der Reichsbanfitelle Halle am 18. Febr. 1892 abgelehnt. 
Wie die Neichsbanf im Prozeß erklärt hat, fonnte nad) einmal 
erfolgter Umfchreibung über die 5000 Mark wieder nur durd) 
vothen Che verfügt werden. Uebrigens Habe der Banfverein 
nur der Deutichen Bank gegenüber die Annahme dev Ueberweifung 
abgelehnt, ihr gegenüber aber ausdrüdlid Auszahlung der 5000 
Mark nicht verlangt. Am 20. Febr. wurde Konkurs über das 
Bermögen des Naumburger Bankvereins eröffnet. Auf die Wechjel- 
Elage des Konfursverwalters ift G. zur Zahlung von 5000 Mart 
verurtheilt — vgl. Bd. XV, 124 — und hat gezahlt. Nun haben 


Die einzelnen Berträge, Rechtsgeichäfte und BVertragsflaufeln. 171 


9. & &o., die Hamburger Filiale der Deutfchen Bank und der Giroverfehr. 
Ronfursverwalter des Naumburger Banfvereindg dem ©. ihre 
Rechte gegen die NReichsbank abgetreten. Auf die Klage des ©., 
welcher fi) 1500 Marf anvechnete, die er ale Konfursdividende 
von dem Naumburger Bankverein erhalten hat, wurde die Neiche- 
banf verurtheilt, an ©. 3500 Mark jfammt Zinfen zu zahlen. 
Das Neichsgericht Hat aufgehoben, zurücverwiefen. Denn nad) 
der Behauptung der beflagten ReichSbanf hat der Konkursverwalter 
de8 Naumburger Banfvereins an der urjprünglichen Weigerung, 
die 5000 Mark anzunehmen, der Neichsbanf gegenüber nicht feit- 
gehalten; er hat vielmehr mit ihr dahin abgerechnet, daß da8 
Öuthaben der Neichsbanf von 9669 Marf 85 Pf. abgerechnet 
wurde von dem Guthaben des Bankfvereins von 10463 Marf 
66 Pf. (einschließlich der ftreitigen 5000 Marf) und der Weber- 
IHuß von 793 Markt 81 Pf. dem Konkursverwalter gezahlt wurde. 
Sit das richtig, fo fann &. aus der Eeffion des Konkursvermalters 
feine Rechte ableiten. Aber auch die Filiale der Deutichen Ban 
muß der Reich&banf gegenüber die Verfügung des Konkursperwalters 
in jedem Falle, d. h. gleichviel, ob troß der Zurücweifung der 
Sirozahlung der Naumburger Bankfverein Gläubiger der Neichs- 
banf geworden ift oder nicht, anerkennen, weil für die Reich8banf die 
Herbeiführung des Zwedes des ihr ertheilten Girvauftrags, die VBor- 
nahme der Zahlung, fo lange möglich war, al® der Banfkverein und 
jpäter der Konfursverwalter dies geftattete. IL, 40/96 vom 24. April. 
3703. Der beflagte Vorjchußverein Hatte dem Kläger Aus- Auftrag. 

zahlung eine® Darlehns von 21000 Mark zugefagt, für welches 
Kläger bereits Hnpothef bejtellt Hatte. Die jeweils erforderlichen 
Einzelbeträge jollten aud) an ©. ausgezahlt werden fönnen, welcher 
für den Kläger auf dem verpfändeten Grundftüd ein Haus baute. 
Der Kläger hat behauptet, e8 feien nur 15000 Mark, der Vor- 
jhußverein hat behauptet, er habe die vollen 21000 Mark aus- 
gezahlt. Letzteres ift aud) von dem Berufungsgericht angenommen. 
Sleihwohl ift der Beklagte für den Fall, daß Kläger beichwört, 
er habe die ftreitigen 6000 Mark nicht gezahlt erhalten, zu 4932 
Marf 61 Pf. verurtheilt. Ueber 3021 Mark 23 Pf. war näm- 
lid ein VBorprozeß zwiichen dem Kläger und ©.’8 Erben ergangen, 
den Kläger verloren hatte, weil ex nicht beweisen fonnte, daß ©. 
jenen Betrag von dem Vorfchußverein gezahlt erhalten hatte. Er 
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muß aber, wenn Kläger die 6000 Mark nicht gezahlt erhalten 
hat, in den von dem Borjchußverein an G. gezahlten Beträgen 
enthalten fein. Und dann hat der beklagte Vorfchußverein, welcher 
bei jenen Zahlımgen an ©. Beauftragter des Klägers war, ver- 
Ihuldet, daß Kläger die 3021 Mark 23 Pf. eingebüßt Hat, weil 
der Vorjchußverein ich mit Außerachtlaffung der aus dem Mandats- 
verhältniffe jich ergebenden Dbliegenheit von ©. hat Feine Duit- 
tungen ausftellen laffen und nicht einmal im Stande gewefen ift, 
mit Beitimmtheit anzugeben, welche Zahlungen ex an ©. geleiftet 
hat. Der Beklagte hat dann auch die Koften des Vorprozeffes 
mit 1432 Mark 61 Pf., im Ganzen 4932 Marf 61 Pf. dem 
Kläger zu zahlen. Nevifion bei Irrevifibilität des Säcdjl. Yürgerl. 
&. 83. zurüdgewiefen. VI, 362/95 vom 2. März 96. 

374. Bleibt im Falle 340 nur die Annahme übrig, daß 
Kläger den D. auf die von 8. zu erwartenden YBaugelder zahlungs- 
halber angewiejen habe, jo würde eine Befreiung des Klägers 
von feiner ganzen Schuld an D. durd) die diefem von FR. ge- 
feiftete Zahlung von 1750 Mark nur eingetreten fein, wenn ent- 
weder D. die 1750 Mark als Befriedigung für feine ganze 
Torderung von 3200 Marf angenommen hätte — und dies tft 
aus der Erklärung nicht zu entnehmen, daß er feinen Anfprud) 
aus der GCejjtion des Klägers über 3200 Marf fallen laffe —, 
oder wenn er durd) feine Abmahung mit R. auf die zwilchen 
diefem und dem SKläger beftehende Obligation in der Weife ein- 
gewirkt hätte, daß der Kläger feines Anfpruch® auf Hergabe eines 
Darlehns nicht von 1750 Marf, fondern von 3200 Mark ver- 
(uftig gegangen wäre. — 88. 289, 2OAU.U.R. I, 16. — Allein 
auch folhe Abmadhung ift nicht erfichtliih. Das Berufungsgericht 
würde zu feiner Annahme, daß D. dem Forderungsrecht des 
Klägers gegen R. Hinfichtlich des Betrages von 1450 Mark da- 
durch präjudizirt habe, daß er das Recht, von KR. 3200 Marf zu 
erheben, nur in Höhe von 1750 Mark ausgeübt hat, nicht ge- 
langen fünnen, wenn es fid) vergegenwärtigt hätte, daß D. in 
das Forderungsreht des Klägers an R., von diefem ein Darlehn 
zu erhalten, weder als Geffionar noc ald Alfigratar eingetreten 
ift, daß er aljo die rechtliche Möglichkeit überhaupt nicht erlangt 
hatte, dem Kläger präjudizirliche Verfügungen über deffen Yorde- 
rungsrecht zu treffen. V, 321/95 vom 21. April 96. 
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375. W. Hatte fih dem Beklagten %., einem Kaufmann, 
verpflichtet, zwei angefangene Bauten fertig zu ftellen. Er über- 
trug die Hierzu erforderlichen Zimmerarbeiten an den DB. und wies 
den %., welcder die dem W. zuftehenden Zahlungen aus bem mit 
ihm gefchlofienen Vertrage zu leiften habe, unter ‘Deklaration diejes 
Berbältnijjes an, von jeder dem W. zu zahlenden Rate fo lange 
20 Proz. des jedesmaligen Betrages zu zahlen, bi8 die Summe 
von 12000 Mark zur BVerzahlung gelangt ift. %. hat unter- 
jchrieben, er werde bei Fälligkeit Zahlung leiften. Nachdem DB. 
die Arbeiten geliefert und W. den Bau fertig geftellt Hat, ift auf 
einen Reftbetrag von 2320 Marf Klage erhoben. Aus dem In- 
halt der Urkunde ergibt fi) Far, daß F. auf 12000 Marf an- 
gewiejen ij. Daß die Auszahlung der Anmweifung von der Be- 
dingung abhängig war, daß der Bau fertig geftellt war, mußte 
fih DB. fagen. Daß der in der Anweifung angezogene Bauvertrag 
aber jo abjonderliche Beftimmungen enthalte, wie die einvedeweife 
geltend gemachten, fTonnte B. aus diefer Bezugnahme nicht er- 
jeden. Andererjeits Hatte 3. ein lebhaftes eigenes Interefje daran, 
dag die Bauten auf feinen Grundftüden fertig geftellt würden; 
und er erjah aus der Anmeilung, daß B. für diefen Bau Ar- 
beiten übernommen babe, daß er fich nicht ficher fühlte, wenn er 
dem W, freditire, und deshalb in der Forderung de W. an %. 
eine weitere Sicherheit fuchte. Zreu und Glauben erforderten bei 
diefer Sachlage, daR 8. fich bei der Annahme der Anweijung da- 
nad) erfundigte, ob dem Ajfignatar die befonderen Baubedingungen 
befannt jeien, und daß, wenn dies nicht der Tall war, er dem 
DB. eröffnete, er hafte dem W. nicht fehlechthin auf Zahlung von 
wenigjtens 6000 Mark, auch wenn W. den Bau vollendet habe, 
vielmehr erhalte W. von %. nur die diefem in Gemäßheit eines 
von ihm mit einer Hhpothefenbank gejchloffenen Darlehnsvertrags 
gebührenden Beträge, und zwar nad Abzug gewiffer von %. für 
die Orundftüde gemachten Zahlungen und von Propvifionen, ‘Der 
Beklagte haftet aus feiner Annahme der Anmeifung nah 9.®. 2. 
300; er fann fich gegen die darauf geftügte Klage nicht durd) die 
Einrede vertheidigen, daß er von der Bank mehr nicht als den 
fünffachen Betrag von dem erhalten habe, was von ihm an DB. 
gezahlt ei, daß er felbjt Anjprüde an W. habe, wegen deren er 
fi) aus dem befriedige, was die Bank zu zahlen habe, nod) auf 
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ipäter mit der Bank gejichloffene Transaktionen, wenn diejer Ein- 
rede die Replif der Arglift entgegenftehen würde. Und diefe replica 
doli generalis ift auch dann begründet, wenn der DBellagte bei 
oder vor der Anmweifung nicht gerade vorjäglich wider befjeres 
Wiffen zum Nachtheil des B. unrichtige Angaben gemacht oder 
den wahren Sachverhalt verjchwiegen hat, jondern wenn er die 
ihm nad) Treu und Glauben obliegenden Verbindlichfeiten eines 
unter folhen Umjtänden Kontrahirenden zu erfüllen aus Un- 
achtjamfeit und Mangel an Ueberlegung unterlaffen hat. — $. 284 
AR. in Verbindung mit 9.©.3. 282. — In der lage 
war überdies behauptet, Beflagter habe dem 9. erklärt, daß 
W. auf Grund einer in Händen Habenden Hhypothef bei ihm 
da8 Geld zur Fertigftellung der beiden Häufer zur Verfügung 
habe, daß aljo B., wenn er 20 Proz. von diefem DBetrage 
cedirt erhalte, für feine Forderung gefichert fei. I, 33/96 vom 
13. Meat. 

376. Der Kläger wollte $., der im Gejchäfte des Bellagten 
angejtellt gewejen war, engagiren, erfundigte fi) nach) %. bei 
diefem und theilte ihm mit, er wolle dem Beklagten eine Bojt- 
volfmadjt geben. DBellagter erklärte dem Kläger, er würde einem 
jo jungen Manne feine Poftvollmacht geben, fondern nur jes 
mandem, den er bereits erprobt habe und genau fenne. Mit 
Recht Hat das Berufungsgericht angenommen, eine Arglift des 
Beklagten liege nicht darin, daß diefer annahm, der Kläger werde 
aus diejer Antwort entnehmen, was DBeflagter Hineinlegte — 
eine Warnung, um nicht die bejchwerende Mittheilung, daß Ye: 
Hagter den %. im Berdacdht hatte, er habe unterfchlagen, direlt 
zu machen. Da Bellagter nicht empfohlen hatte, jo war er aud) 
nicht, wie im Falle bet Bolze, Praxis, Bd. XIL, 384, verpflichtet, 
fpäter dem Kläger direkte Mittheilung zu machen, wenn er erfuhr, 
3. habe wirklich unterjchlagen. Ein Handelögejchäft ift zwifchen 
Parteien nicht gejchlojfen; Bellagter ift auch nicht ald Sady- 
verftändiger angegangen — $.21I ÜU.X.R.L 13 —; er würde 
aljo nur haften, wenn er wifjentlich jchädlich empfohlen hätte — 
8. 218 —. Das liegt nit vor. Kläger kann den Beklagten 
nicht dafür verantwortlich machen, daß er durch Anftellung des 5. 
und Beauftragung zum Geldempfang Schaden erlitten hat. |], 
317/95 vom 22. Ian. 96. 
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377. Dresden. Das Berufungsgericht Hat die auf Em- 
pfehlung von minderwerthigen Aktien durd ein Bankhaus ge- 
gründete Einrede abgewiejen; das Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiejen. Beflagte hatte behauptet: Die von der Aftien- 
gejellfchaft betriebene Cementfabrif Liege ungünftig, fie habe nur 
Wiefenkalf, der fi zur Herftellung von Cement nicht eigne; e8 
feten auch dort bereits zwei Aftiengejellichaften bankrott geworden ; 
die Gründer hätten fid) bemüht, die Aktien an Orten auf den 
Markt zu bringen, wo die Verhältniffe nicht befannt feien; für 
Dresden habe man fich der Klägerin als Mittelsperjon bedient; 
e8 jeien 1889 und 1890 Dividenden vertheilt, obwohl fein NRein- 
gewinn vorhanden war. Dafür find Zeugen und Sadjverftändige 
angegeben. Die Klägerin Habe diefe Umftände gefanıt, gleich- 
wohl habe da8 Bankhaus dem Beklagten die Aktien als gute und 
fichere Papiere empfohlen. Beflagter habe in Folge der Empfehlung 
gefauft und Geld verloren. Der Abweifung de8 auf dieje DBe- 
hauptungen geftüßten Schadensanspruchs mangelt die erforderliche 
Begründung. VI, 306/95 vom 10. Tebr. 96. 

378. Ein BVertragsverhältniß wurde zwilchen dem Kläger 
und dem Beklagten nicht dadurd) begründet, daß M., welcher bei 
dem Kläger Kredit furchte, diefem empfahl, bei dem Bellagten Er- 
fundigung über feine Verhältniffe einzuziehen. Daraus erwuche 
für den Beklagten feine Verpflichtung dem Kläger gegenüber, Aus- 
funft zu ertheilen, jelbft wenn Beflagter fi) dazu dem M. ver- 
pflichtet haben follte, die Anfrage des Klägers zu beantworten. 
Die |päter zwischen dem Kläger, dem Bellagten und M. ergangenen 
Verhandlungen, in denen fich Kläger verpflichtete, dem M. 60000 
Mark gegen Hypothek zu gewähren, diejer, dem M. einen Wechjel- 
fredit zu gewähren, find erft ergangen, nachdem fi) Kläger ent- 
Ihlofjen hatte, den Kredit zu gewähren. Sie find eine Folge der 
Empfehlung des Beklagten, nicht aber ift die Empfehlung anläß- 
lih der durdy den Vertrag begründeten Beziehungen der Parteien 
ausgejprocdhen. Hiernah würde der Beklagte dem Kläger gemäß 
$. 1301 Sädjf. Bürgerl. ©. 3. nur bei abfichtlicher Schädigung 
baften; folche lag nicht vor. VI, 372/95 vom 9. März 96. 
379. Der Beklagte, ein Bauerngutsbefiger, von dem Kläger, 
der eine Hhpothef zur Anrechnung auf den Kaufpreis eines von 
ihm verfauften Grundftüdes cedirt erhalten follte, nach der Bonität 
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der Hhpothef befragt, erklärte, die Hypothek ei ficher und gut, 
er ftehe jelbit dafür ein. Dadurch wurde Kläger zur Annahme 
der gänzlich werthlofen Hypothek beitimmt. Da der Beflagte 
jeinen Rath in völliger Unfenntniß der Sachlage, welche er dem 
Kläger argliftig verjchwieg, ertheilt hatte, wurde er zum Schadens- 
erjat verurtheilt. — 8.218 U.X.R.1L 13. — VI, 413/95 vom 
13. April 96. 

380. Gem. R. Der Bellagte hatte nicht von dem Kläger, 
jondern von einem Dritten ein Mandat erhalten. Er war von 
jenem nur als eine mit den einfchlagenden Verhältniffen befonders 
vertraute Perfon, nicht al® Rechtsanwalt angegangen. Die von 
ihm bei Gelegenheit der Eefjion ertheilte Auskunft jtand auch mit 
feiner hierbei ausgeübten notariellen Tchätigfeit in feinem Zu- 
fammenhang. Er würde deshalb nur bei nicht vorliegender Arg- 
lift, nicht wegen Fahrläffigfeit gehaftet haben. III, 39/96 vom 
15. Mai. 

381. Im Tall 35. XVII, 386/87 wiederum aufgehoben, 
zurücverwiefen. Kläger hat dem Obermeifter der Bäderinnung 
das Grundftüd des Bellagten zum Anfauf durch die Innung vor- 
gefchlagen, darauf hat fie mit dem Bellagten über die Kauf- 
bedingungen verhandelt und die Innungsbäderlommilfion darauf 
beichloffen, da8 Grunditüd im Auge zu behalten. Denmädft ift 
der Kauf unter Vermittelung eines andern Makler zu Stande 
gefommen. Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiejen, weil 
e8 die Geneigtheit zum Anlauf des Grundjtüdes erit von da ab 
al vorhanden anfieht, wo ein Einverftändniß über die Kauf- 
bedingungen erzielt war. Daraus geht hervor, daß unter Nad)- 
weifung und Zuführung eines Käufers die Herbeiführung der 
Einigung über die Kaufbedingungen verftanden ift. Das ift aber 
nicht richtig. VI, 269/95 vom 2. San. 96. 

382, Die beflagten Eheleute hatten dem Kläger den bis 
1. März 1894 unwibderrufliden Auftrag ertheilt, ihre Grunbftüde 
mit Inventar und Vorräthen im Ganzen oder in einzelnen Cheilen 
zu verfaufen. Kläger verpflichtete fih, einen Preis von 42000 
Mark zu beichaffen. Den etwaigen Ueberihuß über 42000 Mark 
jowie die Ländereien, Gebäude und Inventarien, die bei Erzielung 
eines Preifes von 42000 Dearf unverfauft blieben, follte Mläger 
behalten. Dem Kläger ift eine Parzellivung gelungen, welche 
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ienen Preis und ihm einen bedeutenden Vortheil ficherte. Der 
Entwurf eines notariellen Vertrages mit den Parzellenfäufern 
wurde am 19. Dec. 1893 vorgelegt, und Kläger Hatte dem Notar 
42000 Mark eingehändigt, welche den Beklagten nad) Vollziehung 
des Vertrages ausgezahlt werden follten. Der Ehemann ver- 
weigerte die Unterfchrift. Die Klage auf Zahlung von 16360 
Mark, welde Kläger bei Ausführung des Geihäfts gewonnen 
haben würde, ift abgewiejen, Revifion zurüdgemwiejen. Denn der 
Bertragsentwurf muthete den Beklagten unter anderem zu, die 
nicht fichergeftellten Kaufpreisforderungen von 5000 und 4000 Marf 
an einen Barzellenfäufer ©. dem A. zu cediren, welchem aljo die 
Beklagten nah) 8.430 A. R. I, 11 Gewähr für die Sicherheit 
zu leiften hatten. Nach dem PVertrage mit dem Kläger hatte diejer 
aber 42000 Mark zu zahlen, und dem Kläger hatten fie gegen 
Zahlung der 42000 Mark die rüditändigen Kaufpreisforderungen 
ohne Gewährleiftung zu cediren, da nach den Abmachungen diejer 
die Gefahr zu tragen Hatte. Wegen diefer Abweichung war der 
beflagte Ehemann berechtigt, die Vollziehung zu weigern, wenn 
er aud) den Grund für feine Weigerung nicht NE VI, 334/95 
vom 13. Ian. 96. Bgl. 245. 

383. Die Abweifung der Klage auf den Matferlohn ift 
dadurch gerechtfertigt, daß in dem von dem Makler eingeleiteten, 
demnädjft von den Beklagten direft zum Abjchluß gebrachten Ge- 
Ichäft leßtere ftatt der im Auftrage bedungenen Baarzahlung von 
150000 Mark für ihre Gefchäftsvortheile eine unfichere Hypothef 
erhalten haben. III, 336/95 vom 18. Febr. 96. 

384. Dem Kläger zu Baris war eine Provifion von 37500 
Mark für den Fall verfprochen, daß er zwifchen der Beklagten zu 
Sleiwig und der franzöfifhen Firma einen Vertrag vermittelte, 
durch welchen diejer ein Patent zur Herftellung von Bimetalldraht 
für Deutjchland und Defterreih-Ungarn übertragen würde. So- 
weit die gänzliche Abweifung der Klage darauf geftütt ift, daß 
das deutjche Patent nicht übertragen werden Eonnte, weil daffelbe 
verfallen war, möchte e8 bedenklich erjcheinen, daß dem Kläger 
nicht ein verhältnigmäßiger Theil für die Vermittelung des DVer- 
trages über das öfterreichiich-ungarifche Patent zugeiprocden ift. 
Das Urtheil wird indeljen aucd, jo weit durch den andern Ent- 
\heidungsgrund gehalten, daß der Kläger aud) von der franzöfifchen 
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Firma mit der DVermittelung beauftratg war und dies der De- 
Elagten verfchwiegen hatte. — 8.2 UÜUUR LI 13;R® €, 
Bd.4, ©. 223. — 1, 418/95 vom 21. März 96. 

35. Im Tall Bd. XIX, 462 Hat das Berufungsgericht 
die Klage des Gejchäftsheren auf Herausgabe des Mufterlagers 
zur Zeit abgewiefen, auf die Widerflage des Agenten den Ge- 
ihäftsheren zur Ertheilung einer Abrechnung über die Gejchäfte 
verurtheilt, welche zwifchen ihm und ©. zu Hamburg und zwifchen 
ihm und ®. & Co. zu Manila gejchlofjen find; Nevifion zurüd- 
gewiejen. Die Anjprühe des Beklagten find weder durch Ber- 
zicht noch durch ftillfchweigende Anerkennung ausgejchloffen. Denn 
der Beklagte hatte jchon, während das Vertragsverhältniß nod) 
lief, dem Kläger zu veritehen gegeben, daß ihm ein Aniprud) auf 
Provifion wegen jener Gefchäfte zuftehe. Wenn er das nicht in 
beitimmter Weife erklärt und feine desfallfigen Ansprüche nicht 
bei jeder einzelnen Berechnung feiner Provifionen, welche der 
Kläger ohne Berüdfichtigung jener Gefchäfte aufgeftellt und ihm 
überjandt hat, hervorgehoben und demgemäß monirt hat, jo er- 
Elärt fi) das daraus, daß dem Beklagten erjt im Laufe des vor- 
Tiegenden Prozefjes bekannt geworden ift, welchen bedeutenden Um- 
fang jene Gefchäfte hatten, daß es ih um Konfignationen handelte, 
aus denen Kläger erjt nach längerer Zeit Befriedigung erlangte, 
womit die Propifionen erft fällig wurden, und aus der Zweifel: 
haftigfeit des Anfpruchs, der ja aud) durch das frühere Berufungs- 
urtheil abgewiefen wurde. I, 354/95 vom 12. Febr. 96. 

386. Nach der irrevifibelen Annahme des Berufungsgericht® 
ift nad) Tranzöfifhen Necht bei Börjenaufträgen, foweit fie nicht 
bei Strafe der Nichtigkeit durch Vermittelung der agents de change 
ausgeführt werden mußten, insbejondere aljo bei Börjenaufträgen 
für die coulisse, der Selbjteintritt de8 Kommiffionärs nicht aus- 
geichlojien, wenn der Kommittent demjelben zuftimmt. Hier handelt 
e8 fih um im freien Verkehr der coulisse zu erledigende Ge- 
Ihäfte. Das Berufungsgeriht nimmt aud) das Kinverftändniß 
des Beklagten an, weil er den Benadjrichtigungsschreiben der 
Klägerin über die Ausführung, welche deren Selbfteintritt er- 
fennen ließen, nicht widerfprochen hat, auch mit jeinem Einwande 
erjt am Schluffe der erjten Inftanz hervorgetreten ift, obgleich 
Klägerin fchon in der Klage als Selbftfontrahentin aufgetreten 
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war. ft der Beflagte durch feine Unfenntniß des Tranzöfiichen 
Rechts zu diefer Zuftimmung bewogen, fo liegt darin nur ein 
ihm nichts nügender Irrthum im Beweggrunde. NRevifionsangriff 
unbegründet. I, 437/95 vom 1. April 96. 

3857. Kläger B. zu Sereth in der Bufowina jandte der 
Rhederei vereinigter Schiffer in Breslau, Bellagter, mit der Eijen- 
bahn zwei Waggons Gerfte. Die Fradıtbriefe enthielten unter der 
Adrefje den Vermerk „Station Pöpelwiter Weiche. Zur Weiter: 
beförderung mit der Dder” und unter der Bezeichnung des Gegen- 
itandes der Sendung die Bemerfung „Erjudhe um PVerladung 
lofer Schüttung”. Die Beklagte hat die Fradjtbriefe und die am 
5. oder 6. Nov. angefommene Gerjte angenommen, und wie an- 
dere Gerjte, welche ihr aus Dejterreih, Rußland und den Balfan- 
ländern überfandt wurde, in Ausführung eines ihr von dem 
Kaufmann 2. in Berlin ertheilten Auftrags an dejfen Adreffe ver- 
jendet. 2. hat die Konnoffemente über die Wafferverladung am 
11. Nov. erhalten. Am 13. Nov. hat DB. die Beklagte erfucht, 
die Gerjte aus den beiden Waggons an M. in Leipzig auszuliefern. 
Das fonnte Beklagte nicht mehr ausführen; fie ift vom Neichg= 
gericht verurtheilt, dein Kläger den Werth der Gerfte zu erjegen. 
Denn da DB. die Gerfte in eigenem Namen an die Beklagte ge- 
jandt Hat, hatte diefe Lediglich nad) Anweifung des DB. zu ver- 
fahren, ohne fid) um die Verhältniffe zu fümmern, in denen D. 
zu feinen Hintermännern oder zu 2. ftand. Nad) der Behauptung 
des Klägers Hatte er die Gerfte von ©. in Yaffy mit dem Auf- 
trage empfangen, fie an 2%. in Berlin gegen Zahlung Zug um 
Zug auszuliefern; 2. hatte fi) aber geweigert, gegen Aushändigung 
des Necepiffe Zahlung zu leiften, weil er Anjprüdie an ©. habe. 
Er wollte darum die Gerfte an 2. nicht Tiefern, der fie nun durd) 
die Beklagte ohne Geld erhalten hat. I, 321/95 vom 25. Ian. 96. 

388. Der Druder und Berleger einer in Infterburg er- 
Iheinenden Zeitung Hat auf fieben Jahre eine Wohnung nebft 
Geitengebäude zum Betrieb einer Druderei gemiethet. Cr hat 
wider den DVermiether und Hauseigenthümer auf Geftattung der 
Einrihtung einer Fernfpredjitelle und Abgabe der für Einrichtung 
erforderlichen Erklärung an die Oberpoftdireftion geklagt. Damit 
ift er abgewiefen. Das NReichgericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Muß die Herftellung der Einrichtung nad) den Ans 
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forderungen des in den Miethsräumen betriebenen Gefchäfts und 
des Kampfes mit der Konkurrenz, infonderheit nad) Herftellung 
des Ternfprechverfehrs zwifchen Infterburg und Berlin, als dringen 
de8 Bedürfniß zur Erreihung des mit der Miethe verfolgten 
Zweds erachtet werden, und bringt andererieit3 die Herftellung 
auf Koften des Miethers dem VBermiether weder irgend welchen 
Schaden noch eine nennenswerthe Beläftigung, fo verftößt die 
Berfagung der Duldung gegen die Vertragstreue. SIft aber der 
Bermiether zur Duldung verpflichtet, jo würde feine Weigerung, 
die formelle Erklärung gegenüber der Zelegraphenverwaltung ab- 
zugeben, als Chifane erfcheinen. VI, 384/95 vom 7./30. Ian. 96. 

389. Kläger hatte für die Gewerbeausftellung in Efjen eine 
Ausftellungshalle auf ftädtifchen Grund und Boden erbaut. Nach 
Beendigung der Ausftellung vermiethete Kläger die Halle für die 
Zeit vom 20. Suli bi8 15. Sept. 1893 für 1570 Marf dem Be 
Hagten, welcher die Gartenwirthfchaft im Stadtgarten gepachtet 
hat. Beflagter beantragt feinerfeits die Genehmigung der ftädtifchen 
Behörden. Die Stadt verlangte eine Bodenmiethe von 3000 Mar. 
Da Bellagter dieje nicht zahlte, wurde die Genehmigung verjagt. 
Der Beklagte hatte dem Artillerieverein für Nheinland und Weft- 
phalen die Halle für die Zeit vom 19. bis 30, Juli zur Aus- 
jtelung und zwei Tage zur Ausräumung unentgeltlich überlaffen. 
Der Artillferieverein hat die Halle benußt, der Abbrud) der Halle 
hat erft am 2. Aug. ftattgefunden, an der früheren Entfernung 
ift der Kläger polizeilich gehindert. Der Beklagte hat in feiner 
Gartenwirthichaft ein gutes Gejchäft gemacht, das er nicht hätte 
maden fönnen, wenn nicht die Halle von dem Artillerieverein 
benutt worden wäre. Bellagter ift deshalb verurtheilt, dem Kläger 
1800 Mark für die Benußung der Halle während der Zeit vom 
20. Suli bi8 1. Aug. 1893 zu zahlen; Nevifion des DBeflagten 
zurüdgewiefen. Das Berufungsgericht hat angenommen, daß der 
Beklagte felbit e8 verjchuldet Habe, daß er die Halle nicht während 
der ganzen Pachtzeit benuten Fonnte, weil er der Stadt nicht die 
geforderte Bodenmiethe bewilligt hat, während nad) dem Vertrage 
die Genehmigung zu erwirfen feine Sadje war. VI, 281/95 vom 
16. San. 96. 

390. Kläger fann als Erjat des durd) Nichtgewähr der ver- 
mietheten Wohnung entftandenen Schadens nicht den Miethszins 
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berechnen, den er für eine andere Wohnung gezahlt hat, weil er diefen 
Aufwand au hätte machen müffen, wenn ihm die Miethwohnung 
gewährt wäre. Dagegen ift fein Grund erfichtlich, weshalb ihm 
die außerordentlichen Auslagen abgeiprochen find, welche er für einen 
Aufenthalt im Hotel während 10—12 Tagen und für den Zrans- 
port feiner Möbel und Lagergeld gehabt hat. Einen Gewinnverluft 
dafür, daß er während eines Jahres nicht hat eine Familien- 
penfion einrichten fönnen, wird er nur fordern fünnen, wenn er 
nachweift, daß er nicht eine andere Wohnung miethen Fonnte. 
Daß bei ihm aud) feine Anfragen um Aufnahme in foldhe Benfion 
eingegangen find, ift nicht entjcheidend, weil foldhe Anfragen nur 
deshalb unterblieben fein Fonnten, weil Kläger das Penfionat 
mangel8 einer entiprechenden Wohnung nicht einrichten EoInIe: 
III, 373/95 vom 24./31. Ian. 96. 

391. Der Berpäcdter fonnte, wenn der Pächter finger ale 
vier Wochen nad) dem Tälligfeitstermine mit der Zahlung des 
Pachtgeldes im Rüdftande blieb, die Zahlung fordern und gleid)- 
zeitig den Vertrag ohne weitere Kündigung aufheben. Das gibt 
aber dem Verpächter nicht das Net, das Pacdıtgeld für das Iahr 
1889 einzuziehen und die Badhjtnugung für dies Jahr dem Pächter 
vorzuenthalten. Der Verpächter ift deshalb mit Necdht verurtheilt, 
dem Pächter den Werth der aus der Weide für das Jahr 1889 
von dem DBerpächter gezogenen Grasnugung zu eritatten. Allein, 
weil der Pächter in diefem Jahre die Weide nicht beftimmungs- 
gemäß genußt und diefelbe nicht durch da8 aufgetriebene Vieh ge- 
düngt hat, Tann PVerpäcter Erjak der dadurch herbeigeführten 
Deterioration der Weide fordern. IL, 314/95 vom 31. San./ 
T. Bebr. 96. | 

392. Die Pachtzeit Tief am 15. Suni 1891 ab, der DVer- 
pächter hat das Pachtgut erft am 14. Aug. 1891 zurüdgenommen. 
Daraus find dem Pächter Anfprücde gegen den Verpächter er- 
wachen, zu deren Zahlung diefer verurtheilt ift. Denn der Pächter 
war rvedliher Befiter, da er das Padıtgut fofort, nachdem die 
Rücgabe verlangt wurde, zurüdgegeben hat. — 8.32 ÜLU.NR. 
1, 21. — Unerheblid, daß der Verpäcdhter die Rückgabe nicht früher 
gefordert hat, weil er gehofft hatte, Pächter werde das Gut zu 
demjelben Pachtpreife behalten, was nicht der Tall geweien, und 
zu dem Behuf mit dem Pächter Verhandlungen über die Fort- 
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fegung des Pachtverhältniffes geführt hat. VI, 340/95 vom. 
27. Tebr. 96. 

393. Namentlich durfte der Pächter, welcher in der Zeit 
vom 15. uni bis 14. Aug. die ihm gehörigen Pferde im Inter- 
eife des Verpächters hat arbeiten Laffen, den von ihm verfütterten 
Hafer anfegen und einen Preis für Abnutung der Pferde, deffen 
Höhe von dem Richter mit Rüdficht darauf, daß die Pferde freie 
Stallung, Wartung und freie® Grünfutter gehabt, entjprechend 
niedrig gejchäßt ift. Ebenfo dirfte Pächter Erjag für von ihm 
angeichafften Kalf und Ziegeln fordern, die er theil® zu Ne- 
paraturen verwendet hat, zu denen er nicht mehr verpflichtet war, 
theil8 auf dem Gut zurücdgelaffen hat, wo fie im ntereffe des 
Berpächters von dem fpäteren Pächter verwendet find. Ebenfo 
für in der Zeit angefchaffte und verwendete Kohlen, Cement und 
Eifen, für gezahlte Löhne und Alters- und Invaliditätsmarfen. 
VI, 340/95 vom 27. Febr. 96. 

394. Ein Bachtgeld Eonnte der Verpäcdhter von dem Pächter 
für die zwei Monate nicht fordern, da der Pächter die Rüdgabe 
des Guts nicht fchuldhaft verzögert und alle in den zwei Monaten 
abgeernteten Früchte auf dem Gute gelaffen hat. VI, 340/95 
vom 27. Tebr. 96. 

395. Dem Berpächter ftehen aud) Feine Anfprücde dafür 
zu, daß der Pächter in der Bachtzeit Feine Reparaturen ausgeführt 
hat. Denn nad) dem Pachtvertrage lag dem DVerpäcdhter die Ver- 
pflichtung ob, durch einen Königlichen Baubeamten jährlich die 
Gebäude auf Lehndorff befichtigen die vorzunehmenden Bauten 
verzeichnen und veranschlagen zu laffen, und dann dem Kläger 
bi8 1. Nov. jeden Iahres eine Nachweifung über die vom Pächter 
im Laufe de8 Sommers zu bewirfenden Reparaturen zuzuftellen. 
Der Berpäcter hat aber dem Pächter, obwohl ihn diejer dazu 
aufgefordert, folche Nachweifung nicht zuftellen Taffen. Dem 
Pächter Fannn aber nicht angefonnen werden, dem Verpächter nad)- 
träglich die Koften der nothwendig gewordenen Bauten zu erjegen,. 
da er fie im Laufe der Pachtzeit mit feinen Gefpannen und mit 
feinen Leuten hätte ausführen können. NRevifion zuvrüdgemielen. 
VI, 340/95 vom 27. Febr. 96. 

396. Die Pachtbedingungen der Stadt Greifswald unter- 
icheiden zwifchen den den Pachtftücen obliegenden Abgaben und 
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Raften und zwifchen den perfünlichen Abgaben des Pächter. Das 
Berufungsgericht findet das unterjcheidende Merkmal in der ge- 
jeglichen Bejtimmung, welche die Abgabe dem Pächter oder dem 
Berpächter auflegt, und rechnet die Beiträge, welche Pächter an 
die Bommerfche land» und forjtwirthfchaftliche Berufsgenoffenichaft 
gemäß $. 13 des Reichögefeges vom 5. Mai 1886 und zur In- 
validitäts- und Altersverficherung gemäß $. 19 des Neichögefetges 
vom 22. Suni 1889 gezahlt hat, weil von den Unternehmern und 
Arbeitgebern zu zahlen, zu den dem Pächter obliegenden Abgaben. 
Kevifion zurücgewiefen. III, 386/95 vom 28. Febr. 96. 

397. Der Bellagte hat von dem Kläger das Stadttheater 
zu Hannover für die Zeit vom 1. Sept. 1892 bis 31. Aug. 1895 
in Afterpacht genommen. Kläger hat in der Zeit vom 20. Juni 
bis 26. Aug. 1893 den von der Polizeibehörde angeordneten Um- 
bau der Saaldede ausführen lajfen. Wenn Bellagter jchwört, 
daß er bei Eingehung des Miethsvertrags nicht gewußt habe, 
daß die Dede zufolge polizeilicher Verfügung bis 1. Oft. 1893 
umgebaut werden müffe, ift er zur Innehaltung von 2200 Marf 
Pachtgeld für die Zeit, während welcher ihm die Nutung ent- 
zogen war, für befugt erklärt. Nevifion zurücdgewiejen. Auc) 
foweit die Reparatur in die Spielpaufe (16. Mai bis 1. Aug.) 
fiel, ift Beflagter berechtigt, den Miethszins zu fürzen. Denn 
daß er während diejer Zeit das Theater nicht hätte bemuten 
dürfen, ift nicht behauptet. Unerheblih, wenn Beflagter die 
Teuergefährlichkeit der Dede gefannt hätte. Denn aud) bei jolcher 
Anficht Fonnte er glauben, die Reparatur werde während feiner 
Vertragszeit nicht gefordert werden. Hat doch Kläger jelbft die 
Hinausichtebung der Reparatur bis zum Ablauf der Vadhtzeit bei 
der Polizei beantragt. III, 353/95 vom 17. März 96. 

398. Dagegen fonnte der Beklagte eine Entfchädigung dafür 
nicht fordern, daß er in Folge des Umbaues nicht fofort nad) 
Ablauf der Spielpaufe habe fpielen Iafjen Eünnen. Denn das 
hat er dadurd) verjchuldet, daß er den ihm zugeftellten Beichluß 
de8 Bezirksausichuffes, durd) melden die Hinausfchiebung des 
Umbaues abgelehnt war, nicht an den Kläger oder die Eigen- 
thümerin des Xheaters8 abgegeben Hat. Wäre das gejchehen, fo 
hätte die Dede in der Spielpaufe umgebaut werden fünnen. IIL, 
353/95 vom 17. März 96. 
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399. Beflagter fann aber Erfat für Aufwendungen zur 
Reparatur an in Folge des Umbaues bejchädigten Seidenplüfd- 
jtühlen fordern. Denn der Schuß der zum Inventar des ‘Theaters 
gehörenden Stühle während des Umbaues, welcher dem Beklagten 
die Nutung des Theaters entzog, lag dem Kläger, nicht dem Be- 
fagten ob. III, 353/95 vom 17. März 96. 

400. Im Fall Bd. XVII, 729 Hat das Neichsgericht das 
der Klage de8 DVermiethers entiprechende Berufungsurtheil auf- 
gehoben, zurücverwiefen. Der Schanfbetrieb bildete den Endzwed 
des abgejchloffenen Miethsvertrags im Sinne beider Parteien. 
Die Konzeffionsfähigkeit des Kofals, alfo eine der Berliner Polizei- 
verordnung vom 19. Sept. 1891 entiprechende Eigenfchaft des- 
jelben, gehört jomit zur Vorleiftung des DVermiethere. — 8. 272 
AU R. LI, 21. — Der Stadtausihuß Hat die Konzeifion ver- 
weigert, weil die Thüren nicht fümmtlid) nad) außen jchlagen. 
Nad) Annahme des Berufungsgerichts ift das verfehentlich ge- 
ichehen, weil die Bolizeiverordnung nur fordert, daß die Eingangs- 
thür, nicht auch daß die Thüren im Innern nad) außen fchlagen. 
Eine unbedingte Verpflichtung des mit einem Antrag Abgewiejenen, 
ein Rechtsmittel einzulegen, bejteht nicht; und ein Abwarten des 
Erfolges würde den Beginn des Gewerbebetriebs um einen nicht 
unerheblichen Zeitraum hinausgefchoben haben. Hier lag in dem 
Unterlaffen weder Arglift nod) Verjehen. Der Rücktritt der Be- 
Hagten würde alfo wegen Hinderniffes des Gebrauch® nad) $. 383 
ALE.NR. LI, 21 berechtigt gewefen fein, wenn fie nicht unterlaffen 
hat, dem Kläger von den erhobenen Beanjtandungen Mittheilung 
zu madjen, obwohl fie fo frühzeitig Kenntniß erlangt hatte, daß 
Kläger in der Lage gewejen wäre, fie noch rechtzeitig zu heben. 
VI, 399/95 vom 30. März 96. 

401. Der Berpädter war nad dem Padhtvertrage ver- 
pflichtet, die Drainröhren unentgeltlich zu Tiefern für den Tall, 
daß neue Drainagen erforderlich fein follten. Er ift zum Schadens: 
erjag verurtheilt, weil er diefer Verpflichtung nicht nachgefommen 
ift; Nevifion zurücgewiefen. Im VBorprozeß war feftgeftellt, daß 
fih die Verpflichtung des Pächters, die vorhandenen Drainagen 
zu unterhalten, auf die vor dem 9. 1885 hergeftellten, foweit 
jolche nicht veparaturfähig feien, nicht beziehe. Als Pächter nad 
diefer Enticheidung den Beklagten aufforderte, die zur Neudrainirung 
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der Aeder erforderlichen Röhren zu liefern, wäre e8 Sade des 
Beklagten gewejen, jelbft zu ermitteln, ob die Drainröhren er- 
forderlich jeien, falls er dies bezweifelte. Wenn er der Einficht 
der früheren Drainfarte bedurft hätte, fo hätte er die in feinem 
Befite befindliche Karte benuten Tünnen. Bellagter hätte auf das 
an ihn gerichtete Verlangen des Klägers fi) mit diejem zu be- 
nehmen gehabt und feine Bereitwilligfeit zur Lieferung der Röhren 
zu erkennen geben follen. Statt deifen hat er die Kopie der Drain- 
farte vom Kläger gefordert und fich troß Klagandrohung und des 
Erinnerungsfchreibens zum Einvernehmen mit dem Pächter über 
die Ausführung der Drainage nicht bewogen gefunden. Wäre der 
Beklagte bereit gewejen, auf die Drainage einzugehen, fo hätte 
der Drainirungsplan zeitig genug angefertigt werden fünnen. Ein 
Berhalten des Pächters, welches den Verzug des Verpäcdhters recht- 
fertigt, liegt nicht vor. VI, 423/95 vom 18. April 96. 

402. Berlin. Bol. Bd. XIX, 481. Kläger hatte wegen 
einer vollitredbaren Forderung gegen den Hauseigenthümer W. 
am 30. Suni 1893 die am 1. Ian. 1894 fällig werdenden Mieths- 
forderungen des W. an drei Miether pfänden und fi) zur Ein- 
ziehung überweijen laffen. Am 3. Suli 1893 verkaufte W. das 
Haus mit den Nußungen vom 1. Juli ab an M. Durd) diefen 
Verlauf wurde an den Rechten und Pflichten des verflagten 
Miethers, welchem die gemietheten Räume feiner Zeit von W. 
übergeben waren, nichts geändert. M. erwarb das Grundftüd 
mit der fi) aus den Miethsverhältniffen ergebenden Befchränfung. 
— 8.38 U. R 1, 21. — Durch die Veräußerung wurden 
die Rechte des Klägers aus dem Pfändungsbeichluffe vom 30. Juni 
nicht aufgehoben. VI, 5/96 vom 4. Mai. 

403. Der Kläger hat das dem Beflagten verkaufte Grund- 
jtüc nad) dejfen Subhaftation erftanden und nun dem im Befit 
gebliebenen Beklagten mit der Maßgabe verpachtet, daß bei pünft- 
licher Zahlung ded Pachtzinjes eine andermweite Forderung des 
Klägers von 550 Marf bei Beendigung der Pachtzeit (15. Aug. 
1897) erlofchen fein follte. Wenn der Bachtzins nicht pünktlich 
gezahlt werde, follte Kläger berechtigt fein, das Pachtverhältnif 
aufzulöjen. DBellagter hat am 15. Aug. 1893 einen Pachtzins 
nicht gezahlt. Kläger hat das Grumdftüc anderweit verpadhtet. 
Auf die Klage ift Beflagter verurtheilt, die Zinfen der 550 Marf 
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zu zahlen, und feine den Fortbeitand des Pachtverhältniffes und 
die Nichtberechtigung des Widerbeflagten zu der Forderung von 
550 Marf jfammt Zinfen geltend machende Widerflage abgemiejen. 
Das Neihögeriht Hat aufgehoben, zurüdverwielen. Denn es 
bleibt zu erörtern, ob ein Berzug des Beklagten in Zahlung des 
Pachtzinfes nicht dadurd ausgefchloffen ift, daß Kläger in die 
Rechte des Beklagten eingegriffen hat, jo daß diefer berechtigt 
war, den Pacdıtzins zurücdzuhalten. Kläger hat im Frühjahr 1893 
5—6 Morgen von den verpachteten 56 Morgen für fich beftellt, 
ohne daß feftgeftellt ift, Beflagter habe dazu feine Einwilligung 
gegeben; Bellagter hatte 18—20 Morgen mit Bewilligung des 
Mägers in Afterpacht gegeben, Kläger hat aber, ohne daß die 
Zuftimmung des Beflagten dazu feftfteht, den Afterpächter an 
gewiefen, feine Pacht diveft an Kläger zu zahlen. Nad) dem Padt- 
vertrage ftand dem Beklagten das Recht zu, auf dem verpachteten 
Grundftük Steine für fi zu fammeln. Kläger hat die auf dem 
berpachteten Grundftük gefammelten Steine vor Abjchluß des 
Pacdhtvertrags einem Dritten verfauft und diefer hat fie während 
der Pachtzeit des Beklagten für ich verarbeitet. Es fommt in 
Trage, ob das nicht Steine waren, welche dem Beflagten gehörten, 
weil er fie gejammelt hatte, als das Grundftücd nod) ihm gehörte, 
und ob nicht Beflagter aucd) glauben durfte, daß er nach dem 
Pacdtivertrage auf diefe Steine einen begründeten Anjpruch habe. 
Kläger hatte vor Fälligkeit des Pachtzinjes dem von ihm in hohem 
Grade abhängigen Beklagten verboten, die Früchte einzuheimfen. 
Daß Bellagter Feinenfalld den vollen Bachtzins am 15. Aug. 1893 
zu zahlen hatte, nimmt der Berufungsrichter felbft an. E8 fehlt 
bis jett an jeder thatfächlicden Grundlage dafür, daß DBeklagter 
in der Lage und verpflichtet war, die ihm gebührenden Abzüge 
dem Kläger gegenüber mit Sicherheit zu berechnen und zu maden. 
VI, 8/96 vom 7. Mai. 

404. Die Klägerin, eine Aftiengefellichaft, hatte den DBe- 
Hagten ald Meifter des neuen Drahtzuges engagirt. Beklagter 
hatte fich auf zehn Iahre gebunden, der Klägerin follte eine drei- 
monatliche Kündigung zuftehen. Für den Fall der Nichtbefolgung 
diefed DBertrages hatte fich jeder Theil zur Zahlung einer Strafe 
von 5000 Mark verpflichtet. Der Beklagte hat den Dienft nod) 
in demjelben Jahre nad einmonatlicher Kündigung verlaffen und 
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ift in den Dienft eines Konkurrenten getreten. Er wurde zur 
Zahlung der Konventionaljtrafe verurtheilt; Nevifion zurüd- 
gewiefen. Nad) ©. DO. SS. 124° und 133° Fann zwar auf Grund 
des Gejetes vom vertragsbrüdigen Werfmeifter nur eine Ent- 
Ihädigung in Höhe eines Wocjenlohnes begehrt werden. Das 
Schließt aber die Gültigkeit der Feftftellung einer hohen Konven- 
ttonalitrafe für den gleichen Fall nit aus. II, 346/95 vom 
25. Tebr. 96. 

405. Der Betriebschef hat öfter bei Rügen wegen mangel- 
hafter Arbeit ganz allgemein gejagt: „Man follte Eud) Alle zum 
Teufel jagen!” Der Bellagte Hatte feine Veranlaffung, dieje 
Aeußerung ganz befonders auf fich zu beziehen. Mit NRüdficht 
auf den Stand und Bildungsgrad des Beklagten und jeinen 
Verhältnig zu feinem Vorgefegten ift darin feine Ehrverlegung 
gefunden, welche den Beklagten berechtigte, gemäß $. 133% der 
&. D. das Dienftverhältnig aufzuldien. Auch ift der Beklagte aus 
einem ganz anderen Grunde gegangen. KRevijion zurücgewiefen. 
II, 346/95 vom 25. Febr. 96. 

406. Die beklagte Eijenbahndirektion ift verurtheilt, dem 
Borftande der Penfionskaffe für Beamte deutiher Privateifen- 
bahnen in Berlin gegenüber zu erklären, daß der Hlagende DBe- 
triebsverwalter ohne eigenes VBerfchulden aus jeinem Dienjte bei 
dev Beklagten entlafjen ift. Revifion zurücdgewiejen; denn Kläger 
war al8 Beamter der Beklagten vertragsmäßig verpflichtet, der 
Penfionsfafje beizutreten. Beklagte war deshalb auch dem Kläger 
verpflichtet, die Erklärungen der Wahrheit gemäß abzugeben, 
welche zur Erlangung einer Benfion für Kläger erforderlich waren. 
Beklagte hatte aber der Penfionskaffe gegenüber erklärt, daß Kläger 
in Zolge feines Verfchuldens aus dem Dienfte entlafien fei: in 
Holge dejfen hat Kläger dem Statut entiprechend eine Penfion 
nicht erhalten. Beklagte wurde alfo, da fie, objchon bemweis- 
pflihtig — vgl. Bolze, Praris, Bd. XVIL, 754 —, den Beweis 
ihrer Behauptung nicht erbracdjt hatte, verurtheilt, jene Erklärung 
abzugeben. III, 393/95 vom 13. März 96. 

407. Der Graf Sch. Hatte den Kläger als Forjtmeifter 
lebenslänglich angeftellt. „In alle einer nit durd) Dienjt- 
unfähigfeit bedingten, fondern anderweit erfolgenden Auflöfung 
des Dienftverhältniffes waren dem Kläger drei Viertel feines Ge- 
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halts zugefihert. Die Graf SchIchen Erben haben den Kläger 
entlaffen, weil nad) dem Gutachten eines hervorragenden Sad)- 
verftändigen für die Forftverwaltung der Beklagten ein Forftmeijter 
nicht nothwendig, e8 für den vationellen Betrieb vielmehr zwed- 
mäßig fei, daß unter Vereinfachung des Verwaltungsapparats ein 
direkter Verkehr der vier Oberförfter mit dem Generalbevollmäd)- 
tigten hergeitellt werde. Die Beflagten find verurtheilt, dem 
Kläger das ihm entzogene vierte Viertel des Gehalts und Ent- 
Ihädigung für Wohnung und Brennholz, fowie bei Dienftunfähig- 
feit die entfprechende Penfion zu gewähren. Denn mit NRüdficht 
auf die zugeficherte Xebenslänglichkeit der Stellung ftehen den Be- 
Hagten die vorbehaltenen Rechte nur in ganz außergewöhnlichen 
Vällen zu, in denen eine weitere DVertragserfüllung dem einen 
oder andern Kontrahenten füglich nicht mehr zugemuthet werden 
fünnte, 3. B. wenn eine die Kafjation der Elägerifchen Stelle be- 
dingende Umgeftaltung der Verwaltung fih als ein im Sntereffe 
der Sacdje nothiwendiges Erforderniß herausgeftellt hatte. Ein folcher 
Tall lag nit vor. Revifion zurüdgewiejen. VI, 407/95 vom 
1. April 96. 

408. Der Kläger ftand in einer Färberei al8 erfter Färber 
im Dienjt; er hatte als jolcher einen zweiten Färber zu beitellen 
und zu entlaffen. Mit dem als zweiten Färber angejtellten Be- 
Hagten hat er einen Bertrag gefchlofien, in dem er fich ver- 
pflichtete, ihm Alles zu zeigen und nad) beiten Kräften zu unter- 
richten. Dagegen veriprad Beflagter bei einer Konventionalftrafe 
von 5000 Marf, mit dem Austritt des Klägers feine Stellung 
jofort, vejp. in 14 Tagen aufzugeben und nicht vor Ablauf von 
14 Tagen in diejer Färberei wieder in Thätigfeit zu treten, wenn 
Kläger dazu nicht die Erlaubniß ertheile. Der Zwed des Ab- 
fommens ging dahin, durd) einen auf den Arbeitgeber auszu- 
übenden Drud dem Kläger feine Stellung zu fichern und den- 
jelben dadurch im Endergebniß günftiger zu jtellen, als dies nach 
jeinem Arbeitsvertrage der Fall war. Der Vertrag fällt unter 
&. D. 8. 152 und verftüßt gegen die guten Sitten. Nachdem 
Kläger entlafjen war und Beflagter im Dienft blieb, wurde die 
Klage auf die Konventionalftrafe abgewiefen. IV, 394/95 vom 
4. Mai 96. 

409. Der Gutseigenthümer, welcher nicht auf dem Gute 
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wohnte und nicht Kandwirth war, hatte das Gut einem Wirth- Dienftmiethe 
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für die vorzeitige Entlaffung kommen allein 88. A08IA.E NR. 
I, 5 zur Anwendung. Die einfeitige Entlaffung ift auf Gefahr 
des Dienftherrn erfolgt. Er muß, weil fie unbegründet war, den 
Kläger entichädigen, auch wenn ihn fein Verfchulden trifft. VI, 
432/95 vom 4. Mai 96. 

410. Ohne Gefetesverlegung hat der Berufungsrichter an- 
genommen, daß die Entlafjung ohne vorgängige Kündigung un- 
berechtigt war. Allerdings Liegen einzelne Berfehlungen des Klägers 
vor. Er hat im Herbit 300—400 Eentner Hafer naß eingefahren 
und die Schober fchlecht bededen Lafien, jodaß der Hafer dumpfig 
wurde. Auch ift ein NRoggenfeld mangelhaft für die Saat vor- 
bereitet, der Roggen ift aber beffer ausgefallen, al8 auf dem be- 
nadbarten Felde des vernommenen Sadverftändigen. Aud) Hat 
Kläger im Winter Dünger auf das Feld gefahren, ohne ihn zu 
bededen, fodaß er naß geworden ift. Indeffen war Kläger früher 
immer in Bojen und Polen bejchäftigt, die zum Theil andere 
Wirthichaftsverhältniffe haben als Schlefien, wo das Gut des Be- 
Hagten liegt. Auf einzelne Mängel in der Wirthichaftsführung 
mußte der Beklagte danad) in den erften Jahren gefaßt fein, zu- 
mal Kläger das Gut in jehr verwahrloftenm Zuftande übernahm. 
Daß der Kläger nicht dasjenige Maß von Erfahrung bejeifen und 
in feiner Wirthichaftsführung angewendet habe, das bei Ueber- 
tragung der Verwaltung auf ihn vorausgefeßt wurde, ijt nicht 
als erwiefen anzujehen. Zwar war der Kläger öfter angetrunfen, 
aber nicht im Dienft; und die Wirthichaft hat nicht darunter ge- 
Titten. 8 ift vorgefommen, daß Kläger an X. mehr hat zahlen 
lalien, als diefer zu fordern Hatte; daß er von einem Andern 
einen fchon bezahlten Betrag hat einfordern laffen, daß wegen 
irriger Anjprüche Prozeffe gegen den Milchpächter geführt; daß 
leere Süde nad Dejterreih ftatt nach Berlin gejendet wurden. 
Aber folhe Mißverjtändnijfe und Nadjläffigkeiten find bei jeder grö- 
Beren Wirthichaft unvermeidlich. Auch find diefe Angelegenheiten 
ohne Nachtheil für die Wirthichaft. geregelt. Und die Schuld 
trifft den Recdhnungsführerr. Dem Kläger war unterjagt, ohne 
Genehmigung des Beklagten Getreide oder Vieh zu Taufen oder zu 
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verfaufen. Er hat, ohne die Genehmigung einzuholen, eine Kuh 
und drei Ochjen verkauft und zwei Ochjen angeichafft. Aber der 
Kläger durfte erwarten, daß Bellagter diefe Geichäfte billigen 
werde, was freilich nicht gejchehen ift. Der Beflagte hatte dem 
Kläger gejchrieben: „Mit Ihrer Energie fcheint e8 nicht weit her 
zu jein.... Ich fange an, an Ihrem Verftande zu zweifeln.‘ 
Darauf antwortete Kläger: ‚Was meine Energie und meinen 
Berjtand anbetrifft, jo taufche ich mit Ihnen nicht, und bedarf 
Ihres Antriebs nicht.” Diefe Zurüdweifung der Fränfenden 
Aeußerung des Beklagten fan nicht als Entlaffungsgrund gelten. 
— Dal. Bd. XVIL, 378. — Revifion zurücigewiefen. VI, 432/95 
vom 4. Mai 96. 

411. Die Klägerin, Handelsgärtnerin zu Alerandrien, 
engagirte den damals in Deutichland wohnenden Beklagten ale 
Gehülfen für ihr Blumengefhäft, vorläufig auf ein Iahr, unter 
der Verpflichtung, die Koften der Hinveife zu tragen; ebenjo die 
der Nücreife, wenn Beflagter nad) Ablauf des erften Jahres das 
Engagement auflöfen wollte Der Bellagte verpflichtete ich, 
weder während der Dauer de8 Engagements nod) nachher bei 
einem anderen Gärtner oder Geichäfte in Eghypten zu arbeiten, 
noch) fich für eigene oder fremde Rechnung in Egypten zu etabliren. 
Bor Ablauf des Yahres hat Klägerin gefündigt und dem De: 
flagten bei feiner Entlaffung Zahlung der Kojten der Rüdreije 
verweigert. DBeflagter betreibt feit einigen Monaten nad) jeinem 
Austritt in Gemeinschaft mit einem Andern ein Blumengejchäft 
in Alerandrien. Die auf 4000 Mark Schadenserfag und Ein- 
ftellung des Getchäftsbetriebs erhobene Klage ift abgewiefen, weil 
Beklagter, wenn er die Reifefoften nicht erhielt, in Egypten bleiben 
fonnte oder mußte, und nun für feinen Unterhalt zu jorgen hatte. 
I, 312/95 vom 1. April 96. 

412. Der Eintritt des Gehülfen in ein Konkurrenzgeichäft 
nad) dem Austritt aus dem Gefchäft des Kläger war unter 
Strafe geftellt, mag der Austritt gejchehen auf Grund gegen- 
jeitigen Uebereinfommens oder aus irgend welchen gejetlichen oder 
anderen Gründen. Ohne Redtsirrtfum hat hier der Berufungs- 
richter ausgelegt, daß die Konventionalftrafe und der Austritt des 
Beklagten aus dem Konkurrenzgefchäft aud) für den Tall des 
Austritts des Beklagten aus dem Flägerifchen Gefchäft in Folge 
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einer Kündigung des Prinzipals gefordert werden durfte, die hier 
nach 2%, jährigem Beftehen des Vertragsverhältniffes erfolgt war. 
III, 29/96 vom 8. Mat. 

413. Der Bellagte Hatte bei Auflöfung der o. 9. ©., in 
welcher er mit dem Kläger ftand, diefem das Gefchäft mit Aktiven 
und PBaifiven, wozu auch ein Keichöpatent gehörte, überlaffen, 
und dabei die Verpflichtung übernommen, drei Sahre lang feine 
Schraubenflafchenzüge gewerbsmäßig herzuftellen oder fic) bei deren 
Herftellung und deren Vertriebe in irgend einer Weife zu be- 
theiligen, und zwar bei einer Konventionaljtrafe von 50000 Marf 
für jeden Fall der Verlegung. Dennod foll Bellagter den Gebrü- 
dern DB. die gewerbliche Benukung der von ihm zum Patent- 
und Mufterfchug angemeldeten Bremsvorrichtung geftattet haben, 
obwohl die Fabrikation der Bremsvorrichtung dazu dienen follte, 
an Schraubenflafchenzügen angebradjt und mit diefen in den 
Handel gebracht zu werden. Das Berufungsgericht hat die deshalb 
auf die Strafe erhobene Klage abgewiejen, weil der Beklagte damit 
den Gebrüdern B. nur erflärt habe, er wolle nicht wegen Batent- 
verlegung vorgehen, nicht aber, daß er denjelben die fürmliche 
Licenz ertheilen wolle. Ein folches pajjives Verhalten des Be- 
Hagten madje ihn noch nicht ftraffällig, fofern ihm nicht wegen 
diefes Verzichts auf fein Entjchädigungsredht ein Nequivalent ge- 
währt oder verjprochen fe. Das Neichögericht hat aufgehoben, 
zurüdvermwiejfen. Auch wenn dem Beklagten ein Aequivalent nicht 
gewährt worden wäre, würde jene Geftattung, zumal wenn fie 
auf die Daner erklärt wäre, nicht ein bloß paffives Verhalten 
bedeuten. Webrigend waren aud) Anzeigen dafür vorhanden, daß 
fie nicht ohne Vortheile für den Beklagten ertheilt war. I, 448/96 
vom 20. Mai. 

414. Ohne Redtsivrtfum hat das Berufungsgericht die 
Beitimmung des Vertrags, Bellagter dürfe nad) feinem Austritt 
aus dem Klägeriichen Gefchäft innerhalb Deutjchlands in Fein 
Konfurrenzgefchäft eintreten, dahin verjtanden, daß Belflagter auch 
nit al8 Beamter in ein deutjches Konfurrenzgeichäft inner- 
halb dreier Sahre eintreten, aud) nicht, wenn er für daffelbe im 
Auslande thätig wird. Die Verurtheilung des Beklagten, aus 
dem Chemniter Gefchäft auszutreten, ift aufrecht erhalten, objchon 
Deflagter im Laufe des Prozefles feinen Wohnfit nad) Böhmen 
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verlegt hat, um für das Chemniter Gefchäft nach Defterreich zu 
arbeiten. VI, 28/96 vom 21. Mat. 

415. Der Hagende Maurer- und Zimmermeifter it nad) 
Beginn der wider eine Polizeivorfchrift verftoßenden Treppen- 
anlage hinzugefommen, Hat diejelbe gerügt und das Niederreißen 
der bereit8 75—80 Centimeter in die Höhe geführten Mauer an- 
geordnet. Dbmwohl er den beflagten Bauherren auch auf die polizei- 
widrige Beichaffenheit der Anlage aufmerffam gemadt hat, hat 
diefer verboten, niederzureißen, und das Weiterbauen mit dem 
DBemerfen angeordnet, e8 werde wohl nicht nachgemeffen werden. 
Später ift die Umänderung polizeilic) angeordnet. Deshalb ver- 
weigert Bellagter Zahlung der vertragsmäßigen Neftforderung 
und beanjprucht Erfat der ihm durch die Umänderung erwacjjenen 
Koften und Schäden. Der Beklagte ift verurtheilt; feine Nevifion 
it abgemwiefen. Allerdings war Kläger nad) 8. 22 WURL, 
11 nicht verpflichtet, die einem Polizeigefeß widerjprechende Anz 
ordnung zu befolgen. Er verlette aber Feine DVertragspflicht, 
wenn er die Anordnung befolgte.e VI, 289/95 vom 20. San. 96. 

416. Der Kläger hatte die Anlieferung und betriebsfähige 
Aufitelung fünmtliher Majchinen und Geräthichaften für eine 
auf dem Gute des Beklagten zu erbauende Stärfefabrif über- 
nommen unter dem Bersprechen zweijähriger Garantie und der 
unentgeltlihen Abänderung der fich in diefer Zeit herausftellenden 
Mängel. Die Einrichtung wurde gegen Ende 1889 hergeftellt 
und vom Beklagten in Befit genommen. Vom Ianuar bi8 Mai 
und vom Dftober bis Anfang December 1890 war die Fabrif im 
Betrieb; fpäter ift fie zur NKartoffelmwäihe benugt; 1893 find 
einige Wispel Kartoffeln verarbeitet. Die Klage geht auf einen 
Neftbetrag von 6613 Mark 15 Pf. Der Bellagte hat Wider- 
flage erhoben auf fofortige und unentgeltliche Befeitigung der von 
ihm gerügten Mängel und auf Erfat des ihm durd die Un- 
tanglichfeit erwachlenen Schadens vorbehaltlich der Feitjeßung im 
befonderen Berfahren. Die Widerklage ift abgewiejen, der Be- 
flagte ift zur Zahlung von 5649 Mark 82 Pf. verurtheilt; Ae= 
bifion zurüdgewiefen. Nachdem der Beklagte das Werk angenommen 
hat, Fann er nicht mehr die Zahlung des ganzen Preijes aus dem 
Gefihtspunft des nicht erfüllten Vertrages weigern. Wegen der 
nicht gebilligten Mängel fann ex PBreisminderung oder Zurüd- 
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behaltung eines dem Mangel entiprechenden Theiles des Preifes 
fordern. Der Beflagte hat die Preife für einzelne Maichinen 
beanftandet. Der Berufungsrichter hat, foweit er die Beanftan- 
dungen für begründet erachtet Hat, die für die betreffenden Theile 
angejetten Preife gejtrichen. ‘Daß darüber hinaus das ganze Wert 
wegen jener Mängel einen geringeren Werth habe, hat der Be- 
Hagte in den Borinftanzen nicht geltend gemacht. Der Abjtrid) 
des Preifes in Folge des Preisminderungsanipruchs fchließt aber 
den Anspruch auf unentgeltliche Reparatur aus. Die zweijährige 
Sarantiefrift hat fodann da8 Berufungsgeridht ohne Redtsirrthum 
als eine Beichränfung der Garantie auf den Zeitraum von zwei 
Fahren aufgefaßt. Die Widerflage war als Teftftellungsflage 
nicht zuzusprechen, da der Beflagte eine Xeiftungsflage hätte er- 
heben fünnen. VI, 320/95 vom 20. Sebr. 96. 

417. Bol. 248. Dem Kläger war die Entwäfferung von 
im Brud gelegenen Grundftüden für 3000 Marf übertragen, 
darauf 1270 Mark bezahlt. Weil durd) die hergeftellte Arbeit 
der Wafferfpiegel des durd; den Brud) gehenden Grabens und 
fomit des Bruches jelbft nicht, wie in dem mündlichen Vertrage 
zugefagt war, um einen Meter gefenkt ift, wurde die Klage ab- 
gewiejen und Widerbeflagter verurtheilt, die erhaltenen 1270 Mart 
zurüdzuzahlen; Revifion zurücdgewiefen. Denn der Anfprucdh des 
Klägers auf den vereinbarten Preis wäre nad) SS. 165 ff., 270 ff. 
AL. R.L 5 nur dann begründet gewejen, wern Kläger den Ber- 
trag feinem ganzen Inhalt nad), aljo bi® zu jenem Erfolge aus- 
geführt hätte. Da dies nicht gejchehen, find die Beklagten mit 
Recht zurücdgetreten. — 88. 953, UT AÜL.NR.L 11. — Hätten 
die Beklagten, wie Kläger behauptet, im März 1893 die Ent- 
wäfjerungsanlage befichtigt und genehmigt, jo tft doch nicht er- 
wiejen, daß die Beklagten damals wußten, daß die Anlage den 
Wafjerjpiegel nicht einen Meter tief fenfe. Außerdem haben die 
Beklagten jhon im Frühjahr 1893 den Mangel gerügt und Kläger 
hat fi) zur Nachbefferung verpflichtet, dieje aber nicht erreicht. 
Gegen die Entfcheidung über die Widerflage fann fid) Kläger nicht 
auf die SS. 166 und 167 WU.X. R. I, 5 berufen, da er in der 
Borinftanz nicht geltend gemacht Hat, daß die von ihm aue- 
geführte Anlage als eine theilmeife Erfüllung des mündlichen 
Vertrages anzufehen fei, und einen auf die SS. 166, 167 gejtüßten 
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Anspruch in den PVorinftanzen nicht erhoben hat. VI, 364/95 
vom 2. März 96. 

418. Kläger Hat für den Beklagten behufs Anlegung des 
Dianafees und des Königsfees Erdarbeiten ausgeführt, für welche 
Einheitspreife nad) Kubikmeter des gewachjenen Bodens zu Grunde 
gelegt und die Zahl der Kubikmeter nad) einem Nivellement be- 
rechnet waren. Der Kläger hat aber eine Nachforderung erhoben, 
weil der Boden nachgequollen war und er in Folge defjen jehr 
viel mehr Erde habe ausfchachten und fortichaffen müffen. Das 
Reichsgeriht Hat das abweifende Berufungsurtheil aufgehoben, 
zurücverwiejen. Denn aus dem Urtheil ift nicht zu erjehen, ob 
da8 Berufungsgericht den Vertrag dahin ausgelegt hat, daß die 
Kubifmeterzahl, die im voraus nad der Differenz zwijchen der 
ursprünglichen Terrainhöhe und der mit den Arbeiten zu er- 
reichenden Sohle berechnet war, nach der Abficht der Kontrahenten 
für die Höhe der Vergütung des Kläger auch dann maßgebend 
bleiben jollte, wenn der Kläger nicht bloß die zwilchen der Ober- 
fläche und der vorgejchriebenen Sohle befindliche, fondern daneben 
auch folhe Erdmafjen fortbewegen müfje, die fid) zur Zeit des 
Bertragsichluffes unterhalb der Sohle befunden hatten und während 
des Ausschachtens durd) Naturgewalt über die zu erreichende Sohle 
emporgehoben waren. Injonderheit war zu prüfen, ob nicht die 
unter Eid gejtellte Behauptung über eine angebliche fpätere DVer- 
abredung für die Auslegung bedeutungsvoll war. Nad) jener hatte 
Kläger dem Beklagten beim Eintritt des Nachquellens erklärt, er 
fönne die dadurch entitehende Mehrarbeit nicht umfonft machen; 
darauf habe ihn der Beklagte ermwidert, er verlange aud) nicht, 
daß der Kläger das umfonft made, DBeflagter folle nur weiter 
arbeiten, bi8 die vorgejchriebene Tiefe erreicht fei. ft die DBe- 
hauptung richtig, jo waren Parteien darüber einig, daß Kläger 
die in Rede ftehenden Arbeiten nicht umfonjt auszuführen habe. 
Die Höhe der Vergütung war dann, beim Mangel einer Preis- 
beredung, durd; Gutachten von Sacdjverftändigen zu beftimmen. 
VI, 360/95 vom 5. März 96. 

419. Die Anwendung des 8.1655 A.LU.R. I 5 fett aller- 
dings voraus, daß der Leiltung die mündliche Abrede der Ver: 
gütung vorhergehe. Der Grund des Erlafjes der Schriftform, 
daß der im DVertrauen auf die NRedlichkeit des Andern auf deffen 
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mündliche Zujage Leiftende nit zum Vortheil des Zreulofen Bel _ 
Schaden leiden fol, trifft aber auch zu, wenn die Vereinbarung Yerdingung. 
das zum Xiheil Geleiftete in fi) aufnimmt, indem die Verpflid- 
tung des Beftellers einer unvollendet gebliebenen Arbeit von einem 
Andern ald dem urjprünglicd) Verpflichteten übernommen wird. 
Auch Hier ift $. 165 anzuwenden. VI, 429/95 vom 22. April 96. 
Entiprechend VI, 357/95 vom 5. März 96. 
420. Der beklagte Spediteur hatte von H. eine eiferne Kanne Fraditvertrag. 
mit Ligroin zur Befürderung an He. in Oranienburg und eine 
Kifte mit Lampen zur Beförderung an eine Steingutfabrif in 
Colmar in Pojen übernommen. Die beiden Güter find in der 
Hand des Beklagten verwechielt. Und die Kanne ift unter der 
Bezeichnung „eine Kifte ladirter Blechwaaren F. R. H. 3720 im 
Tradıtbrief an die Adreffe in PBojen auf dem Schlefiihen Güter- 
bahnhof in Berlin aufgegeben, angenommen und befördert. Während 
de8 Zransports ift im Eifenbahnwagen eine Exrplofion und ein 
Brand erfolgt; Eijenbahnfisfus fordert von dem Beklagten Erjat 
des Schadens, weil Beflagter unterlaffen hat, den feuergefähr- 
lichen Inhalt der aufgegebenen Kanne richtig zu deflariren. — 
S. 53 der Berfehrsordnung. — Das verurtheilende Berufungs- 
erfenntniß ift vom Reich&gericht aufgehoben, zurückverwiejen. Denn 
wenn man aud) annehmen wollte, daß troß der Angabe eines 
anderen Gegenjtandes im Fracıtbrief ein Frachtvertrag über den 
thatfächlich aufgegebenen zu Stande gefommen fei, jo fann die 
Klage auf $. 53 der Verfehrsordnung nicht gejtütt werden, weil 
der Beklagte nicht den Inhalt der aufgegebenen Kanne, fondern 
den’ Inhalt einer nicht aufgegebenen Kifte angegeben hatte. Für 
die Unrichtigfeit, daß die Kanne als Kifte bezeichnet war, haftet 
der Beklagte der Klägerin nicht, weil diefe Abweichung von der 
Wirklichkeit offenfichtlid) war. Nun ift aber, ohne daß bisher der 
Urheber der Veränderung feitgejtellt ift, im Tracdhtbrief das Wort 
„Kite“ durdhftrihen und ‚„‚Ranne‘ darüber gefchrieben. War 
diefe Aenderung von einem Bedienfteten des Beklagten bewirkt 
oder veranlaßt, jo hat diefer für deifen Handlung einzuftehen und 
haftet dem Eifenbahnfisfus. Hat aber ein Angejtellter des Klägers 
die Veränderung einfeitig und eigenmächtig vorgenommen, fo muß 
e8 dabei bewenden, daß der Beflagte aus obigem Grunde nicht 
haftet. I, 395/95 vom 15. Febr./14. März 96. 

13 * 
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421. Nach den vorinftanzlichen Urtheilen des Landgerichts 
Deannheim und des Dberlandesgerichts Karlsruhe werden nad) Han- 
delsgebraud) die feerechtlichen Grundjäge über die große Haverei 
auf den Rhein angewendet, jedoh mit Ausnahme des Art. 710, 
Nr.1 9. ©. 3., wonad) Beihädigungen der nicht unter Ded 
verladenen Güter bei der Schadensberehnung außer Anja bleiben 
jollen. — Bgl. au) Binnenfdiffahrtsgejeg vom 15. Juni 1895. — 
As die auf einen Schlepplahn geladene Baumwolle bei Mainz 
in Brand gerieth, wurden 90 Ballen über Bord geworfen, 
43 andere Ballen, die an Bord blieben, wurden theil® durch 
Teuer, theils durch Beiprigen bejchädigt. Die Eigenthümerin der 
Baummolle hat ihre Ansprüde an die VBerficherungsgejellichaft 
abgetreten; auf deren Klage ift gegen die beklagten Eigenthümer 
geretteter Güter durd) Zwifchenurtheil (8. 276) ausgejprochen, daß 
fie die Dispadhe (in welcher der entitandene Schaden auf 8690 
Mark 20 Pf. berechnet war, wovon 50 Proz. auf Teuer, 50 Proz.. 
auf Waffer zurüdzuführen feien, 2852 Mearf 85 Pf. auf die Be- 
Hagten entfallen) al8 vichtig und vechtsperbindlih anzuerkennen 
haben. Revifion zurücgemwiefen. Der Schaden, weldjer durch die 
Töichmaßregeln behufs Rettung der übrigen Güter und des Schiffes 
entitanden ift, erfüllt die Borausfegung des H. ©. B. 702 — 
R.D.9H.©. €, Bd. 25, ©. 100, 101 —. &8 ift aud) unbedenf- 
ih, denjenigen Theil der Dispacdhe, welder den Grund des 
Hägerifchen Anjpruch® betrifft, zum Gegenftand der Vorabentichei- 
dung zu machen. — II, 327/95 von 18. Sebr. 96. 

422. Als perils of the sea find alfe natürlichen, der See 
bejonderen Gefahren anzujehen, nicht bloß die durch Wind und 
Wetter, durd) ftärfere Erregung der Elemente oder durch fonftige 
außergewöhnliche Ereigniffe herbeigeführten Gefahren zu verftehen; 
aljo auch die Beijhädigung der Waare durch eingedrungenes See- 
walfer. Da fich die Ahederei von der Haftung für Nachläffigkeit 
der Sciffsleute frei gezeichnet Hatte, wurde der Abjender des jee- 
bejchädigten Zuders, welder zugleich al8 Cejfionar des Empfängers 
Hagte, mit feiner Schadenserjaßflage abgewiejen. I, 396/95 vom 
7. März 96. 

423. X, Kriegsauditeur bei dem preußiichen, im Grof- 
herzogthum Baden garnifonirenden XIV. Armeeforps und heffijcher 
Staatsangehöriger, verjtarb in Karlsruhe mit Hinterlaffung einer 
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Witwe und von acht Kindern, von denen fünf minderjährig waren. 
Die Witwe hat als gefetlihe Vormünderin die Vormundichaft 
übernommen, ein volljähriger Sohn ift von dem Amtsgericht Karls- 
ruhe al8 Gegenvormund beftellt; ebenjo find zwei ftändige DBei- 
räthe nebjt einem Stellvertreter beitellt. Ein während der Che 
gefauftes, in Karlsruhe gelegenes Haus war auf den Namen des 
2. gefchrieben, aber in die eheliche Gütergemeinfchaft gefallen. 
Die Witwe Hat unter Zuftimmung ihrer volljährigen Kinder das 
Haus im Ianuar 1894 der Frau R. verkauft. Die Inventari- 
firung des Nachlafjes ergab im März 1894 eine Veberjchuldung. 
In Folge deffen entfchlug fi die Witwe 2. der ehelichen Gemein 
Tchaft; die Kinder, namens der minderjährigen deren Vertreter 
unter obervormundichaftlicher Genehmigung, verzichteten auf die 
Erbfchaft. Ueber den Nachlaß wurde der Konkurs eröffnet. Nad)- 
dem fih Frau R. an den Kauf nicht gebunden erflärt hatte, 
cedirten die Witwe und deren Kinder, falls ihnen aus dem Kauf- 
vertrage nod) irgend welche Rechte gegen Frau R. zuftehen follten, 
folche der Konfursmaffe. Der Konfursverwalter hat wider Frau 
RN. Klage auf Erfüllung des Kaufes erhoben. Nachdem Parteien 
vereinbart hatten, das Haus folle verfteigert und der Prozeß über 
die Differenz zwiichen dem vereinbarten und dem durch die DVer- 
jteigerung erzielten Breije geführt werden, wurde Frau R. zur 
Zahlung der Differenz verurtheilt; Revifion zurücigewiejen. So- 
weit es fih um die Witwe X. handelt, ift durch Abjchluß des 
Kaufvertrags deren Eigenthum an dem Hausantheil (nad) Badifchem 
Recht) obligatorifc) auf die Beklagte übergegangen. Cine Ein- 
rede, daß die Witwe 2. nicht in der Lage geweien jei, der Be- 
Klagten das Eigenthum zu gewähren, ift nicht vorgefhügt. Darauf, 
ob die Konkursmaffe, welder die Rechte der Witwe abgetreten 
find, die für die dingliche Wirkfamfeit des Eigenthums erforder: 
liche Eintragung des Verkaufs zum Grundbuch herbeiführen kann, 
fommt e8 nicht an, weil es fich jest nicht mehr um folde Ein- 
tragung handelt. II, 275/95 vom 7. Ian. 96. Bgl. 5. 

424. Die Eheleute H. haben den Cheleuten Sch. am 28. Dec. 
1891 ihr zu Cöln belegenes Haus für einen Miethspreis von 
monatlih 45 Mark bis Ende December feit angejtellt. Sie be- 
willigen auch denfelben das Anfaufsrecht zum Preife von 9500 Marf 
bei.einer Ablage von 3000 Marf auf ein Iahr. Das war nad) 
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der Annahme des Berufungsgerichts ein einheitlicher Vertrag, fo- 
daß das Ankaufsrecht von dem Bollzuge des Miethövertrags ab- 
hängig war. Nachdem der Miethövertrag perfekt geworden, weigerten 
fih die H., den Sch. das Haus mieths- oder Taufweije zu über- 
laffen. Dazu fchwiegen die Sc. faft während der ganzen Miethe- _ 
zeit von einem Jahre. Damit haben fie zu erfennen gegeben, 
daß fie auf den Miethsvertrag verzichteten, und fie fünnen num 
nicht mehr auf Vollziehung des Kaufe Flagen. II, 301/95 vom 
14. San. 96. 

425. Im Fall 225 beanfprudite Käuferin beim förmlichen 
Dertragsichluß Befreiung des Grundftüds von der auf dem ganzen 
Gute haftenden Rente an die Rentenbanf, während Verkäufer Joldhe 
Verpflichtung bejtritten. Es wurde in den Vertrag aufgenommen: 
„Kann die Auflaffung nicht frei von der Nente erfolgen, fo tjt 
Käuferin befugt, von dem Kaufgelde den 25facen Betrag der 
auf die Raufparzelle entfallenden Rente, aljo 2500 Mark, zu 
hinterlegen. Die Auszahlung der 2500 Mark erfolgt an die Ber- 
fäufer, jobald feftgeftellt ift, daß KRäuferin den Nentenantheil zu 
übernehmen hat; andernfalls, jobald die Nente durch die DBer- 
fäufer zur Löfchung gebradit if.” Da bei der Auflaffung die 
Rentenpflicht auf das abveräußerte Grundftüd übertragen wurde, 
find die verflagten Verkäufer verurtheilt, die Rente zur Löfchung 
zu bringen. Revifion zurücdgewiefen. V, 239/95 vom 29. Ian. 96. 

426. Der Beklagte hat fi) bei dem Verkaufe des Wohn 
haujes nebft Garten nicht als Alleineigenthümer gerirt, Jondern 
er hat mit Rücfiht auf das Miteigenthum feiner Kinder zugleich 
im Namen diefer Betheiligten gehandelt, was auch dem Käufer 
bewußt war. Deshalb ift nicht Code 1599 anzuwenden, vielmehr 
ift der Kauf bezüglich des Antheils der Kinder, die ihrem Vater 
Vollmaht nicht ertheilt und den Vertrag nicht genehmigt haben, 
wirkungslos. Das Haus ftand aber theilweife auf dem Grundjtüd 
des Vaters, theilweife auf dem damit zufammenhängenden Grund- 
ftück, welches ihm und den Kindern gemeinschaftlich gehörte. Auf 
den Berfauf des im Stüd nicht theilbaren Haufe war aber die 
Abficht der Parteien gerichtet, wie denn aud) ein einheitlicher Preis 
für da8 Ganze vereinbart war. Welcher Theil diefes Preijes 
dem Eigenthum und Miteigenthum des Beklagten allein entiprechen 
würde, fann jedenfalls nicht fchlehthin nach dem bloßen Größen- 


Pi 


- Die einzelnen Verträge, Rechtsgejchäfte und Bertragsllaujfeln. 199 


verhältnig der Grundflächen, auf denen das Haus fteht, bemeifen Kauf. 
werden. Vielmehr wäre aud) auf Lage und Bejchaffenheit der 
betreffenden Gebäudetheile Rüdfiht zu nehmen. Da aber aud) 
eine Theilung der Gütergemeinjchaft zwijchen dem Bellagten und 
feinen Rindern noch nicht ftattgefunden hat und nad deren Er- 
gebniß da8 Miteigenthum des Beklagten möglicherweife hinfällig 
werden fan: fo hätte beim Beftreiten des Beklagten der Kläger 
folhe Thatumftände darzulegen, aus welchen da® Geridt die 
Veberzeugung gewinnen Fann, daß e8 zugleich im Willen des Be- 
Elagten lag, eventuell den ihm zugehörigen Antheil am Haufe zu 
einem verhältnigmäßigen Preife zu verfaufen. Das Berufung 
gericht hat den Beklagten bedingt verurtheilt, joweit fein Antheil 
reicht, den Kauf zu drei Vierteln des Preifes zu thätigen. Das 
Neichsgericht hat aufgehoben, zurüctverwiejen. II, 18/96 vom 
17. April. 

AT. UÜL.R. Der Käufer will von dem Raufpreife 750 Marf 
als Theil der von ihm hinterlegten 3000 Mark zurücdhalten, weil 
ihm der Miteigenthumsantheil an der zur Wiefenparzelle 188 ge- 
hörigen, als Weideabfindung ausgewiefenen Torfparzelle nicht auf: 
gelaffen jei. Beflagter ift in die Bewilligung der Auszahlung 
verurtheilt; Revifion zurücigewiefen. Allerdings ift dem Beklagten, 
welchem das Nutungsrecht eingeräumt tft, das volle Miteigenthum 
zu gewähren. Die Stadt Znin, welder nad) dem Separations- 
rezejfe das Eigenthum an den Zorfparzellen zufteht, ift aber be- 
reit, den Nutungsberechtigten, dem Käufer für feine ideelle Hälfte, 
da8 volle Eigenthum aufzulaffen. Das genügt. Die Erben M., 
welchen die andere Hälfte zufteht, Können fich zwar nur fehmwer 
legitimiren. Das jchließt aber die Auflaffung nicht aus, weil 
ji einjtweilen die Stadt als Cigenthümerin der anderen ideellen 
Hälfte eintragen laffen fann. Daß die Stadt Znin dazu nicht 
bereit jei, läßt fich nicht erwarten. V, 341/95 vom 25. April 96. 

428. Mittelft notariellen Vertrags haben die Eltern einem Guts- 
ihrer Söhne ihre fämmtlihen Möbel und Hausgeräthe, ihr ge- enger 
jammtes übriges Vermögen mit Aktiven und PBalfiven den beiden e 
Söhnen zu deren gemeinfchaftlihem Eigenthum übertragen. Die 
Tochter fit den Vertrag wegen Formmangel an, weil derjelbe 
eine legtwillige Verfügung enthalte. Damit ift fie abgemiejen. 

Nah dem Bertrage tft die Uebergabe erfolgt, die gerichtliche Auf- 
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laffung follte binnen vier Wochen erfolgen, wozu die Ehefrau ihren 
Ehemann bevollmädtigt hat. Dem 8.72 U.UR IT ent 
iprechend hat fid) der Vater auf Xebenszeit, bezw. jolange er will, 
den Nießbraud) von dem gefammten Vermögen vorbehalten. ‘Die 
Eltern haben alfo das Vermögen fchon bei Xebzeiten abgetreten, und, 
wie das auch dem 8.656 Ü.L.R. LT, 12 entipricht, einen Vertrag 
unter Lebenden abgejchloffen. Darin, daß der Vater fi) den Nieß- 


brauch, die freie Verwaltung und Verfügung über das gejfammte 


Bermögen vorbehielt, und die Söhne während der Dauer des 
Niekbrauhe ohne Genehmigung des Vaters bezüglid) des mit- 
übertragenen Wagenbaugefchäfts feine Verträge jchließen, auf die 
übertragenen Grundftüde feine Schulden eintragen laffen und von 
diefen Grundftüden nichts verfaufen dürfen, fieht da8 Berufungs- 
gericht feinen den Eigenthumsübergang ausfchließenden Hinderungs- 
grund. Mit der Beendigung des Nießbrauds fällt nur eine Be- 
Ichränfung des Eigenthums weg. Und nur zur Wahrung des 
väterlihen Nießbraudhs find die Söhne an die Genehmigung des 
Baters für Belaftung und Veräußerung gebunden. Daß die 
Mutter Shon damals jchwer Frank war, und zwei Tage nad) dem 
Vertrage geftorben ift, und daß den anderen Kindern Abfindungen 
ausgejett find, nöthigt nicht zu der Annahme, daß ein Rechts- 
geihäft von Zodes wegen vorliege. Revifion zurücdgewiejen. IV, 
253/95 vom 30. Ian. 96. 

429. Die Eheleute Franz Xaver M. verkauften durd) nota- 
riellen Vertrag ihr Haus und Klempnergefchäft nebit Waaren- 
lager an ihren Sohn Friedrid M. Der Kaufpreis follte jechs 
Monate nad) dem Tode des Lebtlebenden verfallen fein, zahlbar 
an ide vier Kinder, an jedes mit einem Viertel, wobei Friedrih M. 
mit jeinem Viertel auf fich felbft angewiefen wurde. Die Ehe- 
frau Tanz Kader M. ift im 3. 1893 verftorben, nachdem fie 
zuvor dem Friedrich M. ein Viertel ihres Nachlaffes zum voraus, 
frei vom Rüdbringen vermadht hat. Zu den Kindern gehörten 
zwei Zöchter; Gertrud M. war mit St. verheirathet und hat bei 
ihrem Zode minderjährige Kinder hinterlaffen. St. hat dann 
die zweite Tochter geheirathet, mit welcher er, jedoch von berjelben 
getrennt, in Errungenfchaftsgemeinichaft nad) Rheinischen Rechte 
lebt. Nach dem Zode feiner Schwiegermutter ließ fih St. für 
die feinen Kindern und feiner zweiten Frau zuftehenden Kaufpreis- 
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viertel von je 2635 Marf eine vollftredbare Ausfertigung der 
Raufakte geben, und erwirfte auf Grund derjelben beim Amts- 
gericht eine Beichlagnahmeverfügung behufs Subhajtation des 
Grundftüds. Die von Friedrih M. wider St. ald VBormund 
jeiner Kinder und Herrn der Errungenjchaftsgemeinfchaft erhobene 
Klage, dem St. die Zmwangsvollftredung aus dem Kaufvertrage 
unter Aufhebung der bisherigen Vollftrefungsmaßregeln zu unter- 
fagen, wurde vom Oberlandesgerichte abgewiejen. Das Reichs- 
gericht hat aufgehoben, zurücverwiefen. Das Berufungsgericht 
hat angenommen, der Kaufvertrag enthalte nicht eine Zheilung 
der Eltern und ihrer Kinder nad) Code 1075, fondern einen 
Vertrag zu Gunften Dritter nad Code 1121. Die Zumendung 
der Raufpreisantheile ftelle fi zwar als Xiberalität dar, welde 
nad) Code 843 ff. dem Rapport zum mütterlichen Nachlaß unter- 
fiegen ; aber diefe Rapportpflicht fomme erft in einem Xheilunge- 
verfahren bezüglich des mütterlichen Nachlafjes in Frage; bi8 da> 
hin fei jedes der drei Gefchwifter zur Geltendmachung feiner 
Forderung berechtigt. Allein es ergibt fich nicht, daß das Ober- 
fandesgericht die Konjequenz feiner Annahme ziehen würde, daß, 
wenn etwa eines der drei Gejchwifter ohne Nachkommen vor den 
Eltern geftorben und teftamentarifch über feinen Kaufpreisantheil 
verfügt hätte, die Anwachjung diefes Theile an die übrigen Ge- 
ichwifter bezw. deren Kinder kraft Beerbung ihrer Eltern au$- 
geichloffen worden wäre. In der Kaufafte war beftimmt, die 
Kaufpreisantheile follten zahlbar fein an die Kinder bezw. deren 
Nachkommen, und fie follten zur Abfindung der Kinder bezw. 
deren Nadjfommen dienen. Das weilt unzweidentig auf die DBe- 
erbung der Eltern nach) Maßgabe Code 739 ff. hin. Auch wenn 
die jofortige Zuwerfung an die Kinder gewollt war, fonnte das 
in der Weije gefchehen, daß die Eltern den Kaufpreis zunächft 
für fi) ftipulirten, wie er ja ihnen auch inach Bejtimmung des 
Vertrags verzinjt werden follte, und daß fie denjelben gleichzeitig 
mittelft antizipirter Erbfolge den Kindern zuwielfen. Audh in 
diefem alle würde Code 1076 nebft 932 anzuwenden fein. Gegen 
den Vertrag zu Gunften Dritter fpricht namentlich die Beftim- 
mung, daß Triedrih M. mit einem Viertel des Kaufpreifes auf 
fich felbft angewiefen wurde. II, 349/95 vom 28. Tebr. 96. 
Vgl. 298. =: 
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430. Im Fall 305 war Käufer nad H.©.3. 355 zum 
Rüctritt vom Bertrage berechtigt. Dies Recht erftreckte fih auf 
den ganzen Vertrag, wenn jchon Verkäufer nur mit einer Xheil- 
fieferung im VBerzuge war, da Lieferung der übrigen zwei Waggons 
damals noch nicht in Frage ftand. Zwar waren verjchiedene 
Mengen auf einmal gefauft, aber der Preis für Weizenmehl war 
per Gentner derjelbe wie der für NRoggenmehl. Aud, hätte Käufer 
zugleic) das Weizenmehl aufrufen Fünnen, al® er das Noggenmehl 
aufrief. Der Verkäufer hatte dem Käufer von vornherein einen 
Kredit für drei Waggons Mehl bewilligt. Die Bejtellung der 
drei Waggons war aljo Feine zufällige, deshalb nicht zwei 
zu einer Zeit abgefchloffene Käufe. Indem der Käufer wegen 
des Verzuges des DVerkäufers von dem ganzen DVertrage zurüd- 
trat, wurde er in die Yage gejekt, feinen Bedarf von drei Waggons: 
auf einmal durd) Ankauf bei einem Dritten zu deden; und dies 
entfpricht im Zweifel dem Hanbelsintereffe mehr, al® wenn dem 
Käufer dev Rücdtritt nur wegen der Theillieferung geftattet würde, 
mit welcher Verfäufer in Verzug gefommen war. Gegenüber der 
beftimmten Weigerung des Verkäufers, dem Käufer nicht vor Ein- 
(öfung des jpäter fällig werdenden Wechjels zu liefern, brauchte 
diefer Feine Nachfrift zu bewilligen, welche vor dem Eintritt der 
Fälligkeit ablief.. Dem Kläger aber eine Nachlieferungsfrift zu 
gewähren, weldje nod nad) der Fälligkeit des Wechjeld gelaufen 
wäre, fonnte dem Käufer um fo weniger zugemuthet werden, ale 
er fi) damit der unbegründeten Weigerung des Verkäufers, vor 
Fälligkeit des Accepts zu liefern, hätte fügen müffen. I, 299/95 
vom 11. Jan. 96. 

431. Die Rüge, die gelieferte Waare fei überhaupt feine 
Rarbolfäure, ift feine Rüge, welche fi) auf den Mangel eines zu 
niedrigen Prozentgehaltes der Karboljäure bezieht. — 9. ©. B. 
347. — Da aber die gelieferte Waare Rarboljäure war, wurde 
der Käufer zur Zahlung des Preijes verurtheilt. R.G. €, Bd. 1, 
Nr.105; Bolze, Praris, Bd. 1, 1086; Bd. IIL, 708; Bd. IV, 737; 
R.D.9H.68. €, 35.9, Nr. 111; Bd. 10, Nr. 58; Bd. 14, Nr. 29. 
III, 289/95 vom 14. Ian. 96. 

432. R. hat in Vollnadit feiner Mutter, der Kauffrau A. K., 
von dem Kläger B. Brillanten bezogen. Im Sumelenhandel 
fommt auch ein fogenannter „Provifionsfauf” vor, der nichts 
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weiter ift, als ein mit einem Provifionsverfprecdhen verbundener Handelsfauf. 
Auftrag, im Namen des Auftraggebers zu verfaufen. Aber da8 
Kammergericht fieht einen den Kontrahenten befannten Berliner 
Handelsgebraud) al8 erwiejen an, wonach ein Yumelenhändler, 
der von einem anderen Edelfteine zum Zwed der Weiterveräußerung 
erbittet, unter gewiffen Vorausfegungen al® Käufer der Steine 
gilt. Diefe Vorausfegungen lagen vor. Auch war ein Kaufpreis 
verabredet. Denn 3. follte den dem KR. genannten Einfaufspreis 
und die Hälfte des Mehrerlöfes erhalten, welche RK. beim Weiter- 
verkauf erzielte. Daß R. feine Abnehmerin genannt hat, nad)= 
dem er mit ihr feit abgefchloffen hatte, fteht der Annahme nicht 
entgegen, daß R. al8 Bevollmädtigter feiner Mutter gefauft hat. 
Revifion der Beflagten zurücdgewiejen. I, 306/95 vom 15. Ian. 96. 

433. In der Schlußnote ift der verfaufte TZabad als Domingo- 
tabadf bezeichnet, ‚die Waare falle wie fie falle”. Danad) hatte 
der Käufer feinen Anfprud auf Samandtabad (gewachfen in der 
Landihaft Samana auf Domingo). Wenn au beide Xheile 
von der Anficht ausgingen, die verkaufte, noch [hwimmende Waare 
werde fi) al8 Samandtabad erweifen, und fie gelegentlich au 
von dem Verkäufer als folcher bezeichnet ift, jo geht aus der 
Faffung der Schlußnote deutlich hervor, daß Verkäufer eine Haf- 
tung für diefe Herkunft nicht übernehmen wollte; und Käufer hat 
ohne Vorbehalten die Schlußnote fo, wie fie ausgeftellt war, an- 
genommen. Iened Ergebniß ift durd) die Ausfage des Malers 
unterftüßt. I, 308/95 vom 17. Ian. 96. 

434. „Weber die gefunde, gute Beichaffenheit der Waare bei 
Abladung gibt der Verkäufer ein Certififat der Waare’’ bedeutet 
nur, daß die von Lilfabon ‚zu verjendende Waare in folder Be- 
Ihaffenheit abzuladen ift. Eine Vereinbarung, daß das Palmfern- 
mehl auch die Verfchiffung nad) Hamburg aushalten müfje, tft 
darin nicht zu finden. 1, 320/95 vom 25. Ian. 96. Dgl. 272. 

435. Dem Käufer waren Cigaretten zu liefern, die nicht 
bloß aus ägyptifhen Tabad, fondern auch in Kairo hergeftellt 
feien. Geliefert find aber Kigaretten, weldhe aus äghyptifchem 
Zabaf in Hamburg hergeftellt waren. Der Käufer Hatte jeit 
längerer Zeit Kenntniß von der Herkunft der Waare und hat, 
obgleich er bei der beftehenden Gejchäftsverbindung eine hieraus 
abgeleitete Cinwendung zeitig hätte geltend machen jollen, ge- 
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chwiegen, jogar einen Theil der Waare verkauft und andere 
Cigaretten beftellt. Darin lag eine Genehmigung der Waare, 
aud) wenn die gelieferte für eine Waare anderer Gattung als die 
verfaufte anzufehen ift. NRevifion zurücdgewiefen. II, 310/95 
vom 28. Ian. 96. 

436. Nachdem der Verkäufer mit der Forderung der Preis- 
Differenz der nicht abgenommenen Waare abgewiejen war, weil 
er feinen Selbfthülfeverfauf vorgenommen Hatte, hat er die Waare, 
welche bi8 Ende November 1891 abzunehmen gewejen wäre, nad) 
borgängiger Androhung am 14. Iuni 1892 öffentlich verfaufen 
laffen. Nun wurde der Käufer zur Zahlung der Preisdifferenz 
verurtheilt; ARevifion zurüdgemwiefen. Denn der jebigen Klage 
Itand die Abweifung der früheren Klage nicht entgegen. Auch 
war der Selbjthülfeverfauf nicht verjpätet, da eine arglijtige Ver- 
zögerung nicht vorlag. VI, 338/95 vom 30. Yan./6. Yebr. 96. 

437. Der Bellagte hatte dem Kläger die Milch feiner Kühe 
in der Zeit vom 1. Ian. 1893 bis 10. Oft. 1897 zu liefern ver- 
Iprodden. Im eriten Iahre follte er für je 13 Liter, in den fol- 
genden Iahren für je 14 Liter den Betrag erhalten, welcher als 
eriter Preis für 1/, Kilogramm Butter zweiter Sorte in den amt- 
lihen Notirungen der Berliner Marftpreife nad) der Hildesheimer 
Molkereizeitung notirt wird, mindeftens aber 8 Pf. pro Xiter. 
Im 3.1893 hat Kläger dem Beflagten nur 8 Pf. pro Xiter ge= 
zahlt, obgleich er bei Zugrundelegung der maßgebenden YButter- 
preife mindeftens 149 Marf SO Bf. mehr hätte zahlen müfjen. 
Da der Kläger die Abrechnung, welche er nad) dem Vertrage am 
1. und 15. jeden Monats mit der Hildesheimer Meolfereizeitung 
vorlegen follte, troß wiederholter Erinnernng des Bellagten bis 
Ende 1893 nicht vorgelegt hat, jo würde Bellagter zum Rüdtritt 
vom ganzen DVertrage nach Art. 354, 356, 359 wegen Erfüllungs- 
verzugs berechtigt gewejen fein. — Bgl. Bolze, Praxis, Bd. VII, 
578. — Der Beklagte hat aber nur erklärt, beim Ausbleiben der 
geforderten Abrechnung würde er vom April 1894 die Mildj- 
fieferung einftellen. Das läßt fih nicht al® Rücktritt, fondern 
als Ankündigung eines Rüctrittö per April 1894 verjtehen, bis 
wohin Beflagter den Bertrag erfüllt hat. Und der Kläger Tonnte 
danad) innerhalb der ihm jo geftellten Nachfriit die Abrechnung 
nachholen. Das hat er gethan und damit den Verzug injoweit 
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geheilt. Db er auch um deswillen im DVBerzug geblieben ift, weil Handelsfauf. 
er die fich nach der Abrechnung ergebenden 149 Mark 80 Pf. 

an den DBellagten nicht gezahlt oder wenigitens angeboten hat, 

hängt von der Erörterung der weiteren Trage ab, ob der Kläger 

annehmen dürfe, Bellagter werde diejelben nicht annehmen, viel- 

mehr bei der früher erhobenen Mehrforderung von 9 Pf. für 

das Xiter ftehen bleiben. VI, 301/95 vom 30. Ian. 96. 

438. Klägerin hatte der Beklagten 2000 Tonnen weichfte 
Martineifenblöcdchen, Lieferbar im Januar bis März 1893, mög- 
lichjt das Haupt- oder Gejammtquantum im Januar bis Februar 
1893 verkauft. Die Blöcdchen werden in der Mitte gebrochen 
geliefert. Darauf hat die Klägerin fo viel geliefert, daß fie am 
. 26. März noch mit 898640 Kilogramm im Rüditande war. Da 
ift die Beklagte unter Vorbehalt ihres Schadenserfaganipruches 
zurüdgetreten. Der Rüdtritt ift für berechtigt und der Schadens- 
erfaganipruch für begründet eradtet. Denn die Klägerin mußte 
darauf bedacht fein, das Haupt- oder Gefammtquantum im Ianuar/ 
Vebruar 1893 zu liefern. Die Faffung ‚„möglichft‘ hat nur den 
Sinn, daß Klägerin entichuldigt wurde, wenn fi Schwierigkeiten 
gegen die prompte Erfüllung der Verbindlichkeit aus Umftänden 
ergaben, welche Klägerin zur Zeit des Vertragsjchluffes nicht 
borausgejehen hatte, Bis 17. Febr. hatte Klägerin erjt 448 Tonnen 
verjendet. ALS Beklagte, welche die Waare nach Italien weiter 
verfauft hatte, Innehaltung der Beitellung „in der Mitte (alfo 
nur einmal) gebrochen” forderte, erklärte Klägerin am 25. Tebr., 
daß fie dann den Endtermin unmöglich werde innehalten Fönnen. 
Diefe Erklärung, mit welcher der Lieferungsverzug der Klägerin 
fonjtatirt war, berechtigte die Beklagte jchon damals vom ganzen 
Bertrage abzugehen und Schadenserfag wegen Nichterfüllung zu 
fordern. — Vgl. Bolze, Praris, Bd. XIX, 325. — Da die Klägerin 
ihre Lieferungen nicht verftärkt, und auf die Aufforderung der 
Bellagten vom 22. März, Tag und Nacht arbeiten zu laffen, um 
bis Ende März bedeutende Duantitäten zur Ablieferung zu bringen, 
fih außer Stande erklärte, war Beklagte zum Rücktritt berechtigt. 
Die Einräumung einer furzen Nadfrift für den gefammten Rüd- 
ftand von 898640 Kilogramm wäre gegenüber der bejtimmten 
Erklärung der Klägerin völlig nublos gewejen. I, 332/95 vom 
1. Febr. 96. 
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439. Der Kläger in Neapel hat der Beflagten zu Ham- 
burg die beftellten zehn Faß Weißweinmoft in vertragsmäßiger 
Beichaffenheit geliefert. Allerdings wies der Moft 21, Proz. 
Alkohol auf, während Kläger nur 15 Proz. Alkohol zufegen jollte. 
Er hat aber auch nur diefen Zufag, der Vereinbarung entjprechend, 
auf dem Zollhaufe gegeben. Der frijch gefelterte Moft hatte auf 
dem Wege nach dem Zollhaufe felbit Alkohol entwidelt, und 
Kläger hatte den Beklagten verjtändigt, daß er über das Ergebniß 
der Vermifhung von Moft mit Alkohol nod Feine Erfahrung 
habe. Der Agent des Klägers hat die von der Bellagten zurüd- 
gewiejene Waare bei einem Spediteur niedergelegt, und deinnädjit 
ohne Auftrag und ohne Genehmigung des Kläger zur Dedung 
der Lagerfojten verkauft. Für diefen Verluft der Waare ift der 
Kläger der im Annahmeverzug befindlichen Beklagten nicht ver- 
antwortlid. Sie ift zur Zahlung des Kaufpreijes verurtheilt. 
I, 331/95 vom 1. Febr. 96. 

440. Der Beklagte, ein gewöhnlicher Schenfwirth, hatte 
fih verpflichtet, vom Flagenden Ländlichen Brauer das Bier zu 


entnehmen, wenn diefer ftetS gutes Bier liefere. Die Bierliefe- 


rungen im Dftober und November 1893 waren jchledht, Beflagter 
ift deshalb nach vorgängiger wiederholter Rüge und Androhung 
vom Bertrage zurüdgetreten; Klage abgewiejen. Das Berufungs- 
gericht Hat bei den einfachen Verhältniffen der Parteien und der 
jtrengen Gebundenheit des Beklagten den Bertragswillen der 
Kontrahenten dahin feitgeitellt, daß das Rücktrittsrecht nicht von 
einer jo jtrengen Unterfuhungs: und Anzeigepflicht, wie fie in 
H. ©. B. 347 vorgefchrieben ift, abhängen jollte, jodaß das Rüd- 
trittsrecht begründet war, wennjchon wegen der einzelnen Lieferung 
eine Einrede aus dem Kauf wegen Mangels vechtzeitiger Rüge 
gemäß Art. 347 nicht mehr zuftand. III, 360/95 vom 3. März 96. 

441. Die Klägerin zu Emden in Oftfriesland verkaufte 
den Beklagten in Berlin 2000 Gentner Strohpappen, gelbe Mittel- 
ftärfen zu 137 Mark, weißbeflebte zu 161 Marf für 1000 Kilo. 
Formataufgaben wurden vorbehalten. Die Spezifilation follte 
nad) dem Beftätigungsschreiben bis fpäteftens Ende März 1894 
eingereicht werden, die Abnahme bis Mai 1894 erfolgen. Der 
Beklagte hat 1066, Centner fpezifizirt, abgenommen und be= 
zahlt; die übrigen 933',, Centner hat er bi8 Ende März 1894 
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nicht Ipezifizirt. Nach mehrfachen vejultatlojen Verhandlungen 
bat die Klägerin dem Beflagten am 12. Iumi mitgetheilt, daß fie 
die Spezififation jelbjt vorgenommen und die Tpezifizirten Bappen 
bei einem Spediteur niedergelegt habe. Sie forderte den DBe- 
fagten zur Abnahme bis 20. Juni auf. Der Beklagte lehnte 
die Abnahme der zum Theil ganz unverfäuflichen Pappen ale 
jeinem Intereffe nicht entiprechend ab, ftellte jeinerjeit® am 15. 
und 22. Yuni andere Spezififationen auf; die Klägerin brad) 
darüber ergangene Verhandlungen ab. Am 10. Suli gab DBe- 
flagter der Klägerin zur Lieferung von 500 Eentner nad) feiner 
Spezififation Nachfrift bis 18. Iuli, nach deren Ablauf er nicht 
mehr abnehmen werde. Die Lieferung ift nicht erfolgt. Die auf 
Zahlung des Preijes erhobene Klage ift abgewiejen, nachdem DBe- 
Hagter in der Nlagebeantwortung vom ganzen DVertrage zurüd- 
getreten war; Revifion zurüdgewiefen. Der Senat hält für dae 
Rechtsgebiet das A. X. R., abweichend von der vom dritten Civil- 
jenat für da8 Gem. R. ausgefprochenen Anficht (Bd. XV, 352/53; 
R. ©. €, Bd. 30, Nr. 29) an der Anficht feft — vgl. Bd. XIV, 
4295; R. ©. €, Bd. 29, Nr. 6 —, daß bei Säumigfeit des 
Käufers in der Spezififation der Verkäufer unter anderm aud) 
jelbjt fpezifiziren, danach fabriziren und Liefern darf. Das muß 
der Käufer bei den bejonderen gejchäftlichen Intentionen und 
ntereffen des Spezififationsfaufs nah Treu und Glauben zu- 
lafjien. Nur muß der Verkäufer bei diefer Spezififation das 
Intereffe des Käufers wahrnehmen; er darf nicht willkürlich 
ipezifiziven, fo wenig wie der Käufer willfürlich unter Hint- 
anjegung der Intereffen des Verkäufers die Speziftfation ausfegen 
darf: Zheilt der Verkäufer dem Käufer mit, wie er fpezifiziren 
will, und der Käufer fjchweigt darauf, oder monirt er nur die 
Spezifikation ohne fich feinerjeits pofittv zu erklären, fo handelt 
der Käufer argliftig, wenn er fpäter, nachdem der Verkäufer die 
Waare gemäß feiner Spezififation angefertigt oder angejchafft 
hat, die ihm vorher mitgetheilte Spezififation des Verkäufers ab- 
lehnen oder fid) gar darauf berufen will, daß er felbft doch nun 
einmal nicht fpezifizivt habe. Spezifizirt aber der Käufer nad): 
träglich zu einer Zeit, wo noch res integra ift und wo der Ver- 
Täufer ohme erhebliche Verlegung der eigenen Intereffen nad) 
Maßgabe diefer nachträglichen Spezifilation des Käufers an- 
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ichaffen oder fabriziren kann, fo handelt Verkäufer gegen Xreu und 
Glauben, wenn er auf diefe nachträgliche Speziftlation des Käufers 
nicht eingeht, bloß weil er einmal fpezifizivt hat. Diefer Fall 
liegt hier vor. Käufer konnte deshalb, nachdem er mora purgirt, 
und der Verkäufer jeinerjeits in Verzug gefett ift, nah H. ©. 2. 356 
vom DVertrage zurücktreten. I, 412/95 vom 18. März 96. 
442. 9., der Erblaffer der Kläger, Taufte von den Be: 
Hagten 21 Stük Maftvieh zum Preife von 31 Marf für den 
Sentner Lebendgewidht; die Abnahme follte jpäteitens bis zum 
24. Mai „von der Krippe weg’ erfolgen, d. h. bevor fie gefüttert 
wurden, jodaß der H. das Tuttergewicht nicht mit zu zahlen hatte. 
H. fand fih am 16. Mai frühmorgens zur Abnahme der Thiere 
ein. Diefe wurden aber erjt gefüttert. H. verweigerte deshalb 
die Abnahme. Bellagter hat erft am 24. Mai Abnahme gefordert 
und, als diefe nicht erfolgte, die Thiere anderweit verkauft. Be- 
flagter ift zur Rüderftattung der Anzahlung und Schadenserjaß 
verurtheilt; Aevifion zurücgewiefen. Denn der Bellagte war 
mit der Uebergabe in Verzug gefommen, da die Thiere erft ge- 
füttert wurden. Und das Angebot vom 24. Mai ift nad Ablauf 
der Frilt erfolgt. Da die Futterzeit. in die Stunden von früh 
4!/, bi8 51/, Uhr fällt, durfte H. fhon vorher zur Abnahme fommen, 
denn eine beftimmte (fpätere) Gefchäftszeit auf dem Lande wurde 
nicht anerfannt. Der Beklagte hatte das Vieh zu der 21, Kilo- 
meter entfernten Waage zu bringen, und, wie aus dem VBertrage 
gefolgert ift, ungefüttert. Eine Unmöglichkeit folder Erfüllung 
folgt nicht darans, daß fi) junge Odhjen, ungefüttert, wild zu 
gebahren und vom Wege abzugehen pflegen. Das war nur eine 
Erfchwerung des Transports. VI, 350/95 vom 23. März 96. 
443. Im Fall Bd. XVIO, 450 Hat Klägerin im Auguft 
1894 einen neuen Selbjthülfeverfauf, diesmal an bereit ftehender 
Waare, vorgenoinmen. Derjelbe hat eine Differenz von 8425 
Markt 48 Pf. ergeben gegen 6587 Marf 44 Pf. Ergebniß. des 
Selbfthülfeverfaufs vom März und April 1892. Zu jener Diffe- 
venz ijt jet Beklagter verurtheilt, feine Revifion zurücdgewiejen. 
Diefes nachtheiligere Refultat hat Beflagter fich felbft zugufchreiben, 
weil er die Waare nicht abgenommen oder den früheren Selbjt- 
hülfeverfauf nicht Hat gelten laffen. ine argliitige Hinaus- 
ihiebung lag nicht vor. Deshalb kann DBeklagter nicht geltend 
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machen, der Verlauf jet verjpätet vorgenommen. II, 11/96 Handelsfauf. 
vom 24. März. 

444, Ohne Frijtbeftimmung hatte Kläger von der Beklagten 
am 22. Sunt eine Dreichmafchine gefauft, die er in der bevor- 
jtehenden Ernte gebrauchen wollte. ‘Die Beklagte hat die Mafchine 
von England kommen laffen und, nachdem der Kläger am 6. Juli 
eine Anzahlung, welche der Lieferung vorangehen follte, geleiftet 
hat, am 7. Aug. angeboten. Der Kläger hat fie mit Recht zurüd- 
gewiefen. Denn er hatte die Beklagte unausgefett gedrängt, die 
Maihine zu liefern, zulett eine Nadjfrift bis 24. Iuli gewährt, 
und ift am 2. Aug. zurücgetreten. I, 428/95 vom 25. März 96. 

445. Bellagte Altiengefellichaft hat zum Einfetten von Wolle 
Diivenöl gekauft und dabei „‚hemifch reines Baumöl” bedungen. 
Das Berufungsgericht Hat erwogen: Wenn im einzelnen alle 
nichts Abweichendes vereinbart oder fonjt aus den Umständen zu 
entnehmen jei, müffe die Vereinbarung, daß chemisch reines Dlivenöfl 
zu technifchen Zwecken geliefert werden folle; dahin ausgelegt werden, 
der Verkäufer folle Del liefern, das bei ordnungsmäßiger chemischer 
Unterfuhung Beimifchungen anderer Dele und Fette zu dem Dlivenöl 
nicht erfennen laffe. Nach der Ausfage der Sachverftändigen jind 
bei chemifcher Unterfuchung geringfügige Beimengungen anderer 
vegetabilifcher Dele, insbefondere von Baummwollfamenöl, nicht 
feftzuftellen, wohl aber Zufäße, die mehr al8 10 Proz. der Ge- 
jammtmafje ausmahen. &8 FTünne aber im Zweifel nicht an- 
genommen werden, daß der Verkäufer im Falle der Beanjtandung 
des Dels einen Beweis übernehmen folle, der in zahlreichen Fällen 
Ihlehthin unmöglich, immer aber mit außerordentlichen Schwierig 
feiten und Koften verbunden jein würde. Der Beweis, wie das 
Del hergeftellt und bis zur Ankunft am Beitimmungsorte behandelt 
worden ift, würde ungemein fchwierig fein. Praftifche Verjuche 
mit der Berwendung eines Theiles des Dels find Foftipielig und 
im Ergebniß unficher. Die chemifche Unterjuchung hat jenes nega- 
tive Refultat ergeben; die Beklagte ijt deshalb zur Zahlung des 
Preifes verurtheilt. Repifion zurücgewiefen. VI, 394/95 vom 
26. März 96. 

446. Die Beklagte in Straßburg i. E. faufte von dem 
Kläger in Altona 1500 Dofen Bismardheringe für 2025 Mark. 
Die Klage auf den Kaufpreis ift abgewicien, Repifion zurüd- 
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gewiefen. Die Heringe find verdorben und vernichtet. Aus der 
Thatfache, daß die Heringe furze Zeit nach einem Zransport von 
nur fieben Tagen fid) als völlig verdorben herausftellten, ift ge- 
ichloffen, daß die gelieferte Waare nicht vertragsmäßig war. Nad) 
der Ablieferung am 27. Sept. hat der Käufer eine Unterfuhung 
an je einer oder zwei aus 5—6 Veftellen herausgenommenen und 
geöffneten Dofen vorgenommen; er fand fie von vertragsmäßiger 
Beichaffenheit; auch in geöffneten aufgetriebenen Dojen war das 
Ausfehen der Heringe nicht fchledht und der Gerud) nad Ent- 
weichung der Safe friih. Wenn nun aud ein Fünftel der Dofen 
aufgetrieben war, fo war dem Käufer die Oeffnung aller Dojen 
nicht anzufinnen, da die Heringe in der urfjprünglichen Berpadung 
als Konjerven weiter verfauft waren. Uebrigens Tommen auf: 
getriebene Dofen öfter vor, ohne daß die Waare fchlecht zu fein 
brauche, da die Entwidelung von Gafen auf anderen Gründen 
als Fäulniß der Fische beruhen fann. Bot die erfte Unterfuchung 
der Heringe feinen Grund zur Mängelanzeige, jo war die An- 
zeige vom 5. Oft, welche auf Grund der Reklamation von Ab- 
nehmern des Käufers erfolgte, nod) rechtzeitig. II, 5/96 vom 
31. Mär;. 

447. Beflagter in Berlin hatte von einer belgischen Handels- 
gefellichaft gefaufte 200 Dutend KRaninchenfelle zugefandt erhalten. 
Er Hat fie al nicht vertragsmäßig zur Verfügung geftellt, dann 
aber 8 Dutend Felle von der Sendung entnommen und diefe 
verbraudt. Nun ift er zur Bezahlung des ganzen Kaufpreifes 
verurtheilt, weil er die zur Verfügung geftellte Waare nicht mehr 
jo, wie er fie erhalten Hat, zurücgeben kann. — $. 327, 328 
AUNR. LT 5. — 1, 450/95 vom 15. April 96. 

448. Die Garantieleiftung für die Dauer eines Jahres feit 
der Inbetriebfegung enthält eine Verlängerung der Frift des Abf. 1 
des Art. 349 9. ©. B. und, foweit e8 der Zwed des Vertrags 
erfordert, auch der Frift des Abi. 2. It innerhalb der Frift ein 
Mangel entdedt und dem DVerfäufer angezeigt, fo tft der Zwed 
der Öarantiefrift erledigt, und es tft Fein Grund erfichtlich, wes- 
halb nun noc, dem Käufer eine längere als fechsmonatlidhe Frijt 
zur Verfolgung feines Rechts zuftehen fol. Die Riemen waren 
im December 1888 geliefert, im März find die Niemen bis auf 
zwei verwendet; am 10. Mai 1889 ftellte Käufer diejelben zur 
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Berfügung. Die Klage bezüglich) der in Benukung genommenen 
Riemen ift am 17. März 1890, bezüglich der zwei andern im 
Dftober 1891 angeftellt. Abgemwiejen wegen Verjährung. I, 458/95 
vom 18. April 96. 

449. Der Käufer hat die gelieferte Gerjte, deren Abnahme 
von ihm verweigert ift, gemäß H. ©. B. 348 dur) Sachverftändige 
befichtigen und begutachten laffen. Auf das Verfahren find die 
Beitimmungen der E&. P. OD. über Sicherung des Beweifes nur 
fo weit anwendbar, als es fih um die Zuftändigfeit des Gerichts 
handelt, bezüglich Ernennung, DBeeidigung und Vernehmung der 
Sadpverftändigen $$. 367 ff., dagegen nicht SS. 452 und 454, 
fodaß der andere Theil nicht zur Vernehmung geladen zu werden 
braucht. Allerdings darf dem Gegner der Gegenbeweis nicht ab- 
geichnitten werden; aber der Verkäufer Hatte einen Antrag auf 
Vernehmung weiterer Sachverftändiger im Prozeßverfahren gar 
nicht geftellt. Danad) unterlag das auf Grund jener Gutachten 
und ded übrigen Beweismaterials die Klage abweifende Urtheil 
nicht der Aufhebung. II, 36/96 vom 21. April. 

450. Crftattung der dur) das gemäß 9. ©. B. 348 ein- 
geleitete Berfahren erwacdjjenen Koften hatte Bellagter mitteljt 
MWiderflage begehrt, der Berufungsrichter zugeiprodhen, weil der 
Widerverflagte probemäßige Waare nicht geliefert und den Wider- 
Häger durd) Androhung Öffentlicher Verjteigerung genöthigt hatte, 
den Antrag auf deren Befichtigung und Begutachtung zu ftellen, 
um ji) dadurd den Beweis zu fichern. Das war gerechtfertigt. 
Il, 36/96 vom 21. April. | 

451. Der Verfäufer hatte feinen Verwalter ©. nur be- 
auftragt, Sommerweizen al8® Mahlgut wie den Winterweizen zu 
verfaufen. Der Käufer Eonnte alfo gegen den Verkäufer daraus 
feine Schadenserjaganfprücde ableiten, daß er ohne jene Be- 
Ihränfung 32 Eentner ald Sommerweizen verkauft hatte. Aus 
der brieflihen Anfrage vom 18. März erfah aber der Verkäufer, 
ein Sruchthändfer, felbft, daß der Käufer den „Sommerweizen‘ 
ald Saatgut verwenden wollte Statt daß nun Verfäufer dem 
Käufer antworten ließ, daß nach feiner Anficht der Weizen id) 
nit al8 Sommerweizen zur Saat eigne, ließ er ihm antworten, 
daß der Sommerweizen rein jei. Daraus mußte dev Kläger ent- 
nehmen, daß derfielbe zur Saat ald® Sommerweizen tauglid) fei. 

14* 
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Deshalb haftet der Verkäufer auf Schadenserfat. III, 8/96 vom 
21. April. | 

452. Das Berufungsgericht Hat die auf den Preis für vom 
Druder gelieferten Zelegraphencode erhobene Klage abgewiejen, 
weil nicht erwiejen fei, daß der geforderte Preis verabredet, und 
nicht vielmehr ein Konfens durd) Meinungsverjchtedenheit über 
den zu zahlenden Preis ausgejchloffen jei, Das Neichsgericht hat 
aufgehoben und zurücverwielen, weil nicht auf den angemejjenen 
Preis erkannt if. An und für fih Fann freilih aud ein an- 
gemeffener Preis nicht gefordert werden, wenn ein DBertrag über- 
haupt nicht zu Stande gefommen ift. Allein Kläger hat für den 
Tall, daß ein Vertrag in Folge Irrthums nicht zu Stande ge- 
fommen wäre, den angemefjenen Preis gefordert, die Beklagte 
hat aber für diefen Fall nicht nur das vom Kläger angefertigte 
Drucdwerf ihm nicht zur Verfügung geftellt, fondern c8 durd) 
einen andern Druder vervollftändigen lafjen und allem Anfchein 
nad) auch die vom Kläger gefertigten Exemplare in Gebraud) ge- 
nommen. Bei joldjer Sachlage würde der Mangel des Konjenjes 
durch) das Berhalten der Parteien auf Grund des eventuell ge= 


- forderten Preifes gehoben fein. I, 464/95 vom 25. April 96. 


453. Die Klägerin, eine Handlung in Kiew, hatte der Bes 
Hagten, einer Majchinenfabrif in Görlis, mitgetheilt, daß fie eine 
Sollmann-Majchine für eleftriiche Beleuchtung einer Zucerfabrif 
in Charfow gebraudhe, fie bat, ihr die Preife und Gewichte einer 
folhen Mafchine anzugeben. Sie erhielt eine Offerte für eine 
Maichine F? Nr. 13, in welcher neben Angaben über Dimenfionen 
und Leiftungen das Gewicht auf ca. 12000 Kilogramm angegeben 
war. Darauf erfolgte die Beftelung zum angegebenen Breije ab 
Sörlit ohne nochmalige Gewichtsangabe. Die Beklagte hat ohne 
Preisaufichlag die Mafchine mit 15278 Kilogramm FTonftruirt. 
Sie ift der Klägerin zum Schadenserfag verurtheilt, welcher jener 
dadurd; entftanden ift, daß ihr an Zoll und Fracht, wie Beklagte 
borausfehen mußte, bedeutende Mehrfoften entjtanden find. Durch 
Annahme der Offerte war der Vertrag auch auf Innehaltung de? 
Gewichts geichloffen. I, 2/96 vom 25. April. 

454. Die Beflagte hatte 600 Centner Zuderrübenjanten 
als die Ernte von 40 Morgen gefauft unter der Garantie des 
Berfäufers für Klein-Wanzlebener Nachzucht (aus Iakob Schäper’- 
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Ichen Stedlingen). Klägerin übernahm die Verpflichtung, fall8 Handelsfaur. 
die AO Morgen nicht 600 Eentner Samen ergeben follten, zu 

gleichem Preife Superlativ-Samen von Goedide & Wille- See- 

haufen zu liefern. Der Berufungsrichter Hat dies dahin ver- 

ftanden, daß bei einem Ausfall Käuferin zwar berechtigt fein 

follte, den Superlativ-Samen zu fordern, ohne daß fie aber, 

wenn fie die Lieferung nicht fordere, verpflichtet fein follte, folchen 
anzunehmen. Darin Tiegt feine Gejeßesverlegung. II, 49/96 

vom 28. April. a: 

455. Befondere Vorjchriften, unter welden Kaufbedingungen 
der Selbfthülfeverfauf erfolgen müfje, hat das Gejeg nicht ge- 
troffen; e8 genügt, daß fie den am Verkaufsorte üblichen ent- 
Iprechen und daß nicht offenbar das Intereffe des fäumigen Käufers 
verlegt wird. III, 19/96 vom 1. Mai. 

456. Der Verfäufer hat einen Selbjthülfeverfauf von 
19458,5 Kilogramm Gelbichuppen (Baraffin) mit der Bedingung 
vornehmen laffen, „der Verkauf gejchieht ohne Gewährleijtung 
für Güte und Beichaffenheit”. Die Klage auf die Differenz 
wurde wegen diefer Verfaufsbedingung abgewiefen. Es ijt nicht 
geichäftsüblich nod) den Umftänden angemefjen, bei dem Verkaufe 
einer fo großen Waarenmenge, weldde in 127 Zäffern verpadt 
war, daß der Käufer den Inhalt jedes einzelnen Fafjes bejichtigt 
und noch weniger aud) innerlich nach feiner Güte und Befchaffen- 
heit prüft. Die Haftung des Verkäufers durfte deshalb um fo 
weniger ausgefchloffen werden, als der vorbedungene Ausjchluß 
der Haftung bei den Kaufluftigen den Verdacht erweden Tann, 
daß Güte und Beichaffenheit dem äußern Anfehen nicht entipricht. 
I, 16/96 vom 2. Mai. 

457. Die Beklagte ftellte der Klägerin die gefauften Gas- 
apparate nad) der Lieferung zur Verfügung wegen zu ftarfen 
Gasverbrauchs, erjuchte fie aber, die Probezeit um einen Monat 
zu verlängern. Da die erfte Anzeige feine definitive und für den 
Tal der Friftbewilligung nicht gemacht war, bedurfte es nach Ab- 
lauf der bewilligten Frift einer erneuten Müängelanzeige nad) 
9. ©. 3. 347. Solche ift nicht gemacht und der Beflagte zur 
Zahlung verurtheilt. III, 18/96 vom 5. Mai. 

458. Der Bauunternehmer N. hatte von dem Holzhändler 
©. jümmtlihe zu feinem Neubau Nr. 40 erforderlichen Hölzer 
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gekauft; die einzelnen Lieferungen waren baar oder durd) An- 
weifung bei der Abnahme zu begleichen. Zur Sicherheit des ©. 
hatte N. ein Accept über 3000 Mark Hinterlegt, den Plat zur 
Bearbeitung der Balken und des Dadjverbandes hatte ©. un= 
entgeltlic) zu gewähren. Als N, die von feinen Zimmerleuten 
bereits bearbeitete fünfte Balfenlage, auf welche er 600 Mark in 
Adichlag gezahlt Hatte, abholen Lafjen wollte, wurde ihm die Xiefe- 
rung verweigert, obwohl er fih zur Zahlung des Rejtkaufpreifes 
erbot, weil ©. gehört hatte, N. habe die fechite Balfenlage von 
einem Andern gekauft. N. Hat in Folge deijen für die fünfte 
Balfenlage einen Dedungstauf gefchloffen und ift wegen der Reft- 
lieferung von dem VBertrage zurücigetreten, wozu er nad) Art. 355 
9. ©. 3. beredtigt war. -NR.D.9.©. €, Bd. 9, ©. 120 ff.; 
Bd. 13, ©. 330 ff; Bolze, Praxis, Bd. IX, 397. — Bellagter 
©. ift zur Herausgabe des Accepts von 3000 Mark, der Abjchlags- 
zahlung von 600 Mark und zur Erftattung des dem N. durd) den 
Verzug des ©. in Verbindung mit dem Dedungsfauf erwachjenen 
Schadens verurtheilt; Repifion zurüdgewiejen. Denn einer An- 
fündigung des Dedungstaufs und Gewährung einer Nadfrift — 
9. ©. B. 356 — bedurfte e8 bei der Weigerung des ©. nidt. 
Auch beretigte der angebliche Abjchluß des N. über die fechfte 
Balkenlage mit einem Andern den ©. nicht, die fünfte Balfen- 
lage zurüdzuhalten. Vielmehr mußte er abwarten, ob N. mit der 
Abnahme der fpäter zu Liefernden Hölzer in Verzug gerathen 
würde, um dann die ihm zuftehenden Rechte auszuüben. I, 417/95 
vom 6. Mai 96. 

459. Durd ihren Danziger Agenten verfaufte im Mai 1893 
eine Handlung in Hull an einen Danziger Kaufmann zwei Segler: 
fadungen von je '°/,, Weel Carlton oder Denaly doppelt gefiebte 
Nußfohlen. Abladung erfolgt im Lauf des Auguft und September, 
monatlich je eine Yadung, vorbehaltlich Strife und Force majeure. 
Im SIuli 1893 brad ein Strife der Kohlenarbeiter in dem be- 
treffenden Minendiftrift aus, der bis zum 17. Nov. dauerte. Am 
21. Nov. forderte Käufer die Verkäuferin unter Stellung einer 
achttägigen Nachjfrift zur Lieferung der Kohlen auf; als die Xiefe- 
rung nicht erfolgt war, theilte er ihr mit, daß er Schadenserjat 
wegen Nichtlieferung fordere. Die Verkäuferin antwortete nicht; 
der Käufer hat wegen feiner Schadensforderung Arreft auf eine 


Die einzelnen Verträge, Rechtsgefchäfte und Bertragsklaufen. 215 


der DVerfäuferin in Deutichland zuftehende Forderung ausgebradht. Handelstauf. 
Am 2. Febr. 1394 fchrieb der Agent der Verfäuferin dem Käufer, 
daß jene den Schadenserjag nicht anerfenne, aber ihm die Liefe- 
rung zum vereinbarten PBreife anbiete, jofort per Dampfboot oder 
per Segelfchiff im Laufe des Jahres. Käufer hat das Anerbieten 
nicht angenommen, hat vielmehr am 15. Febr. Klage auf Schadens: 
erfa nach der Preisdifferenz; vom 8. Dec. 1893 erhoben. Die 
Klage ift vom Reichsgericht abgewiefen. Das Berufungsgericht 
hat ohne Gejeßesverlegung angenommen, daß fih Kontrahenten 
bei Abichluß des Vertrags dem Deutfchen Recht unterworfen haben. 
Wäre nicht anzunehmen, was dahingejtellt blieb, daß der Kauf: 
vertrag wegen de8 ausgebrochenen Strifes überhaupt aufgelöft 
fein follte, und daß auch Verkäuferin feinen Anfprud) auf 
Abnahme der Kohlen nach Beendigung des Strifes mehr an den 
Käufer Hatte, fo dauerte die Wirkung des Strifes bis 31. Dec. 
1893, da bi8 dahin Kohlen der verkauften Art in Hull nit am 
Markte waren, fodaß Verkäuferin folche nicht beziehen Fonnte. 
War aber mit Ausbrucd, des Strifes die Lieferungspflicht der Be- 
Hagten auf unbeftimmte Zeit hinausgerüdt, jo bedurfte e8 nad) 
deffen Beendigung einer Aufforderung des Bellagten zur Liefe- 
rung, um den Eintritt des Verzuges zu bewirfen. — $$. 20 und 
ZUR. IL, 16. — Die Aufforderung vom 21. Nov. 1893 
war verfrüht; in der Ausbringung des Arreites, der Erhebung 
der Klage und der Erflärung vom 15. Febr. 1894 lag Feine Auf- 
forderung zur Erfüllung. War aber die Verkäuferin nicht im 
Berzuge, jo kann Käufer nicht Schadenserfat wegen Nichterfüllung 
fordern. Nachdem fich die Verfäuferin erboten Hatte, die Kohlen 
mittelft Dampfers zu liefern (mas Käufer wegen der höheren 
Koften, der ungünftigeren Bedingungen bei der Entlöfhung und 
weil er eine VBergrußung der Kohlen zu erwarten hatte, ablehnen 
durfte), hätte Kläger ihr mittheilen follen, daß er mit diefer Art des 
Transports nicht einverftanden fei, vielmehr Lieferung per Segler 
und zwar binnen angemeffener Nacjfrift fordere, was nach den da- 
maligen Witterungsverhältniffen möglich war. I, 62/96 vom 9. Mai. 
460. Der Kläger hatte bei dem Beklagten einen Cornwall 
fefjel beftellt; diefer veripradh für befte Ausführung Sorge zu 
tragen. Der Beflagte hat Thomaseifen verwendet, welches einem 
jäurehaltigen Waffer weniger Widerftand leiftet ald Schweißeifen. 
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Thomaseifen ift aber al8 Material für den Dampffeffelbau that- 
fählih im Gebraud), und ein Material mittlerer Art und Güte, 
Bellagter durfte bei der Aufgabe „aus fehmiedeeijernen Blechen” 
au Thomaseifen, welches als lußeifen wie das Schweißeifen 
zum Schmiedeeijen gehört, verwenden. Aus obigem Ausdrud des 


Beklagten ift nicht zu folgern, daß Beklagter die Wahl des beften 


Differenz- 
und Börfen: 
geichäfte. 


überhaupt zur Berfügung ftehenden Stoffes verfprocdhen habe. 
Revifion zurücgewiefen. III, 46/96 vom 19. Mai. 

461. Die Klägerin in London verkaufte an den Beklagten 
in Gießen jchwarzes chinefiiches Mähnenhaar. Das fogenannte 
unverbindliche Typenmufter verfolgte nur den Zwed, den Be- 
Hagten über die Waare im Allgemeinen zu orientiren, ohne daß 
e8 für die Lieferungspflicht des Kläger von Bedeutung war. 
Deshalb wäre e8 unerheblich gewejen, wenn in dem Mufter aud) 
graue und gemischte Haare enthalten gewejen wären. Nac Klägers 
Behauptung dürfen nad) einer Xondoner Handelsufance die ver- 
fauften Haare fo viel graue und gemifchte Haare enthalten, wie 
fih in den gelieferten finden. Das ift mit Recht nicht berüd- 
fichtigt, denn Kläger hatte chwarze Mähnenhaare zu einem 15 Mark 
höheren Preife angeboten als gemifchte.e Damit war eine folche 
Ufance für den vorliegenden Fall durd) den PVertragswillen aus- 
geichloffen. III, 43/96 vom 19. Mai. 

462. Die Klägerin, eine Firma in New-Norf, hat durch) 
einen Mittelsmann B. ihres Ropenhagener Agenten von dem Be- 
Elagten, einem Fleinen Manufalturwaarenhändler in Sonderburg, 
Aufträge zum Abfchluß von Börfengefchäften in Weizen an der 
New-Norker Börfe angenommen. Bellagter hatte dem DB. erflärt, 
er made nur Differenzgefchäfte, und B. hatte dem zugejtimmt. 
Die Schlußfcheine, welche die Klägerin direft dem Beklagten 
überjandt Hatte, lauteten zwar auf Waarengefchäfte, das war aber 
nur zur Berfchleierung des Differenzgeichäfts geichehen. Da nad) 
dem in Schleswig geltenden Recht, wie das Berufungsgericht 
eruirt, da8 Spielgeichäft nicht bloß nichtig, fondern verboten tft, 
fo war mit NRedt Klägerin nicht bloß mit der Klage auf den 
Reit abgewiejen, fondern auf die Widerflage zur Nüdzahlung 
des Gezahlten verurtheilt. Denn die Rechtsfolgen des Spiel- 
geichäfts beftimmen fi) nad) dem Necht von Sonderburg. ILL, 
286/95 vom 10. Ian. 95. 
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463. Der Banlfier, der fid mit einem Obertelegraphen- 
Alfiftenten mit 200 Mark Monatsgehalt in Zeitgefchäfte im 
monatlichen Umfange von 100000 Marf und mehr einläßt, ohne 
fid) darüber informirt zu haben, daß fein Gegenfontrahent ein 
folchen Gefchäften entjprechendes Vermögen befitt, Fann das nur 
in dem Bemwußtjein thun, daß e8 fi um den Abjchluß reiner 
Differenzgefchäfte handele. Zwar Hatte der DBellagte von der 
Stellung und den Gehaltsverhältniffen des Klägers erft drei bis 
vier Wochen nad) Beginn der Gejichäftsverbindung Kenntniß er- 
halten. Allein daraus, daß der Beflagte auch nachher die Ge- 
ihäftsverbindung unter Abjchluß weiterer derartiger Gejchäfte fort- 
feßte, ift ohne Redtsirrtfum gejchloffen, daß von vornherein die 
Abfiht auf reine Differenzgefchäfte ging. Der Kläger hatte feine 
Werthpapiere über 4000 Mearf dem Beklagten als Pfand gegeben. 
Diefer Beitimmung dienten auch die Kupons. Diefe Beftimmung 
durfte DBeflagter nicht einfeitig dadurd) Ändern, daß er fich im 
Laufe der Gefchäftsverbindung mit den abgetrennten Rupons be- 
zahlt machte. Daraus, daß Kläger der Einftellung des Geld- 
betrags der Kupons in feine Rechnung nicht widerfprocdhen Hat, 
darf Beklagter eine ftillfchweigende Zuftimmung des Klägers zur 
Berwendung der Kupons al® Zahlung auf feine Schuld nicht 
ableiten. I, 314/95 vom 22. Ian. 96. 

464. Die Klägerin, eine Hamburger Grofhandlung in 
Zuder, hat durd) Vermittelung ihres Agenten P. in Flensburg 
mit dem Bellagten in Apenrade, der mit Getreide und Futter- 
jtoffen handelt, zunächit über eine Doppelprämie für 1000 Süde 
Zuder pro Mai 1894 Eontrahirt, und dann nod) einige andere 
ähnliche Gefchäfte gefchloffen. Das Hanfeatifche Oberlandesgericht 
hat den Beklagten zur Zahlung der Differenzen verurtheilt, das 
Neichögericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. Das Berufungs- 
urtheil beruht auf einer rechtsirrthüntlichen Auffafjung des Differenz- 
gejchäfts, wie fich fchon daraus ergibt, daß das Berufungsgericht 
von der Anficht ausgeht, daß foldde Vereinbarungen dem wirk- 
lichen gejchäftlichen Leben völlig fremd feien und thatjächlich nicht 
borfämen. Dieje Annahme widerfpridt einer notorifchen That- 
ade. it von vornherein verabredet oder als jelbftverftändlic) 
vorausgefeßt, daß es überhaupt nicht zur Lieferung der Waare 
fommen joll, fondern daß entweder am Stichtage die Differenz 
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berechnet und gezahlt werden joll, oder daß während fchwebenden 
Engagements nach der „Zechnif der Börfengefchäfte”, mit Hülfe 
eines „Gegengeichäfts‘ die Differenz zu berechnen und zur Zahlung 
zu bringen fei, jo ift von vornherein gar fein Kauf gefchloffen noch 
ein Auftrag zum Abjchluß eines Kaufs oder Verkaufs, fondern ein 
anderes Gefchäft. Der Gegenftand diefes anderen Geichäfts ijt 
nicht eine Waare und der für diefelbe zu zahlende Preis, jondern 
eine in beftimmter Weife zu bevechnende Differenz. Daß über 
das vorliegende Gefchäft ein Schlußfichein jo ausgeftellt ift, wie 
wenn ein Waarenkaufgeichäft geichloffen wäre, und daß aud in 
den dorgedrudten Bedingungen ausgeiprochen it, „die Erfüllung 
darf durch Abrede bei Eingehung des Gefchäfts nicht ausgejchloffen 
werden”, fchließt das Differenzgeichäft nicht aus, denn dabei 
handelt e8 fi) nur um börfenübliche Formen. Hier war das 
erjte Gejchäft ein Stellagegefhäft. Freilich ift nicht jedes Stellage- 
geschäft ein Differenzgefhäft. Nur wird man annehmen dürfen, 
daß, wenn ein in der Juderbrande wohlbewanderter Hamburger 
Großfaufmann einen Agenten in der Provinz beauftragt, dort 
Rohzuder zur Lieferung zu kaufen, er fid) an folche Leute 
wendet, welche über NRohzuder verfügen fünnen, aljo an Rüben- 
rohzuderfabrifen oder an Händler, welche gewerbsmäßig jolchen 
Zuder faufen oder verkaufen, und von denen deshalb 2000 Eentner 
Zuder leicht zu Haben find. Entiprecdhend beim PVerfauf nach der 
Provinz. Wenn ein folder Kaufmann ftatt deffen ein fo Tom- 
plizirtes Spefulationsgefchäft wie das Stellagegefchäft durd feinen 
Agenten in einer Gegend, wo es feine Naffinerien gibt, und 
einem Mann, der nicht mit Zucer handelt, anbieten läßt, jo tft 
dag ein ftarfer Grund für die Annahme, daß e8 ihm bei dem 
Geichäft nicht auf ein Waarenlieferungsgefhäft anfommt, jondern 
nur darauf, ein Börfengefchäft zu machen, bei welchem er durd) 
Berehnung der Differenz verdient, und daß er Kunden aufjuchen 
läßt, von denen er annimmt, daß c8 ihnen auch nur auf dafjelbe 
ankommt. Diefe Annahme ift jo zwingend, daß der eigene Agent 
der Klägerin, als Zeuge vernommen, erklärt hat, e8 lag in der 
Natur der Sadhe, daß bei diefen, von dem Zeugen er- 
mittelten Gejchäften, nur die Differenz gezahlt werden jollte. 
Auch ift in zwei Schlußnoten ausgeiprocdhen, daß der Bellagte 
der Klägerin 1 Proz. Kommilfion für An- und Verkauf inkl. 
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Spefen zahlen foll, womit anfcheinend von vornherein zum Aus- 
drud gelangt ift, daß zwilchen den Kontrahenten demnädjit ein 
Segengeihäft abgeichloffen und in diefer Weife die Differenz feft- 
geftellt werden joll. I, 389/95 vom 29. Febr. 96. 

465. Das Berufungsgericht hat, nachdem das NReichsgericht 
das frühere, ein Differenzgeichäft ablehnende Urtheil aufgehoben 
hatte, nad) erneuter Verhandlung wiederum verurtheilt, da8 Neichs- 
gericht Hat aufgehoben und die Klage abgewiejen. Das Berufungs- 
urtheil geht von dem richtigen Begriff des reinen Differenz- 
geichäfts aus, bei welchem nad dem Willen der Kontrahenten, 
der auch aus den begleitenden Umftänden erfannt werden Tann, 
eine fünftige Preis- oder KRursdifferenz den alleinigen Gegenjtand 
des Geichäfts bildet. Db die Barteien nun ein foldhes Spiel 
getrieben, oder ihre auf Gewinn gerichtete Abficht durch Abjchliegung 
wirklicher Zeitfaufgejchäfte verfolgt haben, fet von Fall zu Tall zu 
prüfen. Aber diefe Grundjäße find auf den vorliegenden Fall 
theil® gar nicht, theil8 nicht richtig angewendet, denn die weiteren 
Ausführungen ergeben, daß das Spielgejchäft an der Börfe that- 
jächlich nicht vorfomme. Damit tritt das Berufungsgericht mit 
fih jelpft in Widerfprud. Hier hat ein Agent der Klägerin, 
einer Firma in New-Mork, oder ihres Vertreters in Hamburg, 
den Beflagten, Inhaber eines Heinen Schnittwaarengefchäfts in 
Sonderburg, der, wie dem Agenten befannt war, Yieferungs- 
gefchäfte in Weizen feinem Gefchäftsbetriebe nach nicht machte, 
aufgefucht und ihm Zeitgefchäfte iiber 25000 und 10000 Bufhels 
Weizen nad) den Bedingungen der Börfe in New-Nork angeboten, 
über welhe dann Schlußfcheine unter den Parteien gewechfelt 
Jind. Bei diefen Gefchäften ift der Beklagte theild als Käufer, 
theil8 al8 DVerfäufer genannt. E8 ift ferner als feftitehend an 
gejehen, daß die Mittel des Beklagten nicht Hinreichten, um die 
ge oder verkaufte Waarenmenge anzufchaffen oder zu bezahlen, 
und daß dies dem die Gefchäfte vermittelnden Agenten befannt 
war. Wenn das Berufungsgericht meint, daß diefe Thatumftände 
nicht geeignet feien, den Schluß zu rechtfertigen, daß c8 dem DBe- 
Hagten um den Abichluß bloßer Spielgefchäfte zu thun gewefen 
fei, jo find die Erwägungen des Berufungsgerichts nicht geeignet, 
diefe Meinung zu ftügen. Die bloße Möglichkeit, daß eine dem 
börjenmäßigen Getreidehandel fernftehende mittelloje Perjon in der 
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Adfiht, Gewinn zu erzielen, wirkliche Zeitfäufe an der Börfe 
abichließen kann, und daß Fälle diefer Art vorkommen, ift nicht 
genügend, um allgemein bei Perjonen gleicher Kategorie den 
Schluß zu rechtfertigen, daß die von ihnen in der äußern Form 
von Zermingefchäften gefchloffenen Gefchäfte auch wirklich folche 
Geichäfte feten und zwar auch dann nicht, wenn wie das Be- 
rufungsgeriht mit Bezug auf den Beklagten annimmt, der be- 
treffenden Perjon die Wege, wie derartige Gejchäfte ohne die 
Aufwendung erheblicherer eigener Mittel abgewicelt werden fünnen, 
im Allgemeinen befannt fein jollten. Nicht fowohl auf diefe 
Kenntniß, als darauf fommt e8 an, ob der Beklagte gewillt und 
thatfächlic) in der Lage war, wenigftens eventuell diefe Wege zu 
beichreiten, alfo 3. B. durh Lombardirung oder durch Weiter- 
verfauf des gekauften Weizens unter Zuzahlung des Preisunter- 
Ichiedes fich die Mittel zur wirklichen Erfüllung des Raufgejchäfts 
zu verichaffen. Solange aber dieje thatfächlichen Vorausjegungen 
fehlen, fann von einem fogenannten alternativen Differenzgefchäft 
feine Rede fein, denn es bleibt dann nur die eine Alternative für 
die Köfung des Gejchäfts, nämlich die durch Ziehung der Differenz, 
das reine Differenzgefchäft, übrig. Gegen die Annahme des auf 
ein folches Gefchäft gerichteten Vertragswillens kann auch nicht 
in das Feld geführt werden, daß der berufsmäßige Börfenhändler 
ein Intereffe an der Abjchliegung bloßer Spielgefchäfte nicht Habe, 
theils weil er auf Grund feiner DVertrautheit mit den Einricd- 
tungen des Börjenverfehrs überzeugt fein könne, mit feinen Mitteln 
die fich darbietenden Gewinnchancen ebenfo gut oder beffer durd) 
Abfhliegung wirklicher Lieferungsgefchäfte ausnugen zu Fünnen, 
theil® wegen dev Möglichkeit, daß fein Gegenfontrahent fih im 
Berluftfalle auf die Unklagbarfeit der Spielgefchäfte berufen 
möchte. Dadurch) wird nicht ausgefchloffen, daß der Börfen- 
händler fich troßdenm auf Spielgefchäfte einläßt, wenn ihm die 
Hoffnung auf einen Gewinn nur auf diefem Wege eröffnet wird. 
Wo eine ausjchlieplich auf Differenzzahlung zuftande gefommene 
Willensübereinftimmung erfichtlich ift, verlieren die ausgewechfelten 
Schlußnoten die Bedeutung, welche fie andernfalls für die Er- 
fenntniß des rechtsgefchäftlichen Willens haben würden. Ihre Aus- 
ftellung ift eine bloße Beibehaltung der äußeren Formen des 
Börjenverfehrs ohne entjprechenden Inhalt. Sie Fünnen aljo nicht 
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dazu benußt werden, die fi aus den Geichäften ergebende For: 
derung al® aus Kauf und Berfauf hervorgegangen zu begründen. 
Defienungeachtet fan der Inhalt der Schlußnoten für die Be- 
urtheilung des Rechtsverhältniffes der Parteien infofern von Werth 
fein, al® er die aus den übrigen Umftänden zu ziehenden Schluß: 
folgerungen unterjtüßt. Nun ergeben aber die auf der Nücdkfeite 
fowohl der Einfaufs- wie der Berfaufsnoten abgedrudten Ge- 
ihäftsbedingungen, daß die Klägerin eine Gefammtlommilfion von 
1 Proz. auf den höchften Betrag der Abrechnung für „Ein und 
Berfauf” berechnet, womit von vornherein zu erfennen gegeben 
wird, daß als regelmäßige Erledigung der Geichäfte nicht Xiefe- 
rung oder Abnahme der Waare, jondern die Zahlung der Diffe- 
renz aus dem urjprünglichen und einem Gegengefchäft ins Auge 
gefaßt war, wie die auch der eigenen in diefem Prozeffe ab- 
gegebenen Erklärung der Klägerin entjpricht, daß derartige Ge- 
Ihäfte wie das geflagte thatjächlich ftetS durd) Differenzzahlung 
erledigt würden. Andererfeits jehen zwar die gedruckten Gefchäfts- 
bedingungen auch den Fall wirklicher Lieferung vor; aber gerade 
die für diejen Tall gegebenen Borfchriften illuftriren befonders, 
daß bei den Geichäften mit dem Beklagten an die Möglichfeit 
effektiver Erfüllung gar nicht gedacht worden ift. ES heißt dort: 
„Su Ball die verkaufte Waare geliefert werden foll, ift diefelbe 
jpäteftens am 24. (des Lieferungsmonats) den Herren ©. ©. & Co. 
New-Dorf zur Verfügung zu ftellen” und „Im Fall die gekaufte 
Waare empfangen werden fol, würden Sie den Herren ©. ©.& Eo. 
gleichzeitig mit Ihren diesbezüglichen Inftruftionen die nöthigen 
Fonds zur Verfügung zu ftellen haben”. Hält man dieje, von 
dem Berufungsgericht ganz unberüdfichtigt gelaffenen Beftimmungen 
der Schlußnoten mit der Thatfache zufammen, daß der Beklagte 
nad) der Kenntniß des gejchäftspermittelnden Agenten ebenfo wenig 
in der Lage war, aus eigenen Mitteln die zur Abnahme des ge- 
fauften Weizens erforderlichen beträchtlichen Summen, wie die 
großen Mengen verkauften Weizens der Klägerin zur Verfügung 
zu Stellen, jo ift die Schlußfolgerung, daß die Vertragsabficht der 
Parteien fih nur auf die Zahlung der Differenz aus dem ur- 
jprünglichen und einem fpäteren Gegengefchäft beichränft hat, mit 
den theoretifchen Erörterungen des Berufungsgerichts bezüglich der 
Möglichkeit der Abwiclelung von Zeitgejchäften in der oder jener 
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Weile noch weniger zu bejeitigen. Vielmehr würde e8 der Fon- 
freten Sachlage gegenüber einer ebenjo Tonfreten Feltitellung be= 
durft haben, daß und wie der DBellagte, der Fleine mittellofe 
Schnittwaarenhändler in Sonderburg, eintretenden Falles in der 
Lage und willens gewefen wäre, den erwähnten Geichäftsbedingungen 
der Klägerin zu genügen. Eine folche Feftitellung hat aber das 
Berufungsgericht nicht getroffen und EFonnte fie füglih in Er- 
mangelung jedes von den Parteien dafiir gebotenen Anhalts- 
punftes auch nicht treffen. Einer Zurücdweifung der Sade an 
da8 Berufungsgericht bedarf es nicht mehr. ‘Der Sachverhalt, 
joweit er für die Entjcheidung nothwendig in Betracht fommt, ift 
theil8 von vornherein unftreitig gewejen, theil8 von dem Be: 
rufungsgericht fejtgeftellt. E8 handelt fih nur noch um die Aus- 
fegung der rechtsgefchäftlichen, theil® ausdrüdlichen, theils jtill- 
Ichweigenden Willenserflärungen der Parteien und um deren recht- 
fihe Beurtheilung, fo daß das Neichsgericht in der Lage ift, 
jelbft zu enticheiden. I, 400/95 vom 11. März 96. 

466. Für Beflagten zu Berlin hat die Klägerin zu Berlin, 
al8 deren Kommilfionärin, Geihäfte an der Barifer Börfe ge- 
naht. Die am 11. Ian. 1893 von der Klägerin vorgenommene 
Zwangsregulirung will der Beklagte nicht gelten lafjen. Das 
hätte nun die Kolge gehabt, daß das Engagement bi8 Ende Ianuar 
lief, da es fih um ein per ult. Januar gefchloffenes Gefchäft 
handelte. ine ftillfchweigende Prolongation, wie fie jonjt nad 
den Behauptungen des Beklagten zwilchen den Parteien üblid) 
war, war durch das Verhalten der Klägerin in diefem alle aus- 
geichloffen. Der der Klägerin vom Beflagten am 23. Sebr. 1894 
ertheilte Auftrag, die für diefen gelauften Papiere zu verfaufen, 
war fomit gegenftandslos; und Beflagter Tann nicht daraus, daß 
diefer Auftrag nicht ausgeführt ift, die Kurfe vom 23. Yebr. 1894 
feinem Schadenserfaganipruch zu Grunde legen. I, 437/95 vom 
1. April 96. 

467. Drei Kaufleute und ein Reichsbanfdireftor verabredeten 
am 22. Dec. 1889 Harpener 15000 Marf zum Kurfe von 315 
per ult. December 1889 zu Taufen, eventuell per ult. Ianuar 
1890 unter Prolongation. Den eventuellen Ausfall Hat 2. zu 
tragen, dem auch das Necht zufteht, über den Verkauf zu jeder 
Zeit zu verfügen; der eventuelle Nuten wird unter den Betheiligten 
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vertheilt; der Anfauf wird dem B. übertragen. B. hat den An- 
fauf durch ein Bankhaus bejorgt, ohne abzunehmen; vielmehr ift 
von Monat zu Monat prolongirt, fo daß fein Konto bei dem YBanf- 
haus am 30. Iunt 1893 mit 31854 Marf Saldo belajtet war. 
Seine auf Zahlung diefer Summe oder Entlaftung bei dem Bant- 
Haufe wider 2. erhobene Klage wurde abgewiefen. Am 28. Dft. 
1891 hatte Kläger dem Beklagten gefchrieben: Wir haben jeiner 
Zeit ein fogenanntes Ultimo =» Spefulationsgeichäft abgeichloffen, 
das heißt, ‚die Differenz, welche fic zwiichen dem Anfaufspreife 
und dem Kurfe der Aktien per ult. December 1889 und ult. 
Sanuar 1890 ergeben würde, jollte, falls die Aktien gejtiegen 
wären, unter uns getheilt, falls fie gefallen wären, von Dir 
allein getragen werden. Das ganze Gejchäft hätte demnach be- 
reits ult. Sanuar 1890 erledigt fein müffen, wenn wir nicht mit 
beiderfeitiger Bewilligung das Gefchäft prolongirt hätten. Das 
Berufungsgericht entnimmt daraus, daß es fih um ein reines 
Differenzgefchäft handelte. Nah dem Zwed des 8.LLWUUR., 
I, 11 ift e8 aber gleichgültig, ob dem Spieler Geld zum Spielen 
oder zur Bezahlung des Spielverluftes gegeben, oder ob mit 
Wiffen und Willen des Spielers zum Zwed eines zu deijen 
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zurücgewiefen. II, 25/96 vom 14. April. 

468. Die Bellagten in Berlin hatten im 3. 1890 durd) 
die Zeitung befannt gemadt, daß fie Xooje zur Schloßfreiheits- 
(otterie abgeben. Kläger in Xangenbielau hat fie unter Leber- 
jendung des BPreifes um Zufendung eines Achtelloojes erjuct. 
Die Bellagten fandten ein Achtel von 43985 unter einem Brief- 
umfchlage, auf welchem die Adreffe abweichend von dem Namen 
des Beitellers gejchrieben war (th in der Mitte des Wortes ftatt 
fn). Der Sohn des Beitellers nahm wegen der faljchen Adreffe, 
und da Abjender unbefannt war, den Brief nit an. Er ging 
an den Abjender zurüd. Als der Kläger nad) begonmener Ziehung 
an die Ueberfendung des Loofes erinnerte, fandten fie ihm ein 
Achtel ded Loofe® 55304 und den Iceren Umfchlag des eriten 
Briefes. Dies LXoos ift Niete geblieben, auf 43985 ijt ein von 
den Beklagten erhobener Gewinn von 40000 Mark gefallen. “Die 
Beklagten find zur Zahlung von 5000 Marf jfammt Zinjen ver- 
urtheilt; Nevifion zurücgewiefen. Denn, da der Kläger die jo- 
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fortige Ausführung feiner Beftellung dur) Zujendung de8 au$- 
gewählten Xoofes erwartete, war der Kaufvertrag mit der Ausführung 
der Beitellung geichloffen, auch wenn Kläger von der Annahme 
der Beklagten Feine Kenntniß erhielt. — R.D.9. ©. €, Bd. 18, 
©. 246; R.©. €, Bd. 2, ©. 44. — Zwar hätten die Beflagten 
die Auswahl des Xoojes 43985 und den Eintrag des Klägers 
ale Spieler diefed8 Xoofes ohne Verlegung erworbener Rechte 
deffelben rüdgängig machen Fünnen. Aber mit der Aufgabe des 
Loofes zur Boft war der Vertrag zu Stande gefommen; und die 
unrichtige Schreibung der Adreffe berechtigte die Beklagten nicht, 
fich einfeitig vom Bertrage loszufagen. Daraus, daß Beklagte 
dem Kläger fpäter den erjten Briefumfchlag überjandten, ergibt 
fih, daß die Sendung für diefen bejtimmt war, ‘Die unrichtige 
Schreibung hinderte aber die Perfektion des Vertrags nicht. Auch 
hat Kläger feine Beftellung aufrecht erhalten. Daß Kläger das 
2oo8 55304 behalten Hat, fchließt fein Recht auf den Gewinn 
der Nr. 43985 nicht aus, weil er damald den Sachverhalt nicht 
fannte. I, 304/95 vom 15. San. 96. gl. 268. 

469. Bgl. Bd. IV, 742/44; Bd. VI, 577/79, Bd. XI, 415; 
Bd. XIII, 460; Bd. XVI, 443. Kläger M. hat den Beklagten, 
deren jeder eine Fabrik angelegt hat, vor der Vernichtung feines 
Patentanfprucds auf Gewinnung von Celluloje Licenz auf die Be- 
nußung der patentirten Erfindung bez. der Celluloje und Bereitung 
des Kalfes einschließlich feiner Geheimnifje ertheilt, verfprocden, 
ihnen das Verfahren in allen feinen Einzelheiten mitzutheilen, fie 
auf das Allgemeine wie. auf alle Einzelheiten der Yabrifeinric- 
tung und des Betriebs aufmerffam zu machen, ihnen [päter heraus- 
gefundene Bervollfommnungen und DVerbefferungen mitzutheilen 
u.f.w. Er hat ihnen die Herftellung des Produfts garantirt, 
das er al® ungebleichte PBrinta-Cellulofe bezeichnete, und hat fi 
verpflichtet, innerhalb eines Umfreifes von 250 geographifchen 
Meilen mit der Fabrifanlage als Mittelpunft an Niemand weiter 
die Berechtigung des Verfahrens zur Gewinnung von Celluloje 
zu überlaffen. Die Beklagten haben Geheimhaltung des mit- 
getheilten Verfahrens und Zahlung einer nad dem Gewinn ab- 
geftuften Abgabe bis zum Ablauf des über die gejegmäßige 
Dauer des Patents hinaus abgefchlofjenen DBertrags verjproden. 
M. Hat geklagt 1) auf Erfüllung der Verträge; 2) Vorlegung 
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vierteljährlicher Meberfichten über die in den Fabriken bisher pro= Licenzvertrag. 
duzirte und bis zum Ende der Vertragsdauer nod) zu produzirende 
Eellulofe nad) Menge und Berfaufspreis; 3) Zahlung der nad) 
Maßgabe der Produftionsüberfichten und der vertragsmäßigen Be- 
jftimmungen zu berechnenden Abgabe, deren Bezifferung einem be- 
jonderen Verfahren vorzubehalten; 4) eventuell Zahlung von zwei 
Dritteln der Abgabe. Kläger begehrt an erfter Stelle gegen fünf 
der Beflagten die Zahlung der vollen Gebühr aus dem Grunde, 
weil die Abgabe nad) den mit ihnen abgefchloffenen Verträgen 
ausfchlieglih bedungen fei für die Anleitung zur Yabrifanlage 
und die Anlernung der abgefandten Perfonen, diefe Verpflichtung 
aber von ihm erfüllt fei. Allein die Vorinftanzen haben ohne 
Rechtsirrthum die Darlegung nicht ale fchlüffig erachtet, weil die 
Abgabe bezeichnet ift bald al8 Vergütung für den BPatentjchuß, 
die Anleitung zur Anlage und die Anlernung, bald nur als BVer- 
gütung für die Anleitung und für die Anlernung. E8 erhelle 
nicht, daß die Kontrahenten die Abgabe ald Gegenleiftung für die 
befonder8 genannten Xeiftungen feitgejtellt hätten. Nach Bor- 
itehendem hatte der Kläger ja noch weitere Leiftungen zu gewähren. 
III, 12/96 vom 24. April/12. Mai. Vgl. 345, 309, 13, 290, 
234, 229, 252. | 

470. Daraus, daß in dem Umfreis von 250 geographiichen 
Meilen, dem Sperrbezirk, bei dreien der beflagten Fabriken troß 
theilweifer Vernichtung des Patents thatfächlich Feine Konfurrenz- 
fabrifen entftanden find, folgt nichts dafür, daß Kläger die volle 
Licenzgebühr fordern fünne. ntfcheidend bleibt, daß der Kläger, 
joweit al da® Patent vernichtet ift, Feinen Patentjchuß mehr ge- 
währt. III, 12/96 vom 24. April/12. Mai. 

41. Nady theilweifer Vernichtung des Patents mußte ein 
Weg gefunden werden, den Xheil der Gebühr zu beftimmen, 
welchen die Beflagten für die verbliebenen Leiftungen zu gewähren 
haben. DBerfehrt ift aber der Verjud, das zu ermitteln, was die 
Kontrahenten vermuthlich für jenen im Vertrage nicht vorgejehenen 
Hall vereinbart haben würden, wenn diefer Fall zur Sprade ge- 
fommen wäre. Denn eine nicht ausdrüdlich oder Fonkludent ge= 
äußerte Willensmeinung der Kontrahenten hat überhaupt feine 
rechtliche Bedeutung. Vielmehr ift die Minderung der Abgabe zu 
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beftimmen nad) dem objektiven Werthverhältniß der weggefallenen 
Leiftung zu der Gefammtheit der übernommenen Xeiftungen. IL, 
12/96 vom 24. April/ 12. Mat. 

472. Der Kläger, ein Rittergutspächter, hatte bei der be- 
Hagten Verficherungsgefellichaft fein Gutsinventar, darunter eine 
Dampfmaschine und Lofomobile, verfichert. Der Kläger ift der 
Pächter des Guts Prahnowo; die Mafchine ift auf dem demfelben 
Berpächter gehörigen Gute Zbyszewidt verbrannt, weldhes an 2. 
verpachtet ift. Das Neichsgericht hat die Klage auf die Schadens- 
forderung abgewiefen. Denn nad) der Police war die Machine 
verfichert „in fämmtlichen Gebäuden, im Freien auf dem Guts- 
hofe und im Felde”. Danad) war fie nicht verfichert bei einem 
Aufenthalt an einem anderen Orte. Durd die Annahme der 
Police Hat fi) Kläger mit diefem Inhalt einverftanden erklärt. 
Diefer unzweideutige Inhalt der Police Fan nicht durch Heran- 
ziehung von Vorverhandlungen mit dem Agenten und abweichenden 
Vormulirungen des Antrags („in fümmtlichen Gebäuden auch aus- 
wärts und im Telde’) ein anderer Sinn untergelegt werben. I, 
355/95 vom 12. Febr. 96. 

473. Klägerin hatte die zu ihrer Weberei gehörigen Ein- 
richtungen (Webjtühle u. |. w.) bei der Beklagten verfihert. Nach 
einem Schadenfeuer ift diefe zur Zahlung von 16700 Mark ver- 
urtheilt. Das Teuer ijt dadurd) ausgebrochen, daß eine Petroleum- 
lampe, welche der Verficherte auf eine Kifte im Vorbereitungsfaal 
geftellt Hatte, um für die Vorbereitungsarbeiten das nöthige Licht 


‚zu haben, von einem Hunde Heruntergeftoßen ift. Allerdings 


müffen nad) den DVerficherungsbedingungen die Petroleumlampen 
fefthängen, und dürfen in brennendem Zuftande nicht von ihrer 
Stelle genommen werden. Zum Umbherleuchten in den Yabrif- 
und Lagerräumen dürfen nur gut verfchloffene Laternen verwendet 
werden. Die fragliche Yampe hing fonft im Treppenhaufe; Kläger 
hatte fie dort abgenommen, aber nicht brennend nad) dem Vor: 
bereitungsjaale getragen. Die Verwendung folder Lampen in 
der Art, wie hier geichehen, läßt fi) nach den Nefultaten der Be- 
weiserhebung gar nicht umgehen. Das Berufungsgericht hat an- 
genommen, daß er die Verficherungsbedingungen bei Abfchluß des 
Bertrags in dem Sinne veritanden habe, und daß fi) der Ver- 
treter der Beklagten diejer Auffaffung nicht Habe entziehen können. 
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Das verftößt nicht gegen revifible Rechtenormen. VI, 316/95 
vom 13. Tebr. 96. 

474. Der Berfiherte hat innerhalb fechs Monaten nad 
dem Brande den Entfchädigungsanipruch nicht eingeflagt. Er ift 
deshalb mit der fpäter angeftellten Klage gemäß $. 11 der Ver- 
fiherungsbedingungen abgewiefen, Revifion zurüdgewiefen. Der 
Berficherte Hatte 38738 Mark 45 Pf. Schadenserfag beanfprucht, 
die Gefellfchaft Hatte fich unter der Bedingung bereit erklärt, 
1757 Darf 90 Pf. zu zahlen, daß Kläger binnen acht Tagen fie 
von feinem Cinverjtändniß in Kenntniß feße. Das war nicht er- 
folgt, ein Anerfenntniß lag aljo nicht vor. Der Berficherte Hatte 
feit jenem Schreiben mehr al8 vier Monate Zeit, die Klage frift- 
zeitig zu erheben. Aucd noch nad der Terminsbeftimmung vom 
1. März fonnte die Klage bis zum Ablauf vom 13. März leicht 
zugeftellt werden. Wenn aud) SS. 81, 210 &. BP. DO. nidt un- 
mittelbar anwendbar find, jo darf in dem DVerjehen eines Anwalts 
nit ein Entjchuldigungsgrund für die Verfäumung der vertrags- 
mäßigen Präflufivfrift gefehen werden. II, 15/96 vom 3. März. 

475. Nicht jede Zumwiderhandlung gegen eine Verficherungs- 
bedingung oder gegen eine polizeiliche Vorichrift hat nad dem 
Gefet die Folge, daß der BVerficherte feines Anfprudhs auf Ent- 
Ihädigung verluftig wird. Nach dem DVerficherungsvertrage follte 
die Vermerfung nur wegen beftimmter Handlungen eintreten oder 
wenn der Brand durd eine fchuldhafte Handlung des Verficherten 
herbeigeführt ift. Da in Bezug auf die gerügten Kontraventionen 
weder der eine noch der andere Tall vorlag, wurde die Ber- 
fiherungsgefellfhaft zur Zahlung verurtheilt. II, 10/96 vom 
24. März. 

476. Der Hagende Mälzerei- und Brauereibefiger hatte bei 
den verklagten Verficherungsgefellichaften fein Inventar und Waaren 
aller Art verfichert. Nach der Police find die Gebäude maffiv 
unter harter Dadhung erbaut. Die von Stein und Eijen nad 
polizeilicher VBorfchrift erbaute Darre ift durch ftarfe Mauern von 
den übrigen Xofalitäten getrennt. Im dem Darreraume, wo zu 
der Zeit befchädigter Kaffee getrodnet wurde, ift ein Feuer zum 
Ausbruch gefommen. Das Neichsgericht hat die Beklagten zum 
Erfage des Schadens verurtheilt. Allerdings war in der ‘Darre 
ein mit DBretterverfchluß verjehenes Loch nach deren Errichtung 
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angebracht, ohne daß die Genehmigung der Baupolizeibehörde ein- 
geholt oder dies bei den Prolongationen der Beklagten angezeigt 
wäre. Allein, wenn danach aud) der obige Pafjus der Police 
objektiv unrichtig war, jo Hat doch das Berufungsgericht an- 
genommen, daß weder eine abfichtliche Verheimlihung nod eine 
unentfchuldbare unrichtige Angabe des Zuftandes der Baulichfeiten 
bei den Prolongationen vorlag, da die Veränderung an fi) un- 
bedeutend war, jodag Kläger fich wohl diefelbe nicht vergegen- 
wärtigt hatte. Weberdies waren feit jener Veränderung viele Jahre 
verfloffen, ohne daß fich Mebelftände bemerflich gemacht Hatten. 
Daß aber wegen der Gefährlichkeit die objektive Unrichtigfeit der 
Mittheilung des Verficherungsnehmers wie bei der Seeverfiche- 
rung den Vertrag auch ohne Verfchulden des VBerfiherungsnehmers 
ungültig mache, widerfpricht der Fonjtanten Nechtiprehung des 
Reihsgerihtse — €., Bd. 10, ©. 158 ff; 38. 20, ©. 138; 
Bd. 22, ©. 206 ff; 38. 27, ©. 151 ff; Bolze, Praxis, Bd. 1, 
1117; 388. II, 755; Bd. XI, 437 u. 438; Bd. XV, 403 —, 
wie denn auc) die Verficherungsbedingungen der beflagten Gejell- 
Ichaften zwifchen der richtigen Angabe der zu verfichernden Gegen- 
ftände und der gewiffenhaften Anzeige der auf die Feuergefähr- 
lichkeit einwirfenden Umftände, zu welchen letteren aud) der Inhalt 
der hier fraglichen Anzeige gehört, unterjcheiden. Sodann hat 
auc nicht wie im Fall Bd. XVI, 447 Kläger nachträglich einen 
anders gearteten, mit Vermehrung der Yeuersgefahr verbundenen 
Betrieb auf feiner Darre eingeführt, fodaß während defjelben die 
Berficherung geruht hätte. Vielmehr Hat der Kläger auch früher 
Ihon und feit Iahren nicht bloß Malz, fondern auch naß ge- 
wordenen Kaffee für fremde Rechnung getrodnet. Aud ijt das 
Trodnen von z.B. naß gewordenem Getreide bei anderen Mälze- 
reien etwas ganz Gemöhnliches. Und hier hatte der Kläger über- 
dies fonftige Waaren aller Art für fremde oder eigene Rechnung 
verfichert, worin eine Andeutung diefes Betriebes lag, da Kläger 
feine Darre nicht als Lagerraum benußgte. I, 430/95 vom 
28. März 96. 

47T. DBgl. Bd. XVI, Nr. 454/58. Klägerin hatte bei der 
Beklagten Verficherung genommen auf die zu verdienende Kom- 
miffion und/oder imaginären Gewinn und/oder fonftiges Intereffe 
der in Brunswid, Savannah und/oder einem anderen Hafen der 
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Ditfüfte Nordamerikas einzunehmenden Ladung Phosphat, vale- 
dirend auf die behaltene Ankunft des Schiffes am Xadeplage, 
tarirt zu Marf 10000 ald Berficherungswerth geltend auf Bafis 
gegenfeitiger Uebereinfunft ohne weiteren Beweis im Dampfidiff 
„Haverdon”, geführt vom Schiffer .... von Sidney mit Kohlen 
nad) Montreal und weiter nad) der Djftküfte Nordamerikas mit 
Kohlen oder Ballaft zur Prämie von °/, Proz. Bür den Fall, 
daß der Dampfer in Folge Seefchadens oder Kondemnation ben 
Beitimmungsort nicht erreicht, ift die verficherte Summe als Totaf- 
Schaden mit 100 Proz. zu vergüten. A. ©. 2. von 1867 find 
maßgebend. Der Dampfer „„Haverdon” ift auf der Reife zum 
Zadeplag gejtrandet und von den Nhedern und KRasfoverficherern 
abandonirt. Das Berufungsgericht Hat die Beklagte zur Zahlung 
von 10000 Marf verurtheilt; das Neichsgericht hat aufgehoben, 
zurüdverwiefen. Die Klägerin Hatte auf den Einwand der Be- 
lagten ihr Intereffe an der DVerficherung dahin angegeben, durd) 
die Beladung des ‚„„Haverdon’ einen Kaufvertrag zu erfüllen, den 
jie über 2500/3000 Zone Phosphat Iuni/Iult Verichiffung per 
Dampfer gefchloffen hatte. Klägerin hatte aber nicht ex „„Daverdon‘ 
verfauft; und alsbald nad) dem Eintreffen der Nachricht von dem 
Unfall den Dampfer „Challerton‘ gechartert und mit diefem den 
Kauf erfüllt. Der Klägerin ift alfo das Intereffe rechtzeitiger 
Berladung nicht entgangen. Sie Tann dajjelbe nicht erjeßt ver- 
langen, weil e8 ihr durd) einen außerordentlichen Glücfsfall oder 
Vermögen bejonderer Diligenz gelungen jet, eine andere Scdiffs- 
gelegenheit auszumitteln. Der Wortlaut der Police darf nicht 
dahin verjtanden werden, daß er eine Wettafjefuranz dedt. Zu 
erörtern bleibt nur no, ob Klägerin nicht Anfprüde hat auf 
Erfag von Unfoften oder Mechrgewinn, den fie in Folge größerer 
Tragfähigkeit des ,„Haverdon” gehabt hätte. I, 348/95 vom 
11. San. 96. 

478. Karlsruhe. Für die Kläger waren bei der Beklagten 
laut Generalpolice 400 Kiften Schwefeljäure, deren Einfaufswerth 
3160 Marf 70 Pf. betrug, auf dem Segler „Shafeipeare” für 
die Seereife von Hamburg nad) Buenos-Ayres verfidert. Die 
Verfiherung galt nur „frei von Beichädigung bezw. Bruch außer 
im Strandungsfalle”. Der Strandung wurde unter anderem 
gleichgejtellt jeder Seeunfall, wodurd eine Entlöfhung des 
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Schiffes unter fremder Hülfe in Folge gezwungenen 
Aufenthalts ftattfindet. Schwefelfäure nah Buenos - Ayres 
ift per Kifte mit 30 Mark ohne Rüdficht auf den Koftenpreis- 
und den Marftwerth in Buenos -Ayres zur DVerfiherung an- 
genommen. Bei ftürmtfchem Wetter ift da8 Schiff fo beichädigt, 
daß es von einem Dampfer in finfendem Zuftande mit 14 Fuß 
Waller im Schifferaum angetroffen und nach Rio de Yaneiro als 
Nothhafen geichleppt wurde. Dort wurde die Ladung mit Hülfe 
einer Dampfpumpe entlöfcht und da8 Schiff reparirt. Die 
400 FKiften waren fo haverirt, daß fie verfauft werden mußten. 
für 132 Mark 31 Pf. Die Beklagte ift zur Zahlung von 11867 
Markt 69 Pf. verurtheilt; Nevifion zurüdgewiefen. Denn der 
Seeunfall entiprach den oben gefperrt gedrudten Worten. Daß: 
aus den für die Kläger verficherten Kiften Säuren ansgeflojfen 
und hierdurch die Beichädigung eingetreten ji — 9. ©. 2. 825, 
Nr. 3 —, wurde nicht als erwiefen angejehen. Danad) war ans 
zunehmen, daß die Haverei des verficherten Gutes durch den See- 
unfall verurfadt if. — R.D.9.6©.€., Bd. 18, ©. 409. — 
Denn 8 war möglid), daß die Haverei der 400 Kiften während: 
der Seenoth durd) das eingedrungene Seewaffer herbeigeführt 
war; und ein Gegenbeweis fonnte nicht geführt werden. — 9.©.2. 
855, Abf. 2, Sa 2. — Die Thatfache, daß das verficherte Gut 
durch den Seeunfall beichädigt ift, bleibt bejtehen, wenn die bei= 
geladene Säure dur) das Schwere Arbeiten des Schiffes zum 
Ausfließen gebracht und die verficherte Ladung durd) jolhe Säuren 
und dur Seewaffer beichädigt ift, das durch den eingefreijenen 
Led eingedrungen tft. I, 303/95 vom 15. Jan. 96. 

479. Daß die Taxe von 30 Mark für die Kifte, welde 
einem Nachtrag zur Generalpolice entfprach, wefentlic) überjegt 
fei, wurde nicht angenommen. Nah H. ©. B. 803 fünnen Par- 
teien eine andere Grundlage als den Werth der Güter am Ort 
und zur Zeit der Abladung für deren Abjchätung vereinbaren. 
Ebenfo foll der Breis von 30 Mark ohne Rüdficht auf den Marft- 
preis in Yuenos-Ayres gelten. E8 liegt Taxe des DVerfiherungs- 
werths einschließlich imaginären Gewinns vor, ohne daß beftimmt 
ift, welcher Theil der Taxe fich auf den imaginären Gewinn 
bezieht. 9. ©. B. 805, Ab. 2 ift nicht anzumenden, da der 
imaginäre Gewinn 10 Proz. der Tare = 1200 Marf über- 
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fteigt, und der Verficherungewerth tarirt if. I, 303/95 vom 
15. Ian. 96. 

480. Im Fall 264 Hatte die Beklagte im Laufe der BVer- 
fiherung angeblidh die ihr ertheilte Police verloren. Sie Hatte 
fi) von dem Generalagenten eine Abfchrift erbeten, und in diefer 
waren verjehentlih die in Nr. 264 gejperrt gedrudten Worte 
nicht ausgefüllt. Die Beflagte behauptete deshalb, durd den 
Generalagenten in den Irrthum verjeßt zu fein, daß die Police 
überhaupt nicht auf eine beftimmte Dauer abgefchloffen fei. Nadh- 
dem fie dies dem Agenten und diefer es dem Generalagenten mit- 
getheilt, fei fie über ihren Irrthum nicht aufgeflärt und habe 
nun in dem Glauben fofortiger Xösbarkeit des Verhältniffes bet 
einer anderen Gejellichaft billigere Verficherung genommen und 
dies der Klägerin angezeigt. Sie macht deshalb gegen deren 
weitere Anfprücde ein exceptio doli geltend. Allein die Ab- 
Schließung eines WVerficherungsvertrags der vorliegenden Art auf 
ganz unbeftimmte Dauer ift, wie fi) Beklagte, wenn fie fich des 
Inhalts der Police nicht mehr erinnerte, jagen mußte, ganz un- 
gewöhnlich, und es ift ein eigenes grobes Verichulden der Be- 
Hagten, wenn fie die Vergleihung ihrer Abjchrift mit dem in 
den Händen des Generalagenten befindlichen Original unterlieh. 
Der Generalagent hat fich Feiner Verlekung der durd) das be- 
ftehende Vertragsverhältniß gebotenen Sorgfalt jchuldig gemadjt, 
wenn er annahm, daß die Beflagte die Mangelhaftigfeit der Ab- 
Ichrift felbft erfennen mußte. Unterftellt man aljo, daß die Original- 
police jo ertheilt ift, wie die Klägerin zu bejchwören hat, jo ift 
die Beflagte biß 8. Aug. 1893 gebunden. I, 210/96 vom 20. Mai. 

481. Kläger hatte feine Feldfrüdhte bei der verflagten Ver- 
fiherungsgefellfchaft audy für das 3. 1894 verfichert und war da- 
nad) verpflichtet, die Prämie zu zahlen. Am 19. Juni 1894 hat 
Kläger einen Hagelfchaden erlitten. Mit feinem Entjchädigungs- 
anjprud ift er abgewiefen. Denn nad einer der Police befonders 
aufgedrudten Verficherungsbedingung beginnt die Erfaßpflicht exit, 
nadhdem der Prämienbetrag gezahlt oder (wenn die Zahlung von 
dem Generalagenten mit Genehmigung der Direktion gegen Aus- 
händigung eines banfmäßigen Wechjels geftundet ift) Wechjel ge- 
geben ift. Am 19. Iuni hatte aber der Kläger weder einen Wechjel 
gegeben noch die Prämie baar gezahlt. Erit auf die Aufforderung 
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der Beklagten vom 11. Iuli hat Kläger am 12. Juli fein Accept 
eingefendet. Damit hatte Beklagte nicht auf die ftrenge Inne- 
haltung der Verficherungsbedingungen verzichtet, ebenfo wenig da- 
mit, daß fie die TZarirung des Schadens angeordnet hat, I, 338/95 
vom 6. Febr. 96. | 

482. Im Fall Bd. XIX, 596 ift nun die Klage auf Prämie 
und Konventionalftrafe abgewielen. Denn der Smfpeftor des 
Beklagten Hatte dem Agenten der Klägerin die Papiere über bie 
bisher von dem Beklagten bei einer anderen Gefellihaft ab- 
gefchloffene Hagelverficherung vorgelegt. Ob fich dabei die An- 
lage k befand, aus welcher zu erjehen war, daß dieje VBerficherung 
noch Tief, ift nicht feitgeftellt. Der Agent erfah aber, wenn die 
Anlage nicht vorlag, aus der Police, daß fie vorhanden fein mußte 
und einen wejentlichen Theil des VBerficherungsvertrags darjtellte. 
Er hätte deshalb auf Vorlegung bejtehen müffen, um jo mehr, 
als den Agenten der VBerficherungsgefellichaften auch die Bedingungen 
der Konfurrenzgejellfchaften befannt find; der Agent der Klägerin, 
für welchen dieje einzuftehen hat, mußte, wie das Berufungsgericht 
annimmt, wifjen, daß die ungefündigten Verficherungsperträge der 
Kölnifchen Gefellichaft auf drei weitere Jahre laufen. Derjenige 
aber, der weiß, daß je nach dem Beftehen oder Nichtbeftehen einer 
beftimmten Zhatjache ein von ihm beabfichtigtes Nechtsgejchäft 
wirfjam oder ungültig ift, und das Nechtögefchäft eingeht, ohne 
fi die ihm fofort zugängliche Auskunft zu verfchaffen, ift fo zu 
beurtheilen, wie wenn er in Kenntniß des Sachverhalts gehandelt 
hätte, I, 38/96 vom 13. Mat. 

483. Der in Folge eines Schuffes in den Kopf verftorbene 
R. war bei der Beklagten gegen Förperliche Beichädigungen, von 
welchen er durd) ein äufßeres, mit mechanischer Gewalt und un- 
abhängig von feinem Willen eintretendes Ereigniß betroffen wird, 
und deren Bolgen mit 50000 Mark verfihert. Der Naclaf- 
vermwalter hat auf Zahlung von 10000 Mark geflagt. Das Reiche- 
gericht Hat die Verurtheilung aufgehoben, zurüdverwiejfen. ‘Denn 
da8 Berufungsgeriht hat ausgeführt, daß die für Selbjtmord 
iprechenden Umftände denen, die ein Verbrechen vermuthen lafjen, 
völlig gleichftehen. Diefe Gründe würden angefichts der Beweis- 
pflicht des Klägers zur Abweifung führen müffen. Das Berufungs- 
gericht gründet aber feine Feftftellung, daß R. durch ein unabhängig 
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von feinem Willen mit mechanitcher Gewalt plöglich wirfendes 
üußeres Creigniß ums Leben gefommen fei, auf die der Lebens’ 
erfahrung entnommene Vermuthung, daß der Tod dur einen 
Unfall erfolgt ift. In civilifirten Ländern, namentlic in Deutfch- 
fand, wird bei den mit einer Kugel im Kopf Aufgefundenen die 
allgemeine Lebenserfahrung eher die entgegengefette fein. Weber- 
die8 waren die Gutachten des Gerichtsarztes und der Berliner 
Polizeibeamten, jowie befondere Umftände des Leichenfundes un- 
berücdfichtigt geblieben. III, 392/95 vom 7. Ian. 96. 

484. Kläger war als Steuerauffeher Beamter der Zoll- 
verwaltung und als folder gemäß $. 5 des Eifenbahnzollregula- 
ttvs in den auf dem Eifenbahnhofe zu Lüneburg eingerichteten 
3ollabfertigungsräumen, welche von denen des Eijenbahndienftes 
getrennt find, dienftlich beichäftig.. Er Hatte die zollpflichtigen 
Güter in diefen Räumen von der Eifenbahnverwaltung in Empfang 
zu nehmen und für deren fichere Aufbewahrung bis zur Zoll 
abfertigung Sorge zu tragen, insbefondere die Schiebethüren, 
durch welche die zolfpflichtigen Güter herein- und hinausbefördert 
werden, zu verjchließen. Eine diefer Thüren fiel auf den Kläger, 
al8 er mit dem Zufchieben befchäftigt war. Dabei hat er einen 
Unfall erlitten. Kläger ift danach in feinem reichsgefeglich der 
Unfallverfiherung unterliegenden Betriebe, namentlih nicht in 
dem der Eifenbahnverwaltung, bejchäftigt gewefen. Er tft aud) 
nicht aus Anlaß der ftaatlichen bezw. polizeilichen Beauffichtigung 
der reichögefeglich der Unfallverficherung unterliegenden Betriebe 
den Gefahren der letteren ausgejett gewejen. Deshalb findet 
aud) das Pr. Fürforgegefeß vom 18. Sunt 1887 auf ihn Feine 
Anwendung; und $. 8 diejes Gefees fteht feinem gegen den 
Preugifchen Eifenbahnfisfus erhobenen Schadenserfaganfpruch nicht 
entgegen. IIL, 304/95 vom 21. Ian. 96. 

485. Der in Folge einer Körperverlegung unter Hinzutritt 
einer Blutvergiftung Verftorbene war gegen Verfäumung der An- 
zeigefrift des $. 15 der DVerficherungsbedingungen der Nürnberger 
Lebensverficherungsbanf exfulpirt, weil er die fo geringfügige Körper- 
verleßung, daß fie ärztlich nicht behandelt zu werden brauchte, 
nicht als einen unter die DVerficherung fallenden Unfall erkannt 
hat und aud) nicht bei Beobachtung der erforderlichen Sorgfalt 
erkennen konnte. Nachdem er fie als folchen erkannt hat, ift er 
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Unfal- den VBerficherungsbedingungen nachgefommen. Er war aud) nicht 
verfigerung. pur fein Handwerk als Schlächter zu befonderen Maßregeln ver- 
anlaßt, da aud) hierbei eine YBlutvergiftung nur felten vorkommt 
und nur als unglüdliher Zufall zu betrachten ift. Die Wunde 
wäre ohne Zutritt von Blutvergiftung geheilt, wenn der Verficherte 
zeitig einen Arzt zugezogen hätte. Das wäre aber nur erheblich, 
wenn folche verjpätete Zuziehung auf einem DVerjchulden des Ver- 
ficherten beruhte, was nicht der Ball war. — Vgl. Bolze, Praris, 
Bd. II, 396. — Die Sejellichaft ift verurtheilt, Revifion zurüd- 
gewiefen. III, 316/95 vom 31. Ian. 96. Entjprechend II, 
240/95 vom 3. Dec. 

486. Die landwirthichaftliche Berufsgenoffenihaft fonnte auf 
Grund des $. 119 des Gejebes vom 5. Mai 1886 wider den Eifen- 
bahnfisfus auf Erfat deffen, was fie der Witwe des durch einen 
Eifenbahnzug verunglücten Arbeiters zahlen muß, aus $.1 des Haft- 
pflichtgefetes Klagen: wenn auc) der Wortlaut des $. 119 nur auf 
Ansprüche aus Verfchulden geht. III, 404/95 vom 24. März 96. 

487. Für den Fall einer zufünftigen Minderung oder Be- 
feitigung des durd einen Unfall hervorgerufenen Leidens hat das 
Statut Beitimmung getroffen. Deshalb durfte nicht die dem Kläger 
zugejprochene Rente auf die Zeit bis zur Urtheilsverfündigung 
beichränft werden, vielmehr war fie nıır mit dem jener Beftimmung 
entjprechenden Vorbehalt zuzufprechen; überdies ift der Ausfpruch 
zu beanjtanden, daß Kläger den Nachweis nicht erbracht habe, daß 
der Nachtheil ein bleibender fei. Nach) dem Gutachten des ver- 
nommenen Arztes ift der Kläger zufolge einer bei dem Unfall er- 
littenen Gehirnerfchütterung in bedeutendem Maße an feiner Ge- 
fundheit befchädigt; wenn aud nicht mit abjolnter Beitimmtheit 
gejagt werden fünne, daß die Beichädigung dauernder Natur jei, 
jo erjcheine do mit Rüdjicht auf das vorgerüdte Lebensalter 
des Beichädigten ald das Wahrfcheinlichere, daß fi) fein Leiden 
eher jteigern als allmählich verfchwinden werde. Auf Grund diejes 
Gutachtens fonnte dauernde Benacdhtheiligung angenommen werden, 
da abfolute Gewißheit über den Verlauf einer Gehirnerjchütterung 
nicht zu verlangen ift. III, 414/95 vom 27. März 96. 

488. III, 422/95 vom 28. April 96 wie Bd. XVIU, 501. 
Das Strafurtheil war aud) ‚fo weit bindend, al8 e8 die Boraus- 
fegung der Schuldfrage feftftellte, nämlich daß der Bellagte auf 
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dem Gute feines Vaters Wirthihaftsinfpeftor war, als er 
die Aufmerffamfeit außer Anwendung jeßte, zu welder er ver- 
möge feines Berufs ald Landwirth verpflichtet war. Der Wirth- 
ichaftsinspeftor ift aber unter allen Umftänden dem Berjonenkreije 
des 8. 117 des Gefekes vom 5. Mai 1886 zuzurechnen. 

489. Die Erwerbsunfähigfeit des flagenden Rejtaurateurs 
war nicht die direkte Folge eines Stoßes gegen fein Scien- 
bein, fondern der von ihm vorgenommenen Einpinfelung mit Jod. 
Deshalb ift die Klage gegen die Verficherungsgefellichaft den Police- 
bedingungen entiprechend abgewiefen. III, 27/96 vom 5. Mat. 

490. Hat der Berfiherungsnehmer dem Injpektor der VBer- 
fiherungsgefellfhaft, welcher den Berficherungsantrag ausfüllte, 
den vor 18 Jahren erlittenen Beinbrud mitgetheilt, diejer aber 
erklärt, e8 fei nicht nöthig, daß derjelbe in den Antrag auf- 
genommen werde, fo ift er gegen den Vorwurf wahrheitswidriger 
Berneinung der auf das Vorhandenfein früherer Fürperlicher Ver- 
feßungen gerichteten Srage entichuldigt und mit Recht feines An- 
Ipruchs nicht verluftig erachtet. III, 48/96 vom 22. Mai. 

491. Der Berufungsrichter hat die drei Aerzte, welche die 
KRommilfion ($. 13 der Verficherungsbedingungen) bilden, nod) 
einmal vernommen und legt ihre Ausfage als eine Erläuterung 
und Ergänzung des Ausipruchs der Kommiffion dahin zu Grunde, 
daß nicht bloß ein Erwerbsverluft für die Dauer von 200 Tagen, 
fondern eine dauernde Minderung der Arbeitsfraft vorliege, für 
welche im eriten Jahre eine Rente zu 50 Proz., in den folgenden 
Sahren zu 25 Proz. zu gewähren fe. Das ift eine nicht un- 
zuläffige Beweiswürdigung. III, 48/96 vom 22. Mat. 

492. Der Bellagte, welcher Mitglied der für die Arbeiter 
des Märkifc-Weitphälifchen Bergwerkvereins beftehenden Kranfen- 
und Invalidenfaffe war, meldete fi Franf und behauptete nad) 
einigen Wochen in Folge diefer Krankheit arbeitsunfähig geworden 
zu fein. Die Kaffe verweigerte die ftatutenmäßige Invaliden- 
penfion. Der vom Beklagten nad) S. 58 des Kranfenverficherungs- 
gejeßes in der Yaffung vom 10. April 1892 und nad) $. 37 der 
Statuten der Penfionstaffe als Auffichtsbehörde zuftändige Amt- 
mann entichied, daß die Penfionskaffe zur Zahlung der Penfion 
an den Beflagten nicht verpflichtet ei, weil diefer feine Erwerbs- 
unfähigfeit nicht nachgewiefen habe. Der Beklagte hat den Redhts- 
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weg erit nad) Ablauf der gejetlichen Präflufivfrift befchritten und 
deshalb die Klage zurüdgenommen. Damit ift die Entjcheidung 
unabänderlicd) geworden. Denn auch die von einer dazu berufenen 
Verwaltungsbehörde getroffenen Entjcheidungen über vermögens- 
rechtliche Ansprüche werden, jelbjt wenn die leßteren im vermögens- 
rechtlichen Intereffe wurzeln, unabänderlich, fofern nur nicht die 
Verfügung wejentlih aus Gründen der Zwedmäßigfeit im öffent- 
lichen Intereffe erfolge, und. nur daneben von Einfluß auf Privat- 
rechte find. (Pr.D.3.©. €, 35.23, ©.167 ff.) Die von dem 
Amtmann auf erneutes Anrufen des Beklagten fpäter getroffene ent- 
gegengefette Entfcheidung war ungültig und wurde, im Nechtswege 
angegriffen, aus jenem Grunde befeitigt. III, 330/95 vom 11. Yebr. 96. 

493. Die gejetliche Bräflufivfrift (492) läuft nur gegen 
Solche Enticheidungen der AuffichtSbehörden, welche den ganzen 
Streit erledigen, nicht gegen Vorbeicheide; hier gegen einen DBe- 
Scheid, welcher ausipradh, die Kaffe jet verpflichtet, die gefegliche 
Penfion zu zahlen, ohne die Höhe der Penfion und den Anfangs- 
termin fejtzuftellen. III, 330/95 vom 11. Tebr. 96. 

494. Hamburg. Der verftorbene Ehemann der Klägerin 
hatte bei dem „‚Ianus” fein Leben mit der Beftimmung verfichert, 
daß die DVerficherungsfumme bei feinem Zode an die Klägerin 
gezahlt werden follte. Die DBellagte hatte aber bereit gegen 
Aushändigung der Police dem Sohne des Verficherten gezahlt, 
der in Folge eines notariell‘ beglaubigten Antrags des Lebteren 
al® empfangsberechtigt vermerft war. Das Berufungsgericht hat 
die Klage abgemwiejen, indem es die Police der Beklagten als 
Legitimationspapier anfieht auf Grund der Beftimmung im $. 23. 
In der Regel wird die verficherte Summe in Hamburg an den 
Inhaber der Police, jonft an die in derfelben namhaft gemachte 
Perjon gezahlt. 8.25. „Die Auszahlung der Verficherungsjumme 
erfolgt ... gegen Aushändigung der Police.” Revifion zurücgewicien, 
weildie Beklagte aud) den Sohn des PVerfiherten ald den durch 
den Antrag legitimirten Inhaber anjehen und demnach die Volice 
umfchreiben durfte. Die Beklagte durfte auf Grund der notariellen 
Beurkundung aud) der Dispofitionsfähigfeit des Berficherten die 
vollfte Gutgläubigfeit Hinfichtli) der Empfangsberechtigung des 
Sohnes des Verficherten für fi in Anfprudh nehmen. I, 444/95 
vom 11. April 96. 
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495. Die Klägerin Hatte einen Theil ihres Bauerguts an den SInterceffion. 
Beklagten verkauft. Zur Bezahlung von 10000 Marf Kaufpreis 
hatte fpäter Beflagter von R. ein Darlehn aufgenommen; wegen der 
ichwebenden Separation hatte Klägerin für diejes Darlehn ihr Bauer- 
gut einschließlich einer andermeit abverfauften Parzelle verpfändet. s 
Nad) der Beendigung der Separation war die Auflaffung des dem 
Berklagten verkauften Grundftüds erfolgt, und die Hypothek aud) 
auf die abgefchriebene Parzelle übertragen. Das Berufungsurtheil 
verurtheilt den Beklagten, nad) feiner Wahl entweder die Grundftüce 
der Klägerin und die anderweit verfaufte Parzelle von der Hypothef 
der 10000 Mark zu befreien oder der Klägerin gegen Aushändigung 
einer löfchungsfähigen Quittung des Gläubiger und gegen die von 
diefer zu bewirfende Löfchung des PVoftens auf vorgenannte Grund- 
ftüde 10000 Mark zu zahlen. Das Urtheil beruht nicht auf ®e- 
jeßesverleßung. Die Verpfändung des ganzen Grundftüds follte 
nur eine einftweilige Maßnahme fein. V, 305/95 vom 25. März 96. 

496. Der Beklagte will bei der dem Kläger, einem Kauf Bürgicaft. 
mann, geleifteten Bürgichaft mit diefem ausdrüclich verabredet 
haben, daß er nur bis zum 15. Nov. 1893 als Bürge hafte. 
Das Oberlandesgericht hat den Bpklagten aus der Bürgfchaft 
verurtheilt, obwohl die Klage erjt nach dem 15. Nov. 1893 er- 
hoben ift; weil $. 320 Ü.L.R., 1,14 nicht anzumenden fei, wenn 
e8 wie bei der Handelsbürgichaft der Vorausflage des Haupt- 
ihuldners nicht'bedürfe. Das NReichögericht hat aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Denn der Gültigkeit und Zuläffigkeit einer Ver- 
abredung, wie fie vom Beklagten behauptet ift, fteht weder $. 320 
nod) fonft ein Gefeß entgegen. IV, 326/95 vom 19. März 96. 

497. Der Beklagte hatte fich für den eventuellen Ausfall 
verbürgt, welchen S., der Hhpothefgläubiger feines Schmwagers, 
etwa erleiden würde. Jedoch jollte der Gläubiger feinen Sub- 
haftationsantrag zurüdziehen. Das hat auch der Gläubiger ge- 
than, jedody ohne Erfolg, weil ein anderer Gläubiger fid) dem 
Antrage angeichloffen hatte. Demnächjt hat der erfte Hhypothef- 
gläubiger den Subhaftationsantrag gejtellt, und diejem hat fid 
©. wegen einer anderen Hhpothet angeichloffen. Nadvdem ©. 
nun einen Ausfall erlitt, Elagte er gegen den Bürgen. Diefer 
wurde zur Zahlung verurtheilt Denn der Beitritt des ©. zu 
der vom erjten Hhpothefgläubiger betriebenen Subhaftation war 
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ohne jeden Einfluß auf den Fortgang des Subhaftationsverfahrens. 
VI, 401/95 vom 7. Mai 96. 

498. Klägerin hatte mit &. eine Gelegenheitsgejellichaft: ge- 
Ichloffen, um ein dem Bellagten ertheiltes Patent zu verwerthen. 
Beklagter hat der Klägerin einen Nevers audgeftellt, in welchem 
er diefer eine Provifion von 10 Proz. zu zahlen veriprad, falls 
durch deren direkte oder imdirefte Vermittelung ein DVBerfauf zu 
Stande geflommen. Ein Kauf ift zu Stande gefommen, wie ans- 
genommen, in Yolge der Bemühungen der Klägerin und des ©. 
Beklagte ift zur Zahlung des geforderten Theilbetrags der Pro- 
vifton verurtheilt. Nevifion zurückgewiefen. Die Zahlung, welde 
Deflagte an E. geleiftet hat, konnte er gegen die Klägerin nicht 
geltend machen, auch wenn er die Vermittelung an Klägerin und 
&. aufgetragen hat und wußte, daß dieje eine Gelegenheitögejell- 
Tchaft gebildet Hatten. Denn nad) dem Neverfe follte die Zahlung 
der Provifion an die Klägerin allein erfolgen. 9. ©. 3. 269, 
Abf. 2 ift alfo nicht verlegt. I, 455/95 vom 18. April 96. 

499. Parteien, Inhaber von VBerfandgeichäften, haben fid) 
gegenfeitig verpflichtet, ihren Bedarf an gewiffen Artikeln weder 
jeldjt zu fabriziven, nod ganz oder theilmeife von Anderen ale 
den Mitkontrahenten zu entnehmen. Ieder Kontrahent verpflichtet 
fi, die im Vertrage bezeichneten Waaren zu denfelben Verkaufs- 
preifen im Detail zum Kaufe auszubieten und zu verfaufen, wie 
fie die Tiefernde Partei in ihren Preisliften und auf ihren Muftern 
vermerft habe, Iede Zuwiderhandlung war unter Konventional- 
itrafe gejtellt. Kläger fordert die Strafe, weil Bellagte in den 
von ihnen, für die Saijon 1893/94 verfandten Katalogen die (von 
dem Kläger zu beziehenden) Handarbeiten weggelaffen und nur einem 
Theil der Kataloge ein Cirfular beigefügt habe, in welchem fie 
um Beitellung des Bedarfs nad) dem Kataloge von 1893 erfucht 
habe. Die Klage ift abgewiejen; denn eine Verpflichtung zum 
Ausbieten in Preisliften ift im Vertrage nicht ausgeiprocden. 
L, 322/95 vom 25. Ian. 96. 

500. „St. und R. werden unter der Firma F. St. gemein- 
Ihaftlih ein Biehfommiffionsgefhäft mit Schweinen auf dem 
hiefigen Viehhof vom 1. Dec. 1891 ab derart beginnen, daß nad) 
außenhin St. alleiniger Inhaber der Firma fein wird, und R. 
verabredungsgemäß als ftiller Gejellfehafter deffelben thätig tft.‘ 
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Nach diefem Vertrag wurde zwilchen St. und 8. eine 0. 9. ©. 
unter der Firma St. & FR. gegründet und in das Handelsregifter 
eingetragen. Diefe hat wider R. als angeblichen ftillen Gefell- 
fchafter der 0.9. ©. Klage auf 4133 Mark 62 Pf. erhoben, weil 
die Gefellichaft Verlufte erlitten habe, in Folge deren die Schuld 
des Beklagten fi) auf jene Summe belaufe. Die Klage ift ab- 
gewiefen. Denn von einem ftillen Gejellichafter im Sinne des 
Art. 250 ff. 9H.©.3. Fan Schon um deswillen feine Rede fein, 
weil Feine Einlage de8 Beklagten feitgeftellt ift; wenn die Einlage 
in Dienften bejtehen Fönnte, jo müßten dieje wenigitens jo weit 
bezeichnet fein, daß eine Schäßung des DBermögenswerthes der- 
felben möglicd) wäre. — Art. 252; 255, Ab. 2; 258, Abi. 1,2. — 
Nad) dem Bertrage follte Gewinn und Verluft zu gleichen Theilen 
getragen werden; die Weberihrift am Marktitande, in welchem 
Bellagter die Waaren feil hielt, lautete „St. & Eo,, Inhaber 
St., 8. und R.”. Demnah war R. Mitglied der 0.9. ©., nur 
war dem St. die alleinige Vertretung der Firma im Vertrage 
zugewiejen. E8 mußte alfo nach Auflöjung der 0.9. ©. liquidirt 
werden. I, 294/95 vom 8. Ian. 96. 

501. Die Kommanditgejellihaft war in Konfurs gefallen. 
Der Kommanditiit wurde für verpflichtet erachtet, ATOO Mark 
zur Konfursmaffe einzuzahlen, weil er in Höhe von 1700 Mark 
feine Einlage nicht bezahlt, in Höhe von 3000 Mark fich hat 
Gewinn auszahlen und anrechnen laffen, der nicht gemadjt war. 
Dagegen rvechnete der Kommanditift höhere Wechjelbeträge auf, 
welche die Kommanditgefellichaft fchuldig geworden war und die 
der Kommanbditift nad) Eröffnung des Konkurjes an den Gläubiger 
hatte zahlen müffen, weil er fi) dafür verbürgt hatte. Denn 
bezüglich vüdjtändiger Auslagen u. |. w. ift der Kommanbitift 
Schuldner der Kommanditgejellichaft, weil er fich im Intereffe 
der Gläubiger der Gejellfchaft auf gewilje Befreiungsgründe, um 
erlaffene Einlage, Rüdzahlung der Einlage u. . w. nicht berufen 
fann, aber unter gewilfen Vorausfegungen wie ein zur Einlage- 
zahlung Verpflichteter behandelt wird, wenn jchon er an fich dafür 
der Gejellichaft nicht oder nicht mehr verpflichtet war. Der 
Kommanbitift muß aljo auch feinen Gläubigern gegenüber jo weit 
zur Kompenjation mit einer Gegenforberung berechtigt fein, als 
die Konkursordnung die Aufrechnung gejtattet. Das ift aber Hier 
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für zuläffig zu erachten, weil der Kommanbitift in Folge einer 
Bürgihaft gezahlt hat, die er vor der Konkurseröffnung über- 
nommen hatte. I, 58/96 vom 30. Mai. 

502. Die Klage war erhoben von der Firma R.& M. wider 
die amerikanische Ofenfabrit 3. H. Handelsgefellichaft, deren Ge- 
jellfichafter die Firma 8. H. und die Firma R.&EM. dafelbft find. 
Sie wurde abgewiefen. Denn eine 0.9.©. kann als folche nicht 
Mitglied einer anderen 0.9. ©. fein, die 0.9. ©. ift Feine Perjon. 
— 9.6.3. 85. — Bgl. Zeitfchrift f. H.R., Bd. 40, ©. 457; 
Staub, Commentar zu Art. 85, 8.5; Wenglerv’s Archiv f. civilr. E., 
1883, ©. 621. — Daß die Mitglieder einer 0. 9. ©. zugleid) 
Mitglieder einer anderen 0.9. ©. werden und daß die Gläubiger 
der letteren Gejellfchaft auch in Bezug auf das Vermögen der 
beitretenden Gefellichaft als Gejellfchaftsgläubiger gelten follen — 
Behremd, H.R., ©. 463, Ann. 8 —, fanın gültig vereinbart wer- 
den, weil fi) die Theilhaber einer 0. 9. ©. als Einzelne bei 
einer anderen 0. 9. ©. betheiligen fünnen. Das ift aber nicht 
gleichbedeutend mit dem Beitritt der 0. 9. ©. als folcher, und 
präfumtiv Fann diefer Beitritt nicht als Betheiligung der einzel- 
nen Gejellfchaftsmitglieder gelten. Hat die 0.9.G.R&M. 
zum Zwede der Fabrikation von Defen eine neue Gefellichaft mit 
der Firma %. H. unter obiger Firma gebildet, fo ift diefe Gefell- 
Ihaft nit 9. ©. im Sinne 9.®.8. 85, fondern eine gewöhn- 
liche, dem bürgerlichen Rechte unterworfene Sozietät. In einem 
derartigen Sozietätöverhältnig Tann zwar der einzelne Sozius 
ebenjo wie der ZTheilhaber einer 0.9. ©. gemäß 9.6.8. 9 
Erjag der Aufwendungen fordern, die er für die Gefellfchaft ge- 
macht Hat, aber folchen Anfprud hätte R.&M. nur mit einer 
Klage wider ihre Mitgejellichafterin, die Firma 3. H., verfolgen 
fönnen. III, 328/95 vom 11. Tebr. 96. 

503. 8. R., einer der Gefellfchafter, war rechtsfräftig ver- 
urtheilt, dem F.R. den Eintritt in die unter der Firma Gebrüder 
R. beftehende 0. H. ©. als gefchäftsführender Theilhaber mit einem 
Geichäftsantheile von einem Zwölftel zu gejtatten, ohne daß F. R. 
beit feinem Eintritt in die Gefellfehaft Kapital einzubringen hat. 
Dem FR. fei der Eintritt in die Gefellichaft auf Grund der Ge- 
jellfchaftsverträge vom 29. Suni 1885 und 18. April 1890 mit 
Wirfung vom 1. Yuli 1893 ab zu verfchaffen. ER. ift jo in 
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die Gefellichaft aufgenommen und im Handelsregijter eingetragen. 
Da die Gültigkeit und Rechtsverbindlichfeit der SS. 14 und 17 
des Gejellihaftsvertrags zwilchen $. NR. und den Übrigen Sozien 
jtreitig geworden, durften diefe, um eine Unficherheit in der Ge- 
Tchäftsführung zu befeitigen, Beftitelungsflage erheben, daß der 
beklagte $. R. (als gefchäftsführender Gefellichafter) verpflichtet ei, 
das von den Theilhabern in das Gefchäft eingelegte Kapital, joweit 
das DBedürfniß der Gefellichaft folches erfordern follte, aud) feiner- 
jeit8 aus feinem Privatvermögen zu erhöhen — 8. 14 —, und daf 
$. 17 de8 Gefellihaftsvertrags (welcher VBerfügungsbeichränfungen 
des einzelnen Gejellfchafters über feinen Gefellichaftsantheil enthält) 
vechtsverbindlich jei. Der Klage ift ftattgegeben, Revifton zurüd- 
gewiefen. ‘Denn der Kläger ift mit feinem Eintritt in die 0.9. ©. 
den fümmtlichen Beitimmungen des Gefellichaftsvertrags unter- 
worfen; $.14, welcher der erforderlichen Beitimmtheit nicht entbehrt, 
jtatuirt die Verpflichtung für den geichäftsführenden Gefellichafter, 
nicht für die übrigen. Das ift zuläffig. Dafür, daß bei Errichtung 
des Gefellichaftsvertrags oder beim Eintritt des Beklagten ein arg- 
Tiftiges Verhalten der Kläger ihm gegenüber ftattgefunden Habe, 
hat er nichts beigebradt. Haben die Kläger nad) dem Eintritt 
des DBellagten vereinbart, daß fie ihm nun feinen Gejellichafts- 
antheil abfaufen wollen, fo gibt ihm das Fein Recht, die Gültig- 
feit des $. 17 anzufechten. II, 326/95 vom 11. Febr. 96. 

504. In dem vom deutjchen Konfulat in Alerandrien ge- 
führten Handelsregifter war der deutfche Neichsangehörige M. in 
Alerandrien mit der Firma G.M.& Co. und einer Zweignieder- 
lafjung in Kairo eingetragen. Das Handelsgefchäft und die Firma 
ift übergegangen auf eine 0.9. ©., gebildet von M., einem eng- 
Iifchen Staatsangehörigen B. und zwei italienifchen Staats- 
angehörigen Ma. und Pa. Die Gefellfehaft hat die Eintragung 
im Handelsregijter des deutfchen Konfulats beantragt. Das ift 
von diejem verweigert. Das Reichsgericht hat feinen Beichluß 
aufgehoben, weil die Gründe der Ablehnung nicht für zutreffend 
erachtet wurden. Die BVorfchriften des Gefees vom 10. Juli 
1879, 88.1 bi8 3, 8.12, Abi. 2, 88.13 und 43, ftehen der Ein- 
tragung einer aus NReichsangehörigen und Nichtdentichen gebildeten 
2.9.6. in das Handelsregifter des deutfchen Konfulats nicht ent- 
gegen. Im Hinblid auf die den Reichsfonfuln geftellte Aufgabe, 
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das deutiche Intereffe in Bezug auf Handel und Verkehr thun- 
fichft zu fördern und den Angehörigen der Bundesitanten fowie 
befreundeter Staaten in ihren Angelegenheiten Necht und Bei- 
ftand zu gewähren — Gefeß vom 8. Nov. 1867, 8.1 —, muß 
die Befugniß einzutragen auch ohne pofitive gejetliche Betätigung 
für begründet erachtet werden. Durd) die mit Aegypten ge= 
Ichloffenen Konventionen und die auf Grund derjelben ergangene 
Spezialgefeßgebung wird die Konjulargerichtsbarkeit in gemischten 
Angelegenheiten nur in Bezug auf ftreitige Eivilfachen und Straf- 
lachen eingejchränft. Auch befteht in Aeghypten ein Herfommen, 
nad) welhem eine 0.9. ©., die aus Angehörigen verjchiedener 
Nationalität gebildet ift, die Nationalität eines der Gejellichafter 
annehmen und fi) dem Schuße des betreffenden Konjuls unter- 
jtellen fann, wie das bier von den nichtdeutichen Sozien erklärt 
war. Da die 0.9. ©. unter ihrer Firma Rechte erwerben und 
Berpflichtungen eingehen, Flagen und verklagt werden Tann, fo 
fann ihr als folder privatrechtlic) wie im ihren jtaats- und 
völferechtlichen Beziehungen eine beftimmte Nationaliät beigelegt 
werden, au wenn die einzelnen Gejellfchafter zum Theil einer 
anderen Nationalität angehören. Freilich folgt aus der Zuläffig- 
feit noch nicht die Verpflichtung des Konfuls zum Eintrag. Wenn 
es fie) bei dem gejellfchaftlichen Unternehnten nicht um ein über- 
wiegend deutjches Intereffe handelt, Tann die Cintragung aud) 
beanjtandet werden, fofern zu bejorgen ift, daß die Eintragung 
zu internationalen VBerwidelungen führen fann. Die Eintragung 
ift aber nicht davon abhängig zu machen, daß die fremden Gefell- 
ichafter fih für ihre Berjonen in Bezug auf alle die Gefellichaft 
betreffenden Rechtsjtreitigfeiten der Gerichtsbarkeit des deutichen 
Konfulargerichts unterwerfen. Sole Erklärung ift unmwirkfam, 
da die Konfulargerichtsbarfeit für ftreitige Nechtsfachen durch) 
Staatsverträge und die Gefeßgebung in abfoluter, der Partei- 
willfür entzogener Weije beftimmt wird, und wird auch nicht da- 
dur wirffam, daß fie hier von dem englifchen Konsulat geneh- 
migt wird. Andererjeits gibt die Ablehnung der italienifchen 
Regierung, die Unterwerfung der italienischen Sozien unter bie 
deutiche Konjulargerichtsbarfeit zu genehmigen, zu der Beforgniß, 
daß die Eintragung zu Konflikten mit der italienischen Regierung 
führen Fünnte, feine Veranlaffung. B. I, 4/96 vom 19. Febr. 
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505. Im Fall 287 hat da8 Berufungsgericht die Klage 
wider die 0.9. ©. in der Erwägung abgewiefen, daß in %olge 
der Unverbindlichfeit des Gefellfchaftsvertrags für den einen Theil- 
haber die rechtliche Eriftenz der Gefellichaft fortfalle. Das ijt 
durhaus verfehlt. Der vom Kläger gegen A. verübte Betrug 
hat feine andere Folge, al8 daß der auf die Haftung des A. für 
die angebliche Gefellfhaftsfchuld gegründete Aniprucd) Hinfällig 
wird. Die obligatorischen Beziehungen zwifchen den beiden Zheil- 
habern der 0.9. ©., ©. und A., der Gejellichaftsvertrag, werden 
von jener Einrede des Betrugs nicht berührt, die 0.9.6. in 
Liquidation bejteht heute no. Da ein gegen die Gejellichaft 
verübter Betrug nicht in Frage jteht, fo Fonnte der vom Kläger 
gegen die Gejellfchaft erhobene Anfpruch nicht abgewiejen werden, 
ohne daß die Frage geprüft und verneinend entjchieden wurde, 
ob das durch den Gefellichaftsvertrag zwilhen ©. und A. auf bie 
0.9. ©. übergegangene S.’jche Geihäft mit einer Schuld an den 


Kläger in dem eingeflagten Betrage behaftet war. II, 344/95” 


vom 25. Tebr./3. März 96. 

506. Der Firma R. & Co. ift der Alleinverfauf der Gas- 
glühlichtapparate übertragen, die fie im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung von ihrer Gegenfontrahentin bezogen, jodaß ein 
Agenturvertrag nicht vorlag. Aus der Natur des vorliegenden 
Vertrags folgt nicht, daß das PVerhältniß bei einem Wechjel in 
den Mitgliedern der 0. 9. ©. zu beftehen aufhörte. I, 429/95 
vom 28. März 96. 

507. Nah dem Tode des einen Gefellichafters waren 
Liquidatoren ernannt. Diefelben haben nad) mehreren Jahren 
einen Yiquidationsbericht eritattet, nach welchem der überlebende 
GSefellichafter nah Auflöfung der Gefellichaft die fümmtlichen 
Aktiven übernommen habe; auch hätten fich Gläubiger der Gefell- 
ihaft, welche zu befriedigen wären, nicht gemeldet. Danach hätten 
die Kiquidatoren ihr Amt niederlegen und die Löfchung ihrer Voll- 
macht im Handelsregifter herbeiführen follen. — Vgl. Bolze, Praris, 
Bd. V, 748. — Wenn fie ftatt deifen auf Grund der Bücher und 
Stripturen zu ermitteln gejucht haben, ob dem Erben des einen 
Gefellfchafters nicht Anfprüche gegen den anderen, jest beifen 
Erben, aus der Zeit der Gejchäftsführung von deren Erblaffer 
zuftehen, fo haben fie damit ihre Befugniffe überjchritten. Denn 
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das war den Betheiligten zu überlaffen. — R.D.9. ©. €., Bd.5, 
©. 39, 391; Bolze, Prarts, Bd. XIV, 486. — Aus Art. 142 
9. ©. 3., wonad) die Liquidatoren die jchliegliche Auseinander- 
feßung unter den Gefellichaftern herbeizuführen haben, Fonnten fie 
eine Legitimation zu diefer Arbeit nicht ableiten. Wielmehr ver- 
iteht fi) jene Vorfchrift von der im Zufammenhang mit den 
übrigen Funktionen der Liquidatoren geftellten Aufgabe, über bie 
Refultate der Liquidation bie Iette Bilanz aufzuftellen und da- 
nad) zu berechnen, was dem einzelnen Gefellfchafter aus ber liqui- 
dirten Mafjfe zufommt oder was von ihm zu leiften ijt. — Bol. 
von Hahn, Kommentar zu Art. 142. — I, 445/95 vom 11. April 96. 

508. Wird der Antrag ber Erben des einen Gefellichafters 
wider den Erben bes anderen Gejellichafters und die bisherigen 
Piquidatoren auf Vorlegung der Bücher der aufgelöften Gefell- 
Ihaft aufrechterhalten, jo find, nachdem die Liquidation felbft nach 
den Erflärungen der Beflagten fchon bei Beginn bes Prozelfes 


"beendet war, die bisherigen Liquidatoren nicht legitimirt, einen 


lolhen Prozeß zu führen. Sie hatten die Bücher herauszugeben 
und deren Aufbewahrung nah Maßgabe des Art. 145 9.6.2. 
zu veranlaffen. Dem Erben des verjtorbenen Handelsgejellichafters 
gegenüber wäre auszufprechen gewefen, daß die mehreren Kläger, 
welche an verfchiedenen Orten und an anderen Orten als der 
Mitbeflagte und dejfen Erblaffer wohnen, berechtigt feien, Vor- 
fegung an einen Vertreter zur Einficht zu fordern. Allerdings ift 
e8 Regel, daß das Nedht ber Büchereinfiht von früheren Gefell- 
Ihaftern oder deren Erben in Perfon auszuüben ift, da leicht 
durh Einmifchung dritter Perjonen für die übrigen früheren 
GSefellichafter Nachtheile erwachfen fünnen. Das fchließt aber nicht 
aus, daß, wo die Beichränfung auf die perjünliche Einficht, wenn 
auch unter Zuziehung von Sacverftändigen, zu unbilligen Härten 
führen würde, die Vertretung durd) einen ober mehrere von dem 
anderen Interefjenten benannte, im Falle des Widerfprudie vom 
Richter gebilligte Vertreter zuzulaffen ift. — Vgl. Bolze, Praris, 
Bb. V, 278. — I, 445/95 vom 11. April 96. 

509. Parteien waren die beiden Theilhaber einer 0. 9. ©. 
Sie hatten fich folidarifch verpflichtet, einem Gläubiger der 0.9. ©. 
außer dem vorgejchlagenen Afford von 25 Proz. no 50 Proz. 
nachzuzahlen. Kläger ift fpäter aus der Firma ausgetreten, DBe- 
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flagter hat das Gejchäft mit Aktiven und Pajfiven übernommen. Offene 
ft nichts anderes ausgemacht, fo hat Beklagter dem Kläger dafür seele. 
aufzufommen, daß er allein jene 50 Proz. zahlt. Denn da die 
50 Proz. eine Gefellfchaftsichuld waren und blieben, fo find fie 
auch beim Mangel abweichender Abrede als vom Bellagten mit 
übernommen anzufehen. I, 18/96 vom 2. Mai. 
510. Aus den Handelsbüchern der 0. 9. ©. ergibt fich, daß 
der Bater I. das Grundftüd nicht als fein Privateigenthum, 
fondern al8 zur 0. H. ©. gehörig behandelt oder doch den Ge- 
braud) und die Nutung der 0. 9. ©. abgetreten hat; in den Büchern 
ift ein bejonderes Grundftücdsfonto geführt, die Koften für Er- 
richtung des Haufes find auf jenem Konto, nicht dem perjönlichen 
des Vaters geführt, der Vater ift mit einer jährlichen Entjhädigung 
für die von ihm innegehabte Wohnung belaftet u. |. w. Wenn 
nun auch der Sohn, welcher Theilhaber der 0.9. ©. war, ge 
jtorben ift, fo ift doch die Liquidation der 0. 9. ©. noch nicht 
beendigt. Die Witwe und Erbin des Sohnes wurde deshalb für 
befugt erachtet, im Befit der ihrem Ehemann als Mitgefellfchafter 
eingeräumten Wohnung zu bleiben. Die NRäumungsflage der 
Erben des DBaters ift abgewiefen, Revifion surüdgewicfen. V, 
361/95 vom 9. Mai 96. 
5lil. „vw. 8.23. & Co. Gefellihaft mit bejchränkter Haftung” Gefellichaft 
wurde am 14. Iuni 1893 in das Handelsregifter eingetragen. a ah 
Nah dem notariellen Gejellichaftsvertrage vom 3. Juni 1893 be- 
trägt da8 Stammkapital 45000 Mark, die Kapitalantheile der 
fünf Sozien find angegeben. Damals! und zur Zeit der An- 
meldung und Kintragung der Gejellichaft waren aber nur etiwa 
22%00 Mark baar vorhanden. Was vor der Gründung der Ge- 
jellichaft darüber hinaus zufammengefchoffen war, war zum An- 
fauf eines Geihäfts und zur Zahlung einer Provifion von 5000 
Mark an einen der Gefellichafter verwendet. Dem 8. 5, Abi. 4 
des Gefetes vom 20. April 1892 war nicht genügt. Die beiden 
beklagten Gejellichafter, deren einer 15000 Mark, der andere 
11250 Marf baar einzulegen hatte, Eonnten fid) aljo nad) $. 19 
zur Befreiung ihrer Verpflichtung nicht darauf berufen, daß das 
von ihnen und den Anderen vor Gründung der Gejellichaft an- 
gekaufte Gefchäft in die Gefellfchaft eingebracht fe. Der Kläger 
hat gegen „v. 8.3. & Co. Gejellichaft mit bejchräntkter Haftung“ 
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drei Forderungen in Höhe von zufammen 7512 Mark 5 Pf. 
jammt Zinjen erftritten. Ihm ift die Forderung der Gefellichaft 
an die beiden Beklagten auf rücjtändige Baareinzahlung in Höhe 
von 6000 Marf und 2189 Mark 50 Pf. zur Einziehung über- 
wiejen. Auf feine Klage ift der Eine zur Zahlung von 2189 Marf 
50 Pf. fammt Zinjen, der Andere zur Zahlung von 1871 Mark 
25 Pf. jammt Zinfen verurtheilt. Nevifion zurücdgewiefen. 1, 
330/95 vom 1. Febr. 96. 

512. Der Bellagte hat den Kläger gegen Einlage an dem 
Erlöje feines Patents fo betheiligt, daß diefer im Balle eines: 
Berfaufs 4, Antheil erhalten jol. Beflagter hat das Patent 
an eine Gejellfchaft mit bejchränfter Haftung abgetreten, von 
welcher er außer einem Baarbetrag die Betheiligung mit 120000 
Mark als Gegenleiftung erhalten hat. Das Berufungsgericht hat 
ben Beflagten verurtheilt, den 1/,, Antheil feines Gejchäftsantheils 
abzutreten. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. 
Denn wenn e8 richtig tjt, was der Beklagte behauptet, daß feine 
Mitgejellichafter ihm erklärt haben, daß fie die Abtretung des 
Antheils an den Kläger unter feinen Umftänden bewilligen, jo ift 
nach $. 17, Abf. 1 des Gefeßes über die Gejelljchaften mit be- 
Ichräntter Haftpflicht, womit dev Gefellfchaftsvertrag übereinitimmt, 
diefe Leiftung dem Beklagten unmöglih. Und auf unmöglide 
Leiftungen ift nicht zu erfennen. I, 10/96 vom 18. April. 

513. Unter den Vorausfegungen des Art. 248 9. ©. DB. 
fanıı die Aftiengefellichaft die Herabjegung des Grundfapitals 
dur) Zufammenlegung von Aktien - beihhießen; die Aftionäre, 
welche nicht die erforderliche Zahl von Aktien befigen, müfjen es 
fi) eventuell gefallen Laffen, daß ihre Aktien bezw. an deren 
Stelle neue zufammengelegte Aktien von der Gejellfchaft meijt- 
bietend oder zum Börfenfurs verfauft werden. Das ergibt fich 
aus der Begründung der Aftiennovelle, aus dem Bericht der 
Reihstagsfommilfion und ift in dem Art. 248 deutlich zum Aus- 
druck gebradt. Art. 219 fteht nicht entgegen; denn ber bei der 
Durdführung der Zufammenlegung geübte Zwang befteht nicht 
darin, daß die Aktionäre zu einer Leiftung für den Gefellichafts- 
zwed genöthigt werden. Weberdies hat eine derartige Enteignung 
der Altienrechte eine pofitive Grundlage in Art. 2154, nach welder 
die Amortifation von Aktien unter Beobachtung der für die Herab- 
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legung des Grundfapitals gegebenen Vorjchriften zuläffig tft. Die 
Generalverfammlung der beflagten Aftiengejellichaft hatte be- 
ihloffen, neue VBorzugsaktien über je 1200 Mark auszugeben, die 
alten Stammaftien über je 600 Marf im Berhältniß von 4:1 
zufammenzulegen, fjodaß adt alte Aftien in eine Vorzugsaftie 
umgewandelt wurden. Diejer Beichluß ift öffentlich befannt ge- 
madt, und die Aktionäre find aufgefordert, ihre Aktien zum Be- 
zuge von Vorzugsaktien einzureichen, widrigenfalls diejelben durch 
einen vereideten Makler verkauft und der Erlös hinterlegt werden 
würde. Diefer Androhung entiprechend find ftatt nicht eingereichter 
1600 Stammaftien 200 Borzugsaftien verkauft, der Erlös tft 
hinterlegt. Die Klage eines Aktionärs, daß feine Aktienrechte für 
35 alte Stammaftien, weldje er nicht eingereicht hatte, fortbejtehen, 


für welche Klage die Frift des Art. 222 nicht lief, ift abgewiejen. 


I, 340/95 vom 8. Febr. 96. 

514. Dresden. Die Öläubiger eines in Konkurs verfallenen 
Pianofortefabrifanten übernahmen das Gefchäft unter Gründung 
einer Aftiengejellichaft mit einem Grundkapital von 300000 Marf. 
Das Unternehmen prosperirte nit, und man fam im S. 1888 
überein, das alte Grundkapital auf die Hälfte Herabzufegen und 
neue Altien mit einer Vorzugsdividende von 6 Proz. auszugeben. 
Die Klägerin erklärte fi) bereit, 7000 Marf Prioritätsaktien zu 
zeichnen „unter der felbitverjtändlichen Vorausjegung, daß die 
Gefellichaft die Stücke fofort nach erfolgtem Eintrag des Bejchluffes 
in das Handelsregifter zur Verfügung der Klägerin habe”. Sie 
hat aud) 7000 Marf bei einer an dem Unternehmen betheiligten 
Bank eingezahlt. In Folge eines Generalverfammlungsbejchluffes 
vom Februar 1889 wurde zwar die Herabjeßung des Aftienfapitals 
auf die Hälfte zum Handelsregifter verlautbart, ein Antrag, das 
Kapital durch Ausgabe von Prioritätsaftien zu erhöhen, aber nicht 
gejtellt. Die Klägerin hat ohne Erfolg ihr Kapital, auf welches 
ihr 5 Proz. Zinfen gezahlt find, in 1891 zurücdyefordert. Einem 
im März 1894 gefaßten Generalverfammlungsbeichluß, das Kapital 
durch Ausgabe von Prioritätsaftien zu erhöhen, widerjprach die 
Klägerin. Auf ihre Klage ift die Aktiengefellichaft in Liquidation 
berurtheilt, die 7000 Mark nebft Zinfen zu 5 Proz. feit 1. Ian. 
1894 zurüdzuzahlen; Revifion der Beklagten zurücdgewiejfen. Denn 
die Klägerin hatte fic dur, den Vorvertrag vom April 1888 nur 
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verpflichtet, Aktien eines Unternehmens zu zeichnen, bezüglich deifen 
die Möglichkeit und bie Hoffnung beftehe, daß e8 erhalten werden 
und in Zukunft gewinnbringend fich geitalten Fönne; fie hat fich 
aber nicht zur Zeichnung von Aftien auch dann verbindlich machen 
wollen, wenn zur Zeit von deren Ausgabe bereits feitjtehe, daß 
das Unternehmen nicht fortgejegt werden fünne, fondern mit der 
Sewißheit, daß dabei das Aktienkapital faft ganz verloren fei, als- 
bafd Liquidirt werden müffe. So lag aber die Sadje im März 
1894. 8 hätte lediglich von der Beklagten abgehangen, wenn 
fie die der Klägerin gegenüber durch den Vorvertrag erlangten 
Rechte ausüben wollte, ihrerjeits die dazu erforderlichen Schritte 
rechtzeitig zu thun. VI, 376/95 vom 17. Febr. 96. 

515. Nah Ausbrud) des Konkurfes über die Aftiengefell- 
ihaft wurden einige der Aktionäre von dem Konfursverwalter auf 
Einzahlung noch nicht gezahlter 60 Proz. Einlagen ihrer Aktien 
und Konventionaljtrafe verklagt und verurtheilt; Nevifion zurüd- 
gewiefen. Die Nichtigkeit der Interimsfcheine war nicht darauf 
zu gründen, daß folche ausgegeben waren, ohne daß 25 Proz. des 
Aktienkapital® baar eingezahlt waren — 9. ©. B. 215° —, 
vielmehr fei der Regilterrichter durch faljche Angaben getäufcht. 
Soweit die Bellagten zu den Gründern der Aftiengefellichaft ge- 
hörten, waren fie jchon durch die Uebernahme der von ihnen ge- 
zeichneten Aktien haftbar; den übrigen gegenüber ift der Mangel 
durd) die beiderjeitige Genehmigung geheilt. Nachdem der Ein- 
trag der Gejellihaft erfolgt war, find die Interimsfcheine aus- 
gegeben und von der Gejellichaft jtets als gültig anerfannt. Die- 
jelben wurden in das Afktienbuch der Gefelljchaft eingetragen, die 
Beliter der auf Namen lautenden und durd) Giro übertragbaren 
Interimsfcheine wurden zur Ausübung ihrer Rechte als Aktionäre 
zugelaffen, und nad) ihrer Einlagepflicht in Anjprud genommen. 
Die Beklagten haben fih auch als Aktionäre gerirt. LI, 350/95 
vom 18. Febr. 96. 

516. Die Beklagten fünnen aud) daraus feinen Einwand ab- 
leiten, daß der KRonfursverwalter mit anderen Aktionären einen 
befonderen Vergleich gefchloffen hat, nad dem fie weniger als 
60 Proz. zahlen. Denn die Aftiengefellihaft hat eine jo große 
Unterbilanz, daß fie, auc wenn die 60 Proz. von allen Aktionären 
eingezogen werden, nicht gedeckt wird. Sonft aber haben die Be- 
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Hagten fein Intereffe daran, daß die übrigen Aktionäre gleid) 
behandelt werden. II, 350/95 vom 18. Febr. 96. 

517. Durch den Beihluß der Generalverfammlung wurde 
die aus dem Neingewinn des Gefchäftsjahres 1892/93 zu zahlende 
Dividende auf 5 Proz. feftgeftelt. Damit erlangte jeder Aktionär 
ein nicht wieder entziehbares Gläubigerrecht auf Auszahlung der 
auf feine Aktien entfallenden 5 Proz. Dividende, das ihm nicht 
wieder durch einen fpäteren entgegengefetten Generalverfammlungs- 
beichluß entzogen werden Fonnte; auch brauchte er zur Wahrung 
feines Rechts diejen Späteren Beichluß nicht anzufechten. Unerheb- 
lich, daß ein anderer Aktionär den erften Beichluß angefochten Hat, 
weil er eine höhere Dividende beanjprucdhte. Sedenfallis durfte 
die Auszahlung der 5 Proz. nicht filtirt werden, nachdem dieje An- 
fechtungsflage abgewiejen war. I, 13/96 vom 13. April. 

518. Die beflagte Aftiengefellfhaft hatte einen General- 
verfammlungsbejchluß unter anderm dahin gefaßt, daß das Grund- 
fapital durch Zufammenlegung von Aktien verringert werden 
jolite.e Die Aktionäre jollten durch Bekanntmachung des Auf- 
jichtsrath8 aufgefordert werden, ihre Aktien innerhalb einer von 
demfelben zu bejtimmenden Frift bei einer zu bezeichnenden Stelle 
einzureichen. Die nicht eingelicferten Aftien follten jedes Antheils- 
reht am Crträgniß wie am Kapital der Gefellfchaft verlieren. 
Mit Solhem Beichluß, welcher dem fäumigen Aktionär jede Ent- 
Ihädigung verfagt, hat die Generalverfammlung ihre Befugniffe 
überjchritten, wenn fie auch zu einem Beichluffe wie unter 513 
befugt war. Weberdics find die Aftien des einen Klägers am lebten 
Tage der Frift, aber nad) der ausgeschriebenen Stunde, die des 
anderen Klägers drei Tage |päter behufs Umwandlung eingereicht. 
Damit haben fie ihre Rechte gewahrt, wennichon ihr Vertreter in 
der Generalverfammlung dem Beichluffe der Präflufion zugejtimmt 
hatte. I, 56/96 vom 30. Mai. 

519. Im Fall 238 bedurfte der Prolongationsvertrag einer 
Beitätigung der Regierung auf Grund des $. 52 des Pr. Gejeges 
vom 23. Juli 1847 nit, nachdem der DBertrag über die erfte 
Anstellung des Beklagten ihr vorgelegt und nicht monirt war. 
Der Grund, daß fih inzwilchen Bedenken gegen die Unbeicholten- 
heit des Kultusbeamten ergeben haben Fünnten, erjcheint nicht 
durchgreifend, da der Auffichtsbehörde auch während des noch be- 


Altien- 
gefellichaft. 


Korporationt, 


250 Bermögensredtliche Verbindungen 


Korporation. ftehenden VBertragsverhältniffes die Befugniß zufteht, im Intereffe 
der öffentlichen Ordnung einzufchreiten und nöthigenfalls die Ent- 
fernung des Betreffenden aus dem Amte herbeizuführen. &8 be- 
jteht fein Unterjchted zwifchen der im erjten Anftellungsvertrage 
vorbehaltenen ftillfchweigenden und einer ausdrüdlichen DBerlänge- 
rung des Vertrags. Auch Hat der Regierungspräfident jelbft er- 
Härt, daß die Beltätigung eines Verlängerungsvertrags durd) die 
gefegliche Beitimmung nicht vorgefchrieben jei. IV, 348/95 vom 
6. Gebr. 96. 

520. Die Beftimmungen des Knappichaftsitatuts, wodurd) 
die Rechte der Mitglieder auf Fünftige Nentenbezüge geregelt werden, 
find nicht unabänderlid. Das nene Statut hat die Rente auf 
20 Proz. herabgefeßt. Das ift für die Mitglieder, welche ji) 
noch nicht im Befige der Rente befinden, maßgebend; A. R. U, 
6, 8. 68 wird dadurd) nicht verlegt, da der Beichluß für alle Mit- 
glieder maßgebend ift. Anders ftehen die Mitglieder, welche fid) 
bereit8 im Befit der Nente befinden. Das Urtheil R.G. €, 
3b. 11, ©. 269 (Bolze, Praxis, Bd. 1, 1207) fteht nicht entgegen, 
weil damals dem Verein das Recht zuftand, jchon bewilligte Renten 
herabzujegen. V, 76/96 vom 31. März. 

521. Im Fall 228 und 665 ift die Gemeinde St. Sohann= 
Saarbrüden fpäter in zwei Gemeinden getrennt. Von der Ge- 
meinde St. Yohann ift die Hälfte des zu zahlenden Betrags ge- 
fordert. Dagegen war in den Borinjtanzen feine Einwendung 
erhoben. XThatfählih hat auch feit Trennung der Gejammt- 
gemeinde in den 1850er Jahren jede der beiden Gemeinden bis 
zum %. 1881 gerade die Hälfte bezahlt. Das Urtheil hat die 
Gemeinde St. Johann als zur Hälfte verpflichtet erachtet. II, 
20/96 vom 31. März/14. April. 

Genoffen- - 522. ÜLER Weil die nicht eingetragene Genoffenichaft 

Haft pie Mechte einer juriftifchen Perfon nicht erlangt hatte, Tieß ber 
Geichäftsführer derjelben das aus den Mitteln der Genoffenichaft 
und für dieje erworbene Gefchäftshaus auf feinen Namen ein- 
tragen. Die Kläger waren Mitglieder des Konfumvereins; ihre 
Mitgliedichaft endigte fi mit dem Ablauf des dritten Quartals 
des Jahres 1893. Wegen ihres Guthaben wurden gegen den 
Konfumverein Zahlungsbefehle erlaffen, die am 29. und 30. Aug. 
für vorläufig volljtredbar erklärt find. Der Gejchäftsführer tft 
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verurtheilt zu dulden, daß Kläger aus jenem Grundftüc wegen Genoffen- 
ihrer Forderungen an die Genofjenichaft ihre Befriedigung fuchen. 1aIE 
Wegen feines und feiner Ehefrau Guthaben gn den Verein hatte 

der Gefchäftsführer für fi) im Januar 1893, am 17. Juli 1893 

für den Kaffirer wegen deffen Guthaben Grundfhulden eintragen 

laffen. Nach den BVBereinsjtatuten unterliegt die Belaftung von 
Grundeigentum der Genehmigung der Generalverfammlung. Daf 

eine Generalverfammlung die Eintragung jener Grundfchulden im 

Sult 1893 genehmigt hatte, war unerheblich, weil dieje General- 
verjammlung wegen Nichtbeachtung der für die Einberufung maf- 
gebenden Vorfchriften des Statuts nicht beichlußfähig war. Da- 

nad) wurde gegen Gefchäftsführer und Kaflirer, die noch im Befiß 

der Grundfchulbbriefe waren, ausgefprocdhen, daß die Eintragung 

der Grundfchulden den Klägern gegenüber unwirkfam fei. V, 
267/95 vom 19. Febr. 96. 

523. Der aus 8. 71 des Genoffenfchaftsgefeges vom 1. Mai Eingetragene 

1889 auf Einzahlung feines negativen Gefchäftsantheils beflagte a 
ausgejchiedene Genofje Hat fih mit Erfolg darauf berufen, daf 
fein Beitritt zur Genoffenfhaft und der Eintrag in die LKifte 
(8. 15) eine Folge des ihm gegenüber begangenen Betrugs fei. 
Die Genoffenfchaft hatte, um den Beitritt neuer Mitglieder zu 
veranlafien, ihre Unterbilanzen verjchwiegen und Dividenden 
vertheilt. Dadurch war aud) der Beklagte zum Beitritt beftimmt. 
II, 291/95 vom 14. San. 96. 

524. Die Feftitellung der an die Genoffen zu vertheilenden 
Duote des fich nach der feftgejtellten Bilanz ergebenden Gewinns 
jteht der Generalverfammlung nad freier Entichließung zu, fo- 
weit fich nicht aus dem Statut und aus dem Gefellichaftszwed 
etwas Anderes ergibt. — $. 46 des Gefeßes vom 1. Mai 1889. — 

Der Kläger war aus der Konfervenfabrif G. mit unbejchränfter 
Haftpflicht am 1. April 1894 ausgefchieden. Am 8. April Hat 
die Generalverfammlung die Bilanz genehmigt und feftgeftellt, daß 
von dem Gewinn von 70260 Mark zu Abjchreibung auf Grund- 
jtüdlg- und Gebäudefonto 44367 Mark abgejchrieben, 3633 Mark zum 
Bortrag verwendet werden jollen. Seine Antheile von 4500 Marf 
und den darauf vertheilten Gewinn von 1125 Marf hat Kläger er- 
halten. Mit der Klage auf Vertheilung des ganzen Gewinns ift er ab- 
gemwiejen, Revifion zurücgewiefen. IIL, 384/95 vom 10./17. März 96. 


Eingetragene 


Genoffen- 


Ichaft. 


252 Bermögensrechtliche Verbindungen 


525. Der Termin zur Erklärung über die vom Konfurs- 
verwalter nad) Gefet vom 1. Mai 1889, 8. 99, aufgeftellte Be- 
rechnung ift dazu beftimmt, abgejehen von unverfchuldeter Be- 
hinderung, endgültig feftzuftellen, ob und welche Einwendungen 
gegen die Berechnung erhoben werden. Wird die Anfechtung nicht 
gemäß $. 104 geltend gemacht, jo wird die für vollftredfbar er- 
Härte Berechnung gegenüber allen Perfonen wirkffam, die darin 
al8 Beitragspflichtige herangezogen und ordnungsmäßig geladen 
find, ohne daß fie fi) noch darauf berufen fünnen, daß fie Ge- 
noffen nicht geworden find (vgl. S. 100, Abi. 1, Sat 2). I, 21/96 
vom 6. Mai. Entipredjend I, 367/95 vom 19. Febr. 96. 

526. In der öffentlichen Belanntmahung de8 QTermins 
„zur Srflärung über die Berechnung‘ erblidt da8 Gefeß eine 
allgemeine Ladung. Die befondere Ladung des einzelnen Genoffen 
braucht nicht die Aufforderung zu enthalten, in dem Zermine zu 
ericheinen. I, 21/96 von 6. Mai. | 

527. Die Mittheilung der öffentlichen Ladung ift auch als 
befondere Ladung ausreichend. Daß Klägerin in derfelben nicht 
als Genoffin bezeichnet ift, macht die Ladung als folche nicht un- 
gültig, fondern kommt höchftens in Betracht, wenn e8 fi) darum 
handelte, eine entjchuldbare Unfenntnif der Klägerin vom Zwede 
der Yadung darzuthun; folche Unfenntniß lag hier nicht vor. 1, 
367/95 vom 19. Febr. 96. 

528. Bei vorftehender, fpäter in Konkurs verfallener Ge- 
jellichaft hatte das Verfahren nad) SS. 164 ff. des Genoffenfchafts- 
gejeges vom 1. Mai 1889 ftattgefunden. Der Berufungsrichter 
hat mit Recht angenommen, daß wenn die Klägerin nicht jchon 
früher davon unterrichtet war, daß fie al8 Mitglied in die Lifte 
eingetragen war, ihr dies durch den Empfang der Ladung (527) 
zu dem Termin ($. 100) befannt geworden if. Da fie jeit der 
Zeit mehr ald einen Monat hat verftreichen laffen, ohne Wider- 
Ipruch zu erheben, jo fteht ihr auch der $. 168 des Genoffen- 
Ichaftsgefees entgegen. Unzutreffend ift der Angriff, daß die Ge- 
noffenjchaft nad) eröffnetem Konfurje feine neuen Mitglieder er- 
werben fünne.e Denn die Ausfchlußfrift begründet nicht die 
Mitgliedfchaft, fondern madt die Mitgliederlifte unanfechtbar. 
I, 367/95 vom 19. Febr. 96. 
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529. Der Polizeipräfident von Berlin verlangte 1870 im Verfierungs- 
Auffichtswege die Auflöfung und LKiquidation der mit landes- ee 
polizeilicher Genehmigung im 3. 1868 begründeten Viehverfiche- feit. 
rungsgejellichaft auf Gegenfeitigfeit Ban. In der Generalverfamm- 
fung vom 27. Febr. 1871 ift ein dementfprechender Beichlußg mit 
der Maßgabe gefaßt, daß die bejtehenden Verficherungen zu Ende 
geführt, die erforderlichen Zufhußprämien jtatutenmäßig erhoben 
und bas gänzliche Erlöfchen der Gefellichaft erft dann eintreten 
fol, wenn jämmtlie Mitglieder ihren Berbindlichkeiten nadj- 
gekommen feien. In einer Generalverfammlung vom 27. Sept. 

1894 ift ein Verwaltungsrath gewählt, und diefer hat den 9. 
als Direktor und Liquidator beitellt. Er ijt mit Recht in einem 
auf Zahlung einer Zufchußprämtie angeftrengten Prozefje al® ge- 
jeglicher Bertreter der Gellfchaft angejehen. Sie ift als erlaubte 
Privatgejellichaft anzufehen; allein aus SS. 14, 26, 40, 41 
AR. II, 6 ergibt fi), daß S. 53 nur jubfidiär gilt. Nad 
dem Statut genügte aber zur Einberufung der Generalverjamm- 
fung dburd den Staatsfommilfar die Einladung burd) die im 
Statut genannten Zeitungen. 8 war alfo unerheblich, ob die 
befonderen fchriftlihen Einladungen der Gefellichaftsmitglieder 
von einer bazu berufenen Berfon unterzeichnet waren. Zu der 
al8 Gegenftand der Zagesordnung angekündigten Beichlußfaffung 
über die zur Bejchleunigung des Liquidationsverfahrens erforber- 
fihen Maßnahmen gehörte aucd) die Wahl eines Verwaltungsraths. 
Mit jener Bezeihnung war aljo dem 8.HA.L.R. II, 6 genügt. 
Daraus, daß der Staatsfommifjfar den Vorfig in der General- 
verfammlung geführt hat, ift die Ungültigfeit der Beichlüffe nicht ab- 
zuleiten. Daß nur 3. al Mitglied der Gejellichaft erfchienen war, 
der fich auch nicht durch eine VBerficherungspolice Iegitimirte, macht 
die Beichlüffe nicht ungültig, da 3. zur Zeit der Auflöjung der Gefell- 
Ichaft noch bei derfelben verfichert war. I, 12/96 vom 18. März. 

530. Die Ehe ift gefchieden, weil der Ehemann feiner Frau Ehefcheidung. 
abfichtlic) einen heftigen jchweren Schlag in das Geficht verfekt, 
ein andermal fie nachhaltig am Halfe gewürgt hat. Das Be- 
rufungsgericht erachtet mit Necht diefe Thätlichkeiten al8 gejund- 
heitögefährdend, weil fie geeignet waren, gejundheitsjchädliche 
Volgen hervorzurufen, wenn aud jolche nicht eingetreten find. 

Ein Bewußtfein des Mißhandelnden von den Folgen feiner Thätlic)- 
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feit war nicht erforderlich; vielmehr genügte die objektive Gejund- 
heitsgefährlichfeit in Verbindung mit der Vorfätlichfeit der Mip- 
handlung, um den ZThatbeitand des 8.69 A.U.R. IL 1 zu er- 
füffen. IV, 231/95 vom 16. Ian. 96. 

531. Unerhebli), daß die Ehefrau auf die Vermittelung 
eines Dritten — vgl. Bolze, Praris, Bd. XIX, Nr. 641 — fid) 
bereit erflärt hat, unter ausgefprochenen Bedingungen mit dem 
Ehemann wieder zufammen leben zu wollen, daß fich der Ehe- 
mann mit diefen Bedingungen einverftanden erflärt hat, und daß 
die Eheleute dann mehrere Monate zufammen gelebt haben. Denn 
e8 Fam dem Ehemann darauf an, äußerlich die Ehegemeinichaft 
aufrecht zu Halten, weil er der Unterftüßung der Verwandten der 
Ehefrau bedurfte. Aber es beftand auf feiner Seite eine tiefe 
Erbitterung fort, wie fi aus feinen Aeußerungen bei abermaligen 
Ausfühnungsverfuchen zeigte. Auch fordert 8 72OAU.LU.R. IL1 
einen Verzicht auf den an fich gegebenen Chefcheidungsgrund. — 
Bolze, Praxis, Bd. XI, 517; Bd. XVII, 547. — Ein folder 
lag hier nicht vor. Die Ehe ift auf die Klage der Ehefrau ge- 
Ichieden. IV, 237/95 vom 16. San. 96. 

532. Der Ehemann war, weil ihm der Hausjichlüffel fehle, 
mit feiner 16jährigen Schwägerin Abends in einen Gajthof ge- 
gangen, hatte dort Zimmer genommen und foll in der Nadıt ent- 
Eleidet in deren Zimmer gedrungen und den Beilchlaf in deren 
Dett zu erzwingen verfucht Haben, was ihm in Tolge deren 
Widerjtandes nicht gelungen jei. Das Berufungsgericht hat die 
Eheicheidungstlage abgemwiejen, weil diefer Vorgang an fich eine 
grobe Beleidigung der Ehefrau nicht bilde, und der Deffentlichkeit 
entnommene Umjftände, jei e8 zur Zeit des Vorgangs felbit, bei 
deffen Verlauf oder nach demjelben, bei deren Vorhandenjein etwa 
dem Vorgang der Charakter einer groben Beleidigung zukommen 
fönne, nicht behauptet jeien. Die Schwägerin hat den Vorfall 
jelbjt ihrem fpäteren Ehemann erzählt, der Klägerin erft, als die 
aus anderen Gründen erhobene Klage eritinftanzlich abgewiejen 
war. Daß der Ehemann eine Zuchthausftrafe erlitten habe, war 
aud) fein Ehejcheidungsgrund, weil Zuchthausftrafe nicht als eine 
entehrende Strafe im Sinne Code 232 anzufehen fei. ARevifion 
zurüdgewiejen. II, 302/95 vom 24. Ian. 96. 

533. Die Ehe der beiden jüdifchen Eheleute war auf die 
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Klage der Ehefrau und die Widerflage des Chemannes dem Eheiheidung. 
Bande nad) zu trennen. Denn die fortgefegte gefchlechtliche Aus- 
ichweifung des Mannes gibt der Frau das Recht auf Ehefcheidung. 
Andererjeits Tonnte der Ehemann die Ehejcheidung wegen Che- 
bruch8 der Ehefrau fordern. Die auf cap.6,7,X de adulteriis 
5, 16 beruhende Kompenfation fennt das jüdische Recht nid. 
(Fränfel, Das jüdiihe Ehefcheidungsreht, ©. 114.) Auch ift Ehe: 
bruch der Frau ein im öffentlichen Interefje begründeter Schei- 
dungsgrund, jo daß ferneres Zufammenleben und Verzeihung dem 
Ehemann verboten ift. — Hirih DB. Fafjel, Mojaijch-rabbinifches 
Givilrecht, SS. 84, 86; Fränkel, 8$. 22, 24 u.U. — Der Antrag 
jeder Partei, den Gegner für den fchuldigen Theil zu erklären, 
wurde abgewiefen. III, 307/95 vom 24. Ian./7. Yebr. 96. 

534. Die Ehe ift gefchieden auf Grund 8.702 ÜUEUNR. 
II, 1; Revifion zurüdgewiejen. Ein Uhrmacher ift jchon in An- 
betracht des bei ihm vorauszufegenden Maßes von allgemeiner 
Bildung, Fadfenntniffen und Gejchäftserfahrungen, zumal wenn 
er, wie der Bellagte, 20000 Marf Vermögen hat, zu den Per- 
onen mittleren Standes zu zählen. IV, 249/95 vom 28. Ian. 96. 

535. Die Ehe ift gejchieden wegen gefundheitsgefährlicher 
Mifhandlungen; Revifion zurücdgewiefen. Als die Ehefrau im 
fünften Monat fchwanger war, hat fie der Ehemann, ein Arzt, 
während fie im Bette lag, gepadt, herumgeworfen, entblößt, und 
mehrmals auf den entblößten Körper gefchlagen. Da die Mif- 
handlung eine ftarfe feelifche Erregung hervorgerufen hat, Tonnte 
fie bei dem Zuftande der Klägerin nachtheilige Folgen für deren 
Gejundheit haben. Deshalb mit Recht $. 699 AU.XU.R. IL, 1 an- 
gewendet. Sodann Hat der Beflagte die Klägerin zwei Monate 
jpäter in das Schlafzimmer gezerrt, bei den Armen gepadt und 
mit voller Wucht auf das Bett geworfen. Gleichfalls $. 699 
mit Recht angewendet. IV, 260/95 vom 30. San. 96. 

536. Die Ehefrau hat von dem Ehemann gejagt, daß er 
ein gemeiner Lump und Betrüger fei, nachdem ihr duch eine 
anonyme BPoftfarte mitgetheilt war, derjelbde unterhalte ein 
Srauenzimmer. ALS fie im folgenden Monat den Bellagten ver- 
lafjen hat, hat fie deflen Diener gejagt, er folle bei einem fo ge- 
meinen Menjchen nicht bleiben; und fie joll die erftigedacdhte DBe- 
zeihnung aud, in Gegenwart des Vaters des Beklagten gebraucht 
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haben. Als dann der Kläger an ihr vorübergefahren: Sieh’ 
mal, da führt ja der gemeine Zump. Daraus ergibt fic) nicht 
die Abficht, die Achtung vor dem Beklagten zu untergraben und 
die Ehre deffelben in den Augen dritter Perfonen zu jchädigen. 
— 8.700 AÜ.UR. II, 1. — €8 liegen aber muthwillige und 
wiederholte Ehrenfränfungen vor, deren fid) Klägerin nad) 8. 702 
Ihuldig gemacht hat. Diefelben bilden zwar einen Ehejcheidungs- 
grund, fchließen aber nicht aus, daß der Ehemann für den allein 
Ihuldigen Theil erklärt wurde. — 8.748 U.UR. II,1. — Die 
Klage wegen böslicher Verlaffung ift abgewiejen, wenn Klägerin 
beihwört, daß der Beklagte fie in der Nacht, bevor fie ihn ver- 
ließ, mit der Fauft auf den Arm gefchlagen hat. IV, 260/95 
bom 30. San. 96. 

537. Der Bellagte hat in Gegenwart feines Sohnes erfter 
Ehe über feine Ehefrau Urin und Menfchenkoth aus einem Nadht- 
gefhirr ausgegofien und einen damit befchmukten Lappen ihr 
vor den Mund gehalten. Die Che ift wegen grober und wieder- 
holter Rränfung der Ehre — 8. 700 WU.L.R. II, 1 — geichieden. 
IV, 346/95 vom 20. Febr. 96. 

538. Beide Ehegatten hatten die Ehe gebrochen, und bie 
Chefcheidung war deshalb abgewiefen. Nun hat der Ehemann 
mit derfelben Perfon die Ehe wieder gebroden. Sekt ift die Ehe 
gefhieden und der Ehemann für den allein fchuldigen Theil er- 
achtet. ‘Denn auf den früheren, zur Kompenjation verwendeten 
Ehebrud) der Ehefrau fan fi) der Ehemann nicht wieder be= 
rufen, um die Chetrennung oder aud nur feine DVerurtheilung 
als den allein fchuldigen heil abzuwenden. IV, 339/95 vom 
16. März 96. 

539. Der Beweis, daß ein gefchlechtlicher Verkehr nicht jtatt- 
gefunden habe, Schließt die Anwendung des 8.673 WUR. IL1 
aus. Hier war die Frau, mit welcher der auf Chefcheidung ver- 
flagte Ehemann gereift war und in Hotels logirt und fi) als 
Mann und Frau in das Fremdenbuch eingetragen Hatte, al® 
Zeugin vernommen; das Gericht hatte ihre Ausfage, jie habe mit 
dem Beklagten die Ehe nicht gebrochen, aber nicht geglaubt. Che 
gefchieden. Nevifion zurüctgewiejen. IV, 321/95 vom 16. März 96. 

540. Die Anfiht, daß eine Verichuldung eines Ehegatten 
aud) ohne Vorliegen einer im Gejege vorgefehenen Eheverfehlung 
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angenommen werden fünne, hat die Vorjchriften der SS. 669 ff., Eheicheidung. 
746 FUN. U, 1 wider fi. Das Berufungsgeriht Hatte 

den Ehemann für den allein fchuldigen Theil erklärt, ohne auf 

die Behauptungen des Beklagten einzugehen, die Klägerin habe 

in dem häuslichen Leben den Wünfchen des Bellagten einen ftarr- 

finnigen Widerfpruch entgegengefett. Revifion zurücdgewiefen. IV, 

362/95 vom 30. März 96. 

541. Das Reichsgericht hat die Ehe gefchieden, weil die 
Ehefrau den Ehemann bösfich verlaffen hat. Daß nad) den amt- 
lic) angeftellten Ermittelungen der Ehemann im DVerdachte ftehe, 
mit der ©., bei der er Koft und Logis hat, in gejchlechtlichem 
BVerfehr zu ftehen, würde fein Grund für die in diefem Prozeß 
nicht vertretene Ehefrau fein, die Rüdkehr zu verweigern, da der 
Ehemann nicht in der ehelichen Wohnung eine Konfubine hält. 
Die Ehefrau würde nur wegen Ehebruchs, wenn foldjer vorläge, 
ihrerjeit8 Scheidung beantragen fünnen. Daß, wenn die Ehefrau 
bereit gewejen wäre, zurüdzufehren, und Kläger fi dann eine 
Tamilienwohnung gemiethet habe, er die ©. in diefe Wohnung 
mitgenommen hätte, dafür fehlt jeder Anhalt. III, 419/95 vom 
31. März 96. 

542. Das Amtsgericht hat dem Ehemann auf Antrag der 
Ehefrau den Umgang mit der Schaufpielerin B. unterfagt. Weil 
er troßdem den Verkehr fortgejett Hat, ift die Ehe gefchieden. — 
AL.R. II,1, SS. 675, 676. Keine Gefeßesverlegung. Der amt- 
fihe Befehl ift nad) 8.575 U.LR. U, 1, 8.16%; &®.©. zur 
E.P.D.; 8.6 de8 Pr. Ausführungsgefees vom 24. März 1879 
als Befferungsbefehl zuläffig. Die Anficht der Revifion, daß die 
Anwendung der 8$. 675, 676 für den Wall befeitigt wäre, daR 
Kläger den Eid wegen des aud) behaupteten Chebruds leifte, ift 
nicht zutreffeud. IV, 430/95 vom 1. April 95. 

543. Ein Ehegatte kann die Ehejcheidung verlangen, wenn 
der andere durch fortgejettte unerlaubte Handlungen ihn in Ge- 
fahr bringt, da8 Gewerbe zu verlieren. — U.LU.R. II, 1, 8.706. — 
Darunter ift nicht bloß BVerluft des Rechts des Gewerbebetriebes, 
jondern aud) der Ausübung des Gewerbes zu verftehen, jo daß 
die Mittel, den Unterhalt ich zu erwerben, gefährdet werden. 
E83 muß aber die Ausübung des Gewerbes allgemein und dauernd 
gefährdet werden. Das fann auch) unter Umftänden dadurch ge- 
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ichehen, daß die Ausübung des Gewerbes in einem einzelnen Falle 
gefährdet wird. Hier lagen folche Umftände nicht vor. Beklagte 
foll da8 Gewerbe ihres Ehemannes al8 Maurermeifter in zwei 
Fällen gefährdet haben. Der Bauherr ©. hat dem Kläger troß 
der Beläftigungen der Ehefrau nichts entzogen; und H. hat nicht 
wegen der Aeußerungen der Beklagten allein, fondern zugleich 
aus geichäftlichen NRüdfichten den Kläger nicht mehr bejchäftigt. 
E38 ift aber auch anzunehmen, daß die Beflagte nicht vorjätzlich 
unerlaubt ihre Aeußerungen zu ©. und bdefjen Leuten und zu D. 
und bdeffen Leuten gemacht hat, jondern in Leidenjchaft und Er- 
regung, weil Kläger einen unerlaubten Umgang mit einer Kell- 
nerin unterhielt. Das NReichsgericht hat deshalb die Ehefcheidungs- 
lage des Ehemanns abgewiejen. IV, 14/96 vom 9. April. 

544. Auf die wegen grober Beleidigungen erhobene Klage 
— Code 231 — wurde die Chefcheidung ausgeiprocdhen. Das 
Reichsgericht hat aufgehoben, zurüdverwiefen. E8 genügte nicht, 
daß das Oberlandesgericht angenommen hat, Bellagter habe ein 
ehebrecherifches Verhältniß feiner Ehefrau nicht nachgewiefen. Denn 
es ift außer Acht gelaffen, ob nicht fubjeftiv Beflagter der Mei- 
nung fein fonnte, das unfittliche Verhäftniß, welches er der Klä- 
gerin vorgeworfen hat, bejtehe; und ob er nicht folchen Falles in 
Berücdjichtigung der Perfünlichfeiten, gegenüber welchen er feinen 
Verdadht Fund gab, und feiner Leidenjchaftlichen Aufregung un- 
geachtet der objektiven Schwere feiner Vorwürfe als enticyuldigt 
gelten fünnte. IL, 23/96 vom 10. April. 

545. Zum Qhatbeftande des Scheidungsgrundes $. 694 
AL.R. II, 1 gehört eine grundlojfe und längere Zeit Hindurd) 
fortgejeßte Verweigerung des Beilchlafs. Die Beklagte hat dem 
Kläger halsftarrig die eheliche Pflicht verweigert; das DBerufungs- 
gericht vermißt aber den Nachweis, daß ihre Weigerung eine fort- 
dauernde gewejen ift. Die Hochzeit war am 13. uni, fie ift mit 
Zuftimmung des Beklagten am 15. Iunt in das Haus gefommen, 
am 22. Juni erkrankt fortgezogen, am 26. Sunt al8 genefen zurüd- 
gekehrt. Der Beklagte hat fie nicht wieder aufgenommen. Im 
Sühnetermin am 9. Juli hat fie fi) zur Nüdfehr und zum ehe- 
lichen Umgang bereit erklärt; der Kläger Hat ihr aber die Auf- 
nahme verweigert. Die Chejcheidungsflage des Chemanns ift 
mit Recht abgewiefen. IV, 384/95 vom 24. April 96. 
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546. Gem. R. Der Bellagte hat feiner Ehefrau in einem 
Briefe den Verjuch der Abtreibung der Leibesfrucht vorgeworfen. 
Deshalb hat das Neichsgericht auf zwei Jahre von Tiich und 
Bett gefchieden. III, 410/95 vom 24./31. Mai 96. 

547. Da die Trennung der Ehe mit der Rechtskraft des 
Sceidungsurtheils eintritt ($. 731 WLU.R. IL 1), fo ift für die 
Abfindung des unjchuldigen Ehegatten in der Regel der Ber- 
mögensftand des jchuldigen Theil8 am Tage der Rechtskraft des 
Scheidungsurtheild® maßgebend. Aber der fchuldige Theil fol, 
wenn er die Nechtsfraft des Urtheils durch ungegründete Rechts- 
mittel aufgehalten Hat, daraus feinen Vortheil ziehen, und des- 
halb kann der Zeitpunft der Scheidung auf den Tag des in den 
folgenden Inftanzen bejtätigten Scheidungsurtheils zurüdgerechnet 
werden. — SS. 784 und die dort angezogenen $$. 769, 770, 771. — 
Ansnahmsweife Fann alfo der unjchuldige Ehegatte anftatt des 
Tages der Rechtskraft den Teßtgedacdhten Tag wählen. Bei einem 
durch Eid bedingten Scheidungsurtheil ift deshalb der Negel nad) 
der Zag der Rechtskraft des Käuterungsurtheils maßgebend; aufVer- 
langen des unfchuldigen Theil8 muß aber ausnahmsweife der Tag 
der Verfündigung des bedingten (demnächft in der Revifionsinftanz 
bejtätigten, nachher geläuterten) Schlußurtheils als entjcheidend 
angejehen werden. Aber die Wahl muß einheitlich für das ganze 
DBermögen ausgeübt werden; die Chefrau fann nicht für das 
Grundvermögen einen anderen Tag wählen als für das übrige 
Bermögen. Nechteirrthümlic) hat das Berufungsgericht den Werth 
der Grundftüde des Chemanns ohne Berüdlichtigung des die- 
jelben berührenden durd) Kabinetsordre vom 26. Juni 1888 ge- 
nehmigten neuen Straßenprojefts ermittelt. Nicht bloß wenn die 
Ehefrau als maßgebend fich den 14. Mai 1889 (Bublifation des 
Tänterungsurtheils), fondern auch wenn fie den 22. Juni 1888 
(Publikation des bedingten Berufungsurtheils) wählt, muß auf 
daffelbe al& möglich oder wahrfcheinlich bevorftehend Niücdficht ge- 
nommen werden. IV, 245/95 vom 23. Yan./6. Febr. 96. 

548. Iena. Der Ehemann der Pächterin T. Hielt fi feit 
längerer Zeit in unbefannter Abwefenheit auf. Die T. hatte in 
Solge defjen die jelbjtändige Verwaltung ihres Vermögens und 
ihrer Wirthichaft übernommen und ausgeübt. Sie war deshalb 
aud) befugt, allein mit ihrem PVerpächter und einem Dritten 
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ChHelihes einen Vertrag abzufchließen, nach welchem diefer an ihrer Stelle 
Süterreht. 4 den PBachtvertrag eintrat. III, 272/95 vom 3. Ian. 96. 
549. Kiel. Es ift vechtsirrthümlich, wenn die Vorinftanzen 
der Zuficherung des ganzen oder vollen Verlehnt, welche der Erb- 
lafjer bei Bewerbung um die Klägerin und zweds Beftimmung 
der Klägerin zur Chejchließung ihr ertheilt hat, den vechtsverbind- 
lihen Charakter abjpredhen. Schon der Wortlaut legt die An- 
nahme nahe, daß mehr als das für die Witwe Herfömmliche hat 
zugefichert werden follen. Es ift nicht ausgejchloffen, daß volles 
oder ganzes Verlehnt nad) den Sprachgebraud) der Gegend das 
Berlehnt bedeutet, das der Abtreter für fich bezw. für fich und 
feine Ehefrau zu bedingen pflegt, im Gegenfaß zu dem VBerlehnt, 
das für die Witwe allein ausbedungen wird. Darüber ijt weitere 
Verhandlung erforderlid. III, 377/95 vom 7./14. Ian. 96. 
550. Aus L. 29 C. de jure dot. 5, 12 ift nicht abzuleiten, 
daß die Veräußerung von Dotaljachen, welche wegen Vermögens 
verfall des Ehemanns an die Ehefrau zurüdgefallen find, durch 
die Ehefrau unter Zuftimmung des Chemanns unter allen Um> 
jtänden ungültig fei. Hat die Ehefrau nad) dem PVermögens- 
verfall des Ehemanns das von diefen betriebene Gejchäft fort: 
zuführen gejucht, zu diefem Zwede bei dem Kläger ein Darlehn 
aufgenommen, und zur Zilgung oder zur Sicherheit des Dar- 
ehns die zurücgefallenen Dotalfachen veräußert, jo erideint c& 
nicht ausgefchloffen, daß ein Tall der L.73, $8.1, D.23,3, 
L. 20, D. 24, 3 vorgelegen hat, — ut aes alienum solvat, se 
suosque alat. &8 fann um jo weniger angenommen werden, 
daß folche Dotalverwendung durch L. 29 C. cit. bejeitigt werden 
jollte, al8 die Abjicht des Gejeßgebers auf eine Verbefferung der 
rechtlichen Xage der Ehefrau gerichtet war. Der in den Pandeften- 
jtellen ausgefprochene Sat, daß der Ehemann zur Erreichung ge- 
wiffer Zwede der Ehefrau auf feine NRedhte an der Dos gültig 
verzichten Tann, ift hier entjprechend anzumenden. Uebrigend war 
zu erörtern, ob L. 29 C. nit wegen 9. ©. 3.8, Abf. 2 außer 
Anwendung zu bleiben hat. III, 416/95 vom 27. März 96. 
551. Nad) der irrevifibelen Annahme des Kammergerichts 
gilt 8.216 AÜ.X.R. I, 1 in der Marf nicht, ift vielmehr dort 
juspendirt. Die Vorbehaltseigenfchaft des der Ehefrau gehörigen 
Grundftüds gilt dort gemäß des früheren Rechts aud), wenn die 
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Borbehaltseigenichaft im Grundbuch nicht eingetragen if. Man 
fann dagegen nicht einwenden, daß $. 216 als Ausflug des in 
dem AL. R. enthaltenen Grundbuchredjts der Suspenfion nicht 
unterliege. Denn da das Grundbud) Hier nur dazu bejtimmt ift, 
das fehlende Güterrechtsregifter zu erjegen, gehört $. 216 dem 
ehelichen Güterredjt an. V, 111/95 vom 11./22. April 96. 

552. Die Eheleute Gutsbefiger %. hatten vor Eingehung 
der Ehe durch formell rechtsgültigen Vertrag die in Oftpreußen 
provinzialvechtlich geltende eheliche Gütergemeinichaft ausgejchloffen 
und nad) Eingehung der Ehe ihren Wohnfig in Yabiau genommen. 
Ein fpäteres, jenen Vertrag abänderndes Abkommen wäre um 
gültig gewefen, weil e8 nicht gerichtlich unter Zuztehung eines 
der Frau beizuordnenden Beiftandes gejchloffen war. — Ü.X.R. 
II, 1, SS. 355— 358. — Unerheblid), daß die Eheleute ihr Ver: 
mögen al8 gemeinfchaftliches bezeichnet und angeblich thatjächlich 
wie in Gütergemeinfchaft gelebt haben, daß der Ehemann nad) 
dem Tode der Frau im Nachlaßverfahren erklärt hat, er habe 
mit feiner Ehefrau einen gültigen Ehevertrag nicht gejchloffen. 
IV, 352/95 vom 12. März 96. 

553. Der Ehemann hat während der Ehe feinen Wohnfig 
nad) Königsberg und dann nad Elbing verlegt, auch an beiden 
Orten ein faufmännifches Gejchäft betrieben, ohne die wiederholte 
Publikation der Gütergemeinshaft und deren Eintragung in das 
Handelsregifter zu erwirfen. Das Hatte für das Verhältniß der 
Eheleute zueinander Feine Bedeutung, da der Ehevertrag für diefe 
Thon mit Schließung der Ehe feine volle Wirkfamfeit erlangt. — 
S. 4 des Gefekes vom 20. März 1837. — Iene Vorfchriften 
gelten für das PVerhältniß der Eheleute zu dritten Perjonen; der 
Kläger ift der gejchiedene Ehemann einer Zochter der Eheleute ; 
er hat wegen Forderungen an feine Ehefrau deren Anfprud auf 
Erbauseinanderjegung bezüglicd) des Nachlaffes der in der Marf 
verjtorbenen Mutter und auf Herausgabe des Erbtheild erwirft. 
Seine Klage wider den Vater, ein Verzeichniß des gemeinjchaft- 
lichen Vermögens, wie e8 zur Zeit des Todes der Ehefrau vor- 
handen war, anzufertigen und deffen Nichtigkeit eidlich zu erhärten, 
wurde abgewiefen, KRevifion zurücdgewiefen. IV, 352/95 vom 
12. März 96. Bgl. 612. 

554. Während der Ehefcheidungsprozeß jchwebte, Hat der 
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GSüter-  Chemann wider feine Chefrau, mit welcher er in gütergemeinjdhaft- 
gemeinfgaft. yicher Ehe Iebte, auf Nüdgabe von Sachen, die fie aus der Ehe- 
wohnung mitgenommen, und Rüdzahlung eines Geldbetrags, den 
fie theil® baar an fi) genommen, theil8 durd) Einziehung von 
Außenftänden gewonnen, geflagt. Während des Prozefjes ijt die 
Ehe rechtskräftig gefchieden. Die Klage ijt abgewiefen. Denn 
beim Mangel eines Sondervermögend der Ehefrau Tonnte der 
Ehemann, folange die Gütergemeinfchaft beftand, eine Geldforderung 
gegen die Ehefrau zur fofortigen Erfüllung überhaupt nicht geltend 
machen. Nachdem aber die Ehe geichieden und damit da8 DBer- 
waltungsrecht des Ehemanns nad) $. 732 A.XL.R. II, 1 bejeitigt 
ift, war Kläger nicht mehr befugt, die Rechte, welche ihm nur 
fraft diefes Verwaltungsrecht zuftanden, fernerhin auszuüben, 
auch wegen der mitgenommenen Sadjen. Er Tann die ihm aus 
einem widerrechtlichen Verhalten der Ehefrau erwachjenen An 
iprüche vielmehr nur in dem Auseinanderjegungsverfahren geltend 

macden. IV, 353/95 vom 26. März 96. 

555. Bol. 250. Die Eeffion war verabredet mit W. und 
diefem die Urkunde übergeben. Nach feinem Tode waren feine 
Gejammtrechtsnachfolger zur Ausfüllung beredtigt... Da nad 
Bremiihem Redht — vgl. 10 —, wie dies durd) die vorgelegte 
Erbbeicheinigung nachgewiejen ift, die Witwe, welde zufammen 
mit ihren Kindern den W. beerbt Hat, über den Nachlaß des 
Ehemanns gleich einer Eigenthünterin frei verfügen darf, jo durfte 
fie au ihren Namen allein als den der Geffionarin in das 
Ceifionsblanfett fegen. V, 371/95 vom 28. März 96. 

Errungen- 556. Im Ball 298 und 429 würde St. zwar nach Code 
ea 1428 zur Geltendmachung bejtehender Forderungen feiner Ehefrau, 
nicht aber ohne diejelbe zur Annahme der elterlichen Verfügung, 
wenn fie al® stipulatio pro tertio aufzufaffen wäre, berechtigt 
gemwejen fein. Daß aber die Chefrau jelbjt unter Ermächtigung 
ihre Chemanns angenommen hätte, oder daß der Ehemann von 
feiner Ehefrau Vollmaht zur Annahme gehabt Hätte, tft nicht 

feftgeftellt. IL, 349/95 vom 28. Febr. 96. 
Eitern und 557. Daß die Mutter das Redt hat, das Kind bis zum 
Kinder.  zurücgelegten vierten Lebensjahre bei fi zu haben — 88. 70, 
1, MAUER. II, 2 —, gibt ihr nod) nicht das Recht, einen 
Anspruch) auf Zahlung von Alimenten für das von ihr mit- 
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genommene Kind gegen den Vater zu erheben, wenn fie fich von 
diefem entfernt. Vielmehr ift ein folder Anfprud) von einem 
Pfleger des Kindes zu erheben. Anders liegt aber die Sache, 
wenn die Ehefrau wegen Mifhandlungen ein echt Hatte, fich 
von ihrem Ehemann zu entfernen. IV, 294/95 vom 24. Febr. 96. 

558. Das Landgerichtliche Urtheil hatte die Ehe der PBar- 
teien getrennt und den Ehemann für den allein jchuldigen Theil 
erklärt. Sie fchlofjen einen Vergleich, nad) welchem der Ehe- 
mann die Berufung zurüdnahm, die Klägerin darauf verzichtete, 
daß DBellagter für den allein fchuldigen Theil erklärt wurde; DBe- 
Hagter bewilligte, daß das Kind bei der Mutter erzogen wird, 
und verpflichtete fich, daffelbe zu alimentiren. Die Höhe der Ali- 
mente ift einer fünftigen Vereinbarung, eventuell einer jpäteren 
gerichtlichen Entfcheidung vorbehalten. Die Vereinbarung ijt nicht 
zu Stande gefommen. Die gejchiedene Ehefrau fonnte, ohne daß 
ein Pfleger bejtellt war, aus dem Vergleich wider den gefchtedenen 
Ehemann auf Zahlung von Alimenten Tagen. IV, 333/95 vom 
23. März 96. Bgl. 179. 

559. Die Stellung eines Wirthichaftsinspeftors ift ein eigener 
Gewerbebetrieb im Sinne 8. 212° IL, 2A. X. R., durd) welchen der 
großjährige Hausfohn von der väterlichen Gewalt befreit wird, aud) 
wenn er die Stellung bei feinem Vater einnimmt. — R.D.9.©.E,, 
DB). 12, ©. 27. — IV, 333/95 vom 23. März 96. 

560. Im vormaligen KurfürjtenthHum Heflen war für die 
Adoption und Für die Arrogation landesherrliche Genehmigung 
erforderlih. Durch Erlaß vom 10. Nov. 1866 ift an die Stelle 
des Landesheren der Suftizminifter, durch Verordnung von 1867 
das Kreisgericht, durch) das Ausführungsgejeß zur E. P. DO. das 
Amtsgericht als für die Beftätigung zuftändig gejestt. Danad) 
bedarf e8, zumal in Kurheffen die Nothwendigfeit fchriftlicher Ab- 
falfung von Verträgen als allgemeine Regel nicht befteht, der 
Erklärung der Adoption zu gerichtlihem Protokoll überhaupt nicht 
mehr, vielmehr ift die gerichtliche Beftätigung die alleinige Form. 
Daraus, daß der Arrogirte feine Erklärung dem Gericht brieflid) 
abgegeben hat, ift alfo die Ungültigfeit der Arrogation nicht zu 
folgern. III, 427/95 vom 10. April 96. 

561. Der Adoptionsvertrag bindet beide Theile auch fchon 
bevor die gerichtliche Beftätigung erfolgt ift. Hätte der Adoptiv- 


Eltern und 
Kinder. 


Bäterliche 
Gewalt. 


Bäterliche 
Gewalt. 


Bormund- 


haft. 


264 Familienredhtt. 





vater bei Abgabe feiner dem Bertrage entiprechenden gerichtiichen 
Erflärung die Adoption theilweife widerrufen, jo würde das, nad)- 
dem die Beftätigung erfolgt ift, die Wirkfamfeit der Adoption nicht 
beeinträchtigen. III, 427/95 vom 10. April 96. 

562. 8.68 UÜ.U;R. IL, 2, der auf Kurhejien ausgedehnt 
ilt, jchreibt vor, daß der Angenommene bürgerlicher SGerkunft die 
VBorredhte und Unterfcheidungen des Adels feines Adoptivvaters 
nur mitteljt bejonderer landesherrlicher Begnadigung erhält. Das 
bedeutet nicht, daß die gerichtlich beftätigte Adoption beim Aus- 
bleiben der Tandesherrlichen Begnadigung ungültig bliebe. “Der 
Adoptirte erlangt nur nicht den Adel. III, 427/95 vom 10. April 96. 

563. Im Fall 5. Allerdings bedurfte der Kaufvertrag, o- 
weit er von der Witwe 2. für die minderjährigen Kinder ab- 
geichloffen tft, der obervormundfchaftlichen Genehmigung. Und 
diefe ijt nicht erbeten und nicht ertheilt. Allein fie hatte doch nur 
die Bedeutung einer Ergänzung der der Witwe X. nicht in vollem 
Mafe zuftehenden Fähigkeit, für die Minderjährigen einen Haus- 
faufvertrag abzujchließen. Nachdem aber der Hausantheil der 
Minderjährigen auf die Konfursmafje übergegangen war, bedurfte 
e8 nur der Erflärung von deren Vertreter, daß fie den Hausfauf 
genehmigten. Denn die Witwe 2. hat nicht ausschließlich für die 
Perfon der Minderjährigen bezüglid) deren Antheil® den Kauf 
abgefchloffen, jondern aud als Geichäftsführerin für diejenigen, 
an welche der Nacdjlaß infolge des fpäteren Verzichts der Minder- 
jährigen auf die Erbichaft gefommen ijt. IL, 275/95 vom 7. San. 96. 

564. Im Fall 613 iit der Pfleger der Defcendenz von 
Maximilian mit Redht von dem Amtsgericht zu Danzig beftellt. 
Denn dort Hatte Marimilian feinen Wohnfig zu der Zeit, ale 
die Bevormundung nöthig wurde. — 8$. 2, 8, Abf. 2 der Pr. 
B.D. — Die Klage mußte in Königsberg erhoben werden, wo 
der Gerichtsftand des Wohnfiges und der Erbichaft begründet 
war. IV, 379/95 vom 27. April 96. 

565. Hamburg. Die Klägerin erhebt gegen ihre Stiefmutter 
den Anfpruc auf den Pflichttheil vom Nachlaß ihres verjtorbenen 
Baters, welcher im gemeinschaftlihen Zeftament mit der Beklagten 
diefe als feine Univerfalerbin eingefegt hat. Durd) das während 
ihrer Minderjährigfeit in einem Aufgebotsverfahren erlaffene Aus 
Ihlußurtheil ift die Klägerin zwar mit ihren Ausjchlüffen prä- 
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Hudirt. Ob ihr dagegen Wiedereinfegung gewährt werden Tann, 
blieb dahingeltellt. Denn die Klägerin hat die Replif der Arg- 
Tift gegen die Einrede der Präflufion. Die Stiefmutter ift der 
Klägerin als Vormünderin beftellt, obgleich fie zur Vormundichaft 
nicht allein nicht berufen, jondern nicht einmal zu derjelben fähig 
war. Wenn ihr nun aud) daraus nicht der Vorwurf der Fahr- 
täffigfeit zu machen wäre, daß fie bei vorliegendem Einverfiändniß 
der Vormundichaftsbehörde fi nicht genauer über die bei DBe- 
rufung zur Vormundfchaft geltenden NRechtsregeln unterrichtet Hat, 
jo mußte fie doch einjehen, daß e8 darauf ankam, daß ein per- 
lönlich nicht intereffirter Vormund die Prüfung übernahm, ob die 
Klägerin berechtigt fei, dem Zeftament widerfprechende Ansprüche 
zu erheben, und ob jolde Erhebung im Intereffe der Mägerin 
liege. Sie mußte deshalb die Vertretung der Klägerin auf diefem 
Gebiete wegen Kollifion ihrer eigenen Imtereffen ablehnen und 
die Beitellung eines befonderen Vormunds veranlaffen. Wegen 
diefer Vernacdhläffigung ift fie der Klägerin verantwortlid. Sie 
haftet, obgleich fie nicht VBormünderin war, fo, al8 ob fie e8 ge- 
wejen wäre. — L. 1, SS.2, 6, 7 D. de eo; qui pro lut. (27, 5); 
L.1 C. eod. (5, 45). — Die Möglichkeit, daß, wenn ein Anderer 
als Vormund beftellt wäre, diefer es im Intereffe der Klägerin 
gefunden hätte, deren PflichttHeilsrechte geltend zu machen, genügt 
zur Begründung der Neplif, da fich die Beklagte die Präffufion 
der Klägerin zu Nute madıt. Und da fie auf Koften der Klägerin 
einen Gewinn machen will, würde es unerheblich fein, wenn ihr 
fahrläffiges Verhalten dur) mangelhafte Einficht in die Ned)ts- 
verhältniffe verurfacdht fein follte. — L. 8; L. 9 D. de jur. et 
facti ignor. (22, 6); L. 13 C. eod. (1, 18). — VI, 396/95 vom 
27. April/8. Suni 96. 

566. Celle. Die beflagten Töchter von O. find verurtheilt, 
dem Agnaten von DO. das im Kreife Dfterode belegene Rittergut 
Vörfte mit gezogenen und verfänmten Nugungen herauszugeben. 
Soweit die Revifion gegen die Annahme des Berufungsgerichts 
gerichtet ift, daß ein im Mannesftamm vererbliches Familienfidei- 
fommißgut vorliege, wurden die Revifionsangriffe für unbegründet 
erachtet. Die Fideifommißitiftung ift in den legtwilligen Ver- 
fügungen des Iobft Adam von OD. vom 9. Febr. 1722 und 30. Dec. 
1725 gefunden, die fi) in der Regiftratur des Patrimonialgerichts- 
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halters zu Didershaufen vorgefunden haben und die fich mindeitens 
als Theilung des Vaters unter den Kindern qualifizieren. Wenn 
e8 auch an einer öffentlichen Erklärung oder obrigfeitlihen Be- 
fanntmadhung des GStiftungswillens fehlt, jo macht das die Stif- 
tung nidjt ungültig. III, 319/95 vom 4./14. Febr. 96. 

567. Unvereinbar mit der Annahme eines Familienfidei- 
fommifjes ift nicht, daß der Stifter für den zur Nachfolge be- 
ftimmten Mannesjtamm eine beitimmte Succeffionsordnung nicht 
gegeben hat; e8 muß dann die allgemeine Erbfolgeordnung ein- 
treten. Unvereinbar ift auch nicht, daß der Stifter feinen Söhnen 
die Veräußerung bei alljeitigem Einverjtändniß allgemein geftattet 
hatte. Im Uebrigen enthalten die Stiftungen da8 Verbot der 
Veräußerung und der Verpfändung, fowie die Ausjchliegung dev 
weiblichen Linie. IIL, 319/95 vom 4./14. Febr. 96. 

568. Stuttgart. Das zu Lebzeiten des legten Fideifommiß- 
befigers gefchlagene Holz ift mit diefer Separation allodial ge- 
worden und gebührt fomit ebenfo wie der daraus gezogene Erlös 
der Allodialerbin, da Feine abweichenden Beftimmungen zwijchen 
dem Fideifommißbefiger und feinen Mitbefigern oder dem An 
wärter getroffen find. Revifion zurüdgewiefen. Die in Betreff 
der Fideifommißwaldungen beftehende Hebung, daß das im Winter 
geichlagene Holz erft in den Rechnungen de8 mit dem 1. April 
beginnenden Wirthichaftsjahres verrechnet wird, wäre nur dann 
erheblid), wenn in ihr das Mebereinfomuen zum Ausdrud ge- 
fangte, daß das im Winter gefchlagene Holz in allen Beziehungen 
und mit voller rechtliher Wirkung bis zum Beginn des neuen 
Wirthfchaftsjahres als noch zum Fideifommiß gehörig und erjt von 
hier an als Ertrag deffelben angefehen werden foll: was nicht 
der Fall ift. III, 345/95 vom 21. Febr./13. März 96. 

569. Das Berufungsgericht hat in dem Prozeß der Allodial- 
erben des verjtorbenen Fürften Wilhelm zu Xöwenftein wider den 
Fideifommißbefiger Fürften Ernft zu Lömenftein ausgejprocden, 
daß unter die Balfiven des Allodialnadjlaffes für die durd) den 
Alchaffenburger Vertrag und fpätere Kaufverträge erworbenen 
böhmischen Güter Lufawek und Stlavetin und das durd einen 
ipäteren Bertrag erworbene böhmifche Gut Mezilefi- Thein eine 
Erfatforderung des Hausvermögens von 575851 Gulden 85 Ar. 
8. W. aufzunehmen fei. Das NReichsgericht hat aufgehoben, zurüd- 
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verwiefen. Denn der Beklagte felbjt Hat an der Erklärung feft- 
gehalten, daß diefe Güter bei dem Tode des Fürften Wilhelm 
Beitandtheile des fürftlichen Hausvermögend gewejen jeien, und 
es fehlt an einer Feltjtellung, daß und wie fie Allod geworden 
jeien, jodaß etwa der Fideilommißgmaffe ein Bereicherungsaniprud) 
auf den Werth der Güter gegen die Allodialerben zuftehe. Cs 
ift auch die Behauptung ded Beklagten nicht erörtert, daß es ob- 
jeftiv unthunlich jet, die Zugehörigkeit der Güter zum Familien- 
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bringen. II, 308/95 vom 13./20. März 96. 

570. In dem Afchaffenburger Bertrag übernahm Fürft 
Wilhelm den überfchuldeten Allodialnachlaß feines Vorgängers, 
des Fürften Adolf von 2. Mit dem Antrage, die zu jenem 
Allodiolnahlaß gehörige Einrichtung in den Schlöffern und Ge- 
bäuden zu Wertheim, Kreuzmwertheim und Zriefenftein oder deren 
Werth zum Allodialnadjlaß des Fürsten Wilhelm zu rechnen, wurden 
die Kläger abgewiejen. Revifion zurücdgewiefen. Denn diefe Fahr- 
niffe find durch die von dem Fürften Wilhelm im Afchaffenburger 
Bertrage abgegebene Erklärung, den Allodialnadjlaß des Fürften 
Adolf für das Fideifommiß erwerben zu wollen, in Verbindung 
mit der Thatfache, daß die Aufwendungen für diefe Erwerbungen 
aus Grundftüdsmitteln gemacht wurden, im VBerhältniß zu den 
übrigen Betheiligten Yideilommiß geworden, ohne daß e8 nod) 
eines bejonderen Fideifommißerrichtungsaftes bedurfte, wenn das 
au) nah anderen Richtungen erforderlich gewejen wäre, und 
ohne daß die bejonderen Beitimmungen des Landesrechts in Er- 
örterung zu ziehen find, unter welchen Umftänden bewegliche 
Sadıen Gegenstand einer Fideifommißitiftung werden fünnen. IL, 
308/95 vom 13./20. März 96. 

571. Nach der mafgebenden Familienftiftung gelangen die 
juccejlionsberechtigten Bamilienglieder in den Genuß der Hebungen 
aus den der Stiftung gewidmeten Gütern. Derjenige, welcher 
den größten Antheil an den Hebungen hat, jo Adminiftrator der 
betreffenden ZTheilftiftung fein. Die Hebungen bejtimmen jid) 
dur den Betrag der 5 Proz. Zinfen des Tandichaftlichen Zar: 
werthes derjelben. Al die Redow’schen und Morat’ichen Grund- 
ftüde der Familienftiftung anheimfielen, fchloffen die damaligen 
Genußberedhtigten F. von R. und M. von R. einen Vertrag, daf 
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die landichaftliche Taxe nicht abzuwarten fei; fie jtellten als Kapital- 
werth für N. 60000 Thaler, für M. 12000 Thaler ein. Nad) 
deren Tode focht der zur Hälfte in den Genuß eintretende W. von 
R. jenen Vertrag den übrigen Hebungsberechtigten gegenüber be- 
züglid) feiner DBeftimmung über die Adminiftration an. ‘Der 
Sprud) des ftiftungsmäßigen Schiedsgericht8 fprad) ihm die Ber- 
waltung zu, verurtheilte ihn aber auf die Widerflage, anzuerkennen, 
daß eine von der zuftändigen Landichaftsdirektion gemäß der maß- 
gebenden Reglements aufzunehmende Verkaufstare der Güter R. 
und M. dauernd die Norm für die DBeredinung der den DBe- 
Hagten zujtehenden Immobiliarrente bildet. Diejer Schiedsiprud 
ift, da nad der Stiftung die einmal aufgenommene Tare aud) 
für alle übrigen Succeifionsfälle maßgebend fein foll, aud) für die 
Ipätern Succeffionsfälle maßgebend. Der zu !/,, hebungsberechtigte 
8. von R. durfte deshalb mit feiner wider I. von 8, den Sohn 
des W. von R., erhobenen Klage beanspruchen, anzuerkennen, 
daß die aufgenommenen landfchaftlichen Zaren dem Schiedsipruc 
entjprechen, der Berechnung der Hebungen zu Grunde zu legen 
und dementiprecdhend die bezifferten Zahlungen dem Kläger zu 
leiften feien. So wurde erfannt. IV, 298/95 vom 27. Febr. 96. 

572. Im Riefhüter Fräuleinftift haben mehrere Damen 
freie Wohnung und Koft und überdies eine Penfion, welche zu= 
nädhjt jährlich auf 100 Thaler feitgefett war. Won den Weber- 
ihüffen der Güterverwaltung fol jährlich eine bejtimmte Summe 
zurüdgezahlt werden, bis ein Kapital von 100000 Thalern an- 
gefammelt ij. Dann fol die Penfion auf 200 Thaler erhöht 
werden. Weber den dann noch fich ergebenden Ueberfchuß foll die 
Seniorin freie Verfügung haben. Nur wenn in Folge bejonderer 
Zufälle eine Verminderung des Kapitald von 100000 Thalern 
eintritt, joll die Seniorin die Meberjchüffe wieder in der früheren 
Weife zur allmählichen Erhöhung des Kapitals verwenden. Der 
Stiftsinfpektor foll darauf achten, daß überall wohl gewirthichaftet 
werde, daß die Seniorin die ihr obliegenden Leiftungen aud) wirk- 
lid) bewirfe, insbejondere alfo die Penfionen auszahle und die vor- 
geichriebenen Summen zur Erhöhung des Kapitals verwende. Die 
Seniorin hat dem Stiftsinfpeftor die Naturalrechnungen dev Güter- 
verwaltung, aber nicht die Geldrechnungen vorgelegt. Dazu ift fie 
verurtheilt; Revifion zurüdigewiefen. IV, 319/95 vom 12. März 96. 
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573. Der Erblaffer verwaltete außer feinem eigenen Ver- 
mögen noc, zwei VBermögensmaffen. Wenn er nun aud) bei Ans 
Ihaffungen feinem Gegenfontrahenten perjönlich gehaftet haben 
würde, wenn er nicht in fremdem Namen fontrahirte, jo folgt 
daraus nichts für den Beftand feines Nadjlaffes. Der Berufungs- 
vichter fieht aus den nachgewiefenen Anfäufen nicht al& erwiejen 
an, daß fi) die eingeflagten Werthpapiere im Nachlaß des Erb- 
lafjers befunden haben. III, 45/96 von 22. Mai. 

574. Die Rogation der Zeugen befteht darin, daß diefe 
aufgefordert werden, der Zejtamentserrichtung beizumwohnen, und 
daß fie dies freiwillig thun. Daß die Rogation gerade von dem 
ZTeftator ausgehe, ift nicht erforderlih. Bei mündlichen Xeita- 
menten genügt es, wenn nach Verfammlung der rogirten Zeugen 
der ZTeftator den Inhalt feines Ießten Willens denfelben mündlich 
mittheilt. IIL, 308/95 vom 31. San. 96. 

575. Zwar find nur Zaube, nicht auch Schwerhörige un- 
fähig, Teftamentszeugen zu fein. Allein, daß fämmtliche in gejeß- 
licher Zahl erforderlichen Zeugen die Erklärung des Xeftators 
auch wirklich veritanden haben, ijt bei dem mündlichen Privat- 
teftament allerdings erforderlihd. — L. 21, pr. D. qui test. fac. 
poss. (28, 1); L. 21, 8.4; L. 29, C. de test. (6, 23). — Da 
dies hier zweifelhaft geblieben war, wurde da8 Berufungsurtheil 
aufgehoben, zurüdverwiefen. IIL 308/95 vom 31. Ian. 96. 

576. Der Erblafjer hat ein eigenhändiges Zeftament er- 
richtet, welches die Sahreszahl 1882 trägt. Diefelbe ift durdj> 
geftrichen und durd die in Klammern darüber gejette Sahreszahl 
1892 erjett. Das Dberlandesgericht hat angenommen, daß der 
Erblaffer felbft die Iahreszahl 1882 durdjftrichen und die Zahl 
1892 beigefügt habe; die Einflammerung habe nicht die Bedeutung 
einer Durdjitreihung. Dana) ift das Zejtament für gültig er- 
achtet. — Code 970. — Revifion zurückgewiefen. II, 322/95 
vom 7. Bebr. 96. 

577. Der Erblaffer hat feine Schweiter, die Beklagte, zur 
Univerjalerbin eingefegt. Hat auc diefe Erbeinjegung auf den 
ganzen Nachlaß in der Folge durch die Einjeung der Großmutter 
al8 Erbin auf den ihr gefeglich zufommenden Pflichttheil eine 
Einichränfung erfahren, fo fehlt doch jeder Grund für die An- 
nahme, daß der Erblaffer auch mit der fpäteren Zuwendung eines 
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beitimmten Kapitals als Erbtheil an den Sohn der Univerfalerbin 
diefe noch) weiter habe bejchränfen und fie ftatt auf fünf Sechetel 
nur auf fünf Zwölftel als Erbin habe berufen wollen. E8 muß 
vielmehr im Zujammenhang der getroffenen Beltimmungen an 
genommen werden, daß der Erblaffer den Neffen in Konkurrenz 
mit feiner als Univerfalerbin berufenen Mutter zum Erben auf 
ein Einzelobjelt, das Kapital bei der Spar- und Leihfaffe hat be- 
rufen und darauf beicjränfen wollen, daß er daher in Konfurren; 
mit der Mutter nicht die Rechte und Pflichten eines Erben haben, 
die Vertretung des Nachlafjes vielmehr allein der Mutter neben 
der Pflichttheilserbin zuftehen follte. Diejer Wille des Erblafjers 
fommt in den Verfügungen fo bejtimmt zum Ausdrud, daß die 
Annahme eines anderen Willens einer befonderen Begründung 
bedürfen würde. Danad ift die Klage aus einer Schuld der 
Erblafferin zu fünf Sechsteln für begründet zu erachten. IIL, 377/95 
vom 7./14. Febr. 96. Bal. 549. 

578. Nah dem mit Gefetesfraft erlaffenen Rejtript vom 
27. März 1805 — Rönne, Ergänzungen zum ÜL.R. zu $. 93, 
I, 12 — find benadbarte Dorfgeridhte zur An= und Aufnahme 
eines Teftaments nicht ausgejchloffen, vorausgefegt, daß das Dorf- 
gericht am Wohnort des Teftators unbefegt und Gefahr im Ber- 
zuge vorliegt für Herbeiholung des ordentlichen Gerichtshalters. 
Analog ift diefe Vorjchrift anzuwenden, wenn ein ZTeftament im 
Bezirk eines felbftändigen Gutsbezirks aufzunehmen ift, in welchem 
e3 ein Dorfgeridht überhaupt nicht gibt. IV, 344/95 vom 
13. Febr. 96. 

579. Die drei Erbinnen erben, weil auf beftimmte Summen 
30000 Marf, 30000 Marf, 10000 Marf eingefegt, im alle 
der Gültigkeit des Teftaments zu gleichen ZTheilen, und erhalten 
die ihnen gemachten Zuwendungen, joweit ihnen diefelben nicht 
durd) Einvechnung auf ihren Erbtheil zufommen, als Prälegate. 
— L. 11; L. 35, pr. 88. 1, 2; L. 78, pr. D. de hered. inst. 
(28, 5); Windjcheid, IL, S. 553, Anm. 5. — In Folge der 
Präterition eines nad) Errichtung des Teftaments geborenen im 
Teftament nicht berüdfichtigten Notherben und der Kodizillar- 
flaufel verblieben den eingejeßten Erbinnen vom Nachlaffe ?/ı >, 
dem Subftituten der Erbinnen 1 und 3 aljo davon ?/,, oder 19/;, 
vom Nachlaß. III, 381/95 vom 6./13. März 96. 
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580. In einem wechjelfeitigen Teftamente hatten fich die in 
Gütergemeinfchaft lebenden T’ichen Eheleute, welche Feine Kinder 
hinterlaffen haben, zu Erben eingefegt. Die Eröffnung des wechfel- 
feitigen Zejtaments hat erjt nach dem Zode der Witwe ftatt- 
gefunden, welche noch vor ihrem Tode zu Gunjten der Beflagten 
lettwillig verfügt hatte. Die Klägerin Hatte eine Klaufel des 
wechfelfeitigen Zeftaments dahin verjtanden, daß auc bei Finder- 
lojer Ehe nad) dem Tode des Lektlebenden die demnädhftigen 
„mächften Erben‘ berechtigt fein jollten, den Nacdlag zu theilen. 
Die Schwefter des Chemanns hat geflagt unter anderm, daß das 
Teftament der Witwe ihr gegenüber unwirffam fei. Damit tft 
fie vom NReichsgericht abgewiejen. Denn, die Witwe war nicht 
in der Lage, die Erbfchaft aus dem nicht eröffneten wechjeljeitigen 
ZTeftamente wirkfam anzutreten — 8.IVOWULU.RLUN1L —. 
Sie fonnte alfo über ihren Nachlaß frei verfügen. IV, 371/95 
vom 16. April 96. 

581. Die Mutter Hat ihren Sohn B. auf den Pflichttheil 
beichränft, zu Gunjten ihrer Enkel aber ein Erbvermädtniß an- 
geordnet. Nach Code 1004 geht zwar der Befiß auf die vor- 
handenen Pflichttheilserben über, fodaß die Erbvermädtnißnehmer 
von ihnen die Auslieferung des zugewendeten Vermögens ver- 
langen müffen. Allein aus Code 711 und 1014 wird von ber 
herrfchenden Meinung abgeleitet, daß die Erbvermäcdhtnißgnehmer 
im Augenblide des Todes des Erblafferd das ihnen zuftehende 
Recht am Nachlaß erlangen und von da ab bezüglich der zum 
Nachlaf gehörenden Gegenftände al8 Miteigenthümer anzufehen 
find. DB. hat die zum Nadjlaß gehörigen Grundftüde verpfändet. 
Das wäre nur gültig, wenn ihm bdiejelben bei der Theilung zu- 
fielen. Die von den Gläubigern des DB. eingeleitete Zmangs- 
volfitredung in diefe Grundftücde ift nad) Code 2205 unzuläflig, 
da die Erbvermächtnißnehmer, joweit e8 fi) nicht um den Befit 
handelt, wie Miterben zu behandeln find. Das die Klage, welche 
die Unzuläffigkeit der Zwangsvollitredung in das Eigentum der 
Kläger verfolgt, abweifende Berufungsurtheil aufgehoben. II, 6/96 
vom 20. März. 

582. 3. Im Fall 602 ergab fid) die Nothwendigkeit einer 
gerichtlichen DVerfteigerung nicht daraus, daß einem der Kinder 
AUftererben gejegt waren, und daß diefe minderjährig waren. Troß 
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der die Aftererben fichernden gejeglichen Beftimmungen ift der be- 
fajtete Miterbe Miteigenthümer, der eine zum Zwed der Theilung 
erforderliche VBerfteigerung gerade fo vornehmen Fann wie wenn 
feine Aftererbiegung ftattgefunden hätte. IL, 17/96 vom 31. März. 

583. In einem von der Witwe vorgelegten Nachzettel hat 
ihr verftorbener Ehemann den im Zeftamente für feinen Bruder 
ausgejegten Erbtheil mit einem Nießbrauhsvermächtniß zu Gunften 
jeiner Witwe dahin belaftet, daß derjelde Hypothefariich belegt 
und ihr der Zinsgenuß folange fie Witwe bleibe zufomme, das 
Kapital aber bei ihrer Wiederverheirathung oder ihrem Tode dem 
Bruder oder deffen Nadfommen ausgezahlt werden folle. Diele 
Belaftung geht über den Rahmen eines vorbehaltenen Nachzettels 
— Anh. 8.35 ÜUR. 1,12 — nidt hinaus. IV, 277/95 
vom 13./20. Febr. 96. 

584. Die 2%. war von ihrem Finderlojen Oheim an Kindes- 
Statt angenommen. Im dem gejetlich beftätigten Adoptionsvertrage 
ift Fonftatirt, daß der Adoptivvater feiner Adoptivtochter 30000 
Mark als Erbtheil uneingefchränft zugefichert hat, während er fich 
über den Reit de8 Vermögens freie Verfügung vorbehalten hat. 
An diefen in dem Adoptionsvertrage enthaltenen Erbvertrag ift der 
Adoptivvater gebunden. Die in feinem fpäteren Zeftamente ent- 
haltenen Verfügungsbeichränfungen, die X. folle jofort nach dem 
Tode des Erblaffers die freie Verfügung nur über 15000 Marf 
von den ihr in dem Adoptionsvertrage ausgejegten 30000 Mark 
erhalten, die andern 15000 Mark follten von dem Teitaments- 
vollitreder auf Hhpothef untergebracht werden, und fie jollte 
darüber erjt nad) ihrem funfzigften Lebensjahre frei zu verfügen 
berechtigt, bi8 dahin aber an die Zuftimmung des Zejtaments- 
vollftredders gebunden fein, war fomit ungültig. Wenn aud) die 
2. das ZTejtament nicht angefochten Hatte, jo Hinderte fie das 
nicht, vor vollendeten funfzigftem Lebensjahre über die ganzen 
30000 Mark frei zu verfügen, da fie diefelben nicht auf Grund 
des Teftaments, fondern auf Grund des Adoptionsvertrags er- 
erbt hatte, zumal jene Berfügungsbeichränfung fid) nur auf VBer- 
fügungen unter Lebenden bezog. Da aud jene Beltimmung 
des Adoptionsvertrags die 2. in ihrem Erbredhte beichränfte — 
fie würde fonft das ganze Vermögen des Adoptivuvaterd ererbt 
haben —, jo war für den Vertrag die Teftamentsform wie bei 
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einem Grbeinfeßungsvertrage nicht erforderlihd. — Bol. aud 
8.A4EZEA.L.R. II, 2. — IV, 337/95 vom 26. März 96. 

585. Im Fall Bd. XVIL 595 hat das Berufungsgericht nun 
ausgeführt, daß die Auslegung des Duisburger Statuts überaus 
ftreitig jei. Die Praris der Duisburger Gerichte fei aber, wie 
auf Grund der erhobenen Beweife fejtgeftellt wird, zur Zeit der 
ZTeftamentserrichtung ftet8 dahin gegangen, daß, wenn eines ber 
Kinder ohne Hinterlaffung direkter Leibeserben jtirbt, fein Recht 
an dem gemeinfchaftlihen Grundvermögen nicht auf den über- 
lebenden Eiterntheil, jondern auf die Gefchwifter vererbt; und 
daß, jo lange der Elterntheil und Kinder leben, das bejtehende 
Rechtsverhältnig von einem der Intereffenten weder dur ein- 
feitige Verfügung unter Lebenden noch duch Anordnungen von 
Todes wegen abgeändert werden fan, daß auch jede von ber 
direkten Intejtaterbfolge der Kinder abweichende Nechtsfolge, ins- 
befondere auch die eines Ehegatten und die durch Zejtament an- 
geordnete, völlig ausgefchloffen if. Das Bublitum und die in- 
fteumentirenden Notare waren mit diefen an der Gerichtsftelfe 
geübten Grundfägen genau befannt. In diefem Sinne hat nun 
das Berufungsgericht das Zeftament ausgelegt, und die Klage des 
Witwers einer verftorbenen Lochter abgewiefen. Revifion zurüd- 
gewiejen. IV, 275/95 vom 13. Febr. 96. 

586. Der Gutsbefiter W. hat der minderjährigen DO. fein 
Vermögen unter der Bedingung zugewendet, daß fie einen der 
beiden Söhne des 3. heirathe, und bejtimmt, daß für die vorber- 
gehende Zeit nach feinem Zode der Vater der DO. in das Recht 
trete, da8 DVBermögen zum Eigenthum zu benugen. Der Be- 
rufungsrichter hat das ohne Gejetesverlegung dahin ausgelegt, daß 
der DBater al8 Erbe eingefegt ijt mit der Verpflichtung, den Nad)- 
laß mit Eintritt der Bedingungen an die Tochter herauszugeben. 
IV, 274/95 vom 13. Febr. 96. 

587. Der Sohn Soll feiner Stiefmutter, wenn er nad) voll- 
endetem 25. Lebensjahre das väterliche Erbe erlangt, ein orts- 
übliche Ausgedinge gewähren und daran auch, falls fie fi 
anderweit verheirathet, deren Ehemann theilnehmen Lafien. 
Der Sohn ift al8 Kind geftorben und von feinem Stiefbruder 
beerbt; deffen Mutter Hat fich wieder verheirathet, und ift ver- 
Itorben, bevor ihr Sohn in den Befit des Grundftüds gelangt 
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ift. Der zweite Ehemann hat nad) der Verfügung fein felbit- 
ftändiges Recht auf einen Auszug. Er ift zur fofortigen Räu- 
mung bes Grunbitüds veranlaßt. IV, 320/95 vom 27. Zebr. 96. 

588. Die Erblafferin hatte ihre vier Kinder zu Erben ein- 
gefeßt, die ZLochter jollte den Lebenslänglichen Nießbraucd haben, 
von den Einfünften aber nur 200 Thaler für fich behalten, den 
Meberfchuß je zur Hälfte an zwei Brüder vertheilen; und wenn 
der eine Bruder ftirbt, den Meberichuß an den andern, D., zahlen. 
Das ift vom Reichögericht, abweichend von dem Berufungsurtheil, 
dahin ausgelegt, daß diefer Meberfchuß, nachdem beide Brüder 
verftorben waren, an die Tochter und Erbin des DO, weiter zu 
zahlen war, nicht etwa der Nießbraucherin verbleibe. IV, 7/96 
vom 30. April. | 

589. Der Ehemann hatte feine Ehefrau als Univerfalerbin 
eingefeßt. ‚Sie foll jedod) nicht berechtigt fein, das Rittergut 8. 
einem unferer Kinder unter Bevorzugung vor den übrigen Rin- 
dern zu übergeben oder Fäuflich zu überlaffen; vielmehr follen 
unjere Kinder gleiche Antheile an der Subftanz des Gutes Haben 
und behalten.” Die Witwe war nicht bloß Nießbraudjerin, fon- 
dern unbejchränfte Eigentümerin des Nittergutes. Sie hätte 
dafjelbe einem Dritten verkaufen fünnen, ohne daß die Kinder mit- 
Iprechen durften. Der Widerfprud) eine8 Sohnes dagegen, daß 
die Mutter da8 Gut für ein aufgenommenes Darlehn von 
122000 Mark verpfändet, wurde al8 unberechtigt abgewiejen. 
Revifion zurüdgewiejen. IV, 392/95 vom 30. April 96. 

590. Die Erblafferin Hatte eine Verwandte, ihre Pathe, 
als ihre Erbin eingefett mit der Verpflichtung, falls die Tochter 
der Erblafjerin aus dem Klofterleben zurüdfehren jollte, ihr das 
Gut Severinghaufen frei von Schulden abzutreten. Zur Tilgung 
diefer Schulden, zur Auszahlung der Vermächtniffe, der hohen 
Erbichaftsjteuer, der DBegräbniffojten und der laufenden Aus- 
gaben war eine Summe von mehr ald 140000 Mark erforder- 
fi, welche der Erbin gefehlt Haben würde, wenn ihr nicht die 
im Nachlaß vorhandenen Werthpapiere, Schuldforderungen und 
Hhpothefen zugefallen wären. Der Berufungsrichter nimmt des- 
halb an, daß das PVermächtniß, welches fie ihrer langjährigen 
GSejellichafterin, der Beklagten, die fie als Teftamentsvollitrederin 
ernannt hatte, jene Werthpapiere u. |. w. nicht mit umfaßt habe. 
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Allerdings lautet die betreffende Beftimmung: ‚Fräulein H. er- 
hält ferner das zur Zeit meines Hinfcheidens im Bezirk der 
Stadt Ahlen fi befindende bezw. belegene mir zugehörige ge- 
famte bewegliche und unbewegliche Vermögen fofort ald Eigen- 
thbum.” Und jene Werthpapiere und Dokumente befanden fich 
zur Zeit des Todes der Erblafferin in der Stadt Ahlen. Aber 
die Vermächtnißnehmerin war bereits reichlich anderweit im Xefta- 
mente bedadht. &8 wäre aud) befremdlich gewefen, wenn die Erb- 
Iafferin der Bellagten die übrigen Vermächtniffe in weit ge- 
ringerem Umfange unter umfjtändlicher Einzelaufführung vermadht 
haben follte und daneben einen viel größeren Betrag in einer 
eigenthümlichen Wendung, die bei ihrer zweifelhaften Faffung zu 
Prozefien mit der Kamilie der Erbin führen mußte, vor denen 
fie gewarnt -war: während doch, wenn die Erblafferin der DBe- 
Kagten die Werthpapiere und ausftehenden Korderungen habe zu= 
wenden wollen, eine Klare Faflung ein Leichtes gewejen wäre. 
Bei der von der Beklagten vertretenen Auslegung würde es von 
einem bloßen Zufalle, wo fi) gerade die Papiere zur Zeit des 
Todes der Erblafferin befunden haben, abgehangen haben, welche 
Summen als der Beflagten vermacdjt anzufehen gewejen wären. 
Die eigenen Auslaffungen der Beklagten über den Sinn der Ver- 
fügungen find bloße Parteibehauptungen. 8.561 Ü.L.R. 1,12 
räumt zwar in zweifelhaften Fällen der Meinung des Tejtament- 
vollitreders den Vorzug ein. Das erjtredt fid) aber nicht auf 
den Tall einer lettwilligen Verfügung zu Gunften des Teftaments- 
vollitredere. Der Schweiter der Beklagten, welche uneidlich ver- 
nommen war, wurde wegen ihres nahen verwandtichaftlichen Ver- 
hältniffes und da fie vorausfichtlich die betagte Vermädjtniß- 
nehmerin beerben wird, fein Glaube gefchenft.e Danad) ift die 
DBellagte verurtheilt, die Werthpapiere und ausftehenden Forde- 
rungen für die Klägerin zu verwalten. Nevifion zurückgewiefen. 
IV, 58/96 vom 21. Mai. 

591. Im Falle 150 hatte der Erblaffer nody eine fpätere 
legtwillige Verfügung vom 14. April 1846 errichtet: Je veux 
qu’a mon deces toute ma succession sans en rien excepter 
soit devolu a ma femme bien aimee Eugenie Mequillet: 
Seulement elle fera, en souvenir de moi, & chacun de ses 
enfants un cadeau qui leur soit agreable comme voiture 
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avec attelage. Telle est ma derniere volonte. Die Vorder- 
richter haben angenommen, daß damit auch nad) Abficht des 
Erblafferd das PVermädhtnig der Gemeinde W. nit zurüd- 
genommen war. Revifion jo weit zurücigewieien. II, 271/95 
vom 3. San. 96. 

592. Cöln. Der Erblaffer hatte in einem notariellen Zefta- 
mente jeiner Nichte M. feinen ganzen Nachlaß mit der Verpflich- 
tung vermadjt, feinen zwei Neffen eine jährliche Leibrente zu 
hinterlaffen. Sein Neffe 3. E., Student der Medicein, jandte 
ihm ein Zelegramm, daß er das Phyfifum glüclich beftanden 
habe. Am folgenden Tage errichtete er ein eigenhändiges Zeita- 
ment, in weldjem er ‚‚in Folge des von meinem Neffen 3. €. 
beftandenen erjten medizinischen Eramens’ jein früheres ZTefta- 
ment dahin abänderte, daß er nun feinen Neffen 3. E. und feine 
Nichte M. zu Haupterben feines Vermögens zu gleichen Theilen 
einjeßte, die anderen Beftimmungen feines ZTeftaments aber auf- 
recht hielt. Die M. fechtet das Teftament an, weil I. E. das 
tentamen physicum nidt bejtanden habe. Die Klage ift ab 
gewiejen. Das Berufungsgericht nimmt an, es fei nicht erwiefen, 
daß der Erblaffer durch den Irrthum beftimmt fei, daß 9. C. 
in allen Fächern bejtanden habe, und daß er bei Kenntniß des 
wahren Sadjverhalts, daß I. E. in zwei Fächern nicht beftanden 
habe, nicht ebenfo tejtirt haben würde. Sein eigentlicher DBe- 
ftimmungsgrund ei geweien, daß fi 3. E. gebeffert habe. Zur 
wirffamen Anfechtung wegen Dolus würde erforderlich fein, daß 
der Beklagte die Abficht gehabt habe, mit feiner Depejche auf die 
Teftamentsänderung einzumwirfen, und daß diefe Einwirkung von 
Erfolg geweien fei. ES ftehe gar nicht feit, daR 3. E. gewußt 
habe, daß der Erblafjer das notarielle Zeftament errichtet habe. 
Revifion zurüctgewiefen. II, 7/96 vom 20. Mär;. 

593. Die Erblafferin war von dem Kläger zu Gotha durd) 
Landesherrliches Dekret geichieden. Sie hatte zuvor ein ZXeita- 
ment zu feinen Gunjten errichtet, und war demnädjft in Ober- 
ftein gejtorben. Die gegen die Inteftaterben erhobene Klage tft 
abgewiefen wegen des von biefen auf Grund Code 1046 und 
955? ausgefprocdenen Widerrufs wegen Mifßhandlungen ihrer 
Erblafferin. Wenn anzunehmen, daß im Falle des Art. 1046 die 
einfache Frift des Art. 957 für den Widerruf lief, jo würde die 
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Frift nur feit dem Todestage laufen Fünnen. Dieje Brift war Ungültigfeit 
gewahrt. II, 12/96 vom 27. März. an. 

594. Daß die Erblafferin nicht jelbjt mitteljt Klage wider- 
rufen hat, fteht den Widerflägern nicht entgegen. ‘Denn wollte 
man audy annehmen, daß dadurch die Vorausfegung einer Ver- 
zeihung bei legtwilliger Verfügung wie bei Schenkungen unter 
Lebenden begründet würde — Code 957 —, fo tft doch hier der 
Beweis des Gegentheild dadurch erbradjt, daß die Erblafjerin die 
letstwilfige Verfügung zu Gunften des Klägers durd) eigenhändiges 
Teftament widerrufen hat, das nur wegen Mangelhaftigfeit des 
Datums ungültig ift. II, 12/96 vom 27. März. Bol. 9. 

595. Die Mebergehung eines Notherben hat nad) Nov. 115 Notherbe. 
die Nichtigkeit eines Tejtaments zur Folge. Dafjelbe wird aber 
fraft der Rodizillarflaufel als ein den Intejtaterben auferlegtes 
Univerjalfideifommiß aufreht erhalten. ‘Das gilt auch, wenn die 
im Teftament übergangene Notherbin nad) Errichtung des ZTefta- 
ments geboren tft. — Dgl. Fein in Glül’8 Kommentar, Bd. 45, 
©. 358 ff. — III, 381/95 vom 6./13. März 96. 

596. Der Erblaffer hat feiner Ehefrau Befit, Genuß und Pflichttheit. 
Verwaltung de8 Nachlafjes, jowie die Verfügung darüber mit 
Ausnahme von Schenkungen an andere Perfonen als die Kinder 
des Zeitators eingeräumt. Die Kinder follen nad) dem ode 
der Ehefrau die Erbichaft gleichmäßig unter einander theilen; die 
Zodhter joll ihren Erbtheil erit nad) dem Xode ihres Chemannes 
ausgeantwortet erhalten. Bis dahin foll derjelbe von ihrem 
Bruder U. verwaltet, und e8 follen ihr unter Ausfchließung des 
Niepbraudhs des Ehemanns die Zinjfen gezahlt werden. Die 
Tochter beanfprucht den Pflichttheil, welcher 41023 Marf beträgt. 

Damit ift fie abgewiefen. Sie Hat nad) dem Tode des Vaters 
von der Mutter 100000 Marf, zahlbar nad) deren Tode, in- 
zwifchen hypothefarijch eingetragen, geichenft erhalten, unter anderm, 
weil fie durd die tejftamentarischen Beftimmungen ihres Vaters 
in hohem Grade benachtheiligt fei. E8 ift anzunehmen, daß die 
Mutter die Schenktung in der Abficht vorgenommen hat, die 
Klägerin wegen ihres Vatererbes entweder überhaupt oder in 
Höhe des gejchenkten Betrages im Voraus abzufinden, und daß 
die Klägerin die Schenkung mit Kenntniß von diefer Abficht an- 
genommen hat, Die Klägerin handelt argliftig, wenn fie den 
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Pflichttheil fordert, ohne die 100000 Mark zurüdzugeben, was fie 
nicht will. Revifion zurücigewiefen. IV, 290/95 vom 24. Febr. 96. 

597. Im Falle 611 wendete der Beklagte ein, daß die Mläger 
Duittungen ausgejtellt haben, in denen fie anerkennen, daß fie 
15000 Mark von dem Erblaffer erhalten haben, und daß fie da- 
durch wegen ihres Erb» nnd Pflichttheilsanipruds an den Nadj- 
laß ihres Vaters abgefunden feien. Der Erblaffer hat die Ur- 
funden mit unterzeichnet. Danad) hat diefer die ausgejprochenen 
Derzichte acceptivt; und es Liegen Erbentjagungsverträge vor, 
welche, weil fie den Pflichttheil mit ergreifen follten, nach 8. 484 
ALUR. D,2 der geridtlihen Form bedurften. Dem Anspruch 
auf Legung des Inventars ftanden fie alfo nicht entgegen. IV, 
262/95 vom 3. Febr. 96. 

598. Dgl. 560/62. Hat der Adoptirte nad) Abichluß des 
Adoptionsvertrages feinem Adoptivpater auf deffen Erklärung, daß. 
er jeine Ehefrau zur alleinigen Erbin einjegen wolle, erwidert, daß: 
er Erbanfprücde an deffen Nachlaß niemals geltend machen wolle, 
jo hat das die Bedeutung eines Erbverzichts, der aud) ohne be- 
jondere Form nad) Gemeinem Rechte gültig ift. Auf den hier- 
über zugejchobenen Eid war zu erfennen. III, 427/95 vom 
10. April 96. 

599. ©.R. Das Berufungsgericht hat nicht verfannt, daf 
eine Veräußerung von Erbichaftsfachen eine Einmifchung in den 
Nachlaf enthält, aus welcher der Wille, Erbe zu fein, zu folgern 
ift. E8 nimmt aber hier an, daß der nicht zur Ausführung ge= 
langte und nur von einem der Miterben neben anderen, nicht zu 
den Erben gehörigen Perjonen unterzeichnete Kanfvertrag und 
eine fpätere Vollmadt, obwohl fie fi) auf die zum väterlichen. 
Nachlaß gehörigen Kure beziehe, die Abficht nicht ergeben, die 
Erbichaft anzutreten, jondern ihre Erklärung darin finden, daß 
eine vorläufige Ermittelung über den Werth des Nachlafles und 
darüber beabfichtigt war, ob fich derjelbe vortheilhaft veräußern 
Yaffe, um danad) über Antretung oder Ausschlag der Erbidaft 
Entjcheidung zu treffen. Revifion zurücgewiejen. III, 383/95 
vom 10. März 1896. 

600. Der im 3.1886 verftorbene Rentier E. 8. hatte im 
3. 1884 mit den Beklagten einen Pitalitienvertrag abgefchloffen, 
in welchem er diefen gegen das Verfprechen Lebenslänglicher Ali- 
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mentation fein ganzes Vermögen überlafjen hatte. Zu den Erben 
des ER. gehörte der im 3. 1891 verftorbene Dienftmann I. 8, 
welcher von feiner Witwe und feinen Kindern beerbt if. Die 
Witwe fechtet den Vitalitienvertrag an, weil E. 8. zur Zeit des 
Abfchluffes geiftig nicht zurechnungsfähig gewejen jei, und begehrt 
die Herausgabe des E. K’ichen Nadjlaffes zu einer zu bildenden 
E. R’Tchen Nachlaßmaffe. Das Berufungsgericht hat die Klage 
abgewiejen, das Reichsgeriht hat aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Denn gegenüber 8. 151 W.X. R. L, 17 durfte die Klägerin nad) 
8.4 a.0.dD. ihr Imdividualreht ausüben. Inwiefern durch die 
Klage und die darauf ergebende Enticheidung die Rechtslage der 
übrigen Miterben oder die der Beflagten beeinträchtigt werden 
folfe, Täßt fie nicht erfehen. IV, 244/95 vom 16. Ian. 96. 

601. Daß die mehreren Benefizialerben de8 Schuldners 
jolidarifch zur Zahlung der geflagten Schuld verurtheilt find, ver- 
fett den 8.131 A.L.R 1,17 nicht. IV, 308/95 vom 5./12. März 96. 

602. 3. AS der Vater ftarb, waren fieben feiner Kinder 
anmwefend, ein außerdem erzeugter Sohn wurde jchon feit 13 Iahren 
vermißt. Die fieben Kinder haben die theilbaren Grundftüde im 
Stüd getheilt, indem fie erklärten, daß fie nicht anerfennten, daß 
der Achte noch am Leben fei. Die untheilbaren Grundftüce find 
jodann auf ihren Antrag vom Bürgermeifter verjteigert, jodaß 
die für den Fall der Betheiligung eines Abwejenden in B. X. 827, 
839, 459 und 460 enthaltenen Formvorichriften nicht beobachtet 
waren, Daraus war indeffen eine Ungültigfeit der Verjteigerung 
nicht abzuleiten, folange nicht der Beweis geführt wurde, daß der 
Achte noch lebe. Solcdher Beweis ift nicht unternommen; es ift 
deshalb angenommen, daß in jener Hinficht der Achte als Erbe 
nicht zu betrachten fei. IL, 17/96 vom 31. Mär;. 

603. Das Vorkaufsrecht, welches den Miteigenthümern nad) 
AU.R. I, 17, 8$.60 fg. zufteht, haben auch die übrigen Mit- 
erben, wenn ein Miterbe fein Erbichaftsrecht an einen nicht zur 
Erbengemeinihaft gehörigen Fremden verfauft. Dabei ift es un- 
erheblich, wenn die Klägerinnen, welche dies Vorfaufsrecht aus- 
üben zu wollen erklärt haben, von Anfang an beabfichtigt haben, 
die Erbengemeinfchaft durch Theilung und Verfilberung des Nadj- 
laffes aufzulöfen. Unerheblich auch, wenn der veräußernde Mit- 
erbe von den Klägerinnen über den Werth des Nachlafjes ge- 
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täufcht fein folltee Nac $S. 602, I, 20 haben die Klägerinnen 
nur diejenigen Verbindlichkeiten zu erfüllen, weldhe von dem DBe- 
Hagten feiner Verkäuferin gegenüber übernommen waren, nicht 
dasjenige, was er ihr nachträglich freiwillig darüber hinaus ge- 
geben hat; auch nicht dasjenige, was der Beklagte in bindender 
Verpflichtung feiner Berfäuferin mehr zu gewähren veriprocden 
hat, nachdem die Klägerinnen ihr VBorkfaufsredht auszuüben erflärt 
haben. IV, 414/95 vom 1. April 96. 

604. Der Fürbereibefiger G. war mit feiner Ehefrau nad) 
dem Chevertrage unter dem Syftem völliger Gütertrennung ver- 
heiratet. An feinem Nachlaß war diejelbe nach demjelben Ver- 
trage zu einem Viertel dem KEigenthum, zu einem Diertel der 
Nutnießung nach betheiligt. Sie blieb mit ihren minderjährigen 
Kindern im Alter von 3—7 Jahren in ungetheilter Gemeinfchaft; 
eine Vereinbarung, daß die Mutter das Geichäft, welches jpäter 
verpachtet worden ijt, für eigene Rechnung übernommen hätte, um 
daffelbe unter Bejtreitung der Koften aus eigenen Mitteln auf 
eigene Gefahr zu führen, ift niemals getroffen. Daß die Witwe 
im 3. 1870 vor dem Handelsgericht erklärt hat, fie führe das 
Geichäft fort, und daß fie im Handelsregifter als Inhaberin ein- 
getragen tft, betraf nur ihre Stellung nad) außen, ohne daß da- 
durch) die Antheilsberechtigung der Kinder berührt wurde. Auch) 
war die Witwe ohne Genehmigung des vormundfchaftlichen Ge- 
richt und des Familienraths Fraft ihrer Verwaltungsbefugniß 
nad) Code 450 zur Fortführung des Gefchäfts auch für die 
Minderjährigen berechtigt. Diefe Befugniß gab ihr ohne NRüd- 
fiht auf den ihr nach Art. 384 zuftehenden Nießbrauh am Ver- 
mögen ihrer Kinder, welcher fi) nur auf die Früchte erftredt, 
ohne Dispofitionsbefugniß über die Subjtanz, das Recht, aud 
über die Subjtanz der zum Gefchäft gehörigen Gegenftände zu 
verfügen, joweit ohne diefe Verfügung die ordnungsmäßige Ge- 
häftsführung nicht erfolgen Fonnte. Eine Tochter der G.’jchen 
Eheleute hat nach) ihrer Verheirathung geklagt unter anderm auf 
Berurtheilung der Mutter, den Anjchaffungswerth der im Nachlaf- 
inventar aufgeführten Mobiliargegenftände nad) Abzug der dort 
aufgeführten Naclafpafjiva in den Nadlaf einzuzahlen, nachdem 
hierüber in der Auseinanderfegungsverhandlung Streit entjtanden 
war. Damit ift fie abgewiejen. Denn die meiften diefer Gegen 
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ftände gehörten zum Gefchäft und waren dem Werhfel in der 
Fortführung des Gejchäfts unterworfen. Auf fie findet Code 452, 
453 feine Anwendung. Soweit foldje Gegenftände nicht zum 
Geichäft gehört haben jollten, hätten fie in der Klage aus- 
gefondert werden müffen, was nicht gejchehen ift. IL, 27/96 vom 
14./21. April. 

605. Ebenfo ift der weitere Antrag abgewiejen, feitzu- 
ftellen, daß auc) die Haushaltung nicht für gemeinfchaftliche Redh- 
nung der Klägerin und der übrigen Parteien geführt jei, eventuell 
die Koften der Haushaltung bezw. den Beitrag der Klägerin zu 
demfelben auf Grund jachverftändigen Gutachtens feitzuftellen und 
zu erfennen, daß darüber Hinaus die Haushaltung nicht für. ge- 
meinschaftliche Rechnung geführt fe. Die Abweifung mußte wegen 
großer Unflarheit des Antrags erfolgen. Er ift auch materiell 
unberechtigt, foweit Klägerin von der unrichtigen Rechtsauffaffung 
ausgeht, daß die Witwe, wenn ihre Einkünfte zum Unterhalt und 
zur Erziehung der Kinder nicht ausreichten, nicht berechtigt ge- 
wejen wäre, das Vermögen der Kinder in angemefjener Weife mit 
heranzuziehen. Weberdies bedarf e8 einer Scheidung, wieviel von 
dem Bermögen zur Fortführung des Gefchäfts verwendet ift. Die 
Grundlage dazu kann erit duch eine Rechnungslegung der Witwe 
über die gejammte Vermögensverwaltung gefunden werden. II, 
27/96 vom 14./21. April. 

606. Gemeinrechtlich ift der Vorempfang, wenigitens als 
Ganzes, al8 Werthguantum gedacht, fodaß er troß der Kollation 
feinen Theil der Erbmaffe bildet, der Konferirende diejen Ver- 
mögenswerth nicht erjt jett durd die Erbfolge erwirbt, fondern 
ihn jchon vorher ganz unabhängig von feiner Eigenfchaft als 
eines möglichen fpäteren Erben erworben hat. Das ift bedeutfam 
für die Beftenerung der Erbichaft, welche nad) dem Hamburger 
Gejege von dem reinen Betrage der Exrbjchaft erfolgt. VI, 24/96 
und 20/96 vom 18. Mai. 

607. AL.R. Der Rentier 8. hat als feine gefeglichen 
Erben jeinen Sohn, den Kaufmann R., und die Klägerin Hinter- 
laffen. Wegen einer Forderung des Beklagten an den Miterben 
RK. ift deffen väterliches Erbtheil und fein Anfpruc, an die Klägerin 
auf Zheilung des Nachlaffes und auf Herausgabe feines Antheils 
in Höhe von 9517 Mark für den Beklagten gepfändet und bezw. 
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ihm zur Einziehung überwiejen. Die Klägerin beanjprucht die 
Teftftellung, daß dem Beklagten Nedhte aus der Pfändung nicht 
zuftehen, weil der Miterbe 8. durd) die Zuwendungen feines 
Baters unter Rebenden bereits fo viel erhalten habe, daß er von 
der Erbfchaft abgefunden fei, oder daß dem Beklagten folche Rechte 
nur zuftehen, wenn die Berfteigerung de8 Nachlaffes mehr als 
328500 Mark ergibt. Die Klage tft abgewiejen, weil die zwilchen 
den Parteien jtreitigen Fragen nur im Auseinanderjegungsverfahren 
ausgeglichen werden Fönnen, in welchem auch die Klägerin den 
Offenbarungseid zu leiften hat. IV, 428/95 vom 21. Mai 96. 

608. Die „soulte” im Sinne von Code 2103? ift die 
Ausgleihung in Geld, welche ein Miterbe oder ein Xheilhaber 
an einer Gemeinfchaft anderer Art deshalb erhält, weil der ihm 
bei der Theilung zugewiejene Antheil an den unter die Theilhaber 
vertheilten Grundftücten oder anderen Gegenftänden weniger Werth 
hat als derjenige eines anderen Theilhabers. Cine soulte liegt 
auch dann vor, wenn ein ZTheilhaber die der ZTheilung unter: 
tworfenen Gegenftände ganz übernimmt und dafür den Anderen 
eine bejtimmte Geldfumme zu zahlen verjpricht. Ia jelbjt dann, 
wenn ein Theilhaber die Grundftücde oder einen Theil derjelben 
bei der zum Zmede der Theilung vorgenommenen Verfteigerung 
erworben hat. II, 356/95 vom 6. März 96. Dgl. 86. 

609. Daraus, daß in Code 888 für den VBerfauf, Taufch 
und Vergleich, welche behufs Befeitigung der Erbengemeinjchaft 
gejchloffen werden, nur der Anjpruch auf Refeiifion und nicht auf 
Ergänzung erwähnt ift, darf nicht gefolgert werden, daß die Er- 
gänzung wegen Weberjchens eines Nacjlaßgegenftandes nur im 
Falle der eigentlichen Theilung — Art. 887 — und nicht beim 
Berfauf u. |. w. gefordert werden dürfe. Hier hatten die Kinder 
eriter Che zum Zwede der Theilung ihre Erbrechte und Antheile 
an der Gütergemeinfchaft ihrer Eltern und am Nachlaß ihres 
verftorbenen Vaters ihrer Mutter verfauft,. Wie fich fpäter bei 
der Theilung des Nachlafles der in zweiter Ehe verftorbenen 
Mutter herausftellte, war aber ein Erjakaniprucd der eritehelichen 
Gütergemeinichaft an den Nachlaß des Vaters irrthümlich ftatt 
mit 40531 Marf 25 Pf. nur mit 3079 Marf 99 PF., aljo um 
37451 Mark 26 Pf. zu niedrig in Anja gebradit. Der Witwer 
und die Kinder zweiter Ehe haben auf antheiligen Erjag jener 
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Torderung wider die Kinder erfter Ehe geklagt; und diefe find 
verurtheilt. II, 19/96 vom 10. März. 

610. Gem. R. Die Beklagten hatten von der Erblafferin 
mittelft einer ungültigen Schenkung von Todes wegen das ganze 
Vermögen zugewendet erhalten. Kläger haben Herausgabe des- 
jelben gefordert. Die Klage ift als Erbichaftsflage nicht be- 
gründet, denn die Beflagten wollen nicht Erben fein. Sie bejiten 
auch nicht pro possessore, da fie die Schenfung für gültig hielten. 
Da aber im Antrage aud) die Anerkennung der Nichtigkeit der 
Scenfung gefordert und in der Klagbegründung erwähnt ift, daß 
die Beklagten zum Nachtheil der Kläger bereichert jeien, fo läßt 
fih die Klage al8 condictio sine causa aufrecht halten, gegen 
deren Subftantiirung nicht fpricht, daß die einzelnen Gegenftände 
nicht angegeben find. Denn es handelt fi) um eine Vermögens- 
maffe. Sedenfalls Tiegt fo viel vor, daß zu fragen war. III, 
325/95 vom 7. Febr. 96. 

611. U.R.R. Der Erblaffer Hatte in feinem Zeftamente 
vier feiner Kinder durch die ihnen gezahlten je 15000 Mark von 
jeinem Nadlaffe für abgefunden erklärt; der Beklagte folle den 
ganzen Nachlaf erhalten. Drei der Kinder erklärten fich im Pflicht- 
theil verlegt und forderten von dem Beklagten, der fih im Befik 
des Nachlaffes befindet, Legung eines Nachlaßinventare. Dazu 
iit er verurtheilt; die Pflichttheilsberechtigten haben den Anipruc, 
aud) wenn fie al8 folche forderungsberechtigt find. Und fie brauchen 
zur Begründung ihres Anfpruhs nicht nadjzuweifen, daß fie im 
Pflichttheil verlegt find. IV, 262/95 vom 3. Febr. 96. Vgl. 597. 

612. Nad) dem Urtheil des Kammergerichts im Fall 552/553 
ift der Überlebende märfijche Ehegatte, welcher eine rechtzeitige Er- 
Hörung über den Erbichaftsantritt unterläßt, al8 Benefizialerbe 
anzufehen, und er verliert unwiderruflich das Recht, der Erbichaft 
zu entjagen, wenn er formgeredht erklärt, mit feinen Miterben 
nad) dem Statut theilen zu wollen. Er muß dann fo theilen 
und zu dem Zwede Inventar über beide Vermögensmaffen legen. 
Der beklagte Witwer hat nun zwar beim Nachlaßgericht fchriftlic) 
erklärt, er fei der Ordnung wegen bereit, mit feinen Kindern den 
Erbtheil feiner verjtorbenen Ehefrau zu theilen. Er hat dann 
aber fpäter der Erbichaft entjagt. Das wurde hier für zuläffig 
erachtet, weil der Ehemann bei der erften Erklärung irrthümlic) 
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geglaubt habe, er habe mit feiner Ehefrau in Gütergemeinichaft 
gelebt, und nicht angenommen habe, daß auf feine Güterverhält- 
niffe die märfifchen Statutenvorjchriften anzuwenden feien. SIene 
Erflärung enthalte deshalb, zumal bei ihrer Unbejtimmtheit, Feine 
Ausübung des Wahlrechts, nach dem Statut erben zu wollen. ‘Da 
in Folge der wirffamen Erbichaftsentfagung des Beflagten eine 
Verpflichtung defjelben nicht beiteht, fein eigenes Vermögen in die 
Theilungsmafje einzumwerfen, fo entfällt auch jede Verpflichtung 
für ihn, Auskunft über fein eigenes Vermögen durd) Vorlegung 
eine® Inventars zu geben. Revifion, zum Theil wegen der Ir- 
revijibilität des Provinzialvechts, abgewiejen. IV, 352/95 vom 
12. März 96. 

613. Durd) Verfäumnißurtheil vom 17. Oft. 1895 war ber 
Beklagte verurtheilt, dem Pfleger der Defcendenz feines Sohnes 
ein Inventar über den zur Zeit des Todes feiner eriten Ehefrau 
vorhanden gewefenen Nadjlaß derjelben zu legen und daflelbe eid- 
ih zu befräftigen. Das Urtheil wurde auf den Einfprud) des 
Revifionsbeflagten aufrecht erhalten. Denn durch wechjelfeitiges 
Teftament der Cheleute war fowohl für den Fall der Wieder- 
verheirathung al® für den Tod des überlebenden Chegatten ein 
Tideifommiß auf den Veberreft angeordnet. Das Inventar fann 
aber aud) der auf den Ueberreit Subjtituirte von dem Fiduziar 
fordern; und durch die Beitimmung, daß die Verwaltung des 
überlebenden Ehegatten von aller Auffiht und Rechnungslegung 
befreit fein follte, war er von jener Verpflichtung nicht entbunden. 
— Bol. BB. XL, 539 (R. ©. €, Bd. 27, ©. 220). — Das In- 
ventar ift zum Nachweis der etwa vom Fiduziar vorgenommenen 
Schenfungen unter Yebenden, zu denen er nicht befugt ift, von 
Bedeutung. Die Manifeftationspflicht ift auh nah WU. ©. Od. 
I, 22, 8. 28 nicht auf den Fall befcdhränft, daß jemand einen In- 
begriff von Sachen herausgeben foll, jondern erftreckt fich auch 
auf den Fall, daß er folchen anzeigen fol. Im Zeftament war 
bejtimmt, daß dem Beklagten fein Sohn Marimilian fubftituirt, 
die Hälfte von deijen Erbtheil aber den Enfeln erhalten bleiben 
jol. Die Dejcendenz von Marimilian hat dadurch ein felb- 
jtändiges Recht auf das Inventar erlangt, und dies ift gegen den 
Beklagten gerichtet, welcher fi) im Befige des Nachlaffes befindet. 
Daß er ein gerichtliches Inventar aufnehmen laffen wolle — 
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8.ATOA.UR. I, 12 —, dazu hat fih Bellagter in den VBor- 
inftanzen nicht erboten. IV, 379/95 vom 27. April 96. Vgl. 564. 

614. Das Berufungsgericht hat gegenüber der Negrekklage, 
welche zwei Miterben gegen die Erben eines Tejtamentsvollftreders 
auf Erfaß erhoben hatten, der Einrede ftattgegeben, daß Kläger 
aus dem Nachlaß der Ehefrau W. jchon mehr als ihnen gebührte 
erhalten haben, weil der Meberfchuß zu den Kojten eines von dem 
ipäteren Teftamentsvollftredter für ihre Rechnung wider den Zeita- 
mentsvollftreder des Ehemanns W. geführten Prozeffed verbraudht 
fei. Aufgehoben, zurücverwiefen. Die Koften eines von einem 
Teftamentsvolfftreder als jolchem geführten Prozefles find nad) 
Gem. R. zunädjft allemal zu Laften des Nachlaffes als jolchen, 
d. h. fämmtlicher Miterben pro rata. Die Kläger waren aber 
nur Miterben zu zwei Dritteln. Freilih war die dritte Miterbin 
zugleich Erbin des Chemanns, und der Prozeß wurde gegen den 
Teitamentsvolljtreder des Nachlaffes geführt. Aber daraus würde 
nicht folgen, daß nun die anderen Miterben die Prozepkojten auch) 
zu diefer Duote tragen müffen, fondern nur, daß die dritte Mit- 
erbin den Zeftamentspollitreder wegen fehlerhafter Verwaltung des 
Nacjlaffes der Frau W. zu der ihr zuftändigen Duote verantiwort- 
(ih) machen Fünnte. SZweifelhaft erjcheint e8 nur, ob nicht der 
Theil der Koften der Berufungsinftanz den Klägerinnen ausfchließ- 
ih anzurechnen ift, welche entjtanden find, nachdem der Xefta- 
mentsvollftreder eine nicht progeßgerecht feitgejtellte Erklärung ab- 
gegeben hat, daß er den Prozeß für Rechnung jener zwei Miterben 
führe. VI, 192/95 vom 6. Febr. 96. 

615. Eine Arglift, betrügliches Verhalten oder Untreue war 
darin nicht zu finden, daß die Tejtamentspollftrederin und Mit- 
erbin, welche durd) das Tejtament der Erblafferin legitimirt war, 
die Grundftüde öffentlich meiftbietend zu verfaufen, diejelben, an- 
geblih unter ihrem wahren Werthe, ihrem Sohne ale Meift- 
bietendem zugejchlagen hat. Die übrigen Miterben haben es fic) 
jelbjt zuzufchreiben, daß fie nicht bei der nach erfolgter Be- 
fanntmahung des Berfteigerungsterming durdy mehrere öffentliche 
Blätter ftattgehabten öffentlichen Verfteigerung, bei der fid) fogar 
einzelne von ihnen betheiligt haben, durch Mitbietung den Preis 
auf die von ihnen gewünjcte Höhe gebracht haben. Fahrläffig- 
feit der Zeitamentspolfftrederin war nicht in Betracht zu ziehen, 
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weil fo weit unzuläffige Klagänderung vorlag. V, 261/95 vom 
12. Tebr. 96. 

616. Zwar darf das Berufungsgericht, wenn ed die Ab- 
Ihätung durd) die gehörten Sadjverftändigen für unrichtig hielt, 
die Entichädigungsfumme auf Grund der ftattgehabten Verhand- 
fung und des Beweisergebnifjes nach freier Ueberzeugung jelbft 
feftjegen, wie fih aus $. AO des preußifchen €. ©. ergibt, ber 
im Wesentlichen mit SS. 259 und 377 &. PB. DO. übereinftimmt. 
Auc verfennt da8 Berufungsgericht nicht, daß dem igenthümer 
der Werth erjett werden foll, den das enteignete Grundftüf für 
ihn Hatte. Das Urtheil entbehrt aber, foweit es die Entfchädigung 
in der geforderten Höhe abweift, der ausreichenden Begründung, 
injofern e8 auf die bloße abjtrafte Möglichkeit NRücficht nimmt, 
daß das Grundftüd einmal nicht mehr in der bißherigen nut- 
bringenden Weife al8 Lagerplag hätte benußt werden Fönnen. 
Soldhe Möglichkeiten pflegt auch der Käufer bei feinem Gebote 
nicht in Anfchlag zu bringen. Hier wurde nicht dargelegt, daß 
beftimmte Gefichtspunfte für die Annahme Sprechen, bezüglich der 
am Bahnhof Solingen beftehenden Einrichtungen jet eine Aende- 
rung, insbejondere eine Verlegung der Abladegeleife zu erwarten, 
welche dem enteigneten Bauplate die Eigenfchaft al8 Lagerplat 
hätten entziehen können. II, 303/95 vom 24. Yan. 96. 

61T. Das Grundftük des Klägers wird auf zwei Seiten 
von den feitgeitellten Sluchtlinien durcchhichnitten. Nad) Nieder- 
fegung der auf den zur Straße bejtimmten Grundftüdstheilen 
jtehenden Gebäude ijt die Entihädigung von dem Polizeipräfidium 
feftgeftellt und gezahlt. Auf die vom Eigenthüner erhobene Klage 
hat da8 Berufungsurtheil eine weitere Entjchädigung von 105303 
Mark nebft 5 Proz. Zinjen feit dem Tage, an welchem der Stadt 
die Freilegung angezeigt ift, zugeiprochen. Revifion beider Xheile 
zurüdgewiefen. Da bei Veranfchlagung der Werthöverminderung 
des Neftgrundftüds die Werthserhöhung nicht angerechnet werden 
darf, welche aus der Enteignung dem Grundftüc ebenfowohl wie 
den nicht von der Enteignung betroffenen Nachbargrundftüden 
weiter erwächlt, fo ift mit Recht bei der Ertragsberechnung die 
Erhöhung außer Anja gelaffen, welchen die Meiethöwerthe der 
auf dem Grundftük zu errichtenden Gebäude dadurd) erlangen, 
daß die Straße verbreitert if. ES ift auch nur die Höhe der 
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Gebäude in Rechnung gezogen, welche diejelben an der fchmaleren 
alten Straße haben dürfen. An der Südfeite dürfen zwar feine 
Ausgänge, wohl aber Fenfter, wie auch jchon früher, angebracht 
werden. Der Kläger will, daß auf dieje Fenfter Feine Rückficht 
genommen werden dürfe, weil, wenn die abgetretene Parzelle von 
2013 Quadratmeter nicht zur Öffentlichen Straße beftimmt wäre, 
bei einer Bebauung der Reftparzelle entweder auf der Grenze 
eine Wand ohne Fenfter hätte errichtet werden müffen, oder die 
Wand mit Fenftern 5,34 Meter hätte zurücbleiben müfjen. ‘Da- 
mit wurde der Kläger nicht gehört. Denn er hat Fein Recht 
darauf, daß fingirt werde, ein Vortheil, welcher bei den neuen 
Straßenanlagen erhalten bleibt, jet in Wegfall gefommen. Un- 
erhebli, daß der Kläger, welcher die neue Straße für fein 
Grundftüd benuten darf, auch zu den Koften der Straßenanlage 
al8 Anlieger beizutragen hat. V, 242/95 vom 29. Ian. 96. 

618. Das Berufungsgericht Hat den Werth der enteigneten 
Trennftüce dadurd) gefunden, daß e8 ermittelte, welche NKeinerträge 
die Ausführung eines Bauprojefts liefern würde, das im Alt- 
Ihluß an die unberührt bleibenden werthvollen Gebäude, die auf 
dem von den Bauflucdhtlinien nicht berührten mittleren Theile des 
Grundftücds ftehen, auf den durd) die Enteignung bewirften nörd- 
lichen und füdlichen heilen in ihrer urfprünglichen Ausdehnung 
ausgeführt würde, und diefe dann vergleicht mit dem Ergebniß, 
welches fi) unter Benusung des verfleinerten Zerrains ergibt. 
Die höheren Reinerträge find dann fapitalifirt. Dabei ift er- 
wogen, daß die Ausführung des Baues zwei Jahre dauern würde. 
Der Enteignete würde alfo erjt nad) Ablauf diejer zwei Iahre 
die Nutung der NReinerträge erlangen. Andererfeits, daß die ab- 
zuziehenden Baufojten im Laufe der Bauzeit aufgewendet werden. 
E8 find deshalb dort zweijährige Zwilchenzinjen des Tapitalifirten 
Werthes zu 5 Proz. in Abjag gebradht, von dem Reftbetrag ift 
der um einjährige Zmiichenzinfen verkürzte Baufoftenbetrag in 
Abzug gebradt. Das tft eine Forrefte Rechnung. V, 242/95 
vom 29. San. 96. 

619. Zur Verbreiterung von Straßen find von Univerfitäts- 
grundjtüden Theile abgejchnitten. Der Bezirksausfhuß Hatte 
40 Marf für den Dundratmeter der einen und 60 Mark für den 
Duadratmeter der anderen Barzelle als Enteignungspreis feft- 
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geftellt; das Berufungsgericht hat auf 27 Mark und 40 Mark 
erfannt; das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdverwielen. Die 
Annahme ift nicht zu beanftanden, daß bei Grundftüden von 
einer größeren Ziefe der vordere, an der Straße belegene Theil, 
welcher bebaut werden Tann, einen höheren Werth Hat als der 
hintere, nicht mehr bebaubare Theil; und daß, wenn das Reit- 
grundftüc noch bebaut werden Tann, ohne daß das zu errichtende 
Gebäude durch die Abtrennung des enteigneten Theil® beeinträchtigt 
werde, der Fall fo anzufehen fei, wie wenn vom hinteren Theil 
ein Stüd Land abgetreten fei. Allein das eine Reftgrundftüc ift 
von der Univerfität jelbft mit einem Imftitutsgebäude befett, das 
mit feinen Seitenflügeln bis zu der Grenze reicht, Hinter welche 
nicht gebaut werden durfte, um dem anftoßgenden Laboratorium 
nicht das Licht zu nehmen, und nad, ihrer Behauptung würde 
da8 Gebäude anders eingerichtet fein, wenn die Parzelle an der 
Straße nicht abgejchnitten wäre. Beltand aber die Möglichkeit, 
das Grundftüd in einer Weife auszunuken, daß die enteignete 
Fläche ald Baugrund verwendet wurde, fo tft dafjelbe aud) jo zu 
entichädigen. Derfelbe Grundfat war bei der anderen Parzelle 
zu berüdfichtigen, zumal dort 10 Meter wegen des anftoßenden 
zoologischen Imftituts Tiegen bleiben mußten, jo daß nad) der 
Enteignung nur 17 Meter Tiefe zur Bebauung übrig bleiben. 
Wenn die Bellagte fid) dadurd) helfen Fann, daß fie den Käufern 
eine die Bebauung der hinteren 10 Meter ausfchließende Grund- 
dienjtbarfeit auflegt, jo wird fie nur einen um fo geringeren 
Kaufpreis erzielen. V, 366/95 vom 11. März 96. 

620. Das an der Elbe in Budau belegene Grundftüd der 
Klägerin wird von der Zweigbahn Budau-Magdeburg der Länge 
nad) jo durdhichnitten, daß ein verhältnißmäßig jchmaler Streifen 
längs der Elbe von dem Grundftüd abgefchnitten if. Nachdem 
im Gnteignungsverfahren nur eine Geldentichädigung feitgejtellt 
war, ift auf erhobene Klage der Eifenbahnfisfus weiter zur 
Uebernahme des bisher zu Holzlagerpläßen benutten Zheild des 
Srundftüds, d. i. des abgefchnittenen Streifens an der Elbe und: 
eines fartenmäßig feitgeftellten Theil® von dem weftlid) der Bahn 
belegenen Areal verurtheilt, unter Vorbehalt des Verfahrens über: 
die Höhe der dafür zu zahlenden Summe ($. 276 €. P. O.). 
Wenn auch zu unterftellen wäre, daß der bisherige Berkehr der: 
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Eifenbahn noch mit einer zwedmäßigen Benutung der Holzpläße 
verträglich fei: jo wäre deren Inhaber zu Feiner Zeit ficher vor 
Störungen durd Einftelung von Sonderzügen und Beförderung 
von Wagen mit Pferden; es Tiege die Möglichkeit einer Weiter: 
führung der Bahn, fowie eine jonftige Verfehrsfteigernng vor. 
Beflagter hat e8 auf richterliches Befragen abgelehnt, eine 
Garantie hiergegen zu übernehmen. Auch im Rahmen der gegen- 
wärtigen DBetriebsweije fei eine Verfehrsiteigerung nicht aus- 
geichloffen. Diefe die Brauchbarfeit der Holzpläte wefentlich be- 
einträchtigenden Störungen rechtfertigen das Verlangen der Klä- 
gerin nach Uebernahme der Holzpläße, da Klägerin nad) SS. 25, 
31 des €. ©. die Mebernahme der Holzlagerpläte bei der Tpäter 
eintretenden Unbrauchbarfeit nicht mehr verlangen Fünne, Die 
Uebernahme habe fich auch auf die auf dem ftreitigen Grundftücde 
jtehenden Gebäude zu eritredien, aud) joweit fie nicht zu Sweden 
des Holzgejchäfts benutt wurden. Denn für ihre Weiterbenutung 
nad) ihrer bisherigen Beitimmung al8 Speicher und Stallung 
für ein Mehl-, Tutter- und Getreidegefhäft war die fortdauernde 
Verbindung mit der Elbe jo wejentlid) wie für das Holzlager- 
geihäft. Aevifion zurücgewiefen. V, 296/95 vom 18. März 96. 
621. Die Enticheidung verlett nicht S. 9, Abi. 1 des E&. ©. 
Denn die zwedentiprechende Weiterbenugung des Reftgrundftüce 
wird aud) hier durd) die Zerftüdelung in Folge der Abtretung 
des enteigneten XTheile® verurfacht, wodurd) die Verbindung mit 
der Elbe abgejchnitten wird. E8 bejteht num feine Sicherheit, 
daß diefer Nachtheil wieder dadurch befeitigt werden Tann, baf 
der Klägerin der Uebergang über die Bahn unter Anlegung von 
Schleppitreden auf geneigter Ebene, auf denen größere Hölzer 
durch Pferdefraft direft von dev Elbe auf den höher gelegenen 
Lagerplag gefchleift werden, überhaupt der Transport von Hölzern 
über die Bahn geftattet wird: weil folche Benugung durd) häufige 
Unterbredjungen, wie fie der Bahnbetrieb herbeiführt, erjchwert 
wird. Auch Handelt es fich nicht wie im Tall II, 9/85 vom 
4. Dec. (Bd. II, 1268) um ungewiffe Möglichkeiten, fondern um 
gegenwärtige Gefahren. Endlich bedarf es nicht einer neuen Ent- 
eignung, vielmehr ift die Mebernahme des Reftgrundjtüds eine 
Tolge der alten Enteignung, jo daß darüber in dem anhängigen 
Berfahren zu befinden ift. V, 296/95 vom 18. März 96. 
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622. Im Falle 103 find von dem Grundftüd zum Zivede 
der Anlegung einer ftädtifchen Straße 851 Quadratmeter enteignet. 
Die Eigenthümer haben 20000 Marf Entihädigung gefordert, 
das Berufungsgericht hat 1600 Marf Entfhädigung zugefprocden. 
Auf die Repifion der Kläger ift das Urtheil aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. Das Berufungsgericht erachtet den Werth durch den 
Entihädigungsaniprud) der beflagten Stadt als Inhaberin der 
dinglichen Rechte fo weit herabgemindert, als er dem Werthbetrag 
gleichfommt, welcher fi) ergibt, wenn man nur die vom Unter- 
fagungsrecht der Stadt nicht berührte Benugung der Berechnung 
zu Grunde legt. Da eine Benugung zur Braunfohlenformung 
unventabel fein würde, hat das Berufungsgericht die Benukung 
duch Anpflanzung hocdhftämmiger Obftbäume zu Grunde gelegt. 
Allein das Berufungsgericht geht fehl, werrn e8 das Intereife der 
Stadt ald Unterfagungsberedhtigten dem Intereffe des Befigers, 
der dem Unterfagungsrecht zuwiderhandelt, gleichiekt. Die Be- 
lajtung Tann für den Grundeigenthümer ehr läftig, das ding- 
fihe Recht für den Servvitutberedhtigten nur von geringem Werth 
fein. Der Servitutberechtigte fann aber nah € ©. 8.11 immer 
nur feinen Schaden berechnen, der von dem dem Grumndeigen- 
thümer zufommenden vollen Werth des unbelafteten Grundftücs 
abzujegen ift. Weberdies ift für die Berechnung des Werthes des 
Rechtes der Stadt der in 103 am Ende angegebene Gefichtspunft 
maßgebend. Endlich war der durch die Enteignung herbeigeführte 
Meiinderwerth des Reftgrundftüde zu berücdfichtigen, da die Kläger 
behauptet haben, dafjelbe fei ganz werthlos geworden. V, 401/95 
vom 1. April 96. 

623. Im Fall Bd. XIII, 577 Hat das Berufungsgericht nad) 
anderweitiger Verhandlung den Beflagten verurtheilt, auf feine 
Koften binnen einer Frift von neun Deonaten einen Durdjlaß 
von jech8 Meter Weite und im Anfchluß hieran einen gleichweiten 
offenen Durchitih durch die fisfalifche Bodenablagerungsftätte 
innerhalb des Bahndammes zwifchen der Wupperbrüde und dem 
Qunnelvoreinfchnitte nach den Angaben des zuzuziehenden jadjver- 
ftändigen Baumeifterd an der von den Klägern zu bezeichnenden 
Stelle herzuftellen, ferner an Kläger eine Summe von 2000 Mart 
nebft Zinjen zu zahlen. Revifion zurücgewielen. $. 7 des Pr. 
Enteignungsgejeßes vom 11. Suni 1814: „Die Entjchädigung wird 
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in Geld gewährt“, ift nicht verlegt. Denn, indem das Gericht 
die Anlegung eines Durchlaffes anordnet, regelt e8 nicht die Ent- 
ihädigung für einen bereits entitandenen Schaden, jondern ordnet 
eine Maßregel an, welche dazu dienen foll, dem Eintritt von 
Schaden vorzubeugen, und zwar eine Maßregel, zu deren Her- 
ftellung der Beklagte fi) erboten hat. ‘Der Minderwerth, welcher 
dem Reftgrundbefig der Kläger durd die Entziehung eines Theiles 
der Wafferkraft der Wupper erwachjen tft, Täßt fi) zwar au 
jest fhon in Gelde fchäten, immerhin hat diefe Schäßung zum 
Gegenftande nicht die Wirkungen einer Beichränfung in bereits 
ausgeübter Benutung, fondern nur die Folgen einer Beichränfung 
der Benugungsfähigfeit, und fofern diefe Beichräntung bis zur 
Veftfegung der den Klägern gebührenden Geldentjchädigung be- 
feitigt wird, fällt auch der Anfpruh auf Entichädigung dahin. 
Hat der Beklagte den Klägern noch feine Grundgeredhtigfeit ein- 
geräumt, fo hat er fi) doch durd) den Eventualantrag in der 
Berufungsinftang dazu bereit erklärt, und e8 kann den Klägern 
nicht die Befugniß zuerkannt werden, diefe Bereiterflärung ab- 
zulehnen, folange das gerichtliche Abfchägungsverfahren nod 
ichwebt. Sollte der Beklagte dem Urtheil nicht oder nur unvoll- 
ftändig Folge leiften, jo würde feine Erjaßpflicht wieder aufleben. 
Und bei einer Nichtmitwirkung de8 Sacdjverftändigen würde nur bie 
Trage entjtehen, ob die von dem Bellagten nad) eigenem Er- 
mefjen herzuftellende Anlage den Bedürfniffen der Kläger ent- 
Spricht, aljo der Entitehung von Schaden vorgebeugt ift, oder ob 
das Gegentheil der Fall und damit die Entichädigungspflicht des 
Bellagten gegeben ift. IL, 347/95 vom 14./21. April 96. 

624. Der Hagende Rittergutsbefiger in Klein-Dttersleben ift 
mit Grundftüden auch in Lemsdorf angefeffen. Diefe werden 
von der im %. 1889 fjtattgehabten NRayonfeititellung für das 
Zwilchenwerf 3° der Feitung Magdeburg betroffen. Die Feft- 
itellung des NRayonplanes, der Beginn und Ablauf der prä- 
Hufivifchen Srift von jech® Wochen für die Anmeldung der Ent- 
Ihädigungsanjprüche bei der Kommandantur find durch die ©e- 
meindevorjtände öffentlich befannt zu machen. — 88. 11 und 39 
des Neichsgejeges vom 21. Dec. 1871. — Solde Bekanntmachung 
it in Lemsdorf „in ortsüblicher Weife durch die Schelle‘ erfolgt. 
Der Kläger Hat feine Entjcehädigungsanfprüde erft nad) Ablauf 
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der fechswöcigen Frift angemeldet; er war aljo präfludirt. Daß 
in anderen Fällen die Forenjen befonders benachrichtigt find, war 
für diefe Feine Art ortsüblicher öffentliher Belanntmahung. 
Als folhe und auch für die Forenjen bindend fan nur die mit 
der Schelle angejehen werden, da eine andere Art öffentlicher Be- 
fanntmachung in Lemsdorf nidht ortsüblich war. V, 240/95 vom 
29. Ian. 96. 

625. Bon den Grundftücden des Klägers find 1365 Quadrat- 
meter zu der Sfaliter Straße in Berlin gezogen. Bei dem 
Entihädigungsfeitfegungsverfahren fam zur Sprade, daß die 
Baufluchtlinie nach einer nod) nicht allgemein zur Kenntniß ge- 
fommenen Kabinetsordre vom 20. Suni 1865 fo feitgejett ift, 
daß dadırd) von den Grundftücden des Klägers nod) zwei weitere 
zu VBorgärten beftimmte Streifen von 292 Quadratmetern ab- 
gefchnitten werden. Danach find die Pläne ergänzt, von der Bau- 
deputation an den Kommiffar zurücgefandt und von diefem dem 
Kläger eröffnet. Eine Entichädigung für diefe 292 Duadratmeter 
ift aber nicht feftgefeßt; die Klage auf 25696 Mark ijit ab- 
gewiejen; Revifion zurücgewiefen. Auf 8. 13 des Fluchtlinien- 
gefeße8 Tann die Klage nicht gejtütt werden, weil die Bauflucht- 
linie bereit durch Kabinetsordre vom 20. Juni 1865 feitgejett 
it, auf das Enteignungsgejeg nicht, weil nur die zur Straße ge- 
zogenen 1365 Quadratmeter den Gegenftand des Enteignungs- 
verfahren bildeten. Die Baubeichränfung bezüglich der 292 Duadrat- 
meter würde, falls fie bereits befteht, nicht eine Yolge der Ent- 
eignung der 1365 Quadratmeter fein, fondern der Kabinetsordre. 
Entjehädigungsanfprüche würden aljo nur auf $$. 74,75 Einl. ;. 
AÜUR, 88.295; LT, EWUUNR; $. 4 des Gefehed vom 
11. Mai 1842 und Art. 9 der Pr. Verfaffung zu gründen fein. 
Allein die Eigenthumsbeichränfung bezüglich des Vorgartenlandes 
entjteht erjt in dem Augenblide, in welchem die Kabinetsordre 
von der zuftändigen Behörde dem Kläger gegenüber zur An- 
wendung gebradit it. Dazu genügt nicht die, wenn auch amt- 
liche, Mittheilung de8 Bebauungsplanes oder des bezüglichen 
Theiles deffelbden an den Eigenthümer. Vielmehr bedarf e8 dazu 
der Kundgebung des auf die Durchführung des Planes gegen- 
über dem Grundftüd gerichteten Willens der Behörde. Das liegt 
bisher noch nicht vor. V, 222/95 vom 15. San. 96. 
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626. Der Kläger hat ein Haus und einen daneben liegen- 
den Garten, ber von der Straße durd) eine Mauer abgegrenzt 
war, gefauft. Er hat im 3. 1893 das Haus niedergelegt, die 
Mauer abgebroden und auf dem gefauften Terrain drei Neu- 
bauten errichtet. Ein längs der Straße liegender Zerrainitreifen 
von 61 Quadratmetern ift liegen geblieben; wegen 17,16 Duadrat- 
meter, auf welden früher das Haus ftand, hat die Stadt 
das Inteignungsverfahren eingeleitet. Weil auch die übrigen 
43,84 Quadratmeter, welche früher einen Theil des Gartens bil- 
deten, in die fehon von dem Gefeß vom 2. Iuli 1875, und in 
den 1880er Jahren von neuem fejtgejette Fluchtlinie fielen, be- 
anfpruchte Kläger VBerurtheilung der Stadt, das Enteignungs- 
verfahren auch wegen diefer 43,84 Duadratmeter herbeizuführen. 
Damit ift er abgewiejen;, NRevifion zurüdgewiefen. Denn ein 
Verlangen ber Abtretung für den öffentlichen Verkehr war von 
der Stadt nicht gejtellt; vielmehr hat die Stadt die Uebernahme 
abgelehnt und dem Kläger eröffnet, daß ihm unbenommen fei, 
jene 43,84 Duadratmeter durh eine Mauer oder einen Zaun 
von der Straße abzufchließen. $. 13, Abi. 1 des Gefekes Tiegt 
alfo nicht vor. Ebenjowenig $. 13, Nr.2. Denn die Garten- 
mauer ift Fein Gebäude. Als ein dem Gebäude gleichitehendes 
Zubehör fünnen aber nur folche unbebaute Grundftücdstheile gelten, 
welche ihren wefentlichen Werth und ihre wejentliche Bedeutung 
ledigli) in ihrem Verhältniß zu dem Gebäude haben, wie ein 
umfjchloffener Hof oder ein unbebauter Gang, nicht aber lediglich) 
angrenzende Grundftüde, die, wenn fie auch zu dem Gebäude ge- 
hörten und mit demfelben benutt wurden, doc als folche einen 
jelbjtändigen Werth und jelbjtändige wirthfchaftlihe Bedeutung 
auch ohne den Zufammenhang mit dem Haufe haben. Das ergibt 
fi) auch aus dem Kommiffionshericht des Abgeordnietenhaufes, 
Drudjaden 1875, Nr. 279, Bd. 3, ©. 1708. I, 1/96 vom 
17. März. 

627. Durch das Pr. Gefeß vom 20. April 1892 ift die 
Zragung der Koften der örtlichen Polizeiverwaltung, welche in 
Städten von einer Föniglichen Behörde geführt wird, neu ge- 
regelt. Die Stadt Breslau fonnte deshalb den Aniprud) auf Er- 
Itattung derjenigen Penfionen, welche fie an Mitglieder des ftädti- 
hen Nadhtwachtlorps zu zahlen hat, die vor dem Inkrafttreten 
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des Gejeßes in NRuheftand getreten find, nicht darauf gründen, 
daß fie bi8 dahin die Polizeiverwaltung im Auftrage des Staates 
geführt, und mit dem Widerruf des Auftrags für diefen die Pflicht 
eingetreten jet, die Stadt von den in Folge des Auftrags über- 
nommenen Koften zu entlaften. Das Gejek ift, wie fich aus feiner 
Entftehungsgefchichte ergibt, dahin zu verftehen, daß der Staat 
die Penfionen der nicht in die ftaatliche Polizeiverwaltung über- 
nommenen Nachtwachtbeamten nicht zu zahlen hat. Allerdings 
hat bei den gefeßgebenden Faktoren der Rechtsirrthum vorgeherricht, 
die von dem Staate nicht übernommenen Nachtwachtbeamten würden 
in Folge der mit ihnen vereinbarten Kündigung aus dem ftädtt- 
ihen Dienfte entlaffen werden fönnen. Aber dies Motiv ent- 
fräftet den gejeßgeberifchen Willen nicht. Das fpätere Abkommen 
zwifichen Staat und Stadt hat diefer vorläufig das Nadhtwacht- 
wejen überlaffen, um daffelbe erjt allmählich in die ftaatliche Ver- 
waltung überzuführen. Der Staat hat aber in diefem Abkommen 
nur die Verpflichtung übernommen, der Stadt die durd die Ver- 
waltung entftehenden Koften zu exjegen. IV, 357/95 vom 
30. März 96. 

628. Die Aktie im Sinne der ausgeftellten Urkunde ift 
Werthpapier, an welches das Aktienrecht in Betreff feiner Aus- 
übbarfeit und Begebbarfeit gebunden und in ihr verkörpert ift, 
nicht bloß die Urkunde über Mitgliedfchaftsrechte. Ohne Ned)ts- 
irrthum Hat das Kammergericht angenommen, daß die von der 
Deutihen ZTreuhandgefellichaft zu Berlin umgefchriebenen certi- 
ficates of shares an füdafrifanifche Minengefellfchaften Aktien 
find. Da die Gefellichaftsantheile gleichmäßig je 1 Pfd. Sterl. 
betragen, fo ftellt eine Urkunde, welche über mehrere Antheile aus- 
geftellt ift, fo viele Aktien dar, al3 Gefellfchaftsantheile durch fie 
repräfentirt werden. Danadı ift das Vielfacdhe von 50 Pf. Stempel 
zu erheben. IV, 248/95 vom 23. Ian. 96. 

629. Klägerin hat eine Mehrzahl von XThoren für bie 
beiden Enödfchleufen des Nord- Oftjee-Kanale zu Holtenau und 
Brunsbüttel geliefert und aufgeftellt. Die einzelnen Thorflügel 
ftimmen in allen Maßen fo genau überein, daß fte innerhalb der- 
felben Thorgattung (Fluth-, Ebbe- und Sperrthor) an die ent- 
Iprechende Stelle jedes anderen Thorpaares gejegt werden fonnten. 
Daraus folgt aber nicht, daß diefe Thorflügel im Sinne des 
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Reichöftenpelgejetes vom 29. Mai 1885 eine Meenge von Sachen 
bildeten; nach dem mafßgebenden Sprachgebraud, des Lebens dürfen 
fie nicht al8 Menge bezeichnet werden, und im DVerfehr pflegen 
fie nicht nad) Zahl, Maß oder Gewicht beftimmt zu werden. III, 
7/96 vom 21. April. 

630. Entiprechend Nr.628 bezüglich der Certififate der Kanadi- 
ichen Pacific-Eifenbahn-Gefelffchaft, welche für den deutjchen Inhaber 
3.2. unter dem Datum des 23. Aug. 1894 über feine Antheils- 
rechte ausgeftellt find. Das find Namensaftien, nicht bloße DBe- 
weisurfunden, wenn auch der Inhaber im Aftienbuche als Eigen- 
thümer eingetragen ift. Von ihnen waren nad dem Gejeß vom 
27. April 1894 1, Proz. Stempel zu erheben, nicht bloß !/, Proz. 
nad) dem Gefceh vom 1. Juli 1881. Der $. 6 des Gefeßes von 
1894 ijt nicht anwendbar, wennjhon die Aktien innerhalb der 
Frift zur Verftempelung vorgelegt waren, weil für den neuen 
Eigenthümer neue Aktien ausgefertigt find, alfo nicht ohne Ver- 
änderung bes urfprüngliden Rehtsverhältnifjes an 
Stelle der alten Aftien, welche für den früheren Cigenthümer 
ausgefertigt waren. IV, 409/95 vom 15. Mai 96. 

631. Klägerin Hatte einen Vertrag über Lieferung von ge- 
nannten Befleidungsgegenftänden für die Schugmannfchaft von 
Berlin und Potsdam zu bejtimmten Breifen geichloffen. Keine 
Befreiung von dem Preußifcdhen Stempel von "/, PBroz., weil nid 
Mengen von Saden im Sinne $. AB. des Tarifs zum NReiche- 
itempelgejfege zu liefern waren. Denn nad) dem Vertrage war 
das einzelne Kleidungsftüd für den einzelnen Mann nad) Maß 
zu arbeiten und hierauf follte fi) auch die Prüfung bei der Ab- 
nahme erjtreden. Unerheblih, wenn thatjächlih aud) ohne joldhes 
befonderes Maßnehmen geliefert ift. IV, 227/95 vom 9. Ian. 96. 

632. Klägerin Hatte den Stempel fchon einmal gezahlt. Er 
war ihr auf ihren Antrag zurücgezahlt, weil die Behörde da- 
mals der Anficht war, der Vertrag jei nicht ftempelpflichtig. Das 
ihloß nicht aus, daß der Stempel wieder eingefordert werden 
durfte, nachdem fi) die Behörde von der Stempelpflichtigfeit über- 
zeugt hatte. Eine Entfagung lag nicht nor, hätte auch bezüglid) 
einer Öffentlichen Abgabe rechtswirkffam nicht erklärt werden können. 
IV, 227/95 vom 9. Ian. 96. 

633. Die Kläger haben mit den königlichen ‘Direktionen der 
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Pulverfabrik, des Feuerwerfslaboratoriums und der Gefchütgießerei 
zu Spandau jchriftliche Verträge über Lieferung von Kohlen ge- 
Ichloffen, die zum DBetriebe_ diefer Anftalten verwendet werden 
jollen. Sie haben !/,; Proz. al8 Stempel zu zahlen. Denn Ver- 
träge über nah Maß, Gewicht oder Zahl gehandelte Waaren, 
welche weder zum Gebraud) als gewerbliche Betriebsmaterialien 
nod zur Wiederveräußerung in derjelben Bejchaffenheit bejtimmt 
find, waren nad) $. 9° des Reichsftempelgejeßes vom 1. Yuli 1881 
von dem Neichsjternpel befreit. Und das Reichsftennpelgejeg vom 


29. Mai 1885 hat diefe Ausnahme nicht befeitigt. Das Pr. Ge- 


jeß vom 6. Juni 1884 hat die Kabinetsordre vom 30. April 1847 
wieder aufgehoben. Damit ift die Beftimmung des Pr. Stempel: 
geleßes vom 7. März 1822 wieder in Kraft getreten, welche 
ohne Ausnahme der im Faufmännifchen Verkehr gefchloffenen, für 
Lieferungsverträge über beweglihe Sadıen den Stempel von 
ls, Proz. vorfchreibt. Da aber der Staat jene Fabriken nicht 
betreibt, um Gewinn zu maden, jondern um zur Sicherung des 
Stantes unter Wahrung der militärischen Geheimniffe ein gutes 
Kriegsmaterial herzuftellen, fo liegt ein Kauf von zum Gebraud) 
al8 gewerbliche Betriebsmaterialien beftimmten Gegenftänden nicht 
vor. IV, 236/95 vom 13. San. 96. 

634. Die ertheilten Prozefvollmadhten betrafen eine jede, 
wie fich aus der Vollmacht ergab, einen geringeren Kapitalbetrag 
al® 150 Mark, ohne daß in denfelben von vüdjtändigen Zinjen 
die Rede war. Allerdings enthielten fie aud) die Ermächtigung 
des Rechtsanwalts, die Forderung nebit Zinfen und Koften in 
Empfang zu nehmen. Und, joweit hierin eine Erweiterung 
der dem Rechtsanwalt zuftehenden Befugnifje enthalten tft, würden 
auch die Accefjorien für die Stempelpflichtigfeit zu berechnen fein. 
Sole Erweiterung lag aber nach der thatjädhlichen Annahme des 
Berufungsgerichts bezüglich der Prozeßkoften nicht vor, da der 
Rechtsanwalt Schon nad dem Gefege zur Einziehung der Prozep- 
foften befugt ift. Unter den Zinfen fonnten nur die jeit Gr- 
hebung der Klage laufenden Prozefzinfen verftanden werden. Und 
diefe find in jedem Falle, da die VBollmadhten für amtsgerichtliche 
Prozeife ertheilt find, deren Urtheile vorläufig vollftredbar find, 
jo geringfügig, daß, wenn man fie au zu dem Kapitalbetrag 
hinzuzählte, fich ein ftempelpflichtiger Werth von 150 Marf nicht 
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ergab. Soweit der Rechtsanwalt den Auftrag erhalten hatte, den 
Beklagten zu vertreten, war die Ermädjtigung, den Kapitalbetrag 
nebft Zinfen einzuziehen, gegenftandslos. Die Ermächtigung, 
Konkurseröffnung zu beantragen, Zwangsvergleichen beizutreten 
u. f. w. war immer nur wegen der den Gegenjtand des Nechts- 
ftreit® bildenden Forderung ertheilt. Hiernad) wurde Fiskus zur 
Rücerftattung der erhobenen Stempelbeträge von je 1 Marf 50 Pf. 
verurtheilt. Revifton zurücgewiejen. II, 289/95 vom 17. an. 96. 

635. Der Oberbürgermeifter hat zu den Akten vermerkt, 
daß dem Stadtrat TH. zum Dank für feine Bemühungen um 
das Zuftandefommen der ftädtiichen Wafferleitung das votirte Ge- 
chen von 20000 Marf überreicht fei. Das ift nicht in der Ab- 
fiht einer fchriftlichen Beurkundung der Schenkung gejchehen, 
Sondern um die Vollziehung der bejchloffenen Schenkung aften- 
mäßig zur Kenntniß der Organe der Stadtgemeinde zu bringen. 
Alfo fein Schenfungsftempel. IV, 257/95 vom 30. Ian.) 
6. Sebr. 96. | Ä 

636. Der Rentier 9. hat der Stadt Münfter in einer Ur- 
funde 46500 Marf fchenfungsweije als Fonds für die Errichtung 
eines größeren Gebäudes zu Konzerten, theatralifchen Aufführungen 
und ähnlichen Zweden angeboten. Das Gejchenf ift angenommen. 
Die Urkunde ift ftenpelpflichtig — Bd. IX, 594 —, aber nur 
mit 4 Proz. — Lit. C, e des Tarife zum Gefek vom 30. März 
1873 —, nit mit 8 Proz, weil die Zuwendung zu gemeinnüßigen 
Zweden beabjichtigt ift, wie der Berufungsrichter aus den be- 
urfundeten Thatjachen folgert. 9. hat ein jo namhaftes Gefchenf 
der Stadt zu Fünftleriichen Zweden gemacht, bei denen nichts ver- 
dient wird. Dadurch jet ausgejchloffen die Annahme einer Zu- 
wendung zu Erwerbszweden. IV, 257/95 vom 30. San./6. Febr. 96. 

637. Bol. Bd. VIH, 667. BVollmachten, welde die Orts: 
polizeibehörde dem Bolizeiinjpeftor oder einem Polizeilommilfar 
zu ihrer Vertretung in Verwaltungsftreitfachen betreffend Schanf- 
onzeffionsangelegenheiten ausgeftellt hat, find, da fie für An- 
gelegenheiten rechtlicher, wennfchon nicht privatrechtlicher Natur, 
ertheilt find, itempelpflihtig.. IV, 257/95 vom 30. Ian.] 
6. Febr. 96. 

638. Die Unternehmer ftädtifher Arbeiten haben die Ur- 
funde über die mit dem Stadtbaumeijter mündlid) getroffenen 
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Vereinbarungen unterzeichnet, die Genehmigung ijt nur von 
einem Magiftratsmitglied, ftatt, wie e8 nach der Städteordnung 
erforderlich ift, von zwei Meagiftratsmitgliedern unterjchrieben. 
Da fein verbindlicher Vertrag vorliegt, fein Stempel. IV, 257/95 
vom 30. Ian./6. Yebr. 96. 

639. Nad) dem Bertrage hat Kläger bei Uebernahme des 
faufmännifchen Geihäfts jämmtliche Vorräte der Firma in 
Copalen, Asphalt, Asphaltfurrogaten, Bernftein, Sandarac und 
Damar gelauft. Das find Mengen von Waaren, wennjchon in- 
dividualifirte Mengen. ‘Deshalb Fein Werthftempel von !/, Proz. 
nah Pr. Gejek vom 7. März 1822 in Folge ZTarifs 4* des 
Reichsftempelgefetes vom 1. Suli 1881. — Vgl. U, 101/87 vom 
4. Oft. und IV, 79/89 vom 7. Oft. — I, 291/95 vom 
31. Ian. 96. 

640. Der Kläger B. hat von einer Grundfreditbanf zwei 
Grundftüde für 2100000 Marf gefauft, und eine Hhypothef von 
1900000 Marf rüditändige Kaufgelder eintragen lafjen. or- 
behalten wurde das Recht, da8 Grundftüd fo zu parzelliven, daß 
die Kaufgelder auf die einzelnen Parzellen nad) einem dem Kauf- 
vertrage beigefügten Plane vertheilt, der betreffende Betrag auf 
dem Gefammtgrundftüc gelöfcht und auf der Parzelle eingetragen 
wurde, So tft bei der Abtrennung von zwei Parzellen verfahren. 
Die neuen Hhpothefen find fo ausgeftellt: „Demgemäß befennt 
B.... von der ... Grundfreditbanf an Kaufgeld die Summe 
von 62500 Mark zu verfchulden und verpflichtet fi) ... . zu ver- 
zinfen ... und zu zahlen. Darauf folgt die Hhypothefenbeftellung. 
E83 wurde angenommen, daß neue Schuldverfchreibungen vorliegen, 
für welche ein neuer Stempel zu zahlen ift. E8 liegt nicht wie 
bei der Uebernahme einer fremden Schuld, bei Uebernahme der 
perjönlichen Verhaftung für den bisher nur dinglid;) Verhafteten 
u. |. w. eine Urfunde vor, in welcher eine bereits verbriefte Schuld 
nochmals zum Ausdrud gebracht wird, um fie zu verftärken, zu 
jichern oder anders zu geftalten. — Vgl. D.T. E., 38.58, ©. 390; 
Bb. 59, ©. 352; R. &. vom 7. Nov. 1881 bei Grudot, Bd. 26, 
©. 1059. — Audh $. 10 des Gefetes vom 24. Mai 1853 tft 
nicht anzuwenden, wenn derfelbe nicht dur) die &. 3.0. 8.143 
außer Kraft gefett if. Denn der erjte Kaufvertrag enthält nicht 
die einzelnen in Ausficht genommenen Barzellen und die auf jie 
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entfallenden Beträge des Kaufgeldes, fondern fpricht nur die für 
diefe Vertheilung maßgebenden Grundfäße aus. Auf Grund jenes 
Kaufvertrags fonnte auch eine Eintragung der Barzellenhypothefen 
nicht erfolgen. — Bel. Bd. X, 669. — IV, 261/95 vom 
3. Vebr. 96. 

641. W. war in eine 0. 9. ©. eingetreten, um feine Thätig- 
feit dem Gejchäfte zu widmen. In dem DVertrage war genau be- 
jtimmt, was er als Gejchäftsgewinn zu beanfpruchen habe. Nady- 
dem ein Gejellichafter ausgetreten, der andere, Sch., verftorben 
war, blieben nod dejfen Witwe und Kinder die Gefellfchafter 
des W. Die Witwe Sch. Hat dem W. notariell zwei Grund- 
ftüce mit der Erklärung abgetreten, daß ihr Ehemann ihm diefelben 
bereits für deffen der Firma (bisher) gewidmeten Leiftungen (alfo 
außer dem, was ihm nach dem Bertrage gebührte) übergeben 
habe. Außerdem wurde über den weiteren Fortgang der Gefchäfte 
und die Verfilberung der Grundftüce, jowie die hierfür dem W. 
gebührende Vergütung fontrahirt. Das Berufungsgericht hat an- 
genommen, daß eine vemuneratorifche Schenkung der Grundftüce 
vorliegt, wofür 8 Proz. vom Werth Stempel zu zahlen find. 
Der Ehemann Sc. hatte in feinem Teftamente die Abtretung 
der Grundftüce als theilweijes Entgelt für die zu leiltenden Dienfte 
bezeichnet. Das beruhte auf Mißverftändnig. NRevifion zurüd- 
gewiejen. IV, 325/96 vom 16. Mär;. 

642. Abweichend von Bolze, Praxis, Bd. XVII, 632 ift 
daran feitgehalten, daß für den in einem Miethsvertrage ent- 
haltenen Prorogationsvertrag, wonach ohne Rücklicht auf Wohnfig 
und Werth des Streitgegenitandes, das Amtsgericht I für Parteien 
zuftändig fein follte, ein bejonderer Stempel von 1 Mark 50 Pf. 
für das Haupteremplar und 1 Mark 50 Pf. für das Nebeneremplar 
nad) dem Stempeltarif von 1822 neben 50 Pf. für den Mieths- 
vertrag — Gejeß vom 19. Mai 1889, $S. 1 — zu erheben fei. 
Denn die Prorogationsabrede bildet einen befonderen Vertrag, 
weil fie außerhalb des naturgemäßen Rahmens eines Mieths- 
vertrags liegt. Dbige Entjcheidung erfolgte nach Aheinischem 
Recht und beruhte auf der thatfächlichen Feititellung des Berufungs- 
gerichts, daß die Prorogationsabrede nach dem vechtögefchäftlichen 
Willen der Betheiligten einen wefentlichen Beftandtheil des Pacht- 
vertrags bilden folltee IV, 351/95 vom 26. März 96. 
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643. Den bei der Elagenden Lebensverficherungsgefellichaft 
Verficherten war bereit® durch die auf Grund von deren All- 
gemeinen Bedingungen abgejchloffenen Verficherungsverträge das 
Recht eingeräumt, zu verlangen, daß fie, wenn fie eine gewiffe Zeit 
hindurd) die Prämien bezahlt hatten, bei entjprecdhender Hervab- 
jegung der Verficherungsfumme von jeder ferneren Prämienzahlung 
entbunden würden. Davon haben einige Verficherte Gebraud) ge= 
macht, und das tft auf den Policen beurfundet. Darin liegt fein 
neuer ftempelpflichtiger Verficherungsvertrag. IV, 404/95 vom 
11. Mai 96. 

644. Fräulein von D. hat lektwillig eine Stiftung für 
hilfsbedürftige Mädchen adeligen Standes u. |. w. mit einem 
Kapital von 400000 Mark errichtet und dabei Normativbeitim- 
mungen getroffen, nad) denen die lebenslänglichen Stipendien von 
je 600 Mark verliehen werden follten. Sodann hat fie in ber- 
felben lettwilligen Verfügung und in Nachzetteln eine Anzahl von 
einzelnen adeligen Mädchen u. |. w. bezeichnet, denen fie das 
Stipendium verleiht. Das find nicht ftenerpflichtige Vermädht- 
niffe zu Gunften diefer benannten Perjonen; vielmehr fällt diefe 
Zuwendung mit unter die Stiftung. IV, 269/95 vom 10. Febr. 96. 

645. Das Krankenhaus der jüdiichen Gemeinde zu Berlin 
ift juriftifche Perfon und als milde Stiftung anerfannt. Ihm 
war ald Nanny Goldberger-Stiftung ein Kapital von 10000 Mart 
zugewendet, und 9. ©. hat diefer Stiftung 5000 Mark vermadt. 
Der Steuerfisfus ift verurtheilt, die 400 Mark Erbichaftsitener, 
welche er von diefem PVermächtniß erhoben hat, zurüdzuzahlen. 
Das Krankenhaus ift ftatutenmäßig zur Pflege und Heilung vor- 
nehmlich folher Kranken beftimmt, welche in die Anjtalt auf- 
genommen werden, aber bei denen die poliklinifche Behandlung zu- 
lälfig ift. Daifelbe forgt zunächjit für Kranke der jüdiichen Gemeinde 
zu Berlin, nur joweit als thunlich auch für andere Kranke. Nur 
bedürftige Perjonen erhalten unentgeltliche Aufnahme und Tönnen 
unentgeltlich aud) poliklinifc) behandelt werden. In dringenden 
Fällen kann der VBorftand hülfsbedürftigen Kranken Unterftügungen 
in baarem Gelde geben, jedoch nur nad) Maßgabe der für diejen 
Zwed durch befondere Stiftungen und Gaben oder durch den 
Haushaltsetat zur Verfügung geftellten Mittel. Das Kapital der 
N. G.- Stiftung foll dem eijernen Fonds der Anftalt einverleibt 
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und zinsbar angelegt werden. Die Zinjen des Kapitals follen 
an würdige arme Mitglieder der jüdischen Gemeinde zu Berlin, 
welche vorher im Kranfenhaufe Aufnahme gefunden haben und 
zur Herftellung ihrer Gefundheit einer Kur bedürfen, in Raten 
nicht unter 100 Marf gewährt werden. Dod) follen aud) folche 
würbdige franfe, hülfsbedürftige Mitglieder der jüdischen Gemeinde 
aus der Stiftung in gleicher Weife bedacht werden Fünnen, welche 
im Kranktenhaufe nicht aufgenommen find: nur nicht mehr als auf 
drei Aufgenommene ein Nichtaufgenonmener. Bewerber, welche 
mit Frau N. ©. verwandt find, Sollen bei Bertheilung der Revenuen 
bevorzugt werden. Das Berufungsgericht hat gefunden, daß die 
Zwede des Kranfenhaufes mit denen der ihr gemachten Zuwendung 
zufammenfallen und deshalb die Zuwendung fteuerfrei fei. Kevifion 
zurüdgewiefen. IV, 284/95 vom 20. Febr. 96. Ebenfo IV, 
350/95 vom 23. März 96, in weldhem Falle beitimmt war, daß 
das diefem Kranfenhauje zugewendete Kapital unangetaftet bleiben 
und die Zinfen zu wohlthätigen Zweden verwendet werden follten. 

646. ‚Solange meine Grube jährlih 12000 Marf oder 
mehr Ausbeute gibt, fol mein Grubenerpedient E., folange er 
lebt, jährlich 600 Marf aus den Einfünften dev Grube beziehen.“ 
Nach) dem Erbichaftsiteuergejeß vom 30. Mai 1873 (in der alten 
Faffung) ift dem zur Zeit des Anfall8 45 Jahre alten €. eine 
Leibrente zugewendet, welche mit feinem XZode erliicht; zu diefer 
Refolutivbedingung tritt die Suspenfivbedingung, daß die Grube 
12000 Marf Ertrag gewährt. SS. 14 und 20 find zu fombiniren. 
Der bedingt Berechtigte fan nicht mehr belaftet werden als der, 
welcher einen Erwerb unbedingt gemacht hat. E. fan nicht mehr 
zahlen‘ al8 die 8 Proz. Steuer von 10 X 600 = 6000 Marf 
(480 Marf), die er erft nad) Eintritt der Suspenfivbedingung zu 
zahlen hat: während der Fisfus von ihm, weil er 12 mal 600 Marf 
erhalten hat, 576 Mark (nad) dem jedesmaligen Empfang der 
600 Marf nämlich 48 Mark) eingezogen hat. IV, 303/95 vom 
2. März 96. 

647. Da der Erblaffer in feinem Nachzettel ausdrüdlic 
angeordnet Hatte, daß fein Schwiegerfohn den Niekbraud) an den 
Erbtheilen feiner Kinder auf Grund des Gefeges haben follte — 
88.168 FF. AU R. U, 12 —, fo war derfelbe, wenn die Zu- 
wendung als Vermächtniß aufzufaifen wäre, nicht bereichert. (BVal. 
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Bd. XIU, 596.) Hat aber der Schwiegerfohn durch) das DVer- 
mädhtnig nicht mehr erhalten, al8 was ihm fchon Traft Gefekes 
zujtand, jo hat er auch Feine Erbichaftsfteuer zu zahlen. Webrigens 
war ihm ein Vermächtniß nicht zugewendet. Der Erblaffer hatte 
durch den Nachzettel nur, wozu er für befugt erachtet wurde, die 
beichränfenden Beitimmungen bezüglich feines eigenen Nadjlafjes 
befeitigt, welche feiner von ihm und feiner verftorbenen Ehefrau 
in deren wechleljeitigem Zejtament al8 Erbin berufenen Tochter 
auferlegt waren — fideilommiffarifche Subftitution der Kinder 
unter Ausschluß des Niekbrauchs des Schwiegerfohnes am Erb- 
theil der Zochter und der Kinder —, fodaß die Kinder gar fein 
Erbtheil aus dem großväterlichen ZTeftament erhielten. Danad) 
ift mit Recht der gegen den Fisfus erhobenen Feititellungsflage 
jtattgegeben. IV, 422/95 vom 1. April 96. 

648. Das Vermädhtnig des Nießbrauds, wenn diefer als 
einheitlid) vermadht ift, fällt als einheitliches mit dem Zeitpunkt 
des Erbichaftserwerbes an — L. un. pr. D. quando dies ususfr. 
7, 3 —, während das Rentenvermädtniß in eine unbeftimmte 
Zahl von Einzelvermäctniffen zerfällt, von denen das erfte an 
fih ein unbeftimmtes Summenvermäcdtniß ift, die übrigen be- 
dingte, fodaß jedes einzelne erft anfällt, wenn der Vermädtnif- 
nehmer den Tag der Zälligfeit erlebt. Hier hat das Berufungs- 
gericht angenommen, daß die Erblafferin den Ehegatten ihrer mit 
ehelicher Nadjlonımenschaft gejegneten Kinder nad) deren Tode den 
Niekbraud) unter Verwaltung des Zeitamentsvollftreders Hinter- 
laffen Hat. Danad) hatten die Kläger als Schwiegerfinder des 
Erblaffers 10 Proz. nad) der Hamburgifchen Verordnung vom 
29. Dec. 1851, unter deren Herrichaft ihnen der Niekbraud an- 
gefallen ift, und nicht 4 Proz. nach der Verordnung vom 9. Mai 
1894 zu zahlen. VI, 416/95 vom 13. April 96. Del. 69. 

649. Die Mutter des Klägers 3. Hatte ein von ihr nicht 
unterschriebenes Schriftjtüd gerichtlicd) hinterlegt, in welchem fie 
mehrere Vermächtnifje ausgefegt hat. In feinem Auftrage hat 
ein Banfhaus an die Betheiligten gefchrieben, das Teftament fei 
ungültig und die Erblafjerin fei nicht befugt gewefen, im diejer 
Höhe Vermächtniffe auszufegen. Um aber das Andenken feiner 
Mutter zu ehren, fei 3. bereit, eine freiwillige Zumendung in 
der Höhe zu machen, in welcher die Erblafjerin den Adreffaten 
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habe bedenken wollen. Das ift Feine Anerkennung einer Tekt- Exbfchafts- 
willigen Zuwendung, auch keine ftillfchweigende im Sinne 8.612 fe 
AL.R.L 12. Eine Erbichaftsiteuer ift deshalb nicht zu zahlen. 

E85 fam aber in Trage, ob nicht wegen der von %. gemachten 
Zuwendung unter Lebenden ein Schenkungsjtempel zu zahlen jei. 

IV, 369/95 vom 16. April 96. 

650. Der Stadt Pr. Holland war nad) der Handfefte Grundfteuern. 
vom 29. Sept. 1297, laut welcher die Stadt von dem damaligen 
Landesheren, dem Deutfchen NRitterorden, gegründet und mit 
139 Hufen ausgeftattet wurde, aufgelegt ein Refognitionszins 
von 6 Pf. von jeder Hofftelle, an deffen Stelle fpäter der Do- 
mänenzind von 17 Sgr. 10 Pf. getreten ift; eine halbe Marf 
Pfennige von jeder Hufe, fpäter der Hufenzins von 20 Thalern 
5 Sgr.; vier Hühner von jeder Hufe, jpäter das Hühnergeld von 
5 Thalern 11 Syr. 4 Pf.; ein Zehnt, beftehend in 1 Scheffel 
Weizen und 1 Sceffel Korn von jedem Pfluge und 1 Scheffel 
Korn von jedem Hafen, fpäter das Getreidegeld von 115 Thalern 
6 Sygr. 8 Pf. Diefe Abgaben hatten einen grundfteuerlichen 
öffentlich-vechtlichen Charakter, nicht die Bedeutung eines Erben- 
zinjes, wie fi) da8 aus den damaligen gefchichtlichen Verhältnifien 
ergibt. Sie find deshalb durch $.2, Nr. 2 des Pr. Gefeßes vom 
21. Mai 1861 außer Hebung gejeßt. IV, 383/95 vom 7. Mai’ 

4. uni 96. 

651. Die Steuerfreiheit des Herzogs von Arenberg ift aud) Steuerfreiheit. 
bezüglich der ordentlichen Perjonalfteuern in Rüdficht auf die in 
der Provinz Hannover belegene Standesherrichaft Arenberg- Meppen 
durch das Preußische Gefet vom 27. ISuni 1875 befeitigt; wegen 
der in der Provinz Wejtphalen belegenen Grafichaft Redlinghaufen 
duch den mit dem Herzog Prosper Ludwig von Arenberg ge- 
Ihloffenen Vertrag vom 29. Nov. 1824, weldhem der Flagende 
Herzog Engelbert von Arenberg dadurd) beigetreten ift, daß er 
die in dem Vertrage für den Kontrahenten und feine Nachfolger 
ausgejette Nente bezogen hat. IV, 403/95 vom 11. Mai 96. 

652. Der Kläger war als Hülfsauffeher bei der Berufs- Beamte. 
feuerwehr der Stadt Halle a./S. angeftellt. Er hat fich bei Auf- 
räumungsarbeiten einen Bruchichaden zugezogen, in Folge defjen 
er Halbinvalide geworden fei. Die Stadt hat ihm, wie in dem Ver- 
trage vorbehalten war, gefündigt und ihn entlaffen. Kläger fordert 
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eine lebenslängliche Rente von jährlich 300 Mark. Da der Kläger 
zu den Unterbeamten gehört, welche nur zu mechanifchen Dienft- 
leiftungen beftimmt find, ift $. 56, Nr. 6 der Städteordnung an- 
zuwenden. Der Kläger behauptet aber, daß das für die beiden 
freiwilligen Feuerwehren gültig erlaflene Ortsftatut vom 18. Juni 
1883, nad) welchem den Mitgliedern der Feuerwehr, welde fic) 
in Ausübung des Dienftes einen Unfall zugezogen haben, eine 
jährliche Unterftügung von 300 Marf für den Fall der Halb- 
invalidität zugefichert fei, durch einen Beichluß des Magiftrats 
und der Stadtverordnetenverfammlung für anwendbar auf die 
Berufsfeuerwehr erklärt fe. Das fer im Auftrage diejer DBe- 
hörden von dem Branddireftor den bei jener Angejtellten eröffnet. 
Kläger habe nicht widerfprochen und den Dienft fortgejegt. Sft 
das richtig, jo ijt der Inhalt jenes Statuts Theil des Dienit- 
vertrags geworden. 8 kommt alfo nicht darauf an, ob unter 
Genehmigung der Königlichen Regierung ein neues, für die Be- 
rufsfenerwehr gültiges Statut unter Anwendung der im $. 11 
der Städteordnung vorgeschriebenen Formen beichlofien it. Viel- 
mehr würde der jo modifizirte Dienjtvertrag für die Stadt ver- 
bindlich fein. IV, 251/95 vom 28. Ian. 96. 

653. Bol. 1 und 16. $. 107 des Gefekes vom 27. Iuni 
1871 in der Faffung des Neichögejeged vom 22. Mai 1893, 
Art. 12 bezwecte nad) den Motiven, daß den Militäranwärtern, 
aljo den mit Eivilverforgungsschein Ausgeftatteten, die Militär- 
dienftjahre bei Feititellung ihrer Civilpenfion, aud) wenn fie im 
Kommunaldienft angeftellt waren, dann angerechnet werben follen, 
wenn nad) geltendem Recht die im Vorbereitungsdienft zugebrachte 
Zeit in die penfionsfähige Dienitzeit eingerechnet wird. Das ift 
aber in Preußen der Fall, jofern die auf Lebenszeit angeftellten 
befoldeten Gemeindebeamten fich bei der Gemeinde, welche die PBen- 
fion zu zahlen hat, im Vorbereitungsdienjte befunden haben, wie 
jih aus $. 65, Abi. 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 
in Verbindung mit $. 13 des Pr. Gefeßes vom 27. März 1872; 
8.ZUUR. I, 10; 89 des Penfionsreglements für die Civil- 
jtant8diener vom 30, April 1875 ergibt — vgl. audh Rönne, Er- 
gänzungen u WÜUR. II, 10, $S$S. 94 —97; Kampk, Annalen, 
Bd. 16, ©. 843; Bb. 10, ©. 296 —. Der Kläger hatte als 
Unteroffizier vom 3. Oft. 1861 bis 31. Mai 1872 im aftiven 
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Militärdienft geftanden, war mit dem Civilverjorgungsichein ent- 
laffen und demnächft im Dienjt der Stadt Stargard als Polizei- 
fergeant angeftellt. Einjchlieglich der Kriegsjahre waren ihm 
12 Iahre Meilitärdienftzeit bei Feftitellung der Penfion anzu= 
rechnen. IV, 302/95 vom 27. Febr. 96. 

654. Kläger war als Tleischbeichauer im Bezirk der Stadt 
Guben angeftellt und bezog als folder auf Grund des Regle- 
ments des Oberpräfidenten vom 26. Mai 1880 eine Gebühr von 
1 Mark für den einzelnen Fall. Zufolge der Bolizeiverordnung 
der Gubener Polizeiverwaltung von 1885 wurde ein Fleischjchaus- 
amt für den Stadtbezirk errichtet. Der Kläger ift als Fleifch- 
befchauer neben anderen Perjonen angeftellt, für das Amt ver- 
pflichtet, und ift ihm eröffnet, daß er als Entfchädigung für feine 
Mühewaltung jährlicd) 8OO Mark erhalte, die jpäter auf 1000 Marf 
erhöht find. Der Kläger hat das Amt bis zum November 1892 
verwaltet. Weil die Stadt die Gebühr von 1 Mark bezogen, 
aus den Einnahmen die Remunerationen der Sleifhbeichauer und 
die fachlichen Ausgaben beftritten und den Veberichuß zu einem 
Nefervefonds angejammelt hat, fordert Kläger feinen Antheil an 
diefem Fonds, den er auf 6110 Marf berechnet, mit vorläufig 
1600 Mark. Damit ift er abgewiefen. Denn in dem Anjtellungs- 
vertrage ift dem Kläger nur die Remuneration bewilligt. Das 
freie Berfügungsrecht beider Theile, einen jolcdhen Anjtellungs- 
vertrag mit feiter Remuneration abzufchließen, ift aber weder durd) 
8.36 ©. D., nod) durd) die Bolizeiverordnung des Dberpräfidenten, 
nod) durd) das Gejet vom 18. März 1868/9. März 1881, nod) 
dur) $. 11 des KRommunalabgabengejeßes vom 14. Juli 1893 
ausgefchloffen. IV, 340/95 vom 12. März 96. 

655. Im Fall Bd. XVII, 650 hat das Kammergericht 
anderweit wie früher erfannt. Nun ift die Revifion zurüd- 
gewiejen. Ohne NRedtsirrtfum ift feitgeftellt, daß, wenn -aud) 
die Thätigfeit des Klägers in ihrem Endergebniffe der Sicdhe- 
rung des Öffentlichen Verkehrs diene, dies nicht für die Annahme 
verwerthet werden fünne, daß die aus der Dienftinftruftion fich 
ergebende ZThätigfeit der Oberfontroleure den Charakter der Aus- 
übung eines öffentlichen Amtes habe. Der Penfionsanfprud) ift 
dem Kläger von dem PVerwaltungsdireftor nach einem Penftons- 
reglement zugefichert, welches Tediglich für die Angeftellten der 
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jtädtischen Gasanftalten, fpäter der wirthichaftlichen und induftriellen 
Anftalten der Stadt Berlin erlaffen if. Danad) haben die Be- 
amten, welche außer den Falle der Invalidität entlaffen werden, 
feinen Penfionsanipruh. Nacd einem fpäteren Reglement von 
1889 tritt die Penfionsberedhtigung, ‚‚obgleich die Angeitellten 
nicht zu den Gemeindebeamten im Sinne des $. 56, Nr. 6, und 
des S. 65 der Städteordnung gehören‘, nad) zehnjähriger Dienjt- 
zeit ein, IV, 324/95 vom 19. März 96. 

656. Der Kläger wurde, während er in Mühlheim a./d. Ruhr 
als etatsmäßiger Gerichtsfchreibergehülfe des Amtsgerichts wohnte, 
für die Zeit vom 1. September ab bei dem Amtsgericht zu Siegen 
zum Gerichtsfchreiber ernannt. Er trat das Amt am 1. Sept. 
an, erhielt am 6. Sept. einen dreitägigen Urlaub, reifte nad 
Mühlheim zurüd, erbat und erhielt wegen zerrütteter Gejundheit 
Urlaub bis 1. Dec. und erhielt dann auf fein Gefudh feine Ent- 
lafjung aus dem Yuftizdienft. Suftizfisfus ift zur Zahlung der 
Umzugsfoften von Mühlheim nad) Siegen verurtheilt. Die 
Mebernahme des neuen Amtes ift ernftlich erfolgt; auf die Ab- 
fiht dauernder Mebernahme fommt e8 nidht an. — Striethorit, 
Bd. 6, ©. 83. — Auch) liegt nihts dafür vor, daß er arg 
Tiftig feine Abficht nichtdauernder Mebernahme der Dienftbehörde 
gegenüber unterdrüdt habe, um die Vortheile aus einer DBer- 
jegung für fi) zu gewinnen. Sodann find freilich Feine Um- 
zugsfoften zu gewähren, wenn fein Umzug bewirkt ift. Ob folches 
der Fall, ift Thatfrage. Ein Umzug würde nicht vorliegen, wenn 
der Beamte feine Familie in der bisherigen Wohnung zurüd- 
läßt, allein, ohne Möbel mitzunehmen, nad dem Orte jeines 
neuen Amtes reift, von hier al8bald auf Urlaub zu feiner Familie 
zurüdfehrt und dort bi8 zu feiner ‘Dienjtentlaffung bleibt. Der 
Kläger hat aber feine Wohnung in Mühlheim gekündigt und ge- 
räumt; er bat, als er fi nad Siegen begab, feine Kinder in 
anderen Orten bei DVBerwandten untergebradit, hat aljo auf die 
Ausführung feined Umzugs Koften verwendet und darf deshalb 
außer Miethsentfchädigung Umzugsfoften fordern. IV, 417/95 
vom 30. März 96. 

657. Die Klägerin ift laut Berufungsurfunde vom 13. Aug. 
1886 von dem Magiftrat der Stadt Ajchersleben „in Kraft des 
ihm zuftehenden Patronatsrecht3‘ als LXehrerin an einer ftädtifchen 
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Schule gewählt und berufen und die Königliche Regierung Hat 
diefe Berufung beftätigt. Die Klägerin hat fih am 14. Iuli 
1891 mit einem Lehrer verheirathet; nachdem fie im Sunt 1893 
von einem Kinde entbunden war, ift fie wider ihren Willen ent- 
Taffen. Die Stadt Ajchersleben wurde verurtheilt, an die Klägerin 
für die Zeit feit 1. Sept. 1893 bis März 1895 1583 Marf 
33 Pf. mit Zinfen zu zahlen und anzuerkennen, daß fie der 
Klägerin monatlich den Betrag im Voraus zu zahlen hat, den 
fie zu zahlen fchuldig wäre, wenn die Entlafjung der Klägerin 
aus ihrem Amte nicht erfolgt wäre. Damit würde aud) aus- 
geiprochen fein, daß die Klägerin, foweit fie ohne ihre Entlafjung 
in Zufunft anftatt des vollen Gehalts nur eim geringeres Nuhe- 
gehalt zu verlangen haben würde, auch nur den diefem Nuhe- 
gehalt entiprechenden Betrag zu beziehen haben würde. IV, 
416/95 vom 30. April 96. 

658. Das NReichsgeriht hat aber das Berufungsurtheil 
aufgehoben und zurücverwiefen. Die Klägerin bat durch ihre 
definitive Anjtelung als Lehrerin an einer öffentlichen Lehranftalt 
die Rechte und Pflichten eines Staatsdieners erlangt. Art. 21—24 
der Pr. Verfaffung. Klägerin war daher al Lehrerin an der 
jtädtifchen Schule mittelbare Staatsbeamte im Sinne des $. 69 
ALU. R. II, 10. Auch ift die Klage mit Recht gegen die Stadt 
erhoben, welche in der Lage ift, den Anfprud) zu befriedigen; fie 
war nicht gegen den Staat zu erheben. IV, 416/95 vom 
30. April 96. 

659. Allein aus dem Gefeß vom 21. Zuli 1852, betreffend 
die Dienftvergehen der nichtrichterlihen Beamten, $. 11, ift nicht 
zu folgern, daß Klägerin nur im Wege des fürmlichen Disziplinar- 
verfahrens zu entlaffen gewejen wäre. Vielmehr fünnen nad) 
S. 83 Beamte, welhe auf Kündigung oder auf Widerruf on- 
geitellt find, aud ohne fürmliches Disziplinarverfahren von der 
Behörde entlaffen werden, welche ihre Anftellung verfügt Hat. 
Und $. 56, Nr. 6 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 bezieht 
fi nicht auf jtädtifche Lehrer, Ein NRechtsgrundjfak, wie er vom 
Berufungsgericht ausgesprochen ift, daß alle Beamten auf Xebens- 
zeit anzuftellen jeien, jodaß entgegenftehende Verabredungen un- 
gültig feien, ift nicht anzuerkennen. Nah der Behauptung der 
Deklagten joll aber die Anftellung der Klägerin auf Grund der 
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Gehalts- und Penfionsordnung vom 5. Nov. 1878 gejchehen fein, 
welche in $. 6 bejtimme, daß im Ball der Verheirathung einer 
Lehrerin die Auflöfung des Anftellungsverhältniffes erfolgen folle. 
Feititellungen über diefe Behauptung, fowie darüber, ob die 
Klägerin fi) den darin enthaltenen Beitimmungen bei Eingehung 
des Anjtellungsvertrags oder durch jpäteres Uebereinfommen unter- 
worfen habe, find nicht getroffen. Zu dem Behuf zurüdverwiefen. 
Sollte fih bei erneuter Verhandlung ergeben, daß eine vertrag. 
liche Feitjegung, wonad) die Verheirathung der Klägerin die Auf- 
hebung der Anjtellung zur Folge haben jollte, nicht getroffen ift, 
fo würde der Aniprud der Klägerin begründet erjcheinen. IV, 
416/95 vom 30. April 96. 

660. Der Kläger ift in der Stadt Berlin als Hilfsnadht- 
wächter von dem Polizeipräfidium angeftellt. Er beanjpruct eine 
Penfion von der Stadt. Damit ift er abgewiefen. ‘Denn das 
Nachtwachwefen bildet einen Theil der Sicherheitspolizei. Wenn 
aud) die Örtliche Bolizeiverwaltung von dem Bürgermeifter zu 
führen ift, jo geichieht das im Namen des Königs. — Gefek 
vom 11. März 1850, 8$. 1 und 2; Städteordnung vom 30. Mai 
1853, 8. 62; vom 19. Nov. 1808, 8. 166; vom 17. März 1831, 
8.109, weil 8. 128 M.LX.R. IL, 8 befeitigt ift. — In Berlin 
wird die Polizei vom Polizeipräfidium als ftaatlicher Behörde 
nicht fraft Auftrags der Stadt verwaltet. Kläger würde aljo, 
die Nichtigkeit jeiner Behauptungen vorausgejekt, Staatsbeamter 
fein. — D.%. €, DB). 45, ©. 26. — Die Stadt hat mit ihm 
feinen Dienftvertrag abgefchloffen. UUnerheblih, wenn bei dem 
Meagiftrat Perfonalaften über jeden Nachtwächter geführt werden, 
wenn der Polizeipräfident nad erfolgter Anftellung eines Wäd)- 
ters der Stadt Anzeige gemadjt hat, der Magiftrat die Beftätigung 
der Ernennung gemäß $. 4 des Gejekes vom 11. März 1850 
eingeholt Hat, den Nactwächtern von dem Magiftrat der Titel 
„tädtifcher Wächter” beigelegt ift u. f. w. IV, 421/95 vom 
18. Mai 96. ä 

661. Der Beklagte, Geheimer Regiftrator der Reichshaupt- 
banf, tft zwar als KReichsbeamter anzufehen; er erhielt aber fein 
Gehalt nicht aus Neichsmitteln, fondern aus der Reichsbanf, 
welche lediglich aus Privatmitteln gegründet ift, deren Kaffe aljo 
nicht im Eigenthum des Reiches fteht. Die Invalidenpenfion, 
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welche der Kläger als früherer Sergeant zu beziehen hat, ruht 
alfo nicht, da $. 106 des Gefeßes dom 22. Mai 1893 auf den 
Kläger feine Anwendung findet. IV, 243/95 vom 20. Ian. 96. 

662. Unter dem neuen Dienfteintommen, von deijen Be- 
trage das Ruhen der Penfion abhängen foll — $. 33 des Ge- 
jeßes vom 22. Mai 1893 —, ift nicht bloß das penfionsfähige, 
Sondern das gefammte wirkliche Einfommen aus dem Civildienfte 
zu verftehen, alfo auc) der Werth der freien Wohnung, Heizung 
und Beleuchtung, welche der Beamte neben feinem Gehalte aus 
jeiner Stelle bezieht. Auch) die Stellenzulage ift anzurechnen; 
denn dabei Handelt es fih um einen dem Gtelleninhaber als 
folhem zugewiefenen Mehrbezug, nicht um eine augenblicliche 
perjönliche NRemuneration oder um eine Belohnung für aufßer- 
ordentliche Dienste. IIL, 275/95 vom 28. April 96. 

663. Unter der Herrjchaft des gemeinen Nechts Hat fich jeit 
unvordenklicher Zeit das Nechtsverhältnig begründet, daß der 
Eigenthümer des Schulzenhofes zu Drechen (Weftphalen) die Ein- 
fünfte des Kirchenvermögens eingezogen und an fich genommen, 
dagegen die baulichen Reparaturen und fonftigen nothwendigen 
Bedürfniffe der Kirche beitritten hat. Die Pfarrgebäude find 
von dem Fisfus erhalten, der auch das Gehalt des Pfarrers ge- 
zahlt und den Pfarrer ernannt hat. Im den von dem Eigenthümer 
des Schulzengutes wider den Fiskus und wider die evangelifche 
Kirchengemeinde geführten Prozefle wurde das auf ein Kirchen- 
patronat des Fisfus zurücdgeführt, die Verpflichtung des Klägers 
jei eine dem PBatronat ähnliche Reallaft, welche auf dem Schulzen- 
hofe als joldem Tafte und einen öffentlich rechtlichen Charakter 
habe, jodaß der einjeitige Rücktritt des Klägers ausgeichloffen 
jei. Dagegen jei Kläger perjönlic) noch al8 Eigenthümer des 
Schulzengutes verpflichtet, die Koften eines etwaigen Neubaues 
der Kirche zu tragen. Die Behauptung, daß die Baufälligfeit 
der Kirche dadurch herbeigeführt fei, daß der Schulze, deflen Bor- 
gänger in den 3. 1807 und 1808 zur Reparatur 709 Thaler 
verivendet hat, feiner Reparaturpflicht nicht genügt habe, und des- 
halb die Kirche jegt neu bauen müffe, wurde für zu allgemein ge- 
halten und deshalb verworfen. Die Revifion des Beklagten wurde 
zurücdgewiefen. IV, 221/95 vom 4. Ian. 96. 

664. Die Kläger, weldhe vor dem Sahre 1877 aus der 
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evangelifchen Randesfirche ausgetreten und den Altlutheranern bei= 


‚getreten find, blieben verpflichtet, zu den Kirchenbaulaften der 


evangeliichen Kirche, zu welcher ihr Wohnort gehört, beizutragen. 
Denn nah der Tleden-, Dorf- und Aderordnung vom 16. Dec. 
1702, welche noch heute gilt — vgl. Bd. XV, 557 (R. ©. €, 
Bd. 31, ©. 204) —, wie fie vom Berufungsgericht ausgelegt ift, 
wird die Verpflichtung zur Theilnahme an der Kirchenbaulaft in 
der Kurmart, Neumark und dem Kreife Cottbus lediglich durch 
den Wohnfig in der Parochie begründet und ift unabhängig von 
dem religiöfen Slaubensbefenntniß. 8.261 A... R. I, 11 fpridt 
nur von Abgaben, weldje aus dem PBarocdjialverbande fließen. — 
Bol. Bd. X, 688. — Das Ichließt nicht aus, daß durch ein 
Parochialgefeß die Kirchenbaulaft für eine nicht auf der Parocdhial- 
verbindung beruhende Laft erklärt wird. IV, 332/95 vom 23. März 96. 

665. Das Gymnafium in Saarbrüden hat fon vor und 
während der franzöfiichen Herrichaft beftanden. Nad) franzöfiichen 
Recht genügt aber die ftillichweigende ftaatliche Anertennung, um 
jolcher Anjtalt die Korporationsrechte zu verleihen. Nachdem 
jolhe Anerkennung ftattgefunden hat, ift durch den Eintritt der 
preußifchen Herrfchaft an dem beftehenden Zuftande nichts ge- 
ändert. IL, 20/96 vom 31. März/14. April. Vgl. 228. 

666. Die Elifabethfircche des Deutjchen Ordens zu Marburg 
war nach deffen Aufhebung im Wiener Frieden vom 14. Oft. 1809 
dem Landesherrn zugefallen, in dejfen Gebiete fie lag. König 
Serome hat fie durch decision vom 30. Nov. 1810 der fatholiichen 
und der Tutherifchen Gemeinde in der Weife abgetreten, daß die 
fatholifche Gemeinde den Chor mit feinen Nebenräumen, die 
futherifche Gemeinde das Schijf haben, die Orgel gemeinfchaftlicd) 
bleiben folltee Später ift eine andere Kirche für die Fatholiiche 
Gemeinde eingeräumt; die Clifabethficche ift von ihr feit 1828 
nicht mehr benußt. Die Tatholifche Kirchengemeinde hat wider 
den preußifchen Fisfus auf Anerkennung ihres ausjchlieplichen 
Benukungsredts am Chor geklagt. Damit ift fie abgewiefen, 
unter anderm, weil durch die Furheffiche Verordnung vom 8. Oft. 
1816 das Recht der Fatholifchen Kirchengemeinde annullirt wurde, 
nachdem durch die Verordnung vom 14. Ian. 1814 alle während 
der Fremdherrichaft ftattgefundenen Veräußerungen von Kommune- 
gütern u. |. w. für nichtig erklärt waren, und zwar einfchließlic) 
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der zu Staatsgut erklärten Güter des Deutichen Ordens. Revifion 
zurücdgewiejen, da die Furheffiichen Verordnungen nicht vevifibel 
find. III, 421/95 vom 7. April 96. 

667. Der Berufungsrichter nimmt an, daß der evangelischen 
Kirchengemeinde zu Samter Traft befonderer Verfaffung das Recht 
zufteht, ihren Pfarrer zu wählen. Denn in der ehmaligen Pro- 
vinz Südpreußen habe unter der Herrihaft des Pr. Ediktes vom 
28. März 1794, nad) weldem das AL. R. dort nur als fub- 
fidiäres Gefeg eingeführt worden, für Evangelifche noch das in 
den 93. 1768/75 für ganz Polen erlaffene allgemeine Kirchenrecht 
gegolten, nad, weldhem das Patronatsreht auf Erbgütern dem 
Erbheren zugeftanden, mit der Befugniß, den von der Gemeinde 
aus von dem Patron vorgejchlagenen drei Kandidaten gewählten 
Priefter zu berufen und dem Konfiftorium zu präfentiren. Das 
Berufungsgericht nimmt aber weiter an, der Patron von Samter 
habe mitteljt Stiftungsurfunde von 1795 der evangelifchen Gemeinde 
das Pfarrerwahlvecht verliehen. Die Annahme einer befonderen 
Berfaffung der Kirche ift nicht zu beanftanden, weil der zur 
Geltungszeit des Edikts rechtswirffam begründeten befonderen Ver- 
faffung der evangelifhen Kirche zu Samter au in Gemäßheit 
des AL. R. IL, 11, $. 324 die fortdauernde Wirkfjamkeit gefichert 
ift, nachdem das AL. R. prinzipale NRechtöquelle geworden tft. 
Allein zu beanftanden ift die Annahme eines unbeichräntten Wahl- 
rechts, wenn foldhe in dem Urtheil ausgefprocdhen werden wolle. 
Vielmehr würde dem polnischen allgemeinen diffidentifchen Kirchen- 
recht nur die Wahl aus drei von dem Patron präfentirten Kandi- 
daten entiprochen haben. Darüber geht auch die Stiftungsurfunde 
nicht hinaus. IV, 345/95 vom 13. April 96. 

668. Soweit die Klage auf Anertennung des Wahlrechts der 
evangelifchen Kirchengemeinde wider die evangelische Landeskirche, 
vertreten dur) das Konfiftorium zu Pofen, gerichtet war, fehlt den 
Mitbeklagten die Paffivlegitimation. Denn das Konfiftorium, 
welches bei der letten Balanz den Pfarrer Fraft Devolutions- 
reht8 — 8.3 AU... R. I, 11 — berufen hat, hat nit in 
Bertretung der Landeskirche gehandelt. Vielmehr ijt das ‘Devo- 
Iutionsreht im Sinne des 8. 398 als eine aus dem Auffichts- 
veht des Kirchenregiments (8$. 114, 143 a.a.D., Gefeß vom 
3. Zunt 1876, Art. 21) fließende öffentlich=vechtliche Befugniß 
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anzujehen, welche darauf abzielt, bei Pfarrvafanzen, die nicht 
ihre ordnungsmäßige Erledigung duch friftgerechte Präfentirung 
eines Pfarrers finden, einer längeren Berjchleppung durch Ein- 
Ichreiten der geiftlichen Oberen vorzubeugen. IV, 345/95 vom 
13. April 96. 

669. Der Schulvorjtand hat einen Vergleich mit dem YBau- 
unternehmer über deffen Reftforderung für einen Schulbau ge- 
Ichlofjen. Diefer Hält den Vergleich für ungültig. Damit ift er 
nicht gehört. E8 war nicht erforderlich, daß jänmtliche Mit- 
glieder des Schulvorjtandes nah SS.53, A A.U.R. IL,6 aus: 
drüdlic unter der Anzeige des Gegenftandes der Berathung ge- 
laden wurden, da es fih um einen „außerordentlichen Vorfall, 
dejfen Verhandlung in den Stiftungsgefegen den ordinären Ber- 
jammlungen nicht beigelegt jet“, nicht handelte; au nicht um 
neue Beiträge im Sinne des 8.69. Die BVergleihsfumme ent- 
Iprad) dem von dem revidirenden Regierungsbaumeifter feitgeftell- 
ten Betrage der Gefammtrecdhnung. 8 genügte, daß der Ver- 
glei) von der Majorität des Schulvorftandes gejchloffen war. 
Revifion zurüdgewielen. Ein Stiftungsgefeß ift nicht nad)- 
gewiefen; und abgejehen von einem foldhen ift nad den Um- 
ftänden des einzelnen Falles zu beurtheilen, was als außerordent- 
licher Vorfall anzujehen ift. VI, 14/96 vom 30. April. 

670. Der Hagende Rittergutsbefiger hat den Rechtsweg be- 
Ihritten, weil er durch das Refolut der Regierung für verpflichtet 
erklärt ift, zu dem Wiederaufbau der Fatholifchen Kirche den 
Patronatsbeitrag von zwei Dritteln zu leilten. Die beiden Vor: 
inftanzen haben das NRejolut aufgehoben, weil Kläger feiner DBei- 
tragspflicht dadurd nachgefommen ift, daß er die vergleichöweife 
verjprochenen 18000 Darf gezahlt Hat. Das Reichsgericht hat 
aufgehoben und zurücvermwiejen. Nach der Minifterialverordnung 
vom 30. Aug. 1816 ruhen die Rechte des auf einem Gute 
haftenden Patronats, wenn da8 Gut wie hier fih im DBelige 
eines jüdischen Glaubensgenofjen befindet, nicht aber die Ber- 
pflichtungen zu zahlen. Das ift eine Beitimmung des öffent- 
lichen Rechts, fodaß abweichende Vereinbarungen der Betheilig- 
ten ungültig find. Die Bewilligung von 18000 Mark war hier 
aber an die Bedingung gefnüpft, daß dem Kläger Bertretung im 
Dauvorftande eingeräumt werde. Der Vergleich würde nur dann 
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gültig fein, wenn dieje Bedingung von beiden Theilen dahin ver- 
ftanden würde, daß fie bloß eine Sicherung gegen eine fpätere 
foftfpielige Ausführung des Kirchenbaues und gegen ein etwaiges 
Anfinnen der Erhöhung feines Koftenbeitrags im Auge gehabt 
hat. Eine Erörterung nad) diefer Richtung Hat nicht ftattgefunden. 
IV, 397/95 vom 4. Mai/1. Juni 96. 

671. Die Kirche zu Bühlingen fteht zwar nad) dem Ein- 
trage im nafjauifchen Lagerbud) im alleinigen Eigenthum der be- 
Hagten evangelifchen Kirchengemeinde. Durd) den Ryswider Frie- 
den, deijen Beitimmungen durd) den Frieden von Naftatt von 
1714 und den auf derjelben Grundlage gefchlofjenen Frieden von 
Baden defielben Iahres beftätigt find, ift aber ein Simultaneum 
mit der Tlagenden Fatholifhen Kirchengemeinde Kleinblitterdorf- 
Büdingen begründet, Fraft defien diefer ein der evangelifchen 
Kirchengemeinde gleiches DBenutungsreht für alle gottesdienft- 
then Handlungen zufteht, foweit dadurch das gleiche Necht der 
Beflagten nicht beeinträchtigt wird. Wenn im Laufe diefes Iahr- 
hundert8 bei der Fatholifchen Kirchengemeinde einzelne gottesdienft- 
fihe Handlungen außer Mebung gefommen find, jo berührt das 
das Recht der letteren nicht, weil diejes nicht in Tolge eines 
Wideripruhs des Beklagten bezw. nicht in Folge eines Wider- 
pruch8 in vechtsverjährter Zeit gejchehen ift. Danach) fan der 
Klägerin der ungehinderte Zutritt zur Kirche und folgeweife das 
Recht auf einen Schlüffel zur Kirchenthür, den die Klägerin au 
früher gehabt hat, ebenjo wie das Recht auf die Kirchengloden 
nicht verweigert werden. II, 45/96 vom 5. Mai. 
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672. Im Fall 214 war der Rechtsweg zuläffig. Denn der 
Unfall ift nicht Lediglid) auf die Unzwedmäßigkeit der Anordnung 
des Wegemeifters ©. gegründet — Decret vom 16. Fructidor III —, 
fondern al8 gleichmäßig wirkende Urfadhe die Thatfache angejehen, 
dag ©. einer ergangenen Anordnung feiner Vorgejeßten zuwider 
die Walze bis in den Yuli 1893 hinein an der betreffenden Stelle 
hat ftehen lafjen. IL, 274/95 vom 3. Ian. 96. 

673. Der Regierungspräfident hat eine im DVBorlande eines 
Deichverbandes belegene Parzelle abholzen laffen, das Holz it 
verkauft, der Erlös, deffen Annahme der Eigenthümer verweigerte, 
hinterlegt. Bür den gegen den Fiskus erhobenen Entichädigungs- 
anfprucd), welcher nicht darauf gegründet ift, daß der Fiskus Traft 
feines Auffichtsrechts über den Deichverband gehandelt hat, jon- 
dern darauf, dak die Anordnung des Negierungspräfidenten zit 
gleich im Imtereffe der Schiffahrt gejchehen ift und daß eine 
Bereicherung des Fisfus mit dem Schaden des Klägers oder eine 
nügliche Verwendung aus dem Vermögen des Klägers zum Vor 
theile des Fiskus vorliege, welcher die aus dem Holze verarbeite- 
ten Pfähle und Fafchinen zu Zweden der Strombrüdenverwaltung 
erworben Habe, ift der Rechtsweg zulälfig — 8. 4 des Gejeßes 
vom 11. Mai 1842. — V, 208/95 vom 4. Ian. 96. 

674. Berkäufer hatte dem Käufer Breiheit des verkauften 
Haufes von aufergewöhnlichen bis dahin entftandenen Laften und 
Adgaben zugefihert. Käufer begehrt Erjat dafür, daß er hat zu 
den Aptirungsfoften einer Straße beitragen müffen. Diejer ‘Pro- 
zeß ift nicht um deswillen dem Nechtsweg entzogen, weil Kläger 
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die Eriftenz der von ihm getilgten Schuld beweifen muß, und 
diefe Schuld im öffentlichen Necht wurzele. Das die Klage ab- 
weifende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdverwielen. Ob für 
die Entjcheidung des Prozeffes die vorgängige Teltitellung der 
Nechtsbeitändigfeit der Abgabe überhaupt und von weldher Be- 
hörde zu treffen, ift jett micht zur entjcheiden. III, 299/95 vom 
21. San./11. Tebr. 96. | 

675. Im Fall 652 enthält das Statut von 1883 die Be- 
ftimmung, daß über den Unterftüßungsanipruc unter gänzlichem 
Ausschluß des NRechtswegs allein von den beiden ftädtiichen Be- 
hörden bejchloffen werden fol. Das ift gejeglic) unzuläffig. 
Denn nad) $.1 der Einleitung zur A.G.OD. müffen alle Streitig- 
feiten über Sadıen und Rechte, weldje einen Gegenftand des 
PrivateigenthHums ausmachen, duch richterlihen Ausipruch ent- 
Ihieden werden. — Bgl. 8.79 Einl. zum U.U.R. — Eine Ab- 
änderung diefer dem Öffentlichen Nechte angehörigen Bejtimmung 
durd) Privatwillfür ift ausgefchloffen. R. ©. €, Bd.2, ©. 313. — 
Das die Klage abweifende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüd- 
verwiefen. IV, 251/95 vom 28. Ian. 96. 

676. Im Fall 734, 735. Das eventuelle Begehren, anzu- 
erkennen, daß im Berhältniß des Domfapitels zur Stadt Naumburg 
jenes als eine jelbjtändige Korporation außerhalb des Kommunal- 
verbandes der Stadt fortbeflehe, und daß deifen gefammter Grund- 
befi al8 vom Stadtbezirk ausgefchloffen zu behandeln; daß deffen 
Mitgliedern und Beamten in dem in der Klage angegebenen Um- 
fange die Steuerfreiheit zuftehe; und daß die Stadt unter DBe- 
nadhrichtigung an das Kapitel diefem gewifje polizeiliche Rügen 
und Verfügungen zu überlaffen hat, wurde abgemwieien, weil es 
ih Hierbei durchgängig um öffentlich » rechtliche BVerhältniffe 
handele, für welche der Rechtsweg ausgefchloffen fei. Danad) 
wurde die ganze Klage abgewiejen. Nevifion zurückgewiejen. IV, 
252/95 vom 28. Ian. 96. 

677. Die Ortskrantenfaffe der Klempner fordert von der 
betreffenden Berufsgenofjenichaft Eritattung eines Betrags, welchen 
fie aus Anlaß des Unfalles eines Arbeiters für das Heilverfahren 
verwendet habe. Da aber die Höhe der Koften von der Unfall- 
verfiherungsbehörde nah S. 57 des Lnfallverficherungsgejetes 
feitzuftellen find, was auch der Ortsfrantenfaffe gegenüber gilt, 
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wenn fie den auf fie übergegangenen Aniprud des VBerlekten 
geltend macht, und jene Feftitellung bisher noch nicht erfolgt ift, 
jo wurde die Klage zur Zeit abgewiejen. III, 378/95 vom 
25. Sebr. 96. 

678. Die Stadt Pforzheim nimmt im Rechtswege das 
Eigenthum der auf ihrem Grundftüd entipringenden Duelle und 
das Recht ihrer Benugung zu einer auf dem Grundftüd an- 
gelegten Wafferleitung in Anfprudh. ‘Der beflagte Fisfus behauptet, 
die Duelle jei ein öffentliches Gemwäffer und deshalb ftehe der 
Klage die Einrede der Unzuläffigfeit des Nechtsweges entgegen. 
Diefe Unzuläffigfeit hat der Berufungsrichter wegen jener Be- 
hauptung auf Grund des Württembergiichen Gejeßes vom 16. Dec. 
1876 angenommen; und das Gefek ift irrevifibel. III, 420/95 
vom 31. März 96. 

679. Im Fall 55 verfolgt die Stadt ihr Eigenthum an 
dem öffentlichen Plate, deshalb ift der Rechtsweg zuläffig. V, 
317/95 vom 11. April 96. 

6796. Beklagte, eine Bank zu Pojen, hat dem Kläger in 
Marfomwice mittelit Punftation vom 19. Dec. 1893 eine Parzelle 
ihres Nittergutes zu Markowice zu einem fpäter unter Vorbehalt 
der Generalfommilfion zu Bromberg vor dem betreffenden Spezial- 
fommiffar aufzunehmenden Nentengutsvertrage verkauft, aud) das 
Verfahren behufs Bildung des Nentengutes bei der General- 
fommiffion beantragt. Für die auf Ungültigfeit des Vertrages 
wegen Betrugs gerichtete Klage ift der Rechtsweg nicht zuläffig; 
vielmehr tritt nach Anrufung der Generalfommiffion und weil in 
Folge deffen das BVerfahren fehwebt, diefe durchgehende an die 
Stelle der ordentlichen Gerichte auch bezüglid) eines Streites über 
die Zuläffigfeit des Nücktritts von einem gejchloffenen Nenten- 
gutsvertrage. — 8. 12 des Gejeßes vom 7. Suli 1891; 8.7 der 
Berordnung vom 30. Juni 1834. — V, 335/95 vom 29. April 96. 

680, Im Fall 279, 650 wurde der Nechtöweg für zuläffig 
erklärt. 8TEUL.R. I, 14 ift nidt anzuwenden auf die auf 
der Gründungsurfunde einer Stadt beruhenden Abgaben, welche 
des Charakters der Allgemeinheit im Sinne des Gefeßes er- 
mangeln würden. IV, 383/95 vom 7. Mat/4. Suni 96. 

681. Gewerblicher Arbeiter im Sinne des 7. Titel® der 
G.D. und fülgeweis des Gefetes vom 29. Juli 1890 ift ein 
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Thierbändiger, welcher wilde Thiere (Löwen u. |. w.) für einen NRedtsweg. 
Menageriebefiger zähmt und ihre Leiftungen in Scauftellungen 

dem PBubliftum als „‚Artift” vorführt, nicht. Deshalb Feine Zu- 

jtändigfeit des &ewerbegerichts für feine Streitigfeit mit dem 
Menageriebefiger, eventuell jchon um deswillen nicht, weil er 
mindeftens dem ‚‚Werfmeifter” gleichzuftellen wäre, und dann 

der Ausnahme des $. 2, Abj. 2 unterfällt. VI, 27/96 vom 

21. Mai. 

682. Die Erflärungen, welche die Gemeindebehörde nad) S. 10 
des für die Stadt Düffeldorf auf Grund des 8.12 des Gejetes vom 
5. 3ul1 1875 erlaffenen Ortsftatuts der Polizeibehörde gegenüber über 
die bei Ertheilung von Bauerlaubnifien zu ftellenden Bedingungen 
abzugeben hat, find Afte der Gemeindeverwaltung als öffentlich- 
rechtliche Korporation, deren Vornahme durch das öffentliche bezw. 
Gemeindeintereffe beftimmt werden foll, jodaß eine Verurtheilung 
im gerichtlichen Wege zur Abgabe einer diefe Angelegenheit be- 
treffenden Erflärung ausgefchloffen if. Nachdem die Stadt im 
Tall 778 eritinftanzlich zur Rüdzahlung der geforderten Beträge 
verurtheilt war, theilte fie der Klägerin mit, daß fie die Zu- 
jftimmung zu der beveitS ertheilten Bauerlaubniß zurüdnehme und 
die Polizeibehörde erjucht habe, die Niederlegung der widerrect- 
lich bejtehenden Häufer zu veranlafjen. Nach der Niederlegung 
werde fie zahlen. Die Bolizeibehörde forderte die Klägerin zur 
Niederlegung bei Vermeidung der Verwaltungserefution auf. Die 
auf Erklärung der Zuftimmung zur Bauerlaubniß erhobene Klage 
wurde aus vorjtehendem Grunde abgewiefen. II,71/96 vom 29. Mai. 
Vol. 744. 

683. Auf Antrag des Chemannes war gegen feine Ehefrau nn 
vom Landgericht ein Befehl erlaffen, binnen drei Tagen bei Ver- PT e. 
meidung einer Haftitrafe zu dem Ehemann zurüdzufehren. Weber 
die Beftätigung oder Wiederaufhebung diejes Befehls wurde dann 
ein civilprozefjualifches DBerfahren eröffnet. Das Neichsgericht 
hat da8 Berufungsurtheil aufgehoben, und auf die Berufung des 
Klägers das erftinftanzliche Urtheil und das gefammte erjtinftanz- 
liche Urtheil aufgehoben. Denn der Erlaß einer derartigen Ber- 
fügung regelt fich lediglich nach dem durd) die CE. P. OD. unberühr- 
ten Zandesgejeß. — €. ©. $. 16, sub 6. — Eine durd) die E.P.O. 
geregelte bürgerliche Nechtstreitigfeit, insbejondere eine Ehejache 
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Berfahrennadg im Sinne des 6. Buches der E.B.O. liegt nicht vor. III, 


ver E&.P.O. 


Werth des 
Streit- 
gegenftandes. 


287/95 vom 14. Ian. 96. 

684. Kläger Hat eine Ausfallforderung angemeldet; über 
das Abjonderungsrecht herricht Fein Streit. Da die Ausfallforde- 
rung bejtritten wurde, ift Feltjtellungsflage erhoben. Bei Ans 
wendung des 8.136 8.D. ift der Werth der ftreitigen Zorderung 
mit NRüdfiht auf das Verhältnig zwiihen ZTheilungsmaffe und 
Schuldenmaffe nad) freiem Ermeffen zu bejtimmen Auf den 
Umitand, daß dem Kläger noch weitere Perfonen al8 Bürgen 
haften, ift nicht Rüdficht zu nehmen. Auf die Behauptung, der 
vom Kläger befürchtete Ausfall werde nicht eintreten, Hat das 
Dberlandesgeriht mit Recht feine NRüclfiht genommen. B. II, 
25/96 vom 26. Yan. 

685. Klage einer Miteigenthümerin zu einem Achtel, fet- 
zuftellen, daß die beklagten Miteigenthümer der Patente nicht be- 
vechtigt feien, ohne Zuftimmung der Klägerin über die- 
jelben zu verfügen. Nicht Werth der Patente von 100000 Marf 
Streitwerth, weil die Klage das PVerfügungsredht des Beklagten 
über die ganzen Patente hindern wolle; vielmehr nicht höher als 
der Werth des Flägerifchen Miteigenthums, weil die Klage auf 
Abwehr der Störung diefes Miteigenthums gerichtet. Deshalb 
12500 Marf, wie das Landgeriht nad) Bolze, Praris, Bd. V, 
963 angenommen. B.I, 7/96 vom 29. Ian. 

686. Die beflagte Miterbin begehrt von den Elagenden Mit- 
erben widerflagend Auflaffung des ihr bei Vertheilung des Nad)- 


laffes von der Mutter zugetheilten Grundftüds; nach den Erb- 


theilen der Wiederverflagten zwei Viertel von dem Werth des 
Grundftüde. B. IV, 225/95 vom 25. Ian. 96. Entipredhend 
V, 24/94 vom 14. Febr. 94. 

687. Weil Verkäufer die verfprochenen Eigenjhaften des 
Pferdes nicht gewährt hatte, wurde Auflöfung des Kaufes nad) 
Code 1184 und Erfat der Futterkoften begehrt. Streitwerth der 
Kaufpreis von 240 Mark und die Futterfoften mit 328 Marf. 
Denn der Anipruh auf Erfaß der Futterkoften jteht in Teinem 
Abhängigfeitsverhältnig zu der Auflöfung des Vertrages. Aud) 
ift die Geltendmachung nit davon abhängig, daß zugleich dieje 
Auflöfung begehrt werde. B. IL, 35/96 vom 28. Febr. 

688. Streitwerth nad) dem Antrage der Klage, eine Hypothek 
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von 36103 Mark zu löfchen, diejer Betrag, da nicht anzunehmen, 
daß der Werth des Grundftüds niedriger; allerdings war vor 
der mündlichen Verhandlung der Betrag von 27756 Marf ge- 
föfcht, aber der urjprüngliche Antrag aufrecht gehalten. B. V, 
38/96 vom 7. März. 

689. Klage eines Aktionäre auf Ungültigkeitserflärung eines 
Beichluffes der Generalverfammlung über die Bilanz. Die Klage 
bezwectt Einjtellung eines Poftens von 80000 Marf, wodurd) 
fid) eine höhere Dividende (von 185 Mark für den Kläger) er- 
gibt. Werth 185 Mark, wenn aud) dem Kläger Leiftung einer 
Sicherheit aufgegeben war, die er nicht geleiftet hat. B.I, 19/96 
vom 28. März. 

690. Im Falle 338 Streitwerth des Nominalbetrags der 
Wechjelfumme, ohne Erörterung über die Solvenz des Acceptanten. 
III, 429/95 vom 10. April 96. 

691. Der Kläger fordert das von ihm gezahlte Kapital und 
die gezahlten Zinfen mittelft condictio indebiti zurüd; Die 
Zinien find zuzurechnen. B. II, 2/96 vom 14. April. 

692. Die Klägerin in Hamburg hat dem Bellagten, welcher 
nach feiner Angabe immer in Altona gewohnt hat, aber auch in 
Hamburg eine Handelsniederlaffung hatte, wie in Altona, einen 
Blankokredit eröffnet. Da dies Gejchäftsverhältnig mit der Ham- 
burger Niederlafjung beitand, war die fih aus demjelben er- 
gebende Torderung aud) in Hamburg zu erfüllen. I, 460/95 
vom 1. Febr. 96. 

693. Der Beklagte wohnt in Straßburg i.E.; er hat feine 
im Landgerichtsbezirt Breslau belegenen Güter an den Kläger 
gegen ein in Berlin belegenes Haus vertaufcht. Im einem aus 
jenem Yandgerichtsbezirk (nad) Angabe des Bellagten aus Dresden) 
an eine Bank in Berlin gefchriebenen, von diejer durd) eine 
Mittelsperfon dem Kläger mitgetheilten Briefe hat nach deffen 
Behauptung jener wifjentlich oder doch fahrläffig unrichtige Angaben 
über die Güter gemacht, durch welche Kläger zum Abjchluß des 
durch Uebergabe und Auflaffung erfüllten Zaufchvertrages beftimmt 
jei. Dafür fordert Kläger mit einer bei dem Landgericht Breslau 
erhobenen Klage Schadenserfag in Geld. Das Landgericht ift für 
dieje Bertragskflage zuftändig (vgl. 8.29 E.P.D.); denn Kläger 
will beim Bertrage ftehen bleiben. Die Leiftung des Beklagten 
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war, weil in Uebergabe der Grundftüde beftehend, da zu ge- 
währen, wo die Grundftüde lagen; hier ift deshalb aud) der 
Schadenserjaß zu leiften. V, 279/95 vom 29. Febr. 96. 

694. M., ein Kaufmann in Freiburg i. Br., wurde von 
B., einer Handlung in Mailand, auf Zahlung des Kaufpreijes 
für gelieferten Reis, Kleie und Mehl vor dem Civil- und Handels- 
gericht in Mailand verklagt und von dem Appelihof in Mailand 
zur Zahlung verurtheilt. Das Neichögeriht hat das erlafjene 
Bolljtrekungsurtheil aufgehoben und zurücverwieien. War das 
Mailänder Gericht nad) italienishem Recht zuftändig, was das 
Dberlandesgericht ald möglich unterftellt, jo Fann die Zuftändigfeit 
deffelben nach deutjchem NRedhte — was die Borausfegung für 
die Zuläffigfeit der Zwangsvollitvedung nah 8. 661, Abf. 2, 
3if.3 &.P.D. ift — nit auf 8.39 E.P.D. gegründet werden. 
Denn eine ftillffchweigende Vereinbarung auf das italienische Ge- 
viht würde daraus, daß der Beklagte unterlaffen hat, die Ein- 
vede der Unzuftändigfeit dort vorzufhügen, nur abgeleitet werden 
fünnen, wenn das Mailänder Gericht nad) feinem Recht unzuftändig 
geweien wäre. IL, 354/95 vom 6./13. März 96. 

695. Der Käufer hat die Waare zur Verfügung geftellt 
und fordert vom BVerfäufer, unter Zurücdhaltung der Waare, 
für feine Forderung ein Lagergeld und Schadenserfag, Abnahme 
der Waare unter Bezahlung diefer Forderung. Da e8 ji) wejentlich 
um diefe Zahlung handelt, Gerichtsftand der Handelsntederlaffung 
des Beklagten nad) 8.29 &.B.0. I, 8/96 vom 11. Mär;. 

695a. Die gegen den Bellagten bei dem Landgericht I zu 
Berlin erhobene Klage wurde wegen Unzuftändigfeit abgewiejen, 
weil er feinen Wohnfig in dem zum Bezirk des Landgerichts II 
gehörenden Lichterfelde hatte. Xevifion zurüdgewiefen. Daß er 
hier feinen Wohnfiß Hatte, ift mit Recht daraus entnommen, daß 
der Beklagte mit feiner Kamilie in Lichterfelde in einem von ihm 
erbauten Haufe wohnt. Unerheblich, daß der Beklagte in Berlin 
ein Atelier hat, in welchem er von früh bis Abends fein Ge- 
werbe als Photograph betreibt. Denn eine eingerichtete Wirth- 
haft — 8.15 4U.G®.02.1L2 — hat der Beklagte in Berlin 
nicht. VI, 166/92 vom 3. Nov. 

6955. Die Beklagte in Dortmund hat in Königsberg eine 
Ammoniaffabrif. Der zum Kontrahiren für die Beklagte nicht 
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legitimirte technifche Leiter hat Arbeiten und Materialien für die Gerichtsftand. 
Fabrik bei der Klägerin beftellt, welche diefe in der Yabrif aus- 

geführt bezw. dorthin geliefert hat. Kein Gerichtsftand für die 

Beklagte in Königsberg, aud) wenn fie die Beitellung ratihabirt 

hat. Denn eine Zweigniederlaffung lag nidt vor — E&.P. 0. 

8.22 —, und Zahlungen waren aud) früher nur von Dortmund 

aus an die Klägerin geleiftet. I, 265/92 vom 19. Nov. 

695. Nah der thatjächlichen Feltftellung des Berufungs- 
richters war die Anzahlung aus dem Kaufe über ein Grundtüd 
Zug um Zug mit der Gegenleiftung zu leiften, alfo audh im 
GSerichtsftande des Grundftüdse. Beim Mangel jeder bezüglichen 
Aenkerung in der Korrefpondenz Fünne aber nicht angenommen 
werden, die Parteien hätten die Reftfaufgelderrate einem andern 
Erfüllungsort unterwerfen wollen, al8 dem natürlichen Erfüllungs- 
orte eines Immobilienfaufgefchäfts. Deshalb war das Gericht 
diejes Ortes für zuftändig für die Klage auf das Kaufgeld er- 
achtet. Revifion zurücgewielen, weil die Enticheidung auf that- 
fächlicher Feititellung beruht. III, 184/92 vom 22. Nov. 

695d. Die in Freiburg i. Br. wohnende Beklagte hat der 
in Heidelderg wohnenden Klägerin die von einer Verficherungs- 
anftalt in Karlsruhe für fie ausgeftellte Lebensverficherungspoflice 
verpfändet, fodann aber die Berficherung verfallen laffen. Klägerin 
fordert von der Beklagten eine Erklärung an die DVerficherungs- 
anftalt, daß fie in der Auszahlung der der Beklagten zujtehenden 
Abfindungsfumme an die Klägerin in Höhe von deren Darlehns- 
forderung willige, und hat auf Abgabe diejer Erklärung in Karls- 
ruhe geklagt. Sie ift wegen Unzuftändigfeit abgewiejen. Da die 
Beklagte fih nicht etwa vertragsmäßig der Klägerin gegenüber zu 
einer in Karlsruhe abzugebenden Willenserklärung verpflichtet 
hatte, fo verbleibt e8 bei der Regel, wonad die Erfüllung in 
dem Wohnfite des Schuldners zu erfolgen habe, und zwar ift 
der derzeitige Wohnfig der Beklagten maßgebend, denn e8 ift aud 
Tonft nicht zu erjehen, warum die Erfüllung der Verpflichtung 
der Beklagten gegen die Klägerin, die erwähnte Einwilligungs- 
erflärung abzugeben, nicht in Freiburg follte gejchehen Fünnen, da 
die Möglichkeit vorliegt, fie dort jchriftlich abzugeben, und die 
Klägerin fodann die betreffende Urkunde der Allgemeinen DVer- 
forgungsanftalt überjenden fann. II, 271/93 vom 10. Febr. 94. 

Praxis des Reichögerihtg. XXI. 21 


Gerichtsitand. 
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695e. Die Klägerin zu Havre hat für den Beklagten zu 
Breslau an der Börfe zu Hapre Börjengefchäfte gemacht, aus 
welchen fie Klage in Stettin erhebt. Die Einrede der Unzuftändig- 
feit ift verworfen. Die Bejtätigungsfchreiben der Klägerin über 
den Abjchluß der einzelnen Geichäfte enthalten die gedrudte Klaufel: 
„En cas de litige provenant de ce contrat, nous nous soumettons 
seulement a la competence des tribunaux du Havre.” Da- 
mit hatte fi) Beklagter einverjtanden erklärt. Die Gültigkeit 
einer jolchen Vereinbarung, dur) welche nicht fomohl ein nicht 
zuftändiges Gericht gewählt, al8 die Zuftändigfeit anderer Ge- 
richte ausgefchloffen ift, ift nicht zu bezweifeln. Aber die Ber- 
abredung hat.nur den Sinn, daß die Kommijfionärin allein in 
Havre verflagt werden durfte, nicht den, daß fie nicht den Rom- 
mittenten in dem für ihn zuftändigen Gericht zu Stettin verklagen 
dürfe. Hielt die Klägerin, von welcher die obige Offerte aus- 
ging, ed für zwedmäßig, den Beklagten in Havre zu belangen, 
jo war fie dazu ohne befondere Vereinbarung in der Qage, weil 
vertragsmäßig Havre auch Erfüllungsort für die Verpflichtung 
des DBeflagten war und daraus die Zuftändigfeit des dortigen 
Gerichts fi) ergab. ES ift auch nicht anzunehmen, daß die 
Klägerin wegen der Unzuläffigfeit der Einrede des Differenzjpiels 
in Frankreich fich die ausschließliche Zuftändigfeit des Gerichts in 
Havre für die Klage gegen den DBeflagten hätte jichern wollen, 
denn fie mußte erwarten, daß der Beflagte, wenn er diefe Ein: 
rede vorfchügen wollte, diefelbe in dem Verfahren zur Erlangung 
der Vollftrecbarfeit des in Havre gegen ihn ergangenen Urtheils 
vorbringen werde, jodaß fie dann zwei Prozefje ftatt einen zu 
führen. hatte. Es ift jomit fein Grund erfichtlich, die in Nede 
jtehende Bereinbarung, ihrem Wortlaute entgegen, aud) auf Pro- 
zeile der Klägerin gegen den Bellagten zu beziehen. I, 512/93 
vom 22. Febr. 94. 9 

695f. Die Beflagte, welche ihre Handelsniederlaffung in 
Augsburg Hat, hatte den Kläger als Ingenieur für eine Luftdrud- 
anlage in Fürth vom 1. Febr. ab engagirt, und ihm eine Ab- 
findungsfumme von 8400 Mark für den Fall zugefichert, wenn 
die Anlage nicht zur Ausführung käme. Ste ift nicht ausgeführt 
und der Kläger am 1. Oft. entlaffen. Die Behauptung der Be- 
Hagten, daß die Abfindung bei erfolgendem Rücktritt vom Ber- 
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trage nicht in Fürth, jondern in Augsburg al8 dem Orte ihrer Gerichtsitand. 
Handelsniederlaffung zu zahlen fei, ift vom Kläger nicht beftritten 
worden; auch folgt dies aus Art. 324, Abj.2 H.©.3., da nichts 
angeführt ift, was nad Maßgabe des Abf. 1 dafeldft auf einen 
andern Erfüllungsort Hindentete. Keinesfalls ift der Erfüllungs- 
ort der prinzipalen Bertragspflicht beftimmend für den Erfüllungs- 
ort der Abfindung, die bei dem Wegfall der erjteren mit allen 
ihren Modalitäten, auch bezüglich des Ortes der Erfüllung, zu 
entrichten war. Die in Fürth auf die Abfindungsfumme erhobene 
Klage ift vom Neichsgericht wegen Unzuftändigfeit abgewiejen. 
VL 331/93 vom 22. Febr. 94. 

6958. Das Landgeriht VBofen ift ala Prozeßgeridht an- 
gegangen, und nad) $. 688 E.P. DO. hat das Prozefgericht über 
Anträge auf einftweilige Einftellung der Zwangsvolfftrefung zu 
befinden. Die Zrage, ob das angegangene Gericht al8 Gericht 
der Hauptjadhe zuftändig tft, Ffann nur durd) Urtheil entfchieden 
werden, und folange die Unzuftändigfeit nicht: durch Urtheil vechte- 
kräftig ausgesprochen ift, kann die Ermächtigung des in Anjprud) 
genommenen Gerichts, gemäß 8. 688 Anordnungen wegen einft- 
weiliger Einftellung der Zwangspollitredung rechtswirkjam zu 
treffen, mit Grund nicht in Zweifel gezogen werden. In diefer 
Auffaffung wird dadurd nichts geändert, daß die in dem achten 
YBudje angeordneten Gerichtsftände ausschließliche 129 6. 707). 

B.IV, 49/94 vom 12. Mär;. 

696. In einer Prozepfade der Stadt Magdeburg wider Ablehnung 
die Mansfelder Gewerfichaft, Salzbergwerf in Wefter-Egeln, des Riäters. 
hemiihe Tabrifen in Xeopoldhall, Staffurth, Bernburg und 
Schönebet wegen PVerfalzung des Elbwafjerd, wurde die Ab- 
lehnung Magdeburger Richter für nicht begründet erachtet. Die 
periodiichen Verunreinigungen des Elbwaffers und des ftädtifchen 
Leitungswaffers und die daraus für die Perjonen der Richter 
entftehenden Beläftigungen können fo wenig wie die Vermehrung 
der ftädtifchen Abgaben, weldhe der Berluft des Prozeffes zur 
Bolge Haben Tann, als ein Grund angejehen werden, welcher 
geeignet ift, ein Mißtrauen gegen die Unparteilichleit der Richter 
zu rechtfertigen. B. V, 9/96 vom 11. Ian. 

6I6b. Wenn auch die Klage fih nicht auf einen Meieth8- Gerihtsferien. 
vertrag gründet, fo ftütt doch der Beklagte feine Weigerung, bie 
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Gerihtöferien. beiden den Klägern gehörigen Buden zu räumen, auf ein von 


Partei. 


Prozeßfähig- 
feit. 


ihm vorgejchüttes Miethsverhältnig, und das fachliche Interefje 
der Kläger, den hierüber entitandenen Streit mit möglichfter Be- 
Ichleunigung entjchteden zu jehen, tft da8 gleiche, wie wenn es 
fi) von vornherein um einen Miethsftreit gehandelt hatte. Es 
fommt Hinzu, daß e8 fich um die Fortführung eines in den zu 
räumenden Lofalitäten betriebenen Handelsgewerbes handelt, wo= 
durch das Bedürfnig der Beichleunigung noch erhöht wird. Der 
Beichwerde war deshalb dahin ftattzugeben, daß die Sache bei 
dem Berufungsgericht als Ferienjache zu behandeln fe. B.V, 
75/92 vom 12. Aug. 

697. Die wider die Ehefrauen „im Beiftande des Che- 
manns‘ erhobene Klage war den mitbellagten Ehemännern nicht 
bejonders zugeftellt; diejelben find aber in beiden Vorinjtanzen 
durch Anwälte vertreten gewesen, ohne die mangelhafte Zuftellung 
zu rügen; diefelbe ift alfo geheilt. rau P. war zur Zeit der 
Klagerhebung Witwe. Sie hat jpäter geheirathet; dadurch wurde 
fie nicht progeßunfähig, und das Prozekverfahren nicht unter- 
brochen. Der Hereinziehung des Ehemanns in den Prozek be- 
durfte e8 nicht; deinfelben hätte freigeftanden, ji al8 Neben- 
intervenient bei dem ferneren BProzeßverfahren zu betheiligen. 
Daß er fich die Verurtheilung feiner Ehefrau gefallen laffen muß, 
ift jelbftverjtändlih. IV, 276/95 vom 13. Tebr. 96. 

6ITb. Die Klägerin hat ohne Beitritt ihres Chemanns 
auf Eritattung von Geldern geklagt, welche der Beklagte ald Vor- 
mund einer von der Klägerin beerbten Zochter zu Unredht aus 
deren Vermögen an eine Stadt gezahlt hatte. Nad) dem Märfi- 
Ihen Provinzialvecht, unter deffen Herrihaft die Klägerin und 
ihr Ehemannn ihren erften Wohnfit Hatten, hat der Chemann 
Niekbrauh am ganzen Vermögen der Ehefrau, joweit es nicht 
Borbehaltsgut ift, alfo au) an jenem durd) Erbgang überfommenen 
Ansprud. Allein der Ehemann hatte die Information zur Prozeß- 
führung an den Anwalt ertheilt und er hat die für die Berufungs- 
inftanz ansgeftellte Prozeßvollmadht mit unterfchrieben. Darin 
findet der Berufungsrichter zutreffend eine ftillfchweigende Ge- 
nehmigung der einfeitigen Prozekführung der Ehefrau. Nur redht- 
fertigt fid) dadurd) noch nicht das Begehren, daß die Klagjumme, 
foweit fie zuzufprechen war, an die Ehefrau allein zu zahlen jei. 
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Dazu hätte e8 einer Spezialvollmadht des Ehemanns bedurft. Progeffühig- 
— ÜUR.L 13, $. 105. — Das Neichsgericht änderte deshalb 

injoweit ab, als Bellagter zur Zahlung an beide Eheleute ver- 

urtheilt wurde. IV, 198/92 vom 3. Nov. 

697 ec. Im Fall Bd. XIX, 295 wurde die Einrede der Ehe- 
frau, daß der Ehemann zum Prozefje nicht zugezogen fei, ver- 
tworfen. Aus den Umftänden, daß der Ehemann der Klägerin 
den Auftrag zur Anftellung der Hauptflage und zur Extrahirung 
der einftweiligen Verfügung ertheilt hat, in deren Verfolg die 
Widerflage erwacdjen ift, und daß der Ehemann der Klägerin in 
diefen Prozeffen den Informationsverfehr der Klägerin mit deren 
Prozeßvertreter vermittelt hat, in Verbindung mit dem Umftande, 
daß der Ehemann der Klägerin als deren Bevollmächtigter nach 
Erlaß des erften Urtheils eine die weitere Rechtsverfolgung be- 
treffende Eingabe zu den Gerichtsaften eingereicht hat, konnte das 
Berufungsgericht ohne NRecdtsirrthum folgern, daß die Klägerin 
den Prozeß unter Genehmigung ihres Chemannes führe Cs 
fann zugegeben werden, daß aus einer Handlung, welde Iemand 
al8 Bevollmächtigter eines Andern vornimmt, insgemein nit ge- 
folgert werden Fan, daß der Bevollmädtigte für feine Berfon 
die Handlung billige, bezw. durch die Ausführung des Auftrages 
jeine Bilfigung kundgeben wolle. Das fchließt aber nicht aus, 
daß, wenn der Ehemann al8 Bevollmäcdtigter feiner Frau in 
Bezichung auf das eingebrachte Vermögen der leteren handelt, 
in der Handlung die Zuftimmung und Genehmigung des Che- 
mannes zu der Berfügung, welche er namens feiner Frau vor- 
nimmt, gefunden werden fann. Der Berufungsrichter folgert 
diefe Genehmigung aus der Fonfreten Sachlage. I, 173/94 vom 
20. Iunt. 

6974. Mangelt die Befugniß, über den Streitgegenftand zu 
verfügen, fo trifft diefer Mangel nicht die Prozekfähigkeit, jondern 
das materielle Klageredit. Die Bertragsfähigfeit der märkifchen 
Ehefrau Fommt hierbei nicht in Betracht. It die von den mit- 
Eagenden Ehefrauen geltend gemachte Mieths- oder Badhtforderung 
dem Nießbraudh und Verwaltungsrecht des Ehemanns unterworfen, 
jo fönnen die erfteren zur Führung des vorliegenden Prozeffes 
ohne Beitritt ihrer Männer für befugt nmiht erachtet werden. 
Damit würde aber die Sacdlegitimation der Kläger überhaupt 


Prozepfähig- 
keit. 


Gefelicher 
Bertreter. 
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zerftört fein, da Mitberechtigte aus einem DVertrage nur gemein- 
Ihaftlid) Eagen können (8. 450, I, SU. NR) Ermeift fi) 
hiernad) die Aufhebung des Berufungsurtheils und die Zurüd- 
verweilung der Sade in die Berufungsinftanz zunäcdft in An- 
fehung der Klage als geboten, fo war beides auch auf die Wider- 
lage zu erjtreden, weil aud) diefe von dem Legitimationsmangel 
betroffen wird, insbefondere der Antrag auf Zurüdgabe der Kaution 
durd) die Enticheidung über den SKlageantrag mitbedingt ift. V, 
51/94 vom 23. Juni. 

697e. Someit im Fall Bd. XVII, 210 in Frage fam, 
ob dem Kläger die im $. 1 de8 Preufifhen Fürjorgegefees be= 
ftimmte Benfion zuftehe und voll bewilligt worden fei, handelte 
e8 fic nur um einen vermögensrechtlichen Anfpruch des Elagenden 
Beamten aus feinem Dienftverhältniffe, der ihm kraft feiner An 
jtellung gebührte. Diefer Anfprud Fonnte nur gegen die Eifen- 
bahndireftion verfolgt werden. VI, 317/93 vom 12. Febr. 94. 

6I7f. Die Ruhrorter Hafenbahnen gehören zum Gejchäfte- 
freie des fisfalifchen Eifenbahnbetriebsamtes Efjen. ‘Der Che- 
mann der Klägerin ift von einem Zuge jener Hafenbahn über- 
fahren. &8 ijt deshalb die Klage aus dem Haftpflichtgejeg mit 
Recht gegen jenes Betriebsamt erhoben. — $. 16 des Allerhöcjten 
Erlafjes vom 24. Nov. 1879. — Denn nad) dem Inhalt ‘des 
Erlaffes tft bei den unter den 8. 1 fallenden Eijenbahnen das 
zuftändige Betriebsamt durchweg al8 die zur Dertretung des 
Staates in Haftpflichtprogeffen berufene Behörde anzujehen, ohne 
daß e8 einen Unterfchied macht, ob künftig die Unfallsentihädigung 
aus den Fonds der Eifenbahnverwaltung oder aus fonftigen jtaat- 
lichen Mitteln zu gewähren fein möchte. VI, 271/93 vom 8. Yan. / 
1. Tebr. 94. 

6978. Der Königlid) Preußifche Minifter der öffentlichen 
Arbeiten, gegen welchen als den gejetlichen Vertreter des Preupiichen 
Eijenbahnfisfus die Klage erhoben war, ift zur Vertretung des 
Tisfus nicht Tegitimirt und deshalb die Klage wirkungslos — 
R.G.€, Bd. 8, ©. 404 —. Diejer Mangel ift aber dadurd) 
geheilt, daß die Klage unter Wahrung der gejeglichen Einlafjungs- 
frift der Eifenbahndireltion in Erfurt zugeftellt ift, welche die 
richtige Vertreterin des Eifenbahnfisfus ift. Auch ift die Eijen- 
bahndirektion zur mündlichen Vertretung geladen und das Rubrum 
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bezüglic) der Vertretung berichtigt. Die falfche Bezeichnung des Gefetlicdher 
gefeglichen Vertreters in der urfprünglichen lage ift unerheblidd Terreter. 
— dgl. Bd. VI, 885 —. Die Revifion des Minifters gegen 
das feine Einrede der mangelnden gejeglichen Vertretung ver- 
werfende Berufungsurtheil ift zurüdgewiefen. II, 77/92 vom 
10./17. Mai (38. XIIL, 620, 621; R. ©. €., 35. 29, ©. 408) 
betraf einen anderen Fall. Damald war die Zuftellung der Klage 
an den richtigen Vertreter des Fisfus nicht unter Wahrung der 
Einlaffungsfrift erfolgt. Daß die Beklagte die Berufung jowoh! 
dem Minifter wie der Eifenbahndirektion hat zuftellen laffen, ift 
daraus erflärlich, daß der Minifter felbjt duch fein Verhalten 
in erfter Inftanz, indem er ungeachtet der rechtzeitigen Klage- 
zuftelung an die Eifenbahndirektion die Einrede der mangelnden 
gefeglichen Vertretung aufrecht erhielt, der Klägerin zu erheblichen 
Zweifeln darüber Anlaß gegeben Hatte, gegen wen als gejetlichen 
Vertreter des Fiskus fie ihren Angriff zu richten habe: Deshalb 
find der DBellagten nicht einmal Koften aufzuerlegen, wohl aber 
werden fie ihr für die doppelte Zuftellung der Klage aufguerlegen 
fein. III, 47/94 vom 11. Mai. 
697h. Im Fall Bd. XV, 22. € ift zuzugeben, daf bie Bruce 
Kläger im Vorprogeffe nur die Befeitigung der Grenzmauer jo- Mäßtigter. 
wie. Herausgabe des ftreitigen Streifens begehrt haben, der mit 
gegenwärtiger Klage verfolgte Schadenserjaganipruch wegen ent- 
gangener Miethe dagegen nicht Gegenjtand des früheren Nechts- 
jtreit8 gewefen ift. Der Anwalt hat aber feine gejeßliche Voll- 
madt — $. 77 &.P.D. — nit überfchritten, da fich der Vergleich 
auf den Gegenftand des Nechtsftreits, das Eigentum. an dem 
jtreitigen Streifen, befchräntte. Bei der Regelung diejes ftreitigen 
Rechtsverhältniffes. wurde vereinbart, die Sache folle gegen Ge- 
währung einer Gegenleiftung fo angejehen werden, al® wenn die 
Mauer uriprünglid) auf der richtigen Grenze errichtet worden 
märe. Nach diefer Vereinbarung fonnte die Errichtung der Mauer 
von den Klägern nicht mehr als widerrechtlicher Eingriff in 
fremdes Eigenthum bezeichnet und zum Gegenftande einer Ent- 
Ihädigungsflage gemacht werden. Dbmwohl daher bei dem Ber: 
gleiche über den Scadensanfprudh nicht verhandelt worden ift, 
bat diejer durch die Zurücbeziehung des Eigenthumserwerbes jeine 
Grundlage verloren. II, 123/92 vom 21. Iunt. 


Prozegbevoll- 
mädjtigter. 


Streit- 
genoffen. 
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697%. Der BVertreter der Kläger und Revifionsbeflagten 
hat die Bevollmäcdtigung feines Subftituenten durch den Kläger 
zu I, Nr. A gemäß der Vorjchrift des S. 76 der &.P.O. nad): 
gewiejen. 8 wäre hiernad) Sache des Beklagten geweien, den 
Nachweis zu führen, daß der in der Vollmacht vom 4. März 1892 
aufgeführte Schmiedemeifter Salomon Claaßen mit dem im Ein- 
gang des Urtheils fowie der Inftanzurtheile genannten Salomon 
Claaßen nicht identisch ift. Diejer Nachweis ift weder durd) die 
vom Vertreter des Beklagten überreichte Sterbeurkunde über das 
Ableben des Altfikers Salomon Claafen, nod) durd) die Quittung 
auf dem vorgelegten Depofitenfontoauszug als erbracht anzufehen. 
Die Fortfeßung des Prozeffes namens des Revifionsbeflagten zu L, 
Nr. 4 muß hiernad) für gerechtfertigt erachtet werden. I, 191/92 
bom 25. Juni. 

697Kk. Die beiden Beklagten find als angebliche Solidar- 
Ihuldner auf Zahlung belangt, fie haben Widerklage auf Auf: 
hebung der gegen fie auf Antrag der Klägerin erlaffenen einjt- 
weiligen Verfügung beantragt, durd) melche die Eintragung einer 
Bormerfung auf dem Grundbuchblatt eines ihnen gemeinfam ge- 
hörenden Grundftücdes zur Erhaltung des Rechts auf Eintragung 
einer Hhpothek zu jenem Betrage angeordnet if. Wegen Ab- 
lebens des einen Beklagten, H., hat der Anwalt der Beflagten 
Ausfegung des Verfahrens nur bezüglich des Verjtorbenen an- 
geordnet, die Beichwerde des Weberlebenden ift zurüdgemiefen. 
Bezüglich der Widerklage liegt fo wenig eine nothwendige Streit- 
genoffenfchaft vor wie bezüglich der VBorklage. Es Tann zwar 
eine gegen mehrere Beklagte erlaffene einftweilige Verfügung leicht 
von einer Beichaffenheit fein, daß über ihren Yortbeitand oder 
ihre Aufhebung nur einheitlich entfchieden werden fann. Hier tft 
dies jedoch nicht der Tall. Denn da nad) $. 21 bezw. 8. 43, 
Abi. 2 des E E. ©. nicht bloß das Grundftüd al8 Ganzes, jon- 
dern auch jeder einzelne Antheil eines Miteigenthümers als folder 
mit Hhpothefen belaftet werden Tann, jo würde eventuell nichts im 
Wege ftehen, die die Eintragung der VBormerfung anorönende einft- 
weilige Verfügung auc nur theilweife aufzuheben, im Uebrigen aber 
beftehen zu Laffen, nämlid) fie dahin einzufchränfen, daß die das Grund- 
ftüd im Ganzen betreffende Vormerkung auf den Antheil des Mit- 
eigenthümers H. eingefchränft werde. B. VL, 67/93 vom 12. Juni. 
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6971. Die Parteien find zu Erben, ein jeder auf eine 
beftimmte Summe, eingefeßt; für den Fall, daß nicht foviel oder 
mehr im Nachlaß vorhanden, ift Beitimmung über Abgang und 
Zugang getroffen. Einer der Miterben hat gegen die übrigen 
wegen einer ihm an den Nadjlaß zujtehenden Forderung geflagt. 
Die Erben befinden fid) in ungetheilter Gemeinjchaftl. Damit ift 
für die Beklagten der Fall der nothwendigen Streitgenoffenichaft 
gegeben. IV, 134/93 vom 12. Dft. 

697m. Die Kläger, Seitenverwandte des Erblafjers, machen 
ihr gejeßliches Erbrecht gegen den Beklagten geltend, welchem 
durch die lektwillige Verfügung nur beftimmte Sachen und Geld- 
beträge vermadt feien. Der YBrucjerbtheil des einzelnen Mit- 
erben ergibt fi) ohne weiters aus SS. g.UUR I, 3. 
Keine nothwendigen Streitgenofien. IV, 231/93 vom 11. Ian. 94. 

697n. Klage des Dr. M. gegen den Rechtsanwalt M. und 

gegen den Staatsanwalt auf Aufhebung des die Entmündigung 
des Klägers ausiprechenden Beichluffes des Amtsgerichte. Die 
beiden Beklagten find nothwendige Streitgenoffen. II, 301/93 
vom 16. März 94. 
698 Das Intereffe des Patrons an dem Obfiegen der 
Kirchengemeinde in dem Prozeffe wider den Zimmermeifter wegen 
deffen Bauforderung ift angefichts feiner Beitragspflicht zu den 
Baukosten für glaubhaft erachtet, jodaß er ald Nebenintervenient 
zugelafien wurde. Darauf, daß diefe Nebenintervention wegen 
eines einzelnen Vertheidigungsmittels, hier der Konventionalitrafe 
des Zimmermeifters, nicht zuzulaffen jet, Hat der Kläger Fein 
Recht. Seine Beichwerde ift zurüdigewiefen. B. VI, 12/96 vom 
3. Febr. 

699. Vgl. 323. Die Streitverfündigung an einen Streit- 
genoffen, welcher aus feiner eigenen Verbindlichkeit neben dem 
den Streit verfündenden Mitbeflagten, gegen welchen die Klage 
aus dejjen Verbindlichkeit erhoben ift, verklagt wurde, ift nicht 
ohne Bedeutung. Denn fie gibt dem Streitverfündeten die Ge- 
legenheit, ald Nebenintervenient des Letteren in dem auch wider 
ihn felbjt anhängigen Prozeffe aufzutreten, um die befonderen 
Nechtsbehelfe geltend zu machen, welche dem Streitverfünder zu- 
jtehen. I, 368/95 vom 19. Febr. 96. 

700. Daß jemand einer Bartei verfprochen hat, im Falle 


Streit: 
genoffen. 


Theilnahne 
Dritter. 


Theilnahme 
Dritter. 


330 Allgemeine Beftinmungen des Eivilprozefies. 


ihres Unterliegens zu den Kojten des Prozeffes beizutragen, gibt 
ihr Fein Recht zur Nebenintervention. IIL, 12/96 vom 24. April. 
7OOb. Streiten zwei Gläubiger, denen der Schuldner per- 
lünlid) haftet und deren Anfprücdhe, jeder für fid) betrachtet, den 
Werth der Pfandftüce überjteigen, darüber, wer von ihnen daraus 
feine Forderung zu tilgen berechtigt ift, fo fann der Schuldner 
dadurd) Feinen Nachtpeil erleiden, daß der Beklagte (Pfändungs- 
pfandgläubiger) dem Klageantrage des anderen (Hypothei-)Gläu- 
bigers gemäß zur Freigabe der Sache verurtheilt wird. E8 fehlt 
dem Schuldner alfo an einem rechtlichen Intereffe, um. ald Neben- 
intervenient des Beklagten aufzutreten. Nun hatte zwar ber als 
Nebenintervenient aufgetretene Schuldner behauptet, daß die Yor- 
derung des Beklagten erlojchen fei und daß ihn deshalb der Nad)- 
theil treffe, wenn das Hhpothefenrecht des Klägers anerkannt 
würde. Aber abgejehen davon, ob der Nebenintervenient die 
Nichtberechtigung gerade der Partei geltend machen Tann, deren 
Rechte er vertheidigen will, und ob nicht in foldhem alle die 
Hauptintervention angeftellt werden müßte: fo Hatte der Schuldner 
jeine Behauptung nicht glaubhaft gemadjt, denn er hat dafür 
nicht8 weiter vorgebracht als feine eigene unbejchworene, dabei 
ganz allgemein gehaltene Zeugenausfage. Auf die weitere Be- 
hauptung, daß Kläger bei der Zmangsverfteigerung vollftändig 
zur Hebung gelangt fei, Fonnte die Nebenintervention nicht geftütst 
werden, weil Beklagter die gleiche Behauptung zuvor aufgeiteltt, 
aber fallen gelafjen, alfo auf diefen Nechtsbehelf verzichtet Hatte. 
Der Nebenintervenient muß aber den NRectsftreit in der Lage 
annehmen, in welcher er fich zur Zeit feines Beitritts befindet, 
und darf fi mit feinen Erklärungen nicht mit denen der Partei, 
welcher ex beifteht, in Widerfpruch feßen. Die Intervention 
wurde deshalb als unzuläffig erklärt und die von der Neben- 
intervenientin jelbftändig eingelegte Aevifion zurücdgewiejen. V, 
39/92 und 37/92 vom 25. Meat. | 
700e. Nachdem der Konkurs über das Vermögen des Be- 
Elagten, welcher gegen die erftinftanzliche Verurtheilung Berufung 
eingelegt hatte, eröffnet war, hat der Verwalter die Aufnahme 
des Berfahrens abgelehnt und die im Konkurfe angemeldete Yor- 
derung beftritten. Gegen ihn ift ein Verfäumnißurtheil ergangen; 
der Gemeinfchuldner, welcher die Forderung nicht beftritten Hatte, 
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hat Einfprudh eingelegt und Nebenintervention erklärt. “Diefelbe 
ift Mangels eines rechtlichen Intereffes für unzulälfig erklärt; 
feine Beichwerde zurücgewiefen. Das rechtlidhe Intereffe, daß 
aus der Eintragung in die Zabelle feine Zwangsvollitredung 
gegen den Gemeinfchuldner erfolge, hat er gemäß 8. 152 8.0. 
durch Beitreiten der Forderung im Prüfungstermin zu jchügen. 
B. VI, 55/93 vom 1. uni. | ni: M 

7004. Gegen die nicht erfchienene Nebenintervenientin durfte 
Berfäumnißurtheil nicht erlaffen werden, da ihre Ladung nicht 
fejtgeftellt if. — E. P.D2. 8. 68, Abf. 3. — Diejen Verftoß zu 
rügen, würde auch der Kläger an und für fich befugt fein, wenn 
er- nicht, wie die Beklagte mit Grund einwirft, das Nügerecht 
gemäß S. 267 ©. P. DO. verloren hätte, da er in der Lage war, 
in der mündlichen Verhandlung, auf welche das Lrtheil erging, 
die PFeititellung der Ladung der nicht erjchienenen Nebeninter- 
venientin zu verlangen und bis zum Nadmeis ber Ladung der 
Sortjegung der Verhandlung zur widerjprechen, dies aber unter- 
laffen hat. Ob durch den Beitritt der Nebenintervenientin, die 
hierbei nur ala Beiltand der Hauptpartei in Betracht kommt, die 
prozejjuale Folge der gedachten Unterlaffung der Hauptpartei be= 
feitigt werden fonnte, fan hier dahingejtellt bleiben. V, 110/93 
vom 23. Sept. 

700e. Im Fall Bd. XIX, 791. Soweit eine nothiwendige 
Streitgenoffenihaft bejteht, müfjen die ergangenen Urtheile allen 
Streitgenofjen zugeftellt werden, und läuft die Nothfrift, inner- 
halb deren der Einfpruch oder ein Rechtsmittel eingelegt werden 
muß, überhaupt erft von dem Zage an, an welchem diefem Er- 
forderniß genügt ift. Das Gleiche muß gelten, wenn der Neben- 
intervenient nad) $. 66 al8 Streitgenofje zu behandeln if. Daß 
ein Verhältniß, wie e8 bei der jogenannten nothwendigen Streit- 
genofjenichaft vorausgejegt wird, auch in Anjehung des Neben- 
intervenienten und der von ihm unterjtügten Partei beftehen fann, 
it, obgleich in SS. 66 nur auf $. 58 Bezug genommen wird, 
nicht zu bezweifeln; denn wenn nur eine einheitliche Feititellung 
des Streitverhältnifjes al® möglich erjcheint, ift die Anwendung 
der in $. 58 aufgeftellten Regel von jelbjt ausgejchloffen. Ein 
jolches VBerhältniß Liegt aber hier vor, da der einzelne Gefell- 
Ihafter das Beftehen der Gejellfhaftsihuld auch für feine 
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Berfon nicht mehr beftreiten fannı, nachdem die Gejellfchaft vechts- 
fräftig zur Zahlung verurtheilt ift. — Vgl. aud) das Urtheil des 
Neichsgerichts bei Bolze, Praxis, Bd. IX, 470. — Die Frift 
zum Cinfpruch Tief aljo erft von da ab, wo allen Betheiligten, 
auch dem Nebenintervenienten, da® Urtheil zugeftellt war. Der 
Einspruch ijt rechtzeitig erfolgt. Bei der erneuten Verhandlung 
wird, joweit e& fi) um die widerftreitenden Erklärungen der PBar- 
teten handelt, ebenjo zu verfahren fein, wie wenn eine wirkliche 
Streitgenofjenichaft vorläge und auf biejelbe S. 59 Anwendung 
zu finden hätte. IL, 185/94 vom 12. Oft. 

701. Das vorläufig vollftrebare Urtheil des Landgerichts 
Zabern, auf Grund defjen der Bellagte angehalten wurde, den 
Klägern für Prozefkoften den Betrag von 298 Mark 6 Pf. zu 
bezahlen, ift vom Oberlandesgericht jowohl in der Sade jelbit 
als aud) im Koftenpunkte abgeändert worden. Deshalb Fann der 
Beklagte beanspruchen, daß ihn der von ihm auf Grund des 
Roftenfeftfegungsbeichluffes bezahlte, in diefem Beichluffe feit- 
gefette Betrag zurücderftattet werde, foweit er nicht durch eine 
Gegenredhnung in anderer Weile Befriedigung erhält. Diefer 
Erjaganiprud; muß fich aber nach dem in den SS. 655, Abi. 2, 
und 697, Ab. 2 EP. D. aufgeftellten Grundfage auch auf die- 
jenigen Koften erjtreden, welche durch die Koftenfeftfegung jelbit 
jowie durch die Zuftelung des Feitfegungsbefchluffes entitanden 
find. Daran ändert der Umftand nichts, dak die Kläger be- 
fugt waren, das landgerichtliche Urtheil einschließlich des Kojten- 
punftes vorläufig vollftreden zu lafjen; denn diefe Vollftredung 
geihah eben unter dem Vorbehalt, daß der Vollitredungstitel auf- 
recht erhalten werde, und war für die Kläger mit der Gefahr 
verbunden, daß fie im Falle der Abänderung des vorläufig voll- 
jtrebaren Urtheil® zur Zurüderftattung de8 Empfangenen an- 
gehalten werden können. Demgemäß wurde der Betrag der Koften, 
welche die Kläger dem Beklagten zurüczuerjtatten haben, feft- 
geftellt. B. II, 5/92 vom 12. Ian. 

7O01b. Kläger Hatten erftinftanzlich eine für vorläufig voll- 
Itredbar erklärte Verurtheilung des Beflagten auch zu den Koften 
erlangt, welche auf ihren Antrag fejtgeitellt wurden. Demnächft 
find auf die Berufung des Beflagten Kläger unter Verurtheilung 
in die Koften abgewiefen. Nun berechnete Beflagter die von ihm 
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den Klägern auf Grund der eritinftanzlichen Verurtheilung ge- 
zahlten Koften zur Feitftellung. Der Feitiegungsbeichluß tft mit 
Recht von dem Oberlandesgeriht auf Beichwerde aufgehoben. 
Denn der Koftenfeitjegungsbefchluß dient Lediglich dazu, den im 
Urtheil offen gelaffenen Betrag der dem obfiigenden Gegner zu 
erstattenden Koften feitzuftellen, um fo die Zwangsvollitredung zu 
ermöglichen. Im Koftenfeftfegungsverfahren ift jomit fein Raum 
für eine Verurtheilung zur Wiedererftattung von Beträgen, welche 
auf Grund eines für vorläufig vollitredbar erklärten Urtheil® und 
des fich hieran Lehnenden Koftenfeftftellungsbejchluffes gezahlt find. 
Sollte S. 655 ©. BP. D. aud) auf Kojtenfeititellungsbeichlüffe an- 
wendbar fein, jo hätte der Antrag auf Rüdzahlung in der münd- 
lihen Verhandlung vor dem Erlaß des Berufungsurtheils geftellt 
werden müfjen. Einen jolchen Antrag hat der Beklagte nicht ge- 
jtelit; ev ift deshalb mit Recht auf den Weg ber-Klage verwiefen. 
B.V, 2/92 vom 16. Ian. 

Ole. Da die Bartei in dem Termin zur Augenfcheins- 
einnahme nah $. 135 ©. P. DO. dur einen Anwalt vertreten 
war, jo Tann fie deffen Beweisgebühr und erhöhte Verhandlungs- 
gebühr zur Feltjtelung liquidiren. IL, 20/96 vom 4. Febr. 

702. Die KRoftenanfprühe der Rechtsanwälte gegen ihre 
Parteien unterliegen nicht der Feititellung nach SS. 98 und 99, 
jondern find einzuflagen. Deshalb auch Feine Bejchwerde eines 
Rechtsanwaltd gegen einen zwijchen den Parteien ergangenen 
Kojtenfeftitellungsbefchluß. II, 20/96 vom 4. Febr. 

702b. Die Beklagte hatte der Firma H. & D. den Streit 
verkündet; diefe war aber dem Prozefje nicht beigetreten. Dem- 
nädhjit fchloffen Parteien und 9. & D. vor dem erjuchten Richter 
einen VBergleih, in welhen 9. & D., ohne fi) indeffen der jo- 
fortigen Zwangsvollitredung zu unterwerfen, vier Fünftel der 
Prozepfojten übernahmen, Kläger ein Fünfte. Da9.&D. nidt 
zu den Prozekbetheiligten gehörten, jo wurde hierdurd) ein voll- 
jtrebarer Titel gegen fie nicht gefchaffen. Die Parteien Tiqui- 
dirten die Koften zur Feititellung gegeneinander. Das Landgericht 
jtellte die Koften feit, zu vier Fünfteln gegen 9. & D., welde in 
dem Beichluffe al® Nebenintervenientin bezeichnet wurde, Auf 
Beichwerde des Klägers jtellte das Dberlandesgericht die vier 
Tünftel gegen die Bellagte feit. Auf weitere Beichwerde der Be- 
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fagten aufgehoben, da Beklagte Kojten nicht übernommen hat. 
Dem Oberlandesgeriht wurde die weitere Verfügung überlaffen 
mit dem Bemerfen, daß von 9. & D. feine Befchwerde erhoben, 
derselben aber bisher auch feine Beichlüffe zugeftellt feien. B. ILL, 
145/91 vom 8. Ian. 92. 

702e. Die Koften der Zmangsvollftredung fallen, wie im 
8. 697 ©. 8. OD. ausgefprodhen ift, dem Schuldner zur Laft, und 
bedarf es in diefer Richtung in der Negel einer befonderen Ent- 
icheidung nicht, vielmehr bildet der Schulbdtitel in der Hauptjache, 
fobald er, wie hier der Vergleich, für vollftredbar erklärt ift, zu- 
glei) den vollftrekbaren Titel für die Koften der Zwangsvoll- 
jtrefung. Wenn es nun in diefem Falle, in welchem nad) der 
Darlegung des Oberlandesgerichts eine Liquidirung jener Koften 
bei dem Gerichtsvollzieher nicht thunlich war, noch deren befonderer 
Teitjekung durch das Prozefgericht bedurfte, To konnte doch diefe 
auf Grund des vollitredbaren Vergleichs alsbald geichehen, da e8 
fich unbedenklich um Koften der Zwangsvollftredung handelt, welche 
der Schuldner zu tragen hat, und fein Streit der Parteien in 
der Zwangsvollitredungsinftang vorliegt, welcher zu einer bes 
fonderen Entjheidung über die Pflicht zur Erftattung der fraglichen 
Koiten Beranlaffung geben könnte. B. III, 9/92 vom 2. Febr. 

702d. Die von der Revifion vertretene Anficht, daß die 
Entjheidung über die Roften des Verfahrens über Erlaß einer 
einftweiligen Verfügung von der Enticheidung über den Haupt- 
prozeß hätte abhängig fein müffen, tft jedenfalls dann unzutreffend, 
wenn die Beklagten dem Antrag der Klägerin widerjprocdhen haben. 
III, 274/91 vom 1. März 92. 

702e. In der weiteren Befchwerde wegen eined Kojten- 
feftftellungsbefchluffeg war bemerkt, daß noch vor Zuftellung des 
angefochtenen Bejchlufjes der Konkurs über das Vermögen des 
Erftattungspflichtigen eröffnet fei. Das Reichsgericht beichloß, die 
Enticheidung über die erhobene Beichwerde fo lange auszujeten, 
bis das Koftenfeitiegungsverfahren nad) Maßgabe der für den 
Konkurs geltenden Beftimmungen aufgenommen oder das Kon- 
fursverfahren aufgehoben iji. Denn $. 218 EP. O0. findet aud) 
auf dies Verfahren Anwendung. B. III, 31/92 vom 11. März. 

702. Die fchwurpflichtige Partei war während des Nechts- 
jtreit8 von dem in der Nähe des Prozefgerichts Konit belegenen 
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Orte Long nach dem Herzogtum Braunjchweig verzogen. Hätte 
fie davon dem Landgericht Anzeige gemacht, jo würde daljelbe, 
wie als ficher angenommen würde, das Braunjchweiger Amts- 
gericht um Abnahme des Eides erjucht Haben. Der Klägerin 
wurden deshalb die höheren Reijefojten zu dem Schwurtermine vor 
dem Landgericht in Uebereinjtinmung mit dem Tandgerichtlichen 
Roftenfeftfegungsbefchluffe abgefet. B. IV, 45/92 vom 28. März. 

702g. Das Landgericht Tann, indem es den Kläger mit 
den entitandenen Koften belaftet, nur die DVerurtheilung in die 
durch den gegenwärtigen Prozeß, aljo durch das die Verhandlung 
über Bor- und Widerflage umfafjende Verfahren entftandenen 
Kosten ausgefprochen haben. War auch die Widerflage nur eventuell 
erhoben, fo ift doch über diejelbe verhandelt. Die Prozeß- und 
Berhandlungsgebühr war deshalb nach einem Werth zu berechnen, 
welcher durch Zufammenredhnung von Klage und Widerflage ge: 
funden wurde. B. III, 41/92 vom 29. März. 

702h. Da der Beklagte zur Zeit der Ladung in Cannes 
abwefend, dringende Eile in diefer Wechjelfache geboten, das Ob- 
jeft jehr hoch, die Gefahr für den Beklagten aljo groß war, ent- 
Iprad) e8 durchaus der Sadjlage, wenn fich der Beflagte in der 
nit einfahen Sade .an den im Vollbefig der Information 
befindlichen Suftizratd H. wandte, um Alles, was zur Vertretung 
de8 Beklagten in der anhängig gemachten Wechfelprozekfache er- 
forderlih war, zu bejorgen. Auf diefem Wege hat aud) Beflagter 
die Herbeiihaffung des zu feiner VBertheidigung erforderlichen 
Deateriald und .deffen angemefjene Verwerthung erzielt. E8 er- 
Icheint jehr fraglich), ob der Beklagte denfelben Erfolg jchon in 
erfter Inftanz erzielt haben würde, wenn er fih auf die eigene 
Korrefpondenz und die Inftruftion befchränft hätte, welche dem 
erftinitanzliden Anwalt durd) einen Wirthichaftsinfpeftor hätte 
ertheilt werden Fünnen. Die Koften des AYuftizratis 9. ale 
Korreipondenzmandatars für die erfte Inftanz waren erjtattungs- 
fähig, nicht für die Revifionsinitanz. Vielmehr durfte dem An- 
walt beim Reichsgericht überlaffen werden, die erforderliche In- 
formation aus den vorinftanzlichen Urtheilen zu entnehmen. B. I, 
24/92 vom 6. April. | 

7021. Aus der amtlichen Verfiherung des Korrefpondenz- 
mandatars Rechtsanwalts W. zu Afchersleben ergibt fich, daß er 
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mit verichiedenen Perjonen aus Ermsleben, Meisdorf, Ballenftedt 
und Afchersteben im Intereffe des zu Mteisdorf wohnenden Be- 
flagten Unterredungen gehabt und hierdurch Erfundigungen ein- 
gezogen und Mittheilungen darüber erhalten hat, in welcher Weife 
fich der Vater der Parteien über den Inhalt und die Folgen des 
von ihm mit dem Bellagten abgejchloffenen, der Klage zu Grunde 
liegenden Weberlaffungsvertrages ausgeiprochen habe. Diefe Er- 
mittelungen waren, wie die Entjcheidung des Landgerichts beftätigt, 
zur Bertheidigung des dur die Klage angegriffenen Rechts des 
Beklagten an fich geeignet, aud) erjcheint e8 glaubhaft, daß dieje 
Ermittelungen erfolgreicher durch einen in Afchersleben wohnenden 
Rechtsanwalt ald durc einen in der weit entfernten Stadt Halle 
wohnenden Rechtsanwalt angeftellt werden fonnten. Die Annahme 
eines Korrefpondenzmandatars in der nahe bei Meisdorf Tiegenden 
Stadt Afchersieben erjcheint daher im vorliegenden Valle jad)- 
gemäß. Deshalb haben die Klägerinnen die Pflicht, die hierdurch 
erwachjenen Kojten dem DBellagten zu erjtatten. B. IV, 54/92 
vom 7. April. 

702k. Die Beflagte hat, da die der Klägerin im Amts- 
gerichtsbeichluffe vom 2. Dec. 1891 gemachte, von dem Oberlandes- 
gericht befeitigte Auflage zur Leiftung eines Koftenvorjchuffes nur 
zur Dedung der Staatsfafje wegen der durch die Vernehmung 
eines Sadjverjtändigen erwachlenden Auslagen erfolgt ift und er= 
folgen fonnte (vgl. 344 und 367 €. PB. D.), fein rechtlich be= 
gründetes Intereffe an der Wiederheritellung jenes DBeichluffes. 
Deshalb wurde ihre Beichwerde zurücdgemwiejen. Das DOberlandes- 
gericht Stellt im angefochtenen Bejchluffe feit, daß die Klägerin in 
Betreff des Beweisbeichluffes unter Ziff. 3 eine Beweiserhebung 
nicht verlangt und einer Begutachtung durd) Sadjverftändige Wider- 
Ipruc) entgegengefeßt habe, erachtet deshalb für die Beweiserhebungen 
unter Ziff. 1 und 2 des Beweisbefchluffes die Keiftung eines Koften- 
vorichuffes von 30 Mark für ausreichend und überläßt e8 im. 
Vebrigen der Beklagten, die gleichfalls als beweisführende Partei 
bezeichnet fei, zu Ziff. 3 ib. die ihr geeignet fcheinenden Anträge 
zu ftellen. Hierdurch ift die Beklagte in feiner Weile bejchwert. 
B. III, 42/92 vom 12. April. 

7021. Die Reijekoften der Partei zu der Zeugen- 
vernehmung vor dem erfuchten Richter wurden zur Erjtattung 
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feftgeitelt._ 8 handelte fid) um die Yeitftellung thatjächlicher 
Berhältniffe und technifcher Fragen allgemeiner Natur durch Ab- 
hör des al8 Zeugen und Sachverftändigen benannten früheren 
Direktors der beffagten Aftiengefellfchaft. Der lettere Hatte den 
dem erhobenen Klageanjpruch zu Grunde Tiegenden Vertrag mit 
dem Kläger abgeichloffen, fein Zeugniß und Gutachten war für 
den Ausgang des Rectsftreits von Erheblichkeit; fowohl der 
jegige Direktor der Beklagten als deren Anwalt hatte e8 für 
nöthig befunden, in jenem Zermine perfünlich zu erjcheinen, 
während der Vertreter des Klägers demjelben nicht beimohnte; 
endlich haben auch beide Theile zur Aufklärung des Sachverhalts 
wirklich Fragen an den genannten Zeugen und Sadjverftändigen 
gerichtet. B. IIL, 59/92 vom 26. April. 

702m. Der Kläger, ein Barifer, hat in der bei dem Land- 
gerichte Dieß erhobenen Klage beantragt, das von einem Parijer 
Handelögerichte erwirkte Verfäumnißurtheil für im Inlande voll- 
jtredbar zu erklären. Das Berufungsgericht Hat ivrevifibel an- 
genommen, daß auf Grund der in Frankreich beftehenden Gejete 
im gleichen Falle eine Sicherheitsleiftung von dem auswärtigen 
Kläger nicht gefordert werben dürfe, Code civil 16, Code de 
procedure 433, weil Klagen der vorliegenden Art, wenn fie au) 
bei dem GCivilrichter erhoben werden müßten, den urjprünglichen 
Charakter der Handelsfache nicht verlieren. Danad durfte aud) 
von dem Parijer Kläger in Deutichland eine Sicherheit für die 
Koften nicht gefordert werden. — €. P.D. 8. 102, Abf. 2. — 
II, 72/92 vom 6. Mai. 

702n. Die von den bejchwerdeführenden Rechtsanwälten 
namens des Dellagten gegen das Urtheil erjter Inftanz ein- 
gelegte Berufung ift zurücdigewiefen, weil fie die Berufung für 
den Beklagten eingelegt haben, ohne einen Auftrag (Vollmacht) 
dazu nachweilen oder beibringen zu Fünnen. Die Koften des 
Rechtsmittels find ihnen auferlegt, weil der Beklagte nicht als 
Partei aufgetreten, fondern die Bejchwerbeführer ald Gejchäfts- 
führer ohne Auftrag. Die Befchwerde richtete fi) gegen die Auf- 
erlegung der Koften. Sie ift auf $. 97, Ab. 3 E.P.O. geftütt. 
Der Fall des $. 97 Liegt aber nicht vor. Denn die Koften des 
Rechtsmittels find den Befchwerdeführern nicht wegen groben Ver- 
Ichulden® auferlegt, fondern in Verbindung mit der Zurücweijung 

Praxis des NReichögeriht®. XXL. 22 
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der Berufung als urtheilgmäßige Rechtsfolge diefer Zurücweifung 
und des Handelns als Gefchäftsführer ohne Auftrag, Die Be> 
ichwerde war deshalb unzuläffig. L, 32/92 vom 7. Mai. 

702 0. Auf Revifion der Bellagten war das Berufungs- 
urtheil aufgehoben und die Sadje zurüdverwiejen, indem die Ent- 
Scheidung über die Koften der Nevifion vorbehalten wurde. “Die 
Gerichtsfchreiberei berechnete dem Beklagten die vollen Kojten der 
Revifion (Gerichtsfoftengefeß $. 89). Demnäcdt legte das DBe- 
rufungsurtheil die Koften der Revifionsinftanz jedem Theil zur Hälfte 
zur Laft. Der Beklagte fonnte die Hälfte der Gerichtsfoften der 
Revifionsinftanzg nur dann als erftattungsfähig zur Teititellung 
berechnen, wenn er nachwies, daß er die vollen Koften bezahlt 
habe, da fonjt Kläger Gefahr läuft, die ihm zur Xaft gelegte 
Hälfte noch einmal an die Gerichtsfaffe zahlen zu müfjen. — 
8. 86 Gerichtsfoftengefeß. — B.V, 51/92 vom 11. Suni. 

702 p. Die Klägerin hatte ein Arreftgefuch angebradıt, 
welchem durd) Beichluß ftattgegeben war. Auf Widerfpruch des 
Arreitbeflagten hat mündliche Verhandlung ftattgefunden, und ift 
dann der Arreft dur Endurtheil aufrecht erhalten. Die Klägerin 
fann nicht neben der Prozeßgebühr ihres Anwalt8 noch eine 
weitere Gebühr für das die Erlafjung des Arrejtbefehls betreffende 
Verfahren (8.23 G.D. FR. A.) berechnen. Es muß in diefem 
Valle daffelbe gelten, was in $.35, 3.3 des Gerichtsfoften- 
gefetßes für die Gerichtsfoften vorgejchrieben if. B. 1, 42/92 
vom 2. Juli. 

702 q. Da der außergerichtlicdh gejchloffene Vergleich die 
Hauptijahe und die Arreftfache zugleich betroffen hat, jo Tann 
eine befondere DVergleichsgebühr für den Arrejtprogeß neben der 
für den Hauptprozeß nicht gefordert werden, wenngleich beide ge- 
fondert verhandelt find. Die zunädjt für den Arreftprozeß Liqui- 
dirte Vergleichsgebühr wurde deshalb abgelegt. B. I, 42/92 vom 
2. Suli. 

702r. Rüdfichtlich der Koften erfter Inftanz hat jomwohl 
das ARubrum der Klage als des die Zulafjung des Klägers zum 
Armenredht ausfprechenden Yandgerichtsbeichluffes, jowie die Rubrik 
des Landgerichturtheils den Eifenbahnarbeiter 8. Befter in doppel- 
ter Eigenjchaft als Kläger aufgeführt, nämlich für fih und als 
natürlichen Vertreter feines Sohnes. Auch in den Gründen jenes 
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Urtheils wird diefe doppelte Eigenjchaft hervorgehoben und die 
namens des Sohnes erhobene Klage auf Entihädigung wegen 
des erlittenen Unfalls in Höhe von 500 Mark als fadhlid un- 
begründet, die von dem Kläger in eigenem Namen angeitelite 
Klage auf Erfat von 19 Mark 50 Pf. deshalb zurücgewieien, 
weil Kläger diefen Anfpruch fallen gelafien Habe. Bei diejem 
Sachverhalte bedurfte die im Zenor des Landgerichtserfenntniffes 
ausgefprochene DVerurtheilung des Klägers” in die Koften des 
Rechtöftreites nothwendig der Interpretation. Diejelbe fann aber 
nur im Sinne des vom Beklagten angefochtenen Beichluffes aus- 
fallen, daß nur der Sohn hafte. Die Hinweifung des Bejchwerde- 
führers darauf, daß der Zeuge Dr. N. zum Anfpruche wegen der 
Rurkoften befonders vernommen worden ei, ift ohne Erheblichkeit, 
da diefer Zeuge zugleich al8 Sacjverftändiger bezüglich des Ent- 
Ihädigungsanfpruchs in Höhe von 500 Marf benannt und ab- 
gehört wurde, mithin durch jenen prozeijualen Aft befondere 
KRoften nicht entftanden find. B. III, 109/92 vom 20. Sept. 

70238. In der Sade ift jowohl der beflagten Ehefrau als 
den beflagten Ehemanne gegenüber bezüglich der Klageforderung 
entjchieden. Demgemäß Tann nicht in Zweifel gezogen werden, 
daß auch die Anordnung des bezeichneten Urtheils, mwodurd) der 
Klägerin die Hälfte der Koften de8 Nechtsftreits auferlegt ift, 
eine zwijchen der Klägerin und beiden Bellagten ergangene Ent- 
Icheidung if. Damit erledigen fich die Bedenken, welche das 
Dberlandesgericht gegenüber dem Gefuche des mitbeflagten Ehe- 
mannes um Teltfegung der ihm von der Klägerin zu eritattenden 
Koiten mit Rüdficht auf die Beftimmung des 8. 98, Ab. 1 E.P.O. 
für durchgreifend erachtet hat. Der vom Befchwerdeführer geltend 
gemachte Anfpruch auf Erftattung der Hälfte der ihm entjtandenen 
Koften ift nad) der Faffung der über den Koftenpunft erlafjenen 
Entjcheidung Feinesfall® zu beanftanden. DB. I, 53/92 vom 
12. Det. 

703. Auf Anordnung des Armenanwalts hat das Ober- 
Tandesgericht beichlofjen, den für die arme Partei erlaffenen Koften- 
feftftellungsbefchluß auf die Perfon des Armenanwalts als des 
Beitreibungsberechtigten umzufchreiben. Das ift fachlich nicht zu 
beanftanden, wenn auc nicht ganz formgeredt. Da aber der 
Armenanwalt nad S. 115 E.P.D. aus dem Urtheil ein eigenes 
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Recht auf die Koftenerjtattung hat, jo ift die Gegnerin nicht da- 
mit zu hören, daß fie von der Umjchreibung eine ihr zu- 
gejprochene Forderung gegen die arme Partei mit deren feit- 
geftellter Koftenerfatforderung aufgerechnet habe. B. III, 12/96 
vom 7. Febr. 

704. Die 75 Pf. Koften der Zuftellung eines Verfäumniß- 
urtheils dürfen nicht um deswillen abgejett werden, weil fie durch 
Zuftelung von Anwalt zu Anwalt hätten vermieden werben 
fünnen. Denn biefe Art der Zuftellung ift fafultativ. B. IIL, 
22/96 vom 11. Febr. 

705. Da der Ehefrau das Armenrecht ertheilt ift, fo hat 
fie feinen Anfprud auf Gewährung von Prozefkoften gegen den 
lagenden Ehemann während der Dauer des Armenrehts auf 
Grund des 8.187 W.UR. IL, 1. Aus eigenem Recht Fan aber 
der der Ehefrau beftellte Armenanwalt Kojtenvorihuß von dem 
beklagten Ehemann nicht fordern. Der Antrag auf Erlaß einer 
entiprechenden einftweiligen Verfügung ift deshalb mit Recht zurüd- 
gewiejen. B. IV, 35/96 vom 26. Febr. Entiprechend IV, 14/96 
vom 13. Sebr., IV, 42/96 vom 19. März. 

706. 8.467, Abf. 2 bezieht fi) allein auf den Fall des 
8. 467, Abi. 1 E.P.D. War das Amtsgericht von vornherein 
nicht zuftändig, und wurde die Klage deshalb ab- und an das 
Landgericht verwiefen, jo hätte das Amtsgericht den Kläger in die 
bei ihm erwachjenen Koften verurtheilen müffen. Das war hier 
nicht gefchehen. Andererfeits geht auch aus dem landgerichtlichen 
Urtheile nicht hervor, daß das Landgericht feinen Aussprud) über die 
Koften auf die bei dem Amtsgericht erwachjenen erjtredt hätte. 
Das Landgericht hat deshalb ganz richtig die zur Feftjtellung be- 
rechneten Kojten, foweit fie bei dem Amtsgericht entitanden waren, 
abgejett. DBeflagter hätte nach $. 292 &. P. DO. Ergänzung des 
amtögerichtlichen Urtheils beantragen follen. B. IL, 38/91 vom 
3. Mär;. 

707. Bol. Bd. XX, 744. In dem Koftenfeftiegungsverfahren 
ift fein Raum für die Entjcheidung der Trage, ob der beflagte 
Ehemann nach bürgerlichem Recht feinen Koftenerjtattungsanfpruch 
gegen die Flagende Ehefrau nicht während der Ehe geltend machen 
fann. Diefe Frage ift auf Grund einer zu erhebenden Klage 
durc Urtheil auszutragen. B. IV, 38/96 vom 12. März. Vgl. 819. 
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708. Wenn fich auch der Beklagte in dem auswärtigen 
Zeugenvernehmungstermine durd einen Rechtsanwalt hätte ver- 
treten laffen Fönnen, wodurd noc höhere Kojten entjtanden jein 
würden, jo fann er doch neben den eigenen Auslagen nicht die 
eines YBureauchefs zur Eritattung liquidiren, den er zu Wahr- 
nehmung de8 ZTermins mitgenommen hat. B. V, 2 vom 
18. März. 

709. Der Iuftizratd ©. hatte dem Kläger das Mandat ge- 
fündigt, angeblich weil diefer einen mit dem vorliegenden nicht 


zufammenhängenden zweiten Prozeß wider denjelben Beklagten 
einem andern Rechtsanwalt übertragen habe, und weil ihm der 


Kläger läftig gefallen jei. In Tolge deffen hat fi) Kläger durd) 
einen anderen VBrozeßbevollmächtigten vertreten Laffen müffen. Be- 
flagter will nur die Kojten eines Rechtsanwalts zahlen. “Das 
Neichsgericht Hat die wider die Teititellung der Kojten beider 
Rechtsanwälte erhobene Beichwerde mit der Maßgabe zurüd- 
gewiejen, daß der Beflagte zur Zahlung nur unter der Bedingung 
verpflichtet fei, daß der Kläger ihm feine etwaigen Anfprücde an 
den Suftizratd ©. auf Erftattung der diefen unter Vorbehalt 
gezahlten Koften in Höhe der ftreitigen Mehrkoften abtritt. Das 
Läftigfallen würde fein Grund für die Mandatsfündigung ge: 
wejen fein. Db die andere Thatjache, fann nur in einem gegen 
den betreffenden Rechtsanwalt anhängig zu machenden Verfahren 
jejtgeftellt werden, das dem Kläger felbft nicht RR ift. 
B.V, 91/95 vom 21. März 96. 

70O9b. Nad) Erhebung der Klage chloffen Barteien einen 
Vergleih. Kläger nahm, obwohl vom Beklagten dazu aufgefordert, 
und obwohl diefer die Koften mit Ausnahme der eines Korrejpondenz- 
mandatar gezahlt Hatte, nicht zurüc, jo daß Beklagter genöthigt 
war, zu jeiner Vertretung einen Anwalt zu beitellen. Im Ber- 
handlungstermin beantragte Kläger, den Rechtsftreit in der Haupt- 
jahe für erledigt zu erklären, die Koften einfchließlich der des 
Korrefpondenzmandatars dem Beklagten aufzuerlegen. Dem An- 
trage de8 DBellagten entjprechend, wurde Kläger in die nad 
dem Dergleich entjtandenen Koften verurtheilt. Die danad) zu 
eritattende Prozefgebühr des Anwalts des Beklagten ift vom 
Reichsgericht nad) dem Hauptgegenftand auf 72 Mark, ftatt nad) 


den dem Kläger zu erjtattenden Koften auf 7 Marf berechnet. 
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Denn, al8 der Beklagte feinem Anwalt (zwei Tage vor dem Ver- 
bandlungstermin) Information ertheilte, fonnte diefe, da die Klage 
nicht zurückgenommen war, auf Verhandlung über die Hauptfache 
(Vorihügung der Einrede des Vergleichs) ertheilt werden. B. IL, 
50/93 vom 3. Juni. 

709e. Auch in dem Fall einer nothwendigen Streitgenofjen- 
Ihaft tft der unterliegende Gegner zur Erftattung der Koften der 
befonderen Vertretung der einzelnen Streitgenofjen verpflichtet. 
Hier war die Beftellung eines befonderen Vertreters der Streit- 
genoffin zum Zwecd entiprechender Nechtsvertheidigung aud für 
nothiwendig erachtet. B. IV, 87/93 vom 22. Juni. 

709d. Wäre e8 richtig, daß die vom Befchwerdegericht ohne 
motivirte Prüfung unberücfichtigt gelaffenen 2 Mark 8 Bf., wie 
der Beklagte behauptet, nur die durch das Erftattungsverfahren 
bezüglich der abgelegten Nejtloften entftandenen außergerichtlichen 
Koften beträfen, jo würden aud) dieje von der Rechnung abzujegen 
fein; denn dann ftünde feit, daß der Beklagte zu dem Verfahren 
feine Deranlaffung gegeben hat, woraus folgen würde, daß die 
Gegnerin die Rojten zu tragen hätte. B.V, 21/94 vom 7. Zebr. 

709e. Die Koften des Korrefpondenzmandatars ermangeln 
nicht deshalb der Eritattungsfähigfeit, weil fid) die Partei hätte 
eines an demfelben Drte wohnenden Rechtsanwalts bedienen fünnen, 
welcher zur Praxis am Landgericht berechtigt war. B. IV, 8/94 
vom 25. Ian. 

70OIf. Regelmäßig hat, wenn die mehreren Streitgenoffen 
ih durch einen Anwalt vertreten ließen, der eine Streitgenoife, 
welchem gegenüber der Gegner allein unterliegt, Anfpruch auf 
Eritattung nur der antheiligen Anwaltsfoften. Das fann andere 
liegen, wenn der andere Streitgenofje in Konkurs gerathen ijt, 
jo daß der Obfiegende vorausfichtlid) von dem gemeinfchaftlichen 
Anwalt allein in Anjprud) genommen wird. Hier hatte fich der 
eritattungspflichtige Gegner darauf berufen, der verklagte Ehemann 
fei erit dann in Konfurs gerathen, ald das BVBerfahren erjter Ins 
itanz bereits beendet und Schon die Berufung gegen das erite 
Urtheil eingelegt gewefen fei; e8 jet anzunehmen, daß der Anwalt 
Borihuß gefordert und nad) Beendigung der Injtanz der Partei 
die Rechnung übermittelt habe; nichts Tpreche aber dafür, daß die 
Rechnung vom Manne nicht bezahlt worden fei, jondern daß die 
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Frau fie aus eigenen Mitteln berichtigt habe. Der Schriftiag 
ift der verflagten Ehefrau zur Gegenerflärung zugefertigt worden; 
die ihr geftellte Frift hat fie fruchtlos verjtreichen lafjen. 8 
find daher die Angaben des Klägers für richtig anzunehmen, und 
daraus folgt, daß fie nicht mehr als die Hälfte der Miandatarien- 
gebühren erftattet verlangen fann. Aus diefem Grumde ift die 
Enticheidung des erften Richters wiederherzuftellen. B.V, 33/94 
vom 17. März. 

709g. Der Berufungsfläger ift nad) Zurüdnahme des Necht- 
mittel dur Verfäumnißurtheil der Berufung verluftig erklärt 
und in die KRoften verustheilt. Die VBerhandlungsgebühr dee 
gegnerischen Sacdhmwalters war nicht bloß nad) den Koften, jondern 
nad dem Streitwerth des Hauptgegenjtandes als ein Viertel der 
vollen Gebühr zu berechnen (8$.9,13,16 E.DO.FER.Q. verbunden 
mit 8.20 der G. DO. und 8.26, Rr.5d8 ©. 8.6.) B.IWV, 
197/93 vom 15. Ian. 94. 

09h. Ein Rechtsanwalt, der als Konfursvermwalter in einem 
Prozefie der Konkursmafle den Prozeßbevollmächtigten informirt, 
bejorgt dabei nicht eigene Angelegenheiten im Sinne des $.7 
Ver NR.A.G.D., fondern ift nur als Vertreter der Konfursmaffe 
thätig, und diefe Xhätigfeit wird durch die Vergütung, die er als 
Konfursverwalter bezieht, mit abgegolten. Er fan deshalb bie 
Kojten eines Korrefpondenzmandatars nicht zur Erjtattung Tiqui- 
diren. B. V, 54/94 vom 4. April. 

7091. Dem Kläger find in erfter Injtanz drei Rechts- 
anmälte hintereinander bedient gewejen. Die beiden erften Nechts- 
anmwälte haben die Nechtsanwaltichaft niedergelegt, weil fie eine 
Stellung im Kommunaldienfte angenommen haben. Das ijt fein 
Grund, daß der Beklagte nicht die Koften der drei Rechtsanwälte 
zu erjtatten hätte. Die Sache würde anders liegen, wenn bei 
einem Anwalte ein Verfchulden vorläge, z.B. Uebernahme eines 
Auftrags unter Verjchweigung der jchon beftehenden Abficht, feine 
Stellung aufzugeben. B. V, 169/93 vom 5. Mai 94. 

7UIK. Der Kläger hat eine dem Beklagten angeblich gegen 
die Yirma R. zuftehende Gehaltsforderung fo weit pfänden und 
fih zur Einzichung überweifen laffen, als fie den Betrag von 
1500 Marf jährlich überfteigt, und nur für den Fall, daß der 
Beklagte dauernd, d.h. auf ein Sahr oder mit einer Kündigungs- 
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frift von drei Monaten im Sinne des $. 46, 4 des Neichsgefekes 
vom 21. Suni 1869 angeftellt ift. Nachdem der Drittichuldner 
erklärt hatte, daß die Forderung nicht beftehe und Zahlung nicht 
geleiftet werde, hat der Kläger auf die Nechte aus der Pfändung 
und der Weberweifung ohne Weiteres verzichtet. Diefer Hergang 
und die Erflärung in der weiteren Bejchwerde, der Verzicht fei 
erfolgt, weil eine Grundlage für die Ueberzeugung von der Un- 
richtigkeit der Angabe des Drittichuldners gefehlt habe, erweift 
far, daß der Pfändungs- und Ueberweifungsantrag ohne jeden 
Anhalt für die Eriftenz einer pfändbaren Forderung geftellt ift. 
Die dadurch erwachjenen nutlojen Koften, die bei vorheriger Nach- 
forichung hätten vermieden werden können, den: Bellagten auf- 
zubürden, hat da8 Kammergeridht nad) SS. 87, 697 E&.P.O. mit 
vollem Rechte abgelehnt. B. I, 51/94 vom 13. Yuni. 

7091. Der 8.97 &8B.D. wurde gegen den Rechtsanwalt 
angewendet, dejjen Vertreter, ein Neferendar (8.25 RAW OD.), 
in feiner. Abwefenheit eine fofortige Beichwerde beim Neich- 
gericht erhoben hat, ftatt fie durch einen Anwalt beim Neiche- 
gericht erheben zu laffen. E8 ift davon auszugehen, daß, da da8 


Gefeß (8.29 der R.A. OD.) den Anwalt verpflichtet, in Fällen 


längerer Abwejenheit für feine Stellvertretung zu forgen und den 
Vertreter dem Gericht, bei welchem er zugelaffen ift, und dem 
Amtsgericht zu benennen, der Bertreter eined Nechtdanwalts in 
Adweienheitsfällen fowohl dem Gericht gegenüber wie im Verkehr 
mit dem rechtsjuchenden Publifum ausschließlich al8 die Perjon 
des Rechtsanwalt repräfentirend in DBetradjt fommt. Sit dies 
aber der Fall, jo ericheint e8 gerechtfertigt, Verjehen der oben 
bezeichneten Art, wenn fie perjönlich auch nur dem Bertreter zur 
Laft fallen, im VBerhältnif zur Partei und dem Gericht gegenüber 
ald BVerjehen des Anwalts zu behandeln. B. I, 63/94 vom 
13. Oct. 

709m. Die Klägerin ift mit der Klage abgewiejen und in 
die Koften des Nechtsftreits verurtheilt. Diefer Nechtsjtreit 
betraf lediglich die Zuläffigfeit der Zwangsvollitredung aus dem 
zwifchen den Parteien ergangenen Sciedsipruh (8.868 E.P.D.). 
Das Verfahren vor dem Schiedsgericht bildet feinen Theil diejes 
Nechtsftreits, deffen Koftenentfcheidung alfo auch die Koften des 
ichiedsgerichtlichen Verfahrens nicht mit umfaßt. E8 fehlt mithin 
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an einem vollftredbaren Titel für die von dem Beklagten be- Koften. 
gehrte Erftattung der ihm in dem fchiedsgerichtlichen Verfahren 
entitandenen Koften ($. 98). Ganz verfchieden hiervon ift die 
zweifello8 zu bejahende Trage, ob aud) wegen der im Scieds- 
iprud) enthaltenen Koftenentfcheidung die Erlaffung des Boll- 
jtredfungsurtheil® nachgejucht werden Tann. B. V, 167/94 vom 
20. Dkt. >: | 

709n. Wenngleich der Kläger die in einem Schriftfat an- 
gefündigte Erweiterung der Klage im Zermine zur mündlichen 
Verhandlung nicht vorgetragen hat, ift die Prozeßgebühr, welche 
dem Anwalt des nad) .dem Urtheil ohne Einichränfung foften- 
erftattungsberechtigten Beklagten zufteht, nad) dem durd) dieje Er- 
weiterung höher gewordenen Werthe zu bemeffen, zumal bereite 
eine eingehende jchriftliche Erflärung auf die angefündigte Er- 
weiterung erfolgt war. B. III, 159/94 vom 14. Dec. 

7090. Der Bürge hatte fi) durd) einen befonderen An- 
walt vertreten Lafjen. Der Hauptfchuldner, welcher Gegenforde- 
rungen geltend gemad)t hatte, über die Beweis erhoben ift, wurde 
verurtheilt, die Klage gegen den Bürgen abgewiejen, weil diejer 
fi nur für den Fall der Zahlungsunfähigkeit des Hauptichuld- 
ner8 verbürgt habe. Der Bürge durfte eine Beweisgebühr und 
weitere Berhandlungsgebühr feines Anwalts zur Crjtattung be- 
rechnen; denn die erfte VBorausjegung feiner Haftung ift die, daß 
die eingeflagte Forderung überhaupt beftehe. Auch) war der An- 
walt des Bürgen zu den Beweisverhandlungen geladen. B. I, 
90/94 vom 22. Dec. 

(10. Kläger Hatte negative Feftftellungsflage erhoben, daß Gerichtskoften- 
dem Bellagten der behauptete Anfpruch nicht zuftehe, diefer Wider- Ieeb- 
Hage auf Zahlung des Betrages, und darüber hat diefer Beweis 
angetreten. Innerhalb eines Jahres feit Beitimmung des erften 
Zermind war Beweisbeichluß verfündet, der angeordnete Beweis 
hätte nad) Ablauf des Iahres erhoben werden müffen; die Be- 
weiserhebung ift unterblieben, weil die Zeugin von ihrem Zeugniß- 
ablehnungsrecht Gebrauh) gemadht und die angeordnete Eides- 
abnahme durd, fpätere Beweisbefchlüffe wieder befeitigt ift. Wenn 
aud) der Beweisbeichluß ausfchließlih auf Antrag des Wider- 
Hägers erlaffen war, fo ift er doc) durch die Klage veranlaft, 
denn e8 follte ermittelt werden, ob der Anjprud), deifen fid) Be- 
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a Eagter berühmt hatte, beftehe oder nicht beftehe. Da beim Ablauf 
des Jahres das Endurtheil, welches demnächft dem Beklagten die 
Koften auferlegt hat, nod) nicht verkündet war, fo war Schuldner 
für die halbe Beweisgebühr ($. 22, Abf. 1 Gerichtsfoftengefeß) 
der Kläger: gleichgültig, daß die Abforderung der Koften erft 
jpäter erfolgt, indem Kläger Frift bi9 3. Juli 1895 ertheilt ift. 
Und dieje Verbindlichkeit ift durch das Tpätere Urtheil vom 2. Yuli 
1895 nicht wieder befeitigt. — Vgl. B. IV, 157/93 vom 6. Nov.; 
B. VI, 154/95 vom 17. Oft; R. ©. €, Bd. 24, ©. 435. — 
Vielmehr wurde der Beklagte in Folge des Urtheils Koftenfchuld- 
ner neben dem Kläger. — ©. 8.6. 8. 94, Abi. 3. — B.VI, 
176/95 vom 7. Ian. 96. 

11. Ein an das Neichögericht geftellter Antrag, den Werth 
des Gtreitgegenftandes, der in der Gerichtsfoftenrechnung auf 
40000 Marf angenommen war, herabzufegen, wurde zurüd- 
gewiefen. Denn eine Befchwerde gegen die Fammergerichtliche 
Werthfeitfegung wäre bei diefem einzulegen gewejen. Bon Amts 
wegen war aber eine Aenderung nicht zu beichließen, weil das 
nah 8.16, Rr.1 ©.8. ©. nur im Laufe des Verfahrens ftatt- 
haft ift. Hier war aber das Revifionsverfahren durd) da8 Ne 
vifionsurtheil abgefchloffen. IV, 116/95 vom 9. Ian. 96. 

(ilb. Die Schriftliche Berufungsbegründung ift dem Gegner 
zwar erft jech8 Tage vor dem Verhandlungstermin zugeftellt, und 
die mündliche Verhandlung ift vertagt. Das rechtfertigte jedoch 
nicht die Erhebung der in 8.48 ©. 3. ©. angedrohten Prozeß- 
itrafe. Denn wie fi) aus den Gerichtsaften in Verbindung mit 
den Akten der beiderjeitigen Rechtsanwälte ergibt, hat der gegnerifche 
Rechtsanwalt die Berufungsbeantwortung am ‘Tage vor der münd- 
lichen Verhandlung verfaßt und am Tage der Verhandlung dem 
Gericht eingereicht und dem Berufungskläger zugeftellt. Er war 
alfo aus dem Grunde einer verjpäteten Zuftellung der Berufungs- 
begründung nicht behindert zu verhandeln; die Ablehnung der VBer- 
handlung mag aus anderen Gründen im Intereffe des Berufungs: 
beffagten gelegen haben. B.V, 158/91 vom 2. Yan. 92. 

7ile. Das Landgericht hat zunäcft über einen Theilbetrag 
von 8763 Mark 75 Bf. entfchieden und, nachdem Beweisbejchlüfje 
ergangen waren, über die Reftforderung von 1313 Marf 5 Bf. 
einen Vergleich aufgenommen, durd) welchen der Nechtsftreit bei- 
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gelegt if. Somit ift für das XTheilurtheil die Gebühr der ee 
18. Werthsflaffe und die nad) der 10. Werthsklaffe zu berechnende 
Beweisgebühr zur Hälfte zu erheben. (8.2, Abi. 2 de8 G.8. ©.) 
Der Vergleich bezieht fi) zwar auf die ganze Klagforderung, jo- 
wie auf andere Anfprüde. Dafür fünnen jedocd) gemäß $. 23, 
Ad. 2 Höcjitens drei Zehntel der Enticheidungsgebühr von dem 
Theile der Klagforderung in Anjag kommen, welcher in erfter 
Inftanz noch ftreitig war. Die Aufnahme eines Vergleichs it 
al8 ein der Entjcheidung gleicher Akt zu betrachten ($. 23; vgl. 
Deotive zu 8. 10 des Entwurfs a. E., ©. 42 ff.) Nad) S. 12, 
Abi. 2 darf aber, wenn von einzelnen Werthstheilen in derjelben 
Inftanz für gleiche Akte Gebühren zu berechnen find, nicht mehr 
erhoben werden, ald wenn die Gebühr von dem Gefammtbetrage 
berechnet wird. Darum kann das Gericht für die Aufnahme des 
gegenwärtigen Vergleich8 nur 10 Mark als den Betrag in An- 
\pruh nehmen, um weldyen die Gebühr der 19. Werthsflaffe die 
für das Theilurtheil angejeßte Gebühr der 18. Werthsflaffe über- 
jteigt. Die 30 Bf., welche das Landgericht den Parteien für die 
theilweife Zurüdnahme der Klage abverlangt hat, fallen weg; 
denn die Entjcheidungsgebühr würde fich nicht erhöht haben, wenn 
die Entjcheidung auf die zuriücgenommenen 36 Marf 45 Pf. er- 
jtredt worden wäre ($. 46, Abf. 3). B. VI, 128/91 vom 
25. Ian. 92. 

(ild. Sit eine Beichwerde zwar nachdem das Oberlandes- 
gericht Beichluß gefaßt Hatte, aber bevor diejer zugeftellt war, 
zurüdgenommen, und hat das Oberlandesgericht bejchloffen, daß 
die Ausfertigung der Enticheidung und deren Zuftellung zu unter- 
bleiben habe, jo ift gemäß S.46 ©. 8. ©. an Gerichtsfoften nur 
ein Zehntel der Gebühr zu erheben, welche für die Entjcheidung 
nad 8.45 ©.8.©. zu beredjnen gewejen wäre. B. II, 181/91 
vom 15. Yan. 92. 

(ile. Für die „Behändigung” des Befchluffes auf eine 
Beichwerde über den Koftenfejtjegungsbeichluß an den Ertrahenten 
durften 20 Pf. nicht erhoben werden, da nad) der Novelle zum 
8. &. vom 29. Juni 1881, 8. 80? außer Schreibgebühren 
baare Auslagen bei Zujtellung von Amts wegen nicht mehr zu 
vergüten find. Das erftredt fi) aud) auf die Koften der Zus 
jtellung. B. IIL, 17/92 vom 29. März. Vgl. 728b. 


Gerichtsfoften- 
gejeb. 
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712. Fünf Zehntel der Gebühr find zu berechnen, wenn der 
At ausschlieglih die im Wege der Klage beantragte oder an= 
gefochtene Ertheilung der Vollitredungsflaufel betrifft; unerheblid), 
ob Vollftredungsflaufel bezüglid) eines Urtheil8 oder eines anderen 
Bollftredungstiteld. B. II, 27/96 vom 18. Febr. 

712b. Die Bejchwerde macht geltend, der Bellagte habe, 
nadhdem Kläger die Berufung auf die Zinfen vom 31. März bis 
31. Dec. 1886 befchränft hatte, gewärtigen müffen, daß diefer 
feine Berufung, falls der Beklagte mit feiner gegen die Haupt- 
forderung gerichteten Anfchließung hervortrete, ganz zurüdinehmen 
und dadurd) gemäß $. 483, Abf. 1 der EP. DO. die Anfchließung 
unwirffam macden werde, der Bellagte habe daher Grund gehabt, 
fich der Berufung des Klägers erft nad) Einleitung der Berufungs- 
verhandlung anzufchließen, wo dem Kläger die Zurüdnahme der 
Berufung ohne Einwilligung des Gegners nicht mehr freigeftanden 
habe. Dieje Erläuterung der Handlungsweife des Beklagten ift 
unter den gegebenen Verhältniffen für glaubhaft zu erachten und 
erfcheint eine jolche zur Wahrung des eigenen Interefjes an- 
gewendete berechtigte Vorficht geeignet, zu bewirken, daß die da= 
durch veranlaßte Vertagung der Verhandlung dem Bellagten nicht 
al8 Berjchuldung zuzurechnen ift. Der Beichluß des Oberlandes- 
gerichts, welcher dem Beklagten gemäß $. 48 ©. 8.6. eine be- 
fondere Gebühr in Höhe von fünf Zehntel der vollen Gebühr 
de8 8.8 ©. 8. ©. auferlegte, weil er die Vertagung der Ver- 
handlung dadurch verjchuldet habe, daß jein Vertreter ohne Zu- 
jtellung eines Schriftjaßes die Anfchliegung erft in der münd- 
lihen Verhandlung erklärt habe, wurde aufgehoben. Yerienjenat 
B. IIl, 95/92 vom 23. Yuli. 

112c. Eine Feuerverficherungs- Aktiengefellihaft zu London 
ift jeldft al8 Klägerin aufgetreten. Daß diefelbe einen Berliner 
al8 Generalbevollmächtigten bejtellt hat, welcher ihre Nedte in 
dem anhängigen Nechtöftreite wahrnimmt, daß fie für das König- 
veih Sadhfen mit Konzeffion verjehen ift und Dresden zum Site 
ihrer Gefchäftsverwaltung gewählt, dafelbjt aud, ihren Gerichts- 
Itand Hat, gibt ihr nicht die Eigenjchaft einer Inländerin für den 
vorliegenden Nechtsftreit, wenngleich diefer den inländijchen ©e- 
Ichäftsbetrieb angeht. Die angezogene Gejeßesvorjchrift leidet bloß 
die im zweiten Abfat des S. 85 G. KR. ©. beftiminte Ausnahme, 
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von denen feine gegenwärtig einfchlägt. Mit Recht hat das Be- Gerichtsfoften- 
rufungsgericht von ihr die dreifache Gebühr al Vorfhuß für die Se 
Berufungsinftanz gefordert. B. VI, 66/92 vom 20. Juni. 

712d. Durch den erhobenen Widerfprucd gegen den vom 
Kläger erwirkten Arreftbefehl wurde der Beklagte zu einem Ge- 
bührenvorfhuß (G. 8. ©. 8. 81) verpflichtet, und die Verpflich- 
tung zur Zahlung bleibt nad $S. 90 ©. 8. ©. beftehen, wenn aud) 
die Koften des Verfahrens einem Anderen auferlegt find. B. II, 

77192 vom 20. Sept. 

112e. Antrag auf Abfegung dev Gerichtsfojten zurüd- 
gewiefen. Die ihrem Wortlaut nad) Elare Baffung der ergangenen 
Urtheile bietet feinen Anlaß zu einem Zweifel daran, daß bie 
Koften der Beklagten perfünfich auferlegt worden find. Auch ab- 
gefehen hiervon Fönnen im Geltungsbereid) des Allgemeinen Land- 
rechts die Koften eine® von dem Vorbehaltserben bezüglich einer 
Erbichaftsichuld geführten Prozeffes nur von dem unterliegenden 
Borbehaltserben perjönlich erfordert werden, da er den Prozeß in 
feiner Eigenschaft al8 Kigenthümer der Erbichaft geführt Hat. 
Nad) diefer Richtung Hin find aud) aus der von der Beklagten 
angeführten Abhandlung in Gruchot, Beiträge, Bd. 12, ©. 826 ff., 
irgend welche Bedenken nicht zu entnehmen. Die dort behandelte 
Trage, inwieweit der Vorbehaltserbe berechtigt jei, aufgewendete 
Serichtsfojten bei der ihm obliegenden Rechnungslegung als Ber: 
waltungsfoften in Anfag zu bringen, ift für die im vorliegenden 
Valle erhobenen Erinnerungen bedeutungslos. B. I, 51/92 vom 
24. Sept. 

(12f. Klage auf 275 Mark und andere Klage wider den- 
jelben Beflagten auf 300 Mark, Widerflage in jedem Brozeffe 
auf je 325 Mark. Das Amtsgericht fpricht mitteljt zweier Ur- 
theile vom 14. Dft. und 16. Dft. feine Unzuftändigfeit aus und 
verweilt die Sachen an das Landgericht, welches die Verbindung 
der beiden Progefje zur gleichzeitigen Verhandlung und Enticheidung 
beichließt; darauf Zurüdnahme der Klagen und Widerflagen. Die 
beiden amtögerichtlichen Urtheile find nicht nad) 8.47 ©.8. ©. 
als bloße Sormalhandlungen Eojtenfrei zu behandeln, jondern als 
fachliche Entjcheidungen nah 8. 467 &. BP. DO. Danad) ift eine 
Entfcheidungsgebühr zu berechnen; aus 8.30 ©. R. ©. folgt nur, 
daß, wenn diefe Gebühr für das amtsgerichtliche Urtheil bevechnet 
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wegen ift, fie, weil im Fall des $. 467, anders als im Tall des S. 466, 
geld. nur eine Injtanz vorliegt, nit no einmal für das demmnädhjit 
ergebende Landgerichtliche Urtheil berechnet werden darf. Ebenfo- 
wenig fommen S. 46, Abf. 1, und Art. 1, Nr. 12 des Gefeßes 
vom 29. Yunt 1881 zur Anwendung. Denn die Klagen wurden 
hier nicht zurüdgenommen, bevor ein gebührenpflichtiger Aft 
itattgefunden hat. Dagegen fommt 8. 26, Nr. i und 2 hier wie 
im alle des 8. 466 zur Anwendung; aljo nur fünf Zehntel der 
Entfcheidungsgebühr zu berechnen. — gl. aud) B. I, 14/89 vom 
30. März; (Bd. VIL, 888) und B. I, 32/98 vom 28. Mai (Bd. VI, 
758). E8 find auch, obwohl die Urtheile vor dem Beichluß über 
die Verbindung gefällt find, da nur eine Inftanz vorliegt, die 
Werthe 600 Marf (= 275 + 325 Marf) und 625 Marf 
(= 275 + 325 Mark) zufammenzurecdhnen, alfo eine Fünf- 
Zehntel- Entiheidungsgebühr von 1225 Marf zu beredinen. — 
Bel. B.V, 108/85 vom 2. Ian. 86 (Bd. II, 1481). — B. IV, 
109/92 vom 29. Sept. 
712g. Dagegen wurde in einem anderen Balle, in welchem 
das Amtsgericht feine Unzuftändigfeit al8 von vornherein feit- 
jtehend ausgefprochen und die Sadhe an das Landgericht auf 
Grund des $. 466 verwiefen hatte, beichloffen, daß die Koften 
für das amtsgerichtliche Verfahren getrennt und ebenjo die für 
das Tandgerichtliche Verfahren zu berechnen feien. Der in dem 
Berweifungsurtheil des Amtsgerichts enthaltene Ausiprud), daß 
die in dem Verfahren vor dem Amtsgericht erwachlenen Koften 
als Theil der vor dem Landgericht erwachjenden Koften zu be= 
handeln feien, war bei den zur Erftattung berechneten Koften nicht 
zu beachten. B.IV, 188/92 vom 5. San. 93. 
712h. Dem Bellagten und Berufungsfläger war aufgegeben, 
den Ausländervorihuß für Gerichtsfoften nad) $. 85, Abi. 1 des 
8. ©. einzuzahlen, und der Vorfigende hatte die Anberaumung 
eines Termind zur mündlichen Verhandlung verweigert, bi® dies 
gefchehen fei. Auf Befchwerde hob das Neichsgericht auf und 
wies den Vorfißenden an, einen Termin anzuberaumen. ‘Denn 
„Kläger” ift nicht dev Berufungsfläger. B. L, 64/93 vom 5. Fuli. 
1121. Wird zunädjit über den Grund des Anfprudjs ent- 
ihieden und werden die gegen das erjtinftanzliche Urtheil ein- 
gelegten Rechtsmittel zurückgewiefen, und wird dann in der eriten 
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Initanz über den Betrag weiter verhandelt, fo liegt für das Ver- Gerichtsfoften- 
fahren über den Grund des Anfpruche und für das Verfahren geleb. 
über den Betrag bei dem Landgericht nur eine Initanz vor, für 
welche die Gerichtögebühr nah $. 31 de8 ©. 8. ©. nur einmal 
zu berechnen ijt. Gelangt aber die Sade in Folge der gegen 
das Urtheil über den Betrag eingelegten Berufung von neuem 
in die Berufungsinftanz, jo bildet da8 neue Verfahren nicht mit 
dem Berfahren über die Berufung gegen das Urtheil über den 
Grund des Anfpruchs eine Injtanz. Anders und wie oben, wenn 
das Berufungsgericht zunächt über den Grund erfannt hat, We- 
vifion eingelegt ift und nad) deren Erledigung die Sade an das 
Dberlandesgericht zurüdfehrt, um über den Betrag weiter ver- 
handelt zu werden. B. I, 91/93 vom 8. Nov. 

(12K. ft das eine Iahr feit Beftimmung des erften Ter- 
mins oder Stellung des eriten Antrags abgelaufen, ohne daß die 
Snftanz beendigt ift — $. 94, Nr.1 08 ©.8.©. — und ohne 
dag um Verlängerung der Frift gebeten ift, fo it die Fälligkeit 
der Koften eingetreten; ein nad) Ablauf des Jahres geftelltes 
Sriftverlängerungsgejud) ijt verjpätet. B. IV, 157/93 vom 6. Nov. 

7121. Nah den Pr. Gejegen vom 13. Vebr. 1854, 8.1; 
vom 8. April 1847, 8. 18; Verordnung vom 1. Aug. 1879, 8. 18 
find die angejegten Gerichtsgebühren niederzujchlagen, wenn auf 
erhobenen Konflikt im Sinne des Gejetes vom 13. Febr. 1854 
der Rechtsweg als unzuläffig erkannt ift. Eine gleiche Beftimmung 
bejteht für das Verfahren vor dem Neichsgericht nicht; deshalb 
wurde ein dahin gehender Antrag zurüdgewiefen. B. IV, 152/93 
vom 12. März 94. 

«12m. Die Brovinzial-Landtfeuerjozietät ift feine ftaatliche, 
jondern eine jtändifche (Provinzial-)Anftalt, und kann deshalb die 
dem Staate Preußen bei dem Neichsgericht zuftehende Gebühren- 
freiheit für fi) nicht geltend machen. Eine die Befreiung der 
Provinzial- Land: Feuerjozietät von Gebühren in dem Verfahren 
vor den Reichögericht aussprechende Kaiferliche Verordnung (8. 98, 
Aabf. 3 ©. 8. ©.) ift bisher nicht ergangen, fodaß eine folcdhe Be- 
freiung aud) Hinfichtlicd, des jeßt gemäß $. 31 erforderten Vor- 
{chuffes für die Revifionsinftanz nicht anzuerkennen ift. I, 68/94 
vom 28. März. 

(12n. Die Koften waren dem Rechtsanwalt B. ale Teita- 
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Gerichtstoften- mentspollftreder und Pfleger auferlegt; in der Zahlungs- 
geld.  aufforderung der Gerichtsfaffe war der Rechtsanwalt B. ohne Zufak 
als Zahlungspflichtiger bezeichnet. Der Bureauvorjteher des Nechts- 
anwalts DB. hat in dem Glauben, daß die Koften von diefem 
perjünlic) erfordert würden, den Betrag an den Gerichtspollzieher 
gezahlt. Da 3. glaubhaft gemacht hat, daß er fich nicht im DBefit 
von Nacjlaßgegenftänden befinde, ift Rüdzahlung des erhobenen 
Betrags angeordnet. B. IV, 48/93 vom 15. Ian. 94. 

7120. Im Fall 720. Dem Antrage des Berufungsklägers 
auf Bertagung des Termins mußte ftattgegeben werden und fonnte 
das Gericht aud) in Anwendung des 8. 48 des G. 8. ©. die Er- 
hebung einer befonderen Gebühr bejchließen. In Nüdficht darauf, 
daß der Beweisbeihluß vom 28. März 1893 ergangen und der 
Beihluß vom 18. Juli 1893, durch den der Termin vom 12. Ian. 
1894 beftimmt wurde, bereit am 27. Juli 1893 zugeftellt war, 
der Anwalt alfo ausreichende Zeit zur Zuftellung des vorbereitenden 
Scriftfages hatte, lag aud) fein Grund zur Herabminderung der 
auf fünf Zehntel angejesten befonderen Gebühr vor. B. I, 32/94 
vom 11. April. 

712p. Der Bellagte hatte die Aufhebung des Kaufvertrags 
wegen Betrugs über die Höhe der Miethszinfen zu beweifen. 
Naddem beveitd mehrere Verhandlungen jtattgefunden und DBe- 
weisbeichlüffe ergangen waren, hat der Beklagte behauptet und in 
der gegenwärtigen Bejchwerde aud) unter Beweis geftellt, daß er 
den neuen Fall, über weldyen er erjt in jenem Stadium des Pro- 
zefjes HBeweis, deffen Erhebung vom Berufungsgericht aud), aber 
unter Auferlegung von fünf Zehnteln der Prozepgebühr, beichloffen 
ist, angetreten hat, erjt nad) Abfchluß der legten Beweisaufnahme 
ganz zufällig (durch den Reftaurateur Z.) in Erfahrung gebradit 
habe. Wenn der angefochtene Befchluß diefer Behauptung gegen- 
über erwägt, daß damit nicht aufgeklärt jet, weshalb DBeklagter 
e8 unterlaffen, da8 zu feiner NRechtsvertheidigung erforderliche Be- 
weismaterial rechtzeitig und namentlicd) unmittelbar nad) der Zurüd- 
verweilung in die Berufungsinftanzg zu fammeln und feinem 
Mandatar zur Verfügung zu ftellen, jo wird dagegen von der 
Beichwerde mit Grund geltend gemacht, daß nad) Aufhebung des 
Kaufgefchäfts der Beklagte Feine Befugnig gehabt habe, in die 
Berhältniffe der im Haufe wohnenden Miether einzudringen, und 
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daß dieje nicht verpflichtet gewejen fein würden, ihm Rede zu Gerichtsfoften- 
jtehen. 8 Tiegt daher zur Zeit ein genügender Grund für An- geiet. 
wendung des $. 48 de8 G. KR. ©. nicht vor, vielmehr erjcheint die 
Aufnahme des vom Bellagten in der Befchwerde durch Berufung 

auf den Reftaurateur X. angetretenen Beweifes erforderlich. Sollte 

der genannte Zeuge die Behauptung des Beklagten nicht bejtätigen, 

jo liegt die Annahme nahe, daß der Beklagte die neue Behauptung 

im Prozeß ohne bejonderen Anlaß und Anhalt aufgejtellt, und 

dann hätte er fie freilich fchon früher aufitellen fönnen. In diefem 

alle alfo würde eine Anwendung des 8. 48 a.a.D. geredjtfertigt 
ericheinen. B. V, 72/94 vom 25. April. 

412g. Im Falle der Widerflage oder wechjeljeitig ein- 
gelegter Rechtsmittel Hat jede der den bezüglichen Anfpruch er- 
hebenden Parteien einen Vorfchuß nad) Maßgabe des 8.81 G.R.©. 
zu zahlen; die Vorfchrift des $. 11 — nad) welcher, joweit Klage 
und Widerflage, die nicht in getrennten Prozefjen verhandelt 
werden, bdenfelben Streitgegenftand betreffen, die Gebühren nad 
dem einfachen Werthe diefes Gegenftandes zu berechnen find und 
ein Gleiches aud) für wechjeljeitig eingelegte Nechtsmittel gilt — 
ift alfo auf $. 81, in weldem es fid) um die Vorichußpflicht 
handelt, nicht anwendbar, jodaß der Vorjchußbetrag unter ge- 
trennter Berechnung der Streitgegenftände zu erheben ift. Diefer 
Srundfaß Fann jedoh in Chefachen infofern nicht zur Geltung 
fommen, al® der Streitgegenftand nicht getheilt werden Fann, 
vielmehr muß hier der gefammte einheitliche Werth deffelben maß- 
gebend fein. Diefer einheitliche, im vorliegenden Falle auf 2000 
Mark feftgejette Betrag bildet den Werth des gefammten Streit- 
gegenftandes, und hieraus folgt, daß der Gebührenvorihuß von 
diefem einheitlichen Werthe nur einmal erhoben werden fann, wie 
demnäcjit aud) bei Berechnung der Gebühren jelbft nur ber ein- 
heitliche Werth von 2000 Mark in Anfag fommt. Der Ehe- 
mann, welcher die Revifion eingelegt hatte, während die Chefrau 
innerhalb der Revifionsfrift Anfchließung erklärt hatte, hat den 
Borfchuß zu zahlen. IV, 373/93 vom 17. Mai 94. 

(12T. Die Angabe des Streitwerthd von 900—1200 Marf 
in der Berufungsfchrift vom 20. Febr. konnte nur al® Anfündigung 
gelten, daß nicht der ganze Gegenftand des Nechtöftreites erfter 
Inftanz (22000 Mark und Zinfen) zum Gegenjtande der Be- 
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Gerichtsfoften- rufung werde gemacht werden, fondern ein geringerer, vorläufig 
geieß. nicht genau anzugebender Betrag. Nachdem dann im Schrift- 
age vom 20. März die Aenderung des erften Urtheil® nur in 
Bezug auf einen Betrag von 770 Marf 93 Pf. beantragt worden 
war, hat der Beichluß vom 10. Mai ohne Rectsirrtfum und 
der Sachlage entiprechend feitgeftellt, daß e8 jchon nach dem 
Chriftjage vom 20. Febr. die Abficht der Berufungskläger war, 
nur diefen Betrag zum Gegenftande der Berufung zu machen, 
daß alfo nicht eine nachträgliche Verminderung des Streitgegen- 
Standes für die Berufungsinftanz vorlag, in weldem alle es 
bei der Bemeffung des Vorjchuffes nah) dem wurjprünglichen 
Streitgegenftande hätte beenden müfjen, fondern nur eine Richtig- 
jtellung der vorläufigen ungefähren Angabe. Einer folchen Richtig- 
jtellung der ftreitigen Geldjumme Tann, wie jeder andern „De: 
richtigung”, insbefondere wie der nah 8.14 ©.8. ©. zuläffigen 
Berichtigung der Werthsangabe feine andere Bedeutung beigelegt 
werden, ald daß das Richtige an die Stelle des Unricdhtigen zu 
treten hat; Vorausfegung tft nur, daß fich nicht unter dem Scheine 
der Berichtigung eine materielle Aenderung verdecdt, und daß dies 
nicht der Fall jet, ftellt der angegriffene Beichluß feit, und mit 
Necht Hat daher aucd der Beichluß die Yolgerung gezogen, daß 
nur nad) dem „richtigen‘ Streitwerthe der Vorichuß zu berechnen 
fei. B. V, 100/94 vom 2. Suni. 

1128. Das Amtsgericht und das Landgericht hatten überein- 
jtimmend den Antrag auf Eröffnung des Konfkurjes abgemwiefen, 
das Oberlandesgericht die weitere Befchwerde als unzuläffig zurüd- 
gewiefen. ‘Die Berechnung von drei Zehnteln der Gebühr (8. 8) 
für den die Bejchwerde als unzuläffig verwerfenden Beichluß vom 
18. Ian. ift nicht zu beanftanden, wenngleich für den Befchluß, 
der das Berfahren durd) Verjagung der Zulafjung des Antrags 
erledigt, nad) 8. 53 des Gerichtsfoftengefeges in der Yafljung des 
Gefeßes vom 29. Juni 1881 nur ein Zehntel der Gebühr ($. 8) 
erhoben werden darf. B. III, 90/94 vom 25. Sept. 

712t. Gemäß $. 37, Abf. 3 des Gerichtsfoftengejeßes find 
die Gerichtsfoften des Zahlungsbefehls aucd dann auf die in Folge 
Einspruch de8 Schuldners zu beredinenden Gerichtsfoften an- 
zurechnen, wenn biefe, weil die beim Landgericht erhobene Klage 
zurüdgenommen ift, niedriger find al® die Koften des Zahlungs 
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befehls — 8. 46 des Gerichtstoftengejeges. — B. IV, 160/94 vom Bene 
29, Dt. geieb 

712u. Der Rechtsanwalt ©., der dem Kläger al8 Armen- 
anmwalt beigeordnet war, hat, nachdem das Verfahren auf feinen 
Antrag ausgefekt worden war, ausdrüdlich erflärt, daß er für 
die Erben deffelben, unter ihnen Otto R. (der Bejchwerdeführer), 
das unterbrochene Verfahren aufnehme. Hierzu bedurfte es aller- 
dings einer Vollmadıt der Nechtsnachfolger (8.82 E.B.D.). Aber 
der Mangel einer Vollmaht Tann im Anwaltsprozeß nur von 
dem Gegner gerügt werden ($. 84 a. a. D.). Das Geridt hat 
feine Befugniß, fih die Bevollmäcdhtigung nachweijen zu laffen. 
E83 mußten daher die Rechtsnachfolger des urjprünglichen Klägers 
und Berufungsflägers al8 Prozeßpartei angejehen und demgemäß 
in Folge der Enticheidung in der Sade felbjt mit den Prozep- 
foften belajtet werden. Eine unrichtige Behandlung der Sache 
von Seiten des Gerichts liegt nicht vor, und e8 Tann daher aud) 
eine Niederfchlagung der Koften gemäß 8.6 des Gerichtäfoften- 
gejees nicht angeordnet werden. E&8 muß vielmehr dem DBe- 
ichwerdeführer überlaffen werden, fid) wegen Erftattung der Koften 
an den Rechtsanwalt ©. zu halten, falls er glaubt, daß derfelbe 
zu Unredht für ihn aufgetreten fei. B. V, 182/94 vom 10. Nov. 

713. Durd) Landgerichtlichen Beichluß wurde die Ausihwörung Gebühren: 

der den Theilhabern der Flagenden Handlung zugefchobenen und ne 
von ihnen angenommenen Eide angeordnet, aud) der Termin zur amwälte. 
Eidesleiftung vor dem Landgericdyte anberaumt, und diefer Be- 
Ihluß verfündet. Der Anwalt der Klägerin hat diefe vor dem 
Termine benachrichtigt, und dem Gericht angezeigt, daß der eine 
Theilhaber in demfelben nicht erfcheinen werde. Im den ZTermine 
find nur die Anwälte erjchienen und haben einen Vergleich ge- 
Ichlofjien. Danach hat ein Beweisaufnahmeverfahren nicht ftatt- 
gefunden, eine Beweisgebühr war deshalb nicht zu Tiquidiren. 
Die Bergleichsgebühr blieb unbeanftandet. Die Belehrung der 
Partei über die Bedeutung und Tragweite des Eides mußte fach- 
gemäß der Erklärung über Annahme BDTONEGEBaHBEN jein. BL, 
46/92 vom 21. Sept. 

(13b. 2gl. 716c. Daraus allein, daß ie Vertreter des 
Klägers in den Verhandlungsterminen den Inhalt der Klagichrift 
vorgetragen und der Vertreter des Beklagten zunäcjt die Ver- 
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handlung zur Bauptjache verweigert, jedoch eventuell die Klag- 
gründe in Abrede gejtellt hat, folgt nicht, daß die Parteien fo- 
wohl über die von dem Bellagten vorgejchüßte prozeßhindernde 
Einrede der Unzuftändigfeit des Gerichts, al8 auch zur Haupt- 
lahe verhandelt haben und deshalb dem Bejchwerdeführer bie 
regelmäßige Prozeh- und Verhandlungsgebühr ftatt der in S. 20 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte für Fälle der vorliegen- 
den Art feitgejetten fünf Zehntel diefer Gebühren zuzubilligen 
leien. Wie das Neichögericht wiederholt entichieden Hat, ift der 
Vortrag des dem erhobenen Klageanjprucde zu Grunde liegenden 
Thatbeitandes zum Verjtändnig der Einrede des unzuftändigen 
Gerichts unumgänglich erforderlid. E8 kann nicht in der Abfidht 
des Gefeßgebers gelegen haben, die Ermäßigung der Anwalts- 
gebühren nur dann eintreten zu Laffen, wenn fich die Prozeß- 
bevollmädtigten der Parteien auf die nadte Behauptung be- 
Ihränfen, daß das angerufene Gericht kompetent oder infompetent 
jei. Eine andere Beurtheilung wird aud) dadurch nicht bedingt, 
daß der Anwalt des Klägers im zweiten Berhandlungstermine 
beiläufig bemerkte, daß die inzwijchen gepflogenen PVergleichs- 
verhandlungen erfolglos geblieben jeien, und der Anwalt des 
Bellagten daraufhin das Zuftandelommen eines DVergleichd ohne 
nähere Angabe über deffen Inhalt behauptete. Hierin war über- 
haupt Feine Verhandlung zur Hauptfache zu befinden, wie denn 
aud) die Kammer für Handelsjachen diefe8 Vorbringen ganz un 
berüdfichtigt gelaffen und die Klage ausjchlieplich wegen Unzu- 
jtändigfeit des angegangenen Gericht abgewiefen hat. B. III, 
vom 14. Dft. 92. 

113ec. Auf dem Gebiete der Zwangsvollitredung und jenem 
der Vollziehung des Arveftes find bei Anwendung der SS. 31 
und 36 der R.A.G.D., wonad) eine jede Vollftredungsmaßregel 
zulammen mit den durd) diefelbe vorbereiteten weiteren Boll- 
jtredungshandlungen Eine Iuftanz bildet, nicht verjchiedene Voll- 
Itredungsmaßregeln als eine Inftanz zufammenzufaffen. Zu den 
„durd) die Vollftredungsmaßregel vorbereiteten weiteren Voll- 
jtredungshandlungen” find nur folche zu rechnen, die fich als 
Vortjegung der früheren VBollftredungsmaßregel darjtellen. 8 
ift daher jowohl die am 16. Mat 1892 beantragte Tahrniß- 
pfändung als die am 18. Mai 1892 beantragte Forderungs- 
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pfändung eine bejfondere, Hinfichtlic) der anwaltichaftlichen Thätig- 
feit hierbei zu einer befonderen Gebühr berechtigende Vollftredtungs- 
maßregel, und ändert fich diefer rechtliche Charakter — und die 
fih hieraus für die Anwaltsgebühr zu ziehende Folgerung — 
namentlich auc nicht hinfichtlich der am 18. Mai 1892 beantrag- 
ten Forderungspfändung dadurd), daß jchon einmal am 14. Mai 
1892 aud) eine Forderungspfändung den Gegenftand der Voll- 
ziehung des Arrveftes bildete und fonad) die am 18. Mat 1892 
beantragte Arreftvollziehungsmaßregel von gleicher Art war, wie 
die am 14. Mat 1892 beantragte Arreftvollziehungsmaßregel der 
Torderungspfändung. B. IL, 85/92 vom 1. Nov. 

713d. Bei ridhtigem Verfahren würde der Anwalt des Klägers 
für die Liegenfchaften des Beklagten in der Gemarkung Pforz- 
heim bei dem dortigen Amtsgericht das in $. 98 des badijchen 
Gejeges vom 3. März 1879 für die Vollziehung des Arreites 
bezeichnete Verbot, und bei dem zuftändigen württembergijchen 
Amtsgericht das im Art. 27 des württembergifchen Gefeßes vom 
18. Aug. 1879, Art. 27 bezeichnete Verbot bezüglich der Liegen- 
Tchaften in Neuenburg beantragt haben. Er würde dann ein- 
fchlieglich der fich hieran jchließenden Thätigfeit zum Cintrag des 
Verbots in das Grundbuch bezw. Unterpfandbuc zweimal eine 
bejondere Gebühr von 10 Marf 80 Pf. haben berechnen dürfen. 
Da aber der Flägerijche Anwalt einen Antrag bei dem übrigens 
für Bollziehung des Arreftes auf Liegenjchaften unzuftändigen 
Landgericht Karlsruhe geftellt hat, von welchem denn aud, dem 
Schuldner die Veräußerung, Belaftung und Verpfändung feines 
Grundbefiges unterjagt wurde, fo liegt nur eine Vollftredtungs- 
maßregel vor; und die dann auf Eintragung bezüglichen Anträge 
bet dem Schultheißenamt Neuenburg und bei dem Grundbud)- 
führer Pforzheim waren nur Ausführungshandlungen einer Voll- 
ftredungsmaßregel. Danach hat der Rechtsanwalt die Gebühr 
von 10 Mark 8O Pf. Hier nur einmal zu fordern. B. IL, 85/92 
vom 1. Nov. 

(13e. In dem für 8.20 der G.D. f. R. mafgebenden $. 26, 
Ziff. 9 de8 ©.8. ©. ift allerdings auch von Aufhebung eines 
Arreftes oder einer einftweiligen Verfügung die Rede. Nad) 
Wortlaut und Grund diefer Vorfchrift, in welcher die hierbei in 
Betracht fommenden Beftimmungen der €. B. D. angeführt worden 
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find, fann aber fein Zweifel darüber beitehen, daß es fidh hier 
nur um diejenige Aufhebung Handelt, welche auf Antrag des 
Arreftichuldners beziehungsweije der Perjonen, gegen welche bie 
einftweilige Verfügung gerichtet ift, und auf Grund einer der in 
8.26, Ziff. 9 angeführten Beitimmungen erfolgt. Es läßt fi 
deshalb nicht rechtfertigen, daß das Oberlandesgericht, obgleich es 
jelbft annahm, e8 ftehe eine gemäß $. 690 der E&.P.O. von einem 
Dritten erhobene Klage in Frage, do 8.26, Ziff. 9 des Gerichts- 
foftengejeßes zur Anwendung gebradjt hat. In derartigen Pro- 
zeffen, bei welchen über den von einem Dritten durd) Klage er- 
hobenen Anfpruch zu entjcheiden ift, müffen den Rechtsanwälten 
die vollen Gebühren bewilligt werden. B.IL, 87/92 und B. LI, 
88/92 vom 4. Nov. 

113f. Eine den Anfab der Beweisgebühr rechtfertigende 
Vertretung der Bartei im Beweisaufnahmeverfahren Liegt Tchon 
dann vor, wenn der Rechtsanwalt die Benachrichtigung von der 
Anberaumung des Beweisaufnahmetermins zur Vernehmung eines 
von dem Gegner benannten Zeugen und von deffen Aufhebung in 
Volge Verzichtd ded Gegner auf den Zeugen für feinen Man- 
danten entgegengenommen und dem Beflagten entiprechende Mit- 
theilung gemacht hat. B. L, 30/96 vom 2. Mai. Entiprechend 
B. III, 14/96 vom 7. Febr. 

714. Nur halbe Verhandlungsgebühr, weil feine 
wideriprechenden Sachanträge geftellt waren, jondern nur der 
Antrag: Beiziehung von anderen Akten anzuordnen, womit Bes 
flagter einverjtanden; feine Beweisgebühr, denn, wenn aud 
die Deiziehung der Akten angeordnet, find diefelben nicht vor- 
gelegt; e8 Hat aljo eine Beweisaufnahme nicht ftattgefunden. 
B. Il, 31/96 vom 25. Febr. 

115. Die Niederfchlagung der Koften auf Grund des $.6 
RR. ©. Hat fih nicht auf die Gebühren des Rechtsanwalts für 
die Bejchwerdeinitang zu erjtreden. Soweit das Oberlandesgericht 
ihlechthin die Koften der Beichwerde außer Anjak läßt, ift auch 
troß S. 94 ©.B.0D. Beichwerde zuläffig.. B. IV, 34/96 vom 
12. März. 

716. Klage bei dem Amtsgericht auf 300 Mark, Theil einer 
Sorderung von 7IHMart5 Pf. Beklagter beantragt Abweifung und 
widerflagend Teititellung, daß dem Kläger eine WYorderung von 
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795 Mark 5 Pf. nicht zufteht. Das Amtsgericht verweilt die Sache 
an das Landgericht. Der Anwalt des Klägers Hat zu liquidiren: 
Prozefgebühr (von 300 Mark) 10 Marf + 9 Mark 50 Pf. (von 
495 Mark die Hälfte); Verhandlungsgebühr (von 300 Marf 
bei fontradiftoriicher Verhandlung, beichränft auf die Zuftändig- 
keit) 5 Mart + 4 Mark 75 Pf. (bei nicht Fontradiktorifcher DVer- 
handlung und gleicher Befchränfung). B. I, 33/96 vom 20. Mai. 

116b. Sn ber eriten mündlichen Verhandlung nimmt Rechts: 
anwalt B. wegen erhobener Unzuftändigfeitseinwendung vor Ein- 
tritt in die Verhandlung die Klage zurüd und erfennt die BVer- 
pflihtung feines Mandanten zur Tragung der Koften an. Der 
Einwand war anfdheinend in dem Briefwecjjel der Anwälte er- 
hoben; der vorliegende Schriftfat des Beklagten enthielt davon 
nidhts. ES waren an zu erjtattenden Koften zu berechnen die 
halbe Prozeßgebühr, berechnet nad) der Hauptforderung von 
479 Mark (9 Mark 50 Pf), und die halbe VBerhandlungsgebühr, 
berechnet nad) dem Koftenbetrage (1 Marf 50 Pf.). B.V, 12/92 
vom 27. Zebr. Z— 

116c. DBgl. 713b. 8 ftand bei den mündlichen Verhand- 
(ungen der Sade fowohl bei dem Amtsgerichte, bei welchem der 
Nechtsitreit durd) Erhebung der Vorklage zunächit anhängig ge- 
macht worden war, al8 auch bei dem Landgerichte, welches jpäter 
feine Zuftändigfeit ausfprad), nur die Einrede der Litispendenz 
mit Bezug auf einen über den nämlichen Streitgegenitand bereits 
Ichwebenden Prozeß, und außerdem nod die Zuftändigfeit des 
Landgerichts in Frage, — weshalb der vorige Richter mit Recht 
den 8.20 der ©. D. für Rechtsanwälte, verbunden mit $. 26, 
Ziff. 1 und 2 de8 G.8.G. zur Anwendung gebradit hat. “Daß 
zum Berjtändniffe der Einrede der NRechtshängigfeit und zur Ent- 
Iheidung über die Zuftändigfeitsfrage der Prozepitoff in der 
Hauptjache vorgetragen werden mußte, war jelbjtverftändlid) und 
fann nicht al® eine mit der vollen Prozef- und Verhandlungs- 
gebühr zu honorirende Thätigfeit der beiderfeitigen Rechtsanwälte 
betrachtet werden. B. III, 22/92 vom 11. März. 

716d. In der mündlichen Verhandlung vom 3. Juni ver- 
(a8 nad) dem Protokoll der Kläger nur den Klagantrag, Beflagter 
nur den Antrag, dem Kläger die Koften des Nechtsftreits auf- 
zuerlegen. ‚Parteien verhandelten zur Sadıe. Al Termin zur 
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Vorlegung der Legitimation des Zuftandspormunds des Klägers 
wurde der 28. Yuni beftimmt.” Aus den übereinftimmenden Er- 


Härungen der Parteien entnimmt das Reichsgericht, daß Beflagter 


in. der mündlichen Verhandlung vom 3. Juni geltend gemacht 
hat, ex habe den Kläger fchon vor dem Termine durch die von 
diefem begehrte Einftellung der Zwangsvollftredung Tlaglos ge- 


‚Stellt; daß aber über die Wirkfamfeit feines desfallfigen Verzichts 


geftritten ift, weil Beflagter die Erklärung dem Kläger felbit, 
und, da e8 fi) um eine mit Beichlag belegte Forderung handelte, 
der Drittichuldnerin, nicht aber dem Zuftandsvormund des Klägers 
zugeitellt habe. Das Neichsgericht hat danach in Uebereinftimmung 
mit dem Landgericht angenommen, e8 habe eine Fontradiftorifche 
Berhandlung über die Prozekkoften, und da zur Hauptfadje nur 


von dem Kläger ein Antrag gejtellt, aber in der Sadje verhandelt 


war, eine nicht fontradiktorifche Verhandlung zur Hauptjadhe — 
8.19 ©.8.6. — ftattgefunden, und dem Flägerifchen Prozeß- 
vertreter die halbe Verhandlungsgebühr zur Hauptfadhe und die 
volle Berhandlungsgebühr über die Prozeßkoften zugebilligt. B.VI, 
69/94 vom 13. Suni. | 

117. Einem Rechtsanwalt, welcher außerhalb feines Wohn- 
ortes ald Zeuge vernommen war, wurden Verfäuimnißfoften nad) 
der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878 zugebilligt: 10 Marf 
Entjhädigung für Zeitverfäumniß, unter Abfegung der von ihm 
berechneten 33 Mark, welche er für die einem anderen Anwalt 
aufgetragene Vertretung in fünf BVBerhandlungsterminen als Ge- 
bühren habe zahlen müfjen; und 2 Mark SO Pf. für Fahrjchein 
auf der Eifenbahn, 5 Mark für Aufwand außerhalb feines Wohn- 
ortee. B. IV, 129/92 vom 19. Sept. 

7b. Auf die Sacverftändigengebühren der Chemiker ift 
in Preußen nod) 8. 13 der Reichsgebührenordnung vom 30. Juni 
1878 und das Pr. Gefeh vom 9. März 1872 anzuwenden. Dem 
zu einer gerichtlichen Feftftellung zugezogenen Chemiker ift für 
feine Arbeit einfchließlich des Berichts eine Gebühr von 12—75 
Mark zugebillig. Diefe Gebühr ift im Einverftändnig mit der 
Minifterialverordnung vom 25. Nov. 1872 für jede felbjtändige, 
in dem die Zuftändigfeit des. Sachverftändigen anordnenden DBe- 
Ichluffe als für den Prozeß erheblic, erachtete Beweisthatjache zu 
veritehen. Hier lagen jech8 folche Tragen vor, für deren jede 
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Beantwortung 75 Marf zu zahlen waren: a) Sind gegenwärtig Gebühren- 
in den Fabrifen des Beflagten insbefondere folhe Einrichtungen en 
vorhanden, durd) welche die Abwäller geklärt und aller jchädlichen verftändige. 
Beitandtheile entfleidet werden? b) Werden alle diefe Beftand- 

theile auf die Telder gebracht und find dort ausreichende Einrid)- 

tungen getroffen, welche deren Abfließen in den ZTellnibad ver- 

hindern? — Nur die Bejahung beider Tragen fonnte einen für 

den Beklagten günftigen Erfolg haben. — c) It anzunehmen, 

daß etwa vorhanden gemwejene Verjchlemmungen und Verunreini- 

gungen nicht aus dem Yabrifetabliffement des Beklagten, jondern 

aus anderen Gehöften und Ortjchaften, namentlicd) aus den ‘Dör- 

fern Gießmannsdorf, Stephansdorf und Sengwit herrührten? 

Dieje Frage enthält in fich Folgende vier jelbftändige Tragen; die 
Beantwortung einer jeden forderte eine jelbjtändige Ermittelung: 

1) Dit anzunehmen, daß VBerfchlemmungen und Verunreinigungen 

nicht aus der Fabrif herrühren? 2) Rühren fie aus Gießmanns- 

dorf her? 3) Rühren fie aus Stephansdorf her? 4) Rühren fie 

aus Sengwig her? B.V, 36/92 vom 7. Mai. 

«17e. Der Sat von 24 Marf — Pr. Gefek vom 9. März 
1872 — bildet das Marimum deflen, was ein Medizinalbeamter 
für ein wifjenfhaftlid) begründetes Gutachten einjchließlich des 
Aktenftudiums liquidiren fann. B.V, 52/96 vom 11. April. 

718. Eine in Warfchau domizilirte 0. H. ©. braucht, wenn Sicherheit fir 
fie in Deutfchland Hagt, nad €. B. DO. 8. 1021 keine Sicherheit die Koften. 
für die Koften zur Teiften. — Deutjchruffiicher Handelsvertrag vom 
10. Febr./29. San. 1894. I, 399/95 vom 11. März 96. 

19. Die Partei erlangt durd) das Armenreht auch die Armenredt. 
Befreiung von der Berichtigung der dem Sacverftändigen zu 
gewährenden Vergütung einjchließlih der auf die Vorbereitung 
des Gutachtens verwendeten Koften, fowie der für eine Unter- 
juchung verbraudten Stoffe und Werkzeuge — E.P. DO. 8. 79; 

&. D. f. Sahperftändige vom 30. Iunit 1878, 8. 3, Abf. 3. — 
Die vorfchußweife Hinterlegung diefer Auslagen darf alfo der 
armen Partei auf Grund der SS. 344 und 360 E. PB. O2. nid 
aufgegeben werden. — R.G.€., Bb.7T, ©.389 ff. — Hier war 
der Klägerin ihrem Anerbieten gemäß aufgegeben, ein Kieslager 
durd) Herjtellung von Schädhten fo weit frei zu legen, als der 
Sachperftändige dies zur Abgabe feines Gutachtens erforderlich 


Armenredit. 
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erachtete. Dazu der Klägerin für diefe Bereittellung Beihülfen 
aus der Gerichtsfaffe zu zahlen, bietet die Gefetgebung feine 
Mittel. B.V, 8/96 vom 15. Ian. 

19b. Zwar erlifht das Armenreht mit dem Tode. Da 
aber die Witwe, welche den in die Berufungsinftanz zurücver- 
wiejenen Prozeß als Rechtsnachfolgerin des Berufungsklägers fort- 
jeßt, für ihre Perfon das Armenrecht hat, alfo ohne Beeinträd- 
tigung bes für fie und ihre Tamilie nothwendigen Unterhalts 
nit im Stande ift, die Koften zu zahlen, wurde die von ter 
Gerichtsfchreiberei angeordnete Einziehung der geftundeten KRoften 
der Berufungsinftanz vom Neichögericht aufgehoben. IV, 26/96 
vom 16. März. Ä 

119e. Der ald Armenanwalt bejtellte Offizialanwalt und 
die arme Partei haben feinen Anfprud) darauf, daß die Auslagen 
des Anwalts aus der Staatsfafje erjtattet werden, auch nicht die 
Reifefoften. B. III, 92/96 vom 8. Mai. 

119d. Dem NRevifionsfläger war das Armenrecht wegen 
Aussichtslofigfeit der weiteren Rechtsverfolgung verjagt. Nachden 
inzwiichen die Nevifionsbeflagte die Anfchließung erflärt hatte, 
wurde das Armenredht auf Grund des $. 110 E.P. OD. für die 
Revifionsinftang ohne Einfchränfung bewilligt. A. I, 12/96 vom 
30. Mai. DBgl. Bd. VI, 930. 

(19e. Dem für die etwaige Defcendenz des Klägers be- 
jtellten Pfleger fonnte beim Vorhandenfein der gefetlichen Boraus- 
jegung das Armenrecht bewilligt werden. DB. IV, 7/94 vom 
15. Yan. 

19f. Das Neichsgericht tritt der in ber Niteratur und 
NRechtipredjung meiftverbreiteten Auffafjung bei, daß die E.P.D. 
da8 Armenreht nur phhfiichen Perjonen zugefteht. Die Vor- 
bedingung für die Bewilligung des Armenredhts (8. 106), der 
Mangel an Mitteln, die Prozekfojten ‚ohne Beeinträchtigung des 
für den Nachjuchenden und feine Familie nothwendigen Unter- 
halts“ zu beftreiten, fanıı nur bei jolchen zutreffen; ebenjo tft im 
8.109 der E&.P.O. nur für folche der über das Unvermögen zur 
Beitreitung der Prozepfoften zu erbringende Nachweis geordnet, 
und nur für folche paßt aud) die Beitimmung im 8. 113 über 
das Erldichen des Armenrecdhts. Daher ift das Armenrecht nicht 
einer Konkursmaffe zu ertheilen. B.V, 55/94 vom 4. April. 
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119g. Lehnt die obrigfeitliche Behörde der Partei die Er- Armenredit. 
theilung des Armenzeugnifjes ab oder nimmt fie, was dem gleich) 
iteht, da8 ertheilte Zeugniß zurüd, jo fann die Partei lediglich 
die der betreffenden Behörde vorgejegte Inftanz um Abhülfe er- 
juchen. Sie ift dagegen nicht befugt, mit Umgehung diefes Weges 
unmittelbar das Gericht anzugehen und von diefem Feititellungen 
zu verlangen, für weldje ihm nad) dem Gejete die Zuftändigfeit 
fehlt. Hier hatte der Beklagte auf Grund eines Atteftes des 
Amtsvorftehers erftinftanzlih das Armenrecht genofjen, das DBe- 
rufungsgeriht Hat ihm das Armenrecht entzogen, nachdem der 
Amtsvorftehrr durd) Eingabe an dafjelbe das Armuthsatteit zurüd- 
gezogen hatte. Die Beichwerde des Beklagten ift zurüdgewiefen. 

B.V, 68/94 vom 14. April. 

720. Der dem Prozeßbevollmächtigten des Berufungsflägers BVorbereitende 

am 8. Ian. zugeftellte vorbereitende Schriftfag des Bevolimädd- Shriftläke. 
tigten der DBerufungsbellagten enthält neue Beweisanträge. 
Dana erjcheint die Ausführung in der Befchwerdeichrift, daß 
8.123, Abf. 2 und nit Abf. 1 der E.P.OD. anwendbar fei, un- 
begründet, denn unter dem ‚anderen neuen Borbringen” find 
insbefondere Beweismittel zu verftehen. Dabei ift e8 unerheb- 
(ih, daß die neu vorgefchlagenen Beweismittel fi) auf den be- 
reit8 am 28. März 1893 erlaffenen Beweisbefchluß beziehen und 
ein Theil des Schriftfages vom 8. Ian. Entgegnungen auf die 
zum Protofoll vom 28. März 1893 übergebene Erklärung des 
Gegners enthält. B. I, 32/94 vom 11. April. Bgl. 7120. 

721. Eine unzuläffige Beichränfung der mündlichen Verhand- Miünptiche 
lung — &.B.D. 8.137 — ift e8 nicht, wenn diefelbe auf die Frage, Yerhandlung. 
ob eine unzuläffige Klagänderung vorliegt, bejchränft und folche im 
abweijenden Urtheil angenommen wurde. Daß diefe Anordnung 
nur im Thatbeftand des Berufungsurtheils wiedergegeben ift und 
nicht im Protokoll, unerheblih. IV, 299/91 vom 28. Ian. 92. 

21b. Das Geriht kann nad S. 142 E. BP. DO. von Amts 
wegen nad) feinem Ermeljen die Wiedereröffnung einer gefchloffenen 
Verhandlung anordnen; der Antrag einer Partei hat dabei formell 
nur die Bedeutung einer Anregung, und die Art, wie das Ge- 
richt von jenem feinem freien Ermeffen Gebraud) madt, fan 
nie die Verlegung einer Rechtsnorm in fid) fchließen. VI, 293/91 
vom 15. Tebr. 92. 


Mündliche 


Berhandlung. 
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2lc. Die Ausfegung der Verhandlung — E.B.D.$.140 — 
fann auf fchriftlichen Antrag außerhalb einer mündlichen Verhand- 


Yung bejchloffen werden. Der ablehnende Beihluß des Berufungs- 


gericht® aufgehoben, zurücdverwiejen zur materiellen Entjcheidung. 
VI, 34/92 vom 31. März. | 

721d. Das über die Sclußverhandlung aufgenommene 
Protokoll lautet (nachdem zunäcdft die Vorlefung der Anträge 
fonftatirt ift): ,‚Die Sachwalter verhandelten widerjprechend zur 
Sadhe. Der Zeuge Maurer RZ. ... wurde zur Sache vernommen. 
Beichloffen und verkündet: den Zeugen R. 3. nicht zu vereidigen. 
Erfannt und verkündet ... (e8 folgt die Urtheilsformel). Sodann 
enthält das Protofoll vor dem Abfchluffe noch folgenden Vermerk: 
Nacd) Publikation des Urtheils erfcheinen die Anwälte nochmals 
und beantragen Vorlefung des Protokolls, welhe noch nicht er- 
folgt fe. Das Protokoll, foweit dafjelbe bi8 zur Urtheile- 


‚publifation reicht, wurde nachträglich verlefen. Rechtsanwalt W. 


(Vertreter des DBellagten) bemerkt, daß er das Protokoll nicht 
genehmigen Fünne, weil er nach der Beweisaufnahme nicht zur 
Sade verhandelt habe,” Nach $. 146, Abf. 1 foll das Situngs- 
protofoll den Gang der mündlichen Verhandlung im Allgemeinen 
angeben, und nach) $. 150 ebenda liefert in Anjehung der DBe- 
obadhtung der für die mündliche Verhandlung vorgefchriebenen 
Vörmlichkeiten das Protokoll allein Beweis. Demgemäß fteht 
hier nad) dem Inhalte des Protofolls feit, daß eine Verhandlung 
der Barteien über das Ergebniß des im Termine aufgenommenen 
Beweifes nicht ftattgefunden Hat, und daß eine foldhe aud) von 
dem Gerichte nicht eröffnet worden ift, diefes vielmehr das Ur- 


theil gefällt hat, ohne zuvor die Parteien über da8 Beweisergebniß 


zu hören. &8 find die SS. 258, 255 E.P.O. verlegt. Der That- 
beftand des Urtheils, nach dejfen Wortlaute die Annahme freilid 
nicht ausgejchloffen ift, daß die Klägerin nad) der Yaljung des 
Beichluffes wegen Nichtbeeidigung des Zeugen 3. noch Erklärungen 
abgegeben Hat, ift dem Brotofolle gegenüber nicht beweijend. Auf- 
gehoben, zurüdverwiefen. IV, 378/93 vom 19. April 94. 

722. Im Fall 600 war die Klagabweifung auch deshalb 
ausgefprochen, weil Klägerin feine Thatfachen behauptet habe, 
aus denen die Unzurecdhnungsfähigfeit nach jachverjtändigem Ur- 
theil zu entnehmen fei. Der Richter Hatte zwar nad folden 
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Thatjachen gefragt, die Klägerin hatte fich aber darauf beichräntt, Fragepflicht. 
das Zeugniß und Gutachten des Dr. D. anzurufen, welcher damals 
die E. R. ärztlich behandelt habe. Es ift nicht ausgefchloffen, 
daß, wenn gefragt wäre, über welde Zhatjadhe Dr. D. ver- 
nommen werden folle, ein anderes Ergebniß erzielt worden wäre, 
Auch deshalb aufgehoben, zurücverwiejen. IV, 244/95 vom 
16. Ian. 96. | . 
722b. Der Geldbetrag, welchen Kläger aus einer Ent- 
eignung von der beflagten Stadt zu fordern hatte, war durch 
einen Schiedsfpruch feitgejtellt, ohne daß der Spruch fi) über 
Zinfen der Forderung verhielt. Unter Berechnung von Zinfen 
und Abrechnung von Zahlungen, welde die Beklagte geleiftet 
hatte, glaubte Kläger, er habe noch) 1611 Mark 41 Pf. mehr von 
der Beklagten zu beanfpruchen, als diejenigen 12832 Mark 58 Pf. 
KRoften für eine Straßenanlage, wegen weldyer diefe Zwangs- 
volfitrefung gegen Kläger beantragt hatte. Er hatte erjtinitanz- 
ih beantragt, die Zwangsvollitredung gegen die Beklagte aus 
dem Sciedsiprudhe vom 10. Febr. 1889 in Höhe von nod) 
1611 Markt 41 Pf. nebft 5 Proz. Zinfen feit dem 4. April 1889 
für zuläffig zu erklären, vorbehältlich des Rechtes der Beklagten, 
den Betrag von 1611 Mark 41 Pf. mit ihrer Borderung von nod) 
20070 Mark 72 Pf. aufzurecdhnen. In der Berufung beantragte er, 
die Zwangsvollitredung in Höhe von 1600 Mark für zuläffig zu 
erklären, eventuell „feitzuftellen, daß die Entihädigungspflicht der 
Beklagten aus dem Schiedsipruche vom 10. Febr. 1889 nod in 
Höhe von 1600 Mark nebft den bezeichneten Zinfen fortbejtehe”. 
Die Bellagte Hat die Zuläffigfeit der Anträge nicht beftritten, 
der Berufungsrichter hat aber die Zuläffigfeit verneint, und des- 
halb die Klage abgewiefen. Aufgehoben, zurücdverwiejen. ‘Der 
Antrag, die Zwangsvollftredung aus dem Schiedsipruche in der 
bezeichneten Höhe für zuläffig zu erklären, tft nur die in DVer- 
fennung des prozeßrechtlichen Begriffes des VBollftredungsurtheils 
unrichtig gewählte Form für das, was der Kläger begehrt. Was 
nicht allein der Kläger, jondern, wie aus der Einlaffung auf die 
Klage hervorgeht, auch die Beklagte will, ijt zweifellos; es folf 
ein Richteriprud) darüber erfolgen, ob von der in der Enteignung 
wurzelnden, durd) den Schtedsiprud; dem Kapitalbetrage nad) 
feitgeftellten orderung des Klägers nod ein WRejt übrig jei, 


Tragepflicht. 
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nachdem die Beklagte gewilje Zahlungen geleiftet und dann noch 
12832 Mark 58 Pf. auf ihre eigene Forderung verrechnet hat. 
Alle Behauptungen, welche zur Begründung des Beitehens einer 
jolhen NReftforderung in der vom Kläger angegebenen Höhe er- 
forderlih find, find in der Klage enthalten; der Berufungsrichter 
erfennt an, daß diefe Behauptungen zur Begründung einer Klage 
auf Zahlung oder Hinterlegung des beanspruchten Betrages aus- 
reihen. Dann war e8 aber (vgl. R.G.€., Bd. 6, ©. 356) zur 
Vermeidung einer Klageabweifung, welche, mag dies in der Ur- 
theilsformel ausgefprochen fein oder nicht, immer nur eine Ab- 
weifung nicht des Anfpruches, jondern des unrichtig gefaßten An- 
trages (Abweifung in angebracdhter Art) fein Fonnte, Aufgabe des 
Gerihts, durd) Anwendung des Fragerehts (EC. P. OD. 8. 130) 
auf eine der Sachlage und der erkennbaren Abjicht des Klägers 
entfprechenden Faffung des Klageantrags Hinzumwirken. V, 303/91 
vom 23. Ian. 92. 

722 0. Zu dem Padhtvertrage, welchen der Bürgermeifter 
und Ortsvorfteher mit der Klägerin abjcjloß, war nad) der Ge- 
meindeordnung für die Nheinprovinz vom 23. Juli 1845 die 
Genehmigung de8 Gemeinderath8 erforderlih. Klägerin hat im 
Prozeffe wider die Gemeinde dem Bürgermeifter und Orts- 
vorjteher einen Eid darüber zugejchoben: Nicht wahr, daß der 
Gemeinderath uns beauftragt hat, mit der Klägerin wegen Ber- 
padhtung der fraglichen Steinbrücde einen Bertrag unter Berein- 
barung eines Bruchzinfes von 3 Marf per Kubikmeter abzufchließen, 
und daß wir bei Abfchluß des Vertrags vom 31. Aug. 1889 uns 
genau in den Grenzen des uns von der Gemeindevertretung er- 
theilten Auftrags gehalten haben. Der Berufungsrichter hielt 
diefe Eideszufchiebung nah $.410 E.P.O. für unzuläffig, fie 
entbehre der Artikulation genügend präzifirter und beftimmter 
Thatfahen. Der erfte Sat laffe in feiner vagen Fafjung nicht 
ertennen, ob ein Auftrag zum Abjchluffe nicht nur eines zuerit 
abgeichloffenen, fondern auch des zweiten Vertrages, aus weldyem 
geklagt war, behauptet werde. Der zweite Sat enthalte über- 
haupt feine, in Handlungen des Bürgermeifters und Ortövorjtehers 
beftehende beftimmte Thatfadhen, namentlich nicht die Thatjache, 
daß diefen Perjonen der Auftrag ertheilt worden fei, die von dem 
Regierungspräfidenten nad) VBorlegung des eriten Vertrages ver- 


angten Beftimmungen in den neuen Bertrag aufzunehmen und 
über einen anderen Gegenftand einen Pachtvertrag abzufcjließen, 
er gebe vielmehr den angeblich Beauftragten das unbejchräntte 
Urtheil darüber anheim, ob fie bei Abichluß des neuen Vertrags 
die ihnen nad) dem Auftrage obliegenden, nicht näher bezeichneten 
Verpflichtungen erfüllt Hätten. Aufgehoben, zurüdverwiefen. Wenn 
die Faflung der Eideszufchiebung, wie anerfannt werden muß, 
nicht genügend war, jo hatte der Richter durch Ausübung des 
Fragerechtes gemäß 8.130 E.P.D. die Bedeutung der unter Eid 
gejtellten Behauptung aufzuklären und die Partei zur Verbefferung 
ihres Antrags zu veranlafien. IL, 277/91 vom 2./9. Febr. 92. 

722d. Kläger hatte Abminderung des Kaufpreifes in Höhe 
von 30000 Mark gefordert. Zur Hebung des vom Berufungs- 
gerichte gerügten Mangels einer näheren Darlegung des aus dem 
Dittum 2 im Fall Bd. XIV, 407 zu erjegenden Minderwerths 
hätte vom ragerechte Gebrauch gemacht werden müffen. II, 
265/91 vom 26. Ian. 92. 

722e. Weil auf dem Grundftüde 14000 Mark Hhpothefen 
hafteten, deren Zilgung oder Ungültigfeit Verkäufer behauptet 
hatte, forderte Käufer Zahlung von 14000 Marl. Damit war 
er in zwei Imjtanzen abgewiefen. Das Neichsgericht hob das 
Berufungsurtheil auf, weil Kläger hätte befragt werden müffen, 
ob er nicht den (bei jenem Sachverhalt begründeten) Antrag auf 
Herbeiführung der Löjchung der beiden Hhpothefen ftellen wolle. 
IV, 52/92 vom 21. April. 

722f. Im Fall Bd. XIX, 535 ift der Nevifionsangriff ver- 
fehlt; e8 hätte die Klägerin zur Führung des Beweifes der Mufter- 
mäßigfeit aufgefordert werden follen, und e8 bilde die Unterlaffung 
diefer Aufforderung eine Berlegung des 8. 130 &.BP.OD. €8 lag, 
obgleich das Urtheil erjter Inftanz von einer Meberwälzung der 
DBeweislaft an die Beklagte ausging, jhon in dem ganzen Vor- 
bringen der Beklagten in der Berufungsinitanz, welches fi) ins- 
befondere auch gegen diefe Auffaffung des erftinftanzlichen Urtheils 
richtete, eine genügende und zwingende Aufforderung an die 
Klägerin, gemäß der Pflicht der Parteien auch ohne richterliche 
Aufforderung ihre Beweije anzutreten (8. 255), ihrerjeits die 
Beweife für die Muftermäßigfeit der angebotenen Waare vor- 
zubringen; fie mußte e8 daher auch ohme eine befondere Auf- 
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Fragepflicht. Forderung von Seiten des Berufungsgerichts thun. II, 125/94 

vom 26. Yumi. Ä 
1228. Das Beweisthema, über welches die Ehefrau als 
Zeugin benannt und daneben dem Kläger der Eid zugefchoben 
war, bildete den Inhalt von Verhandlungen, welche die Ehefrau 
des Klägers in Abwefenheit des letteren mit der Beklagten ge- 
pflogen hatte. Wenn nun der Bertreter der Beklagten, nachdem 
die Ehefrau bei ihrer — in Rußland erfolgten — VBernehmung 
als Zeugin an Eidesitatt den behaupteten Inhalt diefer Verhand- 
(ungen verneint Hatte, bei der Verhandlung der Sache die Eides- 
zufchiebung nicht wiederholte, jo durfte das Berufungsgericht an- 
nehmen, daß die Beflagte wegen der vorausfichtlichen Erfolglofig- 
feit diefe8 Beweismittel von demjelben Abjtand nehme, weil der 
von dem Kläger zu leiftende Weberzeugungseid fi) nach Lage der 
Sade nur auf die Mittheilungen feiner Ehefiau gründen Fünne. 
Unter jolhen Umftänden kann in der unterlaffenen Befragung 
des Bertreters der Beklagten eine Verlegung des $. 130 nicht 
gefunden werden, wenn fchon der Regel nad im Falle einer 
eventuellen Eideszufchiebung nach Erledigung der übrigen Beweis- 
mittel das richterliche ragerecht auszuüben fein wird, jofern 
diefe Beweismittel ein Überzeugendes Ergebniß nicht ergeben haben, 
troßdem aber die frühere Eideszufchiebung nicht wiederholt wird. 
I, 163/94 vom 26. Sept. 
722h. Im Ball Bd. XIX, 157/59 Hatten beide Parteien 

übereinftimmend erklärt, ‚daß gegenwärtig eine Lieferung der Holz- 
vente unter Einbefferung des von den Klägern gerügten Mangels 
in natura nicht mehr ausführbar fei“. In diefer Erklärung ift 
die für das Berhältniß der Parteien wejentlihe Trage, worauf 
die angebliche inzwijchen eingetretene objektive Unmöglichfeit der 
obligationsmäßigen Naturalerfüllung beruhe, ob auf einem den 
Bellagten befreienden Ereigniffe oder auf einem von dem DBe- 
Hagten zu vertretenden Umftande, unbeantwortet gelafjen. Mit 
einer fo unvollftändigen Erklärung durfte das Berufungsgericht 
fi nicht begnügen und mußte die mangelhafte Anwendung der 
VBorichriften in $. 130 zur Zurüdverweifung der Sade in die 
vorige Inftanz führen. III, 190/94 vom 23. Nov. 

Asfegung der 723. Ueber das Eigenthum an den Rageler Seen ift in 

Verhandlung. pem anhängigen Rechtsftreite als über eine für die Zuläffigfeit 
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der Anseinanderjegung maßgebende Vorfrage entfchieden worden, Ausfegung der 
und es ift auf Grund deffen durch das jet angefochtene Be- Perbandlung. 
rufungsurtheil des Dberlandeskfulturgerichts mitteljt Zurücweilung 
der Berufung gegen das Urtheil erjter Injtanz die Unterjchrift 
der Revifionskfläger zu dem Auseinanderjegungsrezeffe, welcher 
den Revifionsbeflagten al® Eigentümer der Seen bezeichnet und 
diejes Eigentum zur Grundlage hat, ergänzt und der Nezeh als 
vechtsverbindlich feitgeftellt worden. E8 ift hier nicht zu ent- 
iheiden, welche Wirkung hierneben nod) ein vor den ordentlichen 
Gerichten über die EigenthHumsfrage erhobener Rechtsjtreit haben 
fan. Sedenfalls ift von deffen Entjcheidung die Entjcheidung des 
vorliegenden BProzeffes nicht abhängig, da die Zuftändigfeit der 
Auseinanderjegungsbehörden zu den von ihnen getroffenen Ent- 
Icheidungen aus SS. 3 ff. der Verordnung vom 20. Sunt 1817 
fih ergibt. Deshalb ift die Anhängigfeit des Eigenthumsftreites 
bei dem ordentlichen Gerichte zur Begründung eines Ausfegungs- 
gefuches (E.P.D. 8.139) fo wenig wie eines DBertagungsgefuches 
(8. 205) geeignet. V, 289, 290, 291/91 vom 12. März 92. 
723b. Nad) einer Mittheilung des Unterfuchungsrichters 
fönnte der Zwed der gegen einen der Mitfläger eingeleiteten Vor- 
unterfuhung eintretenden Yalles gefährdet erjcheinen, jodaß fid) 
eine Siftirung des Wechjelprozeffes jedenfall8 empfehle. Die Vor: 
unterfuhung ift aber bereit8 jeit mehreren Iahren anhängig und 
deren Beendigung für jett nicht abzujehen. Für jo unbeftimm- 
bare Zeit können die Kläger mit der Verfolgung ihres Anipruchs 
nicht aufgehalten werden. Deshalb ift die Ausfegung des DVBer- 
fahrens mit Recht abgelehnt. B. VI, 126/93 vom 5. Dft. 
723e. Revifionskläger (Beflagter) Hat die Ausfeßung der 
Verhandlung in der Chefcheidungsjache beantragt, bis über die 
von ihm erhobene Klage wegen Ungültigfeitserflävung der Che 
entjchieden jei. Beim Widerfpruh der Klägerin ift dem nicht 
ftattgegeben. Die Natur des Rechtsmittels der Revifion fchließt 
die Anwendung des $. 139 EP. D. in der Revifionsinftanz aus. 
Das Revifionsgericht hat nur darüber zu entfcheiden, ob das Ur- 
theil des Berufungsgerichts auf der Verlegung von Recdhtsnormen 
beruhe (88. 511, 512), fodaß die eine thatjächliche Würdigung 
bedingende Erörterung darüber, ob die Entfcheidung eines vor 
dem Revifionsgerichte anhängig gewordenen NRechtsftreites von 
Praxis des Reichsgerihts. XXII. 24 
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Ausfegung der derjenigen über einen bei einem anderen Gerichte fchwebenden 
Verhandlung. prnzeh abhängig fei oder nicht, außerhalb der Grenzen des Rechts- 
mittel8 Tiegt. Im gleihem Sinne hat fi) das Neichsgeridht in 
dem Urtheile IL, 240/84 vom 1. Nov. ausgeiprochen (Bolze, 
Praris, Bd. I, ©. 363, Nr. 1659; vgl. auh R.G. €, DB. 11, 
©, 365). IV, 166/93 vom 19. Oft. 
723d. Während fehwebenden Chefcheibungsprozeffes hatte 
die Ehefrau Antrag auf einftweilige Verfügung geftellt, daß ihr 
geftattet werde, von dem Ehemann getrennt zueleben und ihr Kind 
jelbft zu erzichen. Weber den eriten Antrag haben fi) Parteien 
vertragen, der zweite ift vom Landgericht abgewiefen; in der Be- 
vufung hat Klägerin beantragt, die Entjcheidung bi8 zur Erledigung 
der Beweisaufnahme in der Ehejcheidungsfache auszujegen. Diejer 
Antrag ift vom Berufungsgericht abgewiejen und die Berufung 
zurücdgewiejen. Das Reichsgericht hat die Nevifion zurücgewiefen ; 
in erjterer Beziehung, weil die Borausjegung des $. 139 E.P.O. 
nicht vorfiege (fein Präjudizialverhältnig). IH, 161/93 vom 
14. Nov. 
723e. Der Beklagte hat in dem Prozeffe wegen Entgegen- 
nahme der Auflaffung eines verkauften Grundftüdes eine Wider- 
flage auf Entihädigung wegen mangelhafter Bertragserfüllung 
erhoben und auf die fpäter erhobene Klage wegen Zinfen der 
Kaufpreisforderung die Entichädigungsforderung fompenfirt. Das 
Berufungsgericht hat die Verhandlung der zweiten Sache aus- 
gelegt. Das Neichsgericht hat aufgehoben. Wäre der Anficht des 
eriten Nichters beizutreten, daß die in jenem Prozefje durch die 
Widerflage rechtshängig gemachte Forderung nicht zugleich in dem 
jegigen Prozeffe mit der Einrede der Kompenfation geltend ge- 
macht werden dürfe, jo wäre ohne weiteres Kar, daß für die Ent- 
Iheidung des jetigen Prozefjes das Beftehen oder Nichtbejtehen 
der Gegenforderung des Beklagten gleichgültig ift. Wird aber die 
Kompenfation mit der in dem anderen Prozeife durch Widerflage 
verfolgten Forderung grundfäglic, für zuläffig erachtet, jo tft e8 
doch nicht richtig, daß in dem Prozefle über die Zinfenforderung 
nicht erfannt werden Fünne, bevor das Beitehen oder Nichtbeitehen 
der Kompenfationsforderung in dem PBrozefje, in welchem fie durd) 
Widerflage verfolgt wird, entjchieden fein wird. E8 ift vielmehr 
ebenjo wohl ausführbar, daß über Grund und Betrag der Kom- 
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penfationsforderung in dem jett zur Verhandlung ftehenden Pro- Ausjetung ver 
zeffe verhandelt und entfchieden werde, in welchem fie einvedemeife Ferdanblung. 
geltend gemacht worden tft, und weil dies ausführbar, fo hat aud) 

die Klägerin einen Anfpruc darauf, daß es (und zwar, nachdem 

der Kompenjationseinwand in erfter Inftanz als unzuläffig ver- 

worfen worden ift, in der Berufungsinitanz) gejchehe, da fie eine 

nicht nothiwendige Verzögerung der Entiheidung auf ihre Zinjen- 

flage, zumal bi8 zu der unbeftimmbaren Zeit, zu welcher die 
Widerklage in dem anderen Brozeffe ihre Erledigung gefunden 

haben wird, zu dulden nicht verpflichtet ift. Daß durd) die Be- 
rüdfichtigung des Kompenfationseinwandes im jetigen Prozeffe 
möglicherweije die Widerflage gegenjtandslos wird, Tanıı feinen 

Grund dafür abgeben, die Erledigung des jetigen Flägerifchen An- 

Ipruch® durch Unterordnung derjelben unter eine auf Antrag des 

Beflagten vertagte Erledigung des Widerflageanipruchs im Vor- 

prozeffe aufzuhalten. B.V, 176/93 vom 3. San. 94. 

723f. Hier wird von der Beklagten ©. & Co. Bezahlung 
eines KRaufpreifes für gelieferte Kohlen gefordert, welche Forderung 
dem Kläger W. von der Gewerfihaft B. cedirt fei. In dent be- 
reits anhängigen Prozelfe von ©. & Eo. wider die Gewerfichaft 
handelt e& fich darum, ob die Gewerfjchaft nach dem maßgebenden 
Bertrage dent ©. die Generalvertretung mit der Maßgabe über- 
tragen habe, daß ihre Waarenforderungen mit den Provifions- 
forderungen des ©. jeweild zu verrechnen feien, woraus gefolgert 
wird, daß eine einzelne Kaufpreisforderung für gelieferte Kohlen 
nicht oder nur auf Grund vorausgegangener Verrechnung geltend 
gemacht werden fünnte. Da hiernad ein präjudizielles Rechts: 
verhältnig in dem anderen NRechtsftreit direkt zur Entjcheidung 
fteht, auch die Ausjegung im Intereffe der Sache gelegen er- 
jheint, wurde dem Begehren der weiteren Bejchwerde der Be- 
flagten entiprochen. B. IL, 20/94 vom 20. Febr. 

7238. Der Beichluß des Oberlandesgerichts hebt zwar den 
auf vollftändige Ausjegung des Verfahrens gerichteten Befchluß 
des Landgerichts auf, läßt aber in den Gründen erfennen, daß 
eine Ausjegung desjenigen abjonderungsfähigen Theil des Rechts- 
jtreites nicht unzuläffig fein würde, welcher dur die Behauptung 
des Belflagten, er habe mehr NRübenfchnigel ohne Bezahlung zu 
beanjpruchen, als die Klägerin zugefteht, günftigjtenfalls betroffen 

24* 
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Ausjegung der werden fann, alfo eine Ausfegung Hinfichtlicd) eines Betrages der 

Berhandlung. Ofageforderung von 200 Mark 52 Pf. Daß die Enticheidung 
hinfichtlich des Meehrbetrages der Klageforderung von jener Be- 
hauptung, über welche jchiedsrichterlich zu entfcheiden ift, abhängen 
könnte, ift in der Befchwerde nicht gezeigt worden und nad) Zage 
der Akten nicht erfichtlih. Das Dberlandesgericht konnte nicht 
felbft eine Beichränfung der Ausjegung anordnen (aljo den Be= 
Ihluß des Landgerichts theilweife aufrecht erhalten), weil nad) den 
Akten die Anhängigfeit des fchiedsrichterlichen Verfahrens nod) nicht 
feftjteht. ‘Die vom Beklagten gefchehene Benennung eines Schied8- 
rihters, mit der Aufforderung an die Gegnerin, auch ihrerjeits 
einen folchen zu beftellen, begründet diefe Anhängigfeit nod) nicht, 
fondern. bildet eine vorbereitende Maßregel. Befchwerde zurüc- 
gewiefen. B.V, 6/94 vom 31. Ian. 

723h. Das Berufungsgeriht hat den Beichluß über den 
Antrag auf Ausfegung des Verfahrens (8. 139 &.B.9D.) zur 
mündlichen Verhandlung ausgefett. Wenn auch ohne mündliche 
Verhandlung über den Antrag bejchloffen werden darf (721), fo 
ift die Vertagung des Beichluffes bis zur mündlichen VBerhand- 
fung nicht unzuläffig.e: Allerdings Tann dadurd der Partei die 
Möglichkeit entzogen werden, die Ablehnung des Vertagungsantrags 
mittelft jofortiger Bejchwerde anzufechten, wenn nad Ablehnung 
des Antrags jofort ein Endurtheil ergeht. Aber ein durch De- 
ichwerde verfolgbares progefjuales Recht, daß der Partei jene Mög- 
fichfeit nicht entzogen werde, hat fie niht. B. V, 113/94 vom 
13. Sunti. 

7231. Geflagt auf Feititellung, daß Kläger ald Nathe- 
Ichreiber auf Lebenszeit angeitellt fei, und auf das Gehalt; Wider- 
flage der Gemeinde auf Auflöfung des Dienftvertrags, weil ein 
Entlaffungsgrund vorliege. Die vom Oberlandesgericht beichloffene 
Ausjegung des Verfahrens bis zur Feftitellung der Verwaltungs- 
behörde tft vom Neichsgericht aufgehoben, weil zur Vorklage das 
Vorliegen eines die Entlaffung vechtfertigenden Verhaltens nicht 
im Wege der bloßen Einrede geltend gemacht werden fann. Für 
die Widerflage ift die Entfcheidung der Verwaltungsbehörde nicht 
präjudizirlih, weil jene wegen Unzuläfjigfeit des Nechtöwegs ab- 
gewiejen werden müßte, wenn die Verwaltungsbehörde über die 
Entlaffung zu entjcheiden allein zuftändig wäre, — und, wenn da8 
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nicht der Fall, das Geridht auf Grund BL. R. 1184 felbjtändig Ausfegung der 

erfennen müßte. B. II, 97/94 vom 25. Sept. Verhandlung. 
723K. Auf Antrag des Mlägers, der erftinftanzlich mit feiner 

MWechfelflage abgewiefen war, nachdem der Verklagte den Ueber- 

zeugungseid gejchworen hatte, daß er das Accept nicht gefchrieben 

habe, ift daS Verfahren von dem Berufungsgericht ausgefegt bis 

zur Erledigung eines wider die Ausftellerin wegen Wechjelfälihung 

eingeleiteten Strafverfahrense. Das Neichögericht hat den Beichluß 

aufgehoben. Denn es kann nur noch darauf anfommen, ob der 

Kläger den Wahrheitseid fordern Tann. Es tft nicht abzujehen, 

wie für diefe Frage das Ergebniß des Strafverfahrens von Ein- 

fluß fein kann. Sedenfalls befteht für den Kläger fein Grund, 

die Ausfegung zu fordern. B.I, 14/96 vom 15. Vebr. 

724. Die Ausfegung bes Prozefjes über den gegen den 
Berfäufer geflagten Provifionsanfprud für Grundftüdsvermittelung 
wurde vom Neichögericht wieder hergeftellt, weil mit dem Käufer 
ein Prozeß fchmwebte, in welchem Verkäufer die Gültigfeit des Kaufs 
wegen Irrtfums und Betrugs anfechtet. B. VI, 39/96 vom 12. März. 

725. Das Konfulargericht hat den Prozeß wider die Ver- 
fiherungsgefellichaft ausgefett, weil in dem gejunfenen Schiff fi) 
ein Zoch befand, das von Menfchenhand beigebracht erfchien. Der 
Antrag des Hagenden Ladungsintereffenten auf Aufhebung des Be- 
jchluffes war zurücgewiejen. Auf feine an die vierzehntägige Frift 
des $. 229 nicht gebundene Beichwerde hat das Reichsgeriht auf- 
gehoben. Denn nad der Police wird auch für einen durch pillage, 
piraterie und baratterie entjtandenen Schaden gehaftet. ‘Daß der 
Kläger den Schaden verurfacht habe, ift nirgends behauptet, und 
fonft nicht Flargeftellt, wie die Ermittelung der ftrafbaren Hand- 
lung, wegen deren das Strafverfahren eingeleitet ift, auf die Ent- 
Icheidung des NRechtsftreits von Einfluß fein fol. B.I, 25/96 
vom 8. April. 

726. Im Fall 469 Haben zwei Beflagte Ausfegung be- 
antragt, weil fie in Freiburg i./B. Klage auf Schadenserjat wider 
M. erhoben haben. Wenn das Nevifionsgericht die auf dem- 
felben Grunde beruhenden KRompenjationseinveden für zuläffig er- 
achten und weitere Verhandlung anordnen follte, würde über ihre 
nah BL R. zu beurtheilende Forderung in Yolge der Klagen- 
bäufung und ber Verweilung des gemeinfchaftlichen Prozeffes an 
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Ausjegung der da8 Landgericht Limburg ivrevifibel erkannt werden. Antrag ab- 
Terhandlung. Geiefen, denn ein Fall de8 8.139 C. BP. O. Tiegt nicht vor. IIL, 


Abfchriften. 


12/96 vom 12. Mai. 

727. Der Kläger hatte beantragt, ihm eine Abjchrift feiner 
Ihriftlichen NReplif zu ertheilen. Das Prozefgericht hatte dem 
Anwalt des Klägers die Herausgabe des Schriftftüces angeboten, 
damit er felbft fih davon Abjchrift nehme; diejes Angebot Hat 
derjelbe abgelehnt. Der Kläger fan fi) über eine Verlegung 
jeiner Intereffen nicht bejchweren, wenn danad) das Prozefgericht 
den Antrag abgelehnt. Bei diefer Sachlage nicht zu erörtern, 
ob nicht einer Partei unter gewifjen Vorausfegungen nad) 8. 271 
E. B. D. eine Abichrift auch von foldhen Schriftftüden zu ertheilen 
fei, welche fie jelbjt verfaßt und eingereicht hat, namentlich wenn 
die Zurücbehaltung einer Abjchrift ohne ihr oder ihres Anwalts 
Berichulden unterblieb. B. V, 88/92 vom 21. Sept. 

727b. Ein Antrag des Armenanwalts auf Ertheilung einer 
zweiten Ausfertigung des Urtheils ift mit Recht abgelehnt. Wie 
in R.®. €, Bd. 3, ©. 435 dargelegt ift, bedarf es, damit auf 
Betreiben einer Partei die Zuftellung eines Urtheils bewirkt werbe, 
nicht der Uebergabe einer Ausfertigung der Entjheidung, fondern 
ed genügt die Webergabe einer beglaubigten Abjchrift. Eine ein- 
fache Abfchrift war vom Beichwerdeführer nicht gefordert; aber 
jelbft wenn ein folcher Antrag in dem erwähnten Gefuche zu 
finden wäre, jo würde er doc nicht gerechtfertigt fein. Soweit 
eine Abjchrift zur Zuftellung des Urtheils nothwendig ift, füllt 
fie, wie der Berufungsridhter mit Recht annimmt, unter den all- 
gemeinen PBrozeßbetrieb; die Anfertigung der Abjchrift ift deshalb 
Sadıe des Anwalts, der die Zuftellung betreibt. Die dafür ent- 
jtehenden Schreibgebühren gehören zu den Koften, die der unter- 
liegende Theil dem Anwalt zu erftatten hat (8. 115 &. P.D.). 
Inwieweit dem Anwalt ein Anfprucd) an die Staatskaffe erwädjt, 
fan bier dahingeftellt bleiben. B. V, 87/94 vom 19. Mai. 

7270. Der Antrag auf Ertheilung einer dritten Aus- 
fertigung des Berufungsurtheild war nicht um deswillen zurüd- 
zuweifen, weil der Kläger zur Zuftellung des Urtheils ftatt eine 
der beiden ihm ertheilten Ausfertigungen aus den Händen zu geben, 
eine beglaubigte Abfchrift hätte verwenden fünnen. B. VI, 67/96 
vom 4, Mai. | 
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728. Das richterlihe Verbot de8 86755 ULUR IL, 1 ift 
ebenfo wie der richterliche Befehl zur Herftellung des ehelichen 
Zufammenlebens und die gerichtlichen Befjerungsbefehle nach 8. 709 
eine in dem materiellen Eheicheidungsrechte beruhende richterliche 
Handlung, welche bezwect, Chefcheidungen zu verhüten; das DBer- 
bot ift aber feine Prozeßhandlung, aud dann nicht, wenn e8 auf 
Grund des 8. 5 des Ausführungsgefetes zur E. P. DO. während 
der anhängigen Klage von dem Prozeßgerichte erlafjen wird; e8 
unterliegt daher nicht der zwingenden Vorfchrift des $. 162 E.P.O. 
Der Scheidungsgrund der SS. 675, 676 liegt vor, wenn der Che- 
gatte dem ihm Tundgegebenen richterlichen Verbote zuwider den 
vertrauten Umgang mit der verdächtigen Perjon fortgejett hat, 
und gleichgültig ift, ob das Verbot der Partei jelbft oder ihrem 
Progeßvertreter zugeitellt war. IV, 287/91 vom 18. Ian. 92. 

7285. Ein Roftenfeftitellungsbeichluß oder der Beichluß auf 
eine desfallfige Beichwerde ift von Amts wegen aucd) der extra= 
hirenden Partei und auch dann prozeßordnungsmäßig zuzuftellen, 
wenn dem Antrage der Bartei vollftändig entjprochen wird. Denn 
auch in folhem Falle fan für dieje eine jofortige Befchwerde 
veranlaßt fein, z.B. wenn ber Beidhluß nicht jo ausgefertigt ift, 
daß Volljtredungsklaufel erteilt werden fann. €. BP. DO. $$. 540, 
Abi. 2, 671. — Vgl. B. I vom 2. Oft. 83. — B. III, 17/92 vom 
29. März. gl. Tile. 

728e. Der bei dem Oberlandesgericht als Rechtsanwalt zu- 
gelaffene 3. 3. und der bei dem Landgericht zugelaffene Dr. 3. 
betreiben die Prarid gemeinichaftlih. Ihnen ift für den vor- 
liegenden Prozeß Vollmacht ertheilt. ,‚Beiden zufammen und 
jedem einzeln. Insbefondere wird, foweit der Nechtsftreit bei dem 
Königlichen Landgerichte zu führen ift, Rechtsanwalt Dr. $., in- 
joweit er bei dem Königlichen Oberlandesgerichte dafelbft zu führen 
ist, Rechtsanwalt I. I. als Prozeßbevollmächtigter beftellt.” 3. 9. 
bat Berufung eingelegt, die zugeftellte Abfchrift der von 3. I. unter- 
zeichneten Berufungsichrift ift von Dr. 3. beglaubigt. Auf Grund 
88. 479, 156 E.P.D. ift die Berufung als unzuläffig verworfen, 
Revifion zurücdgewiefen. Die Beglaubigung dur den Nechts- 
anwalt Dr. 3. würde genügen, wenn Rechtsanwalt 3. 3. ihn mit 
der Betreibung der Zuftellung beauftragt hätte; in folcher Ber 
auftragung läge auch die Befugniß zur Vertretung in Anfehung 


Zuftellung. 


Zuftellung. 
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der Beglaubigung (8. 77 E&.B.D.). Wäre ein folder Auftrag 
bewiejen, jo müßte die Berufungsbeflagte aud) die von dem be- 
auftragten Rechtsanwalt ausgegangene Beglaubigung gegen fich 
gelten laffen. Andererfeits könnte, wern Rechtsanwalt Dr. 3. die 
Zujtellung (ohne Auftrag) betrieben hätte, in Frage kommen, ob 
Rechtsanwalt I. 3. diefe Zuftellung (einfchließlich der Beglaubigung) 
genehmigt hätte und die Berufungsbeflagte deshalb die Berufnng 
als gegen fie wirkfjam eingelegt anerkennen müßte. Von allem 
dem liegt aber nichts vor. Das Berufungsgericht hat insbejondere 
ohne Rechtsirrthum angenommen, daß die Behauptung des Nechts- 
anwalts 3. 3, er habe dem Rechtsanwalt Dr. I. überhaupt und 
jpeziell im gegenwärtigen Falle die Befugnig eingeräumt, alle 
Handlungen für ihn vorzunehmen, welche nicht von ihm als dem 
bei dem DBerufungsgerichte zugelaffenen Rechtsanwalt vorgenommen 
werden müfjen, in Ermangelung eines hierfür angetretenen Be- 
weijes durch den Umftand allein, daß die beiden Anwälte, Vater 
und Sohn, die NRechtspraris gemeinschaftlich ausüben, nicht als 
erwiejen angejehen werden fünne. Der Beweis ift auch aus der 
von der Beklagten ausgejtellten Prozeßvollmacht nicht zu entnehmen. 
VI, 65/94 vom 4. uni. 

729. Der Rechtsanwalt, dem nad Lage des Prozeffes an 
fi obliegen würde, eine Zuftellung zu betreiben, fann die Aus 
führung einem anderen Rechtsanwalt übertragen, fodaß diefer fie 
als Beauftragter jened Rechtsanwalts vornimmt. Dann hat der 
beauftragte Rechtsanwalt die dem Empfänger zuzuftellende Ab- 
Ichrift zu beglaubigen. Hat aber jener Rechtsanwalt felbjt die 
Zuftellung, bier der Berufungsfchrift, durd) einen Gerichtspoll- 
zieher betrieben, fo ift die Zuftellung ungültig, wenn die Be- 
glaubigung nicht von ihm, jondern von einem anderen durch ihn 
hierzu bevollmächtigten Rechtsanwalt vorgenommen ift. Die Be- 
rufung wurde deshalb vom NReichsgericht als unzuläffig verworfen. 
VI, 303/95 vom 30. Ian./24. Febr. 96. 

7296. Im Auftrage des Anwalts der Revifionsklägerin hat 
der Gerichtsvollzieher beim Neichögericht die NRevifionsjchrift dem 
in dem Zudthaufe zu Waldheim feine Strafe verbüßenden Re- 
vifionsbeflagten durch die Poft zujtellen lafjen. Der Poftbote in 
Waldheim Hat das zuzuftellende Schriftftüc nebjt Abjchrift der 
Zuftellungsurfunde dem Direktor des Zuchthaufes zu Waldheim 
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übergeben. Einen Vermert darüber, warum die Zuftelung nicht Zuftellung. 
unmittelbar an den Beklagten erfolgt fei, enthält die Zuftellungs- 
urfunde nicht. Die Zuftellung ift gültig. Dem Direltor ber 
Strafanftalt Waldheim ift von feiner vorgejegten Behörde über- 
tragen, die Obliegenheiten eines Hauswirths wahrzunehmen; aus 
der Natur der Verhältniffe ergibt fih von felbft, daß ein Zu- 
ftellungsbeamter zu dem Sträfling nicht willfürlich gelangen Tann. 
Uebernimmt der PVorfteher der Strafanitalt, von dejfen Ent- 
Ichließung e8 abhängt, ob der Zuftellungsbeamte den Adrefjaten 
perfönlih antreffen fanıı oder nicht, das diefem zuzuftellende 
Shhriftftüd für diefen, fo bekundet er damit, daß er e8 nicht für 
angemefjen befinde, den Gefangenen vorführen oder den Zu- 
ftellungsbeamten zu jenem führen zu laffen, jodaß die Voraus- 
jegung des 8. 166 ©. P.D. gegeben if. Daß nicht ausdrüdtich 
in der Zuftellungsurfunde angegeben ift, daß der Adreffat vom 
Zuftellungsbeamten nicht angetroffen ift, Tann als wejentlicher 
Mangel der Zuftelungsurfunde — ©. PB. DO. 8. 174* — nidt 
angejehen werden. VI, 308/95 vom 3. Febr. 96. 

730. Durch Verfäumnißurtheil war die Firma &. M. in Unterbregung 
W. zur Zahlung verurtheilt, auf den Einfpruch) der derzeitigen erfahre 
Inhaberin Witwe W. ift das Verfäumnißurtheil aufgehoben und 
der Antrag auf Erlaß des Berfäummißurtheils zurücdgewiefen. 
Nun bradh Konkurs aus über die W.; der Konkursperwalter er- 
Härte, den NRechtsftreit aufzunehmen, und nun legte der Kläger 
Berufung gegen die Witwe W. ein, welche er zur Verhandlung 
vor das Berufungsgericht Ind. Das Berufungsgericht Hat die 
Berufung als unzuläffig verworfen, das NReichsgericht hat die Re- 
vifion der Witwe W. gegenüber zurücdgewieien, dem Konfurs- 
verwalter gegenüber al8 unzuläjfig verworfen. Der Konkurs: 
verwalter war, da ein Fall der SS. 8 und I KR. OD. nicht vorlag, 
zur Aufnahme des Verfahrens nicht befugt, denn wegen Konfurs- 
forderungen fommt nur eine Aufnahme des Verfahrens durd den 
die Seftftellung betreibenden Gläubiger in Frage (R. OD. SS. 132, 
134). Andererfeit8 war nad) 8. 218 E.P.OD. eine Unterbrechung 
des Verfahrens eingetreten, denn der Kläger hat nicht erklärt, 
daß er aus der Konkursmafle Feine Befriedigung begehre und von 
der DBetheiligung am Konkurje feinen Gebrauch machen, vielmehr 
den Anfpruch allein gegen die Perjon der Witwe W, verfolgen 
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Unterbredjung wolle. Eine folche Erklärung lag nicht Schon darin, daß der Kläger 


des 
Berfahren®. 


die Berufung gegen die Witwe W. richtete. Endlich war die Revifion 
gegen den Konfursverwalter unzuläffig, da gegen diefen ein DBe- 
rufungsurtheil nicht ergangen tft. III, 277/93 vom 27. Febr. 94. 

730b. Der Prozeßvertreter des Beklagten hat ein ärztliches 
Atteft eingereicht, nad) welchem fein Klient an fortjchreitender Ge- 
hirnerweichung leide, daher nicht dispofitionsfähig fei und zu einer 
Eidesleiftung nicht gelaffen werden könne. Er hat deshalb be- 
antragt, da8 Verfahren auszufegen. — €. BP. D. 88. 223, 51. — 
Das Oberlandesgericht hat den Antrag zurücgewiefen. ‘Da dem 
Beihluß Gründe nicht beigegeben waren, jo muß angenommen 
werden, daß das Oberlandesgericht e8 für nicht genügend behauptet 
und unter Beweis geftellt anfieht, daß der Beklagte feine Progeß- 
fähigkeit verloren habe. Dies würde nur dann der Tall fein, 
wenn die BVorausjegungen einer Entmündigung des DBellagten 
wegen Geiftesfrankfheit (Raferei, Wahnfinn, Blödfinn, SS. 27, 28 
ALR. 1, 2) vorlägen. Hierfür bieten aber die Behauptungen 
des beflagtiichen Anwalts feinen genügenden Anhalt, denn die als 
Folge einer Krankheit, möglicherweife vorübergehend, eingetretene 
Handlungsunfähigfeit bedingt feineswegs das Vorhandenjein eines 
Geifteszuftandes, wie er behufs der Entmündigung wegen Geiftes- 
franfheit vom Gefeß gefordert wird. B. I, 15/92 vom 21. März. 

730e. Während der Prozeß über unbefugte Nachbildung 
eines für die Klägerin eingetragenen Mufters in der Berufungs- 
inftanz fehwebte, ift der Beklagte verjtorben und über feinen Nad- 
laß der Konkurs eröffnet. Der Konfursverwalter hat das Ver- 
fahren aufgenommen und die Klägerin zur Verhandlung der 
Hauptfacdhe geladen, die Klägerin hat Zurüdweifung der Auf- 
nahme und Ausjegung des Verfahrens beantragt. Das Berufungs- 
gericht hat ohne Motivirung Ausfegung beichloffen. Das Keiche- 
gericht hat auf Beicdhwerde des Konfursverwalters aufgehoben. 
Da der Konkursverwalter als Bartei in den Prozeß eingetreten 
ift, fo fällt die Befugniß der Klägerin, die Ausfegung des DVer- 
fahrens nah EC. B.D. $. 223 zu begehren, fort. Darüber, ob 
der Ronkursverwalter berechtigt war, al8 Partei in den Prozeß 
einzutreten, ob ex Partei geworden, war durch Zwijchenurtheil zu 
entfcheiden.. B. I, 18/92 vom 23. März. Dgl. I, 167,90 vom 
11. Oft.]5. Nov. (Bd. XI, 7005 R. ©. €, Bd. 27, ©. 90). 


Allgemeine Beftimmungen des Civilprozefies. 379 


730d. Der Vorfchußverein ift von einer Anzahl von Klägern Unterbredjung 
in Anfprud; genommen, welde durch Einzahlungen an einen un- de: 
getreuen Kaffirer dem Verein freditirt haben. Dem Antrag des 
beflagten Vereins auf Ausjegung des Verfahrens Tonnte zufolge 
8.223 &.P. DO. nur bezüglid) derjenigen Kläger entiprochen werden, 
deren Ableben befcheinigt tft; bezüglich der übrigen lag, da e8 
fih um verfchiedene, erft in der Berufungsinftanz verbundene ‘Pro- 
zeffe Handelte, Kläger aljo nicht in nothwendiger Streitgenoffen- 

Schaft ftehen, ein gejetlicher Grund zur Ausjekung des Verfahrens 
nit vor. I, 4/92 vom 6. April. 

730e. Nachdem die Klägerin, welche gegen eine ihrer Töchter 
auf Zahlung geflagt Hatte, gejtorben war, hat B., eine andere 
Tochter, welche die Erblafjerin zufammen mit der Beflagten und 
mit einer dritten Xochter beerbt hatte, da8 Verfahren mit dem 
Antrage auf Anerkennung der Schuld wieder aufgenommen. Der 
Antrag ift von dem Berufungsgericht mit Unrecht als unzuläffig 
zurüdgewiejen. Hätte die B. den Prozeß durch Klage eingeleitet, 
jo wäre das zuläflig gewejen. — Bd. V, 573 (R.G.€., 3b. 20, 
©. 319 ff.) — Daß diefes Individualrecht des einzelnen Mit- 
erben weniger wirkjam jet, wenn der Prozeß jchon vom Erblaffer 
begonnen war und e8 fih um die Aufnahme des unterbrochenen 
oder ausgefetten Verfahrens handelt, läßt ficd nun aber nicht an- 
nehmen. Nah &. B. OD. 88. 217 ff. Tann jeder einzelne Exbe 
den Prozeß aufnehmen, und was der Berufungsrichter gegen die 
Zuläffigfeit der Aufnahme durch die B. allein anführt, hat feinen 
Grund. Weder wird durd) den Antrag auf Anerfennung der 
Schuld jtatt des urjprünglichen SKlageantrags auf Zahlung die 
Klage unzuläfjig geändert, noch, tritt eine Aenderung der Parteien 
ein, wenn ein einzelner Erbe den Prozeß aufnimmt, noch endlic) 
wird das Intereffe der Beklagten an der Erledigung der Sade 
dur Einen Prozeß dadurch verlegt, da die Beklagten die Mit- 
betheiligung der anderen Miterbin beliebig erzwingen fünnen 
(8. 217, Ab). 2 8.9.09.) B.V, 173/94 vom 7. Nov. 

731. Nad) einer Verfügung des Preußifchen Iuftizminifters Wieder- 
und des Minifters des Innern ift dort unter der obrigfeitlichen “tlebung. 
Behörde im Sinne des 8. 109 E. PB. DO. nicht ausschließlich die 
Polizeibehörde zu verftehen, vielmehr die Staatsverwaltung be- 
fugt, aud) anderen Behörden, z.B. den ftädtifchen Armenverwal- 
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tungen, die Zuftändigfeit zur Austellung von Armuthszeugniffen 
zu Übertragen. Db der magiftratualen Armenverwaltung zu Mühl- 
haufen i. Ch. diefe Zuftändigfeit Übertragen ift, war für die arme 
Partei nicht erkennbar. Wenn fie das angenommen hat, ihre An- 
nahme aber vom Berufungsgericht nicht getheilt wird, und unter 
anderem in Folge defjen die Berufungsfrift verfäumt ift, jo ertheilte 
bei jolher Sachlage das Reichsgericht die Wiedereinfekung. V, 
106/95 vom 11. April 96. 

731b. Wenn dem Rechtsanwalt bei Ueberfendung der Hand- 
aften der Auftrag ertheilt wurde, gegen die am 10. Oft. 1891 
erlafjenen, am 31. Oft. und 5. Nov. zugejtellten Berufungsurtheife 
die Revifion einzulegen, fo war er veranlaßt, die überjandten 
Alten, jelbjt wenn er fie dem äußern Anfchein nad) al8 zueiner 
Prozekjache gehörig anjah, auf das Vorhandenjein mehrerer mit 
der Revifion anzufechtender Urtheile zu prüfen. Diefe Prüfung 
aber hätte ihn, wenn mit der gebührenden Sorgfalt vorgenommen, 
zu dem Ergebniß führen müffen, daß zwei Urtheile in völlig ver- 
Ichiedenen Brozejfen vorlagen, deren jedes jelbftändig mit der Re- 
bifion anzufehten war. Dem mit der Cinlegung der Revifion 
beauftragten Anwalt muß es deshalb als ein DVerjchulden an- 
gerechnet werden, wenn er unter den obwaltenden Umftänden nur 
in einer Sadje Revifion eingelegt, die Einlegung der Revifion in 
der anderen Sadje innerhalb laufender Frift aber unterlafjen hat. 
Die durch den Anwalt verjchuldete Verfäumung wirft aber nad) 
$. 210, Abi. 2 &. PB. OD. wie ein DVerjchulden der Partei und 
jteht ihrem Antrage auf Wiedereinfegung entgegen. I, 351/91 
vom 19. März 92. 

73le. Am 15. März Tief die Revifionsfrift ab; die Ne- 
vifionsschrift ift am 14. März von dem Gerichtsvollzieher nach- 
mittags zwijchen 3 und 4 Uhr in Leipzig zur Poft gegeben und 
hätte fahrplanmäßig am 15. März vormittags in Königsberg ein 
treffen müffen. Sie ift dort am 16. März zugeftellt. Die Zus 
ftellung des die Wiedereinjegung beantragenden Schriftiages ift 
am 23. April erfolgt. Damit wurde Revifionsfläger, weil die 
vierzehntägige Nothfrift verfäumt war, zurüdgewiejen. Zu feinem 
Schute fann er fid) auf den $. 214, Nr. 1 C. PB. O2. nidjt be- 
rufen. Denn wenn auch hier vorgejchrieben tft, daß der Schrift- 
fat die Angabe der die Wiedereinfegung begründenden Thatjachen 
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enthalten muß, jo ftanden diefe Thatfachen mit dem Augenblide 
feft, als fid) aus den Poftzuftellungsurfunden vom 16. März er- 
iehen ließ, daß dieje zum Zmede der Zuftellung erft am 15. März 
zwifchen 8 und 12 Uhr abends in Königsberg eingetroffen waren. 
Hieraus, in Verbindung mit dem Umftande, daß fie am 14. März 
zwifchen 3 und 4 Uhr der Pojtverwaltung in Leipzig eingeliefert 
worden waren und nach dem regelmäßigen Laufe der Eijenbahn- 
züge am 15. März vormittags in Königsberg anfommen mußten, 
ergab 114, das Vorhandenfein eines nach Ablieferung der Schrift- 
ftücfe feitens des Nevifionskflägers an die Boft eingetretenen Hinder- 
niffes in der Beförderung, das für den NRevifionskläger einen un- 
abmwendbaren Zufall bildete. Auf Grund diefer Thatfache hätte 
der Nevifionsfläger daher bald nad dem 16. März, jedenfalls 
aber innerhalb der zweiwöchigen Frift nachher, den Wiedereinfegungs- 
antrag ftellen Fönnen, wogegen die Ermittelung und Angabe der 
Urjadhe der verzögerten Beförderung, welche erft nad) Ablauf der 
Frift nad) Leipzig gemeldet wurde, zur Begründung jenes Antrags 
nicht gehörte. IV, 102/92 vom 27. Mai. | 

731d. Es war Sadje der beflagten Eheleute, wenn fie fi) 
aus ihrer Behaufung entfernten, dafür Sorge zu tragen, daß in 
ihree Abwefenheit eingehende Zujcriften und Sendungen ihres 
Prozepvertreters in ihre Hände gelangten, um jo mehr, wenn, wie 
ihr erjtinftanzlicher Anwalt in feinem Schreiben bezeugt, er jchon 
lange vor Zujendung des Berufungsurtheild den Beklagten von 
dem ungünftigen Ausfall des Prozeffes in zweiter Inftanz Kennt- 
niß gegeben hatte. Daß der beflagte Ehemann damals eine Ge- 
fängnißjtrafe verbüßte, Tann ebenfalls al8 Hinderungsgrund im 
Sinne des 8. 211 ©. BP. OD. nicht angejehen werden. Daß die 
Berhaftung des beflagten Chemannes bis in die am 9. März be- 
ginnende Frift zur Einlegung der Revifion fich hineinerftreckt und 
einen erheblichen Theil derjelben eingenommen hat, erhellt nicht. 
E83 würde aber auch die Verhaftung des Ehemannes der redht- 
zeitigen Einlegung des NRechtsmitteld und Nachjuchung des Armen- 
rechts nicht entgegengeitanden haben. Einer perjönlihen NRüd- 
Ipradje des Prozeßvertreters zweiter Inftanz mit dem beflagten 
Ehemann bedurfte es nicht nothiwendig für die Entichließung des 
letteren über die Einlegung der Revifion. Wiedereinjegung gegen 
den Ablauf der Revifionsfrift abgelehnt. V, 84/92 vom 2, Suli. 
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73le. Das Landgerihtliche Urtheil bezeichnete als Prozek- 
bevoflmächtigten des Beklagten dejfen fchon vor der mündlichen 
Verhandlung veritorbenen Rechtsanwalt ©. Auf Antrag des 
demnächit bejtellten Brogeßbevollmädtigten wurde durd) einen weder 
verfündeten noch zugeitellten Berichtigungsbefchluß der Rechtsanwalt 
T. al8 der Prozeßbevollmächtigte des Beklagten bezeichnet und 
diefer Beihluß am Schluß der dem Landgericht eingereichten Ur- 
theilsausfertigung wiedergegeben, neben dem NRubrum aber nicht 
vermerft. Der vom Kläger für die Berufung beitellte Prozeß- 
bevollmächtigte H. hat den Gerichtsvolfzieher mit der Zuftellung 
der Berufung an den Rechtsanwalt ©. beauftragt. Die Urfunden 
gingen ihm, nachdem inzwifchen die Berufungsfriit abgelaufen 
war, wieder zu mit dem Bemerfen, daß ©. veritorben fei. Vekt 
hat H. den Berichtigungsbefchluß entdedt. Das Kammergericht 
hat für die nun dem Rechtsanwalt T. zugeftellte Berufung die 
MWiedereinjegung bewilligt. Die Frift wäre gewahrt, wenn ©. 
nod am Leben gewejen wäre. Hätte das Landgericht den DBe- 
richtigungsbeichluß vorjchriftsmäßig zuitellen laffen, jo würde bie 
Berufung an den richtigen Anwalt gelangt fein. Die Schuld an 
der Friftverfäumung treffe vorwiegend das Gericht. ES fei fein 
Berjehen de8 Klägers, daß er dem H. feine Nachricht von der 
Aenderung in der Perfon des erjtinftanzlicyen Progeßbevollmächtigten 
gegeben; e& beruhe auf feinem DVerjehen des H., daß ihm der am 
Schluß der Urtheilsausfertigung erfichtliche Berichtigungsbejchluß 
hier, wo die Zuftellung innerhalb weniger Zage bewirkt werden 
mußte, unbefannt geblieben fei, indem er fich auf die Angabe des 
KRubrums verlief. Revifion zurüdgewiefen. VI, 110/92 vom 
11. Suli. 

7alf. St nur die Abficht, die höhere Inftanz anzurufen 
und das Unvermögen de8 Gefudjitellers zur Beftreitung der 
Prozeploften Far ertennbar, fo hat der Nichter die Pflicht, das 
Gefuh al Antrag auf Armenrechtsbewilligung zu behandeln. 
Im gegenwärtigen alle Ffonnte über die wahren Abfichten des 
Klägers nicht der mindefte Zweifel obwalten. Das Oberlandes- 
gericht hätte daher am 6. Mai nicht erit die Befragung des Klägers 
nad) dem Zwede feiner Eingaben anordnen, vielmehr fofort haupt- 
jächliche Entjchließung über da8 Armenrechtögefuch fajfen follen. 
Dann wäre, da nod zwölf Zage von der DBerufungsfrift übrig 
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waren, die Berufung nicht verjpätet eingelegt worden. Das 
Keichsgericht hat die Wiedereinjegung gegen den Ablauf der Frijt 
gewährt. VI, 405/93 vom 5. April 94. 

732. Im Fall 350 war die Klage auf Herausgabe einer 
Duote des Mobiliarnachlaffes auh dann zuläjfig, wenn über 
die einzelnen Gegenftände des Mobiliarnachlaffes no ein Weg 
zur Ermittelung des Beftandes angegeben war. Wenn auch nur 
ein obligatorifcher Anfprud; auf Herausgabe einer VBermögensquote 
verfolgt wird, ift in diefer Beziehung der Klageantrag nicht 
anders zu behandeln als bei Univerjal- und generellen Klagen. 
III, 288/95 vom 14. Ian. 96. 

1733. U.U.R. Die Klage begründet ein Schuldverhältniß 
des Beklagten aus dem Verkauf von Steinen, der Hingabe von 
Geld, der Ceffion einer der Klägerin gehörigen Forderung, welde 
die beflagten Ceffionare durch Kompenfation mit dem Schuldner 
verwerthet haben, wenigitens jo weit, daß unter Ausübung des 
richterlichen Fragerechtes über die noch unflaren Punkte zu einer 
Subftantiirung de8 perfönlichen Anfpruch8 zu gelangen war. 
Die Klägerin hat weiter angegeben, zum Ausgleich für diefe 
Leiftungen fei ihr auf Anweifung des Beklagten von einem Dritten 
eine auf einem Grundftüd des Beklagten eingetragene, demnächit 
ausgefallene Hypothek cedirt. DBeflagter hafte für den Ausfall 
noch perfünlid. Der Berufungsrichter hat die Klage abgewiefen, 
weil e8 jener Hhpothet, für die eine Valuta nicht gegeben, an 
einem Schuldgrunde gefehlt habe, und die Leiftungen der Klägerin 
an den Beklagten zwar die Ceifionsvaluta, aber nicht den Schuld- 
grund darftellen fünnten. Aufgehoben, zurüdverwielen. Denn, 
wenn auch der Klägerin zur Sicherung ihres Anfpruches aus den 
Leiltungen eine inhaltloje Hypothef cedirt war, jo bleibt doc 
diefer Anjpruch felbft, aus welchen der DBeflagte auf Zahlung 
haftet. IV, 256/95 vom 3. Febr. 96. 

733b. Nacd den Einträgen im Grundbud) haben drei Güter 
die zujammen berechneten und bezahlten Abgaben an den Staat, 
die Kirche, die Schule, den Kreis, die Kommune in dem Verhält- 
niß von ein Halb, ein Viertel, ein Viertel zu tragen, während die 
perfönlichen Laften und Abgaben von jedem Eigenthümer der drei 
Güter für fich zu tragen find. Die Klägerin, Eigenthümerin des erften 
Gutes, hat eine Aufftellung der von jedem von den drei Gütern 
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während der Yahre 1872—90 an den Staat, die Kirche, die 
Schule und den Kreis gezahlten Abgaben vorgelegt; fie hat dem 
gegenübergeitellt, was die beflagten KEigenthümer der beiden 
anderen Güter nad jenem PVerhältnig zu zahlen gehabt hätten; 
danad) habe fie zu viel gezahlt. Sie fordert Erftattung der 
Differenz mit der dinglichen Klage. Auf Befragen hat fie er- 
Härt, es jet ihr unmöglich anzugeben, wie viel von den von ihr 
in Rechnung geitellten Kreisfommunalabgaben ald Zufchläge zu 
den Grund- und Gebäudefteuern erhoben und demnach dinglicher 
Natur jeien, und wieviel al8 Zufchläge zu der Einfommenfteuer 
und demnach perjünliche Laften feien. Die Klage ift deshalb mit 
Necht abgewiejen, da eine Summe, zu welder die Beklagten zu 
verurtheilen wären, danach nicht zu finden war. V, 158/92 vom 
5. Nov. 

733e. Soweit geltend gemadt wird, die Beflagten hätten 
zur Zahlung der von ihnen unbejtritten gejchuldeten Entichädigungs- 
fumme von 800 Mark nicht verurtheilt werden dürfen, weil fie 
fih bereit erklärt hätten, diefen Betrag, nach Abzug der ihnen 
nad) ihren Angaben gejchuldeten Meiethszinfen, zu bezahlen, er- 
Icheint der erhobene Angriff al8 unbegründet, da die Beklagten 
e8 unterlaffen Haben, fich von ihrer Verbindlichleit auf dem im 
Gejet (Code 1257 ff.) vorgefehenen Wege zu befreien. IL, 195/92 
vom 4. Rov,. 

733d ÜUR. Die Klage ift als Eigenthumsflage vom 
Käufer gegen feinen VBerfüufer erhoben. Der DVerfäufer hat in 
dem DVertrage die erfolgte Mebergabe anerkannt. Er ift aber aud) 
aus dem Vertrage jelbit (die Nechtsverbindlichfeit des leteren 
borausgefeßt) dem Käufer zur Webergabe der verkauften Sade 
und damit zur Gewährung des Eigenthums verpflichtet und Tan 
daher die aus dem Fundament des Eigenthums geforderte Heraus- 
gabe der verkauften Sade nicht aus dem Grunde verweigern, 
weil die in der Klage behauptete Mebergabe in Wahrheit nicht 
ftattgefunden habe. Der Erwerbstitel bildet einen wejentlichen 
Theil des dinglichen Klagegrundes, und es ift daher in der gegen 
den Berfäufer erhobenen Eigenthumsflage zugleich der Klagegrund 
des DBertrages enthalten. V, 26/92 vom 7. Dec. 

733e. Für Bauarbeiten, welche er im 3.1889 ausgeführt, 
ihuldet die Beklagte ihm gemäß der beigefchloffenen Aufjtelung 
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1763 Mark 65 Pf. Spezifizirte Rechnungen feien dem Beklagten 
mitgetheilt. Der Betrag fei fpäteftens bis 1. März 1892 zu be- 
zahlen gewejen. So Hagt ein Werfmeifter unter Beifügung der 
Aufftelung: Dec. 15, an meiner Baurehnung 3843 Mark 74 Pf.; 
Dec. 19, dito 19 Mark 91 Pf; Summa 3883 Marf 65 Pf. 
Darauf feien 2120 Mark gezahlt. Die Beklagte hat zugegeben, 
daß Kläger für fie Bauarbeiten ausgeführt und ihr fpezifizirte 
Rechnungen zugeftellt habe, und daß fie ihre Schuld bis [päteftens 
1. März 1892 zu zahlen gehabt habe, fie beftreitet aber die Höhe 
und bittet um SKlageabweifung, weil die Klagefchrift nicht die be- 
jtimmte Angabe des Klagegrundes enthalte. Das Landgericht hat 
abgewiejen; da8 Berufungsgericht aufgehoben, zurüdverwiejen. 
Die Revifion ift zurücgewiefen. Mit genügender Begründung 
fieht da8 Berufungsgericht in der Klagefchrift die Behauptung, 
daß Kläger der Beklagten die Bauarbeiten auf Grund einer 
Werfverdingung oder eines Dienftmiethvertrages ausgeführt habe. 
Dies ift vollfommen hinreichend. Die Beurtheilung, unter welche 
Kategorie der Vertrag zu ftellen, wäre Sadje des Richters, wie 
der Beklagten überlaffen bleibt, in diefer Richtung die Klage zu 
befämpfen. Der Berufungsrichter hätte überdies zur weiteren 
Begründung feiner Auffaffung anführen fünnen, daß die Klage 
erhoben ift von einem Werfmeifter und Inhaber eines Bau- 
geichäfts, welcher gewerbsmäßig für Andere Bauarbeiten vor- 
nimmt und zwar felbjtverftändfid) auf Grund eines zuvor ge- 
Ihloffenen Vertrages, fowie daß die Beklagte nicht darüber zweifel- 
haft fein Fonnte und aud nicht im Zweifel war, auf welches 
Nechtsgeichäft die gegen fie erhobene Klage gejtüst werde. Don 
feiner Beurtheilung aus wirft das Berufungsgericht dem Gerichte 
erjter Inftanz die Verlegung der in 8.130 €. PB. OD. normirten 
Tragepflicht vor, zumal vorliegenden Falles die Parteien für den 
Tall, daß die Einwendung der Beklagten nicht gerechtfertigt fei, 
in erfter Injtanz darüber einverjtanden gewejen, daß die DVer- 
handlung, wenn Kläger die Klage nicht Jofort, foweit nöthig, er- 
gänzen Fünne, zu vertagen fei. Nach Lage der Sache erblidt das 
Berufungsgericht Hierin mit Recht einen wejentlichen Mangel des 
Berfahrens erjter Inftanz im Sinne des $.501 und hat deshalb 
nicht bloß das Urtheil, jondern .. da8 Verfahren erfter Inftanz 
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aufgehoben und die Sadje an da® Gericht erfter Inftanz zurücd- 
verwiejen. VI, 88/93 vom 15. Iunt. 
| 733f. Die Kirchengemeinde W. Tlagt gegen den Nitterguts- 
befiger in W. auf Anerkennung, daß fie nicht verpflichtet fei, zu 
dem Neubau des Pfarrhaufes in W. Hand- und Spanndienfte zu 
leiften.. Da nad) den Ermittelungen der Beklagte zur Leitung 
diefer Dienfte nicht verpflichtet ift, wurde die Klage wegen mangeln- 
der Palfivlegitimation abgewiefen. IV, 95/93 vom 10. Sul. 
733g. Unerheblid), daß der Berufungsrichter die vom DBe- 
Hagten überreichte Pfändungsurfunde nicht beachtet, vielmehr Be- 
Hagten bedingt zur Zahlung verurtheilt hat. Denn das Recht 
des Beklagten, fi) durd) Hinterlegung der gepfändeten Beträge 


von der Verpflichtung aus dem Urtheile zu befreien, wenn er 


nad) Xeiftung des dem Kläger auferlegten Eides zur Zahlung 
verurtheilt wird, bleibt aud) ohne ausdrüdlichen Vorbehalt in 
dem jetigen Urtheile beftehen, wie das Neichsgericht bereits im 
feinem Urtheile vom 11. Iuli 1893, IV, 129/92, ausgefprochen 
hat (Bd. XV, 693). I, 300/93 vom 2. Dec. 

733h. Gegen das Eifenbahnbetriebsamt, nicht gegen die 
Eifenbahndireftion, war die Klage auf vollen Erfat des Werthes 
des enteigneten Grundftüds dann zu erheben, wenn die Enteignung 
für die Zmede der dem Betriebsamt zugewiejenen laufenden Baus 
und Betrieböverwaltung und nicht für den im $. 14, Nr. 5 des 
Erlaffes vom 24. Nov. 1879 den Bahndirektionen rejerpirten 
Sentralbetrieb erfolgt war. Die Enteignung gejcdhjah zur Ge- 
winnung eines Xagerplages am Bahnhofe zu Neumünfter für 
Deaterialien, welche im Laufe des Betriebes zur Erhaltung und 
Ausbefjerung der Schienengeleife erforderlich find, mithin für die 
Zwede der laufenden Bau- und Betriebsverwaltung, für welde 
die DBertretung des Staates den Eifenbahnbetriebsämtern über- 
tragen ift. III, 196/93 vom 19. Dec. 

734. Bol. Bd. XX, 589. Der prinzipale Antrag des Dom 
fapitel8 zu Naumburg, feitzuftellen, daß der zwijchen ihm und 
der Stadt Naumburg am 26. Ian. 1838 gejchloffene Nezeh zu 
Necht befteht und für die darin geregelten Nechtsverhältniffe noch 
jegt maßgebend ift, wurde al8 unzuläffig abgewielen. ‘Denn da 
die Urkunde, deren Echtheit nicht ftreitig tft, eine ganze Reihe 
von Rectsverhältniffen theils privatrechtlicher, theils üöffentlich- 
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rechtlicher Natur enthält, jo ift die genaue Angabe der einzelnen ne 
Rechtsverhältniffe erforderlih, deren Feftftellung begehrt wird, 

und bezüglich ihrer würde die Feftitelung nur fo weit zuläffig 

fein, als e8 fid) um folhe bürgerliche Nechtsftreitigfeiten handelt, 

für welche die ordentlichen Gerichte zuftändig find. IV, 252/95 

vom 28. Ian. 96, 

735. Bezüglich) mehrerer eventuell geftellter Feftitellungs- 
anträge fehlte e8 der Klägerin an einem al8baldigen Intereffe, 
weil jo weit die fortdauernde Gültigkeit des Nezeffes von der 
Stadt nicht beftritten war. Aus diefem Grunde war die Teft- 
jtellungsflage bezüglich diefer Punkte unzuläffig. IV, 252/95 
vom 28. San. 96. Dal. 676. 

736. Klage eines Schlächtere wider die Stadt Schwerin, 
daß das nad Maßgabe der landesherrlich beftätigten Verordnung 
vom 27. Yunt 1885 eingeleitete fchiedsrichterliche Verfahren über 
die don dem Kläger wegen Einrichtung eines Schlachthaufes be- 
gehrte Entichädigung unzuläffig fei und Beklagte verurtheilt werde, 
dem Kläger 5400 Mark zu zahlen. Das Landgericht hat mittelft 
Theilurtheil Unzuläffigfeit des fchiedsrichterlichen Verfahrens er- 
fannıt, da& Dberlandsgericht jo weit die Klage abgewiefen. Das 
Reichsgericht hat die Nevifion zurücgewiefen, weil eine Feft- 
jtellungsflage darüber, ob für die Geltendmachung des Ent- 
Ichädigungsanjpruchs das jchtedsrichterliche Verfahren einzufchlagen 
und der Rechtsweg betreten werden Tann, unzulälfig fe. Denn 
e8 handle fi nit um das DBeitehen oder Nichtbeftehen eines 
Rechtsverhältniffes, auch nicht nach Einleitung des fchiedsrichterlichen 
Berfahrens, jondern um eine Trage des objektiven Nechts. ILL, 
394/95 vom 17. März 96. 

137. Im Tall 469 ift das Klagebegehren 3, da die Be- 
renung nicht dem Gerichtsvollzieher im Zmangsvollftredungs- 
verfahren überlaffen werden fonnte, eine Feltftellungsflage, deren 
Zuläffigfeit nicht zu beanftanden ift. Denn der Leiftungsanfpruc 
des Klägers auf BVorlegung der Produftionsüberfichten ift ab- 
hängig von der Verpflichtung der Beflagten, die vertragsmäßige 
Abgabe nad) der theilweifen Vernichtung des Patents ganz oder 
zum Theil weiter zu zahlen; Kläger würde aljo, wenn er feine 
Klage auf jenen Anjpruch befchränft Hätte, nad) Vorjchüßung 
der den Wegfall der Verpflichtung des Beklagten behauptenden 

25* 


Feftftellungs- 
Mage. 


388 Ordentliches Berfahren. 


Einrede, zur Erhebung der Imeidentfeitftellungsflage auf Fort- 
beftehen der Verpflichtung berechtigt geweien fein. Statt deifen 
durfte er die Feitftellungsflage mit der Leiftungsflage verbinden. 
III, 12/96 vom 24. Aprit/12. Mat. 

738. Der Feititellungsflage gegenüber find die Kompen- 
lattonseinreden des Bellagten mit Recht aus diefem Verfahren 
gewiejen. IIL, 12/96 vom 24. April/12. Mai. 

739. Weil feinem Grundftüd das Recht auf einen beftimm- 
ten Stand auf dem Markftplage zu Halberjtadt zuftehe, das er 
nun nicht mehr ausüben dürfe, weil das Feilbieten von Garten- 
erzeugniffen nach der Markthalle verlegt jei, fordert Kläger unter 
Vorbehalt fpäterer Spezififation generell Schadenserjag. Das 
war zuläffig. Peftitellungsflage, wenn jchon Kläger erklärt hat, 
daß er foldhe nicht anstellen wolle. Denn der Schaden des 
Klägers beziffert fich nicht bloß auf die Differenz de8 Marft- 
jtandgeldes; und den in der Klage fchon angedeuteten Gewinn, 
welcher ihm in Bolge der Veränderung in dem Bertriebe feiner 
Gartenerzeugniffe entgeht, fonnte er zur Zeit der Erhebung der 
Klage noch nicht berechnen. V, 350/95 vom 2. Mai 96. 

740. Grgeben die Enticheidungsgründe, daß die negative 
Teftftellungsflage aus dem Grunde abgewiejen ift, weil die ent- 
gegengejette pofitive Feltitellung gerechtfertigt fei, jo hat das er- 
gangene Urtheil die Bedeutung diejer pofitiven Teftitellung, wie 
fih das mit logifcher Nothwendigfeit al8 gewollt ergibt. Bol. 
die Urtheile vom 19. Ian. 1889 (Bolze, Praxis, Bd. VIL, 970, 
1153), vom 25. Ian. 1892 (R. ©. €., 38. 29, ©. 345), vom 
9. Yuli 1892, vom 17. Febr. 1894 (Bolze, Praris, Bd. XVIIL, 
738) und vom 5. März 1894. In einem Vorprozefje hatte die 
Klägerin unter Bezifferung ihrer Neftforderung auf 1885 Mearf 
davon 300 Mark eingeflagt; der Bellagte hatte eine Widerflage 
dahin erhoben, daR er der Klägerin überhaupt nichts mehr fchulde ; 
in einem außergerichtlihen Affordverfahren habe fie felbft ihre 
Forderung auf 1415 Mark beziffert, und in einen Afford mit 
20 Proz. gewilligt. SIene Behauptung hatte die Stlägerin eid- 
ih abgeleugnet; daß der Afford nicht zur Geltung gekommen, 
wurde fejtgeftellt. Danad) die negative Feititelluug abgelehnt. 
Sest find 1585 Mark eingeflagt, dazu ift der DBeflagte ver 
urtheilt, da durd) das rechtsfräftige Urtheil des VBorprozefjes 
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feftgeftellt ift, daß das Sculdverhältnig noch bejteht. I, 34/96 Seftftellungs- 
vom 13. Mai. 2 unge: 

741. Eine Feuerverficherungsgefellichaft wurde von ihrem 
früheren Generalagenten auf eine ihm zuftehende Provifion mit 
dem Anführen verklagt, die Beklagte habe wiederholt ohne Grund 
die von ihm vermittelten Verficherungen aufgehoben und die Ver- 
fiherten zur Stellung neuer Anträge veranlaßt, um ihm die Pro- 
vifion zu entziehen. Die Beflagte hat Widerflage auf Feftftellung 
erhoben, daß dem Kläger aus dem Agenturverhältniß ein ‘Pro- 
vifionsanfprud) nicht mehr zuftehe. Kine Imcidentfeftitellungs- 
Mage ift das nicht; denn die Behauptung, daß alle Propifions- 
anjprühe des Klägers nad) dem Pr. Verficherungsgefege vom 
31. März 1838 erloschen feien, macht nicht einen einheitlichen, aus 
dem Agenturvertrage hergenommenen Einwand geltend, jondern 
bezieht fih auf die einzelnen, vom Kläger möglicher Weife zu 
erhebenden Anjprüche. Dagegen war die Klage, weil durd die 
Berühmung des Klägers veranlaßt, nad) 8. 231 zuläffig, aber mit 
Recht abgewiefen. Denn DBellagte hätte die aus ihren Büchern 
erfichtlichen WVerficherungsverträge, die Kläger vermittelt Hatte, 
aufdeden und darthun müffen, daß dieje Anjprüce durd) Ber- 
jährung erlofchen waren. Kläger hatte diefe der Beklagten be- 
fannten Anfprüche nicht zu bezeichnen, fie aber traf die Dar- 
legungs- und Beweispflicht, daß fie erlofchen feien. I, 37/96 
bom 13. Mat. 

742. Im Fall 109 Hatte Klägerin und Widerbeflagte zu 
behaupten und zu beweifen, daß ihr irgend welche Anfprüce aus 
den zur Begründung von Verpflichtungen des Beklagten jedenfalls 
nicht ohne Weiteres geeigneten Polizeiverfügungen gleichwohl zu- 
jtänden, wenn aud der Sat nicht anzuerkennen ift, daß die mit 
negativer Feitftellungsflage Beklagte in jedem alle zu beweifen 
habe. V, 368/95 vom 20. Mai 96. 

742b. Bon den Rindern des Erblaffers ift gegen deffen 
anderweit verheirathete Ehefrau auf Anerkennung geklagt, daß 
Beklagte gemäß ihrer Erklärung in der Nadlapjache darein zu 
willigen habe, daß die Nadjlaßgrundftüce bei der Nachlaßregulirung 
mit 240 Mark für den Morgen zum Anfat fämen. Solche Feft- 
ftellung Tann nicht begehrt werden. Denn die Teftftellung des 
Werthes eines Grundftüces ift nur eine Thatjahe. Ein Nechts- 
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Setelunge- verhältniß würde nur vorliegen, wenn die Beklagte das ihr no 
age AR. IL 1, 8.648 zuftehende Wahlrecht ausgeübt hätte. IV, 
362/93 vom 4. Ian. 94. 
742e. Der Kontursverwalter hat allemal ein rechtliches 
Intereffe an der Feititellung, daß ein von ihm für die Konfurs- 
maffe in Anfprud genommener Gegenftand — hier Miteigenthum 
an einer Bremijchen Landftelle, welche wegen eines aufhaftenden 
Beifigrechts der Mutter der Gemeinfchuldnerin jet nicht realifir- 
bar ift — zu der Konkursmaffe gehört, wenn dies von dem DBe- 
figer beftritten wird, jodaß die Eigenthumsfeititellungsflage ftatt- 
haft if. VI, 361/93 vom 8. März 94. 
742d. Im Ball Bd. XVI,Nr. 80 ift nach) anderweiter Ver- 
handlung der Beklagte verurtheilt, anzuerkennen, daß er ver- 
pflichtet ift, für den Tall, daß der Konkursverwalter der Aftien- 
gejellichaft Alt- Berlin die Zwangsverfteigerung des betreffenden 
Srundftüds beantragen follte, wegen und in Höhe der Grund- 
\huld von 2326000 Marf den Antrag zu ftellen, daß diefelbe 
als Realforderung anerkannt und bei der Feltitellung bes gering- 
jten Gebots nur diejenigen Realforderungen berüdfichtigt werden, 
welche diefer Grundfchuld vorgehen. Revifion zurücgewiefen. 
Ein Intereffe des Klägers an alsbaldiger Felititellung lag vor. 
Das Berufungsgericht eradjtete nach Lage der Sade für un- 
zweifelhaft, daß der Konkursverwalter den Antrag auf Zwangs- 
verfteigerung behufs Realifirung der Grundfchulden nicht vor der 
Berurtheilung des Beklagten ftellen werde. Das ift eine aus- 
veichende Motivirung der getroffenen Feltftellung. Einer Beweis- 
aufnahme über die bejtrittene Behauptung de8 Klägers, daß der 
Konkursverwalter fi) bereit erklärt habe, den Antrag zu jtellen, 
falls der Kläger im gegenwärtigen Prozeß obfiege, bedurfte es 
hiernad) nicht. I, 16/94 vom 28. April. 
142e. Durch die auf die einftweilige Verfügung des Land- 
gerihts vom DBellagten bewirkte Räumung des Pachtgute® und 
durh die mit dem 1. Iuli 1893 eingetretene Beendigung des 
Pacdıtverhältniffes hatte zwar die urfprüngliche (Leiftungs-) Klage 
auf Verurtheilung des Beklagten zur NRüdgabe der Pachtäder 
und zur Räumung des Pachtgutes ihre Erledigung gefunden, 
nicht aber der Nechtsftreit überhaupt, da der Beflagte den An- 
\pruch der Klägerin auf vorzeitige Auflöfung des Pachtvertrages 
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und auf Räumung des Pachtgutes fortdauernd. betritt. Bei 
diefer Sadjlage Hatte die Klägerin begründeten Anlaß, nicht bloß 
die Verurtheilung des Beklagten in die Koften zu verlangen, 
fondern in Abänderung des urjprünglichen Klageantrages eine 
gerichtliche Enticheidung dahin zu beantragen, daß der Beflagte 
zur Einwilligung in die vorzeitige Auflöfung und zur Nücdgabe 
des Pachtgutes verpflichtet gewejen fei, oder mit anderen Worten, 
daß ihre Berechtigung zur vorzeitigen Auflöfung und ihr Räumungs- 
anfpruch nachträglich feftgeftellt werde. Denn neben dem Haupt- 
prozeß war durd einjtweilige Verfügung die Sequeftration des 
Pachtgutes bis zum 1. Iuli 1893 angeordnet worden. Don der 
Feftftellung der Berechtigung der Klägerin zur vorzeitigen Auf- 
löfung des Pacdhtverhältuiffes war daher — wie jchon der erfte 
Richter zutreffend bemerft hat — auch der NRechtsbeftand diejer 
Segqueftration und namentlih die Frage abhängig, für weljen 
Rechnung diefelbe geführt worden fei, wen die Koften derjelben 
zur Laft zu legen feien, ob der Beklagte wegen der daburd) vor 
der Zeit bewirften Entziehung der erpaditeten Grundjtüde Ent-: 
Ihädigungsanjprüche gegen die Klägerin erheben fünne. ‘Das die 
Feitftellung ablehnende Berufungsurtheil aufgehoben, zurüdver- 
wiefen. III, 206/94 vom 11. Dec. 

743. Die Klage auf Herausgabe gewifjer Erbidhaftsjahen Ktagen- 
zum Mitbefig gegen den Ehemann durfte mit dev Erbtheilungs- Häufung. 
flage gegen die Ehefrau Fumulirt werden. IIL, 297/91 vom 
22. März 92. | 

743b. Klägerin hat lediglich geltend gemadt, das ihr zu= 
ftehende, aus den vorliegenden Urkunden fich ergebende Recht fei 
entweder als ein (bejchränftes) Eigenthumsrecht oder ald eine 
„Steinbruchsberechtigung” von anderer rechtlicher Beichaffenheit 
anzufehen. Daß es zuläffig ift, zwei Anfprüde in derjelben 
Klage eventuell zu verbinden, von denen je nad) der rechtlichen 
Beurtheilung der von dem Kläger behaupteten Thatjachen der 
eine oder der andere begründet ift, Tann nicht zweifelhaft fein. 
Deshalb durfte das Oberlandesgericht nicht den eventuell er- 
hobenen Anfprud) als unzuläffig abweifen, jondern e8 mußte 
prüfen, welcde rechtliche Natur der von der Steinhauergewerf- 
Ihaft vorbehaltenen und auf die Klägerin übergegangenen „Stein- 
bruchberechtigung” zufomme. II, 106/94 vom 5. Iuni. 
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744. Wollte die Klägerin ihre Klage im Fall 502 in dem 
dort am Schluß angedeuteten Sinne aufredht erhalten, jo wäre 
das unzuläffige Klageänderung. III, 328/95 vom 11. Febr. 96. 

745. Die Klage war gerichtet auf einen dem Kläger ans 
geblich zuftehenden Theil der aus dem Ertrage der B.’Ichen Gan« 
erbichaft Hinterlegten Beträge. In der zweiten Berufung hat Kläger 
auf Grund einer Ceffion feiner Schweitern den Anfprud) auf den 
cedirten Theil der Erträge und außerdem auf einen Antheil an 
der Subftanz des ganerbichaftlichen Vermögens erweitert. Das 
ift unzuläffige KRlageänderung. III, 374/95 vom 10. März 96. 

746. Im Tall 682 beantragte Klägerin in der Berufung 
eventuell Schadenserjat. Das war unzuläffige KRlageänderung. 
Il, 71/96 vom 29. Mai. 

746b. Die Klage gründete fi, ohne von einer Zufammen- 
rechnung etwas zu erwähnen, auf die angeblich am 14. Nov. 1880 
an den Beklagten gefchehene baare Hingabe von 10000 Marf. An 
Stelle diefer beftimmten, durch den Eid des Beklagten widerlegten 
thatfächlichen Angabe ift in der Berufungsinftanz die andere Be- 
hauptung getreten, daß der Beklagte lange vor dem 14. Nov. 1880 
zu verfchiedenen Zeiten von dem Erblaffer der Kläger vier Dar- 
Iehne gezahlt erhalten habe, deren Gejammtjumme 10000 Marf 
betrage. Klageänderung, da die Einrede der Rechtskraft nicht 
entgegenstehen würde, wenn auf Grund de8 anderen Thatbeftandes 
neue Klage erhoben würde. Gleiches Verhältniß, wenn die Klage 
al8 condictio des Kaufpreifes mit glei) verichiedenen Angaben 
über die Zahlungszeiten erhoben wird. IV, 371/93 vom 4. Ian. 94. 

746c. Erftinftanzlich ift der Arreit beantragt, weil die Ehe- 
frau zur Scheidungsflage berechtigt fei, e8 jei aber die Beforgniß 
begründet, daß ohne den Arreft die NRüdgabe ihrer Mitgift ge- 
fährdet und ihr Anfpruch auf Rückgabe durd) den Ehemann ver- 
eitelt werde. Zweitinftanzlich hat fi) die Ehefrau auf Ü.LU.R. 
II, 1, 8. 255 bezogen, wonad) fie ohne Rüdjicht auf einen Ehe- 
Iheidungsanfprud; Sicherheitsbeftellung wegen ihres Eingebrachten 
während der Ehe fordern dürfe. Grund und Gegenftand des An- 
Ipruch8 verichieden, aljo Klageänderung. IV, 408/93 vom 4. Ian. 94. 

746d. Crijtinftanzlic) hat Fiskus das Cigentbum am See 
auf Erfigung bdefjelben als eines Privatgemwäffers geltend gemadht, 
zweitinftanzlich fein jus ad adespota, womit die Eigenjchaft des- 
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felben als eines öffentlichen Gewäffers eingefchoben ift. Unzuläffig. 
III, 209/93 vom 10. April 94. 

747. Im Ball 166 Hatte Kläger in der Klagejchrift die 
Beibringung einer Ceffion des David Marcus X. vorbehalten. Er 
hat dann Später auch dieje Ceifion der Anfprühe de8 David 
Marcus 2. an die Aftiengefellichaft jpäter beigebradt. Darin 
fag feine Klageänderung. I, 436/95 vom 1. April 96. 

748. Zur Zeit der Slageerhebung war die angefochtene 
Hhpothef noch auf den Namen der Anfechtungsbeflagten eingetragen. 
Danad) durfte fie gemäß $. 7 des Anfechtungsgejekes verurtheilt 
werden, fi die Pfändung der Hypothek wegen der den Klägern 
zuftehenden Forderung gefallen zu Laffen und zu diefem Behuf 
das Hhpothefendofument herauszugeben. Db fie dieje Verpflich- 
tung erfüllen Fönne, wird fich bei der Zwangsvollitredung heraus- 
jtellen. Der Empfänger einer anfechtbaren Leiftung wird aud) 
durd) die Veräußerung des Empfangenen von der Rücdgewähr- 
pflicht nicht befreit. VI, 345/95 vom 9. San. 96. 

748b. 3. erhob als nacheingetragener Hppothefgläubiger 
wider B., der den Anfpruc des Grundeigenthümers auf Ceffion 
einer voreingetragenen Hhpothef hatte pfänden und fich überweijen 
lafjen, bei dem Landgericht I zu Berlin Feititellungsflage, daß 
Kläger wegen feiner Hhpothef ein Recht auf vorzugsweile Be- 
friedigung vor dem Beklagten aus dem vom Kläger, welcher das 
Srundjtüd erjtanden hatte, zu erlegenden Kaufgelde habe. Im 
jpäteren Kaufgelderbelegungstermine liquidirte DBeklagter feine 
Vorderung und drang mit feinem Anspruch auf vorzugsweife Be- 
friedigung vor dem Kläger durh. Diefer hat auf Anweifung 
des Subhaftationsrichtere Widerfpruchsflage und zwar bei bem 
Zandgericht II zu Berlin erhoben. Die vom Bellagten vor- 
gejhügte Einrede der Nechtshängigkeit ift verworfen, denn die im 
Bertheilungsverfahren nad) $. 764 ff. E&. P.D.; $. 113 Pr. Ge- 
jeß vom 13. Yuli 1883 anzuftellende Widerfpruchsflage ift an das 
Bertheilungsgericht oder da8 betreffende Landgericht ausschlieklich 
gewiejen. V, 376/95 vom 18. April 96. 

749. Die beklagten Erben haben behauptet, ihr Erblaffer, 
welcher in feinem Zejtament feinem Bruder, dem Kläger, deffen 
Schulden erlaffen Hatte, Habe die aus den Sahren 1882 —1889 
herrührenden, jett geflagten Forderungen jedenfalls vor feinem 
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am 1. Dft. 1892 erfolgten Tode getilgt, fei es durch Zahlung, 
jei es durd) Kompenjation. Da den Bellagten die thatfächlichen 
Berhältniffe nicht befannt fein Tonnten, war diefe alternative DBe- 
hauptung, welche der Berufungsrichter nad) der Sadjlage und nach 
der vorgelegten Korreipondenz für richtig erachtet, prozeffualiich 
nicht unzulälfig. IL, 313/95 vom 31. San. 96. 

749b. Der DBellagte hat gegen die Darlehnsflage ein- 
gewendet, e& jet nad) Eröffnung des erjtinftanzlichen Urtheils ver- 
abredet, Kläger folle die ihm bereitd pfandweife für das Darlehn 
übergebenen Antheilicheine der Bäckerei- Innung ‚‚ Concordia” an 
Zahlungsftatt behalten und dadurd) befriedigt fein; eventuell habe 
Kläger zunächit feine Befriedigung aus diefen Antheilfcheinen zu 
juchen. Die Einreden find mit Necht verworfen. Denn der Be- 
flagte hat den Gegenftand der Hingabe und der Verpfändung 
troß ausgeübtem Frageredht nad) Feiner Richtung, namentlich nicht 
nah Betrag und Zahl der Antheilsfcheine beftimmt bezeichnet. 
IV, 51/96 vom 15. Mat. 

750. Kläger fordert Zahlung für Kies, welchen Bellagter 
von ihm in Folge gejchloffener Verträge entnommen Hat. Im 
einem Späteren DVertrage, nad) weldjem der Bellagte Kies aus 
einem Grundjtüde eines Dritten hat entnehmen follen, joll Kläger 
dem Beklagten die Anlegung des Schienengeleifes geitattet haben, 
damit Bellagter darauf die Abfuhr des Kiefes von dem Grund- 
jtüde jenes Dritten nach der Eifenbahn bewirken fünne, und es 
ift demnäcdhjft durch die von dem Kläger herbeigeführte einjtweilige 
Verfügung vom 1. Oft. 1889 dem Beklagten die weitere Benugung 
diejes Geleifes unterfagt worden. DBeflagter hebt dabei hervor, 
dieje einftweilige Verfügung fei durch die Schuld des Klägers, 
dem daran gelegen geweien, daß aus feinem Garten Kies nicht 
entnommen werde, der aber dem Gericht die wifjentlich faljche 
Thatjadjhe vorgetragen, daß er dem Beflagten die Anlegung des 
Scienengeleijes nur bittweife geitattet habe, veranlaßt worden, 
und es habe Kläger, da er dolos gehandelt, den durch Erlaß der 
einjtweiligen Verfügung dem Beklagten entjtandenen Schaden zu 
erjegen. Während die Klageforderung aljo auf dem PVertrage 
vom 28. Aug. und 9. Sept. 1888 beruht, wird die Gegenforderung 
aus dem fpäteren Abkommen und deifen dem Kläger zur Laft 
gelegten Verlegung hergeleitet. ‘Die jo begründete Gegenforderung 
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iteht daher mit der Hauptforderung aus dem urjprünglichen Ver- 
trage nicht in einem rechtlichen Zufammtenhange, und ber DBe- 
rufungsrichter hat in Mebereinftimmung mit dem eriten Richter 
mit Recht von ber in $. 136, Abi. 2 E. P. DO. gegebenen Befug- 
niß Gebrauch gemadt. IV, 207/92 vom 10. Nov. 

75Ob. Die Ehefrau Elagte al8 Erbin ihrer Tochter gegen 
deren früheren VBormund auf Erftattung von Geldern, welche Be- 
flagter aus deren Vermögen für Verpflegung von deren Schweitern 
an die Stadt Halberftadt gezahlt hatte. Die Klage war an fidh 
begründet, da die Erblafferin zur Zahlung jener Gelder nicht 
verpflichtet war. Das Neichögeriht nahm aber an, baß der 
Klägerin die Einrede der Arglift jo weit entgegenjtehe, als die 
Stadt Verpflegungsgelder wirklich verausgabt hatte. ‘Denn fo weit 
war die Klägerin al8 Mutter der verpflegten Kinder in erfter 
Linie zur Alimentation verpflichtet. Sie erhebt aljo aus dem 
Recht ihrer Erblafferin einen Anfprud), der auf eine Leiftung zu= 
rüdführt, bezüglich deren die Klägerin aus eigener Verpflichtung 
die Hauptverpflichtete ift. So weit wurde die Klage abgewiefen. 
IV, 198/92 vom 3. Nov. 

751. Im Fall Bd. XIV, 87 und 331 hatte Kläger ur- 
iprünglich feine Klage auf die Behauptung geftütt, die Anerkennung 
des Ceffionars als feines nunmehrigen und rechtlichen Gläubigers 
fei nur unter der Bedingung erfolgt, daß der Gejfionar mit den 
24000 Darf die E.’fche Hhypothet (von 19000 Mark) und die 
He Hypothef (von 5000 Mark) tilge, und es Fann diefe Er- 
flärung in dem Sinne verftanden werden, daß die gejchriebenen 
Worte eine unbedingte Anerkennung enthalten, mündlich aber dem 
Zahlungsverjprechen eine (von dem erjten Richter für unwirkfam 
erachtete) Bedingung beigefügt fei; aber es ift unzuläffig, dieje 
zwei Theile der Erflärung in der Weife auseinanderzureißen, daß 
der erite als ein Geftändniß, der zweite als eine jelbftändige Be- 
hauptung aufgefaßt wird; denn der Kläger beabfichtigte mit jener 
Erflärung Teineswegs, dem Gegner die Thatjadhe einzuräumen, 
daß er eine unbedingte Anerkennung ausfprechen wollte, jondern 
bezwecte umgefehrt, durch Ableugnung diejer Thatjache feine Klage 
zu begründen. Bon einer Verlegung der 88. 261, 262 der E.P.DO. 
fanın daher nicht die Rede fein, vielmehr fteht gerade der 8. 262, 
Abi. 2 den Ausführungen des Nevifionsflägers entgegen, worüber 
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fih befonders auszusprechen der Berufungsrichter feine Ver- 
anlafjung Hatte. II, 247/91 vom 5. Ian. 92. 

51h. Die Seftftelfung de8 Berufungsgerichts, daR Bellagter 
dur die unzuläffige Zurücichiebung des über die Echtheit der 
Bürgfchaftsurfunde ihm zugefchobenen Eides habe zugeitehen wollen, 
dieje jet in feinem Auftrage vollzogen, läßt einen Nechtsirrthuin 
nicht erfennen. Durd) die unzuläffige Zurüdichiebung konnte ein 
jolher Wille, ganz unabhängig von den bereits gejetlicd) daran 
gefnüpften und vom Berufungsgericht nicht verfannten Folgen, 
zum Ausdrud gebradjt werden; daß dies gejchehen und aus den 
im Berufungsurtheil angeführten Umständen zu entnehmen, fällt 
in da8 Gebiet der auf freier Beweiswürdigung beruhenden that- 
fählihen Feitftellung. III, 248/91 vom 9. Febr./22. März 92. 

152. Da die Beleidigungen des Chemanns durd) die Ehe- 
frau bei Gelegenheit häuslicher Streitigkeiten vorgefommen find, 
hatte der Ehemann Aufklärung über Beginn und DBerlauf der 
Streitigkeiten zu geben; denn ev hatte das Thatbejtandsmoment 
der Muthwilligfeit zur Anwendung des 8.72 AUUR IL, 1 zu 
beweifen. IV, 362/95 vom 30. März 96. 

153. Im Fall 241, 360 lag der Klägerin ob, den Beweis 
zu führen, daß die Beklagte einen Vorbehalt der Strafe unter- 
laffen habe. Diejen Beweis hat fie mit dem Nachweis geführt, 
daß bei der Ablieferung des Keffel® nur eine nicht legitimirte 
Perjfon von dem Vorbehalt geiprochen hat. Sache der Beklagten 
wäre e8 gewejen, zu beweilen, daß fie fich die Konventionalijtrafe 
bei dem Akt der Annahme vorbehalten habe. II, 57/96 vom 
1. Mai. 

754. Eine Vebergabe des rücfichtlicd) feiner Bejchaffendeit 
und Ausmefjung bemängelten Holzes an die Käufer hatte nicht 
jtattgefunden. Berkäuferin muß daher al8 Vorausfekung ihres An- 
Ipruh8 auf BVertragserfüllung feitens der Käufer nachweilen, daß 
fie ihre Vertragsleiftung den Beitimmungen des Vertrages ent- 
Iprechend den Beklagten angeboten oder doc) bis zum 1. Dec. 1891, 
an welchem Tage vertragsmäßig die Gefahr des weiteren Kagerns 
auf die Beklagten übergehen follte, zur Verfügung der Bellagten 
gehalten hat. Der Umftand, daß fi) die Beklagten feit dem 
1. Dec. 1891 im Abnahmeverzuge befanden, ändert hieran nichte. 
I, 128/94 vom 27. uni. 
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. 755. Wenn das Geriht von Amts wegen die Einnahme 
des Augenjcheins anordnet — E.P.D.$.135 —, jo bleibt das 
eine Beweisaufnahme, zu welcher aucd, den Parteien Zutritt zu 
eröffnen ift. II, 20/96 vom 4. Febr. | 

756. Der erfennende Senat ded Kammergeridhts hat felbft 
den Augenfchein in einem Berliner Haufe eingenommen und 
fi): davon überzeugt, daß Feine das Maß des Gewöhnlichen 
und Gemeinüblichen überfteigende Beläftigung dur) den Lärm 
im Nachbarhaufe hervorgerufen wird. Dieje Konftatirung fonnte 
dem Urtheil zu Grunde gelegt werden, auch wenn fie nicht 
protofollirt war. — 8. 146? C.P.9. — V, 327/95 vom 
22. April 96. 

757. Pranffurt a/M. Im Fall 224. Es befteht weder 
ein ceivilvechtlicher noch ein prozefiualer Anfpruch des Beflagten 
auf Vorlegung der von der Klägerin mit D. gewechjelten Briefe 
und Telegramme. Denn Xebterer hat das Geichäft nicht als ge- 
meinfaner Vermittler im Sinne $. 387 EB. D., fondern als 
Vertreter der Klägerin, von welcher er dafür 1 Proz. Provifion 
bezog, geichloffen. Sein Berkehr mit dev Klägerin war ein rein 
interner, auf dejfen Offenbarung die Beklagte Fein Recht hatte. 
III, 280/95 vom 7. San. 96. 

757b. Im Fall Bd. XIV, 286/87 Hatten Sadverftändige 
nad Einfiht der Gejellichaftsbücher eine Zufammenftellung der- 
jenigen Ausgaben vorgelegt, welche im Haushaltungsfoftenfonto 
auf gemeinfchaftlihe Rechnung gebucht find. “Diefelben ergaben 
1182 Mark 1 Pf. Die Sadverftändigen hatten danach für die 
gefammte Zeit der Gefellichaft einen Betrag von 20000 Mark 
für wahrjcheinlich angefehen. Wenn der Berufungsrichter diejem 
Gutachten nicht folgte, jo war dem Antrag auf Vorlegung der 
Seihäftsbücher aus den Sahren 1843—1881 zu entjprechen. Cs 
handelt fih um den Beweis für eine ganz beftimmt formulirte 
Behauptung des Klägers, daß fein Mitgejellichafter in der be- 
zeichneten Zeit für den Haushalt mindeftens 20000 Mearf mehr 
als Kläger aus den Mitteln der Gejellichaft verausgabt habe. 
Wenn Kläger e8 unternimmt, den Nachweis hierfür aus den im 
Befit der Beklagten befindlichen Gefchäftsbüchern unter Zuzichung 
eined® Sacperjtändigen zu erbringen, jo ift dies eine durdaus 
zuläffige Beweisantretung, und dem Verlangen, die Mittheilung 
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der betreffenden Bücher anzuordnen, ift gemäß 9. ©. 3. 40 zu 
entiprechen. I, 292/91 vom 30. San. 92. 

758. Obihon der Generalagent der Elagenden Lebensver- 
fiherungsgejellichaft 10 Proz. der von dem Berficherungsnehmer 
gezahlten Prämie al8 Zantieme erhält, ift er nicht Gejellichafter 
der Berficherungsgefellihaft und an dem auf Zahlung der Prämie 
gerichteten Prozeffe nicht unmittelbar betheilig..e Weil er über 
den Vorgang bei der Unterzeichnung des Antrags als Zeuge ver- 
nommen, nicht vereidigt war, aufgehoben, zurücverwiejen. I, 341/95 
vom 8. Tebr. 96. 

758b. Ueber die generelle Behauptung, daß jemand an 
einem gewiffen Zage feine Zahlungen eingeftellt habe, Zeugen- 
beweis nicht zuläffig.. VI, 25/96 vom 21. Mai. 

758c. Ein ald Zeuge zu vernehmender Arzt hatte zunächjt 
vor dem erjuchten Wichter fein Zeugniß über Beobachtungen, 
welche er als Arzt des verftorbenen VBerficherungsnehmer® an 
diefem gemacht hatte, verweigert. Er war dann unter Hinweis 
auf E. B. D.$$. 353, 354 zur mündlichen Verhandlung über die 
Zeugnißweigerung vor das Prozeßgericht geladen und zu diefem 
Termin von Wiesbaden nad) Breslau gereift. Er ift dort bei 
feiner Weigerung verblieben, die Weigerung ift auch durch Zwifchen- 
urtheil für gerechtfertigt erklärt. Nun bat der Arzt Zahlung der 
berechneten Zeugengebühren beantragt. Damit ijt er abgewiejen, 
Revifion zurücgewiejfen. Denn der Streit über die Zeugniß- 
pflicht ergeht zwilchen dem Zeugen einerjeits und den Parteien 
andererjeits, infonderheit der prozeßführenden Partei. Der Zeuge 
ift deren Gegenpartei. — I, 457/84 vom 7. Febr. 85 (38.1, 
1799; R. ©. €., Bd. 13, 414) und B. VI, 134/87 vom 28. Nov. 
(Bd. V, 1177, 8. ©. €, 2.20, ©. 379). Für die vorliegende 
Trage fommt insbefondere in DBetradht, daß das Gefeg mit be- 
wußter Abweichung von dem Hannöverfhen, Preußifchen und 
Norddeutihen Entwurf das Verfahren jo geordnet hat, daß der 
Zeuge zu der vor dem Prozeßgericht ftattfindenden Verhandlung 
über die Rechtmäßigkeit feiner Weigerung zwar erjcheinen fann, 
aber nicht zu ericheinen braucht, und daß das Erfcheinen dejjelben, 
da neue Thatjachen und Beweismittel in der mündlichen DVer- 
handlung nicht geltend gemacht werden dürfen, regelmäßig ohne 
Einfluß auf die Enticheidung fein wird. Auch die Beitimmung 
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des $. 352, Abi. 2, welche den Zeugen von der Verpflichtung 
entbindet, fi) durd) einen Anwalt vertreten zu laffen, läßt un- 
zweidentig erfennen, daß der Zeuge in dem SZwifchenftreit die 
Stellnng einer Prozeßpartei einnimmt und lediglid) in diejer Eigen- 
Ihaft zur mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht geladen 
wird. Wenn der Zeuge der an ihn ergebenden Ladung nad)- 
fommt, fo erfüllt er mithin nicht eine ihm al® Zeugen obliegende 
Pflicht, fondern übt ein ihm als Prozeßpartei zuftehendes Necht 
aus. Die hierdurch entftandenen Koften und Auslagen Tann der- 
felbe daher nicht alS Zeugen- und Sacverftändigengebühren be- 
anipruchen. B. I, 4/92 vom 26. Ian. 

759. Die Ablehnung des Sadjveritändigen ift zurückgewiefen, 
weil der Ablehnungsgrund nicht glaubhaft gemadht war. DBe- 
fchwerde zurücgewiejen. Daß dem Gericht die Befugniß zufteht, 
den Sachperftändigen über den Ablehnungsgrund zu hören, ift 
richtig. Allein, wenn der Ablehnungsgrund nicht glaubhaft ge- 
madt ift, jo ift der Sacdjverftändige nicht zu hören, jondern da8 
Gejuch zurüczumweifen. B.I, 100/95 vom 2. Ian. 96. 

760. Das Ablehnungsgefuh wäre bei dem Dberlanbes- 
gericht vor der DVernehmung des Sacverftändigen anzubringen 
gewejen, nad) diefem Zeitpunkt nur, wenn glaubhaft gemacht 
wäre, daß dev Ablehnungsgrund vorher nicht geltend gemacht 
werden Tonnte. — E.B.OD. 8. 371, Abi. 2. — Diefe Glaubhaft- 
madung fehlt, die Ablehnung ift deshalb zurüdgewiefen. Ebenfo 
die nach der DVernehmung erhobene Beichwerde an das Neidjs- 
geriht. Die Ausführung, daß die für die Befangenheit des 
Sacdhverftändigen verwertheten Umftände erft durd) die von diefem 
Telbft abgegebenen Erklärungen hätten glaubhaft gemacht werden 
fönnen, trifft nicht jenen Punkt, jondern die davon verfchiedene 
Slaubhaftmahung des Ablehnungsgrundes. B. V, 25/96 vom 
12. Febr. 

761. Berufungsflägerin hat den Sacpverftändigen B. mit 
Recht abgelehnt. Denn devjelbe hatte für die Berufungsbeflagte 
gegen Entgelt ein Gutachten in der Straffache über biejelben 
ragen erftattet. B. I, 18/96 vom 28. März. 

762. Der dem Kläger über eine Gegenforderung der DBe- 
Hagten an feinen Gedenten auferlegte Eid war formulirt: „daß id) 
nad) forgfältiger Prüfung und Erfundigung die Ueberzeugung 
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erlangt habe, daß nit... .“ Das Reichsgericht hat das bedingte 
Urtheil abgeändert. Kläger fol fchwören: „daß ich nach jorg- 
fältiger Prüfung und Erfundigung die Ueberzeugung nicht er- 
langt habe, daß...” Denn Abf. 2 des $. 424 fekt eine Eides- 
thatfache voraus, die in einer Handlung des Schwurpflichtigen 
befteht oder Gegenftand feiner Wahrnehmung gewejen it. IV, 
308/95 vom 5./12. März 96. 

763. Die Eideszufchiebung darüber, daß in den vom Kläger 
bezeichneten Zeiträumen die zwifchen Parteien beftandene Gefell- 
haft den angegebenen Gewinn gemadjt habe, unzuläffig. Denn 
DBeflagte joll erft die Gewinnberechnung aufitellen; es handelt fi 
nicht um Handlungen, welche Gegenftand der Wahrnehmung des 
Beklagten gewefen find. VI, 343/95 vom 20. Ian. 96. 

1764. Der zur Begründung der Einrede des reinen ‘Differenz- 
geichäfts zugeichobene Eid, der Kläger habe gewußt, daß der Be- 
Elagte zur effektiven Erfüllung der VBerbindlichfeiten aus den be- 
Hagten Geichäften nicht im Stande fei, war viel zu unbejtimmt 
nnd deshalb unzulälfig.. VI, 391/95 vom 19. März 96. 

765. Die Klägerin hatte der Beklagten 10000 tons Weizen 
Suni-Iulis-Termin gegen die Verpflichtung verkauft, ihre Käufer, 
wenn fie davon weiter verkaufe, zu verpflichten, bei 50 Marf 
Strafe per Tonne den Weizen an der Börfe auf denjelben 
Termin nicht zur Ankündigung und Ablieferung zu bringen. 
Auf die Kontravention war eine hohe Konventionalftrafe gejekt. 
Klägerin fordert die Konventionaljtrafe zu einem ZTheilbetrage, 
mit der Behauptung, daß fie ihren Käufern die Verpflichtung 
nicht auferlegt habe. Nachdem aus den Büchern der Beklagten 
ermittelt ift, an wen diefe Weizen auf jenen Termin verfauft 
hatte, find die Käufer als Zeugen vernommen. Auf diefe Weife 
ift theils nicht erwiefen, daß die Beklagte fontravenirt habe, theile 
ift da8 Gegentheil erwiefen. Nun hat die Klägerin einen gene- 
rellen Eid darüber zugeichoben, daß fie in der Zeit vom 22. Juni 
bi8 31. Iuli 1891 Weizen verkauft habe, ohne ihrem Käufer 
obige Verpflichtung aufzuerlegen. Das wurde für unzulälfig er- 
achtet. I, 457/95 vom 18. April 96. ö 

766. Parteien hatten fid) wechjelfeitig verpflichtet, den ein- 
zelnen Kur nicht unter 500 Mark zu verkaufen. ‘Der eventuelle 
Eid, daß Kläger Kure unter 500 Marf verfauft habe, war in 


Ordentliches Verfahren. 401 


diefer generellen Fafjung ohne Angabe einzelner erheblicher That- 
fachen, welche zur Begründung der Einrede ausgereicht hätten, 
nicht zuläffig. Die jonft erhobenen Beweife hatten ein Rejultat 
nicht ergeben. III, 42/96 vom 19. Mai. 

167. Der Eid Tann darüber zugejchoben werden, daß ber 
Beklagte durd) die Drohung beftimmt ift, die Bürgjchaft zu er- 
Hören. 2gl. 293. III, 313/95 vom 28. Ian. 96. 

768. Darüber, daß Klägerin die in 377 behaupteten That- 
jachen gefannt habe, war der Eid zugefchoben. ‘Das war zuläffig. 
VI, 306/95 vom 10, Febr. 96. 

769. Bgl. 573. Wenn die Kläger behaupten, daß die von 
ihnen eingeflagten, genau bezeichneten Papiere in dem Nachlaffe 
des Crblaffers fich befunden haben, und zugleich feititeht, daß 
feine Witwe, die Erblafferin der Beklagten, Nießbraucherin diejes 
Nacdjlafjes war, jo fehlt e8 diefer Behauptung nicht an genügen- 
der Beitimmtheit und nit an den fonitigen Vorausfegungen 
einer zuläffigen Eideszufchiebung. ILL, 45/96 vom 22. Mai. 

770. Die Klage der entmündigten Frau Sp. auf Auf- 
hebung ift abgewiefen auf Grund eines Gutachtens des Profeffors 
Dr. Mendel, welcher die Klägerin einmal unterfucht hat. Danad) 
leide diejelbe an der Frankhaften Vorftellung, ihr Törperliches 
LZeiden rühre von einer unerheblichen Mißhandlung des M. ber. 
Iene Vorftellung fülle ihr ganzes Sinnen und Tradten aus; aus 
folder Vorftellung entwidelten fi Handlungen, die durd) die 
zwingende Gewalt, mit der fie troß aller widerftrebenden Hinder- 
niffe und troß der empfindlichen Schädigungen, die der Hanbelnde 
dadurch erleide, immer und immer wiederholt würden. Sie jeße 
in den Geredhtigfeitsfinn der Behörden, bei denen fie Klagen an- 
bringen wolle, fein allzugroßes Vertrauen. Das Reichsgericht hat 
aufgehoben, weil ber Antrag, zehn Zeugen zu vernehmen, abgelehnt 
ift, die niemald® Spuren geiftiger Störungen bei der Klägerin 
wahrgenommen, während einer langen Reihe von ISahren täglich mit 
ihr zufammengetroffen feien und fid) mit ihr unterhalten hätten, 
daß die Klägerin dabei nur felten auf die M.’fche Angelegenheit zu 
Iprechen gefommen und ftet8 ruhig und verftändig ihrem Gewerbe 
nachgegangen fei. Würden die Zeugen dies beftätigen, jo jet nicht 
ausgeichloffen, daß Mtendel oder ein anderer Sachverftändiger zu 
einem anderen Refultate füme. IV, 288/95 vom 24. Febr. 96. 

Praxis des NReichsgerihts. XXLI. %6 
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Heilung von 74. Das Landgericht Hat am 5. Nov. als Befrhwerde- 
Mängeln. gericht eine einftweilige Verfügung erlaffen, welche dem Provofaten 
perfönlid am 7. Nov. zugejtellt wurde; am 4. Dec. aud) an den 
von dem Provofaten für den Hauptprozeh beftellten Brozeßbevoli- 
mächtigten. Gleichzeitig mit dem Antrage auf Erlaß der einjt- 
weiligen Verfügung hatte Provofant die Hauptflage beim Amts- 
gericht erhoben. Das Amtsgericht hatte fi) aber durd) Urtheil 
vom 16. Dft., rechtsfräftig am 29. Nov. für unzuftändig er- 
Härt und den NRechtsftreit an das Landgericht verwiejen. In 
dev mündlichen Verhandlung war der DBeflagte durch einen 
Prozepbevollmächtigten erfchienen. Der Antrag, gegen den Pro- 
vofaten die angedrohte Strafe auszusprechen, weil er der einft- 
weiligen Verfügung nicht nachgefommen fei, ift vom Landgerichte 
abgewiefen; da8 Kammergericht hat den desfallfigen Beichluß auf- 
gehoben, das Reichsgericht die dagegen erhobene Beichwerde zurüd- 
gewiejen. Zweifelhaft ift die Frage, ob die Zuftellung der einft- 
weiligen Verfügung rechtskräftig an den Provofaten felbft zu einer 
Zeit erfolgen fonnte, wo bderjelbe bereit8 für den Dauptprozeß 
einen Bevollmächtigten beftellt hatte, und dies dem Provofanten 
durch die im Hauptprozeß ftattgehabte Verhandlung befannt ge- 
worden war. it die Trage zu verneinen, fo Hatte die einft- 
weilige Verfügung mit dem Ablauf von zwei Wochen feit ihrer 
Zuftelung an den Provofaten ihre Wirkfamfeit verloren, und 
fonnte fie durch die fpätere Zuftellung an den Prozeßbevollmädj- 
tigten des Provofaten nicht wiedererlangen. Allein, läge in ber 
Zuftellung an den Provokaten felbft ein Verftoß, fo würbe ber- 
jelbe nach 8. 267 €. P.D. geheilt fein, weil der Provofat, ohne 
den Mangel zu rügen, am 21. Dec. vor dem Amtsgerichte, bei 
welchem er Widerfpruch eingelegt Hatte, mündlich über die einft- 
weilige Verfügung verhandelt hat. Das Amtsgericht Hat ji) für 
unzuftändig erklärt. Daß es fih nur um eine von Amts wegen 
zu berücfichtigende Frift handele — 8.809 —, fteht der Heilung 
nicht entgegen. Denn dieje Frift ift eine Nothfrift nicht; und 
nur jolhe unterliegt der Vereinbarung der Parteien nit — 
8. 202, Abf. 1. — Auch daß die mündliche Verhandlung vor dem 
als Prozefgericht nicht mehr zuftändigen Amtsgericht ftattgefunden 
bat, fteht der Anwendung des 8. 267 nicht entgegen. B.V, 41/96 
vom 21. März. Dgl. 830. 
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772. Bgl. 893 und Bd. XXL, Nr. 281. Der Kläger M. 

hatte, nachdem der Konkurs über die Aftiengejellfchaft das erfte 
- Mal aufgehoben war, wegen feiner Forderung pfänden laffen. 
Der Konkursverwalter B. wollte zuvor ein Fauftpfandredht an 
den gepfändeten Fälfern für die Maffegläubiger erworben haben. 
Nachdem abermals Konkurs eröffnet, und DB. wieder ald DVer- 
walter bejtelit war, hat er mit dem Kläger einen Vertrag ge- 
ichloffen, in welchem diejer auf den Zmwangsverfauf der für ihn 
gepfändeten Fäffer verzichtet, der Konkursverwalter aber fich ver- 
pflichtet, diejelben und alle auf Grund des Fauftpfandes im Pfand- 
nexus befindlihen Sachen unter getrennter Recdhnungsführung für 
beide PBoften bejtens und baldthunlichit zu verkaufen, und die ein- 
gangenen Beträge unverzinslich zu hinterlegen. Die zu Hinter- 
legenden Gelder jollen dann fpäter je nach Ausfall des von der 
Konkursmaffe gegen M. anzuftellenden Prozefjes dem Beredjtigten 
in Höhe feiner gerichtlich feitgeftellten Yorderung zufallen. Der 
Konfursverwalter hat verfauft und den Erlös bei der Sparfaffe 
hinterlegt. Demnäcdft hat B. dem M. erklärt, daß die Konkurs- 
maffe auf die Gelder feinen Anspruch) mache, weil fie entweder 
dem M. oder den hinter DB. ftehenden Maffegläubigern gehören. 
DM. Hat, da er Auszahlung nicht erhalten fonnte, Klage erhoben, 
auf welche der Beklagte zur Auszahlung verurtheilt ift. Revifion 
zurücdgewiefen. Soweit DBellagter die Rechte der angeblichen 
Yauftpfandgläubiger geltend machen will, war er mit diefer Ein- 
rede aus dem Nechte Dritter nicht zu hören. Mit einer Verein- 
barung, daß in dem von M. gegen B. oder von DB. gegen M. 
zu erhebenden Prozeffe auch über die Berechtigung der Yauft- 
pfandgläubiger gegenüber dem Flägerifchen Pfändungspfandrecht 
zu enticheiden fei, Fonnten die Kontrahenten das Gericht nicht 
binden, über eine Zrage zu entjcheiden, die das Nechtsverhältniß 
der Streittheile nicht berührt und auch in diefem Nechtsftreit für 
die DBetheiligten jelbit in präjudizieller Weife nicht entfchieden 
werden fann, III, 401/95 vom 27. März 96. 

773. Im Fall 228, 665 lautete der Klageantrag, die DBe- 
Hagte für verpflichtet zu erachten, an das Flagende Gymnafium 
vom 1. Ian. 1892 ab einen jährlichen Beitrag von 1725 Mark 
zu bezahlen, jodann die Beklagte zur Zahlung eines fünfjährigen 
NRüditandes mit 8625 Mark jammt Zinfen zu verurtheilen. Das 
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Dberlandesgericht Hat die Beklagte für verpflichtet erklärt, vom 
1. San. 1887 ab einen jährlichen Beitrag bi zur Höhe von 
1725 Mark zu bezahlen, infoweit ein folcher Beitrag zur Be- 
ftreitung der Bedürfniffe des Hägerifchen Gymnafiums nad) Ver- 
wendung der eigenen Einkünfte des legteren, eines jährlichen 
Staatszufchuffes von A500 Markt und des Iahresbeitrags des 
Stift8 St. Arnal erforderlich fer, die weitere Enticheidung dem 
Endurtheil vorbehalten. Das Urtheil ift für die Nüdftände als 
Zwijchenurtheil über den Grund des Anspruchs erlaffen, für die 
Beiträge der fpäteren Iahre als Endurtheil, fo daß Theilurtheil 
borliegt. Der Revifionsangriff, ein Feititellungsurtheil jolle nicht 
erlafien werden fünnen, weil eine Leiftungsflage erhoben fei, tft 
nicht begründet, da auf ein Minus von dem erfannt ijt, was be= 
gehrt wurde. IL, 20/96 vom 31. März/14. April. 

774 Im Tall 185 wurde die Nevifion des Gerichtsvoll- 
zieher8, welcher definitive Abwerjung begehrte, zuriüdgewiefen. 
Denn er hatte fich jelbft auf 8.ILAW.UR. II,10 bezogen. Das 
Berufungsgericht war aber nicht verpflichtet, in eine Erörterung 
der Trage, ob der Beklagte hafte, auf die Möglichkeit hin ein- 
zutreten, daß die Feltitellung zu Gunjten des Klägers ausfallen 
fünnte, und dann doc auf Abweifung der Klage zu erfennen 
wäre. IV, 393/95 vom 30. April 96. 

775. Bgl. 82. Der VBormund der jet entmündigten Witwe 
und deren Kinder beantragen die Verurtheilung der Beklagten, zu 
deren Gunften die Witwe als Fiduziarerbin ihres Chemanns eine 
dem Nachlaß zuftehende Hhpothef jchenktungsweife Hatte Töfchen 
lafien, die Hhypothef auf ihrem Grundftüde mit der früheren 
Priorität eintragen zu lafjen, weil die Witwe zu jener Zeit blöd- 
finnig und zu einer Schenfung nicht befugt gewefen fei. Das 
Berufungsgericht Hat durch Theilurtheil die Bellagte verurtbeilt, 
die Wiedereintragung der Hypothek (nad) den Gründen „an der 
zunächit offenen Stelle‘) zu bewilligen. Das Neichögericht hat 
aufgehoben und zurüdverwiejen. Denn ein Theilurtheil jei un- 
zuläffig gewejen. Weder liege der Fall vor, daß von den mehreren 
in einer Klage verfolgten Aniprüden nur der eine zur Enb- 
entjcheidung reif fei, noc jei über einen Theil des Klaganfpruche, 
jondern über den vollen Klaganjprud) erfannt. Das Berufungs- 
gericht Hält die Witwe als Fiduziarerbin nicht zu einer Schenkung 
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befugt, ohne zur Zeit einen böfen Glauben der Bellagten für 
erwiefen zu erachten; e8 hänge aljo die Enticheidung darüber, ob 
der Kläger die in der Klage geforderte Wiedereintragung mit 
der früheren Priorität beanjprucen dürfe, von der nod) 
nicht abgefchloffenen Erörterung des Klagegrundes aus $. 27 
A.L.R. 1A ab; es kommt alfo nur eine im Verhältniß zu dem 
der Entjcheidung noch vorbehaltenen Streitftoffe interejfirende vecht- 
liche Beziehung des Klageanfpruchs in Frage. Im diefer Beziehung 
jet die Entfheidung von dem Ergebniffe des Streitftoffes nicht 
zu trennen. Auch überfehe da8 Berufungsgericht, daß darüber, 
welche Hppothenftelle jetzt offen fei, nicht verhandelt worden, und 
die Möglichkeit gegeben fei, daß die Eintragung zu diefer Hhpo- 
thefenftelle dem Kläger eine befjere Sicherheit gewähre, als die 
der gelöfchten Hhpothef, was dem Ergebniß der noch) außsftehen- 
den Entjcheidung präjudiziven fünnte. IV, 263/95 vom 3. Febr. 96. 

776. Im Fall 566/67 tft zwar fonft anzunchmen, daß 
ein zuläffigs Zwifchenurtheil nad) $. 276 €. P. DO. vorliegt, 
denn dafjelbe beichränft fich nicht auf den Ausiprud), daß die von 
den Beklagten bejefjenen Güter die Natur eines Familienfidei- 
fommifjes haben, fondern verurtheilt auch die Beklagten zur Heraus- 
gabe der Güter fammt Nutungen salva liquidatione. Das 
Urtheil wurde aber aufgehoben, weil das Berufungsgericht nicht 
hat über die Netentionseinreden des Beklagten verhandeln Lafien, 
über die dann auch nicht erfannt ift. ILL, 319/95 vom 4./14. Febr. 96, 

IT. Bol. Bd. XIV, 726. Der Beklagte hat der Klägerin 
das Grundftük 42 Niedergößdorf verkauft und aufgelaffen. Vor 
der Auflaffung Hat %. eine Vormerkfung zur Erhaltung eines 
Rechts auf Auflafjung bezüglich eines Streifens von 198 Duadrat- 
metern defjelben Grundjtüds eintragen laffen, welchen ihn der Be- 
Hagte früher verkauft und übergeben hatte. Die Klage behauptet, 
Beflagter habe der Klägerin die Abveräußerung der 198 Duadrat- 
meter verjchwiegen und fogar behauptet, 3. habe die Grenze zu 
Unredt überjchritten, und beantragt principaliter den Beflagten 
zu verurtheilen, die LXöfchung der für %. eingetragenen Bor- 
merfung herbeizuführen, eventuell ihn zum Erfak ihres ganzen 
SInterefjes durch Zahlung von 9000 Mark zu verurtheilen. Das 
Berufungsgericht hat ein „Zwifchenurtheil” dahin erlafjen: der 
Gewährleiftungsanfpruch wie der auf dolus gefchägte Schadens- 
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Zwifhen- anfpruch der Klägerin wird dem Grunde nad für gerechtfertigt 
wihell. erklärt. Das Neichögericht hat aufgehoben, zurüdverwieien. Das 
Berufungsgericht fieht die Klagebehauptung für erwiefen an, ımd 
erachtet den Gewährleiftungsanfpruch der Klägerin und den Inter: 
eifeaniprudy) wegen Betrugs für begründet. Da der eventuelle 
Antrag nicht exit für den Fall geftellt jei, daß der Prinzipal- 
antrag nicht begründet ift, jondern für den Tall, daß Kläger dem- 
jefben nicht entjprechen fünne oder will, fo fei über den Grund 
de8 Anfjpruche bezüglich des miteinander zufammenhängenden 
Prinzipal- und Eventualantrags durch Zwifchenurtheil zu erkennen. 
— 8.276 E&.®.09. — Dem Endurtheil bleibe die Entiheidung 
über den Betrag des Schadens wie über beide Anträge und die 
Anfchlußberufung vorbehalten. Mit der Har ausgefprochenen Ab- 
licht, ein Zwifchenurtheil nad) $. 276 zu erlaffen, jtimmt es nicht, 
daß ohne Antrag Beweisbeichluß über die Höhe des Schadens 
erlaffen; noch daß die Entjcheidung über die auf vollitändige 
Klagabweifung lautende Anjchließung vorbehalten ift. Die Un- 
zuläffigfeit eine8 Zwifchenurtheil® über den Gemährleiftungs- 
anjpruch ergibt fich daraus, daß hier eine Unterfcheidung zwifchen 
Grund und Betrag nicht möglich ift; vielmehr war darauf eine 
andere als die ihm jtattgebende Endentfcheidung weder nöthig 
noh möglih. Durfte aber eine Vorabentfcheidung über den 
Prinzipalantrag nicht gegeben werden, jo war folche über den 
Schadenserfag allein unzuläffig.. Denn beide Anträge haben den 
Grund gemein, daß der Beflagte durch den Kaufvertrag verpflichtet 
it, der Klägerin das Eigenthum der 198 Quadratmeter zu ver- 
ihaffen. E8& darf nicht ein Nechtszuftand gefchaffen werden, bei 
welchem jener Grund für den einen Anfpruch rechtskräftig feit- 
gejtellt wird, für den anderen die Möglichkeit beftehen bleibt, den 
Grund zu verneinen. Nun würde zwar der Erlaß eines ver- 
urtheilenden Endurtheild über den Prinzipalantrag verbunden mit 
einem Zwijchenurtheil über den eventuellen Antrag der Beklagten 
noch ungünftiger fein, und deshalb Fünnte in Trage fommen, ob 
nicht die Revifion zurüdzumeiien jet. E8 wurde aber ein De- 
ihwerdegrund des Beklagten darin gefunden, daß die Einrede des 
Berzichts verworfen war. Deshalb aufgehoben, zurücverwiefen. 
V, 249/95 vom 5. Febr. 96. 
778. Die Klage war darauf gegründet, daß die Stadt von 
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den Klägern bei der beabfichtigten Bebauung nad) einem Bertrage 
nur Pflafterkoften und Ranalifationsfojten erheben dürfe. Kläger 
forderten die NRüdzahlung der bezifferten Beträge von der er- 
hobenen Summe, weil jene weder Pflafter- noch) Kanalifations- 
foften feien. Das Berufungsurtheil wies unter Anerkennung der 
Zuläffigfeit des Nechtswegs die Klage injoweit ab, al& der er- 
hobene Betrag die von den KMlägern zu zahlenden ortsjtatutarifchen 
Pflafterungsfoften nicht überfteigt. Wie weit das der Tall jet, 
darüber wurde Beweisaufnahme vorbehalten. Das Urtheil ift 
inforreft gefaßt, indem es abweift. Nach feinem Inhalt Liegt ein 
Zwilchenurtheil nad) S. 275 vor. IL, 70/96 vom 29. Mai. 

779. Die Sadjverftändigen, deren Erachten das Berufungs- 
gericht al8 maßgebend anerkannt hat, ftügen ihre Annahme einer 
Seiftesfrankfheit des Klägers zum weientlichen Theil auf zwei 
Briefe und ein ferneres Schriftftück, welches der Kläger verfaßt 
haben fol. Die Urkunden find weder Gegenftand der Beweis- 
aufnahme gewejen, nod) haben fie dem Prozeßgericht vorgelegen. 
Auch find fie dem Kläger nicht vorgelegt, fodaß er fi) hätte über 
diejelben erklären können. Deshalb wurde das Berufungsurtheil 
aufgehoben, zurüdverwiefen. ILL, 303/95 vom 21. Ian. 96. 

780. Im Fall 54 wendet dad Berufungsgericht feine 
eigene Erfahrung auf das feitgeftellte Sadjverhältniß dahin an, 
daß e8 technisch möglich gewejen fei, Mafregeln zu finden, die 
zur unjchädlichen Abführung des Waffers geeignet waren. Hier- 
über Sachverftändige zu fragen, war es nicht verpflichtet. Es 
handelt fi nicht um die Frage, welche technifcdhe Maßregeln er- 
forderlich waren. VI, 401/95 vom 1. April 96. 

5. Im Fall 354 hat der Berufungsrichter den Beweis 
dafür, daß die dem Beklagten übergebene Rechnung mit dev vom 
Kläger behaupteten Summe abjchloß, aud um deswillen von 
dem ide des Klägers abhängig gemacht, weil Beflagter die 
Rechnung Shuldhafter Weife verloren hat. Das ift nicht rechte- 
irrthümlid). I, 26/96 vom 6. Mai. 

782. Im Fall 24 hatte der Erfteher der Steine gegen den 
W., den Meiftbietenden in der Subhaftation des Grundftücs, der 
aber feine Rechte aus dem Meiftgebot an We. abgetreten hatte, 
worauf Ddiefem der Zufchlag ertheilt ift, Klage mit dem Antrage 
erhoben, dem Kläger und feinen Yeuten den Zutritt zu dem Grund- 
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ftüd zu geftatten für Wegichaffung der erfteigerten Steine. W. 
hat dem Wechjelgläubiger den Streit verfündet. Kläger ift rechts- 
kräftig abgewiejen, nad) den Gründen, weil die Steine als Früchte 
des Grundftüds zur Immobilisrmaffe gehören. Darauf fonnte 
der Erfteher der Steine nicht die Einrede der Rechtskraft gegen 
den Wedhjielgläubiger gründen. Denn ihm war nur der auf das 
Betreten des Grundftüds und die Abfuhr der Steine erhobene 
Anfprud) abgefprochen. III, 326/95 vom 7. Suli 96. 

783. Im Vorprozeß war bereits folidarifche Verurtheilung 
ded Beklagten neben feinem Mitbeklagten beantragt. Die DBe- 
Hagten hatten damals einredeweis geltend gemacht, fie feien nur 
zu den fich aus ihrem Gefellichaftsverhäftnig mit dem Kläger er- 
gebenden Antheilen verhaftet; und das Berufungsgericht Hatte, 
allerdings ohne bejondere Begründung für die Ablehnung foli- 
darifcher Haft, die Beklagten, ohne einen Zufag folidarifcher Haft, 
zur Zahlung der geflagten Summe verurtheilt. Das bedeutete 
Verurtheilung eine® Ieden zur Hälfte, die folidarifche Haft ift 
aljo abgewiefen. Und die Einrede diefer rechtsfräftigen Abweifung 
jteht der jett begehrten Verurtheilung des Beklagten zur jolida- 
riihen Mitverhaftung für den feinem Mitverflagten auferlegten 
Betrag entgegen. III, 424/95 vom 7. April 96. 

784. Im Fall Bd. XII, 401 hatte der Kläger in der er- 
neuten Berufungsverhandlung beantragt, den Beklagten zu ver- 
urtheilen, ihm den Laden nad) Maßgabe des Miethövertrags vom 
16. Ian. 1890 zu gewähren, weil inzwifchen der Anfangstermin 
eingetreten, der Bau auf dem Grundftüd aber noch nicht be- 
gonnen war. Im der fpäteren Verhandlung forderte Kläger 
Schadenserfag, welcher ihm daraus erwachien jei, daß Beflagter 
ihm den Laden feit dem 1. April 1891 nicht gewährt Habe. 
Diefen Anträgen ift durch rechtsfräftig gewordenes Urtheil vom 
25. Sept. 1894 entiprodien. Da der Miethsvertrag für die Zeit 
vom 1. April 1891 bis 1. Dft. 1896 gejchloffen war, berechnet 
der Kläger in der neu erhobenen Klage den Schaden, welcher 
ihm bis 1. April '1895 erwachfen if. Durd) Theilurtheil ijt die 
Klage bezüglich des Schadens für die Zeit vom 1. April 1892 
abgewiefen, weil der Bellagte das Haus verkauft hatte und der 
neue Eigenthümer rechtzeitig gekündigt habe, was im Mieths- 
vertrage vorbehalten war. Revifion zurüdgewiefen. ‘Denn der 
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nicht näher erläuterte Antrag auf Schadenserjag im Vorprozek 
war dahin zur verjtehen und ift fo zugeiprochen, daß der Schaden 
wegen Nichterfüllung des Vertrags zu erftatten fei fo wie diejer 
abgeichloffen war. Der Einwand der Kündigung war aljo durd) 
das frühere Wrtheil nicht ausgefchlofen. VI, 419/95 vom 
16. April 96. 

785. Im der mündlichen Verhandlung der Berufungsinftan;z 
war zwar der Beklagte nicht erichienen, das von dem Kläger be- 
antragte Verjäumnißurtheil ift aber mit Recht abgelehnt. Denn 
nad) dem Xhatbeftand des erjtinftanzlichen Urtheils ijt. die DBe- 
hauptung der dauernden Erwerbsunfähigfeit bejtritten. Die als 
beftritten fejtgeftellte Behauptung ift folgeweis als beftritten 
zu behandeln. — $. 504 ©. B.D. — Der Thatbeftand des erft- 
inftanzlichen Urtheils enthält aud) fein Beweisanerbieten. Yolg- 
lic) Tonnte auch der angebotene Beweis nicht als geliefert an- 
gefehen werden. — $. 504, Abi. 2 EBD. — Infofern aber 
der Berufungskläger die Bemweisantretung der Klage, welche im 
eritinitanzlichen ZThatbeitand nicht wiedergegeben war, in der 
mündlichen Berufungsverhandlung in Bezug genommen hat, 
mangelt die Voransfegung der rechtzeitigen Mittheilung mittelft 
Schriftfaßes. — $. 303, Abf. 2, Ziff. 3; $. 504. — B. VI, 201/95 
vom 9. Ian. 96. 

85h. In dem auch zur mündlichen Verhandlung nad, Er- 
ledigung des Beweisbefchluffes anberaumten Termin vom 2. Nov. 
war Kläger allein erjchienen, nachdem er durd Schriftfak vom 
29. DE. die Klage zurüdgenommen Hatte. Auf feinen Antrag 
wurde neuer DVBerhandlungstermin auf 23. Nov. anberaumt, in 
welchem auch die Beflagten erjchienen, der von dem Kläger er- 
Härten Zurüdnahme der Klage widerfpradden, und Abweifung 
der Klage beantragten. Kläger Hat nicht verhandelt. Dem An- 
trag der Beklagten auf Erlaß des Berfäumnißurtheils war zu 
entjprechen. Unerhebli, daß fie zum 23. Nov. nicht geladen 
waren, da fie erjchienen waren und den Mangel einer Ladung 
nicht geltend gemacht haben. B.I, 8/96 vom 1. Febr. 

786. Das Landgericht hatte die Einvede der Rompenfation 
ad separatum verwiejen. Auf die Berufung des Beklagten ift 
über die Kompenfationseinrede fachlich erkannt, diefelbe aber für 
unbegründet erachtet, deshalb Berufung zurücdgewiefen. NRevifion 
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zurüdgewiefen. Der Berufungsrichter nahm an, daß das Er- 
forderniß des rechtlichen Zufammenhangs zwifchen Klageforderung 
und Gegenforderung vorliege, Beklagter fünne fie aber zur Zeit 
nicht geltend machen. ‘Der Berufungsrichter erachtet fich für be- 
fugt fo zu erfennen, weil Bellagter die Gegenforderung ihm zur 
Sadhlichen Prüfung unterbreitet hat, jodaß er nicht anders ftand 
wie ein Beflagter, der im Fall 8. 491, Abi. 2 EP. OD. eine 
Gegenforderung zum Zwed der Aufrechnung geltend madt. IV, 
347/95 vom 4. Yan. 96. 

1787. Das Bürgerliche Recht enticheidet über die in E. BP. ©. 
offer gelafjene Trage, ob vor Erlaß des Urtheils die Einlegung 
eines NRechtsmitteld gegen daffelbe ausgejchloffen werden Tann. 
Kad) Gem. R. ift das wirkffam. L. 1, $. 3, D. a quibus appellari 
non licet (49, 2); L. 5, $. 6, C. de temporibus et repar. 
(7, 63) — vgl. Bd. V, 1310 (E., Bd. 20, ©. 399). — Bgl. 
auch Code de procedure, Art. 7; Code de commerce, Art. 639, 
Nr. 2; D.%. €, Bd. 12, ©. 473. — Durd) den Vertrag wird 
die materiell-vechtlidde Einrede begründet, daß der Nechtejtreit 
vertragsmäßig beendigt fe. Im Trage fommen Tann nur, ob 
den analog anzumendenden 88. 40 und 852 CE. P. DO. entjprechend 
das Rechtsverhältnig und die daraus entipringenden Rechtsverhält- 
nifje, auf welche fi) dev Vertrag beziehen fol, genügend indivi- 
dualifirt find. Das war hier der Fall. Denn in den Scluf- 
Icheinen über die einzelnen Gefchäfte war auf die den Ausichluß 
der Repvifion vorbedingenden Gejhäftsbedingungen Bezug ge- 
nommen. Sind aber die Gefchäfte al8 Spielgefchäfte anzufehen 
und deshalb vechtlicd) unwirffam und Flaglos, fo ift aud) der mit 
dem Gejchäft verbundene Verzicht auf die Revifion unwirkjam. 
Das NReichsgericht trat aljo in eine materielle Prüfung der Bor- 
entjheidung ein, welche die Einrede der reinen Differenzgeichäfte 
verworfen hatte, erachtete aber die Revifion für nicht begründet. 
I, 337/95 vom 6. Febr. 96. 

788. Die Bellagten hatten im Laufe der Berufungsverhand- 
lung die Berufung zurüdgenommen; Klägerin hatte erwidert, fie 
bitte die Beklagten in die Koften der Berufungsinftanz zu ver- 
urtheilen, wolle aber ihre Anfchließung jedenfalls aufrecht erhalten 
und willige nur unter diefem Vorbehalt in die Zurüdnahme der 
Berufung. Da diefe Erklärung eine einheitliche war, jo ift das 
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Berufungsgericht mit Recht davon ausgegangen, daß eine Ein- 
willigung der Klägerin, wie fie nad) $. 476, Abj. 1 EP. OD. zur 
Rehtswirkffamfeit der Zurücdnahme erforderlid) war, nicht vor- 
liege. Die Berufung ift deshalb als unbegründet verworfen, auf 
die Anfchließung tft das erftinftanzliche Urtheil geändert. Revifion 
zurüdgewiejen. Eine Einwilligung in die Zurüdnahme, bei der 
die Anfchliefung vorbehalten wird, tft feine Einwilligung im tedj- 
nifchen Sinne. VI, 326/95 vom 20. Febr. 96. 

789. Mit Unrecht ift die Berufung nicht für zuläffig er- 
achtet, welche der Beklagte gegen das die Klage abweifende Urtheil 
eingelegt hatte, weil die Abweifung auf Grund einer Kompen- 
lationseinrede erfolgt war, während der Beklagte an erjter Stelle 
Abweifung forderte, weil dem Kläger die behauptete Forderung 
nicht zuftehe. V, 383/95 vom 30. Meat 96. 

790. Im Fall 150 Hatten die Beklagten in der Berufung 
eingewendet, daß fie durd) Neubauten den Werth der Grundftüce 
um 2000 Marf erhöht hätten. Das war fein neuer Gegenanfprud) 
im Sinne C. PB. D.491, Abi. 2. Denn die Nläger fordern mit 
dem Kaufpreife der von den Erben veräußerten Grundftücde die 
Bereicherung. Mit jenem Cinwande beftreiten die Beklagten die 
Bereicherung in Höhe von 2000 Mearf, welcher Betrag von dent 
Raufpreife auf die Verwendungen zu rechnen fei. Das war nod) 
in der Berufung zuläffig; jo weit aufgehoben, zurüdverwiejen. 
II, 271/95 vom 3. Ian. 96. 

“A. Im Tall 529 Hatte das Landgericht auf Grund der 
progeßhindernden Einvede der mangelnden gejeglichen Vertretung 
die Klage abgemiejen. Das Berufungsgericht hat den Kläger als 
gejeglichen Vertreter anerfannt, das erjte Urtheil aufgehoben und 
die Sache zurüdverwiejen. Das entiprad) 8. 500, Nr.2 C.P.D. 
Denn wenn auch das Landgericht fid) gemäß $. 54 nicht auf eine 
Prüfung des Parteivorbringens befchränft hatte, fo hat es dod) 
über die progeghindernde Einrede erfannt. I, 12/96 vom 18. März. 

792. Die Bellagte hat in ihrer Berufung zunäcjt be- 
antragt, die vom erjten Richter auf 52644 Mark feftgejtellte Ent- 
ihädigung auf 44644 Darf herabzufegen, während im Ent- 
eignungsverfahren 41444 Mark zugefprochen waren. Später hat 
fie gänzliche Abweifung der Klage beantragt. Das war zuläffig, 
ein Anerkenntniß lag in jener Beichränfung des Berufungsantrags 
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nit. Der Berufungsrichter hat 42616 Mark zugejproden. 
Nevifion zurücdgewiefen. V, 311/95 vom 1. April 96. 

793. Der Beklagte hat fi) als Vorftand der Elägerifchen 
GSefellichaft wegen einer angeblichen Forderung an diefe aus der 
Kafje der Gefellfchaft bezahlt gemadjt. Erftinitanzlic) hat Be- 
Elagter gegen diefe Rüdforderung eingewendet, er habe das Geld 
aus einem Verkauf von Sachen; in zweiter Injtanz, er habe fie 
für deren nüglidhe Verwendung zu fordern. Das war eine in 
der Berufung nah $. 491 E. P. DO. zuläffige Erweiterung der 
Bertheidigung, fein neuer Anfprud. IL, 69/96 vom 19. Mai. 

794. Der Bellagte hatte Hhypothefen am Grundftüd des 
Klägers, wegen deren er, foweit er fie liquidirt hat, in der Sub- 
haftation befriedigt ift. Der Kläger fordert 2144 Marf 50 Pf. 
als Theil der vom Beklagten erhobenen Beträge, da dieje von 
ihm zu Unrecht Tiquidirt feien. Der Berufungsrichter hat ab» 
gewiefen, weil Beflagter nocd) wenigjtens 3246 Mark 45 Pf. nicht 
liquidirte Hhypothefenzinjen aus demjelben Nechtsverhältniffe zu 
fordern berechtigt war; Nevifion zurüdgewiefen. Mag man die 
Klage auffafjen al8 gerichtet auf die Erfüllung des Baugelder- 
vertrags durch Hergabe des Darlehns oder ald Kondiftion auf 
Herausgabe von unberecdhtigter Weife erhobenen Beträgen, fo 
handelt e8 ich für den Beklagten nicht um eine erft in der DBe- 
rufung vorgebradhte Kompenfationseinrede, fondern um Beftreitung 
des Klaganjprude. V, 252/95 vom 20. Mai 96. 

795. Da das von dem Oberlandesgericht Celle angewendete 
jüdische Ehefcheidungsreht nicht nur in der ganzen Provinz Han- 
novder — $. 4 des Hannöverfchen Gejeßes vom 30. Sept. 1842 —, 
fondern aud im ganzen Königreich Württemberg — Art. 3 des 
Gefeßes vom 13. Aug. 1864 und Art. 5 des Gefekes vom 8. Aug. 
1875 — geleglich gilt, fo it daffelbe nach S. 1 der Kaiferlichen 
Verordnung vom 28. Sept. 1879 revifibel, — Vgl. Bolze, Braris, 
Bd. XI, 874. — II, 307/95 vom 24, ISan./7. Febr. 96. 

796. Im Fall Bd. XX, 298 hatte das Reichsgericht aud) 
ausgeiprochen, daß gegenüber dem 8. 213 ÜL.R. I, 11, wonad) 
bei einem DVerfauf in Paufcd) und Bogen der Verkäufer für feine 
bei den Bertragsunterhandlungen gemachten Zahlenangaben regel- 
mäßig nicht haftet, die Annahme eines Irrthums des Käufers 
über ein angebliches Garantieveriprechen des Verkäufers befonderer 
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Umftände bedarf. Weil folche Umstände nicht feftgeftellt und über- 
dies ein Irrtum vom Beflagten nicht behauptet war, hatte das 
Reichsgericht die Klagabweifung aufgehoben und zurücverwiefen. 
Das Berufungsgericht hat, nachdem der Belflagte nun den Irr- 
thum behauptet hat, ohne neue Beweisaufnahme und ohne Feit- 
jtellung derartiger befonderer Umftände wieder ebenfo erfannt. 
Das Reichsgeriht Hat aufgehoben und nad) dem Klagantrage 
verurtheilt. Denn bei der vorftehenden reichögerichtlichen Be- 
gründung der Aufhebung handelte e8 fi) nicht um eine thatjäd)- 
lihe Würdigung von Beweismomenten, fondern um die rechtliche 
Beurtheilung des feitgeitellten Sachverhalts, um die Subfumtion 
der Thatfachen unter das Gefek. Das Berufungsurtheil war 
deshalb wegen Verlegung des 8. 213 AU.XU.R. LI, 11, und des 
$. 528, Abi. 2 €. P.D. aufzuheben; — und da e8 einer Zurüd- 
verweifung nicht bedurfte, in der Sacdje zu erkennen. I, 391/95 
vom 7. März 96. 

797. Die Revifion ift nur eingelegt, weil die Prozeßzinfen 
für die Zeit feit Klageerhebung aberfannt find. Die Zinfen be- 
tragen mehr als 1500 Mark; Revifion unzuläffig. Denn das 
angegriffene Urtheil hat über die Hauptfacdhe und zugleich mit 
über die Zinfen, über leßtere al8 Nebenforderung, erkannt. Sie 
fommen alfo bei Berechnung des Streitwerthes nicht in Betradit. 
Die Sadje würde anders liegen, wenn vor Erlaß des Berufungs- 
gericht der Hauptanfprudh durch rechtsfräftiges Urtheil oder in 
anderer Weije erledigt und nun nur über die Zinfen erkannt 
wäre. — VIER. G €, 388.9, ©. 414; Bd. 11, ©. 387; I, 
302/91; IIL, 242/83; 304/85; 165/93; B.V, 126/89; VI, 7/88; 
240/93. — Als Streitwerth wurde angenommen „bis 20 Marf‘. 
Ill, 331/95 vom 13. März 96. 

798. Der Eijenbahnfisfus wird in Anfpruh genommen, 
weil ein Vorarbeiter %. auf die Verficherung des W., er habe 
60 Sad Roggen zur Berfendung eingeliefert, objchon das nicht 
wahr war, das Frachtbriefduplifat abgeitempelt hat. W. Hat 
durch die Täufchung mitteljt diefed Frachtbriefduplifats von dem 
Adreffaten einen Vorfchuß von 400 Marf auf die angeblich ver- 
endete Waare erlangt. Die Revifion ift unzuläffig. Denn bei 
Srachtverträgen, welche der Eifenbahnfisfus durch feine Angejftellten 
abjchließt, und der damit zufammenhängenden Abjtempelung von 
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Frachtbriefen und Fractbriefduplifaten üben die Angeftellten des 
Fiskus Feine andere Funktion aus als die Angeitellten einer Privat- 
eifenbahn in gleichem Falle. Dieje Funktionen ftehen rein und 
ausschließlich auf dem Boden des Privatrechts. Für Tälle diejer 
Art ift S. 39 des Pr. Ausführungsgejees zum Gerichtsverfaffungs- 
gefeß fo wenig gegeben wie $. 7O des Gerichtsverfaffungsgejeges. 
I, 5/96 von 25. April. 

799. Nachdem die Beklagten Berufung eingelegt hatten, 
hatte Kläger anerkannt, daß der NRecdtsaniprucdh in der Haupt- 
lache erledigt fei, und beantragt, die Koften bei den Inftanzen 
den Beklagten aufzuerlegen. Die Bellagten waren damit ein- 
veritanden, daß der ARechtsftreit in der Hauptjadhe für erledigt 
erflärt werde, haben aber beantragt, daß die Koften dem Kläger 
auferlegt werden. Das Berufungsurtheil hat den Rechtsjtreit für 
erledigt erklärt und die Beklagten in die Koften verurtheilt. Die 
Revifion, welche die Bellagten hiergegen eingelegt haben, war 
unzuläffig.. Denn die Beflagten hatten mit der bezeichneten Er- 
färung ihren Berufungsantrag theilweije zurücgenommen. Dem 
fo eingefchränften Antrage ift durd) da8 Berufungsurtheil ent- 
Iproden, und dagegen ift die Revifion in der Hauptjache unzu= 
lälfig._ Ebenfo aber aud) wegen der Koften. VI, 32/96 vom 
28. Mai. 

800, Soweit da8 Berufungsurtheil Zwijchenurtheil ift — 
778 —, ift die Revifion unzuläfftg, weil dafjelbe nicht die Be- 
deutung eines Endurtheils hat; fomweit es Theilurtheil it, weil 
deffen Gegenftand die Revifionsfumme nicht erreicht. IL, 70/96 
vom 29. Mai. 

801. Das Berufungsurtheil hat den Klägern einen Eid 
über die behauptete Höhe des Schadens auferlegt und für den 
Schwörungsfall den Bellagten zur Zahlung von 30000 Marf 
fammt Zinfen feit 15. Dec. 1893 verurtheilt; im Nichtichwörungs- 
fall die Klage abgewiefen. Kläger haben die Revifion eingelegt 
mit dem Antrage, ihnen für den Schwörungsfall nody Zinjen 
vom 31. Ian. 1883 bis 15. Dec. 1893 zuzufprechen. Die Be- 
Elagten, welche au, Revifion eingelegt hatten, haben diejelbe zu- 
rüdgenommen. Die Revifion ift zuläffig, denn die Zinjen über- 
fteigen die Revifionsfumme, und da fie nach rechtöfräftiger 
Entjcheidung über die Hauptfadje allein den Gegenftand des Nechts- 
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jtreits bilden, haben fie ihren accefjorischen Charakter verloren. — 
R.©. €, Bd. 9, ©. 415. — 1, 53/96 vom 30. Mat. | 

802. Gegen die Tandgerichtliche Werthfeftfegung Hatte der 
Rechtsanwalt Beichwerde eingelegt auf Erhöhung. Diejer war 
zum Theil ftattgegeben. Nun legte die Partei Beichwerde an 
das NReichögericht ein auf jehr erhebliche Herabjegung. Dieje war 
als erite Beichwerde zuläffig. B. IL, 51/96 vom 10. April. 

803. Die weitere Befchwerde war zuläffig, joweit fie da- 
gegen gerichtet war, daß das Dberlandesgericht den Antrag ab- 
gelehnt Hatte, den Beichluß des Landgerichts wegen wejentlicher 
Mängel des Verfahrens aufzuheben, weil die Ablehnung des An- 
trags einen neuen felbitändigen Beichwerdegrund gebildet Hätte. 
Sie war unbegründet, weil es fih um verzichtbare Mängel ge- 
handelt Hatte und dem Beichluß ein miündliches Verfahren vor- 
hergegangen war, in welchem beide Parteien gehört waren, ohne 
daß Beichwerdeführer die Mängel gerügt Hatte. — 8. 267. — 
B. II, 63/96 vom 24. April. 

804. Soweit die Bejchwerde die materielle Entjcheidung, 
Abweifung der Verhängung einer Gelditrafe, betraf, war fie, ob- 
Ihon in anderer Beziehung zuläffig — 803 —, in diefer Be- 
ziehung beim Mangel eines neuen jelbftändigen Bejchwerdegrundes 
unzuläffig.. B. Il, 63/96 vom 24. April. 

805. Gegen den Beichluß, durd) welchen die Erlaffung des 
Berfäumnißurtheil® auf Befchwerde der nicht füumigen Partei 
angeordnet wird, hat die jäumige Partei feine Befchwerde, B. IU, 
74/96 vom 5. Mai. 

806. Nachdem in Sachen des Fabrikanten €. F. KR. wider 
den Beklagten auf einen Eid des Klägers erfannt war, erichien 
im Schwörungstermin vor dem erfuchten Richter der Fabrifant 
9. 8., erklärte, daß CE. %. K. im 3. 1884 verftorben fei; Inhaber 
der Hirma EC... fei jegt eine 0. 9. ©., deren Inhaber 9.8. 
und defjen Bruder. Er fet bereit, den Eid zu leiften. Im der 
zur Yäuterung des Urtheil® anberaumten mündlichen Verhand- 
lung lehnte das Prozeßgericht mittelft verfündeten Befchluffes den 
Antrag ab, den Eid jenem Xheilhaber der 0. H. ©. abzunehmen, 
weil der Prozeß wider eine nicht exiftirende Partei geführt fei. 
Die Befchwerde gegen diefen Beichluß ift vom Oberlandesgericht 
mit Recht als unzuläffig zurücdgewiefen, weil gegen einen nad) 
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Beihwerde. mündlicher Verhandlung ergangenen Beichluß, welcher in Bor- 
bereitung des Endurtheils einen Zwifchenftreit entfcheidet, gerichtet. 
— 88, 119, 530 & 9.09. — B.VI, 73/96 vom 16. Mai. 
Wieder- 807. Nachdem gegen die im Konfurfe angemeldete Forbe- 
ne rung, einer angeblichen Dotalforderung, die im Vorrechtöregifter 
eingetragen war und für die ein Vorrecht im Konkurje beanfprucdht 
wurde, Widerfprudh im Prüfungstermine nicht erhoben war, wurde 
fie mit dem Vorredt in die Konfurstabelle eingetragen. Wegen 
8. OD. 8. 133, Abi. 2 ift die Neititutionsklage nah Analogie 
E.P.0D. $. 543, Abf. 7P zuläffig, wenn der Konfursverwalter 
nachträglich eine Urkunde aufgefunden Hat, wegen deren er das 
Borreht mit Erfolg beftritten haben würde, wenn er fie zur Zeit 
des Prüfungstermins gefannt Hätte. III, 3/96 vom 17. April. 
808. Daß der Prozekbevollmächtigte des Konkursverwalters 
in einem VBorprozeß wider die Eedentin des Beklagten, von weldjer 
die Forderung angemeldet wurde, Kenntniß von jenen Urkunden 
erlangt hat, fteht der eigenen Kenntnig des Konkursvermalters 
nicht gleich. Anders, wenn folche frühere Kenntniß von einem 
GSeneralbevollmächtigten des Konfursverwalters erlangt wäre. III, 
3/96 vom 17. April. 
Urkunden- 809. Im Fall 250 ergab fi) die Legitimation der Klägerin 
progeß. Fir den Urfundenprozeß aus der von ihr vorgelegten vollftändig 
ausgefüllten Ceffion. Ihre nachträgliche Erklärung, daß die Eejfion 
in blanco ertheilt und erft einige Sahre fpäter durd) Einrüdung 
ihres Namens vervollftändigt fet, zerftört ihre urkundliche Xegiti- 
mation nit, da ihr bei der unftreitig echten Unterjchrift des 
Cedenten die Vermuthung des $. 405 CE. P. DO. zur Ceite fteht. 
Beklagter hatte die abredewidrige Ausfüllung zu behaupten. Und 
Klägerin konnte dann noch in der Berufung durch Urkunde oder 
Eid die abredegemäße Ausfüllung beweifen. Mit der urfundlichen 
Erklärung des Cedenten vom 10. Dft. 1895, daß er am 24. Yan. 
1890 die Hhypothefenforderung unter Vebergabe des Hhpothefen- 
briefes dem inzwijchen verjtorbenen WW. abgetreten habe, ift diejer 
Nachweis erbradit. V, 371/95 vom 28. März 96. Entiprechend 
V, 54/96 vom 30. Mai. 
810. Der Wechjel, aus weldjen wider den Acceptanten ge= 
Flagt ift, war von Peter Beder gezogen. Zur Zeit der Aus- 
ftelung und des Zahlungstages war das, wie aus anderen Ur 
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funden hervorgeht, ein Einzellaufmann, welcher zugleich dieje 


Firma führte. Zur Zeit der Klageerhebung war Peter Beder 


geftorben und diefe Firma wurde von einer 0. 9. ©. geführt, 
wie fih aus dem zu den Alten gekommenen Auszug aus dem 
Handelsregifter ergibt. Die 0.9. ©. hat aus dem Wechfel ge- 
flagt. Damit ift fie mit Recht abgewiefen, weil der Uebergang 
der Forderung auf die 0. 9. ©. urkundlich nicht nachgewiefen ift. 
I, 110/96 vom 6. Mai. 

811. Nachdem das Landgericht auf einen Eid des beflagten 
Chemanns erfannt und die Hagende Ehefrau Berufung eingelegt 
hatte, ftarb fie. Sie wurde von ihrem durch einen Pfleger ver- 
tretenen Sohn ımd dem Bellagten beerbt; jener trat in den Pro- 
zeß ein. Der Berufungsrichter hat angenommen, daß fich der 
Beklagte des Chebruchs fchuldig gemacht Habe, und auf Antrag 
des jetigen Klägers den Sceidungsantrag für erledigt, den DBe- 
Eagten für den allein fchuldigen Theil erklärt und in die Prozeß- 
foften verurtheilt. Nevifion des Bellagten zurücgewiejen. IV, 
296/95 vom 27. Febr. 96. 

812. Die Ehejcheidungsflage des Chemanns war erftinitanz- 
lich abgewiejen, auf die Widerflage der Ehefrau wegen Ehebrud)d 
des Ehemanns gejchieden. Der Ehemann hat Berufung eingelegt, 
aber wegen des von ihm behaupteten Chebruhh8 der Ehefrau nicht 
Rompenfation beansprucht, jondern Zrennung der Che auf die 
Klage und Widerflage beantragt. Nachdem jomit die auf die 
Widerflage ausgefprochene Trennung der Che mangels Anfechtung 
des Berufungsflägers vechtsfräftig geworden tft, konnte der Richter 
in der Berufungsinftanz nidht mehr von Amts wegen auf 
Grund der Kompenjation die Ehe aufrecht Halten, III, 352/95 
vom 28. Febr. 96. 

813. Dgl. Bd. XI, 888; Bd. XVII, 550. Die Ehe- 
Iheidungsflage des Chemanns war abgewiejen, auf die Wider- 
flage der Ehefrau war die Ehe gejchieden. Die Ehefrau hat 
Berufung eingelegt, erklärt, fie verzeihe dem Ehemann, und Auf- 
hebung des Landgerichtlichen Urtheild beantragt. Danad) wurde 
gegen den Widerjprud) des Chemanns erkannt; Revijion zurüd- 
gewiefen. Denn wenn aud) erjtinftanzlich zu Gunften der Ehe- 
frau erkannt war, muß der Ehefrau, die den Eintritt der Rechts- 
fraft, mit welchem erft die Xrennung der Ehe eintritt, wicht hindern 
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fann, weil das Urtheil von Amts wegen zugejtellt wird, die auch 
gegen den Widerspruch des Ehemann die Klage nicht zurüdnehmen 
fann, ein Weg eröffnet werden, ihre nachträgliche Verzeihung des 
Chefcheidungsgrundes geltend zu machen. IV, 382/95 vom 
24. April. Ebenfo VI, 160/95 vom 10. Oft.: Es entipricht 
unter Berücdfichtigung der in der E.P.OD. zu Gunften der Auf- 
rechthaltung der Ehe eingeräumten Ausnahmsftellung dem Geifte 
dieje8 Gejeges, dem obfiegenden Kläger bis zum Eintritt der 
Rechtskraft des Urtheils nod) die Möglichkeit, daffelbe wieder zu 
bejeitigen, offen zu halten. Die in Illa, 383/86 ausgeiprochene 
Nechtsanficht ift aufgegeben. Das Landgericht hatte wegen Ehe- 
bruch8 des Chemanns dem Klagantrage entfprechend gejchieden;; 
auf Berufung der Ehefrau war von Tiih und Bett gefchieden ; 
die Nevifion des Ehemanns zurüdgewiefen. 

814. Die Witwe B. war rechtskräftig verurtheilt, dem 
Kläger das Eigentum der Antheile der Geichwifter B. an Grund- 
jtüden zu verichaffen. Die Witwe B. ift verftorben und von den 
Gefhwiftern B. beerbt. Gegen fie ift das Urtheil mit der Voll- 
jtredungsflaufel verjehen. Es ift ihnen nun, da die Erfüllung 
nur von ihrem Willen abhängt, gemäß $. 774 &. PB. DO. auf- 
gegeben, binnen jech® Wochen bei Vermeidung einer Gelditrafe dem 
Kläger das Eigenthum zu verichaffen. Beichwerde zurücgewiejen. 
B.V, 5/96 vom 11. San. 

815. Im Tall Bd. XX, 320 war der Bellagte auch ver- 
urtheilt, der Klägerin Sicherheit zu beftellen entweder durd) Hinter- 
fegung von guten Kurs Habenden Werthpapieren, welche eine 
Sahresrente von 2500 Marf abwerfen, oder..., jodaß Bellagter 
zum jederzeitigen Umtaufch gegen gleichwerthigen Kurs Habende 
Merthpapiere befugt if. Der Depotichein follte dem Bevoll- 
mächtigten der Klägerin M. zu Hamburg übergeben werden. Die 
Zwangsvollftredung it aus $. 773 &. P. DO. bewirkt, Klägerin 
ift ermächtigt, guten Kurs habende Werthpapiere, die eine Sahres- 
vente von 2500 Marf abwerfen, auf Koften des Beklagten zu 
hinterlegen, Beflagter ift verurtheilt, die Koften mit 84000 Marf 
vorzufchießen. Das Angebot des Beklagten, Aktien der Deutjchen 
Bank zu Hinterlegen, ift wegen der wechjelnden Dividende mit 
Recht zurüdgewiefen. Die Klägerin hat aus den beigetriebenen 
834000 Mark angeichafft 42000 Mark Zprozentige Pornmmerfche 
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Pfandbriefe, 35500 Marf 31/, progentige Meclenburger Y4er 
Konfols. Dem Antrage der Beklagten auf Rüdgängigmadhjung 
diefes Ankaufs war nicht ftattzugeben. Das Kammergericht hat 
ausgefprochen, daß Klägerin gehalten ift, dieje Papiere bei der 
Vereinsbanf in Hamburg unter den Bedingungen in Depot zu 
geben, daß der Depotfchein auf den Namen des Schuldners aus- 
zuftellen, der Klägerin zu Händen des M. auszuhändigen ift. Die 
Verfügung über das Depot fann nur gemeinfam von den Ge- 
nannten erfolgen, folange Klägerin lebt. Nach deren Ableben 
iteht da8 Depot zur freien Verfügung des Bellagten bezw. feiner 
Rechtsnachfolger. Die jeweilig fällig werdenden Kupons find ohne 
weiteres diefen Perjonen auszuliefern. Befchwerde des Beklagten 
zuvücdgewiefen. B.IV, 4/96 vom 13. Ian. 

816. Im Fall 298, 429 durfte die Klage, foweit fie gegen 
St. als Vertreter feiner Kinder erhoben war, aus dem Grunde 
nicht völlig abgewiefen werden, weil das Berufungsurtheif feldft 
fonftatirt, daß die Minderjährigen zum Theil durch Zahlung be- 
friedigt jeien. So weit war alfo eine Einwendung, welde den 
Anfprud) jelbft betraf, begründet. — E. P. DO. 88. 686, 703. — 
Die Abweifung würde die Folge haben, daß die Zwangsvollitredfung 
jo, wie fie eingeleitet ijt, in ihrem vollen Umfang aud) für die 
beveit8 bezahlten Beträge aufrecht erhalten blieb. Wenn das Ober- 
landesgericht für den virtuell auch den Anfprud) auf Aufhebung 
der Zwangsvollftredung, joweit Bellagte befriedigt feien, ent- 
haltenden Klagantrag in letterer Beziehung eine Rechnungsauf- 
jtellung erforderlich erachtet Hätte, jo wäre zu fragen gewejen. 
II, 349/95 vom 28. Febr. 96. 

817. Pol. Bd. XI, 761b. Wird der für vorläufig voll- 
jtredbar erklärte Volljtredungstitel überhaupt in Wegfall gebracht, 
jo ift gemäß $. 655, Abi. 2 E. P. DO. auf Erftattung des von 
dem Schuldner Geleifteten auf deffen Antrag zu erkennen, alfo: 
wenn ein unbedingt verurtheilendes Urtheil vom Berufungsgericht 
in eine von dem ide des Klägers abhängige Verurtheilung ge- 
ändert wird, ohne daß abzuwarten ift, ob Kläger den ihm auf- 
erlegten Eid nicht leiftet. E8 genügt, daß eine die Volljtredung 
an fich nicht zulaffende Berufungsenticheidung erlaffen wird. IV, 
308/95 vom 5./12. März 96. 

818. Nachdem das Berufungsgericht das Urtheil in der 

27 * 


Zwangs: 
vollftredungs- 
verfahren. 


Zmwangs- 
vollftredungs- 
verfahren. 


420 Zwangsvollftredungsverfahren. 


Sade gejprocden hat, it e8 nicht mehr zuftändig, feine frühere 
vorläufige Anordnung auf Einftellung der Zwangsvollitredung 
aus dem für vorläufig vollitredbar erflärten Yandgerichtlichen Ur- 
theil wieder aufzuheben. B. VI, 30/96 vom 5. Mär;. 

819. Bol. 707. Das Kammergericht hat unter Aufhebung 
des Landgerichtlichen KRoftenfeftitellungsbeichluffes bei analoger An- 
wendung $. 655, Abi. 2 E. P. DO. den beflagten Ehemann ver- 
urtheilt, die auf Grund des Befchluffes eingezogenen Kojten der 
Ehefrau zu erjtatten. Aufgehoben, denn $. 655 ift nur auf Ur- 
theile der höheren Inftanz anwendbar. B. IV, 38/96 vom 12. Mür;. 

820. In dem Urtheil war die vorläufige Vollftredbarfeit 
von der Hinterlegung einer Sicherheit von 25000 Marf abhängig 
gemacht, ohne daß die Art der Sicherheitsleiftung beftimmt war. 
Das fan auch nachträglich erfolgen, 8. 656 E. P. OD. Steht nicht 
entgegen. Auf Beichwerde Hat das NReichsgericht ausgeiprocen, 
daß die Sicherheit ftatt in baarem Gelde durd) Schuldverfchrei- 
bungen des Preußifchen Staats oder des Deutichen Reich ge= 
leiftet werden fann. B. V, 146/95 vom 2. San. 96. 

821. Aus dem für vorläufig vollftvedbar erklärten Urtheil 
war die Zwangsvollitredung gejucht, und, da diefelbe fruchtlos 
ausfiel, der Offenbarungseid gefordert. Der Bellagte hat den 
Antrag auf Ausfeßung der Zwangsvollitredung gejtellt, weil er 
nad) *eiftung des Dffenbarungseides feine Stelle verlieren und 
eine andere Stelle jchwer erlangen würde. Das fei ein unerjeß- 
licher Nachtheil. Damit ift Bellagter abgewiefen, Befchwerde zu= 
rücdgewiefen. Solange der Beklagte den Eid nicht geleiftet hat, 
Iteht nicht feit, daß er der Zwangsvollitredung unterliegendes 
Bermögen nicht habe. Hat er aber folches, jo erhellt nicht, wes- 
halb die Zmwangsvollitredung in dafjelbe und folgeweife das 
Zwangsmittel zur Manifeftirung deflelden dem Beklagten un= 
erjetliche Nachtheile bereiten fünnten. Ohne Ableiftung des Offen 
barungseides fann er aber nicht glaubhaft machen, daß er foldhes 
Vermögen nicht habe und daß ihn deshalb die von ihm befürchteten 
Nachtheile treffen würden, weil er den Offenbarungseid leijten 
müffe B.I, 17/96 vom 18. März. 

822. Redtsivrthümlic fordert das Berufungsgericht für 
die Anwendung des 8. 749, Nr. 3 E.B.D. Einfünfte, auf deren 
Leiftung der Schuldner gegen Dritte einen Anfprud) habe. Auch 
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wenn der Erblaffer feinem Enkel ein Grundftüd mit der Ber Zwangs- 
ichränfung Hinterlaffen hat, daß er dafjelbe weder veräußern noch ar 
verpfänden dürfe, find ihm nur die Einfünfte aus diefem Grund- 

ftüce Hinterlaffen. Hat der Großvater feine Beitimmung aus 
Fürforge und Freigebigfeit getroffen, um den Kläger fo vor 

Mangel zu fchügen, und bedarf der Kläger diejer Einfünfte zur 
Beftreitung des nothdürftigen Unterhalts für fid, feine Ehefrau 

und feine unmündigen Kinder, fo ift feine Klage wider den Kton- 
fursverwalter, der das Grundftüc verpachtet und die Pacht zur 
Konfursmaffe gezogen hat, auf Erftattung begründet. IV, 370/95 

vom 16. April 96. 

823. Das Berufungsurtheil Hatte die Zwangsvollitredung 
aus der Feitftelung zur Konfurstabelle des Landgerichts zu Wien 
gegen den Beklagten im Inlande für zuläffig erklärt. Das Neichs- 
gericht hob auf und verwies die Sadje zurüd, weil nicht feit- 
geftellt war, ob die Einträge in die Konfurstabelle eines inländi- 
ichen Konkursgerichts mit dem in SS. 133, 152, Ab. 2 R.R.dD. 
bezeichneten Inhalt in Defterreich gegen den früheren Gemein- 
fchuldner vollftreeft werden, infoweit alfo die Gegenfeitigfeit ver- 
bürgt fi — E&.P.D. 8. 661, Nr.5 —, was daraus nod) nicht 
folgt, daß die diesfeitigen Urtheile dort vollftredlt werben. II, 
33/96 vom 24. April. 

824. Der Kläger Hatte pfänden Laffen, Beflagter wegen 
jeines angeblichen Eigentums Widerfpruchsflage erhoben, welche 
demnächjt al® unbegründet zurücgewiefen war. Inzwifchen waren 
die Sachen, an denen Pfändungszeichen nicht fihtbar waren, auf 
Antrag eines anderen Gläubigers verfteigert. Nun fordert Kläger 
Schadenserfag, da der andere Gläubiger, welchem der Erlös aus- 
gezahlt wurde, zahlungsunfähig ift. Der Bellagte war ver- 
urtheilt, da8 Neichögericht hat aufgehoben, zurücerwielen. Es 
war geltend gemadt, daß die Pfändung unmwirkfam gewefen fei, 
weil nad) dem Pfändungsprotofoll die Pfändung nur durch Plakate 
angedeutet war. Das Berufungsgericht hat den Einwand damit 
abgethan, daß auch fo die BVerfteigerung ohne Dazwijchentreten 
des Beklagten erfolgt und der Erlös an den Kläger ausgezahlt 
fein würde. Allein die Pfändung und BVerfteigerung auf Antrag 
eines anderen Gläubiger würde feinen Eingriff in die Rechts- 
Iphäre des Klägers enthalten haben, wenn die für diejen vorher- 
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gegangene Pfändung ungültig war. Er hat aljo dadurd) feinen 
Schaden erlitten; und felbft wenn für ihn verfteigert worden 
wäre, hätte ihm der Erlös nicht ausgezahlt werden dürfen. VI, 
29/96 vom 28. Mai/22. Yuni. 

825. Im Fall 413 hatte das Landgericht auf die Strafe 
verurtheilt, aud) das Erfenntniß für vorläufig vollitredbar er- 
klärt. Das Berufungsgericht Hatte bedingt abgewiefen, und für 
ven Tal, daß Bellagter die ihm auferlegten Eide leiftet, auch 
auf Rüdzahlung der inzwilchen eingezogenen Summe den Kläger 
verurtheilt. Der Beklagte hat Anfchließung an die Nevifion des 
Klägers erklärt, weil diefer wegen Abänderung des erjten Urtheils 
nicht Ichlechthin zur Nüdzahlung verurtheilt if. Das Neid): 
gericht hat die Anfchließung für erledigt erflärt, weil da® DBe- 
rufungsurtheil aufgehoben wurde, damit aber das Landgerichtliche 
Urtheil vorläufig bei Beftand bleibt. I, 448/95 vom 20. Mai 96. 

826. Dresden. Der Rechtsanwalt W. hatte ald Konkurs 
verwalter einen zur Maffe gehörigen Gajthof verwaltet. Nach 
aufgehobenem Konfurje war er auf die Klage des Gemeinjchuldners 
verurtheilt, über die Verwaltung Rechnung zu legen „durd) Mit- 
theilung einer geordneten Zufammenjtellung der Einnahmen und 
Ausgaben unter Vorlegung von Belegen”. Er hat unter Bei- 
fügung jeiner Handaften und von Belegen Rechnung gelegt. Der 
Gemeinfchuldner bemängelte die Rechnung. Nad) dem XZode des 
W. hat er gegen defjen Erben beantragt, diefelben durch Geld- 
Itrafen zu ordnungsmäßiger Rechnungslegung anzuhalten, eventuell 
den Gläubiger zu ermächtigen, die VBervollftändigung der von W. 
gelegten Rechnung durd) einen Dritten auf Koften des Schuldners 
vornehmen zu laffen. Das Oberlandesgericht hat den ablehnenden 
Beihluß des Landgerichts aufgehoben. Das NReichsgeriht Hat 
denjelben wieder hergeftellt. Entipricdht die von W. gelegte Nech- 
nung dem ergangenen Urtheil, jo fehlt es für die Erzwingung 
darüber Hinausgehender Leiftungen an einem Schuldtitel. Bei 
Erörterung diefer Frage handelt e8 fich nicht um $. 686 EP. OD. 
— Bol. Bd. XVI, 778. — Dem obigen Urtheil war aber nad) 
jeiner vem Sädhjf. Bürgerl. Gefeßb. $. 1394 entnommenen Faffung 
genügt, wenn der DBellagte eine geordnete Aufitellung über die 
Beträge lieferte, welche er thatfächlich eingenommen und ausgegeben 
hat, und die Belege vorlegt, welche er befigt. Cine Mittheilung 


Arreft und einftweilige Verfügung. 423 


über die Solleinnahme hat das Urtheil dem Beklagten nit auf- Zmangs- 
gegeben. B. VI, 72/96 vom 16. Mai. ee 

827. Einwendungen gegen die Richtigkeit der gelegten NRedh- 
nung, welche auf die Meinung gejtüßt find, daß W. mehr ein- 
genommen oder daß er einzelne Ausgaben nicht gemacht Habe, 
begründen das Necht nicht, eine Aenderung oder Ergänzung der 
Rechnung im Wege der Zwangsvollitrefung zu fordern. Daß 
die Erben mehr al8 was in der Rechnung fteht, nicht anzugeben 
vermögen, wird vom Kläger jelbit erklärt. Deshalb erjcheinen 
Maßnahmen im Sinne von $. 774 ©. B. DO. ausgefchloffen. 

Ebenjfo wenig fanıı eine Rechnungslegung durch einen Dritten er- 
folgen — 8.773 —. B.VI, 72/96 vom 16. Mai. 

828. Nachdem der dingliche Arreft in das bewegliche Ver- Arreft. 
mögen des DBelflagten von dem Landgericht angeordnet und in 
Bollziehung des Arrveftbefehls das Hausmobiliar des Beklagten 
gepfändet war, hat das Landgericht auf Antrag deffelben einjt- 
weilen angeordnet, daß die Pfandftüde an Ort und Stelle zu 
verbleiben hätten, weil deren Verbringung in das Pfandlofal er- 
bebliche Lagerfojten verurfache, die Gefahr der Verichlechterung 
der Mobilien mit fi) bringe und die Familie des Beklagten in 
die größte DVerlegenheit feßen würde. Auf fofortige Bejchwerde 
des Klägers hat das Oberlandesgericht diefe Anordnung auf- 
gehoben; die weitere Befchwerde ift zurücgewiejen. ‘Denn über 
einftweilige Einftelung der PVollziehung des Arreitbefehls gilt 
daffelbe wie über die der Zmwangsvollftredung. Die E. BP. 0. 
läßt aber, von dem Falle des nur auf vorläufig vollitredbare 
Urtheile bezüglichen $. 657 abgefehen, die einftweilige Einftellung 
der Zwangsvollitrefung nur unter den Borausjegungen der 
8$. 647, 686, 690, 696 zu, welche jämmtlic) hier nicht vorliegen. 

Die Einlegung des Wideripruchs gegen den Arreftbefehl Tann 
dem Antrage auf Wiedereinfeßung in den vorigen Stand oder 
auf Wiederaufnahme des Verfahrens nicht gleichgeftellt werden. 
Materiellsrechtliche, die Vollziehung des Arreftes und insbefondere 
die Pfändung der in Rede ftehenden Mobilien hindernde Gründe 
hat aber der Beklagte nicht geltend gemacht. Hiernad) fehlt e8 
dem Beichluffe des Landgerichts an einer gejeglichen Grundlage. 
Daß das Landgericht feinen Beihluß als eine einjtweilige Ver- 
fügung auf Grund des $. 814 oder des $. 819 hätte erlaffen 
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Arreft. wollen, fann nicht angenommen werden. E8 fpricht dagegen fo- 
wohl die Form der Entjcheidung, welche fich felbft al8 einftweilige 
Verfügung nicht bezeichnet, al aud) der Mangel einer zu fichernden 
Sndividualleijtung oder eines gegenüber dem Pfändungstitel des 
Klägers ftreitigen Nechtsverhältniffes. Die Unzuläffigfeit der 
gegen den landgerichtlichen Beichluß erhobenen eriten Beichwerde 
wird deshalb von dem Beichwerdeführer mit Unrecht behauptet. 
B.1I, 40/96 vom 2. Mai. 

ne 829. Im Fall 846 fprechen jehr erhebliche Gründe für 

errügung. gie Statthaftigfeit der Sequeftration nad) SS. 814, 817, 819 
E. PB. DO. Denn der Ronfursverwalter hatte fich geweigert, die 
ihm nach dem Pachtvertrage obliegende ordnungsmäßige Bewirth- 
Ihaftung der Domäne bis 24. Iuni 1895 fortzuführen. Diefe 
Unterlaffung würde aber für den Zuftand der Domäne und das 
Intereffe de8 PVerpächters wefentliche Nachtheile herbeigeführt 
haben. Die Koften der Segqueftration find zunächft vom Antrag- 
fteller zu tragen. Unter welchen Umftänden er den Erfaß von 
dem Konfursverwalter fordern fann, wird wejentlich davon ab- 
hängen, ob er mit dem zu fichernden Anfprud durchdringt, und 
war mitteljt einjtweiliger Verfügung nicht anzuordnen. III, 290/95 
vom 14./28. Ian. 96. 

830. Im Fall 771 war das Landgericht zu der von dein 
Provofanten am 24. Dec. beantragten VBollftredungsmaßregel zut= 
ftändig. Denn mit der Rechtskraft der Inkfompetenzerflärung des 
Amtsgerichts war das Landgericht das Prozeßgericht erfter Inftanz 
für den Hauptprozeß geworden, damit aber zugleich da8 Prozeß- 
gericht für die gleichzeitig mit der Erhebung der Hauptklage beim 
Amtsgericht als Prozeßgericht beantragte einjtweilige Verfügung. 
Der auf $. 774 ©. P. OD. gejtügte Vollitredungsantrag gehörte 
alfo vor das Landgericht und nicht, wie diejes angenommen hat, 
vor das Amtsgeridt. B.V, 41/96 vom 21. März. 

831. Das Kammergericht, bei welchem der Hauptprozeß in 
der Berufungsinftanz fchmebte, Hatte dem Kläger mitteljt einft- 
weiliger Verfügung aufgegeben, dem Belflagten die von diejem 
verpfändeten Papiere herauszugeben, wenn Bellagter den Betrag 
der Hägerifchen Forderung hinterlegee Der Beklagte hat die ent- 
fprehende Summe in Werthpapieren hinterlegt. Auf den Wider- 
ipruch des Klägers hat das Kammergericht mitteljt Urtheils die 
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einftweilige Verfügung aufgehoben; zugleich aber in dem Urtheil 
ausgefprochen, daß dem Beklagten die neuerdings von ihm hinter- 
legten Werthpapiere zurüdzugeben feien. Zu diefem Ausiprud) war 
das Kammergericht zuftändig. I, 454/95 vom 27. Febr. 96. 

832. Die Kläger find ftatt der Verkäufer in einen Vertrag 
eingetreten, in welchem der Beflagten Mais verfauft war. Der 
Vertrag enthielt die Klaufel auf ein englifches Schiedsgericht, 
welches nach den Vorfchriften dev London Corn Trade association 
enticheiden follte. Obwohl die Klägerin einen Schiedsrichter 
benannte, gab der Beklagte der Aufforderung, einen Schiedsrichter 
zu benennen, feine Folge, und wendete demnädft, als Kläger Yelt- 
ftellungsklage erhob, daß er in den Vertrag eingetreten fei, ein, 
aud) über diefe Trage müffe das engliiche Schiedsgericht ent- 
Iheiden. In Folge deffen wurde die Klage abgewiefen. Nun 
wenbeten fi Kläger an jene Affociation; dieje erklärte, daß fie 
erit, wenn der bdeutfche Richter den Eintritt der Kläger in das 
Bertragsverhältniß feftgejtellt Hätte, die Niederjegung eines Schieds- 
gerichts in Erwägung ziehen werde. Als nun Kläger auf Zahlung 
fagte, wendete Beflagter wiederum die Schiedsklaufel ein. “Da- 
mit wurde er nicht gehört. Denn der Schiedsvertrag fteht wie 
jeder andere Vertrag unter Treu und Glauben. Wer alles, was 
in feinen Kräften fteht, gethan hat, um dem anderen Theil die 
Unrufung des Schiedsgerichts zu vereiteln, dem fteht die replica 
doli entgegen, wenn er fih auf die Schiedsffaufel beruft. IL, 
123/95 vom 3. Yult. 

833. Bor der Zuftellung und Hinterlegung des Schieds- 
jprud’& war das jchiedsgerichtliche Verfahren noch nicht zum Ab- 
ihluß gelangt. Wenn alfo in diefem Stadium einer der Schiede- 
richter nad Ertheilung und Unterfchrift des Schiedsiprudhs von 
der Ausübung feiner Funktion zurüctrat, und jede weitere Mit- 
wirfung ablehnte, fo ift der Spruch unwirkfam, wenngleich derjelbe 
von einem der Schiedsrichter auf der Gerichtsjchreiberei nieder- 
gelegt und zugeftellt ift. ‘Dein diefe Akte würden nur gelten, wenn 
fie im Auftrage der Schiedsrichter vorgenommen waren. Wenn 
jolcher Auftrag nun aud) zu präfumiren ift, fofern der Sciede- 
Iprucd von fänmtlihen Schiedsrichtern unterfchrieben ift, jo gilt dies, 
joweit nicht die Umftände, wie hier, für das Gegentheil fprechen. 
— Dolze, Praris, Bd. IV, 1568. — I, 305/95 vom 15. Ian. 96. 
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834. Tede Partei follte einen Schiedsrichter ernennen, diefe 
den Obmann. Der betreibende Theil hat dem andern den von 
ihm ernannten Schiedsrichter anzuzeigen mit der Aufforderung, 
binnen einer Woche nad) Empfang des eingefchriebenen HYBriefes 
den anderen Schiedsrichter zu ernennen und dem betreibenden 
Theile jchriftlic) namhaft zu machen, widrigenfalls das Wahlrecht 
auf den betreibenden Zheil übergeht. Der Beflagte hat auf Auf- 
forderung der Klägerin dreimal jedesmal einen Schiedsrichter er- 
nannt, welcher die Uebernahme abgelehnt hat. Nun hat Klägerin 
den zweiten Schiedsrichter ernannt, beide haben den Obmann er- 
wählt. Da Beflagter die Unzuläffigfeit des Verfahrens rügte 
und das Schiedsgericht beichloß, daffelbe auszufegen, bis über die 
Zuläffigkeit rechtskräftig entjchieden jet, ift auf Weftitellung ge- 
flagt, daß das Schiedsgericht ordnungsmäßig gebildet und das 
Verfahren vor demfelben zuläffig jei. Die Klage wurde vom 
Reichögericht für begründet erachtet, wenn der Beklagte auch nur 
die beiden erften Male folche Berfonen al8 Schiedsrichter gewählt 
hat, von denen er wußte oder annehmen mußte, daB fie das Amt 
ablehnen würden. Denn diefer Fall fteht dem der Nichternennung 
eines Sciedsrichters gleich. Klägerin hat aber, als fie dem Be- 
flagten zum dritten Mal die Wahl eines Schiedsrichter frei- 
jtellte, auf das durch jenes Verfahren erworbene Recht nicht ver- 
zichtet, vielmehr erklärt, daß wenn aud) diefe Wahl zu feinem 
Refultat führe, fie den zweiten Schiedsrichter ernennen wiürbe. 
Diefe Bedingung ift eingetreten, auch wenn der DBeflagte das 
dritte Mal im guten Glauben an die Annahme der Wahl den 
zweiten Schiedsrichter gewählt hat, diejer aber ablehnte. I, 333/95 
vom 1. Febr. 6. 

835. Die Klage auf Vollitredbarkeit de8 Schiedesipruds 
hat der Kläger in Hamburg mit Recht erhoben, weil in den 
Schlußfcheinen Hamburg als Erfüllungsort vereinbart war. Weber- 
dies würde der Kläger al8 Hamburger Komnmtiffionär feine Ans 
iprüche gegen den Bellagten aus Hamburg haben in Hamburg 
verfolgen dürfen. Bei Enticheidung über die prozeßhindernde Un- 
zuftändigfeit war noch nicht zu enticheiden, ob dem Anfprudy un 
Hagbare Differenzgefchäfte zu Grunde liegen. I, 313/95 vom 
17. San. 96. 

836. Die Schiedsrichter haben an demjelben Tage zwei- 
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mal erkannt, das erite Mal erklärt: „Der Beklagte fchuldet 
dem Kläger 1825 Marf 97 Pf. Dem Beflagten bleibt jelbft- 
verftändlich das Recht vorbehalten, die Richtigkeit feiner Behaup- 
tungen zu beweifen‘, was vor uns nicht gejchehen ift und aud) 
nicht angeboten wurde.” Das zweite Mal ift der Beklagte jchlecht- 
hin zur Zahlung von 1825 Mark 97 Pf. verurtheilt. Beide 
Sprüde find zugeftellt und hinterlegt. Der zweite wurde für 
vollftrebar erklärt, der erfte enthalte nur eine Vorarbeit oder 
gutachtliche Aeußerung. II, 348/95 vom 18. Febr. 96. 

837. Parteien Hatten eine Preisfonvention unter Ber- 
abredung einer Konventionaljtrafe gejchloffen. Ueber Streitig- 
feiten follte ein Schiedsgericht entjcheiden, bejtehend aus Nechts- 
anwalt Dr. M. als Vorfigendem und zwei von der Handelsfammer 
zu ernennenden Kaufleuten. Gegen die Klägerin wurde Kon- 
ventionalftrafe durch) Schiedsiprud) ausgefprochen, weil fie einen 
3. als Gefellfchafter aufgenommen und ihm den Verkauf ihrer 
Habrifate zu Konventionspreifen übertragen hat. Ihre auf Un- 
zuläffigfeit des fchiedsrichterlichen Verfahrens erhobene Klage ift 
abgewiejen, Revifion zurüdgewiefen. Denn der Schiedsvertrag 
erjtredte fi) auf die aus der abgefchloffenen Konvention ent- 
ftandenen Streitigfeiten, und ift mit deffen Aufhebung nicht Hin- 
fällig geworden. I, 71/96 vom 8. April. 

838. Wenn aud) CE. P. DO. 858 auf vertragsmäßig berufene 
Schiedsrichter angewendet wird, jo fünnen doch Umstände, welche 
ih aus dem Beruf oder der fonftigen Stellung de8 Scieds- 
richter® nothwendig ergeben, die bei Abjchluß des Vertrags vor- 
handen und den Betheiligten befannt waren oder deren Eintritt 
vorauszujehen war, nicht als Ablehnungsgründe geltend gemacht 
werden. Dr. M. war Syndikus der Konvention und durfte als 
jolder in den diefer betreffenden Angelegenheiten deren Mitgliedern 
jeinen Rath nicht vorenthalten. Als er von dem jest mitbeflagten 
WW. zu NRathe gezogen wurde, fehwebten Verhandlungen zwifchen 
den Mitgliedern, welche den fpätern Abjchluß eines Vertrags zur 
Solge hatten. Dr. M. hat damals den fämmtlichen Konventions- 
mitgliedern feine Rechtsanficht fundgegeben, daß Klägerin nicht 
befugt jei, ihre Fabrifate zu Konventionspreifen an %. abzugeben. 
Daraus fann die Klägerin eine Ablehnung des Dr. M. als 
Schiedsrichter um jo weniger ableiten, al8 die fämmtlichen Kon- 
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ventionsmitglieder, einfchließlich der Klägerin, noch) in einem fpäteren 
Bertrage fi für den Ball des Fortbejtandes der Konvention der 
Entjcheidung des durch diejelbe eingejekten Schiedsgerichts unter- 
worfen haben, ohne gegen die Perfon des Dr. M. Einwendungen 
zu erheben. Auc, darin war ein Ablehnungsgrund nicht zu finden, 
daß Dr. M. fih mit dem Rechtsanwalt Dr. W. über die Frage 
berathen und diefem feine Nechtsanficht mitgetheilt hat. Denn 
Dr. M. konnte nicht vorausjehen, daß W. in dem fpäteren fchieds- 
richterlihden Verfahren den Dr. W. als feinen Vertreter bejtellen 
werde. NRevifion zurücgewiefen. I, 71/96 vom 8. April. 

839. Das vereinbarte Schiedsgericht foll endgültig ent- 
cheiden, ohne an die Vorjchriften der E. P. DO. gebunden zu fein; 
fein Spruch folk die Kraft eines Erlenntnifjes höchiter Inftanz 
haben. Da aud) das aus einem Surijten und zwei Kaufleuten 
zufammengejette Schiedsgericht nad) dem für die Wahl feiner 
Mitglieder beftimmten Modus erhebliche Garantien für eine fad)- 
gemäße Entiheidung darbot, hat das Neichögericht obige DBe- 
jftimmung dahin verjtanden, daß eine Anfechtung des Schieds- 
pruch8 wegen nicht gewährten vechtlichen Gehörs nicht geftattet 
fein follte. III, 403/95 vom 28. April/12. Mai 96. 

840. Das in dem Shnodifatsftatut vorgejehene Scieds- 
gericht hat fich für zuftändig erachtet, den Beklagten aud) wegen 
folcher dem Statut widerfprechenden Lieferungen in die Konventional- 
itrafe zu verurtheilen, welche der Beklagte nach feinem Beitritt 
aber zur Erfüllung von Verträgen gemacht hat, die er furz vor- 
her abgefchloffen und bei feinem Beitritt verjchwiegen hat. Darin 
wurde feine Ueberfchreitung der Zuftändigfeit gefunden. — E.B.O. 
8. 867, Nr. 1. — II, 403/95 vom 28. April/12. Mai 96. 

841. LUnerhebli, daß Beflagter den Syndilatsvertrag am 
31. Oft. 1891 gekündigt hatte. Denn durd) die neu redigirten 
Statuten ift der Vertrag bi8 31. Dft. 1896 unfündbar gemad)t. 
Und der Beklagte hat, nachdem ihm davon Mittheilung gemacht 
war, ein volles Jahr gejchwiegen und damit die Bejchlüffe that- 
lächlich genehmigt. III, 403/95 vom 28. April/12. Mai 96. 

842. In dem Lieferungsvertrage über Steinfohlen war der 
Eijenbahnverwaltung die Befugniß zugefprodhen, die Lieferung 
ganz oder theilweife zu entziehen, wenn die Lieferungen nad) 
Maßgabe der verlaufenen Zeit nicht genügend gefördert find. 
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Ueber die daraus fi) ergebenden Anjprücde foll ein Schiedsgericht 
entfcheiden. Die Eijenbahnverwaltung hat wegen angeblichen Ber- 
zugs den Reft der Lieferung zu einem höheren Preife von einem 
Anderen bezogen und will die Differenz gegen ihre Schuld für 
den gelieferten ZTheil der Kohlen aufrechnen. Auf Zahlung be- 
langt, erhebt Eijenbahnfisfus die Einrede des Schiedsvertrags, 
damit von dem Schiedsgericht über feinen Gegenanfprud) ent- 
Ichieden werde. Im Folge deffen ift die Klage abgewiejen, Re- 
vifion zurücgewiefen. Fiskus braucht nicht vor dem Schiedsgericht 
zu Hagen. VI, 355/95 vom 20. Febr. 96. 

843. Darin, daß der abjonderungsberechtigte Gläubiger 
für feine ganze Forderung (nicht bloß für den Ausfall) über den 
Zwangsvergleic abfliimmt, Fann ein Verzicht auf das Pfandrecht 
gefunden werden. Ob das der Kal, ift im Einzelfall nach den 
begleitenden Umjtänden zu beurtheilen. Hier wurde die Abficht 
eines PVerzichts nicht angenommen. Denn der Gläubiger Hatte 
die Forderung unter Vorbehalt feines Pfändungspfandrechts an- 
gemeldet, im KRonkursverfahren dem Verwalter gegenüber erklärt, 
daß er fein Pfandredht nicht aufgebe, dies Felthalten am Pfand- 
recht auch fonft bethätigt, unter anderem beim Empfang der Afford- 
fumme dem Gemeinfchuldner fofort erklärt, daß ihm feine Reft- 
forderung verbleibe, wegen deren er den Verkauf der Pfänder 
veranlaffen würde. V, 336/95 vom 7. März 96. 

844. In dem gemeinfchaftlichen Tejtament der Eheleute 
St. find die Kinder zu Erben eingejeßt, dem überlebenden Che- 
gatten ift der Lebenslängliche freie, unbejchränfte Nießbrauch mit 
dem Rechte hinterlaffen, auch über die Subjtanz zu verfügen und 
diejelbe nöthigenfall® aufzuzehren. Doc ift gemäß AL. R. der 
Ueberlebende Fiduziar, die Kinder find Fideifommißerben auf den 
Ueberrejt. Wenn der Xebtlebende zur zweiten Ehe jchreitet, joll 
der Niepbraud) aufhören und jener fich mit den Kindern aus- 
einanderjegen. Die Witwe St., welche eigenes Vermögen nicht 
hatte, fiel in Konkurs und verheirathete fich demnädjt wieder. 
Wie der Nachlaß des Ehemanns dem Zugriff der Gläubiger der 
Ehefrau nicht entzogen war, fo ift aud) derfelbe mit Recht als 
Konfursmaffe behandelt. Den Kindern fteht ein Ausfonderungs- 


recht nicht um deswillen zu, weil fich die Ehefrau wieder ver- 


heirathet hat und damit nach Eröffnung des Konfurjes der An- 
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Iprud) der Kinder auf Herausgabe de8 Vermögens eriftent ge- 
worden ift. Da ihnen aud) nur ein Fideifommiß auf den Ueberreit 
eingeräumt und der ganze Nachlaß mit Recht für die Konfurs- 
gläubiger beichlagnahmt ift, fo Fünnen fie auch ihren Erbtheil als 
Konkursforderung nicht geltend machen, wohl aber den unentzieh- 
baren Pflichttheilsanfprud. III, 310/95 vom 28. Ian. 96. 

845. Wenn der Konfursverwalter die Zwangsverwaltung 
auf Grund $. 116 K.D. betreibt, jo fommt $. 141 des Pr. Ge- 
jeßes8 vom 15. Sult 1883 zur Anwendung, wonad dem (Gemein-) 
Schuldner, welcher zur Zeit der Beichhlagnahme auf dem Grund- 
ftüde wohnt, während der Dauer der Verwaltung die für ihn 
und feine Bamilie unentbehrlichen, für die Verwaltung nicht er- 
forderlichen Wohnungsräume zu belaffen find. IV, 370/95 vom 
16. April 96. 

846. Die mittelft einftweiliger Verfügung angeordnete Se- 
queftration der an den Gemeinfchuldner verpachteten Domäne war 
weder mit der Zuläffigfeit der durd) 8. 10 8. D. ausgefchloffenen 
Berwaltungserefution noch mit $. 34 der Allgemeinen Padt- 
bedingungen zu rechtfertigen. Denn das dem Deffentlihen Recht 
angehörige Konfursverfahren fannı nicht im voraus durd) Vertrag 
abgeändert, namentlich Tann nicht dem Konfursverwalter, welcher 
nad) $. 17! die Badıt bis 24. Sunt 1895 aushalten mußte, die 
ihm gebührende Verwaltung entzogen werden. III, 290/95 vom 
14./28. Ian. 96. 

847. Dresden. Der Gemeinfchuldner 8. hatte eine Hhypo- 
thet Eontrahirt und dann das Grundftüd jo verkauft, daß der 
Käufer R. die Schuld auf den Kaufpreis übernommen hatte. 
R. Hatte in gleicher Weife weiter veräußert und war von feiner 
perfönlichen Haftung befreit, nicht aber von dem Anfprud) des 
KR. auf Liberation. Das Grundftüd war gegen den Dritten fub- 
haftirt, und der Hhpothefgläubiger ©. hatte einen Ausfall er- 
litten. Im SKonkurje des 8., welcher nad) dem Süd. bürgerl. 
Gefegbuh dem ©. perfönlich verhaftet blieb, war die Ausfall- 
forderung de8 ©. angemeldet. Der Konfursverwalter hat gegen 
den R. Regreß genommen, und diefer ift verurtheilt, die Konkturs- 
maffe von der angemeldeten Forderung von 17766 Mark 46 Pf. 
nad) Höhe von 15566 Mark 80 Pf. durd) Zahlung an ©. oder 
durch eine der Zahlung gleichjtehende Erfüllung zu befreien. Re- 
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pifion zurücdgewiefen. Der Konfursverwalter ift berechtigt, den 
Anspruch) des Gemeinfchuldners in vollem Umfang geltend zu 
machen. Denn fo gehört er zur Konfursmaffe. Die Zugehörig- 
feit zur Konkursmaffe befchränft fich nicht auf den der Dividende 
entiprechenden Betrag, fodaß der Liberationsanfpruch bezüglicd des 
Reftes dem Gemeinschuldner verbliebe. Würde der Betrag, weldjer 
dem ©. aus der Maffe als Dividende zufällt, von dem R. ein- 
gezogen, jo müßte der eingezogene Betrag unter jämmtlicdhe Gläu- 
biger einfchließlich des ©. vertheilt werden, und die Gläubiger 
fönnten dann wieder fordern, daß die hiervon dem ©. gezahlte 
Dividende unter die fümmtlichen Gläubiger vertheilt werde, und fo 
weiter. Durd) die gewählte Formel ift dem Käufer R. überlaffen, 
fih mit ©. auf gütlihem Wege auseinanderzufegen. VI, 240/95 
vom 30. März/30. April 96. 

848. Nah dem Teftament des Vaters war die Mutter 
Siduziarerbin, die Kinder follten das erhalten, was nad) ihrem 
Tode übrig blieb. Das einem Sohn gegebene Darlehn fol nad) 
dem Zode der Mutter zurüdgezahlt werden. Diefer Sohn fiel 
nach dem Zode des Baters in Konkurs. Nun durfte die Mutter 
die Forderung im Konkurfe anmelden, mit dejjen Eröffnung die 
Vorderung fällig geworden ijt, ohne daß die Möglichkeit der Auf- 
rechnung auf eine Erbtheilsforderung gegeben ift, welche der Gemein- 
Schuldner noch nicht geltend machen fann. I, 40/96 vom 16. Mai. 

849. Berweigert der Gemeinfchuldner die Herausgabe feines 
Vermögens an den Konfursverwalter, und diefer läßt auf Grund 
einer vollitvedbaren Ausfertigung des Cröffnungsbejchluffes zmangs- 
weile dem Gemeinjchuldner die Maffe abnehmen, jo Fan e8 auf 
Grund des 8.685 ©. P. DO. zu einer Einwendung de8 Gemein- 
Ihuldners gegen diefe Zwangsvollitredung fommen. Hat fic) aber 
der Konfursverwalter auf Grund 8. D. 8. 107 felbft in den Befik 
der Mafje gejegt und den Gemeinfchuldner auch aus dem Befik 
von der Pfändung nicht unterliegenden, weil dem Gemeinfchuldner 
unentbehrlichen, alfo zur Konkursmaffe nicht zu ziehenden Sachen 
gejeßt, jo fehlt e& an einer Veranlaffung zur Anwendung des 
5. 685 und zu einer Befchwerde. Der Gemeinfchuldner darf dann 
die Klage erheben. B. III, 101/96 vom 19. Mai. 

850. Königsberg. Wegen eines Darlehns, welches der 
Berpäcter dem Pächter zum Betriebe der Pachtung für die Zeit 
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der Pacht gegeben hat und für das der Pächter das in feinem 
Belige gebliebene Inventar verpfändet hat, fteht dem Verpächter 
fein Abfonderungsrecht zu. VI, 17/96 vom 16. Mai. 

851. Im Fall 518 war nad) Erhebung der Klage die Aftien- 
gejelichaft in Konkurs verfallen. Da der Prozeß allein die Rechte 
der Flagenden Aktionäre bezüglich ihres ZTheilnahmeredhts an der 
Aktiengefellfchaft betrifft, jo berührt er die Konfursmaffe über- 
haupt nit. ES war deshalb fein Raum für eine Aufnahme 
des Berfahrens durch den Konkursverwalter, vielmehr wurde das 
Revifionsurtheil ertheilt gegen die durch Vorftand und Aufjichts- 
rath vertretene Aftiengefellfchaft. I, 56/96 vom 30. Mai. 


Alphabetifches Regifter. 


Ablehnung des Richters nicht ge- 
rechtfertigt 696. 

Abschrift eines eigenen Schriftjaßes 
der Partei? 727; fein Anjprucd) des 
Armenanwalts auf eine zweite Aus- 
fertigung des Urtheils 727b; Antrag 
anf Ertheilung einer dritten Aus- 
fertigung des Urtheils 727c. 

Adfonderungsredht. Gibt der Ab- 
fonderungsberechtigte fein Pfandredt 
dadurd auf, daß er für feine ganze 
Forderung über den Afford abftimmt ? 
843. 

Adoption, Form der A. in Kur- 
heffen 560; Unwirffamfeit einfeitigen 
Widerrufs der A. dor gerichtlicher Be- 
ftätigung der U. 561; Ausbleiben der 
landesherrlihen Begnadigung bezüg- 
lich des Adels 562. 

Agentnrvertrag. Kein Aufgeben 
von Provifionsanfprüchen, welche nicht 
in die mitgetheilten Rechnungen auf- 
genommen waren 385. 

Afktord. Zuftinmungimplicite 348. 

Aktiengefellichaft. Der Borvertrag, 
die Klägerin folle für die von ihr ein- 
gezahlte Summe Prioritätsaftien zeich- 
nen, ift durch ımterlaffenen Beihluß, 
folhe Aktien auszugeben, vechtzeitig 
nicht ausgeführt; feine Verbindlichkeit, 
nachdem das Internehmen Herabge- 
fommen war 514; Heilung der vor 
Einzahlung von 25 Proz. ausgegebenen 
Anterimejcheine durch beiderjeitige Anı= 
erfennung 515; der Konfkursverwalter 
Ichließt mit einzelnen Aktionären einen 
Separatvergleih, von anderen zieht er 
60 Bro. ein 516; umentziehbares 
Gläubigerrecht auf die feftgeftellte Divi- 
dende 517; Zufanmentegungsbeihluß 

Praxis des Neichigerihtst. XXII. 


verbindlic für die Aftionäre, welde 
nicht die erforderliche Zahl von Aktien 
befigen 513; fein Generalverfamm> 
Iungsbefchluß, welcher bei Zufammen- 
legungen die Aktionäre aller ihre Rechte 
beraubt 518. 

Alimente eines Kindes gefchiedener 
Eheleute; Gefichtspunfte für die Be- 
meffung der Höhe 179; Feftitellung 
über das muthmaßliche Lebensalter, 
welches der Getödtete fonft erreicht 
haben würde, bei Berurtheilung zu 
einer Rente gegen den Urheber 180. 

Allodium, |. Familienfideitommiß. 

Alternative Obligation, feine, jon- 
dern fafultative 296. 

Amtspflichtverlegung. Subfidiäre 
Haftung des Beamten von Amts wegen 
zu berüdfichtigen 212; jubfidiäre Haf- 
tung auch dann, wenn der zunädjit 
Pflihtige feinen Negreß gegen den 
Beantten Hat 212; feine A. durd) An- 
wendung von Gewalt zur Meberwin- 
dung pajfiven Widerftandes 198; Haf- 
tung des Amtsrichters und des Sefre- 
tärs, wenn diefer von jenem zur 
Empfangnahme der voll eingezahlten 
Erftehungsgelder beauftragt war und 
dann etwas abhanden gefommen 208; 
auf Erfucjen Iadet ein Richter einen 
Zeugen aus einem Orte, der nicht zu 
jeinem Bezirf gehört 211; der Schult- 
Hei Stellt Zeugniß über erfolglofen 
Sühneverfud aus, ohne daß der au8=- 
gebliebene Beleidiger den Zmwed der 
Tadung Fannte 207; ZTelegraphen= 
beamter übermittelt die Depeiche falfch 
209; der Gerichtsvolßzieher haftet dem 
Schuldner wegen Pfändung unpfänd- 
barer Sadjen mur fubfidiär 185; Ge» 
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rihtsvollzicher Hat fälichlich gepfändet, 
die Brandjtüde fortgeichafft umd fie 
nicht wieder zurüdgebradıt 210; der 
Rechtsanwalt hat die Klage vor Ab- 
lauf der Verjährung nidht erhoben, 
der Klient vergleicht Sid) mit dem 
Gegner ohne jeine Zuziehung 213. 
Anerkennung. Bergleichsofferte Feine 
X. 352; A. einer Beredinung durd) 
Edweigen 354; U. der Hauptichuld 
durch verabredete Kompenjation der 
Zinien 152; U. des Rejultats einer 
Auseinanderjegung mit emem Nech- 
nımgsirrthum in einem Faktor 351; 
A. der Reitforderung aus einem Kauf- 
preiie fchließt die Einrede des Betrugs 
und alle anderen Einreden gegen die 
Gültigkeit, auc) da8 negative Bertrags- 
interefje aus 353; feine A. einer une 
gültigen legtwilligen Verfügung durd) 
die Erklärung, den Betrag freiwillig 
zur Chrung der Berftorbenen zahlen 
zu wollen, bei Hervorhebung der Uns 
gültigfeit 649; N., vom Pflichttheil 
abgefunden zu fein, al8 Erbentfagung, 
weldje gerichtlicher Horn bedarf 597. 
Anfechtung. Nicht bloß Bewußt- 
fein von der Benadjtheiligung der 
Gläubiger, jondern Abficht erforderlid) 
193; Kumulirung verichiedener Ans 
fehtungsaniprüche 194 ; fraudulofe Ab- 
fit, wenn SHhppothef beftellt wird? 
158; Zahlımgsunfähigkeit im Sinne 
des 8.4 U. ©. 188; die Beklagte war 
zur Zeit der Klagerhebung im Befik 
748; U. Teine Feitftelungsflage 191; 
Kläger behauptet, die Ehefrau habe 
nicht jo viel eingebradit, als für fie 
eingetragen ift 189; der Gemeinfchuld- 
ner hat einen fremden Kurichein als 
fremden mit Ermädtigung des Eigen- 
thitmer® verpfändet 187; U. einer 
Schenkung der Mutter und Scduld- 
nerin an ihren Sohn durd) die aud) 
beichenfte ZLochter und Glänbigerin 
190; feine WUmwirkfamleit der Pfün- 
dung, weil die ggorderung vorher von 
dem Echuldner mittelft anfechtbarer 
Geifion weggegeben 193; feine Einvede 
dev AUrglift gegen den Anfechtungs- 
fläger, weil diejer die Berhältniffe des 
Eduldners fannte 193; Anspruch) des 
Anfechtungsbeklagten anf GErftattung 
von Koften, die er behufs Einziehung 
von zuriidzugebenden Wechjeln auf- 
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gewendet hat? 191; der Anfechtungs- 
beflagte hat Aufwendungen auf die 
Sadre gemadt, aus welcher Anfed- 
tungsftäger Befriedigung begehrt 192; 
NRüdgewähr der Werthe vor Erhebung 
der Anfechtungsflage an den Schuldner 
195; Berechnung der einjährigen Frift 
des 8.4. ©., wenn Hypothek ar- 
gefochten wird 188. 

Anpreifung, allgemeine, |. Betrug. 

Anfpruchsverjährung. Beginn des 
Faufs bei der Umwandlung des Waldes 
in einen anderen Holzbeftand 153; bei 
unterlafjener Abänderung eines geiet- 
widrigen Zuftandes, Schadenserjat 
154; neuer Schaden bei veränderter 
Einrichtung 156 ; Verjährung des Lohne 
eines Ziegelmeifters 155; Verjährung 
eines Bermächtnifies läuft erft feit dem 
Tode des Nießbräuchers 150; Beginn 
der Verjährung bei Verlegung des lUr- 
heberredhts; Berhältniß der reichsredht- 
lichen und der landesgejeglichen Vor 
Ihriften 113; Verjährung eines Ent- 
Ihädigungsanjprucdjs wider ven Schifis- 
fapitän, wie weit abhängig von der 
Berjährung des Anfprucds wider die 
Nhederei, H. ©. 38. 907 151; Unter- 
bredjung der A. der Kapitaljchuld durch 
verabredete Kompenjation der Zinjen 
152; Unterbredung der Verjährung, 
ohne daß die Klage dem richtigen Ber- 
treter zugeftellt war 322. 

ee Bertrag, j. Hypo- 
the 


Anweifung auf Baugelder zah- 
fungshalber, nicht an Zahlungsftatt; 
der Anmweifende wird von feiner Schuld 
an den Affignatar nur fo weit befreit, 
als diejer Gelder erhält 374; A. auf 
Gelder, melde der Angewiejene laut 
Bauvertrag zu zahlen habe, Einreden 
des Acceptanten aus den nicht Fund- 
gegebenen Bedingungen des Bauvder- 
trags? 375. 

Arbitrator. Klage auf Vorlegung 
der Bücher an den U. 349. 

Argliit, |. Betrug, Redlichkeit. AD- 
nöthigung einer Zahlung durd) redhts- 
widrige Zurücdhaltung von Saden 
186; fein dolus bei Eingehung eines 
Patentlicenzvertrags, weil der Xicenz- 
geber wifjentlic) verfchwieg, daß das 
Batent gefährdet und die Neuheit zwei- 
felhaft fei 290; culpa dolo proximo 
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steht dem dolus bei Eingehung von 
Berträgen nicht gleich 290. 

Armenredt. Dem Pfleger einer 
Descendenz 719e; nur phyfiichen Per- 
fonen, nicht einer Kontursmafje 719; 
Armuthszeugnig in Preußen von wel- 
her Behörde zu ertheilen? 731; Be- 
fchiwerde wegen Berfagung oder Ent- 
ziehung eines Armuthszeugniffes an 
wen? 719g; X. wegen Ausfichtslofig- 
feit verjagt; nad) Einlegung der An- 
fchließung erteilt 7194; Koften einer 
fachverftändigen Unterfuchung und deren 
Vorbereitung 719; feine Erftattung 
der Auslagen des Armenanwalts aus 
der Staatsfafje 719c; Einziehung der 
Koften nach dem Tode der armen Par- 
tei 719b. 

Arreft. Reine Geftattung, die arreftir- 
ten Sadjen im Gewahrfam des Schuld- 
ners zu lafjfen 828. 

Anfgebotsverfahren und Bräftufion 
unshädlicd) wegen Arglift des Gegen- 
theil8 565. 

Auftrag. Berurtheilung zu dem, 
was der Auftraggeber noch einmal hat 
zahlen müfjen, weil der Beauftragte 
fih jchuldhafter Weife keine Quittung 
hat ausftellen lafjen 373. 

Augenfcheineinuahme ohne Proto- 
follirung 756; U. von Amts wegen 
ist Beweisaufnahme 755. 

Ansdrüdliih. Kein ausdrüclicher 
Erlaß oder Verzicht auf NRechnungs- 
legung 184. 

Auseinanderfeuung der Che- 
gatten im Fall der Chefcheidung; 
maßgebender Zeitpunft für die Er- 
mittelung des Bermögens des fchul- 
digen Ehegatten ; einheitliche Wahl des 
unfchuldigen 541. WU. von Gejell- 
Ihafterndurd einen Sahverftändigen 
verabredet; Klage auf Vorlegung der 
.n und Erjcheinen vor demfelben 


Auslegung eines Bertrags unter 
zwei Gewerkichaften durch Sevanziehung 
der Vorverhandlungen, welche zwiichen 
deren Bertretern ergangen find 107. 
U. Tettwilliger Berfügungen. 
Erbfolge der Geicdwifter nad) den 
Duisburger Statuten 585; der Vater 
fol bis zum Eintritt der der Tochter 
geftellten Bedingung das VBermögen 
zum Eigenthun benuten als Erbes- 
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einjeßung unter einer Bedingung 586; 
Theilnahme an einem Auszuge der 
Ehefrau fein Recht auf felbjtändigen 
Auszug 587; die eine Erbin ift Wiey- 
bräucherin des Nacjlafjes, fol aber 
den Weberjchuß über eine beftimmte 
Summe an ihre Gejchwifter heraus- 
zahlen; Webergang des Anjpruds auf 
die weiteren Erben 588; ift die Witiwve 
Niekbräuderin oder unbejchränfte 
Eigenthümerin? 589; die Verfügung, 
durch welche das fid) an einem be- 
ftimmten Orte befindende bewegliche 
und unbeweglicdye Bermögen der Tejta> 
mentsvollftrederin vermadht ift, umt- 
faßt nach der Sachlage nicht die Werth- 
papiere und ausftehenden Forderungen 
590; die Beitimmung $. 561 A.L.R. 
I, 12 bezieht fih nicht auf ein Ber- 
mädjtniß zu Gunften der Teftanıents- 
vollftrederin 590. 

Ausfetsung, feine, ver Berhandlung 
wider die Berfiherungsgejellichaftwegen 
eines Strafverfahrens zur Ermittelung 
des unbelannten Urheber8 der Be- 
Ihädigung eines Schiffes 725; A. der 
Verhandlung über Provifion wegen des 
über Ungültigfeit des Kaufs jchweben- 
den Prozejjies 724; feine A. der Ber- 
handlung, in welcher die Kompenja- 
tionseinrede vorgefchiltst ijt, weil der 
Anfpruh vor einem Richter, welder 
das maßgebende Landredjt fennt, Fla- 
gend verfolgt it 726; U. oder Ber- 
bindung der ‘Prozefje, wenn der ein- 
getragene Eigenthümer pindizirt, der 
Beier auf Auflaffung EHagt 48; auf 
ichriftlihen Antrag ohne mündlidje 
Berhandlung 721c; feine der Aus- 
einanderjegung vor der Separations- 
behörde behufs gerichtlicher Feftitel- 
lung des Kigenthums 723; feine 
des MWechjelprozefjes bi8 zum Abichluß 
einer Borunterjuchung wider den Kläger 
123b; bi8 zur Erledigung des Straf- 
verfahrens wider die Ausjtellerin 
123k ; feine des Eheiheidungsprozeficd 
in der Revifion bis zur Entjcheidung 
der Ungültigkeitsflage 723c; Feine 
de8 Streits der Eltern über die Er- 
ziehung des Kindes bis zur Erledigung 
des Ehejcheidungsprozejjes 723 d; feine 
wegen eimer in einem anderen Pro- 
zeffe Flagend verfolgten, hiev compen- 
sando geltend gemachten Gregenforve- 
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rung 723e; 4. des vom Celfionar 
erhobenen Prozeffes, weil im Borpro- 
zeß wider den Cedenten die Frage zu 
entfcheiden, ob die Forderung durd 
Derredhinung zu tilgen 7231; feine, 
weil über einen Theil dev Forderung 
jchiedsrichterlich zu entjcheiden 723g; 
Bertagung des Beichluffes über A. zur 
mündlichen Verhandlung 723h; feine 
A. der Klage anf Gehalt bis zur Ent- 
fcheidung der Berwaltungsbehörde über 
Entlaffung 7231. 


Baubefhräntung. Fluchtlinie geht 
durch einen neben dem niedergelegten 
Hanfe belegenen Garten 626; Flucht- 
linie in einer noch) nicht öffentlid) be- 
fannt gemachten und dem Eigenthüner 
gegenüber nod) nicht amtlich durdhge- 
führten Kabinetsordre von 1865 feft- 
geftellt; Feine Entichädigung 625. 

Bangeldervertrag. Ceffion der für 
die Baugelder beftellten Hypothek 77. 

Beamte, Umzugskoften 656; wird 
mit einem Beamten auf Grund der 
Beftimmungen eines für andere Per- 
jonenflaffen erlaffenen Ortsftatuts fon- 
trahirt, fo fommt e8 nicht darauf an, 
ob diejes Ortsftatut in gültiger Weife 
als Statut für die Klaffe, zu welcher 
Sener gehört, erlaffen ift 652; Ans 
rechnung der Militärdienftzeit bei Be- 
rechnung der Penfion im &emeinde- 
dienft 653; Lehrerin an einer öffent- 
lichen Schule mittelbare Beamte 658; 
die Klage wider die Stadt wegen ber 
ihr durch die Entlaffung entgangenen 
Smolumente 658; in Zufunft nur die 
dem Ruhegehalt entiprechenden Emolu- 
mente 657; die ftädtifchen Lehrer 
fönnen aud) auf Kündigung angeftellt 
werden 659; war der Klägerin gegen- 
über Entlafjung für den Fall ihrer 
Berheirathfung vorbehalten? 659; 
Opberfontroleur einer ftädtifchen Gas- 
anftalt fein &emeindebeamter 655; 
Sleifchbeichauer bezieht ®ebühren, fpäter 
mit fefter Reimumneration angeftellt, Fein 
Anfprud) auf die Differenz 654; der 
Kadıtwächter ift Fein ftädtifcher Be- 
amter 660. 

Bedingung. Ausfall der B., wenn 
fie nicht ihrem ganzen Umfange nad) 
bei Zugrumdelegung ihres Wortlauts 
eingetreten ift? 257; nad) einmaliger 
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Ablehnung des Widerjpruchsberechtig- 
ten ift der bedingt DVerpflichtete zu 
weiteren Maßnahmen nicht verpflichtet 
259; Ausfall, weil das Waifenhaus 
nicht binnen 17 Jahren errichtet? Aus- 
legung 255; condictionis implendae 
causa gezahlt, Rüdzahlung, wenn die- 
fer Zwed nicht erreicht wird 160; 8. 
der Beendigung eines Zmwangspoll- 
ftredungsverfahrens eingetreten im 
Laufe eines Prozeffes, deffen Entichei- 
dung von der Eriftenz der B. abhängig 
war 258; Berfprechen unter der B., 
daß jemand eine beftimmte Perion 
heirathet 161; Bellagter hat Waffer 
veriprochen, wenn er welches befomme, 
Auslegung 259; der al8 DB. gefetten 
Konkurseröffnung fteht die Ableiftung 
des Offenbarungseides nicht gleid) 256 ; 
B, einer Bürgfchaft, Auslegung 257. 

Benefizialerben, mehrere, jolidarifch 
verurtheilt 601. 

Bergredt. Kauf eines Grubenfeldes 
unter der Verpflichtung, der Verfäufe- 
rin einen Antheil am Reingewinn zu 
gewähren; Auslegung 107; feine Ers- 
jaßverpflichtung für die höheren Koften 
eines anderen Baues als Wiederher- 
ftellung des früheren Zuftandes, wenn 
jolcher aus anderen Gründen polizei- 
lid) angeordnet 106. 

Bernfsgenoffenfchaft. Webergang 
des Anfpruhs aus 8. 1 des Haft- 
pflichtgejees 486. 

Bernfung des obfiegenden Ehegatten 
gegen das die Ehefcheidung ausfprechende 
Urtheil 813; pätere VBerfchärfung des 
Berufungsantrags 792; abweicdende 
Bertheivigung des Beklagten in der 
B. gegen die Niüdforderung 793; 
Beklagter rechnet bisher nicht Tiqui=- 
dirte Zinfen an auf die nicht gezahlte 
Baluta, feine Kompenfation 794; ebenfo 
nit die Geltendmachung von Ber- 
wendungen auf die verachten Sadıen, 
wenn nad) deren Beräuj.rung der ge- 
löfte Preis gefordert wuıd 790; an 
das Landgericht zurücverwiefen, mern 
Ihon dafjelbe bei Prüfung der gejeß- 
lihen Bertretung fi nit auf das 
Borbringen der prozeßhindernden Ein= 
vede befchränft hatte 791; Aufhebung 
nad) 8.501. PB. DO., weil das Land- 
gericht nicht wegen Subftantitrung ge= 
fragt hat 733e. 
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Befchwerde. Weitere B. zuläjfig und 
unzuläffig 803, 804 ; des Rechtsanwalts 
auf Erhöhung des Streitwerths an das 
Oberlandesgeriht, der Partei auf 
Herabjegung an das Reichegericht 802; 
B. unzuläffig gegen die Anordnung 
des Berfäumnißurtheils 805; 3. un- 
zuläffig gegen einen Beichluß nad) 
münpdlicher Berhandlung über Eides- 
abnahme 806; feine B. des Beflagten 
wegen eines den Kläger erlafjenen 
Koftenvorjchufies für Beweiserhebungen 
702k; B. nur wegen Niederjchlagung 
der Koften zuläjfig 715. 

Befis. Aufgeben des Gewahrjants 
an Hölzern, welche auf dem LTagerplat 
des Beklagten lagen, zu Gunften des 
Berfügungsberechtigten — Ü.X.R. I, 
7, 88. 137, 139 — 30; B. eines Rechts, 
MWaffer für Forellenteihe aus dem 
Mühlgraben in der Zeit zu ziehen, two 
diejer nicht veparirt wird 29; Feine 
Schadenserfatflage bloß auf Grund 
des Befites nach) Pr. Recht 202. 

Beitätigungsfchreiben, . Zorn. 

Betrug, |. Arglift. Kein B. dırd) 
Anpreifung, Berkäufer verfaufe zum 
Selbftfoftenpreis 285; fein B. bei einem 
Bahlungsverfprechen bezüglic) einer an- 
geblihen Schuld, wenn inzwijchen der 
Serthum des Berjprechenden aufgeklärt 
war 287; Anfechtung dc8 Bertrags 
und negatives Bertragsintereffe aus- 
geichloffen durd) Anerkennung der Kauf- 
preisreftforderung 353; feine Aufgabe 
ver Rechte auf Schadenserjfag durd) 
die Auflaffung nad) erhaltener Kennt- 
niß 283; 8. bei der Auflaffung, nicht 
beim Berfauf durd) Verjchweigung der 
der Baupolizeiordnung widerjpreden- 
ven Niedrigkeit von Dachräumen 291; 
feine bloße Anpreijung bei Angabe 
beftimmter Thatjadhen, welche für den 
Merth erheblich find 284; werthloje 
Hypothek zur Berichtigung des Kauf- 
preijes abgetreten 284, 283; fein Er- 
fat des Erfülllungsintereffes, wenn der 
Betrogene von dent DVertrage zurüd- 
getreten ift 288; aber des durd) 
Abihluß des Bertrags entftandenen 
Schadens 289; B. durd) Berfchweigen 
Abfiht, ein Gut zu erwerben? 


Beweisanträge abgelehnt, Zeugen- 
beweis nicht erhoben gegenüber einen 
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Sadhverftändigengutacdhten über Geiftes- 
franfheit 770. 

Beweislajt bei ver Bindifation eince 
geftohlenen Inhaberpapiers fir ven 
Eigenthunserwerb eines Vorgängers 
des Beklagten 58; bei einer Entidhädi- 
gung wegen nidyt gewährter Mieths- 
wohnung, ob Kläger nicht eine andere 
Wohnung miethen fonnte 390; über 
den Verbleib der bei Gericht einge- 
zahlten Gelder 208; Umkehr der B., 
wenn fich der Klient mit dent Proze- 
gegner ohne Beiziehung des Ned)ts- 
anmwalts vergleicht, flir die Regreßklage 
gegen diefen 213; B. bezüglid) der 
Höhe des Einbringens einer Ehefrau 
gegenüber dem die Sllatenhypothek aıı- 
fechtenden Gläubiger 189; B. bei Aus» 
fülung eines Blanfetts 246; für 
den Vorbehalt der Konventionalftrafe, 
wenn Ablieferung und Annahme aus- 
einanderfallen 753; über verjchuldete 
Entlaffung eines Privatbeamten 406; 
D. bezüglicd; des Muthrvillens der er- 
wiejenen Beleidigungen zur - Anwen- 
dung des 8. TO2 AL. NR. IL, 1 752; 
B. der PVertragsmäßigfeit der Hölzer 
bei der Klage des Verkäufers auf Ber- 
tragserfüllung 754. 

Bezirk, Lothringiicher, al® Ber: 
waltungsabtheilung und al8 Korpo- 
ie Stellung des Bezirkspräfidenten 
214. Ä 

DBlanfett (j. Wechjel) unter Uende- 
rung des Formulars ausgefüllt 246. 

Börfengefchäfte, 1. Differenzgeichäft. 
Der Kommifjionär hat rechtswidrig eine 
Zwangsregulirung vorgenommen; da= 
dur ift die ftilljchweigende Prolon- 
gation des Engagements ausgejchlofien 
466 ; feine ftillichweigende Genehmigung 
der Loslöfung der Kupons und Berwen- 
dung al8 Zahlung durd Einftellung in 
die Rechnung 463; Nachprüfung des 
Reichsgerichts, ob Differenz nicht aus- 
geihloffen dur den im betreffenden 
DBertrag vorbedungenen Verzicht auf 
die Revifion 787; das Neichsgericht 
nimmt abweichend vom Berufungsge- 
richt veines Differenzgeichäft an 465; 
Differenzgeichäftaud) für dieBergangen- 
heit gejchloffen aus fpäteren Umftänden 
463 ; gemeinschaftliches Differenzgeichäft 
und Auftrag dazu 467; Differenz- 
geihäft in Zuder 464; Differenzge- 
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Ichäft, eruefeitung zur Rüdzahlung 
des Gezahlten 4 

Böfer lasse: im Allgemeinen und 
in Bezug auf den pfandfreien Erwerb 
einer Parzelle? 50. 

Bürgfchaft. Keine B. durd) Ber- 
abredung mit dem Hauptichuldner 325 ; 
civilrehtlihe B. durd) Hingabe eines 
MWecjfels? 326; Handelsbürgichaft ge- 
feiftet mit der Verabredung, daß der 
Bürge nur bis zu einem beftimmten 
Tage hafte 496; Bürge für einen 
Kaufpreisreft macht Ungültigkeit wegen 
Krrthums über die Berficherungsfunme 
des Haufes geltend 273; feine DVer- 
lfeßung der Bertragspflicht, wenn der 
Gläubiger, der Einftellung einer Sub- 
haftation veriprocdhen hatte, fi) ohne 
reale Wirkung dem Subhaftations- 
antrage eines anderen Gläubigers an- 
idhloß 497. 


Causa. Spiel in einer verbotenen 
Lotterie 312; Almverbindlichfeit eines 
Erlaßvertrags als Schweiggeld wegen 
Unfittlichfeit 314; Ungültigfeit eines 
zwijchen zwei Bedienfteten gejchloffenen 
Bertrags zum Zwed der Verhinderung 
der Dienftentlaffung des einen 408; 
Beredung der Betheiligung bei einem 
Konfurrenzgefhäft mit Gewinnbethei- 
ligung von einem Neifenden gegen die 
vertragsmäßig übernommene Konfur- 
verzenthaltung 315; wucherifches Ge- 
ichäft verdedt durch Angabe einer fal- 
ihen causa 313; fein Mißverhältnig 
zwifchen Leiftung und Gegenleiftung 
troß der Höhe, alfo fein Wucher 310; 
Wuder von einem Nachhypothefar 
gegen win verfolgt 311. 

Ceflion, j. Simulation. €. in 
blanco, ausgefüllt von der Witwe 
in eigenem Namen 250; ungültige 
Abtretung einer Hypothek’ enthält die 
&. de8 perjönlichen Anfpruchs, welcher 
nah dem Ausfall zurücbleibt 336; 
S. eines Wechfel® durh Hingabe an 
Zahlungsftatt, Berurtheilung des Kon- 
fursverwalters zur Anerkennung des 
Stäubigerredhts des Keffionars 338; 
&. von Baugeldern, Bedeutung 340; 
Sedentin Elagt gegen den Schuldner, 
weichem nicht notifizirt ift, und erlangt 
mit Borwifjen des Ceffionars die 
rechtskräftige Verurtheilung 339; un- 
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bedingte E. zur Sicherheit Feine Ver- 
pfändung 341; €. in securitatem, 
der Ceffionar tritt zu einem niedrigeren 
Preife ab und macht mit feinem Ceffio- 
nar ein Gefchäft auf Gewinn und Ver- 
luft; was hat er feinem Schuloöner 
gutzubringen? 342, 343; bei €. in 
securitatem feine Berpflichtung des 
Sejfionars, den Kedenten von der Sub- 
haftation des verpfändeten Grund- 
ftüdes zu benadridtigen 335; Komz 
penfation mit Zinfen, welche Teit der 
Kotififation der E. fällig geworden 
find 337; debitor cessus beruft fich. 
auf ein für ihn maßgebliches Wrtheil, 
durch welches er vor der E. verpflichtet 
wurde, Zahlungen an einen Dritten 
zu leiften 15; &. einer Hypothek unter 
Haftung für den Eingang; Maß der 
Gewährleiftung 343b; fein Negreß. 
des Geffionars an den Cedenten aus 
der Gewährleiftung, wenn dem Eeilio- 
nar das ihm abgetretene Sparkafjen- 
bud) evinzirt tft, weil er den Betrug 
des erften Cedenten begünftigt Hatte; 
auch nicht bei einer Theilnahme feines 
Sedenten an dem Betruge 334; ©. 
einer Hppothef unter Anrechnung der 
Baluta auf den Kaufpreis eines Grund- 
ftüdes; die Hhpothef ift ausgefallen, 
Anfpruc des Geffionars? 171. 

Givilprozekorduung eröffnet Fein. 
Berfahren über den Niücdkfehrbefehl 
unter Ehegatten 683. 


Dariehn. Balıta nicht gezahlt, for- 
paleszirt, wenn zur Abfindung ein 
Gläubiger cedirt 368; fein D., wenn 
mangels Konfenfes fein Darlehnsver- 
trag; Klage abgewiejen, weil aus der 
Bereicherung nicht geklagt war 369; 
42000 Mart D. zur Hypothel ver- 
prodhen; es find near 31000 PMarf 
gezahlt, Klage auf den Eintrag 82; 
Borvertrag ;  verpflichtender Wille, 
Größe der in der Urkunde nid)t ge- 
nannten Summe 370. 

Delitt. Schadenserfagpflicht des 
Släubigers, welcher wider E.B.D. 
$. 715, Nr. 6 pfänden läßt 185. 

Dienite, Arbitrirung der Gebühr 
mir Sadjverftändigen für Tarirung. 
178. 


Dienftmiethe. Der erfte Fürber 
fichert fi) gegen eine Dienftentlaffung 
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dur) einen mit dem zweiten Färber 
geichloffenen Bertrag; ungültig 408; 
Berurtheilung einer Privateifenbahn, 
eine Erklärung bei der Benflonsfafle 
der Beamten der BPrivateifenbahnen 
über unverjchuldete Entlaffung eines 
Beamten abzugeben 406; Konventio- 
nalftrafe gegen Werkmeifter wegen Ver- 
tragsbruchs 404; Chrverlekung des 
Betriebsführers gegen den Werkmeifter? 
405; Entlafjung eines Gutsinspeftors 
ohne Kündigung 409, 410; Zurdispo- 
fitionsftellung eines im Privatdienft an- 
geftellten Forftmeifters mit nicht vollem 
Gehalt? 407. 

Differenzgefehäft, 1. Börlengelchäfte. 
Keine Erörterung, ob Einrede des D.S 
begründet bei Entjcheidung über die 
prozeßhindernde Einvede der Yinzus- 
ftändigfeit 835. 

Domänengäter. Veräußerung fır- 
heifiicher D. durd) Jerome Napoleon 
666. 

Dritter. Bertrag zu Gunften D 
Reitritt des Parzellenfänfers zu dem 
von dem Hypothefgläubiger und dem 
Stammgutseigenthümer getroffenen Ab- 
fommen durd) Zahlung an den Hypo- 
thetgläubiger 297; nad) Nheinijchem 
Recht Fanın der Dritte eine Forderung 
nur erheben, wenu er die Verfügung 
angenommen hat. Liegt folhe An- 
nahme vor? 298; Bertrag über 
Handlungen Dritter. Berpflid- 
tung dafür eimzuftehen, daß der Ab- 
fäufer für einen Dritten eine Hypo- 
thef nur in beftimmter Höhe eintragen 
läßt 2995; Theilnahme Dritter, f. 
Anterpention und Nebenintervention, 

Drohung, |. Zwang. 


Ehefran fontrahirt allein, wenn 
Ehemann fi in unbefannter Abwejen- 
heit befindet 548; Hlagt allein, fonktu- 
dente Genehmigung des Ehemanns 
697b, 697; Elagt allein über dem 
ehemännfichen Nießbrauch unterfallende 
Miethegelder 697d; im Beiftande des 
Ehenanns verklagt; Heilung mangeln- 
der Zuftelung an den Ehemann 697; 
die verflagte Witwe heirathet im Laufe 
des Prozefjes ; der Ehemann wird nicht 
zugezogen 697. 

Eheliches Güterrecht.5.216A.L.R. 
II, 1 in der Mark fuspendirt 551; 


Alphabetifches Regifter. 


439 


volles oder ganzes Berlehnt bei der 
Werbung verjprochen 549; Beräuße- 
rung don wegen Berarmumng des Ehe- 
manns an die Ehefrau zurüdgefallenen 
Dotalfadhen 550. 

Chefcheidung. Chebrud) und ge- 
fchlechtliche Ausfchweifungen nach jüidi- 
Ihem Ehejcheidungsredt 533; Kont- 
penjation beiderjeitigen Chebrudhs; 
neuer Ehebrud) des einen Theile 538; 
berdächtiger Umgang, Gegenbeweis nicht 
geführt 539; bösfiche Berlaffung, €. 
nicht abzulehnen, weil nad) amtlicher 
Ermittelung der Ehemann verdächtigen 
Umgang mit anderer Frau habe 541; 
böslihe Berlaffung 536; Bermweige- 
rung der ehelichen Pflicht 545; richter- 
liches Berbot an den Ehemann, mit 
einer anderen Frauensperfon umzit- 
gehen 542; gefundheitsgefährliche Miß- 
Handlung 535; Mifhandlung ohne 
Kenntniß der Gejundheitsgefährlichkeit 
530; grobe und widerreditliche Kräns 
fung der Ehre 537; fjchmwere Beleidi- 
gung, fubjeftive Berjchuldung? 544; 
grobe Beleidigung nit die verjuchte 
Bergewaltigung der Schweiter der Ehe- 
frau 532, Chrenfränftung 536; Be- 
feidigung: Uhrmacher zum mittleren 
Stande 534; Gefährdung des Ge- 
werbes 543; für die Schuldfvage font- 
men nur die int Gejeßß vorgeichriebenen 
Eheverfehlungen in Betracht 540; Ber- 
zeihung ? 531. Wirkungen. Maßgebeits 
der Tag für die Werthsermittelung 
de8 Bermögens; Wahl des unjchul- 
digen Ehegatten einheitlich 547. 

Cheiheidungsprogeß. Berufung 
des obfiegenden THeil® gegen das die 
Eheiheidung ausiprehende Wrtheil, 
weil er verzeiht 813; Tod der Flagen- 
den Ehefrau int Laufe des Prozefies 
811; feine Aufrechthaltung der Ehe 
durch Berwendung der Kompenjation 
beiderfeitiger Ehefcheidung von Amts 
wegen in der Berufung 812. 

Eid den Kläger auferlegt, weil Be- 
Hagte die betreffende Urkimde verloren 
hat 781; der Meberzeugungseid nur vr 
negativer Form, wenn über That- 
fachen, welche der Schwurpflichtige nicht 
wahrgenommen und nicht dorgenonts 
men hat 762. 

Eideszufhiehung zuläfiig über 
Erbverziht 598; über Beltimmung 
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durd) Zwang 767; Kenntniß von That- 
jachen, welche Aitien minderwerthig 
erjcheinen laffen 768; daß fid) Werth- 
papiere im Nachlaß befunden haben 
769; unzuläfjig generelle €. nad) 
Erhebung fonfreter Beweife 765; Klä- 
ger habe gewußt, daß Beklagter nidjt 
im Stande gewejen fei, die Börjen- 
geichäfte effektiv zu erfüllen 764; daß 
die Gejellichaft den angegebenen Ge- 
winn gemadjt habe 763. 
Eigenfhaft, gewöhnlid vor- 
ausgejette. DBerhältnig der ge- 
wöhnlid) vorausgejetten zu der aus- 
drüdlid) vorausgefeßten E. 280; fein 
Mangel joldder, daß das Wafjer beim 
Stehenbleiben im abyffinifhen Brun- 
nen eijenhaltig wird 828; bei einem 
alten Haufe in einer Worftadt 331; 
bei einem Wohnhaufe die Bermieth- 
barfeitder Dacdywohnungen ohne Wider- 
Ipruch nit der Banpofizetordnung 282; 
ausdprüdlid vorausgejeßte E. die 
Bernmiethbarfeit der Dahwohnungen? 
281; nicht die ‘Prospertität eines ver- 
fauften ‘Patents 280. 
EigentHumserwerb. Steiner dırcd) 
Vebergabe an in der Ehewohnung be- 
findfichen Miobilien von den Ehemann 
an die Ehefrau 39; Nebergabe des 
Gutsindentars durch den Pächter an 
den Berpächter bei Beendigung der 
Pacht vor der Taration 40; durd) 
„Berfauf” zur Sicherheit einer Forde- 
rung nad A.R%.R.? 34, 55, 36; nad) 
Gem. R.? 32; feiner an der dem 
Käufer überjandten Waare, wenn er 
die Annahme ablehnt und fie nur auf 
Lager nimmt 41; feiner dur) Im 
ädififation bei Grenzüberichreitumg nad) 
8.340 f. ÜUR. I, 9 43; feiner 
durd) einen Staatsvertrag, Welcher 
wohlerworbenes Grundeigenthun ohne 
Entihädigung aufheben will 42; des 
Reiche an bisherigen Grundftiiden des 
Pr. Fiskus durd) Gejeß 37. 
Eigenthumsflage des eitngetrage- 
nen Eigenthümers; felbftändige Klage 
des DBefiters auf Auflaffung gegen 
den eingetragenen Cigenthümer; Ylug- 
jeßung oder Berbindung beider YPro- 
geile 48. 
Einheitlichfeit eines Kauf- umd 
Miethsvertrags, jodaß Vollziehumg des 
Kaufe nicht gefordert werden Fam, 


wenn die des Miiethsvertrags nicht ge- 
fordert ift 424. 

Einrede aus dem Rechte Dritter. 
Der Konfursverwalter hatte für die 
Mafjeglänbiger ein Pfandrecdht bei Auf- 
hebung des Konkfurfes vefervirt. Nad) 
wiedereröffnetem Sonfurs weigert er 
in deren nterefje die Herauszahlung 
des Erlöjes für dafjelbe gepfändete Ob- 
jeft 772; E. der Tilgung durd) Zah- 
fung oder Konpenjation 749; GSub- 
ftantitrung der E&. der Hingabe an 
Zahlungsftatt bezüglich des Objefts 
749b; Einrede der Arglift, weil 
Klägerin perfönlich verpflichtet für die 
Aufwendungen ihrer Erblafjerin 750b; 
Neplifpder X. gegen die E., die For- 
derung des Pflichttheils jei präafludirt 
565; €. der Kompenfation ohne 
rechtlichen Zufammenhang 750. 

Einjtweilige Berfügnng beim Aimts- 
gericht beantragt, Zuftändigfeit des 
Landgerichts für die Bollftrefung der 
angedrohten Strafe 830; Zuftändigfeit 
de8 Prozeßgerichts, welches die e. B, 
erläßt, aucd, über die Nücgabe einer 
Sicherheit in dem Urtheile zu befinden, 
in welchen: die e. DB. aufgehoben wird 
851; Anordnung einer Segqueftration 
der verpadhteten Domäne während des 
Konkurjes, auf weilen Koften? 829. 

Eifenbahn. Verpflichtung zum Sca- 
denserjag wegen Unzulänglichkeit der 
Maflerdurdhläffe bei Hochmwafler 54. 

Eltern und Kinder. Bergleid) der 
im Ehejheidungsprozeß liegenden Ehe- 
leute iiber Erziehung und Alimentation 
ihres Kindes 558; die Ehefrau ent- 
fernt fi) mit ihrem Kinde von dem 
Ehemann und fordert von demjelben 
Alimente für daffelbe 557. 

Empfehlung und Rath, wifjent- 
liche, nıinderwerthiger Altien 377 ; ver- 
bfümte Warnung 376; Haftung ohne 
vertragsmäßige Verpflichtung für Rath 
nur bei abfichtlidher Schädigung 378. 

Enteignung von einem mit einen 
Unterjagungsreht des Unternehmers 
belafteten &rundftüd 622; Berurthei- 
fung zur Herftellung einer Anlage, zu 
welcher fic) der Unternehmer erboten 
hat 623; Tiefe der Grundftüde maß- 
gebend für die Bebaubarfeit und die 
Werthihätung der vorn abgejchnittenen 
Barzelle 619; abftrafte Diöglichkeit dev 
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Veränderung in der Nubung fein 
Grund, die Enteignungsfumme nied- 
viger zu bemefjen 616; Ermittelung 
des Werths von in ges der Fludht- 
Yinie abgejchnittenen Grundftüdstheilen 
duch Aufftellung eines Bauprojelts; 
Berechnung von Zwijchenzinfen 617, 
618; Berpflichtung zur Uebernahnte 
eines ganzen Grundftüdes bei Zer- 
ftücfelung; maßgebende Gefihtspunfte 
620, 621. 

Erbe, Der €. veräußert und ver- 
zichtet demnächft auf die Erbmafie; 
Uebergang des Anjpruds aus der Ber- 
änßerung auf die Nadjlapmafje 5. 

Erbeseinfegung heres ex re 
certa neben der Einjeßung einer Unis» 
verjalerbin 577; heredes ex certa 
re, wie beftinmmen fic) ihre Erbtheile? 
759 


Erbpadt. Einfluß der Ablöfung 
eines Kanons auf den Fortbeftand an- 
derer im Erbpadtbrief vorbehaltenen 
Rechte 103; die in E. gegebene Mühle 
fol zurüctgegeben werden, wenn e8 die 
Nothourft erfordert, daß die Stadt des 
Plates bedarf: auch aus Schönheits- 
rüdfichten? 102. 

Erbfchhaftsantritt nicht durch ver- 
fuchte Veräußerung von Exbfdjafts- 
fachen 599. 

Erbichaftsentfagung,, |. Exrbver- 
zit. E. nad) der Erklärung, theilen 
zu wollen 612. 

Erbidhaftsflage nicht gegen den 
Schenfnehmer bei einer ungültigen 
Scjenfung des ganzen Vermögens von 
Todes wegen 610. 

Erbichaftsftener. Keine von einer 
Zuwendung an das jüdiiche Kranfen- 
haus 645; feine E. von einem Nieß- 
braud), der nicht oder nicht über den 
gejeglichen Nießbraud) hinaus hinter- 
lafien ift 647; von einer bedingt hinter- 
lafjenen Rente 646; Ungültigfeit einer 
Tetttwilligen Zuwendung; feine Anz 
erfennung durch Erbieten, den Betrag 
freiwillig zahlen zu wollen 649 ; Einzel- 
zumendungen nicht al8 Vermädhtnifie, 
jondern al® Verleihung, weldye unter 
die errichtete Stiftung fällt 644; Nieß- 
brauch oder Rentenvermäcjtniß? 648; 
das Konferendum ift nicht Theil der 
Erbichaft 606. 

Erbfchaftsvermäcdtnik,. Rechte des 
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Dermädjtnignehmers unmittelbar an 
den Nad)lagegenftänden 581. 

Erbtheilung.  Weberiehen einer 
en beim Berfauf theilungshalber 

Erbvertrag enthalten in einem 
Adoptiondvertrage, [pätere Berfügungs- 
beichränfung in einem Teftamente un- 
gültig 584. 

Erbverzicht des Adoptirten mind- 
lih erklärt 598; Anerkennung, vom 
Pflichttheil abgefunden zu fein 597. 

Erfindung. Abtretung einer E.; 
Anjprud) auf Eeffion der Rechte, welche 
der Abtretende aus Berträgen über 
diejelbe E. mit Dritten erwirbt, md 
des Batents 124; Benutzung einer dent 
techntjchen Direktor einer Zuderfabrif 
zu einem beftimmten Zwed als Ge- 
heimniß anvertrauten E. zu einem an- 
deren Zwed im ntereffe der Zuder- 
fabrif, deren Haftung auf die Be- 
veiherung 158. 

Erfüllungsort für den Kaufpreis, 
wo die Pferde auf einem auswärtigen 
Diarkte gekauft find 300; für eme 
Provifion, die aus einer Vergleiche- 
jumme zu zahlen ift 301; fiir die Pro- 
vifion des Agenten 302. 

Erfüllnngsverf eu Hagbarnad) 
Franzöfiichem Nedht 3 

Erfüllungszeit ir am Sonntag 
für eine Zahlung, wohl aber Ent- 
gegennahme einer Erklärung 303. 

Erklärung, |. Schweigen. Münd- 
ide E. einer Einjchränfung des Ver- 
tragswillens gegenüber einem Boten 
bei uneingejchränfter Unterzeihnung 
233; fonfludente Einwilligung in die 
Art der Berehnung für nit ausge- 
führte Bauten 231; konkiudente Ge- 
nehmigung einer Weiterveräußerung 
durd Annahme einer Theilzahlung und 
Aufforderung, den Neft zu zahlen 232. 

Erlaßvertrag, T. Aktord. 

Errungenfdaftsgemeinfchaft. 
Keine Befugniß des Ehemanns, das 
der Ehefrau Zugewiejene ohne derer 
Zuzgiehung anzunehmen 556. 

Erfisung. Erjigungsfähigfeit von 
innerhalb einer Feftung zu Platredt 
verliehenen fisfaliihen Grundftüden 
38; RNedlichkeit der Befiter nicht bei 
unentichuldbarem Redtsirrthum 38; 
Superfizies Flargeftellt durch den Ein- 
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trag im Grundbuch), deshalb E. aus- 
geichloffen 38; feine E. an vermadten 
Saden durh die Erben 31; feine 
a dur) Erhebung einer 
demnäcjft abgewiejenen Klage nicht 
fegitimirter Kuratoren 33; E. eines 
bejonderen Benutungsredits an einer 
dem Gemeingebraud) gemidmeten öffent- 
fihen Straße beim Zweifel, ob nicht 
Miteigenthum zuftehe 61, E. eines 
Nothivegs ohne Entjchädigung 60. 


Fälligkeit, |. Zeitbeftimmung. 

Tamilienfideifommißg errichtet in 
einer divisio parentis inter liberos 
ohne öffentliche Befanntmadjung 566; 
5. für den Mannsftamm ohne Ans 
ordnung einer Erbfolgeordrnung mit 
Freigabe der Veräußerung bei allfei- 
tiger Webereinftimmung 567; Aus- 
einanderjegung zwilchen den Allodial- 
erben und dem Fideiflommißfolger 569, 
570; bei Lebzeiten des Fideifommiß- 
befigers geichlagenes Holz, welches nad) 
der Hebung erft in der nädjften Wirth- 
DUEEyeERE verredj;net wird, allodial 


En mifienftiftung. Kontrole der Ber- 
waltung der Seniorin der %. durd) 
den Stiftsinfpeftor auc bezüglich der 
Seldrehnungen 572, Schiedeiprud 
über die Hebungen einer %. miaßgeb- 
os für die fpäteren Succeffionsfälle 


I anfhfanb, Pfändungspfandredit. 
3. an Weinen nicht erworben, weil der 
Derpfänder einen zweiten Schlüffel 
zum Keller hatte 96; fein Erwerb des 
Gewahrjams, auch nicht durd) Aus- 
ftellung des Lagerjcheins, noch durd) 
nachträgliche Uebergabe der Schlüffel 
97; Erwerb eines Pfandredhts an dem 
Pfandgeber nidt gehörigen Papieren 
ohne Kupons und Zalons? 92; Ber- 
pfändung einer Lebensverficherungs- 
police; hat der Pfandgläubiger An- 
pr) auf Erftattung der don ihnt ge- 
a Prämien gegen den Pfandgeber ? 
44, 95. 

Serienfache. Räumung von Buden 
verweigert, weil vermiethet 696b. 

Feititellungsflage. Anfechtung des 
Konfursvermwalters feine %. 191; nega- 
tive $. abgewiefen, enthält pofitive Felt- 
ftelung nad) dem Grunde 740; Auf- 
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rechthaltung der Leiftungsflage auf 
Rüdgabe des Pahtguts nad) erfolgter 
Rüdgabe als $. 742e; %., daß Be- 
Hagter die nad) Maßgabe der Pro- 
duftionsüberfichten fich ergebende Li- 
cenzabgabe zu zahlen habe, neben der 
Leiftungsflage auf Borlegung der Bro- 
duftionsüberfichten 737; feine Koms 
penfation gegen dieje Klage 738; Teine 
T., daß ein Rezeß nod) gelte, in welchem 
\ehr verfchiedene Verhältniffe geordnet 
find 734; eine 5. über VBerhäftniffe, 
welche nicht beftritten find 735; Dar- 
legungspflicht des mit der negativen 
5. Bellagten 742; feine %. gegen die 
Witwe, daß die Radjlafgrunftüce zu 
einem beftimmten Werthe in Anfat 
fommen 742b; feine 5. auf Unzu- 
läffigfeit eines fchiedsrichterlichen Ver- 
fahrens 736; Eigenthumsfeftitellungs- 
Elage, daß ein Grundftüd zur Konfurs- 
maffe gehört 742c; Schadenserjat 
generell gefordert 739; %. des Ans 
habers einer Partialobligation, daß bei 
der Subhaftation des verpfündeten 
Grunpdftüdes die Grundichuld als Keal- 
forderung anerfannt werde, und bei 
Seftftellung des geringften Gebots nur 
die vorhergehenden NRealforderungen 
anerkannt werden 742d; %. auf ge- 
bührvenfreie Beerdigung 3; negative 
%., daß dem Generalagenten feine 
Provifionsanfprüce mehr zuftehen, weil 


verjährt 

ideifommiffarifche Subftitution. 
Form der Berfteigerung bei Theilung 
unter den Miterben ohne Rüdficht auf 
die Minderjährigfeit der Nacerben 
582; die Fiduziarin meldet eine Dar- 
(ehnsforderung im Konfurje des Fidei- 
fommißerben an, welche nad) dem Tode 
der Fiduziarin gezahlt werden follte 848, 

irma. Cine einer beftehenden %. 
ähnliche Gefellichaftsfirma für Perfonen 
eingetragen, welche gar feine Gefell- 
Ichaft bilden 136, 

Fiskus. Crjat des Schadens in 
Höhe einer Zahlung, welche eine Station 
des 5. an eine andere geleiftet hat 170. 

Fleifbefchaner, ftädtiicher, mit 
fefter Remuneration nad) früherer An- 
ftellung auf Gebühren 654. 

Form. Notarieller Bertrag eines 
Analphabeten 247; fchriftliche Ber- 
leihung einer Grunddienftbarfeit an 
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einem öffentlichen Fluß 63; Ceffion 
in blanco, ausgefüllt von der Witwe 
des Ceffionars mit ihrem Namen 250; 
Blanfett von dem Empfänger unter 
Abänderung von gedrudten Worten 
des Formulars ausgefüllt 246; münd- 
li) verabredeier Werth bei einem 
Ichriftlichen Kaufvertrage; WU R. LT, 
5, $. 159 251; mündlicdje Nebenab- 
reden neben dem fpäteren fchriftlichen 
Bertrage 252; eine wefentliche Be- 
ftimmung des Vertrags ift verjehentlic 
in das von beiden Xheilen unter- 
fchriebene Eremplar der Urkunde nicht 
aufgenommen 248; miündlider Bor- 
behalt der Nüdforderung 161; Be- 
ftättgungsfchreiben abweichend vom 
telephonifchen Abjchluß? 249; fchrift- 
lihe Form bei einem Handelsgejchäft 
gewollt 245. 

Frachtvertrag. HaftungeinesSspedi- 
teurs, welcher Güter unter falfcher Be- 
zeichnung aufgegeben hat, für den durd) 
Brand entftandenen Schaden? 420; 
perils of the sea, Freizeihhnung von 
Nadläffigkeit der Sciffsleute 422; 
Haverei 421. 

Fragepfliht. Welche Klage ange- 
ftellt werden wollte? 610; zur Herbei- 
führung eines der Sadjlage entfprechen- 
den Klagantrags (Löichung ftatt Zah- 
lung) 722e; Subftantitrung behaup- 
teter Unzurechnungsfähigfeit 722 ; wenn 
Klage auf gänzliche Aufhebung einer 
Zwangsvollitredung bezüglich eines 
Theils der Forderung begründet, nach 
der erforderlichen Rechnungsaufftellung 
842, Soll und Haben bei einem Konto- 
turrentverhältniß 357 ; zur Klarftellung, 
daß in einem Prozeß auf Bollitred- 
barfeitserflärung auf Zinjen geflagt ift 
722b; zur Klarftelung einer Eides- 
zujchiebung 722c; zur Klarftellung 
eines Kaufpreisminderungsanjpruchs 
722d; &rımd der Unausführbarkeit 
einer Lieferung in natura 722h; wegen 
unterlaffener Befragung über GSub- 
ftantiirung hebt der Berufungsrichter 
auf und vermweift zurüd 733e; feine 
nad einem Beweife, den anzutreten 
die Partei durch den Prozeßgang ver- 
anfaßt war 722f; feine nach Wieder- 
hofung der eventuellen Eideszufchiebung 


122g. 
Früchte des Grundftüds nicht die 


443 


aus deifen Sand im Fabrifbetrieb her- 
geftellten Steine 24. 


Gebrauhsmmfter.Seringfügige Ab- 
weidhung einer Glimmerrolle zumSchuß 
des Cylinders von Gasglühlampen nicht 
mufterjchußberecdhtigt 133; die Anmel- 
dung datirt nicht don der Anmeldung 
zur Batentirung 134; offenfundige Bor- 
benugung 134. 

Gegenfeitiger Bertrag. Keine Zus 
rüdhaltung der ganzen Gegenleiftung 
wegen Mängel, nachdem der herge- 
ftellte Weg in Benupung genommen 
308; feine Zurüdhaltung der ganzen 
Gegenleiftung, weil eine der Leiftungen 
unmöglich geworden 309; feine DVer- 
pflichtung, die volle Abgabe troß Weg- 
falls eines Theil der Leiftungen zu 
zahlen, weil der Kicenzgeber nad) Ber- 
nitung des Patents fi zum NRüd- 
tritt bereit erflärt hatte, und Ficenz- 
nehmer darauf nicht eingegangen war 
229; feine Einrede, wenn der Gegen- 
fontrahent zwar vertragswidrig, aber 
ohne jchädigenden Erfolg gehandelt 
hat 497; feine Einrede des nicht er- 
füllten Bertrags wegen ungeredhtfertig- 
ter Kündigung gegenüber Forderungen 
ans der Vergangenheit 304; der eine 
Kontrahent gewährt die Borleiftung 
nit; feine Befreiung durch Verzug 
des Gegenkontrahenten 306; feine 
Zurüdbehaltung der Waare, weil 
Käufer eine andere Waare nicht be- 
gahit bat, deren Preis erft fällig wird 
305. 


Gegeuftand des Anfprudhs. Werth 
ftatt der Naturalerfüllung nad) ge= 
troffenem Abfommen 138. 

Gelegenheitsgefellfihaft. Nur der 
Gejellichafter forderungsberechtigt, wel- 
chem Zahlung verjprochen wurde 498. 

Gemeine Laft nicht die polizeiliche 
Anforderung gewiffer Höhe der Dad)- 
räume 333. 

Genehmigung, j. Stellvertretung. 
©. der Weiterveräußerung von Sadjen 
fonfludent erflärt 232; der Kreis kann 
eine MWegebauhülfe, nachden der Weg 
in öffentlihe Benutzung genommen, 
infoweit verweigern, als dies zur 
Hebung der gerügten einzelnen Mängel 
erforderlich ift 308. 

Genofjenfhaft, nihteingetra- 
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gene, ohme juriftiiche Perjünlichkeit. 
Ein Grundftüd für diefelbe auf den 
Namen des Gejchäftsführers einge- 
tragen. Dafjelbe wird wegen Scul- 
den der ©. in Anjprud) genommen 
522; Unwirkfamfeit der von dem ein- 
getragenen Eigenthümer ohne Ge- 
nehmigung der ©. beftellten Grumd- 
Ihuld 522. Eingetragene ©. Ein- 
rede des durh Betrug veranlaßten 
Eintrags in die Lifte gegen die Klage 
auf den negativen Gejchäftsantheil 
523; Beichluß über Gewinnvertheilung 
524; Ladung der Genojjien zur Er- 
Mörung über die Berechnung 526, 
527; die unangefochten gebliebene Be- 
rechnung $. 99 des Gefetes ftellt aud) 
feft, daß die Einzelnen enoffen find 
525; Präflufion der Einwendung 
gegen die Mitgliedlifte nad) $. 168 
fann nod) im Konkurfe eintreten 528. 

Gerichtsferien. Koften auf Räu- 
mung don Buden, welche Beflagter 
gemiethet zu haben behauptet 696 b. 

Gerichtskoftengejet, |. Koitenvor- 
fHuß. Rehtsnachfolger für Koften ver- 
antwortlid), wenn der Armenanwalt 
des Nechtsvorgängers ohne Vorlegung 
einer Bollmadıt für ihn auftrat 712u; 
$. 94, Beweisgebühr von Kläger, ob- 
wohl Beweiserhebung auf Antrag des 
Beklagten angeordnet 710; Antrag 
auf Friftverlängerung nad Ablauf des 
Sahres, S. 94, 712k; feine Zurüd- 
zahlung veihsgerichtlicher Koften, weil 
der Rechtsweg für unzuläffig erfannt 
ift 7121; feine G&ebührenfreiheit der 
Provinzial- Land -Feuerjozietät beim 
NReihsgeriht 712m; NRüdzahlung von 
Gerichtsfoften, welhe von einem 
Rechtsanwalt perfönlich erhoben wur- 
den, für die er als Zeftamentsvoll- 
ftreder haftet 712n; Gerichtsfoften 
von dem Borbehaltserben perjönlid) 
erfordert 712e; Aenderung des Streit- 
werths für die Berechnung der Ge- 
richtskoften vom Neichsgericht? 711; 
das Amtsgericht erflärt fid) nach er- 
hobener Widerflage unzuftändig; Be- 
rechnung der Koften des Amtsgerichts 
und des Landgerichts 712f, 712g; 
Berfahren über den Grund des An- 
fpruds und über die Höhe, wenn 
eine Snftanz, namentlich in der Be- 
rufung? 7121; Koften de8 Zahlıngs- 
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befehl8 anzurechnen bei Einjprud) 
712t; feine Koften einer Zuftellung 
von Amts wegen Tile; Bergleid) nad) 
einem Thetlurtheil 711c; Gebühr, 
wenn Klage auf VBollftredungsflaufel 
eines Altes, der fein Wrtheil 712; 
8.46, Zurüdnahme einer Nefchmwerde 
vor deren Zuftelung 711d; Unzus- 
Täffigfeit einer Beichwerde; Koften 
höher, al8 wenn der Antrag auf Kon- 
furseröffnung erhoben als unbegründet 
abgewiejen wäre 7128; Ankündigung 
einer eingefchränkten Berufung, cı- 
läutert durch die jpätere Deklaration 
712r; Progeßftrafen — 8.48 — wegeıt 
verfpäteter Bezeichnung neuer Berveis- 
mittel 7120; entjchuldigt 712p; feine 
Prozepftrafe für verjpätete Zuftellung 
der Berufungsbegründung, wenn 
Schriftfatz beantwortet ift TIL b; feine 
für Bertagung, welche in Folge der 
mit Borbedadt in der mündlichen Ber- 
handlung erklärten Anjchließung 712b, 
Gericdhtsftand, prorogirter, für 
den Kommilfionär mit Ausfchließung 
jeden andern ©.8, nicht den Kommit- 
teten 695e; Niederlaffung, nidt 
die Fabrik 695b; nicht wegen unter- 
laffener Einwendung der Unzuftändig- 
feit, wenn das ausländifche Geridjt 
nad) feinem Recht zuftändig war 694; 
G. des Bertrags bei Schadens- 
erfats wegen Betrugs oder fahrläffiger 
falfcher Berficherung 693; Klage auf 
Nüdnahme der Waare unter Zahlung 
von Lagergeld und Schadenserjat 695; 
Forderung aus einem mit der Ham- 
burger Niederlajjung des in Altona 
wohnenden Bellagten eröffneten Ge- 
ichäftsverhältnig 692; Kaufpreis für 
Srundftüd695 ce ; Abgabe einer®illens- 
erflärung 695d; Zahlung einer Ab- 
findungsjumme 695f; des Wohn- 
fies, Atelier anderswo ald Wirth- 
Ihaft6Yda; Zwangsvollitredung, 
das Prozekgeriht ohme Eeörterung 
feiner Zuftändigleit für den Haupt- 
ee 695g. 
efellihaft mit bejchräntter Haf- 
tung. Keine Verbindlichkeit, einen 
Gefellichaftsantheil einem Dritten ab- 
zutreten, wenn die Mitgejellichafter die 
Bewilligung verweigern 512; die Ge- 
jellichafter bringen ftatt des im Gejell- 
Ichaftsvertrage beftimmten baaren Gel- 
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de8 ein vor der Gründung angejchafftes 
Seihäft ein, ohne dafjelbe im Gefell- 
Ichaftsvertrage zu dellariven; Ber- 
urtheilung zur Nachzahlung 511. 

Gefeß. Reichsgefep für die Be- 
rechnung der Penfion von Gemeinde- 
beamten 1. 

Gejetlicher Vertreter. Die Eijen- 
bahndirektion, Vertreter des Fiskus 
bei Anfprücden aus dem Fürforgegefet 
697 e; Eifenbahnbetriebsamt in Haft- 
pflichtprogefien 697f; auf vollen Er- 
jat wegen Enteignung 733h; Eijen- 
bahndireftion, nicht der Minifter der 
9. B.; geheilt 6978. 

Geftändnif, qualifizirtes gilt wie 
weit al8 &.? 751; feines durch An- 
gabe niedrigeren Werth8 eines Nech- 
nungsfaltore 172; ©. dur Zurüd- 
Ihiebung eines Eides 751b. 

Gewährleiftung, j. Gemeine Laft. 
Wegfall der ©. wenn die Parteien 
Theilnehmer an der Begünftigung eines 
Betruges 334; gewöhnlich vorausge- 
fegte Eigenichaft bei einem alten Haufe 
im einer Borjtadt 331; das Waifer 
wird, wenn es im abyffinifchen Brun- 
nen fteht, eifenhaltig 328; für einen 
auf dem verkauften Grundftüd haftenden 
Auszug von Berfäufer durd Stehen- 
laffen von Kaufgeldern übernommen ; 
das Grundftick wird fubhaftirt, Anf pruch 
des Käufers auf das Üntereffe 330; 
&. für eine ausgefallene Hypothek, weil 
nicht mitgetheilt ift, daß die Sub- 
haftation bevorftand 171; die Hypo- 
thef amortifire fi, feine Zufage über 
den Antrag der thatjählich erft nad) 
12 Jahren eintretenden Aınortifation 
329; ‘Preisminderung auf die Raten 
dc8 Kaufpreifes verhältnigmäßig an- 
zurecdhnen 332. 

Gewäfjfer. Abfangen der unter- 
wdiichen Wafferadern, welche die zu 
Zage tretende Duelle fpeifen 108; 
pofizeiliches Berbot an eine Fabrik, 
Abwäljer in einen Privatfluß abzı- 
leiten; Feine Echadenserfatanjprüche 
109. 

Gewerbeordnung nicht anwendbar 
für Schadensanfprüche einer Fabrik, 
welcher unterjagt wurde, ihre Abwäfjer 
in einen Privatfluß abzuleiten 111, 
112. 

Gewohnheitsredht. Desuetudo ge- 
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genüber einer Polizeiverordnung ; maf- 
gebender Perjonenfreis bez. der opinio 
necessitatis 4. | 

Girovertehr. Der Dritte, welchem 
auf Anweifung gutgejchrieben ift, weit 
die Annahme zurüd, der Anmeijende 
widerruft die Anweifung; demnädhjft 
nimmt der Dritte die Gutfchrift an 
372. 

Gläubiger, j. Subjekt des Forde- 
rungsredhts. 

Grundbuch. Eigenthumserwerb im 
guten Glauben an das ©. 46; Auf- 
laffung und Eintrag des Eigenthiimers, 
nachdem die Abbrudspflidht an zu 
Superfizies perliehenen Grumdftüden 
gelöfcht war 47; find die Erben pro 
indiviso eingetragen, fo überträgt die 
Auflafjung eines Miterben von einer 
Duote und der Eintrag jeines Gegen- 
fontrahenten feine Rechte. Hier blieben 
alfo die vor dem E&. €. ©. begründeten 
Nechte am Grundftüd bejtehen 44, 45; 
feine Mitwirkung des Pflichttheilserben 
zur Mitwirkung bei der Umfchreibung 
eines Grundftüids auf den Univerjal- 
erben 49; Ausjetsung oder Verbindung 
der Prozeffe, wenn der eingetragene 
Eigenthümer vindizirt, der Befiger auf 
Auflaffung Fagt 48; Bedeutung des 
Borbehalts im Grundbud) nad) $. 216 
A.U.R. U, 1, 551; fein Berjehen 
des Grimdbuchrichters, wenn derjelbe 
ohne Kenntniß von Zinsrüdftänden 
auf die Hypothelentlaffung einer Eeffio- 
narin eine Parzelle Hypothefenfrei ab- 
jchreibt 50. 

Grnnddienftbarleit.e. Bedeutung 
der Eintragung der ©. im Hypothefen- 
buch für die Annahme ihrer Eriftenz 
64; Thongräbereigeredhtigkeit haftet 
troß Nichteintragse und Regulirung 
auf dem ganzen Rittergut, alfo aud) 
einem abveräußerten Areal 66; an der 
Spree durd) die Staatliche Verleihung 
in fchriftlicher Form begründet 63; 
Erhöhung des Weidegeldes fein DBe- 
weis gegen die Erfikung der ©. 65; 
Tenfter jollen nicht gebiendet werden 
67; Berpflichtung, das ablaufende 
Wafjer in einem Graben anfzunchmen, 
Raumungspfliht des  Herrichenden 
Grundftüds mit dem Recht, den Aus- 
wurf auf den dienenden zu lagern 62. 

Gruudftenern. Abgaben der Stadt 
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Pr. Holland an den Fiskus, welche 
durch Gefeß vom 21. Mai 1861 außer 
Hebung gejeßt find 650. 

Gütergemeinfchaft, j. Kauf. Aus- 
geihloffen durch gültigen Vertrag vor 
der Ehe; nicht wieder begründet dur 
thatfächliche Ausübung oder mündlichen 
Bertrag 552; Publikation der Aus- 
fchließung bei Veränderung des Wohn- 
fies unterlaffen; Wirfung unter den 
Eheleuten, und einen Gläubiger gegen- 
über, welcher einen Anjpruch der Ehe- 
frau pfänden Tieß? 553; Verfolgung 
der ehemännlichen Rechte wegen Sachen 
und Geld, welche die Ehefrau mit- 
genommen, vor und nad) der Schei- 
dung 554; fortgejegte ©. in Bremen; 
Befugniß der Witwe frei unter Teben- 
den zu veräußern, ein Eeffionsformular 
mit ihrem Namen zu unterzeichnen 
555. 

Ontsüberlafijungsvertrag. Kein 
Nechtsgejchäft von Zodes wegen troß 
des Inhalts 428; feine Befugniß der 
Kinder, die ihnen zugewiejenen Kauf- 
preistheile vor der Theilung des elter- 
lichen Nadjlafjes und Kollation geltend 
zu maden, nad, Rheiniihem Recht 
429; liegt Theilung der Eltern unter 
den Kindern oder Vertrag zu Gunften 
Dritter vor? 429. 


Haftpflichtgefek. Ein Pferd fcheut 
vor einer LTofomotive und beichädigt 
feinen Führer 218; ein Knabe jucht 
auf den in voller Fahrt befindlichen 
eleftriihen Wagen zu jpringen und 
erleidet einen Unfall 219; Ausichluß 
des Anfprudh8 wegen eigenen Ber- 
fchuldens eines Tjährigen Knaben 17; 
Berfchnldung des Verunglüdten, wel- 
her den Eijenbahndamm überfchritt, 
ohne fi umzujehen? 216; Wieder- 
verheirathung der Witwe des Der- 
unglüdten 217. 

Handelsgefhäft von der Witwe für 
Rechnung der fämmtlihen Erben fort- 
gejetst, während fte nad) Außen An- 
haberin und als jolche im Handels- 
regifter eingetragen ift 604. 

Handelsgeihäfte. Ein Sleiicher- 
meister verleiht Geld, und läßt fid) 
Bürgichaft leiften 253; Ceifion der 
Anjprüce de8 Zimmtermeifters aus 
einem vom Geifionar zu vollendenden 
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Hausbau 254; Borbehalt einer NRüd- 
forderung 161. 

Handiungen, Bertrag über. Münd- 
liches DBerfprehen der Vergütung, 
nacdhden: ein Theil der Arbeit geleiftet 


ift 419. 

Sandlungsfähigkeit eines etwas 
über 7 Zahre alten Knaben bei der 
Frage nad) dem Ausschluß eigenen 
Berjchuldens bei Anfprucd) aus Haft- 
pflichtgejet 17, 18; der an hronifchem 
Alkoholismus leidende Käufer ift nod) 
willensfähig 19. 

Haverei, große, auf einem Ahein- 
ichiffe 421; feine Beichränfung auf 
die unter Ded befindlichen Güter 421. 

Heilung der Zuftellung einer einft- 


‚weilign Berfügung an den Provo- 


faten ftatt an veifen Prozeßbevoll- 
mädhtigten 771; mangelnder Zuftellung 
der Klage an den Ehemann 697; der 
mangelnden Feitftelung der Ladung 
des Nebenintervenienten im Berfäum- 
nißverfahren durd das Verhalten der 
Hauptpartei 700d. 

ypothef für ein Darlehn von 
42 Mark veriprocdhen, e8 find nur 
31000 Mark gezahlt 82; geflagt auf 
Eintrag an eriter Stelle und Nüd- 
zahlbarfeit nad) vierteljährlicher Kün- 
digung; erkannt aud) auf Eintrag 
hinter anderen H. und Rüdzahlbarkeit 
nah) 5 Jahren 82; BVerfprechen, den 
nidt valutirten Theil der H. dem 
Grundeigenthümer mit gleihem Recht 
abzutreten; das Grundftücd wird ab- 
getreten, ein Theil der H. fällt aus, 
die Abtretung war nicht erfolgt, An- 
jprucdh eines Kejfionars des Grund- 
eigenthlimers auf Zahlung? 88; Cei- 
fion der Baugelverhypothef, foweit der 
Gläubiger nicht gezahlt hat 77; Necht 
des Korrealhypothefgläubigers fi, an 
das einzelne Grundftüd zu halten, und 
Erflärung nod im Kaufgelderbe- 
legungstermin, obgleich er hat gemein- 
Ichaftlicd) ausbieten laffen, gegenüber 
Nachhypothefar 80; feine Boraus- 
fonıpenfation von Miethe und Dar- 
techn zu Nacıtheil der Hypothelgläubi- 
ger 76; Subftantiirung einer Klage 
aus Leiftungen, für welche eine dent- 
nächft ausgefallene 9., für melde der 
Empfänger angeblid) perfönlid) Schuld- 
ner ift, cedirt wurde 733; antichreti- 
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cher Vertrag und Verpflichtung des 
Schuldners, das Kapital zuritdzu- 
zahlen, wenn die Zinfen nicht "pinft- 
lid) gezahlt werden; Berhältniß der 
Rechnungslegung zur Klage auf das 
Kapital 89; gejegliches Vorredht der 
soulte nicht ausgefchloffen durch einen 
zufolge der Erbtheilung weggefallenen 
Nießbrauh 86; Streit zwijchen dem 
Arreftpfandgläubiger und dem früheren 
Geifionar, welcher nicht im Belit des 
Hypothefendofuments war, um den 
Borrang 84, 85; umvedliches Ber- 
fchweigen von Thatjadyen, welde fid) 
auf die Mehrbelaftung eines Grund- 
ftüds beziehen, gegenüber dem den 
Boreintrag bewilligenden anderen 
Gläubiger, wenn der Promiffar von 
den Thatfachen nad) der Bewilligung, 
aber vor dem Eintrag Kenntniß er- 
hält 78; MWebernahme einer H. als 
GSelbitfchuldner in einem ZTaujdjver- 
trage ohne Begründung einer perjön- 
lichen Eduld 90; 8.41 E. E. ©. aud) 
bei Taujcpverträgen 75; Uebernahme 
einer H. in Anrecdjnung auf den Kauf- 
preis; Liberationspflicht des Käufers? 
81; fein Liberationsaniprud) des Ber- 
fäufers, nachdem feine Haftung er- 
lojchen ift, weil der Hypothefgläubi- 
ger dem Käufer die Unfündbarfeit zu= 
gelagt, die H. nicht gekündigt und 
nicht geklagt Hat 79; Löfhungsanjprud) 
gegen den Rechtsnachfolger des früheren 
Slänbiger8 ans dem mit diefent ge- 
Ichlofjenen Bertrage 83; efjibilität 
eines Anspruchs auf theilweije Hypo- 
thefentlaffung bei Barzellivung und 
Bebauung? 87; Steht der Anfprud) 
auch gegen die Gejlionarin der 9. 
zu? 87; Zwangshypothef auf Grund 
8. 236 ©. B. DO. gegen den Parzellen- 
eriwwerber eingetragen; mit Redıt? 91. 


Snhaberpapier, Bindifation eines 
gejtohlenen, von einem Banfier 58. 

SInterceffion. Klage der Snter- 
cedentin auf Befreiung 495. 

SIntereile, |. Schadenserjag. Juter- 
ejleanfpruc des Käufers ftatt des Se- 
währleiftungsaniprudjs fir einen eine 
getragenen Auszug nad) Subhaftation 
des Srundftüds 330; 3. für eine bei 
der Subhaftation ausgefallene Hypo- 
thef, deren Balııta auf den Kanfpreis 


447 


eines veräußerten Grundftiids arge- 
rechnet war 171. 

Antervention, |. Nebeninterventiont. 
%. nit wegen Berfprechens Koften 
zu zahlen 700; Teine Einichränfung 
der zuläjfigen Nebenintervention be- 
züglich eines einzelnen Bertheidigungs- 
mittels 698. 

Yuventar. Keine Berpflichtung 
des Märkifchen Ehemanns, der nicht 
in Gütergemeinjchaft lebte, ein 3. über 
das gemeinfchaftliche Vermögen vor- 
zulegen, wenn er der Erbichaft ent- 
jagt hat 612; 3. des parens binubus 
für die Descendenz feines Sohnes, 
nicht erlaffen durch die ihn bewilligte 
Befreiung von der Rechnungslegung ; 
zu legen für die Zeit des Lodes der 
erften Ehefrau 613; 3. vom Pflicht- 
theilsberechtigten gefordert ohne Nad)- 
weis einer Verlegung im Pflichttheil 
611. 

Yerthum im Berweggrund, weil der 
Kanal anders gelegt tft, al8 bei dem 
Beriprehen des Zufchuffes der Ge- 
meinde projeltirt war 276, 277; 3. 
im Beweggrunde der 3. über die Ver- 
mögenslage des Schuldners bei Altord 
275; 3. über fremdes Recht macht die 
thatfächliche Zuftimmung nicht ungül- 
tig 356; 3. über die Projperität eines 
Patents 280; über Transportfähigfeit 
einer Waare 272; 3. über den als 
verabredet geforderten Preis; bei dem 
Berhalten der Barteien eventuell 
Einigung über den marftgängigen 
Preis 452; $. in gewöhnlid) oder aus- 
drüdlich vorausgejegten Eigenichaften, 
die der Baupolizeiordnung wider- 
Iprechende Niedrigkeit der Dadjräune? 
281, 282; 3. über die Berficherungs- 
junme eines gefauften Haujes 273; 
der Lotterieverfäufer jendet ein ge- 
zogenes 008 268; %. über Tchledhte 
Gefhäftsführung eines Adminiftrators 
bei Bewilligung eines Abjtandgeldes 
274; Berabredung über die Zahlungs- 
modalitäten bei irrthiimlicdh angenont- 
menem Fortbeftand der Schuld 278; 
$%. bei einer Auseinanderfegung 351; 
%. bei einem Vergleich über die Höhe 
der Echuld; Anfprüde auf NRüdgabe 
von Wechfeln; ganzer Vergleid) un- 
gültig, Wiederherftellung des früheren 
Berhältnifies 269, 270, 271; Nedjts- 
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ivrthfum über den Fortbeftand eines 
Theils der abgelöften Gefammtabgabe 
madt den ganzen Ablöfungsvertrag 
ungültig 279. 


Kanf. Einheitlichfeit eines Kauf: 
und Miethsvertrags ; Verluft des Rechts 
auf Bollziehung des Kaufs zu Hagen, 
wenn nicht die des Miethsvertrags 
gefordert wurde 424; die gütergemein- 
Ichaftliche Witwe veräußert ein zur 
Gütergemeinschaft gehöriges Haus für 
fi und die Kinder, entjagt demnädhft 
der Gütergemeinfchaft, cedirt ihre An- 
jprüdie an den Nadjlaßkonturspermal- 
ter. Die Kinder verzichten auf die 
Erbihaft 423; KR. eines Haufes, an 
welchem Verkäufer nur theilweis be= 
rechtigt war 426; Herbeiführung der 
Auflaffung an der ideellen Hälfte 
eines Grundftüds, wenn das ganze 
Srundftüdnod) nad) dem Separations- 
rezejfe der Stadt gehört, und die Erben 
des Berfänfers fi) nicht als folche 
legitimiren fönnen 427; fein fXibe- 
rationsanfpruch des Berfäufers gegen 
den Käufer wegen einer von diejem 
übernommenen SYpothef, weil Ber- 
fäufer nicht mehr haftet, nachdem der 
Hypothefgläubiger nicht gekündigt und 
geklagt hat 79; Berurtheilung zur 
Befreiung des abveräußerten Grund- 
fid8 von eimer dom Käufer nidt 
übernommenen Rente 425; Xiberations- 
pfliht eines Käufers, welcher eine 
Hypothek in Ancehnung aufden Kauf- 
preis übernommen hat? 81. 

Kauf in Handelsfacdhen. Angabe 
des Abnehmers jchließt die Annahme 
eines Kaufs nicht aus 432; Per- 
feftion des Kaufs über ein in Folge 
einer Zeitungsannonce beftelltes Lot- 
tevieloos 468; reines Dlivdendl zu 
technischen Zwveden 445; Bezeichnung 
der Waare im Schlußicein maßgebend 
433; verfaufter Weizen nacdhträglid) 
als Sommerweizen deflarirt 451; Be- 
rehtigung des Käufers Erjaßfamen 
zu fordern, aber feine Berpflichtung 
ihn anzunehmen 454; Beklagte hat 
den Schaden zu erftatten, weil fie die 
Majcine fchwerer als bevungen fon- 
ftruirt hat 453; bei Fe eines 
Dampftejjels aus Schmiedeeijernen 
Blehen und Zulage befter Ausführung 
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darf au Thomaseifen verwendet wer- 
den 460, feine Berabredung über die 
Transportfähigfeit guter, gefunder 
Waare 434; dürfen gekaufte Ihrwarze 
Mähnenhaare aud) graue enthalten? 
461; SJrrthum über den als verab- 
redet geforderten Preis, Einigung über 
einen marktgängigen Preis 452; Preis 
beftimmt durch den Einfaufspreis zu=- 
züglich der Hälfte des Mehrerlöjes 
beim Weiterverfauf 432; Verfügung 
über einen Theil der zur Verfügung 
geftellten Waare 447; feine Ladung 
des Gegners beim Verfahren nach 
9. ©. 3. 348, 449; Koften diejes 
Berfahreng 450; der Berderb von 
Heringen in Blehdof en erft nach acht 
Tagen rechtzeitig angezeigt, obwohl 
Dofen bei der Ankunft aufgetrieben 
waren 446; erneute Mängelanzeige 
erforderlich nad) Bewilligung erbetener 
Berlängerung der WProbefrift 457; 
Garantiefrift und Verjährung der Klage 
des Käufers wegen Mängel 448; Rüd- 
tritt vom Bierlieferungsvertvag, ipenit- 
Ihon nicht rechtzeitig gerüigt 440; Ge- 
nehmigung einer anderen als der be= 
ftellten Waare dur Schweigen und 
Nachbeftelung anderer Waare 435; 
Rüge, die Waare fer feine Karbols- 
fäure, det nicht den Mangel an PBro- 
zentgehalt 431; Xieferungsverzug 
des Berfäufers, weil er die ab Krippe 
verfauften jungen Ochjen zuvor füttern 
läßt 442; Rücktritt wegen verfpäteter 
Lieferung bei einen Kauf ohne Liefe- 
rungsfrift 444; NRüdtritt des Käufers 
von einem Kanf über Noggen- und 
Weizenmehl, weil ein Theildes Roggen 
mehls nicht geliefert war 430; fiefe- 
rung bis Ende März, das Haupt- 
quantum möglichit Sanuar/Februar; 
Lieferungsverzug der Berfäuferin jchon 
im Februar; NRüdtritt ohne Bewilli- 
gung einer Nahfrift im März 438; 
Succeffivlieferungen, der Käufer for- 
dert Scadenserfaß, weil Berfäufer 
mit einer Rate im Verzug ift, nnd 
geht für die fpäteren Lieferungen vom 
Bertrage ab 458; feine Ankündigung 
des Dedungsfaufs und feine Nadjfrift 
bei beftimmter Lieferungsweigerung 
458; Lieferung don Kohlen von Eng- 
land, Ausbruch eines Strifes, wann 
tritt Fieferiingsverzug der Berfäuferin 
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ein? 459; Kauf mit vorbehaltener 
Speififation; der Berfäufer fpezifizirt 
beit Säummiß des Käufers 441; 
Nüdtritt von einem Milchlieferungs- 
vertrag, weil der Käufer die ver- 
jprochene Abrechnung nicht vorlegt 437 ; 
Ankündigung eines fpäteren Rüctritts 
fein Rüdtritt 437; der Agent des DBer- 
fäufers verkauft ohne deifen Auftrag 
und Genehmigung die Waare, welche 
wegen Annahmeverzug beim Spediteur 
gelagert war, zur Dedung der Lager- 
toften 439; Bedingungen beim Selb t- 
hülfeverfauf 455; Ausihluß der 
Haftung für Güte umd Beichaffenheit 
beim Gelbfthülfeverfauf einer großen 
Waarenmenge nicht geftattet 456; 
Selbfthülfeverfauf nad) Abmweijung der 
Differenzforderung 436; nener Selbft- 
hülfeverfauf mit für den Beklagten 
ungünftigerem Rejultat als der frü- 
here nad) zwei Sahren, Berurtheilung 
443. 


Kanfalität des Erfüllungsverzugs 
nit dadurch ausgefchlofen, daß auch 
nod) ein Anderer jäumig ift 141; R. 
für die Verwendungen auf die in Folge 
Betrugs erpadhtete WirtHichaft und m 
diefelbe 142; 8. beim Scadenserfat 
für den Ausfall einer Hypothek nicht 
unterbrochen durd) eine Choleraepidemie 
140; feine 8. für den durd) den Be- 
trug erwachjenen Schaden, daß der Be- 
trogene feine bisherige Wirthichaft, ftatt 
fie weiter zu betreiben, verafterpachtet 
hat 143. 

Kirhe. Berfügung von Serome 
über eine Kirche des Deutjichen Ordens 
vom Kurfürften von Heffen annullirt 
666 ; Simultaneum nidht beftätigt durd) 
unterlaffene Ausübung 671; Kirchen 
baulaft der Altlutheraner im Kreije 
Kottbus 664; patronatähnliches Ber- 
hältniß, welches den Eigenthümer eines 
Schulzenguts verpflichtet, gegen Bezug 
der Einnahmen des Kirchenvermögens 
die Kirche zu vepariren, ohne Ber- 
pflihtung zum Neuban 663; ein jüdi- 
Icher Slaubensgenofje ift Patron; ift 
der Vergleich) gültig, durch welchen er 
eine beftimmte Summe zum Wieder- 
aufbau der Kirche beftinumnt, wenn ihm 
der Sit im Bauvorftande eingeräumt 
wird? 670; eigene Berfafjung einer 
evangeliichen Kirchengemeinde, nad 
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welcher ihr die Wahl ihres Pfarrers 
zufteht? 667; bei Berufung eines 
Pfarrers fraft Devolutionsrehts han 
delt das Konfiftorium nicht in Ber- 
tretung der Landeskirche 668. 

Klagänderung. GSellagt im eigenen 
Namen, dann al8 Beauftragter 295; 
Aufrechterhaltung der gegen die 0.9. ©. 
erhobenen Klage gegen den Mitgejell- 
fchafter 744; Klage auf Theilung der 
Erträge, erweitert auf Theilung der 
Subftanz 745 ; Erweiterung auf cedirte 
Antheile 745; Abgabe einer Erflärung 
— Schadenserfag 746; Darlehn in 
ungetrennter Summe — in vier Raten 
gezahlt 746b; Condictio des Kauf- 
preifes mit verjchiedener Angabe der 
Zahlungszeiten 746b; Arreft wegen 
Sceidungsgrund — wegen Unficher- 
heit de8 Eheınanns 746c; fisfaliich: 
Erfikung von Privatgewäfjer — Jus 
ad adespota 746d. Keine R. die 
nadträgliche Beibringung einer Eeffion, 
die Schon in der Klage vorbehalten 
war 747. 

Klage. Subftantiirung einer 8. 
auf Erftattung von dinglichen Abgaben, 
welche auf verfchiedene Güter zu re- 
partiren find 733b; K. auf Nichtver- 
pflihtung zu Dienften gegen einen 
Befiter, der auch nicht verpflichtet ift, 
abgewiejen 7331; K. und Berurthei- 
lung zur Zahlung, obgleid) der An- 
jprud) des Klägers gepfändet war 733g; 
Subftantiirung einer K. aus Leiftungen 
an den Beklagten, für welde eine dem- 
nädft ausgefallene Hypothek cedirt 
wurde 733; perfönlihe K. auf Heraus- 
gabe der Duote eines Bermögens ohne 
Bezeichnung der einzelnen zum Ber- 
mögen gehörigen Gegenftände 732; 
R. auf Vorlage der Büdjer, Auskunft 
und Erjceinen vor dem von Parteien 
zu ihrer Auseinanderjegung beauftrag- 
ten Sadjverftändigen 349; 8. auf Zin- 
fen im Prozeß auf Bolljtredbarteits- 
erklärung eines Schiedsipruchs 722b; 
Eubftantiirung der K. aus einem Baus 
vertrage 733d; Eigenthumstlage als 
8. aus dem Kaufvertrage zugelafjfen 
7133e; 8. wider das Eijenbetriebsamt 
auf volle Entihädigung aus der Ent- 
eignung 733h; feine Klaglosftellung 
durd) Bereiterkffärung ohne Befriedi- 
gung 735e; Zurüdnahme der K. von 
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Bedeutung für den Lauf der Ber- 
jährung des Anfprucdys des Beklagten 
gegen jeinen Bormann nad) Art. 79 
W.D.? 324 | 
Klagenhänfung. Herausgabe von 
Erbichaftsfadjen gegen Ehemann, Erb- 
theilungsflage gegen Ehefrau 743; be- 
fchräntes Eigenthumsredjt oder Stein- 
brucdhsberechtigung 7435; verfchiedente 
Anfehtungskflagen 194. a 
Kfagerhebung, Wirfungen der. Be- 
St, ziv Zeit der Erhebung der Klage 
nn: e 9 


aabisinecHien! el. Rechte eines über- 
gangeneft, had) Errichtung des Tefta- 
ments geborenen Notherben 579. 

Kommanditgefellfchaft. Der Konı- 
manditift fompenfirt auf die Korderung 
tüdftandiger Einlage eine Zahlung, 
die er nad Eröffnung des Konfurjes 
an einen Gläubiger der Gejellichaft 
eleiftet hat, dem er fi) vor der Kon- 
urseröffnung verbürgt hatte 501. 

Kommiffion, |. nütliche Berwen- 
dung.  Zuftimmung des Kommittenten 
zum Selbfteintritt des franzöfifchen 
Kommiffionärg aus jenes Verhalten 
gefchloffen 386. 

Kompenjation. Ift der Kompen- 
jattonswille erflärt? 149; 8. ausge- 
fchloffen durdy Verabredung 148. 

Be Bezeichnung der Aus- 
dehnung der Nubung auf dem Grund- 
ftüd 74. ne 
 Konfurrenzenthaltung. Kontra- 
vention entfchufdigt‘, weil die Koften 
der NRüdreife nicht bezahlt find 411; 
Berbot aud) wirffam im Falle einer 
Kündigung des Prinzipals 412; Ein- 
tritt in ein deutjches Konfurrenzgefchäft 
al® Beamter unter Verlegung des 
MWohnfitses nad) Defterreih 414; Strafe 
dverwirkt, wenn durd) einen Reifenden 
fontravenirt 365; Kontravention gegen 
verjprodjyene Betheiligung bei Her- 
Le von Flafchenzügen dvurd) Ge- 
tattung dev Benutung eines Patents 
für Bremsvorridhtungen 413; Gefell- 
fchaftevertrag unter Verlegung vder- 
fprocdjener 8. 315. 

Konkurs. Einjpruch und Bejchiwerde, 
wern zur Konfursmaffe Sachen ge= 
zogen wurden, welche dem Gemein- 
Iculoner unentbehrlich find ? 849; Woh- 
nung des Semeinjchuldners während 
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der Zwangsverwaltung 845; fein Aus- 
Ihluß der Verwaltung des Konfurs- 
verwalters durch Beltinmmungen im 
Pachtvertiage 846 ; Tiberdtionsanfpruch 
des Semeinfchuldners vom Konfurs- 
verwalter erhöben 847; Konfurs über 
das Bermögen des Fidirziars, Rechte der 
Nacjerben beint fideicommissum ejus, 
quod superest 844; die Fiduziarin 
nieldet eine Darlehnsforderung im 
8.'de8 Fideifommißerben an,’ weldhe 
diefer nad) den Tode der Finuziarin 
ahlen follte 848; 8. der Aftiengejell- 
Kaft berührt einen Prozeß zwijchen 
Aftionären und Aftiengefellichaft über 
deren Theilnahmsredht nicht 851; Fein 
Abjonderungsreht des Berpächters 
wegen eines dem Pächter gegebenen 
Darlehns 850. ne 
KonfnlargerichtSbarfeit in Egyp- 
ten; Eintrag der'o. 9. ©. zwilchen 
einem Deutfhen und anderen Euro- 
päern in da8 Handelsregifter des Deut- 
jcen Konfjuls 504. 
Kontofürreutverhältnig. Kläger 
hat auch) auf die "einzelnen PBoften 'ge- 
Hagt; Bellagter hat die Gegenpoften 
zu begründen 357. HE 
Kontrahenten, |. Subjekt des For- 
dernigsredite. "Die Witwe Nieß- 
bräucherin und als Kaufmann einge- 
tragen, die Kinder Eigenthümer; deren 
Intervention wider dert Gläubiger, 
welcher die Waaren pfänden ließ, zu- 
rücgewiejen 236; die Schwiegereltern 
haben‘ nur mit dem GSchwiegerfohn 
fontrahirt, diefer Hagt auf Auf- 
laffüng an ihn und feine Ehefrau 235; 
der Berwalter hat im eigenen Namen 
fontrahirt; Feine Klage des Pritten 
aus dem DVertrage 237. 
‚Konventionalprozeß bezüglid) einer 
unter dritten Perjonen zu entieiden- 
den Frage, die fie nidhts angeht, un- 
zuläffig 772. ug 
 Konventionalftrafe. X. der Saal- 
bejiter Berlins, welde ihren Saal bei 
8. den Sozialdemokraten nicht ein- 
räumen wollen, wer ift Subjekt des 
Forderungsrehts? 295; Kontravention 
wider einen Vertrag zum ausjchlief- 
(ihen Bezug gewifler Waaren vorm 
Gegenkontrahenten und zum Berkauf 
zu einem beftimmmten Preife nicht durch 
unterlaffene Aufnahme in die Preis- 
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Yifte 499; Strafe verwirkft, wenn der 
Beklagte nicht felbit, aber durch einen 
Anderen fontravenirt hat 365; e8 joll 
nicht unter einem beftinmmten Preife 
verkauft werden; e8 wird zu dein Preife 
unter Bewilligung einer Propifion 
berfauft 364; abnorme Umftände oder 
Berfhuldung 363; Keine Vermwirkung 
für den ganzen Umfang, wenn nur 
mit einem Theile Ffontravenirt wurde 
358; Beendigung der Fieferung von 
Möbeln für ein Hotel, Ausfegung 359; 
Borbehalt rechtzeitig erflärt? 360; Be- 
weisfaft über Vorbehalt der K. vor 
Abnahme der verjpäteten Xieferung 
362; 8. nicht aufgegeben durd) unter- 
Taffene Kompenjation 361; nicht er- 
lafjen durd) Lieferung von Waaren 365. 
Körperverleunng und Tödtnütg. 
K. bei Ausübung polizetlihen Zwangs 
zur Weberwindung paffiven Wider- 
Standes 198; Weberfchreitung der Noth- 
wehr? 206; Verpflichtung des a 
bauliche Aenderungen am Pfarrhaufe 
borzunehmen, damit die Leute nicht in 
den Keller fallen ? 201; Abfturz in eine 
den Separationsintereffenten ausge- 
wiefene Sandgrube; Haftung der Ge- 
meinde? 205; ein Schläger (Pferd) 
ft zu einer Ausfahrt verliehen; War- 
nung? 199; Entihädigung in Rente 
oder Kapital?’ 197. e 
Korporätion. Knappfchaftsftatut ge- 
ändert durch Herabfeßung der Renten; 
maßgeblich für alle Mitglieder, die 
nicht fchon im NRentenbezuge find 520; 
Trennüng einer Gefammtgemeinde, 
Berurtheilung der Einzelgemeinde zuiv 
Weiterzahlung einer vertraglich Tiber- 
nommenen Summe zum halben Be- 
trage 521; feine Beftätigiing einer 
Prolongation des von einer jüdifchen 
Gemeinde abgejchloffenen, von dem 
Negierungspräfidenten nicht beanftan= 
deten Anttellungsvertrags® mit einem 
jüdifchen Lehrer und Kantor 519. 
 Koften. Haftung des Rechtsanwalts 
für Berfehen feines ftellvertretenden 
Referendare bei Anwendung $. 97 
E. PB. D. 7091; Rechtsanwalt in die 
Koften verurtheilt, weil er Rechtsmittel 
ohne Vollmacht eingelegt hat 702n; 
haftet dev Bater fir fi) neben dem 
Sohne, für welchen er Flagte, auf die 
Koften ? 702r; Koftenfeftftellung, wenn 
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in einem Bergleich Koften von einem 
Streitverfündeten übernommen find, 
der am Prozeh nicht theilgenonmen 
hat 702b; der Armenanwalt der Ehe- 
frau Tann nicht vichterliche Auflage 
fordern, daß der Ehemann einen Koften- 
vorihuß zahlt 705; Koftenerftattungs- 
beichluß umgejchrieben auf den Arınen- 
anwalt; Ausichluß der vorhergegange- 
nen Komtpenjation zwifchen Parteien 
703 ; Erftattumgsanfprud) der dem Ne- 
difionsfläger berechneten vollen Fi. nad) 
dent Ausfprudh des Berufungsurtheilg 
zur Hälfte nur beim Nacdhmweife, daß 
er fie bezahlt hat 7020; Kläger zur 
Hälfte der KR. verurtheit, alfo beiden 
Bellagten gegenüber Eritattungs=- 
anfpruch des mitbeffagten Ehemanns 
7023; kann der Streitgenoffe die vollen 
Gebühren des gemeinschaftlichen Rechte- 
anwalts beanfprischen, weil der andere 
Streitgenoffe in Konkurs verfallen ift? 
709; kein Koftenfeftftellungsantrag 
und feine Befchwerde' des Rechtsan- 
walts für fid) 702; K. der Zuftellung 
nicht abzufeten, weil nicht Zuftellung 
von Anwalt zu Anwalt gewählt 704; 
nit die Auslagen eines Bureauchefs 
neben den eigenen 708;  Reijeloften 
der Bartei zur Zeugenvernehmung 
7021; höhere Reijefoften der Partei, 
welche dem Richter Feine Anzeige von 
dent Wechjel ihres Wohnorts gemacht 
hat 702f; feine Haftung des Belflagten 
für 8. einer nutlofen Pfändung 709k; 
K. des fiegreihen Bürgen für Beweije 
gegen den verurtheilten Hauptjchuldner 
17090; 8. des Korrefpondenzmandatars 
für informatoriihe Berhandlungen 
7021; gerechtfertigt wegen der zeit- 
weiligen Abwejenheit der Partei 702h; 
Korrefpondenzmandatar an demijelben 
Orte, an welchem ein Landgeridjtlicher 
Anwalt wohnt 709e; nothmwendige 
Streitgenofien Haben verjchiedene 
Rechtsanwälte 70Ie; Mehrkoften da- 
durch, daß der’fiegreichen Partei das 
Mandat gekündigt war; Verpflichtung, 
die Anfprüche an den Nedhtsanwalt 
abzutreten 709; der Rechtsanwalt, 
welcher als Konfursverwalter Infor- 
mationen ertheilt, Tiqwidirt nicht die 
K. eines Korrefpondenzmiandatars 709h; 
die 8. von drei Nechtsanmälten hinter- 
einander 7091; 8. der eventuell er- 
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hobenen Widerklage 702g; K. der einft- 
weiligen Berfügung unabhängig von 
den R. des Hauptprogefjes 702d; das 
Antsgericht weilt die Sadje. an das 
Landgericht, ohne fic) über die K. aus- 
zufpredhen — 8. 466 €. P. DO. — 706; 
Bergleichsgebühr nicht für Arreft- und 
Hauptfache 702 q; neben Prozeßgebühr 
für das fontradiktorifche Arveftverfahren 
nicht befondere Gebühr für das die Er- 
lafjung des Arreftbefehls betreffende 
Berfahren 702p; die K. des fchieds- 
gerichtlichen Berfahrens nicht KR. des 
Prozeffes, daher Fein vollftredfbarer 
Titel 709m; außergerichtliche K. des 
Erftattungsverfahrens, in weldhen &. 
abgejett find 7094; Feftftellung der 
K. der Zwangsvollitredung 702c; die 
Klage ift troß des Vergleichs nicht 
zurüdgenommen worden, Prozeß- 
gebühr des Anwalts des Beklagten 
096; Progepgebühr nad) der nicht 
vorgetragenen Erweiterung der Klage 
09n; Berhandlungsgebühr bei Ber- 
(uftigfeitserflärung bezüglich eines zu- 
rückgenommenen Recdtsmittels 709g; 
Bemweisgebühr bei Augenfcheineinnahme 
von Amts wegen 7Olc; feine Feftitellung 
der zurüdzuerftattenden K., auf welche 
nicht erfannt tft TOLb; Feftftellungs- 
foften der nad) Aufhebung des vor- 
läufig vollftrebaren Wrtheils zurüd- 
zuerftattenden 8. 701; feine Aus- 
tragung, ob der eine Ehegatte vom 
anderen Erftattung der K. fordern fann, 
im KRoftenfeftftellungsverfahren 707; 
Ausfegung des Koftenfeftitellungsver- 
fahrens wegen eingetretenen Konfurjes 
102 e; Sicherheit für die K. von einem 
Tranzofen im Berfahren über Boll- 
ftreefbarkeit eines franzöfiichen Urtheils 
in Handelsfadden 702m. 

Koften der Bolizeiverwaltung. 
Keine Berpflihtung des Staats, die 
Venfionen ftädtifcher Beamten des 
Nadıtwachdienftes zu übernehmen 627. 

Koftenvorfchuß des Beklagten, wel: 
her Widerfpruch gegen den Arreitbefeht 
erhebt 712d; bei Klage und Wider- 
Hage in Ehefadhen 712q; für die Be- 
weisverhandlungen dem Kläger erlaffen ; 
feine Beichwerde des Beflagten 702k; 
fein Ausländervorfhuß des beklagten 
Berufungsflägers 712h; einer Yon= 
doner Fenerverficherungs- Gefellichaft, 
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welche im Inlande einen Bertreter hat 
und ihr Gewerbe betreibt 712c. 

Krantenverfiherungsgefeg. Ent- 
chetdungen der Auffichtsbehörde tiber 
die Verpflichtung, die Benfion zu zahlen 
oder nicht zu zahlen; Unabänderlichkeit 
492; Rechtsweg nicht gegen die Vor- 
beicheide 493. 

Kreditgefchäfte. Bartizipirt der von 
der in Konkurs verfallenen Aftien- 
gejellfchaft nicht ausgegebene Theil der 
SInhaberobligationen an den für Die 
SL LOENDRNIE beitellten Sicherheiten ? 
371. 


Kündigung erjeßt durd) eine Rüd- 
trittserflärung 264 ; [chriftliche 8. durd) 
einen Brief des beauftragten Berfiche- 
rungsagenten 264. 


Landesgefek weicht dem verfafiungs- 
mäßig zu Stande gefommenen Reichs- 
gejeß auch auf einem an fich der Reichs- 
gefegebung nicht unterworfenen Ge- 
biete 1. 

Lex Aquilia, f. Körperverletung: 
Bennadhtheiligung beim Bauen 200; 
Haftung eines Maurermeifters, der im 
Auftrage der Gutsherrfchaft den Mühl- 
graben reparirt, weil er die Nacht das 
Waffer nicht wieder zuleitet, auf Erfaß 
der in Folge davon umgelomntenen 
Forellen eines Unterliegenden, der fid) 
nur auf den Befiß eines Wafferleitungs- 
rechts berufen fonnte 202— 204; Klage 
wegen Immiffionen vom Nachbar: 
grundftüd nad) der Veräußerung des 
benadhtheiligten Grundftüds 196. 

Lex commissoria, . Miethe und 
Padıt. 

Kicenzvertrag. Tas Patent ift theil- 
weije vernichtet; der Xicenzgeber hat 
auch noch andere Feiftungen verfprocdhen 
4659— 471; unerheblich, daß nad) ver- 
nichtetem Patent in dem Sperrbezirk 
feine neue Yabrik entftanden 470. 

Löfungsvertrag bei cinem Berg» 
wert; Bedeutung 107. 

Lotterie, verbotenes Spiel in aus- 
wärtiger; feine Unmwirkfamteit der das 
2008 betreffenden Verträge zwilchen 
Spieler und einem Anderen 312; der 
Kollekteur überfendet das demnädhft 
gezogene 2oo8 unter faljcher Adreffe 
an den Befteller; e8 fommt zurüd, 
wird gezogen, der Kollekteur überjendet 
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auf Erinnerung ein anderes Loos, 
welches nicht herauskommt 468. 


Maflervertrag. Brovifion für die 
Bermittelung der Veräußerung von 
zwei Patenten verfprochen, von denen 
eins verfallen war 384; der Makler 
war auch von dem Gegenfontrahenten 
beauftragt und Hat das verjchwiegen 
384; Auftrag an den Vermittler, die 
Grundftüde im Ganzen oder getheilt 
zu feftem Preife zu verlaufen, den 
Ueberihuß dem Bermittler zu Laffen; 
der Auftraggeber weigert Bollziehung, 
weil der vorgelegte Entwurf eines Ber- 
trags ihm anfinnt,Kaufpreisforderungen 
einem Dritten zu cediren 382; fein 
proxeneticum, wenn ftatt Baarzah- 
Yung eine fchledyte Hypothek erzielt ift 
383; Nachweis und Zuführung eines 
Käufers nicht Herbeiführung der Eini- 
gung über die Bedingungen 381; Diaf- 
-fer haftbar für Ausfall einer Hypothef 
wegen faljcher Angabe der Miethever- 
hältniffe 167. 

Martenfchnt. Inhaberin betreibt 
die Fabrikation zur Zeit nicht 135; 
Marke im thatfächlicdyen Gebrauch der 
Klägerin vor dem Gejeß von 1894, 
eingetragen für einen Anderen 134b. 
.  Miethe und Badıt. Lex com- 

missoria ivegen verfpäteter Pachtzah- 
Iung hat feinen Einfluß auf die Ber- 
pflichtung des Berpächters, dem Pächter 
die Nutung zu gewähren 391; Lex 
commissoria zu Gunften des Ber- 
pächters8 bei nicht pünftlicher Padıt- 
zahlung; war Pächter nicht wegen Ein- 
griffe des Verpäcdhters in jeine Rechte 
befugt, den Padıtzins zurüdzuhalten? 
403; Aufhebung eines Padjtvertrags 
wegen nicht bezahlter Bierlieferungen; 
feine Kompenfation des Schadens- 
‚erfaßes wegen Kündigung gegen die 
Bierforderungen 304; Deterioration 
dev Weide durd) unterlaffenen Bieh- 
-auftrieb 391; Miethe zu Reftaurationg- 
zweden; die Konzeifion ift verfehentlich 
nicht ertheilt, unterlaffene Befchwerde ; 
auch unterlaffene Dlittheilung an Ber- 
miether ? 400; Bädjter überninmt die 
Verpflichtung, einen Weg aufzufüllen ; 
landräthlicdhes Verbot; der Berpäcdhter 
holt die deichpolizeiliche Genehmigung 
nicht ein, Befreiung des Pärhters 144; 
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der Pächter hat während der PBadıt 
nicht vepariren Laffen, weil Verpäd) ter 
ihm die Aufftellung der vorzunehmen- 
den Reparaturen nicht Hat zugehen 
laffen 395 ; der Pächter hat das Grund- 
ftüd erjt zwei Monate nah Ablauf 
der Bachtzeit abgenommen; beiderfeitige 
Anfprüce 392—394 ; antheilige Miethe 
bei zeitweifer Benutung des verpacd)- 
teten Rofals, wenn die längere Be- 
nugung nur wegen Berjchulden des 
Miethers unterblieb 389; Anordnung 
einer Sequeftration während des Kon- 
furies des Pächters 846, 829; Ber- 
pflihtung des VBerpächters, die Drain- 
vohre zu den erforderlichen Drainirungen 
zur liefern; Verzug des Berpächters 
401; G©eftattung der Einrihtung eines 
Zelephonanfchlufies ? 388; Abgaben 
des Pächters ımd des VBerpächters 396; 
Entjhädigung des Bächters wegen einer 
ihm durd) Reparatur der Dede ent- 
zogenen Benußung des Theaters? 397 
— 399; das Haus wird verfauft, nad)- 
dem die fpäter fällig werdenden Mieths- 
gelder gepfändet find 402; welche Ent- 
ihädigung ift für die nicht gewährte 
Miethswohnung zu fordern? 390. 
Militär. Militärinvalidenpenfion 
eines Keichsbanfbeamten 661; An- 
rehnung don Wohnung, Heizung, 
Stellenzulage des penfionirten Mili- 
die er aus dem Givildienft zieht 


Miteigenthum,. Befveinug eines 
MiteigentHümers von der Hypothek in 
Folge der Subhaftation der anderen 
Hälfte, Regreß 165. 

Miterben. Die Witwe jet das 
Geichäft für fi) und ihre Kinder fort, 
Anjprüdje der Kinder bei der Aus- 
einanderfegung 604; Anfprüche der 
Kinder wegen des gemeinfjchaftlich ge- 
führten Haushalts 605; VBerkfaufsrecht 
6035; ohne NRüdfiht auf einen ab- 
wejenden achten Bruder getheilt 602; 
Pfändung eines Miterberechts; Streit 
zwiichen anderen Miterben und dent 
Pfändungsgläubiger, ob der Gepfändete 
noh Anfjprüde an den Nachlaß hat 
607; ein einzelner Miterbe fechtet einen 
Bitalitienvertrag an 600; Teftaments- 
vollftredder führt einen Prozeß im Na- 
men de8 Nadjlaffes, aber für Rechnung 
nur einiger Miterben; iver hat für die 
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Koften. aufzutommen ? 614; mehrere 
Benefizialerben folidarifch verurtbeilt 
601; Bedeutung des Konferendum 606. 

Mündlice Berhandinng.  Be- 
ichränfung der Verhandlung, ob eine 
N vorliege; ‚nur aus dem 

ZThatbeftand erfihtlid 721; Wieder- 
eröffnung der Berhandlung . Teine Ber- 
legung emer Necdhtsnorm 721b; Aus- 
fegung -der Verhandlung auf Thrift- 
lihen Antrag? 721c; Urtheil ohne 
mb nad) der Beweiserhebung 
721 


NRachbarredit. 4. &.%.I, 9, 8.340 
nicht bloß anzumwenden bei wiffentlicher 
Grenzüberichreitung 55; Berpflichtung 
der Eijenbahn zum "Schadenserjat 
wegen Unzufänglichkeit. der Wafjer- 
durchläffe 54; Entfhädigungsanfprud), 
weil die Stadt in Folge Niederlegung 
einer Straße zum Schuß des Terrains 
der Anlieger eine YJuttermauer umd 
eine Zveppe innerhalb derjelben an- 
gelegt hat unter Verlegung von $. 187 
AL.R. I, 8. 53; fein Verzicht durd) 
Annahme der Anlage 53; fein Nedt, 
den bei Reinigung des Mühlgrabens 
gewonnenen Sand auf die benachbarten 
Ufer zu werfen 52; Eindringen von 
Geftant von Nachbargrumpftücen, feine 
Berurtheilung zur. Bornahme fpezieller 
Vaßnahmen 56; U.L.R. I, 8, 88.139, 
140 durch eine Totate Boligeiveronbuung 
auner Anwendung gejett 56b;.A.R 
I, 8, 8. 187, Exrniedrigung des on 
und Bodens in der Nähe der Nacjbar- 
häufer 51; Auffchüttungen, durd) welche 
das Wafler ‚auf das Nahbargrundftüd 
gedrängt wird, deffen Eigenthümer ver- 
äußert; Negatoria, a.Leg.Aquiliae196. 

Nadılaf. Beweis, daß fi) Bapiere 
im Nadılak befunden haben, nicht er- 
Da durd) den Beweis der Anichaffung 
BB. - 

NRadjzettel. Belaftung des tefta- 
mentarifchen Erbtheils mit einem Nieß- 
bramhspermäcdtnig 583. 

Natürliche Bersinbfichteit, nicht 
bloße Anftandspflicht 1 

Nebenintervention os weil ver- 
fprochen, zu den Frozegfoften beizu>- 
tragen 70V; des Patrons in dent ‘Pro- 
zeß der Kirchengemeinde wider den 
Zimmermeifter wegen Banforderung 
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698; N. des Streitgenoffen im Wedjiel- 
progeß 699; des Schuldners im Pro- 
zeß der Pfändungspfandgläubiger wider- 
einander? 700Ob; de8 Gemeinjhuld- 
ers, nachdem der Konfursverwalter 
Aufnahme abgelehnt hat? 7000; DVer- 
fäumnißurtheil gegen die Nebeninter- 
venientin ohne Feftftellung der Ladung 
004; Nebenintervenient als noth- 
wendiger Streitgenoffe zu behandeln 
700e. 

Negatoria der Stadt nicht aus Ss 
ichloffen durd) die baupolizeiliche 
nehmigung der ftädtijchen Behörden 
72; Eindringen von übeln Gerüchen 
vom Nachbargrundftüd, keine Ber- 
urtheilung zu fpeziellen - Maßnahmen 
73; feine Abweifung des Anjprudjs 
auf. Einrichtungen, ‚durch weldye die 
Erjgütterung auf ein erträgliches Maß 
zurücgeführt wird, wenn im Laufe des 
Prozefjes entiprechende Einridtungen 
getroffen find 71; fein Schadenserja- 
anjprud) ohne Berfchutden 70. 

Niekbrand; d. weftphätiichen Witwe; 
biefelbe Fann eine zum Nachlaß ge- 
hörige Forderung einziehen 68; fein 
Duafinießbraud), fondern Kentenver- 
mädhtnig, wenn die Berwaltung einem 
Teftamentsvollftveder vorbehalten war 

69. 


Notherbe. Redite eines präterivten 
Notherben, welcher nad) Errichtung des 
Teftaments geboren. ift, bei der Kodi- 
zillarffaufel 579, 595. 

Novation in Serthun de8 Schuld- 
ners über se Beftand der Berbind- 
lichkeit? 147 

Nüsliche Gefhäftsführung. An- 
jprud) ans Zahlung der Präntien gegen 
den ‚Berfiherungsnehmer einer Rebens- 
verficherung? 164. 

Nütliche Verwendung durd Ein- 
ziehung einer Forderung, welche dem 
Kommiffionär zuftand, feitens eines 
Tritten; Klage des Kounmittenten gegen 
den Dritten 166; ; Befreiung ‚eines Mit- 
eigenthimere von jeiner Schuld durd) 
Subhaftation der ideellen Hälfte des 
Anderen 165. 


Obfervauz._ Gcbüßrenfreie Be- 
erdigung, der Ortsanı rn SE 

Offene Sanpelsgefel haft. Keine 
Nichteriftenz der 0. 9. &. wegen Täu- 
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ihung des einen Gefellichafters über 
da8 Vermögen der 0..9. ©. 505; 
0.9. ©. als foldhe nicht Mitglied einer 
neuen, anderen 0.9. ©. 502; 0.9. ©. 
eines Deutichen und Europäer anderer 
Nationalität in Egypten, Eintrag im 
Handelsregifter 504; Bertragsbeim- 
mungen, daß die gejchäftsführenden 
Gefellfehafter verpflichtet feien, das Ge- 
jellfchaftsvermögen durd) Einlagen zu 
erhöhen und Beichränfungen des Ge- 
felfchafters in der Verfügung über 
jeinen. Gefellfchaftsantheil 503; der 
eine Gefellfchafter tritt aus, der andere 
übernimmt Aktiva und Paifiva ;. da- 
mit auch alleinige Bezahlung der einem 
Gläubiger bei Afford. veriprochenen 
Nadjzahlung 509; 0. 9. ©. wird. der 
Alleinverfauf eines Yabrifats über- 
tragen; da8 Berhältniß wird durd) 
Aenderung. in den Mitgliedern nicht 
berührt 506; feine Ermittelung der 
Ansprüche des einen Gefellichafters an 
den andern bdurd die Liquidatoren, 
wenn. fonft nichts zu ligutdiren ift; 
Bedeutung der von den Tiquidatoren 
zu bejorgenden Auseinanderfeßung 507 ; 
Einfiht der Bücher der aufgelöften 
0.9. ©. durch einen Bevollmächtigten 
508 ;,dem einen Gefellfchafter ift eine 
Wohnung eingeräumt; Fortdaner der 
Benugung für die Witive während 
der Liquidation 510... ... . 
Deffentlfihe VBelanntmahung, |. 


Rayongefek. Ka Me 
Seffentlie Saden. Begründung 
eines Sonderredts an der Spree durch 
Kabinetsordre 20; fein Entihädigungs- 
anfprudh der Adjazenten wegen Nieder- 
legung der Straße 21;. noch megen 
Erhöhung 23; fein Servitutarifches 
Net der Anlieger an eimer öffent- 
lichen, nicht zur Bebauung beftimmtten 
Straße apber hole der Stadtlage 22. 

Dertlihes Recht, Beichränfung der 
Zuläffigkeit der, Seffion. Ein Urtheil 
nicht beachtet 14; Nichterlicher Befehl 
an den debitor cessus 15, Berfügungs- 
befugniß dev Witwe über ein zum Nad)- 
laß gehöriges Ceifionsblanfett 10; Wi- 
derruf. einer Schenkung 12; Widerruf 
fegtiwilliger Verfügung wegen Mikhand- 
fung der Zeftatorin,. damaligen Ehefrau 
des Bedadhten I; Berlauf von Kohlen 
duch einen deutjchen Agenten des 


455 


englifchen Berfäufers 459; verbotenes 
Differenzgeichäft, Rüczahlung des Er- 
haltenen 462; Unflagbarfeit reiner 
Differenzgef'häftell; Licenzvertrag 13; 
Bürgfehaft von Engländern für eine 
englische Aktiengejellihaft wegen eines 
dev deutjchen Niederlaffung von einem 
deutichen Bankier gewährten Kredite 7; 
Anfehtung einer Auseinanderfegung 
über ein Trierer Haupt- und Bielefelder 
Nebengeichäft 6; ‚ein heififcher Staats- 
angehöriger ‚verftivbt als badijcher 
Militärbeamter, erbrehtliche Berhält- 
niffe der Kinder 5; ein badifcher 
Staatsangehöriger, der in  ehelicher 
Gütergemeinfchaft Tebte, verftirbt in 
Württemberg, erbreditlihe Berhält- 
niffe 8. 


Bartei. Witwe verklagt, heirathet 
im Laufe den Prozefjes, Ehemann nicht 
zugezogen 697; die Klage. dem Ehe- 
mann nicht zugeftellt, Heilung 697. 

Batent. Enthält die Heritellung 
des Neu » Methylenblaun eine Ber- 
legung der Patente der Aftiengejell- 
Ihaft Farbwerfe, vormals Vkeifter 
Lucius & Brüning zu. Höchft a. M.? 
126, 127 ; Vorveröffentlichung vor der 
Einlieferung der die Erfindung erft 
wiedergebenden abgeänderten Patert- 
ihrift, aber nad) der Anmeldung 130; 
Einfhränfung des B.8 52129. von 
Schülfe & Mayer auf ein Berfahren, 
um Theeröle in wäfjerige Köfung zu 
bringen 130; Feine dealer des 
P.8 57318 auf die Finotypmalchine, 
wohl aber auf die vorhergegangenen 
Borftufen 125; Auslegung des Weber- 
einfommeng zwijchen dem. Deutjchen 
Reich und der Schweiz vom 13. April 
1892, Art. 5, 131; das WB. 47165 der 
Aluminium-Induftrie-Aftiengefellichaft 
zur Herftellung,, von Legirungen des 
Aluminiums auf eleftrolytiichen Wege 
ift nicht zurüdgenommten 131; Nid)- 
tigfeitsflage wider B. 73552 auf eine 
Rauhmafhine mit  jchräggeftellten 
Walzen zurücgewiefen 132; die Sünt- 
mermann’ihe Dedenfonftruftion, PB. 
80 653,. greift nicht in, das Kleine’jche 
P. 71102 ein 129; Nichtigkeitsflage 
wider da8 Mannesmann’iche PB. 34617 
zurüdgewiejen 128; feine Bernidhtung, 
aber eine abweichende Formulirung 
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vom Anjprud) 
treffend ein Verfahren zur Herftellung 
von Perlenband und Perlenfchnur 122; 
feine Berletumg des PB.8 44040 auf 
einen Kühl-, Filter- und Abzichappa- 
rat durd) den Triumph 123; Ber- 
nihtung der Patente 60 100, 66947 
und 76176 auf Apparate zum Wafchen, 
Entfetten ımd Bleidhen von Tertil- 
ftoffen 119; ®B. 48268 von Dervaur 
auf einen Sättigungsbehälter zur Kei:- 
nigung von Wafjer mittelft herzuftellen- 
dem Kalkfwafler theils vernichtet, theils 
aufrecht erhalten 115, 116; feine 
Zurüdnahme des P.8 des Helios auf 
eine Bertheilungsanordnung für elek- 
trifche Wechjelftvöme 53416 von 1388 
118; Berniditung des Zufatpatents 
70476 von Guillenume & Goltftein 
auf Konfervenbüchjenverichluß 117; 
Zurüdweifung der Nichtigfeiteflnge 
wider B. Inte 65401 auf Bertifal- 
führung für Gasbehältergloden 120; 
fein Schuß aus 8. 5 des Batentgejeßes 
mangel3 dejjen Boransfegungen 121. 

Batronat, j. Kicche. 

Pfandredt, j. NRedlichen Erwerb. 
Pfändungspfandredht an dem Anfprud) 
auf Theilung von Grumpdftüden. Die 
Erben erlangen die Eintragung md 
beftellen einer Miterbin Hypothek; 
Priorität jenes B.8 vor Hypothek? 93; 
PB. an fpäter füllig werdende Mieths- 
gelder, das Hans wird verfauft 4U2. 

Pfleger. Der 'P. für die Dejcen- 
denz eines Sohnes von welchen &e- 
vn zu beitellen? 564. 

Bflichttheil ausgeichloffen durd) An- 
nahme einer Schenfung 596. 

Blagredht an Grundftüden inner- 
halb einer Feftung 104; nicht ge- 
ändert dur Snädifilation, nod) durd) 
das Pr. Ablöfungsgejeß 105. 

Bolizeigejeß. I, 6, S. 26. Ab- 
fhrägung einer für die Separations- 
intereffenten ansgewiejenen Sandgrube. 
Wem liegt die Verpflichtung der Be- 
obadhtung des Gejeßes und die Sca- 
denserjagpflicht ob? 205. 

Bere kkebolmädtigter fegitimirt 
zu dem Bergleid) nad defien In- 
halt, verglichen mit dem Prozefgegen- 
ftand? 69T h; Nachweis der den- 
tität der Partei md des Bollmadıt- 
gebers 6971. 
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Arogehfähigteit, f. Ehefrau und 


artei. 
ale j. Gerichtsfoften- 
gejeß 

Punktation, Verbindlichkeit zum 


notariellen Abfchluß des Bertrags 230; 
ift der vorbehaltene Zufchlag rechtzeitig 
erklärt? 230. 


Rath, S. Empfehlung. Argliftig 
wegen verfchiwiegener völliger Unkennte 
niß der Sadjlage 379; Feine Haftung 
aus Fahrläfligfeit, weil R. weder als 
Rechtsanwalt nod) als Notar ertheilt 
380. 

Natihabition, |. Stellvertretung. 

Rayongefeg. Deffentliche Bekannt- 
mahung durd) die Schelle aud) für die 
Forenfen bindend 624, 

Reallaft. Zum Zwed_ des Lefene 
einer Seelenmefje im 17. Sahrhundert 


durch aufßergerichtliche Lrfunde be- 
gründet 101. 
Rechnungslegung. Erfüllungsort 


für R. ud Vorlegung der Belege 182; 
wie bejchaffen muß die zu fegende 
Senn jein? 181; Umfang der ge- 
ae Gefchäfte fteift eine Wirth- 
Ihaftsführung dar, deshalb rechnungs- 
pflichtig 183; ift die Redynungslegung 
fonflndent erlaffen oder auf foldje ver- 
zichtet 2 184. 
NRechtsanwaltsgebühren bei einer 
Berweifung der Sadje von Almte- 
gericht an das Landgericht wegen der 
erhobenen Widerflage 716; Bemweis- 
gebühr nicht ohne Beweisaummahnme 
113, 714 aber 713f; volle Berhand- 
Iungsgebühr nur bei widerjprechenden 
Sadanträgen 714; feine Nieder- 
Ihlagung der Gebühr des Redhts- 
anwalts auf Grund 8.6 ©. 8. ©. 715; 
Haftung für die Berfehen jeines ftell- 
vertretenden Neferendars bei $. 97 
&. P. 2.7091; Redtsanwalt in die 
Koften verurtheilt, weil Rechtsmittel 
ohne Vollmadjt ei gelegt 102n; &e- 
bühren, wenn nur über prozeßhindernde 
Einrede verhandelt, aber die ganze 
Klage vorgetragen 713b. Entfpredjend 
116; verjdjiedene Vollftredungshand- 
kungen hinter einander beantragt; nicht 
eine SInftanz 713c; Nrrefte, weldje 
von den Behörden veridjiedener Staaten 
zu voliehen wären, bei einem Gericht 
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beantragt 713d; Gebühren, wenn von 
einem Dritten die Aufhebung des 
Arreftes beantragt war 713e; Zurüd- 
nahme der Klage vor Berhandlung 
zur Sache 716b; war fontradiftorifc) 
über die Sadje verhandelt? Ergänzung 
des Sachverhalts aus den Erklärungen 
der Parteien bei dem NReichsgeridht 
716d. 

 Mechtshängigkeit. Keine Einrede 
der R. bei Zumeifung der zwei Klagen 
an A ausfchlieglichen Gerichtsftand 
148 


. Rechtskraft. Zulafjung des Ein- 
wandes, das Miethsverhältniß fer im 
Laufe des DVorprozefjes durd Kiün- 
digung gelöft, im Verfahren über die 
Höhe des Schadens, nadjdem Bellagte 
Tchlehthin zum Schadenserfag wegen 
Nichterfüllung verurtheilt war 784; 
Berurtheilung, dem Kläger die dor 
zugsweife Befriedigung aus dem An- 
theil eines Miterben zu geftatten; die 
Beklagte hat im Laufe des Prozefjes 
eine Hypothek an dem Antheil erlangt 
93; Berurtheilung ohne Zujat joli- 
darifcher Haft, neue Klage auf jolida- 
riihe Berurtheilung 783; R. des lr- 
theil8 wegen eines älteren Zinsrüd- 
ftandes gegen den BParzellenerwerber, 
welhen der Grundeigenthümer im 
Raufe des gegen ihn angeftrengten 
Prozeffes nah) Entlaffung durd) eine 
Eeffionarin aufgelaffen hat? 50 und 
91; die Abweifung einer ohne Selbit- 
hülfeverfauf berechneten Differenz fteht 
der Klage auf die nah dem Gelbft- 
hülfeverfauf erzielte Differenz nidjt 
entgegen 436; die Klage auf ©eftat- 
tung der Abfuhr von Steinen ift ab- 
gewiejen, weil Kläger nicht Eigen 
thümer der Steine geworden jet. 
Nechtskräftig nr die Abweifung der 
Geftattung 782. 

Rechtsmittel. Einwilligung in die 
Zurüdnahme dev Berufung unter Bor- 
halt der Anfchliefung 788; das Land- 
gericht verweift die Kompenfations- 
einrede ad separatum, auf die Be- 
rufung des Beflagten erachtet der Be- 
rufungsrichter die Einrede für unbe- 
gründet 786; Berziht auf R. im 
Boraus nad) Gem. R. wirffam, wenn 
fonfret. Aber Nachprüfing ob Diffe- 
renzgefchäft 787. 


A457 


Rechtsweg. Klage auf Bejeitigung 
eines auf einem öffentlichen, der Klä- 
gerin gehörigen Plate aufgeführten 
Gebäudes 679; R. nicht gegen die 
Borbejcheide der Auffichtsbehörde in 
Kranfenverfiherungsjachen 493; Strei- 
tigfeiten über Bildung eines Renten- 
guts 679b; über die Einrede, die in 
Anfprud genommene Duelle fei öffent- 
fihes Gemwäffer, nad) Württembergi- 
jhem Gejeß 678; Feltftellung über 
öffentlich-vechtliche Berhältniffe zwischen 
der Stadt und dem Domkapitel zu 
Naumburg 676; Klage zwijchen Thier- 
bändiger und Menageriebefiter nicht 
vor Gemwerbegericht 681; Feine Klage 
gegen die Stadt auf Abgabe einer Er- 
Härung wegen Bauerlaubniß 682; 
die Höhe der Koften eines Heilungs- 
verfahrens ift gemäß dem Unfallver- 
fiherungsgefeß noch nicht feftgeftellt 
677; Anjprud) aus einem ziwechwidrigen 
Berhalten eines Lothringer Beamten, 
welches der Anordnung eines DVor- 
gejetten widerjprah 672; Abholzung 
eines Grumdjtüds im Deichverbande, 
zugleih im Interefje der Schiffahrt 
673; Erjat des Beitrags zur Eim- 
rihtung einer Straße fordert Käufer 
vom Berfäufer 674; N. iiber den Aır- 
Ipruc) eines Beamten, auch eine Rente 
bei Eintritt der Invalidität nicht durd) 
Abkommen mit der Stadt auszuschließen 
675; Abgabe, welche von einer Stadt 
an den Staat zu zahlen ift 680. 

Nedliher Erwerb des Konkurs- 
vermwalters in Bezug auf ein Pfand- 
recht der VBermietherin an Sachen, die 
er erwarb, als fic diefelben nicht in 
dem gemietheten Lokal befanden? 59; 
tr. E. von Imhaberpapieren, wenn die- 
jelben geftohlen waren, dur einen 
Bankier? 58. 

Redlichkeit des Gegenfontrahenten 
ausgefchloffen, wenn er nadträglic) 
Umftände erfährt, welche auf das Ver- 
tragsverhältnig Einfluß ausüben 78. 

eichögejet geht dem Landesgejet 
auch) anf einem an fid) der Neichs- 
gejegebung nicht angehörigen Gebiete 
vor 1. 

Neinerlds etwas anderes als Nein 
gewinn 28. 

Reingewinn. Bedeutung in einem 
Löfungsvertrage oder einem an beifen 
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Stelle. abgejchlaffenen, Kaufvertrage 
über ein Grubenfeld 107, _ 
Nefilistionsflage auch aus einem 
Bergleih 307. BE en: 
Nevifion. Der Revifionsrichter 
hebt das auf Annahnıe eines Irrthunns 
beruhende Berufungsurtheil auf, weil 
feine diefelbe rechtfertigenden befonderen 
Umftände feftgeftellt, find, ynd. erfennt 
in der ..Sade 796; Anfprud) aus 
Berfhulden, eines Staatsbeamten, im 
Sinne $. 70 ©. 3, ©. 8.39 Pr. Aus- 
führungsgejeß Tiegt ‚nicht vor, wenn 
Eifenbahnfisfus verklagt wird,.. weil 
ein Borarbeiter das Eifenbahnfradht- 
briefdupfifat abgeftenpelt. hat, ohne 
daß die Waare aufgeliefert war 798; 
R. unzuläffig, nur wegen Zinjen, wenn 
das Berufungsgericht über Kapital und 
Zinfen erkannt hat 797; Aucatf 801; 
Kevifibilität des jüdifchen Eheihei, 
dungsrehts 795; Unzuläffigfeit der 
R. gegen ein Urtheil, das zugleich 
Zwilchen- und Theilurtheil, 800; .un> 
zuläffig gegen ein Berufungsurtheil, 
weiches der Erklärung der Berufung$- 
Eläger entiprechend die Sadje für er: 
fedigt erklärt, fie, aber in die Koften 
veruriheilt hat 799. | 
. Richteramt, Keine Bindung des 
Richters wegen der von ihm zu ent- 
Icheidenden Frage durd) Bertrag der 
Parteien 172, | 
Nüdforderung wegen grund- 
(ofen Habens. Der Anfprud auf 
den Erlös für in gutem Glauben, ver- 
äußerte Sadjen, eines Dritten ausge- 
ichloffen dadurch, daß diefer die Ber- 
äußerung Fonffudeut genehmigt hat 
231;, einem se Direktor wird 
eine geheim zu.haltende Erfindung zur 
Benußung in der Fabrik zu einem be- 
ftimmten Zwed mitgetheilt; ev benutt 
fie nieht zu diefem,, fondern- zu einem 
andern Ziwed, Haftung der Fabrif auf 
die Bereicherung 158; der Berfäufer 
hat nominell mehr als den Kanfpreis 
erhalten, aber zum. Theil durd), Neber- 
weifung von Forderungen ftatt baar 
157; gerichtet auf eine gauze DBer- 
mögensmaffe 610; nicht wegen Koften, 
die der Anfechtungsbeflagte behufs 
Einziehung von Wedhjjeln aufgewendet 
hat, die er. zurüdgeben  joll 192; 
NR. wegen nicht eingetretenen 
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Erfolges, wenn gezahlt, wur. eine 
Forderung an den Einpfänger zu 
begründen, wenn fchon zugleich um 
eine Forderung des Empfängers an 
einen Dritten zu tilgen 160; R. aus 
unerlaubten Selhäft und vers 
werflihen . Grunde; feine, wenn 
Kläger keinen Schaden hatte 163; R. 
einer geleifteten Bürgfchaft. wegen un- 
fittficher, Drohung 293; ausgeiähfoff n 
duch Berurtheilung und Zahlung? 
162; R. gezahlter Nihtfhulb. 
Ein. von den Gläubigern beftellter Ber- 
walter der. Maffe, ihres Schuldners 
zahlt einem nachftehenden Gläubiger 
das, was er einem vorhergehenden 
Gläubiger hätte zahlen follen 159; 
der. zweite Indofjatar fordert. den irr- 
thilmlich, als von Bezogenem gezahlt 
angefehenen Werhielbetrag, ven er feinem 
Indoffanten gezahlt Hatte, von dem 
Ausfteller zurüd 158b; R. in 5 olge 
müändlihen Vorbehalte 161. 

Nüdlehrbefehlunter Ehegatten, fein 
civilprozeffuafifches Verfahren 683. 

Rüdzahlung eines erhobenen Stem- 
pels fchließt. nicht die MWiedereinforde- 
rung aus 632. 


Sadjverftändige, Ablehnung nicht 
glaubhaft gemadht, der ©. ift darüber 
nicht. gehört 759; Zeitpunkt der Ab- 
lehnung 760; Ablehnung, ‚weil Gut- 
achten. für Gegnerin. gegen ‚Entgelt 
161; Gebühren eines Chemiters bei 
Beantwortung vperjchiedener Fragen 
117 b; eines Medizinalbeamten 717c; 
Arbitrirung der für Tarirung zu 
zahlegden Gebühr, 718. 
 Schadenserfag, |. Rechtskraft und 
Intereffe. Eine Station ‚des Fisfys 
hat an eine andere gezahlt. 170; 
Schadenserfagpfliht des Gläubigers, 
wenn der Gerichtsvollziceher in jeinem 
Auftrage umprünbbare Capen pfändet? 
185; Berfprehen Sch. fill Bertrags- 
brud) zu erfeen ; feine Verbindlichkeit, 
wenn ‚der PBromiffar wieder in ber 
Lage ift, den Vertrag zu erfüllen 173; 
Höhe des Schadens durd) Anjchaffung 
neuer Sachen 168; der Pächter Hat 
auf dem gemietheten Grundftüd, das 
er wegen Betrugs zurädgibt, gewohnt, 
Einfluß auf den Schaden? 169; Haft- 
barfeit des Malers für den Ausfall 
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einer Hnpothef wegen faljcher ‚An- 
gabe über die Miethsverhältniffe 167; 
Höhe des Ed. unter höherer Bemeffung 
des Werths eines Grundftüds ale 
früher von Kläger angegeben 172; fein 
Ed. von dem. demnächlt abgewiejenen 
Widerjpruchsfläger, . wenn die Pfän- 
dung nur mittelft Plakaten angedeutet 
und demnädhft die Sachen für andere 
&läubiger gepfändet und verfteigert 
find 824. yore a 
Scheidung von Tifch uud Belt. 
Bormwurf der Abtreibung der Xeibes- 
nude SA... 
Schiedsgerichtlihes Berfahren. 
Zwei Sprüde ertheilt 836; Sc. ©. 
bleibt maßgebend nad) Aufhebung des 
urfprünglien Bertrags 837; feine 
Ablehnung des Symdifus der Kon- 
vention, welder vertragsmäßig ale 
Schiedsrichter beftellt war, weil er 
feine den jpäteren Streitfall betreffende 
Rechtsanfiht der Konvention umd 
einem anderen Rechtsanwalt mitgetheilt 
hatte 838; Nothwendigkeit, das. vecht- 
liche ‚Gehör zu gewähren dur) den 
E chiedsfpruc) implieite ausgefchloffen 
839; Schiedefprud) über Lieferungen 
aus vor den Beitritt zum Cyndilat 
geichloffenen Verträgen 840; ftill- 
jhweigende Zuftimmung zur Ber- 
längerung ‚des Syndifats 841; Ein- 
rede. de8 Schiedsvertrags, damit über 
den Gegenanfprucd des Beklagten vom 
Schiedsgericht entichieden werde 842; 
Gerichtsftand der Klage auf VBollfired- 
barfeitserflärung 835; einer ber 
Schiedsrichter legt nad) der Unterzeich- 
numg, aber vor Zuftellung des Scdyieds- 
Ipruch8 fein Amt nieder und verweigert 
jeine weitere Mitwirkung 833; Klaufel, 
die Wahl geht auf den betreibenden 
Theil über, wenn der andere Theil 
den zweiten Schiedsrichter nicht wählt; 
wählt diefer wilfentlid) einen Nicht- 
annehmenden, fo? 834; Berluft des 
dadurd) dem betreibenden Theil er- 
wachjenen Kechts, wenn diefer andere 
Wahl geftattet? 834; . replica. doli 
gegen die Berufung auf die Schieds- 
Haujel 832; feine Klage auf von dem 
EC chiedsrichter nicht geforderte Vor- 
legung, von. Urkunden an diejen 349. 
Shiffstollifion. Keine Haftung des 
Aheders des Schleppers für Berfchul- 
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den dev Mannfchaft des gefchleppten 
ES diffs 222; Exrfulpation? 221; .lang- 
m Sahrt nur bei dien Wetter 
Schuldfchein,. Kein öffentliches Auf- 
gebot eines auf den Namen des Be- 
Elagten als Glänbigers lautenden Eerti- 
fifats, wenn dies verloren ging 356. 
Schuldübernahme durch Abichhik 
des Bertrags zwiichen Veräußerer. md 
Vebernehmer ‚mit defjen Verpflichtung, 
die Abgabe an den Ficenzgeber zu zah- 
Ion 345; .Berfprechen, die Schulden 
und Verpflichtungen des Verfäufers zu 
übernehmen, geht nur auf die fälligen 
Geldfchulden 344. | 
Schule. Gymnafinm unter fran- 
zöfifcher Herrichaft juriftiiche Perjon 
6655, Vergleich über eine. Schulbau- 
Kane fein außerordentlicher Borfall 
Schweigen (j. Erklärung) als Zu- 
ftimmung 386, 841; Sch. auf undeut- 
liche Erklärung feine Suftimmung 234; 
Sch. auf Weigerung, einen Mieths- 
vertrag » vollziehen, als Aufgabe des 
Nehts 424. | en 
Sequeftration einer verpachteten 
Domäne im Konkurfe des Pächters? 
846, 829, . 
Sicherheit. Anfprud) auf Rüdgabe, 
wenn das zu fihernde VBerhältniß nicht 
zur Ausführung gebracht wurde 367; 
nachträgliche Beftinmung über die Art 
der ©., nachdem im UÜrtheil nichts be= 
ftimmt war 820; ©. verjprocdhen, wenn 
der in Ansficht genommene Eintrag 
des Vergleiche im Grundbud, wodurd) 
die Berpflicdhtungen, für die. Nechts- 
nachfolger verbindlich gemadjt werden 
jollen, von der Gewerfjchaft nicht ge- 
nehmigt wird; wann und wie ift die 
Sicherheit zu Teiften? 366. ©, für 
die Koften. Keine einer ruffiichen 
0.9. ©. 718. e 
‚Simulation. Klage gegen den Eeifio- 
nar aus finulirter Eeffion auf Löfchung 
der Hhypothef 266; fimulirte Eejfion 
und auf Grund devjelben Weitercejfion 
an Dritten, unmwirkfam ‚gegen, eine 
Pfändung des Anjpruhs des ur 
rungsnehmers einer  Lebensverfic)e- 
rungspolice 267; ©. eines Kaufs zur 
Siderheit 32, 34, 35,.aber 36. 
ES onderrechtsnachfolger des Licenz- 
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trägers feine Verpflichtung zur Zahlung 
der vertragsmäßigen Abgabe, weil er 
mit Kenntniß der Berpflichtungen feines 
Rechtsvorgängers deffen Berfahren aus- 
geiibt hat 344. 

Souutagd braucht eine Zahlung 
nit angenommen zu Werden, aud) 
wenn fie zur Wahrung eincs Nechts 
gefchieht; wohl aber ift eine Erklärung 
entgegenzunehmen 308. 

Soulte. Bedeutung 608. 

Spedition. Spebditenr hat lediglich 
nad) Anmweifung feines Gegenfontra- 
henten zu verfahren; Berurtheilung 
zum Wertherfag, wenn er ohne folche 
die Waare aus der Hand gibt 387. 

Staatsvertrag zwijihen Baden und 
Tranfreidh über die Gemeindegrenzen 42. 

Stadt- Feuerfozietät Breslaus; er- 
ftreeft fich diejelbe aud) auf die Feftungs- 
werfe? 2. 

Stadt und Staat. Keine Ber- 
pflichtung des Staats, die Penfionen 
der ftädtifchen Beamten de8 Nadt- 
wachtdienftes zu übernehmen 627. 

Stellvertreter. Die Ratihabition 
wirkt gegenüber dem Dritten aud) 
wenn fie nur dem Bertreter gegenüber 
erklärt war 244; Natihabition ohne 
Bedeutung, wenn nicht in Kenntnif 
der früheren Erklärung abgegeben 244; 
der Vertreter haftet dem Dritten, mit 
welchen ev unter Weberjchreitung feiner 
Bollmadht bezw. ohne Auftrag Fontra= 
birt 239, 240; der Oberfteiger einer 
Grube nicht Tegitimirt zum Borbehalt 
der Konventionalftrafe; Wirfungstofig- 
feit einer Ratihabition nad) Ablauf 
der Frift 241; Bürgichaft von einem 
Handlungsbevollmädhtigten erklärt; 
9.8.83.47 242; Schweigen des Prin- 
zipals, nachdem ihm bekannt geworben, 
daß fein Handlungsgehülfe in feinem 
Namen Bürgihaft erklärt hat 243; 
der Borfitende de8 Borftandes der 
jüdifhen Gemeinde ertheilt die jchrift- 
Tiche Ausfertigung eines Vertrags; un- 
erheblich, ob die Bejchlüffe unter Theil- 
nahme aller Borftandsmitglieder unter 
Zuftimmung einer ordnungsmäßig be- 
rufenen Repräfentantenverfammlung 
gefaßt find 238. 

Stempel. Einforderung eines S.8, 
welcher fchon einmal erhoben und zu- 
rüdgezahlt war 632; fein ©. zu einen 


wegen mangelhafter Form nicht Flag- 
baren Werfverdingungsvertrage 638; 
fein Schenfungsftempel für die No- 
tirung einer Schenfung an einen Stadt- 
rath zu den Alten 635; fein neuer 
ftenpelpflichtiger Berjicherungsvertrag, 
wenn die Verficherungsfumme herab- 
gefetst wird unter Befreiung von wei- 
tever Prämienzahlung 643; Schenkung 
an eine Stadt für ein Konzerthaus als 
gemeinnüßiges Unternehmen 636; re- 
mimeratorifche Schenkung für die von 
einem Sozius geleifteten Dienfte 641; 
preußijcher Landesftenpel von Liefe- 
rungsgejchäften über Kohlen für die 
Spandauer Werke des Pr. Militär- 
fisfus 633; von Lieferungsgejchäften 
über dem einzelnen Mann anzumefjende 
Kleidungsstücke 631; fein Randesftempel 
bein DBerfauf von individualifirten 
Diengen 639; die Schleufenthore des 
Nord - Oftjeefanals Feine Menge von 
Sadıen 629; Ausftellung neuer Hypo- 
thefen zum Eintrag auf die abgezweig- 
ten Parzellen für die Theilbeträge einer 
Hypothek auf dem ganzen Grundftüd 
640; Prozeßvollmaht mit Ermäd)- 
tigung, den Kapitalbetrag unter 150 
Mark nebft Zinfen und Koften einzu- 
ziehen 634; VBollmadtsftenpel, aud) 
wenn die Ortspolizeibehörde zu einem 
Berwaltungsitreitverfahren bevollmäd)- 
tigt 637; Prorogationsvertrag im 
Miethsvertrage 642; ©. von Certififa- 
ten über fiidafrifanifche Gold -share; 
mehrere share durd) ein Certififat re- 
präjentirt 628; Certififate der Sanadi- 
ihen Eijenbahn fir den neuen Eigen- 
thümer nad dent Gefete von 1890 
ausgefertigt 630. 

Stenerfreieit der Herzöge von 
Arenberg befeitigt 651. 

Stille Gefellichaft, Feine, fondern 
0. 9. ©. 500. 
Streitgenofjen, nothivendige, die 
Miiterben, gegen welche ein Miterbe 
Forderungen einklagt 6971; nicht die 
Solidarihufdner, welche Aufhebung 
einer einftweiligen Verfügung tider- 
Hagend fordern 697&k; nicht die ihr 
Erbrecht verfolgenden Miterben 697 m; 
die auf Aufhebung der Entmündigung 
Berflagten 697n. | 

Streitverfündigung aneinenStreit- 
genofjen 699, | 
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Stundung einer Wedjjelforderung 
bis zur Erledigung eines Zwangsvoll- 
firedungsverfahrens gegen einen Drit- 
ten; nad) defien Beendigung thut der 
Schuldner feine Echritte zur Befriedi- 
gung des Wechfelgläubigers 258. 

Snöhaftation eines Grundftüds; die 
auf demielben gewonnenen Schwemnt- 
fteine gehen auf den Erfteher nicht über 
24 


Subjekt des Forderungsrehts nicht 
die PBerfon, welche die Konventional- 
ftrafe einziehen fol 295; wenn mit 
einer Gelegenheitsgejellichaft Fontrahirt 
wurde? 498. 


Telephon. Abihlußdurd T., ichrift- 
liche Beftätigung erforderlih? 224; 
Bedeutung 249; muß der VBermicther 
dom Miether Zelephonanihluß ge- 
ftatten? 388. 

Teftament, j.Erbeseinjegung. Eigen- 
händiges T. mit forrigirtem Datum 
576; Rogation der Zeugen 574; die- 
jelben miüffen die Erklärung des Tefta- 
tor8 verftanden Haben 575; TI. in 
einem felbftändigen Gutsbezirt von den 
benadhbarten Dorfgerihten aufgenont- 
men 578. Gemeinjhaftlides T. 
Die Witwe errichter ein eigenes T, 
und ftirbt, bevor das gemeintchaftliche 
T. eröffnet wird 580. 

Teitamentspollftreder führt einen 
Prozeß im Namen des Nadjlaffes, 
aber nur im Interefje einiger Mit- 
erben; wer Hat für die Koften aufzu- 
fommen? 614; feine Untreue, weil ın 
öffentlicher Berfteigerung ausgebotene 
Grumdftüde dem Meiftbietenden zu- 
geihlagen 615. 

Theilnahme an der Begünftigung 
eines Betrugs; Fein Regreßanfprud 
unter den Theilnchmern 334. 

Theilung der Eltern unter den Kin- 
dern oder Bertrag zu Gunften Dritter 
nah Rheiniichen Net 429. 

Theilnrtheil nicht Berurtheilung 
zur Micderherftellung einer Hypothef 
unter Borbehalt der Enticheidung, ob 
an der früheren Stelle 775. 

Thiere. Die Kuh de8 Beklagten 
hat den Streit angefangen 223. 


Unfallverfihernngsgefege. Keine 
Anwendung auf Zollbeamte, welche auf 


461 


= Bahnıhofe dienftlid) befchäftigt find 
48 


Ungültigfeit. Die ohne Umfchrei- 
bung erfolgte und deshalb ungültige 
Seifion einer Hhypothef enthält nad) 
dent Bertragswillen die Ceffion der 
perjönlichen Forderung für den Fall 
des Ausfall der Hypothet 336; U. 
eines Bertrags bei Kenntniß eines 
Umftandes; der Kontrahent hat fich 
nad) diefem Umftande nicht erkundigt, 
obwohl dafjelbe angezeigt war 482; 
U. von Erwerbungen und Beräuße- 
rungen bon Grundeigenthum wegen 
Handlungsunfähigkeit, Berpflichtung 
zur Rüdauflaffung ohne Zurücbehal- 
tungsrecjt wegen Berwendungen 57; 
ein einzelne Bofitionen betveffender Srr- 
thum macht den unter einer Gejammt- 
abgabe gefchloffenen Ablöfungsrezeß 
ungültig 279; U. Iettivilliger Ber- 
fügung wegen Srrthinns und Be- 
us: 592. 

nmöglichfeit der veriprochenen Er- 
füllungsart wegen Subhaftation des 
Srundftüds; Intereffeanfprud) des 
Käufers 330; Repartition des Alten- 
theils unmöglich, deshalb feine Weige- 
rung, den PBarzellenfauf notariel zu 
Ichliegen 145 ; Verpflichtung, einen Weg 
aufzufüllen, landräthliches Berbot 144, 

nterbrediung de3 Verfahrens 
durd) Konkurs des Beklagten, Weiter: 
verfolgung gegen die Kridarin? 730; 
nit vom Konfursverwalter aufzu= 
nehmen 730; Gintritt des Konfurs- 
verwalters in einen Prozeß des ver- 
ftorbenen Gemeinjchulduers als Be- 
flagten über Mufterichußverlegung ; 
Ausjegung? 730b; Feine Ausjeung 
wegen Gehirnerweichung 730c; wie- 
weit auszufegen, wenn einige Streit- 
genofjen verftorben find? 730d; Auf- 
nahme des durd) den Tod der Klägerin 
unterbrochenen Berfahrens durd) eine 
Miterbin 730e. 

Urheberredjt. Uebertragung eines 
Aufführungsredits vor dem Deutjchen 
Urheberrechtsgefege, Wirkungen nad) 
denjelben 114; Beginn der Berjährung; 
Berhältniß der reichsrechtlichen und der 
landesgejeglichen Borjchriften 113. 

Urkunde. Blanfett von dem Em- 
pfänger unter Aenderung gedrudter 
Worte des Formulars ausgefüllt 246. 
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riundenvorlegung. Vorlegung der 
Handelsbticher ar eirten Vertreter ber 
mehreren Erben eines Gefellichafters 
nad) Auflöfung der 0. 9. ©. 508; fein 
Anipruc) auf Borlegüng der Korrefpon- 
denz des Gegners mit feinem Vertreter 
757; Borlegung der Gejhäftsbüchjer 
der 0. 9. ©. nicht abzıılehneit bei Be- 
hauptung beftinmter Thatlachen 757b. 
“ Hrkunden- und Wechfelprogeh. Die 
Seffion war, wieim Prozeß eruirt, in 
blanco ausgeftellt 809; Klage unter 
der Firma des Mechjelausftellers ab- 
gewiefen, weil Uebergang auf derzeitige 
Anhaber der Firma urkundlich nicht 
en 810. u. 
Urtheil. eftitellungsurtheil auf 
Leiftungsflage? 773; Endurtheil für 
die Zufunft, Zwifchenurtheil für die 
Bergangenheit 773; fakultative Wahl 
des Beklagten 296; der Richter brauchte 
nicht zu erörtern, ob die Klage defini- 
tiv abzuweifen fei, meil fte zur Zeit 
abzumeifen war 774; Berurtheilung 
zum Werth ftatt der Naturalerfüllung 
nad) einem Abfommen 138; fein U. 
auf unmögliche Keiftung 512; Abwei- 
fing wegen im Laufe des Prozefjes 
eingetretener Befriedigung? 71; die 
Forderung ift im Laufe des Prozefjes 
geftundet 262; U. auf Eintrag Hinter 
eingetragenen Hhpothefen und mit an- 
derer Zeitbeftimmumg als da8 Geringere 
bei Klage auf Eintrag an eriter Stelle 
und NRüdzahlbarfeit nad) einviertel- 
jähriger Kündigung 82. | 
_ Mrtheilsbegrändung. Schriftitüde 
des Klägers haben’ har den Sadjver- 
ftändigen, nicht dem Richter vorgelegen 
779; Eid dem Kläger auferlegt, weil 
Beflagter die betreffende Urkunde ver- 
Ioren hat 781; feine abfolute Gewiß- 
heit über den fpäteren Verlauf einer 
Gehirnerjchüttering 487; alı8 eigener 
Erfahrung ftellt der Berufungsrichter 
feft, daß die erforderfihe Schutmaß- 
vegel technisch ausführbar war 780, 


Bäterlije Gewalt, |. Adoption. 
Sutsinfpeftor aud) bei feinem Vater 
nit mehr der väterlichen Gewalt 
unterworfen 559. ur 

Beränderte Umftände bei einem 
Beripreden, Prisritätsaktien zu zeichnen 
514; v. 1. gegenüber dem Berfjprechen, 
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einer Gemeinde einen Zujhuß zum 
Kanalbau zit geben, wenn das Kanal- 
projeft geändert wird?’ 294. 

_ Bereinigung Über Abfak von 
Wanren. Keine Kontraveintidni dircch 
ünterlaffene Aufnahme der vom Gegen- 
fontrahenten zu beziehenden Waare in 
die eigene Preislifte 499. 

m eralei0 gran Refiltationgflage 
307; ganzer B. ungültig wegen irr- 
thümlid) angenommener Höhe ver 
Schuld; Anjprüde En Rüdzahlung 
und Rüdgabe von Wedjfeln, die auf 
Grund des B.8 gegeben und weiter 
begeben waren 269-—271; B. mehrerer 
PBerfonen über eine Erbichaft gegen 
den Inhalt eines uneröffneten Tefta- 
ments bleibt für die übrigen gültig, 
aud) wenn eine einzelne Perfon nicht 
gebunden 350; Ungültigleit des B.8 
wegen wejentlichen Srrthums 279. 

3erlehnt, volles oder ganzes, bei 
der Werbung verfprochen 549. 
 Berfünmnißverfahren. Boraus- 
feung für das Verfäuntinigurtheil in 
der Berufungsinftanz 785; VB. gegen 
den Kläger, welcher die Klage gegen 
den Widerfpruch der Beklagten zurrüd- 
genommen und in der Sade: nicht 
verhandelt hat 785b. | 
ann: Keine eigene des 
Berlegten 139. B. Anderer. Haf- 
tung des Vaters für ereiEn Tödtung 
durch den Sohn 215; Haftung des 
Lothringifchen Bezirks aus einem Ber- 
jchulden des Wegemeifters, welcher auf 
einer Kreisftraße eine Straßenwalze 
ftehen Tieß, in fyolge defjen ein Dienjch 
verunglücdte? 214. | 

Berfiherungsgejellfhaft auf Ge- 
genfeitigfeit. In eirier von einem 
Staatsfömniiffar einberufenen md 
präfidirten Generalverfammlung wählt 
der einzige Komparent den Bermwal- 
tungsrath, diejer den Diveftor; gültig 
529; Form der Einladungen 529. 

Berjiherungsverfräge. Lebens- 
vetfihernng. Zahlung an eine An- 
dere al8 die in der Police genannte 
Empfangsberechtigte 494. DIrans- 
portverjidjerung. ndigung des 
Berhältnifies dur) Kündigung; Tann 
fi der Berfiherungsnehmer, welcher 
jeine Police verloren hat, darauf be> 
rufen, daß er eine mangelhafte Ab- 
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jchrift erhalten hat und dadurd) im 
Srrthum verfetst ift? 480; frei von 
Beihädigung außer im Strandıngs- 
fall 478; ift die Tare überfest? 479; 
Berfiherung auf behaltene Ankunft, 
Untergang des Schiffs vor der Be- 
fadung, Chartern eines andern Schiffs 
477. Unfallverfiderung, |. Be- 
DE Sind die nadıthei- 
Ligen Folgen bleibende? Wie zu er- 
fennen? Keine abjolute Gewißheit zu 
fordern 487 ; Diaßgeblichkeit des Straf- 
urtheils für den Civilvichter bei An- 
wendung des $. 117 des Gejeties vom 
5. Mai 1886 auch bezüglid) der per- 
fönlihen Stellung des Urhebers der 
Berleung 488; Erwerbsunfähigfeit 
feine direkte Folge des Unfalls 489; 
hat der mit einer Kugel im Kopf Auf- 
gefundene GSelbjtniord geübt? 483; 
Bernehmung der Mitglieder der Kont- 
miffion über den Umfang der Arbeits- 
unfähigfeit vor dem Prozegrichter 491; 
der BVerfiherungsnehmer entjchuldigt 
durd) eine Mittheilung an den 'In- 
fpeftor, welder diefe in den Antrag 
nicht aufgenoinnen hat 490; verfpätete 
Zuziehung eines Arztes und verfpätete 
Anzeige erkulpirt 485. Hagelver- 
liherung. Der Agent hat fi) nicht 
nach der Eriftenz eines nod) laufenden 
a  erfundigt, ob- 
wohl das angezeigt war 482; die Ber: 
fiherung verfallen, weil weder Prämie 
gezahlt nn MWecjjel gegeben ift 481. 
Seuerverjiherung. Die verficherte 
Mafchine brennt auf einem anderen 
Gute ab; Auslegung der Police 472; 
Berfäumung der Präffufivfrift bei uniter- 
ftelter Berfchuldurig des Anwalts 474; 
Hantieren mit einer Lampe in einer 
Weberei 473, Berwirfung des Erjat- 
anipruch8 nicht wegen jeder Kontra- 
vention 475; e8 war nicht angezeigt, 
daß fi) in der Darre ein Koch befand 
476; der Berficherungsnehmer hatte 
auf der Malzdarre naffen Kaffee ge- 
trodnet 476; die Grundfäge der See- 
berficherung über Ungältigfeit der Ber- 
fiherung, wenn ein objeftiver, die Ge- 
fahr erhöhender Amftand ohne Ber- 
Tdhulden des Berficherungsnehmers nicht 
angegeigt it, finden feine Anwendung 
b. 


Berfteigerung mit vorbehaltenem 
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Zufchlag; ift diefer vedhtzeitig ertheilt? 
230. 


| Sa Keiner bei einem von der 
anderen Seite nicht angenommtenen 
Zufag 227; mangelnder Konfens, ob 
eif Rotterdam’ oder cif Kontinent 226; 
Annahme des B.8 durd) Annahme der 
un 228; fein neuer B., weil nad) 
Aufhebung des Patents Ricenzgeber fid) 
zum Rücktritt bereit erflärt hatte, Ricenz- 
nehnter darauf nicht eingegangen war 
229; telephonifcher B. bedatf feiiter 
ichriftlichen dung 224; Abihluß 
d08 B.8 in Abfchnitten 225; Perfef- 
tion des jchriftlihen B.8, wenn Eini- 
gung über die Effentialien erzielt ift 225. 
- Serwaltungsbehörde. Entfcheidung 
derfelben fiber vermögensrechtliche An- 
jprüche unabänderlid) 492. 

Berziht auf ein durch Pfändung 
und WYeberweifung einer Forderung er- 
worbenes Recht 347; B. auf das Redht, 
Marktftandsgeld zu erheben, ftcht der 
jpäteren Erwerbung des Nechts durd) 
Verjährung nicht entgegen 346 ; feiner 
durd) Angabe niedrigeren Werths 172; 
B. auf Rechnungslegung trot $. 381 
TUR. I, 16 184. u 

Bindifation von Papieren, weldje 
von einem Bankier ohne Kupong und 
Talons verpfändet find 92; fein Zu- 
rüdbehaltungsreht des bösgläubigen 
Befigerg wegen Verwendungen 57; 
and nicht des gurgläubigen güter- 
gemeinjchaftlicien Ehemanns, weldjer 
a unredfiche Befigerin geheirathet hat 
57. | 


Boransjesung (1. Eigenfchaft) als 
Beltinnimgsgrund; Unterfchied bei B. 
von Eigenfchaften und von Umftänden 
280; B. eines Kaufs und einer Bürg- 
ihaft die Berfiherungsfumme eines 
Haufes 273. 

Borbereitende Schriftfäte aud) die 
nene Beweisanträge enthaltenden 720. 

Borkaufsrecht der Miterben 603; 
der Fall des Borkaufs lag noch nicht 
vor, al8 fi ein Kaufluftiger gemeldet 
hatte 100. | | 
-_Bormundfchaft. Die obervormund- 
Ihaftliche Genehmigung zu einem Ber- 
Tauf der Minderjährigen fehlt; unfchäd- 
id), nadydem diefelben der Erbichaft 
entlagt haben 563; die nicht der Bor- 
mundichaft fähige Stiefmutter hat trog 


464 


vorhandener Kollifion der Antereffen 

nicht die Beftellung eines Anderen als 

Bormund veranlaßt, jondern felbft die 
B. übernommen 565; Replif der Arg- 
nn gegen die Einrede der Präflufion 
bDd. 


Wedel. Ausfüllung eines Blanketts 
als Sichtwechfel 319; Hat Andoffant 
einen Regreßanfprucd), wenn er ven W. 
einlöft, obfchon er gegen ihn verjährt 
war? 320; wie läuft die Wechfelver- 
jährung gegen den AImdoffanten, ver 
nicht zahlt und nicht verflagt wird? 
3520; der Nachmann Hatte den Sn- 
doffanten und den Ausfteller verklagt; 
fann fi) darauf Indofjant berufen, 
wenn er den W. vom Nadymann ein- 
gelöft Hat? 321, 322; Unterbreddung 
dev Wechjelverjährung ohne Klagzu- 
ftelung an den richtigen Bertreter 322, 
323; muß aud) dem Streitgenofjen der 
Streit nad) Art. SOW. D. verfüindigt 
werden? 323; wirkt Zurüdnahme ver 
Klage de8 Nacdymanns einen anderen 
Lauf der Berjährung? 324; Einrede 
des Ausftellers gegen die Wechfelvegreß- 
Klage des Remittenten, diefer habe durch) 
das Indofjament eine Bürgfchaft fir 
die Wechjelverbindlichkeiten des Accep- 
tanten übernommen, unbegründet 318; 
Bürgfchaft durch) Hingabe eines W.8? 
325, 326; feine Einreden aus Zah- 
lungen an und NRealifationen von 
dem angeblichen Bürgjchaftsgläubiger 
327; Proteft zur nicht gefehäftsmäßigen 
Zeit bewilligt 317; exceptio doli 
wegen Kollufion des Mitinhabers der 
Sa nopepeme mit dem Smdoffatar 
316. 


Wege. Wie wird der nicht öffent- 
liche Weg zum öffentlichen? 110; Ber- 
urtheilung zur Wegnahme einer auf 
nicht öffentlichen Wege angelegten Feld- 
bahn 110. 

MWegebau. Bewilligung einer Bei- 
hülfe, Fälligkeit derfelben 263; feine 
Zurüdbehaltung des Ganzen, weil fid) 
Mängel an dem in öffentlihe Be- 
nugung genommenen Wege hevaus- 
geftellt haben 308. 

Werkverdingung. Der Werfmeifter 
baut auf Anordnung des Bauherrn 
wider ein Bolizeigefe 415; Aenderung 


des Preifes für Ausihachtungsarbeiten, 
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wenn der Boden nadquillt? 418; 
Berdingung eines aus mehreren Da= 
Ichinen beftehenden Werkes; Nechte des 
Beftellers gegenüber den an einzelnen 
TIheilen hervortretenden Mängeln 416; 
Beflagte hat den Schaden zu erftatten, 
weil fie eine beftellte Mafchine fchmerer 
als bedungen Eonftruirt hat 453; münd- 
liches Berjprechen der Vergütung, nad)- 
dem ein Theil der Arbeit geleiftet war 
— ÜU.R.I, 5, 8.165 — 419; der 
Werkmeifter hat die Wafferentziehung 
nit bis zu dem zugefagten Erfolg, 
erreicht; der Befteller ift zurücigetreten;;, 
Klage auf Zahlung des Neftes abge- 
iwiefen, Berurtheilung zur Rüdzahlung 
des Erhaltenen 417. 

Werth des Streitgegenftandes. 
Condictio indebiti auf Kapital und 
die gezahlten Zinjfen 691; Streit über: 
das Gläubigerreht einer Forderun 
690; Futterkoften neben dem Wert 
des Pferdes 687 ; Lölcyung einer Hypo= 
thef, ein Theil vor der mündlichen. 
Berhandlung gelöfcht 688; Anfechtung 
eines Befchluffes der Generalverfamm- 
fung 689; Auflafjung eines zum Nad)- 
laß gehörigen Grundftüdes an eine 
Miterbin begehrt 686; Ausfallforde- 
rung, für welche Bürgen haften 684; 
Beklagte follen nicht ohne Zuftimmung 
des Flagenden Miteigenthiimers ver- 
äußern 685. 

Widerruf lettwilliger Verfügung 
durd) die nteftaterben wegen Miß- 
handlung der Erblafferin 593, 5945 
fein 8. einer lettwilligen Berfügung 
durd) Errichtung einer neuen 591. 

iederanfnahme des Verfahrens. 
Reftitutionsklage Mangels einer Läfion 
des Reftitutionsflägers abgewiejen 339; 
Reftitutionsklage wider den auf Grund 
nicht erhobenen Widerfpruchs erfolgten 
Eintrag einer Forderung in die Kon- 
furstabelle 807; frühere Kenntniß des 
Prozeßbevollmädtigten des Konfurs- 
verwalters8 von der Urkunde fteht der 
eigenen Kenntniß des Konfursvermals 
ters nicht gleich ; anders beim General» 
bevollmächtigten 808. 

MWiedereinfegung, weil das Ar- 
muthszeugniß von faljcher Behörde er- 
theilt, Srift verfäumt 731; der Anwalt 
hat verfchentlic) Revifion nur in einer 
Sache eingelegt; feine W. 731b; W. 


Alphabetifches KRegifter. 


—— 


verweigert wegen Berfäumung der dier- 
zchntägigen Frift 731c; W. wegen 
Abwesenheit und Gefängnißftrafe? 
731d; W., weil die Frift zufolge 
unterlaffener Mittheilung eines Be- 
richtigungsbefchluffes einem verftorbe- 
nen Rechtsanwalt zugeftellt war 731e; 
W. bewilligt, weil das Gefud nicht 
zeitig als joldhes auf Bewilligung des 
Armenredhts aufgefaßt 731. 

Wiederfauf innerhalb einer Frift; 
der Berkäufer braucht nicht Zahlung 
zu leiften oder anzubieten 98; der Ber- 
fäufer trifft den Käufer am Tetten 
Tage der Frift in feiner Wohnung 
nidt an 99. 

Wohlerworbene Rechte durd vie 
geießlihen Beitimmungen über Nad)- 
barredt nWÜ.EUNR. I, 8, 88.139, 
140 nicht begründet 56b. 

Wucher, |. Causa. Keine Rüd- 
forderung aus unerlaubten Gejchäft, 
weil Kläger feinen Schaden hatte 163. 


Zahlung, |. Rücforderung gezahlter 
Nichtihuld und NRiückforderung wegen 
nit eingetretenen Erfolges. Es be- 
darf nicht des VBorbehalts einer Gegen- 
forderung bei der 3., um jene nod) 
jpäter geltend machen zu fünnen 361; 
verabredete Kompenlation der Zinjen 
fteht für die Unterbredung der Ber- 
jährung der Hauptichuld der 3. gleid) 
152; 3. durch eimen Dritten unter 
einer vom Willen des Gläubigers ab- 
hängenden Bedingung 146. 

Zeitbeitimmung, |. Kimdigung. 
Der Nittergutsbefiger follte den Weg 
in zwei Jahren herftellen; er hat ihn 
in einem Jahre hergeftellt; Fälligkeit 
der Gegenleiftung 263; Fälligkeit bei 
Erhebung der Klage, Stundung im 
Laufe des Prozefjes 262; Necht aus 
sriftbewilligung aufgegeben durd) Ver- 
iprechen binnen zwei Stunden zahlen 
zu wollen 261; Fälligkeit der Eerti- 
fifate einer Lebensverficherungsbant 
a deren thatfächlicher Auflöjung 260. 

Zeitliches Recht. Armvendung des 
Heichsgejetses vom 22. Mai 1893 über 
Beredinung der Benfion für die früher 
angejtellten und nad) dem 1. April 
1593 entlaffenen Beamten 16. 

Zenge. Generalagent nicht un- 
mittelbar betheiligt 758; liber Zahlungs- 

Braris des Reichdgeriht3. XXIL. 
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einftellung 758b; Gebühren eince 
al8 3. vernommenen Recdhtsamvalts 
717; feine eines 3., der jein Zeugniß 
verweigert hatte 758c. 

Zinfen. Im Fall fäumiger Zing- 
zahlung Erhöhung des Zinsfußes fein 
Anatocismus 175; feine Berzugszinjen 
dur Subhaftation nod) durch abge- 
wiejene Klage 174; feine BVBerzugs- 
zinfen der Brandentichädigung, folange 
die SHypothefgläubiger, welche ihre 
Forderung angemeldet Hatten, nicht 
die Auszahlung bewilligen 176; Feine 
Anwendung von ÜL.R. I, 16, 8. 66 
auf Handeln wider einen Bertrag 177. 

Zubehör einer Apothefe die Mate: 
rialien und Eimrichtungen 25; der 
Käufer, welhem nicht aufgelaffen war, 
hatte auf dem Grundftüd ein Anfchluß- 
geleife, eine Xadebühne u. f. w. ange- 
legt, welche au den Berfäufer mit dem 
Grundfticd zurüdfallen follen, wenn 
der Kaufpreis nicht bezahlt wird. Der 
Käufer fällt, ohne gezahlt zu haben, in 
Konkurs 26; eine transportable Bahn - 
3. der Fabrik 27; Pfändung und Ber- 
jteigerung don Schwernmfteinen, die 
auf der in Beichlag genommenen 
Fabrik aus Bimsftein gefertigt, der 
vom Grundftücd genommen ift 24. 

Zurüdbchaltungsreht. Kein 3. 
wegen Koften, die der Anfechtungs- 
Häger behufs Einziehung von zurüd- 
Au Reiben Wechjeln aufgewendet hat 

1. 


Zuitelung. rjabzuftellung für 
den Zudthausfträfling durd) Zuftel- 
lung anden Strafanftaltsdireftor 729b; 
der einftweiligen Berfügung an den 
Provofaten ftatt an deffen Prozef- 
bevollmächtigten, Heilung 771; Mangel 
der Zuftellung der Klage an den Ehe- 
mann geheilt 697; Zuftellung des 
richterlihen Befehls gemäß $. 675 
AL. NR. IL, lan die Bartei oder den 
Rechtsanwalt während des Chefchei- 
dungsprozejies 728; 3. des Koftenfeft- 
ftelungsbejihluffes und des Bejchluffes 
auf die Bejhwerde von Aınts wegen 
128 b; feine Beglaubigung durd) einen 
anderen Anwalt als den zuftellenden 
125c, 729. 

Zwang. Bedrohung mit einer An- 
zeige wegen einer ftraflojen Entwen- 
dung 292, Erzwingung einer Bürg- 
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Ihaft durd) Bedrohung mit einem 


Skandal 23. 

Zwangsvergleih. Gibt der Ab- 
fonderungsberechtigte jein Pfandredit 
dadurh auf, daß er für die ganze 
Forderung über den Akford abftinmt ? 
843. 

Zwangsvollitredung. Das Land- 
gericht hat mittelft vorläufig vollitred- 
baren Urtheils fchlechthin zur Zahlung 
verurtheilt, da8 Berufungsgericht be- 
dingt abgewiejen und für den Fall 
der Eidesleiftung auf Rüdzahlung ver- 
urtheilt. Die Anfchließfung des Be- 
Hagten an die NRevifion ift mit der 
Aufhebung des Berufungsurtheils cr- 
ledigt 825; vorläufig vollftredbar er- 
Elärtes bedingtes Urtheil in unbedingtes 
geändert; Berurtheilung zur Nüd- 
zahlung des Eingezogenen 817; Offen- 
barıngseid bei vorläufig vollftredfbarem 
Urtheil; keine unerfeßlichen Nachtheife 
821; nachträgliche Beitimmung ver 
Artder Sicherheitsleiftung 820 ; Gegen- 
 feitigfeit mit Defterveich verbürgt in 
Vezug auf die 3. aus der Konfurs- 
tabelle? 823; feine vorläufige Anord- 
nung über Einftellung der 3. nad) 
dem Endurtheil 818; Zuftändigfeit 
des Landgerichts zu der Vollitvedung 
für die mit eimftweiliger Berfügung 
angedrohte Strafe, obfchon einftweilige 
Berfügung beim Amtsgericht beantragt 
war 830; Widerfpruchsflage, wenn 
nicht auf das Ganze nach dem geltend 
gemachten Grunde, doc) theilweis nad) 
einem liquid vorliegenden anderen 
Grunde begründet 816; Unpfändbar- 
fett nach $. 749? 8.9.0. aud) be- 
züglih eines hHinterlaffenen Grund- 
ftüd8 begründet 822; Pfändung des 
Antheils an einer Erbichaft, Austrag 


Alphabetiiches Kegifter. 


zwilchen dem Miterben und dem Pfän- 
dungspfandgläubiger, ob der Gepfändete 
noch Anfprüche hat, nur im Theilungs- 
verfahren 607; Pfändung nur unter 
Andeutung durch Plafate; fein Sca- 
denserfaßanfpruch gegen den demnächft 
abgewiejenen Widerfpruchsffäger, wenn 
zufolge feines Widerfpruchs die Sachen 
für andere Gläubiger gepfändet und 
verfteigert find 824; Intervention der 
Kinder zurüdgewiejen, nadıdem fie das 
Geihäft für ihre Rechnung durd) die 
Mutter haben führen Yaffen, gegen 
welche gepfändet ift 236; 3. auf beffere 
Rechnung nad) gelegter Rechnung, au) 
gegen die Erben, und dur Dritte? 
826, 827; 3. eines Anjpruchs auf 
Hinterlegung zur Sicherheit einer Rente 
815; Vollftvedung eines Urtheils auf 
Auflafjung von Grundftädsantheilen, 
welche den Erben der Berurtheilten 
gehören 814; Feine Berurtheilung zur 
NRüczahlung eingezogener Koften auf 
Beichwerde 819. 

Zwed des Abkommens, der Tochter 
und dem Schwiegerfohn, wenn fie fich 
verheirathen, das Grunpftük aufzu- 
laffen gegen Gewährung von Wohnung 
und Koft, nicht vereitelt durch Miß- 
handlung 265. 

Zwifchenurtheil bezüglich der Dis- 
padje 421; daß die Rüdforderung nicht 
beredjtigt, fomweit Pflafterungsfoften er- 
hoben find 778; 3. auf Herausgabe 
eines Guts nebft Früchten salva liqui- 
datione ohne Berhandlung über die 
Retentiongeinreden 776; 3. nad) 8. 276 
über den eventuellen Klaganfprud, 
während iiber den prinzipalen Anfpruch 
hätte ein Endurtheil gegeben werden 
jollen 777; 3. nad 8. 276 bei einer 
Enteignung 620—621. 


Beridtigungen. 


3u Band XVI. 
Nr. 378, 3.1, ftatt: 566, lies: 565. 


3u Band XXIT. 
©. 64 bei 128 ftreiche die Randrubrif „Patent“. 
&.65 und ©. 66, ftatt: Randrubrif „Patent“, Lies: „Patentrecht und 
Nedht der Erfindungen‘. 
Nr. 164, 3.5 von unten, ftatt: „der“, lies: „den‘. 
3.4 von unten, ftatt: „gegenwärtige, lies: „gegenwärtigen“. 
Nr. 250, 3.8, ftatt: „Ausführung“, lies: „Ausfüllung”, 
Nr. 553, 3.11, ftatt: „Ehefrau deren‘, lies: „Ehefrau die Pfändung 
und Meberweifung von deren”. 


Drud von 5.9. Brodhaus in Leipzig. 
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